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Borrede 


Bei der erjten Bearbeitung des vorliegenden Handbuchs 
des deutſchen Staats- und Bundesrecht? war es zunächſt 
nur auf einen, beſonders für die ſtaatsrechtlichen Vorleſun— 
gen des Verf. beftimmten Leitfaden abgeiehen, weshalb daf- 
jelbe in der erften Abtheilung, welche 1841 erfchien, die 
Geftalt eines Grundrijfes mit Ausführungen, unter 
genauerer Angabe der Quellen und Literatur des öffentlichen 
Rechts Deutfchlands, an fih trug. Obwohl fih nun das 
Buch gerade in diefer Geftalt des bejondern Beifalls ala 
Hülfdcompendiums für academifche Vorträge auch auf andern 
Univerfitäten zu erfreuen hatte, fo mußte doch die Nüdficht 
auf die Bedingungen allgemeinerer Brauchbarfeit des Werks 
in weiteren Kreifen dazu führen, bereit® in ‚der zweiten 
Abtheilung (1842), welche das Regierungsrecht, jedoch nicht 
vollftändig, umfaßt, die ftaatsrechtlichen Grundfäße nicht blos 
grundrißartig anzudeuten, fondern dogmatifch auszuführen und 
zu begründen, was dann auch in der dritten Abtheilung 
(1845; den Schluß des Regierungsrechts und dad Bundes- 
recht enthaltend) in erhöhten Maaße gejchehen ift, So trägt 
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Bei der erſten Bearbeitung des vorliegenden Handbuchs 
des deutſchen Staats- und Bundesrechts war es zunaächſt 
nur auf einen, beſonders für die ſtaatsrechtlichen Borlefun- 
gen des Verf. beftimmten Leitfaden abgejeben, weshalb daf- 
ſelbe in der erften Abtheilung, welche 1841 erjchien, die 
Geftalt eined Grundriſſes mit Ausführungen, unter 
genauerer Angabe der Quellen und Literatur des öffentlichen 
Rechts Deutſchlands, an fih trug. Obwohl ſich nun das 
Buch gerade in diefer Geftalt de3 beſondern Beifalls als 
Hülfscompendiums für academifche Vorträge auch auf andern 
Univerfitäten zu erfreuen hatte, jo mußte doch die NRüdkficht 
auf die Bedingungen allgemeinerer Brauchbarfeit des Werks 
in weiteren Kreiſen dazu führen, bereit in der zweiten 
Abtheilung (1842), welche dad Regierungsrecht, jedoch nicht 
vollftändig, umfaßt, ‚die ſtaatsrechtlichen Grundfäße nicht blos 
grundrißartig anzudeuten, fondern dogmatifch auszuführen und 
zu begründen, was dann auch in ber dritten Abtheilung 
(1845; den Schluß des Regierungsrechts und das Bundes- 
recht enthaltend) in erhöhtem Maaße geichehen ift, So trägt 
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das Werk in ſeiner erſten Bearbeitung äußerlich eine ſehr 
verſchiedene Geſtalt zur Schau, obwohl die Behandlung in 
materieller Hinſicht, über welche ich mich bereits in der aus— 
zugsweiſe hier angehängten Vorrede der erſten Auflage aus— 
geſprochen habe, für alle drei Abtheilungen ganz die naͤm— 
lichen find. Zweifelhaft Fonnte ich aber darüber nicht ein, 
daß bei der ſchon jeit längerer Zeit nothwendig gewordenen 
neuen Bearbeitung der erfte Iheil den beiden andern 
auch in feiner Außern Form homogen werden müfle Schon 
deshalb läßt ſich das Verhältniß der frühern zu Ddiefer 
neuen Bearbeitung, wenigſtens hinfichtlich des erften Theile 
faum mit einem der für neue Auflagen gewöhnlichen Aus- 
drüdfe bezeichnen. Es ift vielmehr, obwohl die Anordnung 
‚im Ganzen diefelbe geblieben und dad in der erften Bear- 
beitung enthaltene Material größten Theil in die neue über- 
gegangen ift, faft ein neues Werk zu nennen. 

Als ein ganz neuer Beftandtheil des biftorifchen Ab- 
ſchnitts des allgemeinen Theil ift zunächft hervorzuheben die 
geſchichtliche Darftellung der neuern Verſuche zur 
Umgeſtaltung der deutſchen Verfaſſung 8. 43 f., 
welche, wenn auch in compendiariſcher Kürze, doch mit der— 
jenigen Sorgfalt und gemwifjenhaften Benugung der Quellen 
bearbeitet worden ift, welche die MWichtigfeit des Gegenftandes 
für die nächfte Vergangenheit und die Zufunft Deutfchlands 
erheiſcht. Dabei hat es fich der Verf. zum Geſetz gemacht, 
mit nidglichfter Unpartheilichfeit die Thatfachen ſelbſt Tprechen 
zu laffen und jedes Urtbeil und jede Behauptung durch 
Auszüge aus unverwerflichen Actenftüden zu belegen, in der= 
felben Weife, wie fehon vorher die Errichtung des deutjchen 
Bımdes ($. 40) und die neu hinzugefommene Kritif feiner 
Wirkſamkeit jeit 1815_($. 42) behandelt worden iſt. Bet 
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der kurzen Schilderung der Reichsverfaſſung (8. 297.) 
hat fih auch die neue Bearbeitung, in Ausführung und 
zweckmäßigerer Anordnung der in erfter Auflage nur ange 
denteten Punkte, auf das Nothwendigfte für dad Verftändniß 
der im heutigen Staatsrecht noch in Betracht fommenden 
Duellen beſchraͤnkt und ebenſo hinfichtliy der vorausgehen- 
den allgemeinen Lehren vom Staate überhaupt das- 
jenige Maaß feitgehalten, welches durch die Anficht des „Verf. 
über das DVerhältniß des ſ. g. natürlichen Staatsrechts zum 
pofitiven Mechte geboten war. Für beide Abjchnitte wird 
übrigens ſchon eine oberflächliche Vergleichung ergeben, daß 
auch der behandelte Stoff reichhaltigerer und umfaſſenderer 
ald der der Aften Ausgabe if. Ganz meu ift insbefondere 
der $. 17 über den Rechtsgrund der Staatögewalt, 
$. 18 über Fürften-, Volks- und Staatsfouveräner 
tät, $. 22 über das Wefen der Monarchie oder das ſ. g. 
monarchiſche Prinzip, $. 24 über Nepräfentativ- 
Verfaffung und das Weſen der Bolfärepräjentation. Auch 
it, was die im der erften Aufl. $. 21 nur ganz Kurz ange 
deuteten Staatsunions-Verhältniſſe betrifft, eine völlig neue 
Ausführung fiber diejelben ($. 25 f.), insbeſondere über das 
Wefen des Bundesftaats im Gegenfaß zum Staaten- 
bund ($. 26), hinzugefommen, ein Gegenftand, mit deffen 
Unterfuchung und Feftitellung ſich inzwifchen näher zu be— 
Schäftigen der Verf. auch durch feine Theilnahme an der Ab- 
faffung des ſ. g. XVller Entwurfs der Reichöverfaffung und 
als Mitglied der dentfchen National-Verſammlung durch das 
practifche Bedürfnig unmittelbar Hingeführt wurde. 

Einer faſt völlig neuen Bearbeitung bedurfte beſonders 
das Verfaffungsrecht der deutſchen Bundesſtaaten. Denn 
das frühere in der erften Auflage zufammengeftellte Material 
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bat durch die zahlreichen neuen Berfaffungen einen fchwer 
zu bewältigenden Zuwachs erhalten, welcher nothwendig be= 
rückfichtigt werden mußte, damit dad Werf ein entjprechen- 
der Ausdruck der gegenwärtigen Geftaltung des ſtaatsrecht⸗ 
lichen Zuftandes Deutjchlands werde. Daß es dabei dem 
Verf. nicht genügte, blos eine ftatiftiihe Zufammenftellung 
zu liefern, fondern daß es ihm hauptjächlid um Auffindung 
und wifjenfchaftliche Begründung der leitenden Prinzipien, bei 
aller Mannichfaltigkeit der grundgefeglichen Beftimmungen 
in den einzelnen Staaten, zu thun war, wird der zu einem 
Urtheil Berufene leicht zu erfennen im Stande fein. Be— 
fonderd tritt dieß in den Kapiteln von den Rechten der 
Unterthamen und noch mehr in der 2ehre von der land— 
ftändiihen Verfaſſung bervor, welde auch binfichtlich 
der Anorduung in der gegenwärtigen Bearbeitung fich we- 
jentlih von der Darjtellung der erften Auflage unterfcheidet. 
Die jegt der landftändifchen Verfaffung vorausgeſtellte Lehre 
von den Öemeinden ift in ihrer Ausführung ein faft ganz 
neuer Beitandtheil. 

Trotz dem, daß das Material der erften Auflage großen 
Theild jett in die eng gedrucdten Noten verwiefen werden 
mußte, und daß ein ganzer, früher im DBerfaffungsrecht be- 
handelter, Abfehnitt, nänılich die Lehre vom Staatögebiete 
und der Landes-Veräußerung ($. 81f. der erfien Aufl.), 
hier audgefchieden worden ift und erft im zweiten Theil Plag 
finden wird, mußte der vorliegende erfte Theil dennoch an 
Umfang bedeutend gewinnen. Eine ganze Reihe von Para- 
grapben (wenigftend 15) find neu Hinzugefommen und aus 
453 ©. find jebt 671 geworden. Um die Bergleihung mit 
der erften Auflage zu erleichtern,- Gitate aus jener auch in 
der neuen Auflage und umgefehrt benugen zu Fönnen, find 
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den neuen Paragraphen die Zahlen der erften Auflage in 
Klammern beigefügt. 

Die 2te und Ite Abtheilung erfcheint in der gegenwär- 
tigen Auflage zu einem Theile vereinigt, welcher dad Re 
gierungsrecht und das deutſche Bundesrecht umfaßt. Das 
ganze Werk befteht aljo in Zufunft nur aus zwei Theilen, 
wie. e8 auch der urfprünglide Plan des Verfaſſers gewe—⸗ 
fen iſt. 


Göttingen im April 1853. 


H. A. Zacharid. 


Aus der Vorrede | 


zur erften Auflage. 


— — — 


Bei der unverkeunbaren Armuth der juriſtiſchen Litera⸗ 
tur an Lehr⸗ oder Handbüchern des neuern deutſchen Staats⸗ 
rechts und bei den Mängeln und Gebrechen der bis jetzt vor- 
handenen, wovon die Einen unvollendet geblieben, die An- 
dern, vermöge der durdgängigen Vermifchung des natürlichen 
Staatsrechts, der Bolitif und GStatiftif - mit dem pofitiven 
Staatörechte zum Theil unbrauchbar, und noch Andere cha⸗ 
racterlo8 und unzuverläffig find, — dürfte eine neue Bear- 
beitung ded genannten Mecdhtögebieted um jo weniger einer 
Rechtfertigung bedürfen, ald auch die neuern Berfaflungs- 
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‚Urfunden, welche eine Zuſammenſtellung der Haupigrund⸗ 
fäße des öffentlichen Rechts einzelner Bundesſtaaten enthal- 
ten, ihre Wurzeln in dem Boden des gemeinen Territorial- 
Staatsrechts vereinigen und nur durch die wifjenfchaftliche 
Begründung und Fortbildung des Lektern in ihren Grunde 
prineipien gehörig verftanden und als Zweige eined und 
deffelben deutichen Stammes erfannt werden können. Das 
ſ. 9. gemeine deutſche Staatärecht, deſſen Eriftenz noch in 
neuerer Zeit freilich völlig in Abrede geftellt worden. ift, 
wird daher ſtets, wenigftens als Einleitung iu dad Studium 
des Öffentlichen Rechts der einzelnen Bundesſtaaten und ab- 
gefehen von der daraud abzuleitenden unerjchöprlichen Er- 
gänzungäquelle, die ihm nothwendig zufommende Geltung 
behaupten und fernerhin die Baſis des Studiums des öf— 
fentlihen Rechts in Deutjchland bleiben müſſen. 


— — — — — — —— — — 


- 


— — — — — — — ü —— — — ——— 


Was die Methode der Behandlung in materieller Hin- 
ficht betrifft, fo bat fich der Verf. von der, nicht genug zu 
beflagenden und auch nach neuern Erfahrungen bei publicifti- 
fchen Fragen in der Praxis faft mehr als in der Theorie 
hervortretenden, Vermiſchung des Nechts mit der Poli- 
tif, wie er hofft, durchaus fern gehalten. Politiſche Rai- 
forinementd, womit aber natürli die Frage nach der ver- 
nunftmäßigen Begründung der vorhandenen Rechtsbeſtim⸗ 
mungen nicht zu vermechjeln ift, wird man vergebens in 
dem Buche aufjuhen. Was der Verf. für Recht Hielt, 
hat er, characterlofe Halbheit eben jo fehr wie das Trach— 
ten nach dem Beifall der einen oder andern politiihen Par⸗ 
thei verfehmähend, ungefchent audgefprochen. Seine Anficht 
über das Verhältniß des f. g. natürlichen Staatsrechts 
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zum pofitiven Nechte, über die nothwendige Vereinigung 
der „practijchen, philofophifchen und hiſtoriſchen 
Methode, fowie über die Grängen ihrer Anwendung und die 
dabei zu vermeidenden Fehler glaubt der Verf. im $. 11., 
den er in einer Hinficht mit $. A. hier zu vergleichen bit- 
tet, hinreichend deutlich niedergelegt zu haben. Hiernach 
mußte fich 3. B. auch der Umfang des ſ. g. allgemeinen 
Theils, insbefondere des Kapitel vom Staate überhaupt, 
welches vielleicht Manchen zu kurz erjcheinen dürfte, beftim- 
men. Sm Mebrigen ift e8 ein Hauptbeftreben des Verf. ge— 
weſen, wo möglich überall den Zufammenhang des jegigen 
mit dem ältern Rechte nachzuweiſen und vielleicht iſt es ihm 
gelungen, auf diefem Wege manches Inftitut unſeres jeßi- 
gen Staatörechts durch den Beweis, daß es ſchon im ältern 
Rechte vorfomme, vor weiterer Anfechtung und Verdächti— 
gung zu fichern. Dieſes Beſtreben, die hiftorijche Methode, 
infoweit fie zur Erklärung und Zeftftellung des Beſtehenden 
beitragen kann, noch mehr, als es vielleicht in bisherigen 
Bearbeitungen der Fall gewejen ift, auf das deutſche Staats— 
recht bei den einzelnen Materien zur Anwendung zu bringen, 
wird das Zurückgehen auf antiquirte Berfaffungen, das häu— 
fige Allegiven und Ereerpiren älterer Landes= Privilegien, 
Landtags-Abfchiede u. |. w. wohl zur Genüge rechtfertigen. 
Auch ift wohl nicht zu fürchten, daß die jorgfältige Benu— 
gung und theilweiſe Greerpirung von J. I. Moſer's Schrif⸗ 
ten von Solchen, welche den Werth des Mannes, ſeine 
fromme und rechtliche Geſinnung und die oft kindlich-naive 
und doch Fernige, lebendige und überrafchende Ausdrucksweiſe 
zu ſchätzen wiffen, dem Verf. werde zum Vorwurf gemacht 
werden. 

Die vorliegende erfte Abtheilung, welcher die zweite 
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ſobald wie moͤglich nachfolgen wird, enthaͤlt, nach einer, die 
nöthigen Vorkenntniſſe betreffenden Einleitung, den all⸗ 
gemeinen Theil, welcher in zwei Kapiteln die Lehre vom 
Staate überhaupt und die hiftoriſche Entwickelung des jetzi⸗ 
gen oͤffentlichen Rechtszuſtandes in Deutſchland darſtellt, und 
von dem beſondern Theil das Verfaſſungsrecht der 
deutſchen Bundesſtaaten, wobei auch die Verfaſſung der freien 
Städte am Schluſſe dieſer Abtheilung genauer erörtert wor⸗ 
den iſt, als es in den bisherigen Lehrbüchern des Staats⸗ 
rechts der Fall wee. — — — — — — 


—— ou —î ——— — th — — — — 


Die zweite Abtheilung wird das Regierungsrecht 
der deutſchen Bundesſtaaten und das öffentliche Recht 
des deutſchen Bundes umfaſſen — —. 


— ⸗ — — — — — — — — — — 


Göttingen im April 1841. 
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Einleitung. 


Vom Staatdrecht überhaupt. 


& 1. 
I. Begriff und Gegenftand des Staatsrechts. 


Pütter, institut. jur. publ. 8. 1—5. — Klüber, öffentl. Recht. 5.5. — 
Schmalz, deutſch. Staatsredht. $. 30 f. — Jordan, Lehrb. bes 
Staaters. 5.3. — Maurenbreder, Lehrb. des d. Staater. 
$.1. — Stahl, Rechtsphiloſophie Bd. IL Abth. 2. ©. 56 f. (2te 
Ausg. S. 1f.) — v. Savigny, Syftem bes heut. rim. Nechte. 
Bd. J. 89 — Bluntfhli, Allgemeines Staatsrecht. Ginleit. 
Kap. 1-3. — Schmitthenner, Grundlin. des allgemeinen 
Staatsrechts. Gieffen 1845. $. 1 f. 


1. Alle Rechtsnormen, welche die Staaten ald foldhe, 
ihren Organismus und ihre Verhältniffe nach Außen 
und Innen zum Gegenftand haben, bilden dad Staat: 
recht im weitern Sinne, dad öffentliche Recht, jus publi- 
cum. In diefem weitern Sinne I) kann auch dad Völkerrecht, 


1) Derfelbe entfpricht dem jus publicum der Römer, welches mit dem 
gegenüber ſtehenden jus privatum bie beiden Hauptfächer der ganzen 
Rechtswiſſenſchaft bilden fol. $. 4. Inst. de just. et jur. I. 1. „Hu- 
jus studii duae sunt positiones, publicum et privatum. Publicum 

Zachariä's Staatsrecht. ur Bd. Ate Aufl. 1 





2 Einleitung. ($. 1.) 


jus gentium, Staatenreht, dazu gezählt werden, ‚obwohl es 
in gewiflem Sinne privatrechtlicher Natur ift 5 dagegen muß 
dad Kirchenreht, wenn auch die Römer ihr jus sacrum zum 
jus publicum zählen, bei richtiger Würdigung des Verhältniſſes 
von Staat und Kirche zu einander, mit der feit dem Mittelalter 
herrſchenden Rechtsanficht, ald ein befonderer Rechtötheil betrach- 
tet werden, welcher dem ganzen, Staats- und Privatrecht umfaf- 
fenden, bürgerlichen Rechte (jus civile in diefem Sinne) gegen 
überfteht 3). — Im engern Sinne ift, aber Staatörecht der 
Inbegriff der für einen Staat aufzuftellenden, feine 
Berfaffung und Regierung betreffenden Rechtsnor— 
“men. Das Staatsrecht iſt hiernach ein Theil der Rechts wiſ⸗ 
fenfchaft und hat es überhaupt nur mit Rechts normen zu thun. 
Hierdurch unterfcheidet es fi von der Politif im neuern Sin⸗ 
ne #) und von andern Zheilen der Staatswiffenfhaft (Poli: 
tit im Sinne der Alten). 

1. Den Gegenftand des Staatörehtd bilden nur die df- 
fentlichen Berhältniffe im Staate, d. h. diejenigen, melde 
durch Die Natur und das Weſen des Staats ald organifches Ge⸗ 
meinwefen (res-publica) begründet werden, mithin jede Privat: . 


jus est, quod ad statum rei Romanae spectat; privalum, quod 
- ad- singulorum utfilitatem.“ L. 1. 8. 1. D. I. 1. de just. et jure. 
©. jedoch Schmalz, Encyclopädie $. 75 ff. und den Tex, Ency- 
olop. jurispr. Amstelod. 1839. $. 79. 
Wie alles Recht, fo fest auch das Völkerrecht die Idee einer menſch⸗ 
lihen Semeinfhaft voraus; hier die Idee der Volker-Ge⸗ 
meinfhaft, welche die Normen für bie Verhältniffe der Staaten 
oder Völker zu einander beftimmt. — Nebenbei über jus gentium 
im röðmiſchen Ginne. — " 
36. bef. Puhta, dad Recht der Kirche ©. 28 f. v. Savigny, 
das Spftem des heut. röm. Rs. I. ©. 27. Daß bie f. 9. jura ma- 
jestatica circa Sacra dagegen zum Staatsredyt gehören, Wrfteht ſich 
von felbft. 
Bon den gewöhnlichen abweichende Anfihten über Recht u. Politik 
f. bei C. ©. Zachariä, vierzig Bücher vom Staate Th. I. ©. 168. 
Bluntſchli a. a. O. S. 1. 2. S. noh Schmitthenner a. a. 
O. 9. 6. 
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willtühr ausfchließen 5), bei welchen die Pflicht und nicht das 
Recht im Sinne einer willtührlich auszuübenden Befugniß in 
den Vordergrund tritt. Diefen gegenüber ftehen die das Object 
des Privatrechtd bildenden privativen, db. b. zur eignen und 
ausfchließlichen Rechtöfphäre beftimmter phufifcher unb moralifcher 
Perfonen im Staate gehörigen Werbältniffe, welche im Gegenfag 
zu dem, was juris publici ift, als wohlerworbene Rechte (jura 
quaesita) bezeichnet werben, infofern fie der Staat zwar zu res 
geln und zu fehügen, aber nicht frei darüber zu verfügen hat). 
Manche Verhältniffe find aber infofern gemifchter Natur, 
als fie theild eine ſtaatsrechtliche, theild eine privatrechtliche 
Seite haben; andere, die an fich rein flaatsrechtlich find, können 
ſich hiſtoriſch auf privatrechtlicher Grundlage entwidelt haben, und 
für fehr viele reducirt fi der Kern bed Streites darauf, ob das 
flaatsrechtliche oder das privatrechtliche Princip dabei maßgebend 
ſein fol. _ 
Auch ber Staat felbft und noch mehr der Regent kann 
in reinprivatrechtlichen Verhältniſſen ftehen, die daber auch nicht 
in dad Gebiet ded Staatdrechtd gehören. Jeder Einzelne im 
Staate endlich ſteht theild in privatrechtlichen, tbeild in ſtaats⸗ 
rechtlihen Verhältniſſen. Jedes diefer Werhältniffe aber ift ftets 
nach dem feiner Natur entfigrechenden Principe zu beurtheilen. 


g. 2. 


wu. @intbeilungen ded Staatsrechts. 


Keift, Lehrb. des d. Staatsr. $2. — Klüber, Sffentt. Recht. 8.7 — 
Jordan, $. 173. — Maurenbrecher, 8. 4—6. 


J. Nach ſeinem Gegenſtande unterſcheidet ſich das innere 
und das äußere Staatgrecht im engern Sinne. Jus publ. in- 
ternum und externum. Letzteres darf mit dem Völkerrecht 


5) „Jus publicum privatorum pactis mutari non potest.“ L.38. D. II. 
14. de pact. 

6) ©. def. Über den Unterfchied von flaats= u. privatrechtlihen Vers 
bältniffen v. Berg, Abhandl. zur Erläut. der rhein. B. A. Th. I. 
Hann. 1808. ©. 271 f. 
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nicht verwechfelt "werden. Auch kann man nach dem Object zwi⸗ 
fhen einem allgemeinen und befondern Staatsrecht unter- 
feheiden, jenachdem es (bei einem zufammengefesten Staatskör⸗ 
per) fich auf die Verfaffung und Regierung ded Ganzen (Reichs⸗ 
flantörecht) oder auf die öffentlichen Verhältniſſe der einzelnen 
Beftandtheile (Landes, Territorial:, Provinzial-Staatsrecht) bezieht. 
II. Nach der Erfenntnißquelle unterfcheidet man auch 
beim Staatsrecht zwifchen einem allgemeinen, idealen, phi: 
lofophifchen oder natürlichen Staatörecht, im Gegenfaß zu 
dem pofitiven oder befondern Staatsrecht eines beftimmten 
Staats: Nur das legtere liefert die wirklich anwendbaren Rechts⸗ 
normen (vergl. jedoch unten $. 4). Das pofitive deutſche 
Staatörecht aber ift feinen biftorifchen Quellen nach entweder 
gemeines oder particulares Staatsrecht, jenachdem ed aus 
durch fich felbft für ganz Deutfchland gültigen Quellen ge: 
fhöpft wird, oder folchen, die nur für ein einzelnes Rand ent: 
ftanden find und Geltung haben. Die Eriftenz eined gemeinen 
deutfchen Staatsrechts ift auch für die Gegenwart nicht in Ab: 
rede zu flelen. Auch kann man ber Behauptung nicht beiftim: 
men, daB das f. g. gemeine Zerritorial= oder Landes: Staats 
reht nur als Wiffenfchaft eriflire und blos als Einleitung in 
das particuläre Staatsrecht und zu veſſen Verfländniß diene, da 
fi) nicht leugnen läßt, daß deffen Rechtägrundfäge auch unmit: 
telbar practifch werden und zum Theil felbft den Character 
eined von den einzelnen Staaten nicht einfeitig zu ändern= 
den Rechts haben können 1). 


1) ©. aber 3. B. Mohl, Würtemb. Staatsrecht (2te Aufl.) I. ©. 86. 
Not. 2. u. audy für die Gontroverfe auf dem Gebiete des Staats 
rechts die Schrift von Wächter, gerggined Recht Deutſchlands zc. 
Leipz. 1844. — Man vermwechfele auch bier nicht das (zufällig) ges 
meinfame mit bem wirklich gemeinen Rechte. — Auch Bun⸗ 
desgeſetze gehen von ber. Borausfegung der Eriflenz eines gemeinen 
Rechts aus. Vergl. Bundes: Beichluß v. 3. Aug. 1820 Art. 4. 5. 
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$. 3. 
III. Umfang des deutſchen Staatsrechts. 


Sowie früher, zur Zeit des deutſchen Reichs, daß f. g. 
Territorial⸗Staatsrecht und das Reichsſtaatsrecht ein Ganzes bil⸗ 
deten und ſpäter das öffentliche Recht des Rheinbundes mit 
dem Staatsrecht der Rheinbund-Staaten zu einem Syſteme ver: 
bunden wurde, fo umfaßt bie Theorie des heutigen beutfchen 
Staatörechtd aus nahe liegenden Gründen nicht blos das Staats: 
recht der Bundesſtaaten fondern auch dad üffentlihe Recht 
des deutfhen Bundes, wenn gleich daſſelbe (ebenfo wie das 
Recht des Rheinbundes) nicht ald Staatsrecht im engern 
Sinne zu betrachten ifl. — Ueber die Frage, ob auch eine Dar: 
ftelung bed frühern Reichöftaatsrechtd und des erlofchenen öffent: 
lihen Rechtes des Rheinbunded in ein Syſtem bed heutigen 
Staatörechtd gehöre? f. unten $. 11. 

Geht man übrigens von einer richtigen Beſtimmung des 
fiatörechtlichen Gebietes ($. 1.) aus, fo Tann bie beftrittene 
Trage, ob das f. g. Privatfürftenrecdht (jus privatum prin- 
cipum s. personarum illustrium, jurisprudentia heroica) als be: 
fonderer Theil des Staatdrechtd zu betrachten fei, nur verneint 
werden I). Daffelbe befteht zwar aus einem Inbegriff von be- 
fondern, vom allgemeinen beutfchen Givilrechte abweichenden 
KRechtögrundfägen in Betreff der perfünlichen und Güterver: 


1) Bergl. Nettelbladt, Crörterungen einzelner Lehren bes beutfch. 
Staatörs. Halle 1773. No. XV. — A. J. Schnaubert, pr. de 
jure privato principum ex juris publici germanici systemate eli- 
minando. Jen. 1806. — Klüber, öffentl. R. $. 11. — Jordan, 
Lehrb. 1. $. 175. — Die ältere Anficht f. bei Putter, instit. jur. 
publ. 8.4. — Leift, Lehrb. 9.5. No. 4. — Schmalz, das 
Staatsr. $. 29. — Maurenbrecher, Lehrb. $. 1. — Auch dem 
Privatrechte zuzumeifen ift base | g. Regierungs=- Privatrecht, 
3. 3. privilegia fisci. Bergl. Leift, a. a. O. No.5. u. Schmalz, 
a. a.O. Die Regalien im engern Sinne haben auch eine ſtaats⸗ 
rechtliche Seite und nicht, wie 3 B. Gerber, Syſtem des deutſch. 
Private. 2te Aufl. $. 67. meint, „einen rein privatrechtlichen Cha⸗ 
tacter. 
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bältniffe bes hohen Adels. Ihrem Urfprung nach find es 
aber weiter nichts ald Grundfäge des Altern deutſchen Rechts, 
welche fich bei dieſer Elaffe von Perfonen trog der Einführung 
der fremden echte, vermöge ihres audgedehntern Autonomie: 
rechts, ‚erhalten haben. Vermöge der Entwidelung ber Landesho= 
beit auf zum Theil privatrechtliher Grundlage bilden aber noch 
jest Srundfäge des Privatfürftenrechts die Baſis einzelner 
flaatsrechtlicher Lehren 2). 


§. 4. 


IV. Quellen des deutſchen Staatsrechts )). 
A. Das ideale oder natürliche Staatsrecht. 


Ueber die Frage, ob das ideale, natürliche oder philo— 
ſophiſche Staatsrecht als Quelle des deutſchen Staatsrechts 


2) ueber das Privatfürſtenrecht ſelbſt, deſſen Gültigkeit und Begrün⸗ 
dung, f. Pütter’s Beiträge zum deutih. Staats- und Fürftens 
rechte. Th. I. ©. 110. — Deffelb. Erörterungen u. Beifpiele. 
Br. 1. S. 127 ff. -— © S Zachariä, Über die heutige Anwend⸗ 
barkeit des deutſch. Privatfürftenrechts, in deffen Abhandl. Über das 
Staatör. ber rhein. B. St. Heibelb. 1810. No. VI. ©. 237 ff. — 
Klüber’s Abhandl. u. Beobadht. I. Bd. ©. 84 Bon ben befon- 
dern Bearbeitungen des Privat: Fürftenrechts mag hier nur genannt 
werden: Neumann, Institutiones juris principum privati. 1746 u. 
'Meditationes darüber. IX. Bde. 1751 — 1756. — 3. 3. Mofer, 
perfönt. u. Kamilienftaatsrecht ber deutſchen Reichöftände. Frankf 
1775. — Pütter, prim. lineae juris privati principum. Gott. 1768. 
Ed. IM. 1790. — Mayer, Einl. in das Privatfürftenreht. 1783. 
Vergl. Pütter’s Literatur des d, Staatere. Th. IT. ©. 739. u. 
Klüber’s Fortfegung $. 1519. (8. 607 f.). — S. auch Pfeiffer, 
Verſuch eines Privatrechts bes Neichsabdels. 3. Th. 1787. — 3. ©. 
Kohler, Hdob. des deutſch. Privatfürftenredyts der vormals reichs⸗ 
ſtänd. jest mittelbaren Zürften und Grafen. Sulzbach 1832. — X. 
Bauer, Beiträge zum deutſch. Pr.-Fürſtenrecht. Gött. 1839. u. 
Vieles bef. in den. Schriften Über den Ventinckſchen Rechtsſtreit. 
Von den älteren Yublicifien ftellt 3.3. 3. I. Mofer, von ber Lan 
deshoheit in Steuerfahen ©. 13 f. folgende Rangordnung auf: 
1. Landesherrl. Sapitulationen u. Reverfalien, Landesfreihei- 
ten od. Verträge zwifchen Herrn u. Land. 


1 


m 
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betrachtet werden könne? find die Anfichten verſchieden. Ge: 
wöhnli hat man daſſelbe wenigftend ald fubfidiäre Gnticheis 
dungsquelle betrachtet, d. h. als nothwendig zur Enticheibung 
von Fragen, die das pofitive Recht entweder gar nicht, oder 
nicht binlänglich entichieden bat 2). Allein auch dieß if jedens 
faU8 für den Richter — im Gegenfat zum Geſetzgeber — nicht 
rihtig, indem diefer nur nah pofitivem Rechte enticheiden 
fann. Zum pofitiven Recht gehört aber freilich auch hier nicht 
blos das gefchriebene Geſetz, fondern auch dad durd die herr: 
fhende Rechtsüberzeugung getragene Recht. Auch wird durch 
Verwerfung bed idealen Staatörechtd als unmittelbar verpflich- 
tender Rechtöquelle nicht ausgeſchloſſen: I. die unentbehrliche 
rationelle Begründung gewiſſer flaatörechtlicher Sundamen: 
tal Begriffe 3), und IL die Bildung von Analogien und 
Folgerungen aus dem anerlannten oder in bad Bewußtſein 
von Regierung und Volk getretenen Begriffe und Zwecke ded Staats 


Ausfprüde der höchſten Reichsgerichte. 

Particulares Herkommen. 

Reichsgeſetze u. Reichſsherkommen. 

Die gemeinen beſchriebenen Rechte. 

6. Natürl. od. allgemeines Staatsrecht. 

2) Nettelbladt, vom rechten Gebrauche des allgemeinen Staats: u. 
Bölkerrechts in bem befondern Staatss und Völkerrechte deutfcher 
Ration, in deflen Erörterung. einz. Lehren des Staatsrs. No. II. 


n>pm» 


u. I. S. 23f. 39 f. — Schnaubert, Staatsr. der gefammten 
Reichslande. $. 12. fo auch Pütter, inst. jur. publ. 8.2. — Leift 
$. 5. und bauptfählih Klüber, öffentl. R. 8. 67. — Mohl, 


Würtemb. Staatör. I. S. 87 f. S. auch Jordan, Lehrb. I. $. 6. 
4. 174. und Derfelbe-im neuen Archiv bes Criminalrechts Bd. 
XI. No. 9. u. bef. Shmitthenner, Grundl. des allgem. ob. ibeas 
len Staatsredyts. 8. 5. — Vergl. auch üb. den Einfluß ber vers 
ſchied. philofophifchen Syſteme ſchon Pütter Literat. I. 444. — 
Kraufe, üb. den Einfl. d. verfchieb. Schulen der deutſch. Staats: 
techtö= Gelehrſamkeit auf Gefeggebung u. Verfaſſung in deſſen Ab⸗ 
handl. aus dem deutſch. Staatsr. Halle 1797. No. I. — 2. Hals 
ler, Reftauration der Staatswiffenih. Bd. J. ©. 117. 

Vergl. Särtner, üb. die wiffenfchaftl. Behandl. des d. Staaters. 
Bonn 1839. ©. 55 f. 


3 


— 
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überhaupt und aus dem Geiſte der beflimmten Verfaſſung ®), 
fowie aus der Natur eines beſtimmten SInftitutes des öffentlichen 
Rechts. Denn die fo wahren Ausfprüche des römifchen Rechts 5) 
über Ergänzung des pofitiven Rechts gelten ohne Zweifel auch 
für das Öffentliche Recht, und unbegründet ift die Behauptung ©), 
daß ſich der Richter dadurch zur Stelle des Geſetzgebers erhebe. 


$. 5. 
B. Die pofitiv: rechtliden Quellen des Deutfchen 
Staatsrechts 1). 


Klüber, öffentl. Recht $ 53 ff. — Jordan, Eehrb. 1. 8.174. — Mau: 
renbrecher, Lehrb. $. 7. 


Die Quellen ded deutichen Staatsrechts find theild gefchrie: 
bene, theild ungefchriebene. 
1. Zu dem gefchriebenen Rechte (jus seriptum) gehören: 
A. die fremden, in Deutfchland recipirten Rechte, näm⸗ 
lich das römifche, canonifche Recht und longobardiſche 
Lehnrecht, jedoch mit großer Befchräntung und nur in einigen 
Materien 2). 


i Vergl. Mohl, Würtemb. Staatsr. I. ©. 88. 

5) L. 10—15. Dig. I. 3. de legib. „Quotiens lege aliquid, unum vel 
alterum ‘introductum est, bona occasio est, caetera quae tendunt 
ad eandem utilitatem, vel interpretatione vel certe jurisdictione 
suppleri.“ — „Quod vero contra rationem juris introductum est, 
non est producendum ad consequentias.“ 

6) Rudhart, das Recht des deutſch. Bundes ©. 9. 


1) Bier follen blos bie verfchiedenen Arten der pofitiv= rechtlichen Quel- 
len überfichtlicdy bezeichnet werden. Die fpeciellere Angabe der 
einzelnen, das Öffentliche Recht Deutſchlands normirenden, Gefege 
kann erſt unten im Zuſammenhange mit der hiftorifchen Entwidelung 
bes öffentlichen Rechtszuftandes in Deutſchland ihren Plas finden. — 
Ueber das Verhältniß der Quellen zu einander entfcheiden die allges 
meinen Regeln, daher aud hier nicht von der rückwirkenden 
Kraft und ber Eollifion ber Gefege gehandelt wird. 

2) Klüber, öffentl, R. $. 73. Ueber den insbefondere mit dem rö⸗ 
mifchen Rechte früher getriebenen Mißbrauch und die Urfachen da⸗ 
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B. Einheimifhe Rechtsnormen, binfichtlich welcher fols 
gende Eläffen unterfchieden werben können: 
1. Geſetze im engern Sinnez deutfche Reichſ⸗ und Lans 
desgeſetze; octroirte Werfaflungen. 
2. Das auf dem Wege ded Vertrags entilandene Recht): 

a. Zwifchen Regierung und Ständen, Landeövers 
träge, Zanbesvergleiche, vertragsmäßig errichtete Grundgefege und 
Verfaflungsurkunden. 

b. Zwifchen Deutfchland und deſſen einzelnen Staas 
ten einer Seitd und auswärtigen Staaten anbrer Seite; 
Staatöverträge, Bündniffe, Friebensfchlüffe. 

c. Zwifchen den deutfchen Staaten unter fich; wo: 
zu insbefondere die Grundverträge bed deutfchen Bundes und die 
nach Maaßgabe derfelben gefaßten Bundesbeichlüffe gehören 4), 


I. Zu dem ungefchriebenen Recht (jus non scriptum), 
welche auch neuere Verfaflungen in dem Ausdruck „Recht und 
Geſetz« anerkennen, muß man zählen: 


von f. Pütter, instit. jur. publ. 8. 22. Deffelben Beiträge zum 
d. Staater. II. &. 30 ff. und Deffelben Crörterungen und Beis 
fpiele 8b. I. &.186f. Deffelben Literatur des beutich. Staatsrs. 
Bd. I. $. 16-30. — Nettelbladt, Erörterung. aus b. deutſch. 
Staater. ©. 267 fe — Schnaubert’s Beiträge zum Staats = u. 
Kichent. I. &. 105 ff. — Ueber die Unanwenbbarleit der Conſti⸗ 
tution Kaiſer's Friedrich I. in IL F. 56. über die Frage: Quae 
sint regalia? f. Pütter, Beiträge I. S. 207. 

Ueber den Gegenfad von Gefes und flaatlihem Vertrag ſ. bef. 
Bluntfchli, Allgem. Staater. Einl. 5. u. 6. Kap. 

Eine allgemeine fi hieran Enüpfende Frage ift: Inwiefern erlans 
gen Unterthbanen aus Staatsverträgen Rechte? Kann wegen 
Nichterfüllung oder MWerlegung vertragsmäßiger Beſtimmungen ges 
Hagt werden? Kann von ihnen bie Ausführung ber darin gegebe⸗ 
nen Zuficherung begehrt werben? Cine Beiahung biefer Kragen, 
— bie ſich aber gar nicht auf gerichtliche Geltendmachung bezieht, 
— liegt binfihtlid der in ber Congreß⸗ u. Bundesacte getroffenen 
Verabredungen entfdhieden ausgefprocdyen in ber prov. Gompetenzs 
Beflimmung der beutfch. Bundesverfammi. v. 12, Juni 1817. Lit. C. 
No. 1. 2. Wiener Schluß⸗Acte Art. 53. 63. 


— 


4 


N 
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A. Gewohnheitsrecht (Herkommen) und Gerichtsge⸗ 
brauch (res judicatae). Dieß iſt beſonders für das ältere deut⸗ 
ſche Staatsrecht eine höchſt wichtige Quelle. Aufzeichnungen des 
ältern Gewohnheitsrechts auch in Beziehung auf öffentliche Ver⸗ 
hältniſſe enthalten die bekannten Rechtsbücher des Mittelalters. 
Auch das, alle öffentliche Verhältniſſe des Mittelalters durchdrin⸗ 
gende Lehnrecht, wie es insbeſondere in den longobardiſchen 
libris feudorum enthalten iſt, war urſprünglich Gewohnheits⸗ 
recht 5). 

B. Die Obſervanz, im Sinne einer, auf freier (ſtill⸗ 
ſchweigender) Willensäußerung der Mitglieder einer Corporation 
(z. B. für dad öffentliche Recht: des Bundestages und der Stän⸗ 
deverſammlungen) beruhenden Rechtsnorm 6). 

C. Die Analogie. Dazu kann nicht blos die Analogie 
von einheimifchem, fondern auch von ausmwärtigem Staats- 
recht gerechnet werben, befonderd wenn es dem einheimifchen als 
Mufterbild vorgefchwebt hat, aber ftetd nur unter völliger Gleich⸗ 
heit der Vorausſetzungen 7). 


5) Vergl. Mofer, von Deutſchl. u. deſſen Staatöverf. überhaupt p. 
492 ff. — Pütter, Literat. des Staatörs. I. 8.19.20. Schriften 
über das Herkommen im Öffentlichen Rechte f. in Pütter’s Litera- 
tur II. $. 887. — Klüber’s Kortfes. $. 887. Vergl. insbefon- 
dere: de Senkenberg, de jure observantiae ac consuetudinis 
in causis publicis privatisve. Giess. 1743. &. auch Schnaubert, 
Beiträge zum beutfch. Staats⸗ u. Kirchenredhte. Th. I. No. 6. — 
Häberlin, Handb. des deutſch. Staatsr. I. S. 19 ff. — Kiiä- 
ber, Öffentl. R. $.59-61. u. 8.76. Borzügl. aber &. Fr. Puchta, 
bas Gewohnheitsrecht. Ih. II. Erlang. 1837. ©. 225 f. Belehrend 
über die Bültigkeit von Gewohnheitsrecht (beſonders auch ber de- 
suetudo) im heutig. öffentl. Rechte ift Mohl, würtemberg. Staates 
reht I. ©. 75 ff. 

6) Vergl. bef. Eichhorn im Handb. d. Kirchenrechts. Bd. II. &. 39 ff. 

1) S. darüber den vorigen Sphen und Mofer a. a. O. p. 518 ff. — 
Nettelbladt, de decisfione casuum sec. analogiam. Hal. 1751. — 
(Hürter’s Literatur III $. 888.) — Wufäus, jurift. Beiträge 
1. & 52 ff. — Geisler, de analogia jur. publ. Viteb. 1784. — 
Schnaubert, de analogia jur. publ. imperii in fontib. juris pub!. 
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Dagegen darf man zu den. Rechtöquellen nicht zählen: 


den f. 9. Parallelismus, welcher nur Interpretationds 


mittel ift 8). 


Die gemeine Anficht des gelehrten Standes, bie 


communis doctorum opinio 9). 


C. 


Ein wichtige Interpretationdsmittel find häufig die 


der Entftehung eined Verfaſſungsgeſetzes, Landedvertragd, Brie: 
densfchluffes, Regierungsgeſetzes u. |. w. voraudgegangener diplo: 
matifchen oder fländifchen Verhandlungen. Doch find die Grund⸗ 
fäge über die Bedeutung dieſes Interpretationsmitteld noch fehr 
beftritten 19). 


8) 


9 


10) 


S. R. J. territoriorum non numeranda. Helmst. 1785. — (Mereau, 
Miscellaneen bes Staats: und, Privatredhts. Th 1. No. 19.) — 
Roth's Beiträge 3. beutfch. Staatsrecht. Nürnb. 1791. S. 75 ff. — 
(Klüber’s Fortſetz. $. 888.) — Häberlin, Handb. I. ©. 210 ff. 
— Klüber, Öffentl. Recht. $. 62 —65. — Schmid, beutfches 
Staatsr. S. 184. — Archiv f. civ. Prar. Bd. XVII. ©. 207 f. 
But ift au Mohl, würtemberg. Staatsr. I. ©. 84 ff. 

Zordan, Lehrb. I. ©. 277. Not. b. — Klüder, Öffentl. Recht. 
$. 66. Beiſpiele f. bei Klüber a. a. O. Not. b.; in beffen Ab⸗ 
bandlungen u. Beobadytungen Bd. I. ©. 212, und H. A. Zachariä 
im Magazin f. d. hannov. Recht Bd. I. Gött. 1851. ©. 31f. gegen 
Hfeiffer pract. Ausführ. Bd. V. No. VII. 

Diefelbe hatte in neuerer Zeit an Maurenbredher, Lehrb. $. 7. 
und ausführlich in deſſen Prolusio academica de aucioritate pru- 
denium. Bonn. 1839. einen Bertheibiger gefunden. ©. dagegen 
fyon Ud alr. Zasius, Epistol. ad viros aetat. suae doctiss. Ulm. 
1774. No. 40. „Invaleat ergo, invaleat opinatorum turba, inferi, 
superi, medioxumi opsnio, opinio inclament. Nos stentorea voce, 
verilas, verilas acclamabimus!“ S. auch v. Savigny, Syſtem 
bes heut. röm. Rechts I. &. 100. — Puchta, in den Richterfchen 
Jahrbüchern 1839. Novbrheft. — Die gegenwärt. Lage bes Reiche: 
gräfl. Aldend. Bentindichen Rechtsſtreites. Berl. 1840. ©. 129 ff. 
Vergl. insbefonbere über bie Auslegung ber Gefehe, welche unter 
fändifcher Mitwirkung zu Stande gelommen find, Beotocafe der 
Ständeverfammlungen) Wächter, Abhandl. aus dem Strafrechte. 
Leipz. 1835. ©. 242 ff. Derfelbe im Archiv des Griminalredts. 
Jahrg. 1839. &. 315 ff. ©. auch Milhaufer, Staatör. des Kö⸗ 
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g. 6. 


V. Hülfsmittel für das Studium des Staatsrechts. 


Klüber, offentl. Recht. $. 12. — Jordan, Lehrb. $. 7. — Mauren⸗ 
brecher, Lehrb. F. 8. 


Zu den Hülfsmitteln für das Studium des Staatsrechts 

gehören: 
J. Die übrigen Zweige der Rechtswiſſenſchaft, namentlich 

a. das deutſche Privatrecht, welches insbeſondere zum 
Verſtändniß einzelner dem Privatrechte verwandter Lehren, z. B. 
von den Regalien, den Domainen und von denjenigen Inſtituten 
erforderlich iſt, welche ſich auf der Grundlage des deutſchen Pri- 
vat-Fürſtenrechts entwickelt haben, z. B. Staatsſucceſſion. 

b. Die coordinirten Theile des öffentlichen Rechts, 
wie Proceß-, Criminal, (Kirchen⸗), Finanz- u. Cameral⸗, Po: 
lizei⸗, Kriegs- und Völkerrecht H. 


nigr. Sachſen. Leipz. 1839. I. ©. 11. Note k. u. dagegen Mohl, 
würtemb. Staatör. I. ©. 106. Ferner: Schletter, Diss. de sub- 
sidiis interpretationis legum ex iis, quae in comitiis acta sunt, pe- 
tendis. Lips. 1839. — Mittermaier, die Strafgefeggeb. in ihrer 
Hortbild. Heidelb. 1841. ©. 217 f. — Pfeiffer pract. Ausführ. 
Bd. VI. S. 136. — Schaffrath, Theorie der Auslegung confti- 
tutioneller Gefege. Leipz. 1842. — Mohl im Archiv des Criminal: 
rechts. 1842. ©. 214 f. 303 f. 


1) Ueber das Völkerrecht insbefondere f. v. Ompteda, Literatur des 
gefammten fowohl natürl. als pofitiv. Volkerrechts. II. Th. Regensb. 
1785. 3ter Th. fortgef. von v. Rampe. Berl. 1817. — Dr. KR. 
Th. Pütter, Beitr. zur Völkerrechts-Geſchichte u. Wiffenfchaft. 
Leipz. 1843. — v. Kaltenborn, zur Gef. des NRaturs u. Völ⸗ 
terrechts. Bd. I. Leipz. 1848. Nah Hugo Grotius und Sam. 
v. Yufendorf find als Bearbeitungen zu erwähnen: de Vattel, 
le droit des gens. 1758. — J. 3. Mofer, Verf. des neueften eu⸗ 
ropäiſch. Völkerrechts. Frankf. 1777—86. 10 Th. — v. Martens, 
precis du droit des gens-moderne. Gott. 1789. 1822. — Saal⸗ 
feld, Grunde. eines Syftems des europ. Vöolkerrs. Gött. 1809. — 
Schmalz, das europ. Völkerrecht. Bert. 1817. — Klüber, droit 
des gens moderne de l’Europe. Stuttg. 1819. Deutſch. ebenbaf. 
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c. Das Öffentlihe Baht auswärtiger Staaten, resp. 


Bunbeöftaaten, vorzüglich Englands und Frankreichs, der Schweiz 
und Norbamerifas 2). 


1. 


Hiftorifhe Wiffenfhaften, und zwar theild allge: 


meine Geſchichte, vorzüglich des Mittelalter und der neuern Zeit, 
theild insbefondere Gefchichte Deutfchlande umd der deutfchen 
Staaten, hauptſächlich Geſchichte der deutfchen Reichs- und Lan 
beöverfaflung 3). 


2) 


3) 


1821. 2te Aufl. von Morftabt. Schaffhaufen 1851. (Darin aud) 
im Anhang eine ziemlich reichhaltige f. g. Bibliothek für das Völ⸗ 
kerrecht.) — Heffter, das Guropäifche Völkerrecht d. Gegenwart. 
Berl. 1844. — Oppenheim, das Syſtem db. Völkerrechts. Frankf. 
1845. — Henry Wheaton, Ei6ments du droit international. 
II Tom. Leipz. u. Paris. 1848. 

De Lolme, The constitution of England. 1778. — Blackstone, 
Commentaries on the laws of England. Vol.I. — Schmalz, 
Staatöverfaffung Großbritanniens. Halle 1806. — v. Binde, Dar: 
ftelung der innern Verwaltung Großbritanniens. Berl. 1816. — 
Gottfr. Cohen, Grundzüge ber parlamentarifchen Berfaffung Eng: 
lande. Leipz. 1847. — Saalfeld, Staatör. v. Frankreich. II. Bd. 
&ött. 1814. — Pailliet, droit publ. frangais. Par. 3822. — Stett- 
ler, das Bundesftaatsrecht ber ſchweiz. Eibgenoffenfchaft vor 1798. 
Bern u. St. Ballen. 1844. — Snell, Handb. bes Schweizer. 
Staatsrehhts. II. Th. — R. Mohl, das Bundesſtaatsr. der vereis 
nigt. Staaten von Nordamerika. Bd. I. Stuttg. 1824. Ale Samms 
lungen der Berfaffungsgefege f. Polis, bie europäifch. Verfaſſun⸗ 
gen von 1789 bis auf die neuefte Zeit. 2te Aufl Leipz 1832. 3 Bde. 
Schubert, die VBerfaffungsurkfunden u. Grundgefese der Staaten 
Europas. Königsb. 1848. 

Pütter, Hiſtor. Entwid. der heutig. Staatöverfafl. des Zeutfchen 


en Gött. 1786. — v. Lindeloff, deutſche Rechtsgeſchichte, 
Amsbeſondere hiſtor. Entwickel. des deutſch. bffentl. Rechts. Gieſſen 


1827. — v. L8w, Geſch. der deutſch. Reichs⸗ u. Territorial⸗Ver⸗ 


faſſung. Heidelb. 1832. — G. Waitz, deutſch. Verfafſſungs⸗Ge⸗ 
ſchichte. Th. J. u. 25.1. — Dönniges, das deutſche Staatsrecht 
u. die deutſche Reichverfaffung. Th. I. Berlin 1842. — K. Fr. 


Eichhorn, deutfhe Staats: und Rechtögefchichte. IV Thle. Bött. 
1808-1823. 4te Aufl. 1834—36. Ste Aufl. 1843 u. 44. — Böpfl, 
beutfche Staats⸗ u. NRechtsgefchichte. Heidelb. 1834. 2te Aufl. I. Wb. 
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IN Philoſophiſche und Staatswiſſenſchaften, nament: 
lich das natürlihe Staatsrecht, die Staatömoral, Politik, (v. 
Haller, Reftaurat. 1. S. 14 fpricht von einer Makrobiotik 
oder Lebensverlängerungskunſt der Staaten,) Statiſtik, Staats: 
wirtbfchaftdlehre, Staatöprarid und Diplomatie 9). 


4 


art 


1844. I. ®8d. 1846. — Phillipps, deutfche Reiches u. Rechtsge⸗ 
ſchichte. München 1845. 

Literatur f. in Pütters Literatur I. 372. 381. Klüber, Litera= 
tur. $. 663. 673. — Abgeſehen von den Schriften der Alten de 
legibus und de. republica, von Aristoteles, Plato und Cicero und 
den unten ($. 14.) zu erwähnenben Schriften von H. Grotius, Hob- 
bes, Locke, Rousseau u. A. mögen bier nur hervorgehoben werben: 
N. Machlavelli, il principe. Ven. 1515. Deutih v. Rebberg. 
Dannov. 1800. 1824. (&. auch Friedrich der Er. Antimachiavell. 
@ött. 1741.) — J. Bodinus, de republica libr. VI Par. 1584. 
— J. Lipsius, politicorum s. civilis doctrinae libr. VI. Lugd. 
Bat. 1590. — de Montesquieu, de l’esprit des lois. Deutſch. 


v. Hauswald. XAltenb. 1782. Görlig 1804. IT Th. — Chr. L. 
B. de Wolf, de imperio publico. Hal. 1748. — J.H. Boshmer, 
Introd. in jus publ. univers. Hal. 1709. ed. 4. 1773. — Schei⸗ 


demantel, das Staatsredht nach der Vernunft und ben Sitten ber 
vornehmften Völker betrachtet. III Th Den. 1770—73. und deflen 


Allgemeines Staatsrecht. Sen. 1775. — Schlözer, Allgemeines 
Staatsrecht u. Staatsverfaffungslehre. Gött. 1793. — Schmalz, 
natürliches Staatsrecht. Königsb. 1795. — Behr, Syſtem ber 


allgem. Staatslehre. Bamb. u. Würzb. 1804. Syſtem ber ange- 
wandt. allgem. Staatölehre. II. ZH. Irkf. 1810. — K. ©. Za⸗ 
hariä, Vierzig Buͤcher v. Staate. IV Bde. 1820-29. Umarbei- 
tung. Heidelb. 1839. — Er. Schmitthbenner, Grunblinien des 
allgem. od. idealen Staatsrechts. Gieffen 1845. — Bluntſchli, 
Algemeines Staatsrecht geſchichtl. begründet. Münden 182. — 
Ancillon, über die Staatswiffenihaft. Berl. 1820 — Polis, 


‚die Staatöwiffenfchaften im Lichte unferer Zeit V Ih. Leipz. 1823 f. 


— Jordan, Verſuche Über allgem. Staatsrecht. Marb. 1828. — 
v. Rotted, Lehrbuch der allgem. Staatslehre. Stuttg. 1830. — 
Dahlmann, die Politik, auf ben Grund und das Maaß ber gege⸗ 
benen Buftände zurüdgeführt. Exfter Band. Gött. 1836. — Stapl, 
bie Philofophie des Rechts nach geſchichtlicher Anficht. (Heidelb. 
1837.) 2te Aufl. 1846. 1847. IE Bde, wovon bas vierte Buch (IIten 
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IV. Chronologie, Genealogie und Geographie, Dis: 
plomatif und Heraldik, und Sprachkenntniſſe, insbefon: 
dere Kenntniß ber Iateinifchen und beutfchen Sprache bes Mit: 
telalterd 5). " 


g. 7. 


VE. Gefchichte der Bearbeitung des deutſchen 
Staatsrechts ). 


Pütter, Inst. jur. publ. 8.7 seq. — Bäberlin, Handb. des beutfch. 
Staaters. I. Bd. Einleit. — Leift, Lehrb. 4 — "Klüber, 
öffentl. Recht. 8.18 ff. — Maurenbreder, $.9. — Pütter, 
Literatur bes beutfch. Staatsrechts. Bd. 1.1. — Eichhorn, d. 
St. u. Rsgeſch. I. $. 7. 


A. Die ältere Zeit bis Eonring. 


Abgefehen von ben, nur das römiſche, canonijche und lon⸗ 
gobardifche Lehnrecht bearbeitenden, Sloffatoren, können erft 
die Rechtsbücher des Mittelalterd, der Sahfen: und Schwa⸗ 
benfpiegel und das f. g. Kaiferrecht 2), welche an verfchie- 


Bandes 2te Abth.) „die Lehre vom Staate und bie Principien des 
deutfhen Staatsrechts⸗ befonbers hierher gehört. 

5) Vergl. die Literatur in Eichhorn's Staats⸗ u. Rsg. Bd. I. $.-6. 
Weſtphal, Staater. Abd. IV. 

1) Rad) dem verfchiebenen innern Character der Bearbeitung bes beuts 
Then Staatsrechts, laſſen ſich allenfalls folgende Perioden unter- 
fcheiden : 

lte Periode. Kinzelne ſtaatsrechtl. Deductionen ohne beftimmte 
wiffenfchaftlicye Grundlage. 

2te Per. Vöollige Romanifirung der Wiflenfchaft. 

3te Per. Berüdfihtigung ber einheimifchen Zuſtänbe in Verbin⸗ 
dung mit einer fehädlichen Hppothefenfucht. 

Ate Per. Befreiung von ben Feſſeln ber fremden Rechte. Bes 
sründung einer richtigern Hiftorifchen Methode durch Mofer 
und Pütter. 

Ste Per. Herrſchaft des natärl. Staatsredhts. 

6te Per. Der Sieg der wiffenfchaftlichen hiſtoriſch⸗philoſophiſchen 
Methode. 

2) ©. bie befannten Ausgaben des fächfifchen u. fchwäbifchen Land⸗ u. 
Lehnredhte. — Das Kepffergecht, nad der Handfchrift v. 1372, 
herausgeg. von H. E. Endemann, Gaffel 1846. 
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denen Stellen auch von Öffentlichen Berhältniffen, 3. B. von der 
Wahl und den Rechten des Kaiferd, von Reichdtägen, Standes⸗ 
verhältniffen, Sandfrieven, von Zöllen, Seleiten, Münzen u. f. w. 
handeln, als ein, freilich noch fehr fchwacher, Anfang einer Be⸗ 
arbeitung bed beutfchen Staatsrechts betrachtet werben 3). Die 
Anmaßungen der Päbfte in Beziehung auf die Verleihung der 
Kaiferdwürde und die darüber befonderd unter Ludwig bem 
Baier audgebrochenen Streitigkeiten veranlaßten zuerft die, als 
Anfänge wiffenfchaftlicher Unterfuchungen zu betrachtenden, Streits 
fchriften von Marfilius von Padua (de Menandrino) (1328), 
Wilhelm von Decam (+ 1347) und Lupold von Beben 
burg (+ 1363), welche zu zeigen füchten, daß die Faiferliche Ge⸗ 
walt unabhängig fei von ber päbftlichen, nur Gott über fich habe, 
und fchon durch die Wahl begründet werde, ohne einer päbftli= 
hen Beftätigung zu bebürfen %). Weber diefelbe und bamit ver⸗ 
wanbte Fragen kündigte Übertus von Lampugnano 1380 eine 
öffentliche Disputation zu Prag and). -Ungefähr 80 Jahre ſpä⸗ 


3) Vergl. die Vorrede zum Kaiferrehte von Senkenberg in beffen 
Corpus juris Germ. publici ac privati. Tom. I. 8.87—-98. — Pütz 
ter’s Literat. I. $. 23. Anmerk. II. 
S. über biefe Schriftfteler, deren hierher gehörige Schriften fich 
am vollftändigften bei Goldast, Monarchia S. Rom. imp. sive 
Tractatuum de jurisdictione imperiali etc. Tomi III. Francof. 1611 
seq. gefammelt finden, Pütter Literat. I. $. 25. und das, hinfichts 
lich des Werthes diefer Schriften zum Theil von Pütter abweis 
chende Urtheil Eihhorn’s in ber deutſch. Staates u. Rechtsgeſch. 
Th. II. $. 393. Not. a. „Bei weitem ber Verftändigfle an Urtheil,⸗ 
fagt Eihhorn, „und ber Grünblichfte fowohl in der Anwendung 
und Erklärung der Beflimmungen des pofitiven Rechts, als in ber 
Kenntniß der geſchichtlichen Thatſachen, ift Eupold von Beben⸗ 
burg» Wilhelm von Occam nimmt feine Argumente, nad 
ber Weife feiner Zeitgenoſſen, hauptſächlich aus dem römiſchen und 
canon. Rechte, und Marfilius macht die Ariftotelifche poutie zur 
Grundlage ſeines Raiſonnements. 
Pütter a. a. O. $. 28. — Hugo, in der ZSeitſchr. f. heſchichti. 
Rechtswifſſ. Bd. J. S. 338 ff. u. 425., und Dolliner, einige Nachs 
richten über den Rechtsgelehrten Ubertus von Lampugnano, in 
derſ. Beitihr. Bd. II. ©. 238 ff., wofelhft fih au S. 246 f. der 


4 


— 


5 
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ter (um 1860) frieb Dr. Peter aus Andlau -(Potsus de 
Andlo) dad, als erfle theoretiſche Abhandlung des deutſchen Staatd⸗ 
rechts gewöhnlich angeführte, aber von hiſtoriſchen Irrthümern 
angefüllte Werk: de imperio Romano-Germanice Hbri duo 9. 
An grünblicher gefchichtlicher Forſchung zur Berichtigung einge 
wurzelter falfcher Anfickten und an der nothwendigen Grundlage 
einer Qultur bed allgemeinen Staatsrechts fehlte es noch längere 
Zeit hindurch gänzlich, ungeachtet manche zur Seit ber Reformas 
tion entſtehende wichtige flaasörechtlidde Fragen, 3. B. über das 
Widerſtandsrecht ber Reichſſtände gegen den Kaifer, dazu hätten 
anregen follen. Die darüber zu Rathe gezogenen gelehrten Js 
rien konnten fi) vom roͤmiſchen Recht, ald. ihrer Haupteniſchei⸗ 
dungsquelle, nicht loßmachen 7). Doch gab die ingwifihen ers 
folgte Errichtung bed Reichscammer gerich ts Beranlaſſung zur 
Entfiehung einer Mehrzahl von Schriften, worin auch Fragen 
des deutichen Staatsrechts und Privat: Burftenrechtd erörtert wur⸗ 
den. Dahin gehören insbefondere die Schriften der Cammerge⸗ 
richtö = Affefforen Jo ach. Mynfinger und Andr. Gail 8). Auch 
entſtanden ſchon im 16ten Jahrhundert eine Mehrzahl theils ge⸗ 
lehrter, theils practiſcher ſ. g. ſtaatsrechtlicher Streitſchriften, z. 
B. über Religionsfreiheit, und wieder über bie translatio impe- 
rii Romani ad Germanos; ferner Sammlungen von Eonfultationen, 
welche auch Gegenflände des Staatörechtd betrafen 9). Seit dem 
vollftänbige- Abbruck der einen. Dudfio: „Utwum omnes Christiani 
subsunt Romano imperie?“ findet. - . j 
Pütter's Literat. I. $. 29-36. und einige Berichtigungen bazu 
von Hugo in der Zeitfchr. für gefch. Rechtswifſ. Bd. I. &. 346 ff. 
7) Eine Ueberfiht ber Eeiftungen damaliger Beit f. bei Pütter a. a. 
D. $.0—47. Auszugeichnen ift des Joh. Sieidanus Commentar. 
de statu religionis et reipublicae Germanor. sub Carol. V. Argen- 
tor. 1855. fol. (Pätter nennt es ein RMeiſterſtück von der Befchichte 
ſelbiger Zeiten.) S. auch Sentenz und Meinung von der Frage, 
ob man einem Richter, dee wider Mecht procedirt, Wiberftand Leiften 
möge?“ von Wittenberger Mechtögelehrten gegeben. 1531. 
8) ©. über ihre Obfervationen und andere das Neichscammergericht bes 
treffende Schriften Pütter a. a. DO. F. 48-586. 
9) Wie 3. 8. Mynfinger’s Responsa 1573. Everharb’s Consilia 


Bahariä’s Staatsrecht. Ir Wh. 2te Aufl. 2 
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Unfange des 17ten Jahrhunderts erfchienen auch ehtige beſon⸗ 
dere Schriften ſtaatsrechtlichen Inhalte 19). Der erfle, der 
dad jus publicum als folched zum Gegenſtand wiſſenſchaftlicher 
Bearbeitung und zugleich befondrer acabemifcher Vorleſungen 
machte, war Dominicus Arumäns zu Iena (geb. 1579. gefl. 
1637.) in den Discursus academici de jure publico. Jen. 1616 
—1623.; eigentlich einer Samndlung einzelner Abhandlungen auch 
anderer Verfaſſer 1). Hierauf folgten mehrere fyflematifche Be⸗ 
arbeitungen bes beutfchen Reichsſſtaatsrechts von Daniel Otto, 
Kubah, Brautlacht,- Theod. Reinkingt:u. A. 12) unb 
Sammler von-Quellen und Stastöfchriften. erleichterten 
die Bearbeitung. des bffenflichen Rechts 13). Adlein-ber fortdau⸗ 
eınbe Wahn von: der. Anwendbarkeit des römiſchen Mechtd auf 

Deutſclanes offentliche Derhaltniſfe n ließ noch keine rouis⸗ Wür- 





1603. Weſ enbeck's Cotsilia 1584— 1624. Marburgifche Consilia 
herausgeg. von Herrm. Yurojun. 1605-3631. Pätter a. a: O. 
ß. 62. 

30) Knichen, de jure lerriorioii 1600. —. sSiztinus, de regalibus. 
1602. — Paurmeister, de jurisdictione. 1608.,— Stephanus, 

de jurisd. 1610. — . Yüttera. a. O. 8. 63 ff. 

ı) Ein Inhaltsverzeichniß giebt Pütter a. a. ©. $. 70. 

13 Wefonders ift Theod. Reinkingk's Tractatus de regimine secu- 
"lars et ecolesiaslico, exkibens brevem ‘et metködicam juris pu- 
blici delineationem (zuerft 1616 dann öfters; ed. sexta Francof. 
1658). als bebeutenb Hervorzuheben. Gegen feine Lehre von ber 
monardifhen Regierungsform des deutichen Reichs trat bei. Hipp. 
a Lapide (f. den folg. $.). in die Schranken. ©. überh Pütter 

-% 0-8. $. 71 f. 

13 Melch. Bolbaft (T-1636.), des heil. R. R. "Kayfer, Könige und 
Churfürſten Eonftitutionen u. Ausfchreiben. Frkf. 2609. fol. Deff. 
Reichöhandblungen. Han. 1609. x. Reichſsſatzungen. II Th. Han. 1609. 
1613. — Friedr⸗ Hortleder, von-ben Urſachen des beutfchen 
Kriegs (Carls V. wider den Schmalkald. Bund) .H Bde fol. Frankf. 
1615. 1618. — Mid. Gasp. Bondorp, Acta publica (den -30jähr. 
Krieg betreffend) 1621. 1668.1719. — Chrifl, Lehmann, + 1638. 

(als Verf, der Speyer. Ehronik befannt). De pace religionis acta 
publica et originalia. Frankf. 16231. Vermehrt 1090. u. Ste Ausg. 
1707. — Püttera. a. ©. $. 74—82. 
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bigung derſelben und Peine beflere wiſſenſchaftliche Beatbeitung 
des Staatsrechts zu. 


8 
B. Don Gonring bis Mofer. 


Bährend ih nun Johannes Limnäus (+ 1668.) durd 
ein umfaflenderes Werk uber das deutfſche Staatsrecht Werbienfte 
erwarb, und Herntann. Conring (+ 1681.) dur eine beffere, 
die Gefchichte und ächtere. Quellen berückfichtigende, Methode in 
ber Bearbeitung bed öffentlichen Rechts heroorleuchtete A), wurde 
durd) Hugo Grotius berühmtes Wert de jure ‚beill et pach 
(Paris 1625. Amſterdam 1632.). die Grundlage zur Bearbeitwig 
des allgemeinen Stantsrechtd gelegt, und. von Bogislaus Phi: 
lipp von Chemniß, der das, in Schwediſchem Intereſſe ge⸗ 
ſchriebene und großes Auffehen erregende Buch; de rations sta 
tus in imperio nostro Romano -Germanica,, unter Dem angenom⸗ 
menen Ramen Hippolithus a .Lapide, im. Jahre 1640 veröf⸗ 
fentlichte (ins Deutfche überfest von Juſti. Mainz u. Eeoblent 
1761.), zuerſt gründlich gegen den Mißbrauch des romifchen 
Rechts geeifert 2). . Bugleich wurde durch die wichtigen aber and 
den Todeskeim für dad Reich in fich tragenden Beſtimmungen 
des Weftphälifchen Kriedend von 1648 über bie Werfaffung bed 
deutfehen Reichs und der Territorien, Veranlaſſung zu wserien 
wiffenfchaftlichen Arbeiten gegeben. Dad f: g Territorial⸗ 
Staatsrecht erfuhr in von Sedendorf’s deutſchem Fürſten⸗ 
ſtaat (1655. 1658. 1664.) die erfte practifche Bearbeitung 9), wäh: 
rend der immer loderer. werdenden Reichöverfaffung von Samuel 
von Pufendorf®) Ahr Untergang gewriflagt wurde, und ber 


1) Ppatter a. DL ' 

9%) Pütter a. a. O. $. 89. 92... Ueber Hipp. a Lepide urtheilt fchon 
Sam. de Pufendorf de Statu Imp- Germ. Cap. Vi. g. 7. fehr 
richtig. Recht gut iſt auch die Kritik der von Hippolithus vorges 

ſchliagenen Heilmittel für die Krankheit des deutfchen Meidye. 

3) &. über von’Sedendorf’s (1692) Leben, Sthriften und fon- 
flige Verbienfte um das Steatöredyt, Pitter a. ad. F. 103. 104. 

4): Dem erften Profeffor juris naturae et gentiim in Deutfchland, wel: 

2% 
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große Leibnitz (+ 1716.) in der Schrift: Caesarinus Für- 
stenerius de jure suprematüs et legationis principum Germa- 
niae. 1677. den größern beutfchen Reichöfürften, trog ihrer Un⸗ 
terordnung unter den Kaifer, in gewiſſer Hinficht die Souverai: 
nität (Suprematus) zu vindiciren fuchte ). Won Jahr zu Jahr 
mehrte fich 'inzwifchen die Zahl der Schriftfieller über Materien 
bed Staatsrechts. Unter den Bearbeitern bed Reichs⸗ und 
resp. auch Landes = Staatdrechts aud dem Ende ded 17ten und 
ber .erften Hälfte des 18ten Jahrhunderts find zu nennen: Da: 
win Mevius (+ 1670), Ahasv. Zritfh (+ 1701), Sob. 
Heine. Boecler (+ 1672), Joh. Georg Kulpis (+ 1698.), 
NRoh. Nic. Hert (+ 1710.), Casp. Ziegler (+ 1690.), Ga⸗ 
briel Schweder (+ 1735.), Phil. Reichard Bitriarius 
(+ 1719.%), Nic. Chriſt. von Lynker (+ 1726.), Bernhard 
von Zech (+ 1720.), Joh. Dedherr, Jac. Bernh. Mulz, 
Joh. Friedr. Pfeffinger (+ 1730), wegen ſeines fo reichhal⸗ 
tigen, beſonders auch für die Territoriab⸗Verhältniſſe wichtigen 
Vitsiarius illustratus, Joh. Schilter (+ 1705.), Sottfr.Ferd. 
v. Budifb, Georg Melch. Ludolf (+ 1740.), Joh. Wolfg. 
Textor (+ 1701.), Joh. Phil. Datt (F 1722.), Sottl. Gerh. 
Zitius (+ 1718.) Als Sammler von Quellen u. f. w. find 
nach ben bereits oben ©. 18. Genannten hervorzuheben: der 
Nürnberberger Gonfulent Chrifl. Leonh. Leucht (Anton as 
ber) (+ 1716.), der Leipziger Stabtfchreiber Joh. Chriſt. Lü⸗ 
nig u. A., auch Londorp (Acta publica) und Müller (Reiche- 
tagstheater) 6). Aufſehen machte. zugleich Heinrich Cocceji 
(+ 1719.) durdy eine neue auf gefchichtlihe Hypothefen. geftügte 
Methode der Bearbeitung 7), welche insbefondere auf der neubes 


cher ſchon 1667 das fo berühmt gewordene Bud: Severinus de 
Mozamhano de statu imperii germanici Liber unus gefchrieben 
hatte, vergl Pütter a. a. O. $. 109 ff. 

5) Pütter a. a. ©. $. 122. 123. 

6) Pütter a. a. O. $.-117-146. u. $. 151-177. 

.7) Pütter a. a. ©. 5. 147 - 150. Vergl. Joh. Sal, Brunnquelis 
eröfnete Gedanken von dem allgem. Staatsrechte und deſſen hochſt 
nũdlicher Excolirung. Iena 1721. 
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gründeten Univerfität Halle Beifall fand. Hier wurde bie 
Cultur nicht blos des poſitiven, ſondern auch des allgemeinen 
Staatsrechts gefördert durch Chriſt. Thomaſius (+ 1728), ber 
auch bei allen Gelegenheiten laut gegen biejenigen eiferte, « die 
bie controversias juris publici alleine nach dem Schrot und Korn 
des Iuflinianeifchen Rechts und beflen Doctrin — zuneffen weils 
ten,“ ferner durch Joh. Samuel Stryck (F 1715), Joh 
Peter von Ludewig- (+ 1783.), Nic. Hieron. Gundling - 
(+ 1729.), Heinr. Boden (Bodinus +1720.), Juſt. Henning 
Böhmer (+ 1788.) und einiger Maßen auch durch Joh. Gottl. 
Heineccius (+ 1741.) 8). Nicht ohne Berdienſt, zum Theil 
auch um das LandedsStaatörecht, waren an andern Orten Heinr. 
Henniges (+ 1711.), Sa8p. Heine. Horn (+1718.), Burch. 
Gotth. Strup (FH 1738), Dieter. Herrm. Kemmerich (4 
1745.), Sottl. Sam. Zreuer (+ 1743.), Joh. Georg Eftor 
(+ 1773.), Joh. Adam. Kopp (+ 1788.), Joh. Jac. Mascon 
(+ 1761), Dav. Seo. Strube (+ 1775.) u. m. 4.9). 


§. 9. 
©. Bon Mofer bid auf Die neuere Zeit. 


Ale feine Vorgänger übertraf aber an publiciftifhem Eifer 
der, auch durch den außerordentlich häufigen Wechfel feiner Le⸗ 
benöverhältniffe und durch feine Schidfale merkwürbige, Johann 
Jacob Mofer (geb. zu Stuttgarbt 1701. geft. 1785.). Seine, 
faſt eine eigene Bibliothet bildenden, Schriften find ausgezeichnet 
durch die große practifche Erfahrung und Freimüthigfeit ihres 
Verfaffers und enthalten einen unerfchöpflichen Schatz zur Beleh⸗ 
rung über da8 practifche Staatörecht feiner Zeitz nur ift der mit 
unermübetem Eifer aus Acten, Staatsfchriften und deren frühern 
Sammlungen zufammengetragene Inhalt oft mehr Ercerpt ald 
wiffenfshaftliche Werarbeitung ). Gleichzeitig mit Mofer mad: 


8) Yüttera. a. O. $. 173—1885. 

N Pütter a. a. DO. $ 186-226. 

1) &. Über die Lebensumftände Moſer's deffen eigene Lebensbefchreis 
bung, welche 2768 erfchien, und einen Auszug daraus in Yütter’s 
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ten ſich noch Andere als Sammler widztiger Staatbarten verbient, 
namentiih Carl Wilh. Gärtner, darch feine Weſſphäliſche 
Friedenscanʒley (1731—37.), Gottfr. v. Meiern durch feine 
Acta pacis Wesiphalicae und Bal. Zerd. v. Guden durch feine 
irkundenfammtung 2). Eben fo erwarb fih Joh. Jac. Shmauß 
(geb. 1690. + 1757.) ald Lehrer und Schriftfbeller einen verdien⸗ 
ten Namen. Den größten Ruf unb bie auögebreitetfte Anerken⸗ 
nung erlangte aber im legten Viertel beö vorigen Iahrhundertd 
der berühmte Lehrer der Georgia Augusta Johann Stephan 
Pütter (geb. 19725. + 1807... &. Pütter’s Selbfibiographie. 
H heile. Gött. 1788.). Er iſt der Begründer einer mehr wie _ 
fenfhaftlichen, hiſtoriſch- practiſchen, auch Die vafionehe' Begriin- 
dung nicht verfhmähenden Methode3), welcher er -theild durch 
feine Schriften und publicifiifchen Gutachten, theils durch bie 
Bildung einer großen Zahl von Schülern allgemeine Berbreitung 
verſchaffte und welche leider eine Zeit lang’ durch einen flachen 
Rationalismus verdrängt wurde. Nach Pütter haben Schnans 
bert, Leiſt, Häberlin, Gönner u. A. nod zur Zeit des deut⸗ 


Literatur I. 227 4. — Häberlin, Handb. des Staatörs. I Bd. 
©. 24ff. — Ueber Mofer’s Schriften und deren Verzeichniß Püt⸗ 
ter a. a. 9. $.233 ff. u. unten $. 10. Mofer war erft in Wür- 
“ temberg. Dienften (Prof. und Regierungsrath), dann mehrmals in 
Bien; — 1736 Preuß. Seh. Rath, Director ber Univerfität Frankf. 
0.9. O.3. — 1739 wurde er entlaffen u. erhielt einen Ruf nad) Bät- 
- fingen, den er aber nicht annahm Run hielt er fi bis 1747 priva⸗ 
tifivend zu Ebersdorf auf; 1 1748 Heſſen⸗ Homb. Geh. Rathz3 — 1749 
Anlegung einer Staats- u. Canzlei-Academie zu Hanauz — 1751 
Landfchafts- Eonfulent zu Stuttgardt; — 1759—1764 Sefangenfchaft 
zu Hohentwiel; — feitdem zu Stuttgardt. — Merkwürdig ift auch 
Tein Sohn Friedr. Cat! v. Mofer, Reichshofrath, dann Heffen= 
Darmſt. Staatsminiſter, Verf. des Buchs „der Herr u. der Diener«, 
des teutichen Hofrechts⸗ und anderer ſtaats⸗ und völkerrechtlicher 
Schriften, geb. 1723, + 1798. 
2) Pütter’s Lit. I. $. 241—250. 
3) Vergl. deffen Beiträge zum deutfch. Staats= u. garfteurechte Gött. 
1777. ZH. J. No. JI. „Vom Werthe richtig beſtimmter allgemeiner 
Grundſätze — im tentfch. Staats: u. Kürftenrechte.“ 
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fchen Reihe, von Berg, Klüber und C. S. Badariä u. X. 
in: der Periode des rheinifchen Bundes das Gebiet des äffentlis 
hen Rechts mit Erfolg bearbeitet, und auch das bffentliche echt 
bes deutſchen: Bundes und der Bundesſtaaten iſt von mehrern 
Schriftſtellern (ſ. unten die-Bitezatur) zum Gegenſtand wiffens 
ſchaftlicher Bearbeitung gemacht: worden *), Eine ehrenvolle Er: 
wähnung verbient vor Allen Joh. Ludw. Klüber, „ber publl⸗ 
ciſtiſche Taufzeuge/⸗ des gegenwärtigen öffentlichen Rechtszuſtan⸗ 
des, deſſen unverkennbar große Verdienſte um das heutige öffent⸗ 
liche Recht man auch dann zugefleben fann, wenn man befonderd 
bei feinem „öffentlichen Rechte bed beutfchen Bundes“ die Wer: 
mifhung von Recht und Politit und den Mangel einer gehörk 
gen Verarbeitung ded- fat zu reichlihen Materials un großen 
Rotenapparetes rügen zu müſſen glaubt 3). 


$. 10, 
VII. Literatur des deutichen StaatörechtB. . 


L. Allgemeine Schriften darüber find: 9. I. Mofer, 
Bibliotheca juris- publici. III Th. Stuttg. 1729—1734. 8. — 
Chriſt. Sottfr. Hofmann, Bibliotheca jur. pabl. S. R. I. 
Frankf. a. d. O. 1734. 8. — J. J. Moſer, neueſte Geſchichte 
der teutſch. Staatsrechtslehre und deren Lehrer. Frankf. 1770. 8. 
— Deſſelb. Neueſte Bibliothek des allgem. teutſch. Staats⸗ 
rechts. Frankf. 1771.-& — Rütter, Literatur des teutſchen 
Staatsrechts. I Th. Gött. 1776 — 1783. Als Nachtrag und 
Fortſetzung gehört dazu: I. 2. Klüber, Literätur des teutſchen 
Staatsrs. Erlang. 1791. Als Nachtrag zu Pütterd Literatur 
find auch zu betrachten. die (mit Abhandlungen vermifchten) Bei⸗ 
träge zum teutfch. Staatör. und zur Eiterat. del. von I. Ih. 


4) Berg. bef. Rob. Mohl über den gegenwärtigen Stand ber wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Bearbeitung des deutfchen Staatsrechts. Deutiche Vier: 
teljahrsſchrift. 1842. I. S. 331 f. 1843. L S, 50 f. 

5). Biographie Klüber's von Morfladt in der VBorrebe zur Aten Ausg. 
bes öffentl Rechte. 


2 Einleitung. ($ 10.) 


Roth. Mürnb. 1791. — Aeltere literär. Schriften ſ. bei Püt⸗ 
ter Literat. L $.11. — Vergl. auch Eric Literatur ber Ju⸗ 
risprudenz. Leipz. 1822. ©. 143 fi. 

1. Quellen:Sammlungen und Gommentare über bie 
Quellen. S. unten bei der Darfiellung der Quellen, 

mM. Syſtematiſche Schriften für das gemeine beutfche 
Staatsrecht: 

A. Aus der Zeit des deutſchen Reichs: Gabr. 
Schweder, Introductio in jus publicum. Tubing. 1681. — 
Joh. Jac. Mascov, Principia juris publiei. Lips. 1729. ed. 5. 
1761. — Jo. Fr. Pfeffingeri Vitriarjus illustratus. 1691. ed. 
4: Gothae 1739. ed. 5. Francof. 1754. IV Tom. mit einem Res 
yertorium von Riccius. — Joh. Jac. Mofer, teutich. Staatd 
recht. 50 Bode nebft 2 Ih. Zuſätze und 1 Xp. Regiſter. Nürnb. 
1737 — 1753. — Deffelben f. g. neues teutſches Staatöredht, 
beftehend in einer Reihe (21.) einzelner Schriften mit befondern 
Titeln, nämlih: 1. Bon Zeutfchland und deſſen Staatöverfaf: 
fung überhaupt. Stuttg. 1766. 2. Vom Römifchen Kayfer, Rö- 
mifchen Könige und den Reichsvicarien. 1767. 3. Won den fay: 
ferl. Regierungdrechten u. Pflichten. UTh. 1772. 1773. 4. Bon 
den teutfchen- Reichöfländen, der Reichsritterfchaft, auch ben übri⸗ 
gen unmittelbaren Reichögliebern. 1767. 5. Bon teutfch. Reiche: 
tägen. I Th. 1774. 6. Bon den teutfchen Reichstagsgeſchäften. 
1768. 7. Bon der teutich. Religionsverfaffung. 1774.. 8. Bon 
der teutfchen Juſtizverfaſſung. I Th. 1774. 9. Bon der teut- 
ſchen Lehmöverfaffung. 1774. 10. Von der teutichen Kreisverfafs 
fung. 1773. 11. Perfünliches Staatsrecht. der teutfchen: Reichs⸗ 
fände. I Th. 1775. 12. Familien» Staatörecht der Reichöftände. 
UXHh. 1775. 13. Bom reichöftändifchen Schuldenwefen. II Th. 
1774. 1775. 14. Bon der Reichsflände Landen, Landflänben, 
Unterthanen u.f.w. 1769. 15. Von der Landeshoheit überhaupt. 
1773. 16. on der Landeshoheit im Geiftlichen. 1773. 17. Bon 
der. Landeshoheit im Weltlihen!). ITh. 1772. 1773, 


1) Der Tractat von der Landeshoh. im Weltlichen befteht wieder aus 
9 heilen: 1. von Regierungss, 2. von Juſtiz⸗-, 3. von Militär, 
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18. Bon der Untertbanen Rechten u. Pflichten. 1778. 19. Bon 
der Reichsſtädtiſchen Regimentöverfaffung. 1772. 20. Nachbarli⸗ 
ches Staatörecht. 1773. 21. Auswärtige Staatör. 1772. Regifter. 
1775. Zufäße 3 We. 1781—1783. — Jo. Jao. Schmauss, 
Compendium juris publici. 1746. 1752. 1784. mit Anmerkungen 
von Selchow. 1766. 1782. — Schmauß, academifche Reben 
und Borlefungen über das teutfche Staatsrecht. Lemgo 1766. — 
J.H. Chr. deSelchow, Elementa juris publici germanici. Gott. 
1769. 1782. — J. St. Pütter, Elementa juris publici ger- 
manici. Gott. 175#. ed. 4. 1766. Deffelben, kurzer Begriff 
des teutfchen Staatsrechts. Gött. 1764. 1768, und deſſen Insti- 
tutiones juris publ. germ. Gott. 1770. 6. ed. 1802.; ind Deuts . 
fche überfegt von Sr. v. Hohenthal. I Th. Bayreuth 1791. 
173. — Do. Ehrifl. Majer, teutfched geiſtliches Staatsrecht. 
I Th. 1773. u. teutfches weltliches Staatsrecht. III Bde. Leipz. 
1775 u. 1776. — Theod. Kretfhmann, Lehrb. bed teutſch. 
Staatsrechts. Bayreuth 1793. — Häberlin, Handbuch bed 
teutfchen Staatörechtd nach dem Spflem von Pütter. Zum ges 
meinnügigen. Gebrauch der gebildetern Stände in Zeutfchland. 
HI Bde. Berlin 1794. 2te Ausg. 1797. — Juſt. Chriſt. Leif, 
Lehrb. des teutſch. Staatsrechts. Gött. 1803. 2te Aufl. 1805. — 
Joh. Ludw. Klüber, Einleit. zu einem neuen Lehrbegriff des 
teutfchen Staatörechtd. Erlang. 1803. — Nic. Thadd. Gön⸗ 
ner, teutfched Staatörecht. Landsh. 1804. 

Blos dad gemeine TerritorialsStaatörecht behandeln: A. 
3. Schnaubert, Anfangögründe bed Staatörechtd ber geſamm⸗ 
ten Reichölande. Jena 1787. — 3 Ric. v. Roth, Staatd: 
recht der deutfchen Reichslande. U Th. Mainz 1788 — 92. 

B. Aus der Zeit ded Rheinbundes. v. Kamptz Lite: 
ratur des rheintfchen Bunde: Staatörechts, in deſſen Beiträgen 
zum Staats⸗ u. Völkerrecht. Bd. I. und in Winkopp's rhein. 
Bund. Br. M..&. 161 fe — 3. BZintel, Entwurf eines 


4. von Steuer:, 5. von Gameral=, 6. von Policey=, 7. von Gna⸗ 
bens Sadyen, 8. Sachen, bie der Unterthanen Perſon und Vermö⸗ 
gen, 9. wie auch Erde u. Waffer betreffen. 
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Staatsrechts für den Rheinbund. München 1897. — W. 3 
Behr, fuftemat. Darftellung des Rhein. Bundes aus bem Stand⸗ 
punete Des bffentl. Rechte. Frankf. 1808. — C. S. Zachariae, 
jus. publ. civitatum, quae foederi Rhenano adscriptae sunt. Hei- 
delb. 1807. — 3. 2udw: Klüber, Stautörecht ded Rheinbun⸗ 
bed. Lehrbegriff. Tübing. 1898. Vergl. über: viele Werke di⸗ 
Recenfionen von v. Berg in Bintopp thein. Bund. Bd. IX, 
S. 7 ff. 

C. Seit Errichtung des beutfhen Bundes. J. 2. 
Klüber, öffentliche Recht bes teutſchen Bundes und ber Bun: 
deöftaaten. Frkf. 1817. 2te Aufl. 1823. 3te Aufl.. 1831. Ate Aufl. 
1841. — 8 0. Drefch, das öffentl. R. des deutſchen Bunbes 
und ber deutfchen Bunbesflaaten. Ifter Th. Tübing. 1820, (Das 
Bundesrecht)... — K. E. Schmid, Lehrb. ded gem. beutfchen 
Staatörechtd. Ifte Abth. Jena 1821. (Dad allgem. Staatörecht 
und gefchichtl: Einleitung). — A. Brunnquell, Staatsrecht 
des deutfch. Bundes u. der Bundesftaaten. 2 Abtb. Erf. 1824. — 
Schmalz, dad. teutfche Staatör. Berl: 1825. — Sylv. Jor⸗ 
dan, Lehrbuch des allgemeinen und deutfchen Staatsrechts. fe 
Abth. Caſſel 1821. (Grundzüge ded allgem. Stantsrehts, die ge: 
ſchichtliche Einleitung und das Bundesrecht). Rom. Mau—⸗ 
renbrecher, Grundſätze des heutigen en Siaaters. Frkf. 
1837. — Ant. Barth, Vorleſungen über ſämmtl. Hauptfächer 
der Staats- und Rechtswiſſenſchaft. Bd. IV. (öffentliches. Recht) 
1837. — H. 3Zöpfl, Grundſätze des allgem. u. conſtitutionell⸗ 
monarchiſchen Staatsrechts — in Deutſchland, nebſt einem Ab⸗ 
riſſe des deutſch. Bundesrechts. Heidelb. 1841. 3te Ausg. 1846. — 
K. E. Weiß, Syſtem des deutſch. Staatsrechts. Regensb. 1843. 

Grundriſſe: A. Michaelis, Entwurf einer Darſtellung des 
öffentl. Rechts des deutſch. Bundes u. der Bundesſtaaten. Tüb. 
1820. — F. J. Haas, Grundriß des deutſchen Staatsrechts. 
Bonn 1827. — Fr. v. Lindelof, Grundriß d. deutſch. Staats⸗ 
rechts mit beigefügten Quellen- und Literatur-Belegen. Gieſſen 
1828. — Guſt. Gärtner, über die wiſſenſchaftl. Behandlung 
des deutſch. Staatsrechts. Zwei Abhandlungen nebſt einem Sy— 
ſteme des deutſchen Staatsrechtes. Bonn 1839. 
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Bios dad Bundesrecht betreffen: 3.8. Tittmann, Dars 
ſtellung der Verfaſſung bed deutfchen Bundes. Leipz. 1818. — 
Rudhart, daB Recht des deutfch. Bundes. Stuttg. u. Tübing. 
1822. — E.H. de 8. (Schwarzkopf), Expos# du dreit pu- 
blio de l’Alemagne. Gendve et Paris 1821. 

TV. Gefammelte Abhandlungen derſelben und ver 
ſchiedener Verfaſſer, Beitfchriften und lericograpbis 
fhe Werte 3 9 Mofer, Samml. einiger neuen Abhand⸗ 
lungen von Staatsſachen. Stuttg.-1765. — Dan. Nettels 
bladt, Erdrterungen eimiger einzelnen Lehren d. teutſch. Staats⸗ 
vechtd. Halle 1773. — I Th. Roth, Beiträge zum beutfch. 
Staatörecht. Nurnb. 1791. — 3. St. Pütter, Beyträge zum 
teutfchen Staats⸗ u. Fürftenrechte. I Th. Gött. 1777 — 1779. — 
Deffelben, Erörterungen und Benfpiele des teutfchen Staats: 
und Fürſtenrechts. II Bde. Bött.- 1793. 94. — Schnaubert, 
Beyträge zum teutſchen Staats⸗ u. Kirchenrechte. Gieſſen 1762. 
— Gottfr. Scheidemantel, Repertorium d. teutſch. Staats⸗ 
u. Lehenrechts. Th. J u. U. Leipz. 1782. 1783. Fortgeſ. v. Häs 
berlin. Th. IH u. IV. 1793. 1795. — €. Chr. Weſtphal, 
deutſches Staatärecht in wiffenfchuftl. georbneten — Abhandluns 
gen und Anmerkungen über beffen wichtigſte Gegenftände. Leipz. 
1784. — 3 Chr. Kraufe, Abhandl. aus dem deutſch. Staats: 
rechte. Bd. I. Halle 1797. — 

Brauer, Beiträge zu einem allgem. Staatörechte d. Rhein- 
bundes. Garlöruhe 1807. — ©. H. von Berg, Abhandlungen 
zur Erläuterung der Rheinbunds: Ace. Hannov. 1808. — €. 
S. Zachariä, bad Staatör. der shein. B.⸗St. und das rhein. 
Bundesrecht, erläut. in einer Reihe v. Abhandlungen. Heivelb. 
1810. — Germanien, eine ‚Zeitfchrift für Staatsrecht, Politik 
u. Statiſtik von Deutfchland;- herausgeg. von 3. Fr. W. Crome 
und C. Faup. IV Bde. Gieſſen 18000 — 1811 — 9. A. Win: 
kopp, der Rheiniſche Bund. 69 Hefte in XXIII Bänden nebſt 
Regiſter. Gieſſen 1806 — 1813. — P. Oeſterreicher, Archiv 
des rhein. Bundes. I Th. 1806. 1807. — | 

29 Dreſch, Beiträge zu dem öffentl, Rechte des. deutſch. 
Bundes: Tübing. 1822. u. deſſen Abhandlungen üb. Gegenſtände 
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des öffentl. Rechts, fowohl des deutſch. Bundes überhaupt, als 
auch einzelner Bundeöflaaten. Mund. 1830. — Beiträge zur 
Wiſſenſchaft und. Literatur d. deutich. Bundesrechtd. Bonn 1823. 
— Abhandlungen über Segenflände des allgem. Staatenrechtd in 
Neudeutfchland. Garlöruhe 1824. — L. Pernice, quaestionum 
de jure publico germanico Part. L Hal. 1828. — A. W. Heff: 
ter, Beiträge zum beutichen Staats- und Fürftenrechte. Berl. 
1829. — Klüber, Abhandlungen und Beobadhtungen für Ge: 
fhichtlunde, Staatö= und Rechtöwiflenfchaften. I Bde. Franff. 
1830.1834. — %.2. Reyfcher, publiciſtiſche Verſuche. Stuttg. 
1832. — Böpfl, Mikrokosmus, eine politifche Zeitfchrift für 
Staatsrecht und Staatsrechtäwiff. 4 Hefte. 1832. — ©. Fr. 
Burm, Kritifche Verſuche üb. die öffentl. Rechtöverhältniffe in 
Deutfchland feit der Mitte des Jahres 1832. Keipz. 1835, — 
v. Gruben, Abhandl. über Segenftände des öffentl. Rechts u. 
f. w. Stuttg. 1836..— E. Wippermann, Beitr. z. Staatör. 
L Hft. Gött. 1844. — GStaatslericon, ober Encyclopädie der 
Staatöwiflenfchaften von C. v. Rotted u. C. Welder. Altona 
u. 295. XV Bde. 1834 f. — Polis, Jahrbücher der Gefchichte u. 
Politik; fpäter fortgelegt von Fr. Bülau. (Monatl. ein Heft.) — 
Deutiched Staatsarchiv, herausgeg. von Buddeus. Ir 3b. 
Jena 1840 u. f. Auch für das Staatöreht enthalten Beiträge: 
die Tübinger Beitfchr. f. Staatswiflenfchaft v. Fallati u. A.; 
— die Zeitfchr. f. Sefh. v. Schmid, — der Staat v. Wöni⸗ 
ger; — bie conflitution. Jahrb. v. Weil und die Zeitfchrift f. 
deutiched Recht von Reyſcher u. Wilde. 

V. Schriften über dad Staatsrecht einzelner Bun- 
desflaaten. 

1. Öefterreih: Chr. A. de Beck, Spec. I. et 1. jur. 
public. Austriaci. Viennae 1750. 1752.— v.Schrötter, Grund: 
riß des öfterreich. Staatörechtd. Wien 1775. — Deffen Ab: 
bandlungen aus dem öfterreich. Staatörechte. V Th. 1762 f. — 
v. Lichtenſtern, Staatöverf. der öfterr. Mon. 1792. — AM. 
Guſtermann, Verſuch eines volftänd. öſterreich. Staatsrechts. 
Bin 1793. — Joſ. Kropatſcheck, Staatsverf. Oeſterreichs. 
X Bde. Wien 1794. Supplemente. 1804. 1810. — v. Hor⸗ 
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mayr, Abhandl. aus dem Öfterreich. Staatörechte. Wien 1808. — 
3. C. Bifinger, Generalftatiftit u. Staatsverfaſſung bed öfters 
reich. Kaifertbums. I Th. Wien u. Trieſt 1809. 

2. Preußen: v. Ohneſorge, Gefchichte des Entwides 
Iungöganges der brandenburg. preuß. Monarchie. Leipz. 1841. — 
A. Mirus, überſichtliche Darftelung des preuß. Staatsrechts. 
1833. — ©. Zul. Bergius, Preußen in flaatörechtlicher Bes 
ziehung. Münfter 1836. — Hiſtoriſches Archiv preuß. Provine 
zialsBerfaffungen. 6 Hefte. Berl. 1819. 1820. — 8. v. Rönne 
und Heinr. Simon, bie Verfaffung u. Verwaltung bed Preuß. 
Staatd, eine fuftem. georbn. Sammlung aller auf biefelben Be⸗ 
zug habenden gefeßlihen Beflimmungen. I. Abthl. Breslau 1840. 
— W. Oſtermann, Grundfäge ded preuß. Staatsrechts. Dort⸗ 

mund 1841. — H. Simon, bad preuß. Staatsrecht. UI Th. 
Breölau 1844. ° 

3. Baiern: v. Kreitmayer, Grundriß .ded allgemeinen 
und baier. Staatörd. Münden 1770. 3%. — 3. ©. Feß⸗ 
maier, Grundr. des baier. Staatörd. 1801. — G. Düllinger, 
Verf. des Königreichd Baiern, IL Th. Münden 1818. 1819. — 
Schmelzing, Staatör. ded Königreich Baiern. II Bde. Leipz. 
1820. — Schund, Staatsr. ded Königreichd Baiern. Erlang. 
1824. — 6. Cucumus, Staatsrecht der conftitutionellen Mo: 
narchie Baierns. Würzb. 1825. — v. Drefch, Grundzüge des 
bater. Staatörechts. 1823. 2te Ausg. 1835. — v. Moy, Lebrb. 
bed bayer. Staatörechtd. TI Ih. Megendb. 1840-1843. (unvoll- 
endet). — 3. Pözt, Bayerifches Staatöverfafl. Recht. Würzb. 
1897. — Deffelb. Lehrb. des. Bayer. Verfaffungsredhts. Mün⸗ 
hen 1851. — v. Spies, Beleucht. der Verf. Url. Th. J. Er: 
lang. 1842. 

4. Sachſen: v. Römer, Staatsreht und Statiſtik bes 
Churfürftentbums Sachſen. TI Th. Halle u. Wittenberg 1787 — 
1792. — Weiße, Lehrb. des Königl. fächfiichen Staatörechte. 
Bd. 1. Leipz. 1824. Bd. II. 1827. — Fr. Bülau, Darftellung 
ber Berfaflung u. Verwaltung bed Königreichd Sachſen. (Bd. I. 
Verfaffung). Leipz. 1833. — Fr. Milhaufer, dad Staatör. 
des Könige. Sachfen. Bd. I. pz. 1839. — 93. Grünler, Bei: 
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träge zum Staatsrecht bed Königreichs Sachfen. (Ausmärtiges 
Staatsredit.) Dresden u. Leipz. 1838. 

5. Hannover und Braunfihweig: 33. Mofer, Ein: 
leitung in dad Kurf. und Fürftl. Braunfch. Lüneburg. Staatörecht. 
1755. Anmerkungen u. Zufäge dazu von Scheid. Gött. 1787. 
Codex diplomatieus dazu von demſ. Gött. 1759. — D. ©. 
Strube, von dem Urfpr. der jeb. Staatöverfafl. in den Chur⸗ 
u. fürftl. braunfhw. Lüneb. Landen. Nebenftunden. Th. IV. Ro. 
22. ©.334f. Vorzüglich in gefchichtlicher Hinfiht: Spittler’s 
Sefch. des Fürftenthums Hannover feit der Reformation bis zu 
Ende des 17. Jahrh. 2 Bde. Hann. 1798. — Rehberg, Zur 
Geſchichte des Königr. Hannover. — nach der Befreiung aus weft 
phäl. u. franz. Herrichaft. Gött. 1826. 

—6. -Würtemberg: J. G..Breyer, Hementa juris publ. 
Wirtemb. ac ducum privati. ed.2. Tubing. 1787. — Eine von 
Mofer hinterlaffene Einleitung in bad Würtemb. Staater. iſt 
noch Manufcript. — R. Mohl, Staatörecht des Königr. Würs 
temberg. I.Th. Tübing. 1829. 1831. 2te Auög. 1840, nach wel: 
cher: dieſes vorzügliche, und auch für Richt-Würtemberger fehr 
beiehreude Werk hier titirt werben wird. Bufäge und Berichti⸗ 
gungen zur erflen. Ausg. f. in Reyſcher's public. Verſuchen. 
N. ©. 200 ff. 

7. Baden: 3-3. Moſer, Einleit. in das Bad. Stante- 
recht. 1772. — Pfiſter, gefchichtl. Entwidelung des Staatsrs. 
des Großhth. Baden. J. Th. Aeußere Verhältniſſe u. Verfaſſ. des 
Regentenhauſes. Heidelb. 1826. 1. Th. Innere Staatsverhält⸗ 
niſſe. 1938. II. Th. Staatsverträge u. » andere - Urkunden. Neue 
Aufl. Mannheim 1847. 

8 Kurbeffen: J.G.Estor, Origines jur. publ. Hassiaci. 
Jen. 1738. Deffelb. jus public. Hasstacum hodiernum. 1752. 
Derf. de comitiis et ordinibus Hassiae. 1732. — Murhard, 
Grundlage des jegigen Staatör. ded Kurfürftentb. Heffen. I. II. 
1834. 1835. — Pfeiffer, Gefch. der. lanbitänd. Berfaffung in 
Kurheffen. Kaffel 1834. — Wippermann, Kurheflen nad Den 
Befreiungskriegen. 1850. — DBerfelbe, die Staats u. Rechts⸗ 
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verfaffung Kurheſſens ‚in ihrer geichichtlichen Entwidelung in- der 
Germania. I. ©. 28 f. 

9. Großherzogthum Heffen: ©. die unter 8 angef. 
Schriften von Estor u. Pfeiffer. — Eigenbrodt, Hanbb. 
der Verordnungen des Großherzogth. Heffen feit 1803. IV Ip. 
1816 f. — Weiß, Syſtem des üffentl. Rechts des Großhzth. 
Heffen. 1 Bd. Darmft. 1837. — Archiv der Großh. Hefl. Ge: 
feße u. Verordnungen. VIBde. Darmfl. 1834—38. Megifter. 1840. 

10. Holftein: Ienfen und Hegewifch, Privilegien der 
Schleswig: Holftein. Ritterfchaft. Kiel 1797. — E. Schlegel, 
Stantörecht ded Königr. Dänemark u. der Herzogtb. Schledwig, 
Hoiftein u. Lauenburg. 1828. — Falck, Samml. der wichtigst. 
Urk. welche auf das Staatsrecht der Herzth. Schleswig u. Hol- 
stein Bezug haben. Kiel 1847. — Derfelbe, die histor. Lan- 
des-Rechte in Schleswig ‚und Holstein urkundlich. 2te Aufl. 
Hamb. 1847. 

11. Braunfhweig: ©. oben No.5. — v. Liebhaber, 
Einleit. in das herzogl. Braunſchw. Lüneburg. Landrecht. I. Ih. 
Braunfhw. 1791. — Derf. vom Furftenth. Blankenburg und 
deſſen Staatsverf. 1790. — (Dinüber), Beitr. 3. braunfchw. 
u. hildesheim. Staats: u. Privatrecht. 1. Ch. 1772. 2. u. 3. Xp. 
1778. — NRibbentrop, Beitr. zur Kenntniß der Verfall. des 
Herzogth. Braunſchw. 1787. — - Bode, Beitr. zu der Geſchichte 
des H. Brſchw. 1. Beite. dad Grundſteuerſyſtem. 1824. — A. 
de Dobbeler, über gefchichtl: Entfteh., Character und zeitgem. 
Fortbild. der. landftänd. Verfaſſ. des Herzth. Braunfchw. u. Für: 


ſtenth. Blankenburg. 1832. — v. Bülow, Beiti. zur Gefch. 
der Br. Lüneb. Lande und zur Kenntniß ihrer Verf. u. Verwal: 
tung. 1829. 


12. Mellenburg: Dagemeifter, Berfuch einer Einleit. 
in dad meklenb. Staatörecht. Roſtock u. Leipz. 1793. 

13. Sächſiſche Herzogthümer: v. Hellfeld, Beitr. z. 
Stastöreht u. der Gefch. von Sachſen. 2 Ih. 1785. 1788. — 
Schweiger, öffentl. Recht des Großhzth. Sachen: Wetmar: Ei⸗ 
fenach. -1 Th. 1828. 

14. Oldenburg: %. v. Finkh, die Werfafl. u. Verwal⸗ 
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tung des Großherzog. Dibenburg. Fürſtenthums Birkenfeld. Dl: 
denb. 1842. 

15. Anhalt: 3. 3. Moſer, Gtaatörecht bes fürftichen 
Haufes Anhalt. 1741. — Pütter's Rechtöfälle. Bo. 1. Th. 3. 
S. 555 f. 

16. Reuß: Pütter’s Rechtsfälle. Br.1. Ih. 4. ©. 1028. 
39.3. Ih. 2. ©. 277. 

17. Die freien Städte: de Villers, Constitutions des 
trois villes libres-anseatiques. 1814. — Alex. Müller, Einl. 
zum Studium der Verfaſſ. Gefchichte der vier freien Städte des 
deutich. Bundes. Hamb. 1825. — Moriz, Berfud einer Ein- 
leitung in die Staatöverf. der oberrhein. Städte. I. Xh. 17885. 
1786. ©. weitere Literatur bei dem Verfaſſungsrecht der freien 
Städte. 


N 11. 


VIII. Methode der Behandlung und Syſtematik 
j des deutſchen Staatöredhtö. 


Aeltere Schriften über Lehrart und Studium bes Staatsrechts ſ. bei Püt⸗ 
ter Literatur IL $. 669. 670. — Klüber's Literatur $. 669. — 
Rettelblap t, von der Bermifchung des deutſch. Staatöredyts mit 
der deutfchen Staatsgeſchichte, Staatskenntniß u. Staatsklugheit; 
in den Erört. aus dem Staatsr. Halle 1773. Ro. 3. — Heff: 
ter, in ben Berliner Zahrb. für wiſſenſch. Kritil. Jahrg. 1835. 
Ro 69. — Bollgraff, in der Allgem. Lit. Zeit. Jahrg. 1839. 
Ro. 175 f. — Bärtner, über die wiſſenſchaftl. Behandlung bes 
deutſch. Staatsrechts. Bonn 1839. 2te Abt. — Klüber, öffentl. 
R. $. 14. und über Vorfichtöregeln daf. $. 15. — Bluntfdli, 
Allgemein. Staatsrecht. Einl. Kap. IX. 


Die Achte wiflenfchaftlihe Behandlung des Staatsrechts er: 
beifcht eine Vereinigung der practifchen mit. der philefophi- 
(hen und biflorifchen Methode. Practifch muß die Me: 
thode ſeyn, infofern dadurch die Gränzen bed zu behandelnden 
Stoffes beflimmt. und denmac nur diejenigen Verhältniſſe und 
Snftitute in dad Syſtem aufgenommen werden, welche wirklich 
bem heutigen Staatörechte anheimfallen. Practifch kann aber auch 
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ber Lehrvortrag noch in einem andern Sinne baburch werben, daß 
die Anwendung ber allgemeinen Principien in der Praris und in 
der Geſetzgebung der einzelnen Staaten nachgewiefen und durch 
Beifpiele aud der Bundes: u. Staatsprarid (Mechtöfälle) erläu: 
tert wird. — Philoſophiſch wird die Methode infofern fein 
müffen, als wir und der Gründe für die einzelnen Beſtimmun⸗ 
gen: des pofitiven Rechts bewußt werben, ben Rechtsgrundſatz 
dafür aufzufinden und die höhern Principien, auf welchen 
der Staat und deſſen Inſtitute beruhen, zu entwickeln ſuchen. 
Daher iſt auch die Entwickelung der allgemeinen Begriffe von 
Staat, Staatsgewalt, Werfaflung u. ſ. w., die Unterſuchung über 
den Staatözwed u. f. w. nothwendig, obgleich das pofitive Recht 
dafür Feine gefeglichen Beflimmungen enthält. Die Geſetze be: 
flimmen ja auch nicht, wad dad Recht oder was ein Geſetz fei, 
oder fchließen, wenn fie eine Definition enthalten foltten, bie 
beffere Begrifföbeftimmung nicht aus. Denn dad Geſetz kann die 
Natur der Dinge nicht andern! Nur dürfen wir die Philofophie 
nicht als Rechtsquelle betrachten und das f. g. natürliche Staats⸗ 
recht nicht an die Stelle des pofitiven ſetzen wollen. Vergl. ob. 
$.4. Hiftorifch endlih muß die Methode infofern fein, als 
wir auf die Zhatfachen, welche wirklich auf die Bildung des ge: 
genwärtigen öffentlichen Rechtözuflandes von Einfluß geweſen find, 
zurüdgehen und uns dadurch, daß wir von den factifchen Grund: 
lagen der Gegenwart Kenntniß nehmen, eine lebendigere und Bla: 
rere Anfchauung ber Letztern möglich machen. Ein Fehler würbe 
ed Dagegen fein, wollten wir die vergangenen Zuſtände als ſolche 
betradhten und mit der Darftellung des heutigen Rechts verfnü- 
pfen, oder gar und befireben, das was erftorben iſt, wieder in 
Leben zurüdzurufen. Hieraus ergiebt fich 3. B., daß das frü- 
here Reichsſtaatsrecht und dad öffentliche Recht des rheini: 
[hen Bundes als folhe nicht in ein Syſtem des heutigen 
Staatörehtö gehören, fondern der Geſchichte des deutſchen 
Staatsrechtd anheimfallen. Die Behauptung aber, ed müſſe das 
alte und das neue Staatörecht im Syſteme gefondert werben I), 


1) Bergl. V ollgraff, in der Allgem. Lit. Zeit. 1839. No. 175— 177. 
Bahariä’s Staatsrecht. Ir Bd 2te Aufl. 3 
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heißt die Gegenwart leugnen und die Eriflenz eines gemeinen 
Staatsrechts in Abrede flellen. Sie füet den Samen der Zwie 
traht und macht den heutigen Staat zu einem zwitterartigen, 
feiner Fortbildung fähigen, Gefchöpfe, in welchem zwei feind» 
liche Mächte fi) fortwährend befämpfen und nur zerftören aber 
nichts fchaffen Eönnen. 

Das Syſtem zerfällt nothwendig in zwei Haupttheile: 
l. den vorbereitenden oder allgemeinen Xheil, welder 
theild die Fandamentalbegriffe der Wiſſenſchaft entwidelt, theils 
die gefchichtliche Baſis unferer gegenwärtigen Staatsverhältnifle 
enthält. U. Den dogmatifchen oder befondern Xheil, worin 
die einzelnen Rechtöverhältniffe und Inſtitute des Staats nad) 
ihrer gegenwärtigen Geftalt betrachtet und wiſſenſchaftlich zu ei⸗ 
nem Ganzen georbnet werben. Zweckmäßig ericheint es bierbei, 
dad Bundesrecht von dem Landesflaatsreht zu. trennen 
und das bebtere dem Erſtern vorauszuſchicken. 


Griter oder allgemeiner Theil. 


Erſtes Kapitel, 
Vom Staate überhaupt. 


q. 12. 


EL. Begriff und Weſen ded Staat. 


Klüber, öffent. R. F. Uff. — Schmalz, d. Staater. $. 1 ff. — Iors 
dan, Stadter. F. 1. — Maurenbrecher, Lehrb $. 14 ff. — 
v. Drefch, Öffentl. Recht des deutfh. Bundes. Tb. F $. 1f. — 
Milbaufer, Staater. des Könige. Sachen. I. $.7. — Scylös 
zer, allgem. Staater. S. 33 ff. — Dahlmann, PotitifL..©. 
Uff. — Stahl, Rechtsphiloſophie. WBb. IH. Abthl. II. S. ıL ff. — 
Zachariä, VBierzig Bücher v. Staate. 1. S. 10 ff. — Wintopp's 
thein. Bund. Bd. XI. ©. 150 f. — ©. Welder, die lesten 
Gründe von Recht, Staat u. Strafe. Sieffen 1813. — 9%. X%. 
Pfizer, Gedanken Über Recht, Staat u. Kirche. 2 Ih. Stuttg. 
1842. — €. Wippermann, Beiträge zum Staater. I. Bött. 

4844. — Philoſ. Gefpräche Über Staat u. Kirche — herausgeg. 


von Dr. Sylveſter Jordan. Frankf. a. M. 1848. — Phis 
loſoph. Borlefungen üb. den Staat — von Dr. 3. E. Erbmann. 
Halle 1851. Ä _ 


1 Der Staat: (civitas, res publica) in abſtracter Auffaf- 
fung ift das felbftändige und unabhängige (founeraine), Die oberfte 
gr 


36 Allgemeiner Theil. ($. 12.) 


Leitung und Förderung aller Gefammt > Intereflen der organifch = 
verbundenen Glieder umfaflende Semeinwefen }). 


1) Verſchiedene Verſuche, den Begriff des Staats (civitas) zu beſtim⸗ 
men: Aristoteles, Polit. II. 5, 14. nennt den Staat (mol) die 
Gemeinfchaft von GBefchlechtern und Drtfchaften (year xai xumer 
xowwvia) zu einem volllommenen unb in ſich befriebigenden Leben 
(unᷓc reitiag xas alragxoıs). Cicero, Somn. Seip. c. 2. „Con- 
cilia coelusque hominum jure sociali, quae civitotes appellan- 
tur.“ Bergl. auch Cicero de republ. I. c. 25. Faſt übereinftim- 
mend hiermit unter den Reuern fagt Kant, metaphyſ. Anfangs: 
gründe der Rechtslehre. Königsb. 1797. $. 45. „Ein Staat (civi- 
tas) ift die Vereinigung einer Menge von Menfhen unter 
Rechtögefegen.« — Entftehungsgrund, oder Zweck bes Staats 
und fonftige, für wefentlich gehaltene, Merkmale nehmen ſchon in 
ihre Definitionen auf: Hugo Grotius, de jure bell. et pac. Lib. 
1. c.1. 8. 14. „Civitas est coelus perfectus liberorum kominum 
juris fruendi et communis ulslitatis causa socsatus.“ — Pufen- 
dorf, jus nat. et gent. Lib. VII. 8. 14. „Civitas est persona mo- 
ralis composita, cujus voluntas. ex plurium paclis implicita et 
unita pro voluntate civium habetur, ut singulorum viribus et fa- 
cultatibus ad pacem et securitatem uti possit.“ — J. H. Böh- 

. mer, jus publ. univ. p. 187. „Civilas est coelus complexus plu- 
rium hominum sub imperio, pactis vel expressis vet tacitis uni- 
tus, duliorig vel tranquilliorss ‚vilae gratia.“ Im Gegenſatz zu 
allen diefen und andern Definitionen nennt von Haller, Reflaus 
sation der Staatswiffenfh. Bd. I. ©. 463. den Staat -„die höchfte 
Grabation natürlicher Dienft > u. Societätsverhältniſſe.“ Vergl. auch 
Sceidemantel, natürl. Staatsr. I. p. 32. — Schmalz, Nas 
türl. Staater. $. 43. — Hegel, Philof. des Rechts. S. 321. — 
Am Umftändlichften befinirt Jordan, Lehrb. d. Staatsrs. Abth. I. 
& 1.: »Der Staat (von feiner rechtlichen Seite und als wirk⸗ 
lid) in der Erfahrungswelt beftehend, jedoch in feiner vernunftnoth- 
wendigen Beziehung auf eine höhere, alle wirkliche Staaten ums 
Ihließende Idee aufgefaßt), ift eine zu einem organifchen und un⸗ 
auflöslichen Ganzen (Bol) vereinigte Vielheit freier, auf einem 
beftiimmten Landesbezirke feßhafter Kamilien, um mittelft 
Anerkennung einer gemeinfanen Obergewalt die Herrfchaft bes 
Rectögefeges unter fi zu begründen, zu erhalten und zu 
vervollfömmnen, damit bie einzelnen Glieder des Vereins ihre 
vernünftige -Selbftbeftimmung ungeftört und mit vereinten m Kräften 
verfolgen können.“ 
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A. Jeder Staat if mithin ein Semeinwefen, d. b. ein le: 
bendiger Organismus, welcher dad Geſetz der Unterordnung ber 
Glieder unter die Gefammtheit oder die fie repräfentirende Obrig: 
keit in fich fchließt und worin Jeder von den Ganzen daß em: 
pfängt, was feines Amtes ald Glied ded Ganzen if. So tritt das 
Gemeinwefen und alfo aud der Staat in Gegenfaß 1) zum blo⸗ 
Ben Sefellfchafts: oder Societäts-Verhältniß, in welches 
die Einzelnen ihr Einzelreht einwerfen und fortdauernd behalten; 
2) zum bloßen Herrſchafts- und vertragsmäßigen Dienft- 
verhältnig und Bafallenthum. 

B. Nicht jedes Gemeinweſen ift aber ein Staat. Es kann 
vielmehr der Staat andere Gemeinwefen umijchließen, die ſich 
nach der ihnen für ihre Sphäre zukommenden Selbftändigkeit 
dem Staatöbegriff nähern, aber niemals Staaten im Staate fein 


fünnen. 

1. Wie jedes Gemeinwefen, fo ift auch der Staat feiner 
unveränderlichen, von der Willkühr der Glieder unabhängigen Be: 
flimmung zufolge, ein dDauernder oder unauflöslider 2) 


2) Eine Vereinigung ohne eine (zum Begriff des Staats wefentliche) 
Obrigkeit oder oberſte Gewalt, weldye ed aber fo wenig wie 
einen ſ. g. Naturzuftand je gegeben hat, nennt Schlözer, im 
allgem. Staatsr. $. 4., eine hürgerliche Gefellfchaft (sucietas 
civilis), im Gegenfas zur Staatsgefekfchaft (societas cum imperio). 
Die von Schlözer zum- Beleg bed Begenfages angeführte Stelle 
aus Jul. Caesar, de bello gall. VII. c. 4., enthält blos den den 
Römern fehr geläufigen Gegenſatz zwifchen civitas (Republit) und 
regrnum (Königthbum, Monardjie). Vergl. auch über den Begriff 
der bürgerlichen Gefeilfchaft G. ©. Bahariä, Vierzig Bücher vom 
Staate. Heibelb. 1839. Bd. I. ©. 54 ff. Er nennt die bürgers 
liche Geſellſchaft die Gemeinſchaft, weldye unter ben Mitglies 
dern eines und deffelben Staatenvereins in Beziehung auf 
ihre Intereffen und die Verfolgung berfelben nach Raturge: 
fesen, d. 5b. ohne Zuthun des Staats eintrittzs — auch im Ges 
genfag zur menfhlichen Gefellfhaft, d. i. der Idee eines 
freien Vereins unter allen Nationen und Völkern der Erbe zu ge= 
meinfchaftlichee Thätigkeit für die gefammten Sntereffen ber 
Menfchheit. " 





38 Allgemeiner Theil. ($. 12.) 


Drganiäinus, dazu aber der Beſtand des Etaated auf: einem be- 
flimmten. Landgebiet eine wenigfiend factifch nothwendige 
Bedingung 3), Hieraus und aus der von der Natur felbfl ge 
fchaffenen Individualität der Völker erklärt fih, daß ftaatliche 
und nationale Gemeinfchaft häufig zufammenfallen. Der Staates 
begriff fchließt aber die Vereinigung einer Mehrheit: von Völkern 
zu einem Staat nicht aus, wenn auch bie. Unmöglichkeit. eines 
Weltreichs ſich von ſelbſt aufbrängt 9. 

Hi. Als organiſches, von feinen Gliedern zwar getrage⸗ 

ned, aber doch davon unterſchiedenes, Wefen.d) iſt der Staat 
eine moralifhe Perfon, die nach Außen und Innen ald Sub: _ 
ject von Rechten und Pflichten auftritt 6). Zugleich iſt er aber 
objectiv ein Zuſtand (status im engern Sinne), ein Rechts⸗ 
verhältniß zwifchen dem Ganzen und feinen Sliebern, und eine 
fittlihe Anftalt zur Erzielung des durch feine Sphäre e beflimm: 
ten Zweckes ?). 
.Die Kotäwenbigfeit. diefer Borausfegung, daß die den Staat bils 
dende Vereinigung von Menfchen fefte Wohnfige und ein be⸗ 
ftimmt begränztes Landeigenthum habe, zeigt fehr gut Hee⸗ 
ren in ber. Abhandl. Über die politifchen Theorienz hiſtor. Werke. 
3.1 S. 391. — S audı Schmalz, das Staatsrecht. 8. 5. 7. 
Stahl, Rechtsphiloſophie. Th. I. Abth. IL S. 135. Jordan, 
Staater. $. 1. Note 2. 


Bluntfchli, Algem. Staatsr. &.26. Stay, Hechtephiloſophie. 
Th. II. Abth. I. ©. 27. v. Feuerbach, die Beltherrſchaft, das 
Grab der Menſchheit. Kleine Schriften. Nämb. 1833. 1. S.28f. 


Die Vergleichung des Staats ale organifchen Wefens mit dem Dr: 
ganismus des Menfcen: Körpers ift fchon oft verfuht; nie aber 
fo bis zur höchſten Stufe der Lächerlichkeit ausgefponnen wie nach 
Ideen von Friedrich Rohmer in den „pſycholog. Studien über 
Staat u. Kirche⸗ von J. C Bluntf chli. Zürich u. Srauenfeld 1844. 


Der Staat befigt Rechtsfähigkeit, aber an ſich keine Handlungsfä⸗ 
higkeit. Er bedarf baher ftets eines -ihn vertretenden Organs oder 
Stellvertreters, deffen Wille als der der moralifchen Perſon — der 
Staatswille — gedacht wird. 


erst. Über das Weſen des Staats, die hiftorifchen und idealen 
erkmale noch bef. Bluntfchli, allgem. Staatör. Buch l.:Kap.1.2. 
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§. 18. 


IL, Die Spdäre und der Zwed des Staats. 


J W. Pläcidus, Lite. ber Staatslehre. 1798. 1. 5.2. — W. v. Hum⸗ 
bold, in Schillers Thalia, 1792. Stes St. S. 131 f. und K. v. 
Dalberg, von den wahren Gränzen der Wirkſamk. des Staats. 
&pz. 1794. — Stahl, Rechhtsphilofophie (2te Aufl.) Th. II. Abth. 
1. ©. 102f. 8. 112 f. — Bluntfäli, Algem. Staatsr. B. 1. 
Rap. 3. — Friedr. Murhard, der Zweck des Staats. Gött. 1832. 
— 8: 3ahariä, Bierzig Bücher vom Staate. Künftes Bud. 
(Bd. L ©. 147.) — Kiäber, Sf. Recht. 5.1.2. — ©. Jors 

dan, Lehrb. d. Staater. 1. &.39f. — Maurenbrecher, Lehrb. 
$.22-238. — Wippermann, Beitr. z. Staater. J. S. 54f. 


L .Die Sphäre des Staats umfaßt, nach idealer Beſtim⸗ 
mung, ade äußern Verhältniſſe des irdiſchen Lebens ber 
Menfchen, infoweit fie unter den allgemeinen Begriff des Rechts, 
d. h. der nöthigenfalld durch äußern Zwang geltend zu machen: 
den Norm unb Ordnung für dad menfchlihe Gemeinleben, 
fallen 1, Im bie Sphäre des Staats gehört daher 

A: nur badjenige, waß zum Befammt=Intereffe der ſtaat⸗ 
lihen Gemeinfhaft gehört, — nicht dad, was an ſich blos 
Sache ded Individuums, ber Familie, Gemeinde oder an: 
derer menfchlicher Berbindungen im Staate iſt. Jedes Werhält: 
niß, welches durch dad Geſammt-Intereſſe ber flaatlichen Ge- 
meinfhaft beflimmt wird, beißt infoweit ein öffentliches, 
Raatsredhtlichess infoweit bieß nicht Der Fall iR, ein pri⸗ 
vates oder privatrechtliches ). 

B. Nur das, was die äußere Gemeinſchaft der Menſchen 
betrifft, wozu aber nicht blos der Rechtsſchutz im engern Sinn, 


1) Auch über dem Staate ſteht das Recht, obwohl es nur durch ben 
Staat zu realifiren ift unb burch die Gefetze des Staats formell 
fefgeftelt wird. Den Borberungen bes Rechts ſoll fi auch ber 
Staat unterwerfen. Das Recht normirt nicht blos bas Verhältniß 
ber Einzelnen zu einander (Privatrecht) und bes Ganzen als folchen 
vnd zu ben Einzelnen (Staatsrecht), fondern auch das Verhaältniß 
der Staaten zu einander (Wöllerredht). 

% Vergl. oben $. 1. Ro. II. 
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fondern auch materielle Wohlfahrt, Freiheit, Bildung und Sitte 
gehört, infoweit fie ebenfalls der allgemeine Rechtsbegriff 
umfaßt. Auögefchloffen ift dagegen Alles, was lediglich Sache 
ded innern Menfcen ift, wie bie Gefinnung, der Wille, die 
Meinung und die religidfe Ueberzeugung, auf welche überdieß 
die Ausübung eined Zwanges ganz unmöglich iſt 3). 

C. Nur das, was zu den irdiſchen Verhältniffen des Men: 
fchen gehört. Verſchieden vom Staate ift daher die Kirche, 
als die zur Pflege der Religion beftimmte organifche Anflalt. 
Die Kirche unterfcheidet fi wefentlid vom Staate durch ihren 
Gegenftand (Religion), durch ihre Einfegung oder Entflehung 
(göttliche Offenbarung) und durch die Art ihrer Wirkſamkeit (feine 
Zwangsgewalt). Nur infoweit fie auch äußere Gemeinfchaft 
und infofern ein zeitliches Verhältniß zwifchen Menfchen tft, 
fallen die Eirchlichen Verhältniſſe auch in das Bereich des Staates. 

IL Ueber die Beflimmung ded Staatszweckes haben bie 
verfchiedenften Anfichten geherrfcht, befonders feitbem man ben 
Staat ald willkührlich gefchaffened Societäts-Verhältniß hinzu: 
ftellen angefangen hatte 2). Im Segenfag hiervon haben Manche 
überhaupt keinen, ober keinen beflimmten Zweck bes Staats 
anerlennen wollen). Auch bat man fälfchlih behauptet, daß 
bie Lehre vom Staatözwede nur auf ben Wertragätheorien be: 
ruhe, oder gefagt, daß dad, was man den Zwed des Staats 
zu nennen pflege, nur die Wirkung des Dafeins des 
Staats fi. Allein, wenn man auch den Staat ald eine 
der Willkühr der Menfchen entzogene Einrichtung betrachtet, fo 
fragt fich doch immer, was die auf einem höhern Gefege beru: 


3) Hiermit fleht 3. B. das Grundprincip des bürgerlichen Straf: 
rechts und ber Grundfag der Gewiffens:, Slaubens- u. Mei: 
nungs=Freiheit im Zufammenhang. 

4) Bergl, über die Gründe der Divergenz der Anfihten Murhard a. 
a. O. ©. 58 f j 

5) v. Haller, NReftauration der Staatswiffenſchaft. Bd. J. ©. 470. 
„Die Wahrheit iſt, daß die Staaten als ſolche eigentlich gar keinen 
oder doch keinen gemeinſchaftlichen Zweck haben.“ Bergl. Mu chard, 
0.0.08. ©. 689 f. 
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bende nothwendige Beflimmung beffelben fei und wie ben 
Wirkungen vom Dafein ded Staats“ entfprechend (und nicht ent: 
gegen) gehandelt werden müffe. Wahr bleibt aber allerdings, 
daß der Zweck des Staats dur den Begriff und das Weſen 
deffelben gegeben ift 6). Hieraus ergeben ſich denn auch von 
felbft die nothwendigen Eigenfhaften ober Merkmale bes 
Staatözwedes, und feine Berfchiedenheit von ben Abfichten oder 
Zweden des zeitigen Inhaberd der Staatögewalt 7). 

Im Allgemeinen laſſen fih drei (einfache) Theorien über 
den Staatszweck unterfcheiden 9): 

Erfte Anficht. Der Staat ift eine Anftalt zur Side 
rung des Rechts (ZwangssAnftalt). Hiernach fol die „Bert 
Schaft oder Sanction des Reichsgeſetzes«, „Erhaltung eines recht- 
lichen Friedenszuſtandes⸗, „&icherung der Rechtsordnung“, „Wer: 
hütung alles Unrechtd«, „Schutz der angebornen und erworbenen 
Rechte entweder der alleinige und ausfchließliche, oder we⸗ 
nigftend der nächfte, der Hauptzwed bed Staates fein. — 
Diefe Anficht bat: indbefondere durch Kant viele Anhänger und 
Verteidiger erhalten, und fällt ziemlich zufammen mit der An: 
füht Derjenigen, welche „bie Freiheit» (nämlid die recht⸗ 
liche ober vernünftige) oder „die Beſchränkung ber Freis 
beit“ (db. h. der widerrecdhtlichen) ald Zweck ded Staat an: 
nehmen. 

Zweite Anſicht. Der Staat iſt eine Anftalt zur Ber: 
wirklihung bed Sittengefeges (Erziehungs: Anflalt). „Be: 
förderung der Zugend und Moralität», „ber Sittlichleit und 


6, Murhard 8.45 ff. — Schmalz, deutſch. Staatsr. $. 1. 

7) Bergl. Schmalz; a. aD. 82%. — Maurenbreder, Eehrb. $. 
22. 23. ueber die Unterfcheibung zwifchen dem hiſtoriſchen und 
philoſophiſchen Staatszwede f. Murhard a. a. O. ©. 19 ff. 
-unb Über ben Unterfchieb zwiſchen nächſten und entfernten, mittel: 
baren und unmittelbaren, Haupts und Rebenzweden ebenbaf. ©. 
af. 8.8. Badhariä a. a. O. unterfcheibet zwifchen dem practi⸗ 
fhen und dem Raturzwecke ber Staaten. 

8) Murßarbt, a. a. O. ©. 83 f. 162 f. 168 f. 221 f. 263 f. u. über 
andere f. 9. fonchretiftifche Theorien daſ. ©. 284 f. 
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Humanität«, »Entwidelung der fittlidsen und intelleetuellen Kräfte 
des Menfchen-, „moralifche Vollkommenheit⸗, „BRealifirung bed 
allgemeinen d. i. ded vernünftigen Willend, oder Verwirklichung 
der filtlihen Idee⸗ u. |. w. folk nach bdiefer Anfiht Bwed bes 
Staats fein. " " BE 

Dritte Anſicht. Der Staat iſt eine Anftalt- zur Beför⸗ 
derung ber: Wohlfahrt Aller (Verſorgungs-Anſtalt). Salus 
reipublicae suprema lex .esto! „Die allgemeine Wohlfahrt“, "die 
Glückfeligkeit Aller» oder bad Wohlbefinden ber .Einzeinen im 
Ganzen und des Ganzen in dem Einzelnen, bie „utilitas com- 
munis“, die Beförberung der „Annehmlichkeit des Lebens“, „ber 
Humanität“ u. f. w. ift demnach der Zweck des Staats. 

Alten diefen Theorien liegt ein wahrer Gedanke zu Grunde; 
fie ‚fehlen aber: durch zu. große Beſchränkung, oder Verallgemei⸗ 
nerung bed Staatözwedes, oder badurch, daß fie dem Staat et: 
was Unmögliched zur Löſung verftelen. Zu beſchränkt iſt Die 
Theorie des Rechtsgeſetzes wenigftend nad ber gewöhnlichen, 
durch die Moral:Philofophie gegebenen Beſtimmung des Rechts: 
begriffes 9); - während: Die beſonders durch die neuere Philofophie 
. getragene Theorie ded Sittengeſetzes dem Staate eine. viel zu 
weite, rechtlich unbegränzbare Sphäre anweift, in welcher ‘der 
ganze Menfch-und jegliche fonflige menfchliche Gemeinfchaft (auch 
die Kirche) vollig aufgehen oder davon verfchlungen werden muß 10), 
Die Wohlfahrtstheorie aber, die: gefährlichfle von Ahlen, zer: 
flört (abgefehen von ber Unmöglichkeit der Erreichung ihres Sie⸗ 


. 9) Ueber die Unzulänglichkeit der Theorie bes Recht sgeſetzes |. Murs 
hard a.a. O. ©. 117 ff. — v. Haller, Keflauration I. ©. 462 
ff., der indeffen in das andere Ertrem verfällt, wenn er den Staat 
zur Erhaltung der Rechtsordnung ober. Handhabung ber Gerechtig⸗ 
keit gar nicht für nothwendig erklärt, und den factifchen Grund ber 
Vereinigung blos in der Sicherung: gegen fremde- Angriffe fin⸗ 
den will, 2 

teber die Unmöglichkeit. einer (pofitiven) Realifirung bes Bitten- 
geſetzes burch den Staat vergl. Murharb ©. 236 ff. Wels: 
cker, letzte Gründe v. Recht, Staat und Strafe. S. 26ff. Stahl, 
Rechtsphilofophie. Th. I. Abth. H: S. 108. 


— 


v 
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led) vollig die fittlichsrechtliche Grundlage des Staats und un: 
texwirft Alles einem, Recht und Bitte nötbigenfalld überall nie 
bertretenden und jebe Gewaltthat und Despotie 'entfhuldigenben 
Streben nach Börderung des f. g. allgemeinen Rubens !l). 


. 14. 

NEE. Bon der Staatsgewalt. 
(Souveränetät, Machtvollkommenheit; plenitudo potestatis.) 
Beuerbad, Antihobbes od über die Gränzen der höchften Gewalt. Erf. 
1798. — Fr. Ancillon, Über Souveränität u. Staatsverf. ©. 
1uff. — 6 S. Badhariä, Vierzig Bücher. Drittes Bud. Bon 
der Machtvollkommenheit. (1. Bd. ©. 8% ff... — Fr. J. Stahl, 
die Philofophie d. Rechts. I1.Bd. 2te Abth. Gtes Kap. (S. 162 ff.). 
— Guft. Gärtner, über bie wiffenfch. Behandlung des deutfch. 
Staater. S. 23 ff. — Schmitthenner, über das Wefen ber 


Staatsaewalt In Bülaus Jahrb 1841. Maiheft: ©. 431f. — 
Deffelben Grunblin. bes’ ideal. Staatsr. ©. 274 f. 


A. Begriff der. Staatögewalt. (Souveränetät). 


I. Die im Begriff des Staats enthaltene, oberfte Ge: 
walt, welche das flaatliche Gemeinwefen feiner wefentlichen Be: 
flimmung gemäß zu ordnen und zu leiten berufen ift, nennen 
"wir die Staatsgewalt (Imperium; summa potestas, In 
idealer Auffaflung erfcheint fie ald ber mit Intelligenz, Frei⸗ 
heit und zwingenver Macht audgerüftete, felbitändige Staatswille, 
welchen man im Gegenfab zu den @inzelmillen der Staatöglieder 
als den allgemeinen Willen, volonte generale, zu bezeichnen 
pflegt, oft mit der verwerflihen Worftellung, daß dieſer Ge 
fammtwille die Gefammtheit oder der Inbegriff (resp. die. Mehr: 
heit) der Einzelwillen fei. In der Wirklichkeit ift es ber 
Wille des zur Repräfentation des Staats nad) Innen und Außen 


11) Weber die Unhaltbarkeit und Gefährlichkeit der Wohlfahrtstheo: 
rie vergl Murbard 8.188. — Schmalz, deutſch. Staatsr. 
8. 3. — Jordan, Berfudhe Über allgem. Staater. G. 41f. — 
Zachariä, Vierzig Bücher. ©. 158 f. " 
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berufenen Subjectö, des Herrfchers oder Souveräns, e& mag 
dieß nun eine phyfifche oder moraliiche Perfon fein. So 
wird die Staatögewalt perfonificirt ), und zu einem per: 
fönlichen Rechte, welchem von Seiten Aller, die der Staats: 
gewalt unterworfen find, die Unterthänigkeit, die Unterthanen- 
pflicht correfpondirt. Objectiv iſt die Staatögewalt der Inbegriff 
der im Wefen des Staatd begründeten Rechte und Pflichten. 

1. Die Staatögewalt Tann zwar nach ihrer Quelle und 
Grundlage niemald ald eine von dem Willen eined andern 
Subjects ald ihres Inhabers gefchaffene und abhängige Gewalt 
betrachtet werden; anderer Seitd aber audy niemald ald eine der 
Perſon um ihrer felbft willen zufländige oder aus ihr ent: 
fpringende Gewalt 2), fondern Grund und Quelle der Gewalt 
ift und bleibt der Staat, ald deffen Repräfentant der Herr: 
ſcher fungirt. Grund- und Cardinalſatz ded ganzen Staats: 
rechts ift deshalb, daß das Recht des Herrfcherd niemals 
weiter gebt als fein Beruf (feine Pflicht) 3). 

II. Da ber Staat felbft eine durch fein Wefen beftimmte 
und begränzte- Sphäre hat (8. 13.), fo kann auch die Staatöge- 


1) As Recht eines beflimmten Subjects aufgefaßt, unterfcheidet ©. ©. 
3Badhariä a.a.D. Bd. 1. ©. 82. die Machtvolllommenheit, Herr⸗ 
fhergewalt, Souveränetät — von ber Staatögewalt, als einem Ge— 
genftande.. Stahl a. a. D. nennt die Staatögewalt die reelle, 
bie Handeinde Macht, die auf der Grundlage des Geſetzzes (als 
der ruhenden, idealen) ben ganzen Staat verforgt. 

2) Stahl, Redtsphilofophie. Bd. II. Abth. 2. S. 110. „Der Fürſt hat 

die Gewalt nicht als in feiner Perfon, fondern als im Wefen 

der Anftalt entfprungen, baher auch nicht nach feinem Privatwil- 
ten unb zu feinem Privatzwed, fondetn begränzt und beftimmt 
duch den Zweck und nad dem Geſetze der Anftalt.« 

„Im Staate ift der Souverän nicht weiter berechtigt als er 

verpflichtet iſt⸗ Pütter, Beiträge zum d. Staatsr. Bd. J. ©. 

319 f. — v Berg, Abhandl. zur Erl. der Rheinb. Acte. ©. 63 f. 

— Erklärung der Fäürftin Pauline v. Lippe- Detmold in Winkopps 

rhein. Bund. Bb. IV; ©. 233 f. Ancillon, über Souveränität 

©. 13. „Die Rechte des Fürften grunden ſich einzig und allein 

— auf feine Pflichten.“ - 


3 


Ser 
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walt Beine unbegränzte Macht fein. Eine Machtvollkommen⸗ 
beit, Machtfülle, plenitudo potestatis, iſt fie nur infofern, als 
fie Alles in die Sphäre bed Staats Gehdrige umfaßt 
und. mit allen dazu dienlichen — nicht unfittlichen oder abfolut = 
widerrechtlichen — Mitteln zu wirken berufen ift, wobei ihr (aber 
auch nur infoweit) die Vetmuthung der Unbeſchränktheit 
zur Eeite flieht. 

IV. Unabhängig von den verfchiedenen möglichen Staatöbe> 
berrfchungsformen heißt der. Inhaber einer wahren Staatögewalt, 
oder ein Regent, der Beinen höhern über fih hat, ber Soupes 
ran, feine Madtfülle die Souveränetät und ein wirklich 
ftaatlihes, unabhängiges Gemeinwelen ein fouveräned 
oder freies ). Nach der mittelalterlichen Idee von ber Welt: 
berrfchaft des römifchen Kaiferd, wovon aber Einige aus befon« 
dern Gründen erimirt fein ſollten, fchrieben fich gerade die Res 
genten, welche ald Exemte eine vom Kaifer unabhängige Ges 
walt in-Anfpruch nahmen, eine Supremitas in biefem Sinne zu. 
An eine abfelute Gewalt im Verhältniß zu den Unterthanen 
wurbe.dabei aber gar nicht gedacht. Dann gebrauchte man aber 
auch den Ausbrud zur Bezeichnung einer, wenn auch unterge= 
ordneten und nicht vollftandigen öffentlichen Gewalt, um damit 
die in ihr felbft enthaltenen, im Gegenfage zu den von eis 
nem Höhern abzuleitenden, Rechte anzubeuten. Doc war 
und blieb im deutſchen Reiche der Kaifer der einzige Souve⸗ 
ran, und Bein Reichsfürſt Eonnte als folcher fih ald Souve⸗ 
ran bezeichnen, obwohl es zu Zeiten gefchehen iſt ®). Auch wurbe 


4) Zum Bad, Ideen Über Recht, Staat u. f. w. S. 56. — Jor⸗ 
dan, Verſuche über allgem. Staatsr. ©. 234 f. — Abzuleiten ift 
das Wort offenbar von dem lateiniſchen suprematus, supremitas, 
suprematia. Du Cange, Glossar. latinit. med. aet. s. h. v. 
Beilpiele f. bei J. J. Moſer, von der Landeshopeit überhaupt. ©. 
17 f. Mofer bemerkt hier: »Kranzofen und andere Ausländer pfles 
gen die Teutſche vegierende Herren mit bem Zitel fouverainer Für: 
ften etc. zu belegen: Aber fie wollen nur dadurch ben Unterfchib an« 
- zeigen, weldyer ſich zwifchen ſolchen Teutſchen und ihren Für: 
ften etc. befinde. Wann aud) ein Zeutfcher Regent fi den Zitul 


5 


— 
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der Ausdruck der zum Weftphäliichen Frieden von Frankreich 
gemachten Propofition, wonach es ad Art. 8; heißen follte: „Que- 
tous les Princes ei Estats en general ei en partieulier, seront 
maintenus dans tous les autres droits de souveraineld qui leur 
appertiennent 6) — nicht acceptirt. Im Frankreich geſchah es 
zuerfi, daß dem Worte Souveränetät auch eine Beziehung auf 
die innern Verhältniffe gegeben und diejenige Herrfchergewalt 
eine ſouveräne genannt wurde, bei welcher eine Zheilnahme des 
Volkes an den öffentlichen Geſchäften entiweber gar nidt Statt 
finde, oder wenigftend nicht als ein weſentliches Stück der Ver⸗ 
faſſung erſcheine 7). 
Bis zur Auflöſung ber deutſchen Reichsberfaffung ſetzte man 
aber in Deuffchland die nur Souveränetät der (rechtlichen) 
Abhängigkeit von Kaifer und Reich oder einer andern Macht ge: 
genüber 8). Rechtlich gar nicht zu erklären war daher die Be: 
flimmung des Preßburger Friedens v. 26. Dechr. 1805 (Art. 
7..18.), wonah Baiern u. Würtemberg fo „ſouverän⸗ fein 
foüten, wie der Kaifer von Defterreich und ber König von 
Preußen, „ohne deshalb. aufzuhören der confederation Germa- 


"eines Souverains beylegen läßet, iſt der Kayferliche Hof wohl be⸗ 
fugt, dergleichen Reichs- Conftitutionswidrige Schreib=-Art niederzu⸗ 
"legen. — Bekannt iſt ber Ausſpruch Friedrich Wilhems I. den-Preus 
Bifchen Ständer gegenüber: „Er flahilitire feine Souverainite wie 
. einen Rocher von Bronce. 8 Simon, Preuß. Staater. .U. Bd. 
S. 1%. 
Eichhorn d. St. u. Reg. sh. W. 8. 526. Rot. b. Mofer a. 
a. O. 8.18. Leibniz in der Schrift: Caesarinus Fürstenerius 
de jure suprematus ac legationis principum Germeniae (t677.), un= 
terſchied, vermöge feiner Tendenz, bie ‚größern beusfchen Reichsfür⸗ 
"sen in die Neihe -Europäifcher Mächte einzufühten, den Suprema- 
: tus, als das „jus educendi :militem et participandi negotia pu- 
blica Europae“, von ber Bewägnlicgen daudesboheit, auperieritas 
territorialis. En 
N Ci. De ja souvefainet6 du Roy par Messire Carolus Je Bröt, 
- Conselller du Roy. Paris 1623. - 
8) Vergl. 3. 3. Mofer von der Landeshoheit Aberhaupt S. —V und 
die daſ. ſich findenden Auszüge aus verſchirdenen Schriftſtellern. 


Sf 
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nique {sic!) anzugehören.a Souveräne im flaatds und völker⸗ 
rechtlichen Sinne wurden bie ihre Lanbeshoheit vettenden deut⸗ 
then Fürften erſt durch die Aufdfung der Reichöverfaflung und 
ihre Gewalt auch in der Rheinbunds⸗Acte als Souveränetät 
bezeichnet 9), wobei zugleich verfucht wurde, die materiellen 
Rechte der Souveränetät als oberftler Gewalt im Staate, 
im Segenfag zu den den mediatiſirten bleibenden Rechten, zu 
beſtimmen 10). 

Mehrere Kheinbundsfuürſten glaubten aber, daß fie damit 
auch eine ihren Ständen und Unterthanen gegenüber unbes 
ſchränkte Gewalt erlangt hätten, welche fie zur Aufhebung ber 
beftehenden landſtändiſchen Verfaſſung ermäcdhtige und gaben hier⸗ 
mit dem Ausdruck eine feinem wahren Begriff durchaus fremde 
Deutung, die einige derfelben auch noch auf dem Wiener Con⸗ 
greß aufrecht zu erhalten fuchten 11), wogegen von anderer Seite 
die richtige Erklärung erfolgte: — andern Theil liegt in dem 
Begriffe der Souveränetäts-Rechte Feine Idee der Despo⸗ 
tie. Der König von Großbritannien ift unleugbar eben fo fou= 
verain, ald jeder andere Fürſt in Europa und die Freiheiten 
feined Volks befeftigen feinen Thron, anftatt ihn zu untergras 
ben 12), 4 


9) Rheinb. Acte Art.7. „Les Princes devront nöcessairement Afre in- 
dependans de’ toute Puissance ötrangere —“ Art. 8. „S’ il arri- 
vait qu’un des dits Princes voulüt aliöner en tout ou en partie 
Sa souverainet6.“ Vergl. v. Berg Abhandl. zur Erl. ber Rhb. 
Ace. ©. 117. Winkopp rhein. Bund. Bd. IL. ©. 419 f. 

10) Rheinb. Acte Art. 26. „Les droits de souverainet6 sont ceux de 
)egislation‘ de jurisdietion supräme,..de haute police, de eonscri- 
ption militairo ou recrutement, et d'impot.“ Der Art. 37 fpricht 
dann im Gegenfa& von „droits seigneuriaux et feodaux ‚non es- 
sentiellement inh6rens à la souverainete.“ v. Berg a. 
aD. ©. 135. ©: 277 f. 

1) Vergl. Brauer, Beiträge zum Staatsr. der Rhos Staaten. ©. 
7ff. Sönner Archiv f. Geſezgeb. Bd. I. &. 1-16. S. dageg. 
v. Berg a. aD. Feuerbach Heine Schriften. Nürnb. 1833. 1. 
8.8 f: — Stahl, Kechtsphiloſ. Bd. II. Abth. IH ©. 218. 

12) Botum der hannov. Bevollmächtigten vo. 22. Octbr. 1814. Klü⸗ 
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Die deutfhe Bundesacte Art. 1. bezeichnete (auf den 
Wunfh von Baiern und Sachſen und unter Diflens von 
Preußen: weil ber Ausdruck überflüffig fei und der Sache 
nichts hinzuthue« 13) ) die am Bunde Theilnehmenden Fürſten 
als »fouveraine“, ohne Zweifel in keinem andern alö dem 
(völkerrechtlichen) Sinne, in welchem bie vier Städte ald „freie * 
Städte zu den Mitgliedern des Bundes gehören folten. Erf 
die Wiener Schlußacte v. 1820 fand in jener Bezeichnung ei- 
en, in Wahrheit gar nicht damit gegebenen, „»Srunbbegriff+ aus- 
gebrüdt und leitete daraus eine auf die Geftaltung der Ber: 
faffung in den monardifchen Staaten bezügliche FZolgerung ab, 
an deren Stelle ebenfo gut (wenn nicht Art. 13. der B. U. im 
Wege geftanden hätte) die Folgerung hätte gezogen werben kön⸗ 
nen, daß nur der völlig unbeſchränkte Fürſt fouverän fei. 


§. 15. 


B. Entitehung. des Staatd und Rechtsgrund der 
Staatsgewalt. 


Weitzel, Geſchichte der Staatswiſſenſchaft. II Bde. 1830. 1833. — v. 
Raumer, geſch. Entwickelung der Begriffe von Recht, Staat u. 
Politik. 1826. 2te Ausg. 1832. — ©. ©. Zachariä, Vierzig 
Bücher vom Staate. Zweites Buch. I. S. 61 ff. — Schmitt⸗ 
henner, Grundlin. des idealen Staatér. Giefl. 1845. ©. 236 f. — 
Stahl, Rechtsphiloſ. Th. IL. Abth. IL S. 137 f. und bef. auch 
‚Bluntfhli, Allgemeines Staatsrecht. (Drittes Buch. Bon ber 
Entflehung und dem Untergang bed Staats.) S. 125 f. 


1. Siftorifche Einleitung. j 


Schon im Alterthbum finden wir mehrfache Berfuche, die Ent: 
fiehung oder Eriftenz der Staatögewalt zu erflären, wenn auch 
nicht eigentlich zu rechtfertigen). Ausgefprochen finden wir, daß 


ber’s Acten des Wiener Congr. Bd. I. Hft.1. S. 60f. — S. auch 
Leben des Freih. v. Stein v. Pertz. Bd IV. ©. 149. 

13) Klüber's Acten. Bb. I. ©. 494. 

1) Ramentlich gilt. dieß von det Politik des Ariſtoteles. Vergl. 
Weigel, Staatswiffenfhh. I. $. 10. 
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der Staat auf der Baſis der Familien Verbindung ſich entwickele, 
daß feine Entftehung nicht von der Willkühr des Einzelnen abs 
hänge, daß der Menfch vielmehr von ber Natur zum Leben im 
Staate beftimmt fei 2). Die Anfiht, daß die Obrigkeit von 
Gott eingefegt fei, tritt beſtimmt in dem (auf jüdifche Bor: 
ſtellungen bafirten) Chriſtenthume hervor 3). Diele Lehre wurde 
auch die officielle Xheorie in dem, manche orientalifche Vorftellungen 
recipirenden , chriftlichsrömifchen Reiche ), während in ber frü: 





3) 


3) 


4) 


Aristot. Polit: 1.2. (Raumer, gefhichtl. Entwickl. &. 17.) -— Ci- 
ceroö de offic. I. 17. „Nam cum hoc sit natura commune animan- 
tom, ut habeant lubidinem procreandi, prima socselas in ipso 
conjugio est, proxzima in liberis; deinde una domus, commu- 
nia omnia. Id aulem est principium urbis el quasi seminarsum 
respublicae.““ Citero de republ. I. 25. „Populus autem non om- 
nis hominum coetus, quoquo modo congregatus, sed coetus mul- 
titudinis juris consensu et utilitatis communione sociatus. Ejus 
autem prima causa coeundi non est tam imbecillitas, quam nalu- 
ralis quaedam hominum quasi congregatio; non est enim singu- 
lare nec solivagum genus hoc.“ 

Epift. an die Römer. Kap. XII. 8.1. „Jedermann ſey unterthan 
ber Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat. Denn es ift keine 
Obrigkeit, ohne von Bott; wo aber Obrigkeit ift, die ift von 
Gott verordnet. V. 2. „Wer fi nun wiber die Obrigkeit feget, 
der widerſtrebet Gottes Ordnung; bie aber wiberftreben, werben ihr 
Urtheil empfahen.« 8. 4. „Denn fie ift Gottes Dienerin, dir zu 
gut.» 1.Ep. Petri Kap. 8.13. „Send untertban aller menfdy 
lihen Ordnung um des Herrn willen, es fey dem Könige als 
dem DO:berften.» 8. 17. „Kürchtet Gott, ehret den König.» 8. 18. 
„JIhr Knechte ſeyd unterthan mit aller Furcht den Herren, nicht 
allein ben gätigen und gelinden,: fondern audy den wunderlichen.« 
Vergl Evang. Matth. Kap. XXU. 8. 21. Evang. Marci Kap. 
XII. 8. 17. 

Suftinian in Nov. 6. pr. „Maxima quidem in hominibus sunt 
dona Dei a suprema collala clerhentia sacerdotsum. et imperium : 
et illud quidem divinis ministrans: hoc autem Aumanis praess- 
dens ac diligentiam exhibens: ez uno eodemque principio utra- 
que procedentia humanam exornant vitam.“ In Nov. 105. c. 2. 
in fin. fagt Zuftinian vom Imperator: „Cui et ipsas Deus leges 
subjecit, /egem animalam eum miltens hominibus.“ 


Badhariä’s Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 4- 
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hern Kaiferzeit von den claffifchen Zuriften die Gewalt des prin- 
ceps noch entfdieden auf einen Beſchluß (Lex) des Volks als 
deö eigentlidhen und urfprünglichen Souveraind in ber de jure 
fortbeftehenden Republit gegründet wurde 5). Auch bei ben 
germanifchen Völkern, bei welchen urfprünglich die Idee einer 
übertragenen Gewalt der Zürften vorherrfchte, und in gewif: 
fen Beziehungen ſich erhielt (Rachariä, Vierzig Bücher I. ©. 65. 
nennt deshalb die Vertragstheorie "die Nationaltheorie der Völ⸗ 
fer deutfchen Urfprungs-), fand die jüudifch=chriftliche Vorſtellung 
durch den Einfluß der Kirche Eingang. Denn die Kirche hatte , 
fie mit der Modification einer Unterordnung der weltlichen Macht 
unter die höhere geiſtliche Gewalt adoptirt 6). Hierin liegt der 
Grund zu den Kämpfen zwifchen dem deutfchen Reiche und dem 
Pabfte über Die Nothwendigkeit einer Betätigung des gewählten 
Kaiferd durch den Pabft, worauf fich die Schriften von Marsilius 
de Menandrino, Wilhelmus de Occam und Lupoldus de Beben- 
burg beziehen (Pütter's Literatur Th. I. $. 25.), und worin, 
um den Anfprücen des Pabfted zu begegnen, zum Xheil nad 
Srundfägen der Ariftotelifchen Philofophie, die Rechtmäßigkeit 
der Uebertragung der Kaifermürde auf die fräntifchen Könige auch 
auf die Einwilligung des Volkes geflügt wurde”). Wäh- 
rend nun die weſentlich auf vertragsmäßiger Unterwerfung beru: 
bende Lehnsverfaſſung alle Verhältniffe durchbrang, entwi⸗ 


5) L. 1. D. de const. prine. (I. 4.) „Quod prineipi placuit legis habet 
vigorem: utpote cum lege regia, quae de imperio ejus lata est, 
populus ei el in eum omne suum imperium et poleslalem con- 
ferat.“ u “ 

6% Cap. 4.6.X. “de major. et obed. I. 33. „Ad- firmamentum igitur 
coeli, h. e. universalis ecclesiae, fec#t Deus duo magna lumina- 
ria, i. e. duas insistuil dignilales, quae sunt Pontificalis auctori- 
tas et Regalis potestas. Sed slla yuae pracesi Diebus, i. e. spi- 
ritualibus, major est.“ Cap. 13. X. de judic. (Il. 1). ©. auch 
Sadhfenfp. 8. I. Art. 1. »Zwey Schwerdter ließ Gott zu bes 

‚ firmen die Ehriftenheit, dem Pabſte das geiftliche, dem Kapfer das 
weltiihe.» Vergl. Pütter’s Literatur des beutfhh. Staatérechts. 
Th. I. $. 18. 
Eichhorn, deut. Staats= u. Rechtsgeſch. Bd. HI. $. 393. 
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delte fi hieraus bie Grundidee des f. 9. Feudal-Syſtems 
des Mittelalter, wonach die Faiferliche als die höchſte, von 
Gott eingelegte Gewalt betrachtet wurde, alle übrigen chriftlichen 
Megierungsgewalten dagegen aus ber Weltherrfchaft des Kaifers 
abzuleiten und ber oberftsrichterlichen Gewalt deſſelben als un- 
terworfen gu betrachten fein ſollten, infofern nicht eine befons 
dere Eremtion nachgewiefen werde. Daß au die Könige von 
Frankreih, England und Spanien den Kaifer ald caput et dux 
regum anerfannten, wirb theild durch ausdrüdliche Erklärungen 
(nody unter Garl .V.), theils dadurch erwiefen, daß fie ihre un: 
abhängigere Stellung nur durch Berufung auf eine befon: 
dere Eremtion zu begründen ſuchten, alfo ein ſtillſchweigendes 
Zugeftändniß der Richtigkeit der Regel machten). Die Refors 
mation bed 16. Jahrhunderts billigte noch ausdrüdlich die Grund: 
anficht, daß. alle Obrigkeit von Gott eingefeßt fei 2). Doch brach 
fie zugleich die Feſſeln, welche bisher die freiere Bearbeitung ber 
Staatöwiffenfchaften gehemmt hatten (Zachariä, Vierzig Bü⸗ 
cher I. ©. 69.) und die Anfichten der Reformatoren über die, 
eigentlich der Kirchengemeinde zuftehende, Kirchengewalt und die, 
mit dem zunehmenden Gebrauche des römifchen Rechts fi mehr 


8) Vergl. Yütter’s Literat. I. $. 17. Deffelb. Specimen jur. publ. 
et gentium medii aevi. Gott. 1784. Cap. X. Eichhorn, d. St. 
u. Rsg. Bd. II. $. 289. — Am beften erficeht man die Anficht des 
Mittelalters aus der oben ($. 7.) erwähnten Disputation bes Übers 
tus von Lampugnano, welcher aud) bie Frage aufmarf: „Utrum 
omnes Christiani subsunt Romano imperio?“ ober genauer: „Utrum 
omnes principes reges et populi quicunque chrisium colentes 
sun! de imperio Romano, an vero dicamus, quod aliqus sint 
exemii ab Imperio romano, privilegio, praescriptione, vel quo- 
cunque alio modo?“ Die Beweisgründe biefer, in der Beitfchr. -f. 
geſch. Rechtsw. Bd. II. ©. 246-266. wörtlich abgebrudten, Dispus 
tation find ſämmtlich aus dem römifhen und canonifch. Rechte ent: 
nommen. 

Augsb. Eonfelfion. Art. 16. „Bon Polizei und weltlihem Regiment 
wird gelehrt: daß alle Obrigkeit in ber Welt und georbnet Regi⸗ 
ment und gefegte gute Örbnung, von Gott gefchaffen und einge- 
fest find.“ . 


— 


4* 


[4 
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und mehr verbreitenden, republicanifchen Begriffe und Zermino- 
Iogien der römifchen Suriften, blieben nicht ohne Einfluß auf bie 
Geftaltung der Anfichten über die Begründung der Staatögewalt. 
(v. Haller, Reftauration J. S. 90.) Erft feit dem 17. Jahrhun- 
dert beginnen aber (zunächft veranlaßt durch die politifch-religid- 
- fen Streitigkeiten in England) felbfifländige Unterfuchungen über 
die Entftehung des Staats und der Staatögewalt. Die erwa⸗ 
chende Rechtöphilofophie bemächtigte fih der Frage mit befonde- 
rem Eifer und förderte, auch im Gegenfaß zu der biblifch = hifto- 
rifhen Begründungsweife eines Rob. Filmer (in defien Patriar- 
cha, or-the natural power of kings. 1680.) eine Menge f. g. 
politifher Theorien zu Zage, welche in die beiden Haupt: 
chaffen der vertragsmäßigen Willkühr und ber nothwen: 
digen Unterwerfung rangirt werben’ fönnen, und entweder 
von einer blos factifhen Begründung der einzelnen Staa- 
ten auögeben, oder eine rechtliche Begründung des Staats 
überhaupt verſucht haben 10). 


$. 16. 


2. ueberſicht der verſchiedenen politiſchen Zpeorien 
der neuern Beit. 


ı Die Theorie der (willkührlichen) vertragsmäßigen Be: 
gründung des Staatd und ber Mebertragung der Staatögewalt: 
auf den Regenten ift -ebenfowohl von Vorkämpfern der unum: 
ſchränkten Monardie, ald von Bertheidigern einer (fortdau⸗ 


” Schmitthenner in Blau’ 8 Jahrb. 1841. ©. sr. unterfchei= 
det 1) die atomiftifihe Betrahhtungsweife, welche von ben einzel: 
"nen Perfonen u. ihrer fubjectiven Freiheit ausgeht und den Staat 
. entweder a. burdy Vertrag oder b. durch Gewalt entftehen läßt, 
und daher entweder ben Sefammtwillen Aller, ober bie Privatwillkühr 
des Fürſten (Haller) als Grund und Maaßſtab alles Öffentl. Rechts 
auffaßt, — 2) von ber organiſchen Betrachtungsweife, welche 
Volt und Staat als gegebene organifhe Erfheinung (als 
Ganzes) auffaßt und in feinen Gliedern verfolgt, — entweber blos 

. empirifch oder philofophifc. 
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ernden)f.g. Volksſouveränetät und einer conftitutionellen 
Regierungsform.aufgelellt worden D. Wefentlich verbunden 
mit- Der reinen- Bertragstbheorie ift aber die Annahme eines f. g. 
Raturftandes, als eines vorftaatliden Verhältniſſes, aus wels 
hem die Menfchen durch Uebergang in den Staat heraudgetreten 


find. 


Dabei gelangten’ freilich Diejenigen, welche diefen Natur: 


zuſtand durch pofitive Merkmale characterifiren und aus feinen 
Mängeln den Uebergang zum Staate erflären wollten, zu 
ganz: verfchiebenen Refultaten 2). 


ı 


3) 


Bergl. F. A. v. Campe, gefch. Entw. der Lehre von der Volle: 
fouverainetät in unfern Zagen, in Bülau’s Jahrb. 1844. März. 
©. 248 f. 
Einzelne Anfihten und Theorien. S. überhaupt darüber: 
Bluntſchli, Allgem. Staater. S. 137 f. j 

1. Hugo Grotius (geb. 1583. + 1645.) De jure belli et pa- 
cis. 1625. Lib. II. Tit. VI. 8.4. Vergl Pütter’s Eiteratur I. ©. 


19. — Weitzel, Staatswiffenifch. I. $. 26. — 


2. Thomas Hobbes (geb. 1588. + 1679.), ale Verfechter der 
abfoluten Monarchie, in feinen Schriften de cive (1642.) und im 
Leviathan, s. de materia, forma et potestat® civitatis. 1668. — 
Bergi. Über Hobbe's v. Haller, Reftauration I. 8.40 ff. Weigel 
a. a. O. I..$. 27. Beeren, hiftor. Werke 1. 8.393f. Wipper: 
mann, Beiträge zum Staatsrechte S. 123 f. und von den ‚wiberle- 
genden Schriften: 3. A. Feuerbach, Anti=Hobbes. Gieſſen 1797. ' 
und (Beorgii) Afti-Leviathban. Gött. 1807. — Mit Hobbes 


..flimmt in der Annahme einer abfoluten Staatögewalt überein Be- 


nedictus de Spinosa (geb. 1632. +} 1677.) im Tractatus thealo- 
gieo - politicus (1670) und dem unvollendeten Tractatus politicus. 
Wippermann.a.a. O. S. 130 f. — v. Sigwart, Vergleichung 
der Rechts⸗ u. Staats⸗Theorien von Spinoza u. dobbes. Zübin- 
gen 1842. 

3. John Locke (geb. 1632. + 1704.) ale Begründer bes Re⸗ 
präfentativ-Syftlems in ben Two treatises of the government, 
Vergl. v. Haller 1.8.43. — Weitzel a. aD. 8.30. — Heer 


vena. a D. ©. 395 f. — Weber Algernan Sidney, »das legte 


Dpfer des Staatsrechts, bas auf ber Schandbühne zu biuten das 
Ungläd unb bie Ehre hatte« |. Schlözer, allgem. Staatsr. S. 90. 
— v. Haller J. S. 43. u. Weitzel J. 8. 29. — 

4. Sam. de Pufendorf, de .jure naturae et gentium. 1702. 
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1. Unter Nothwendigkeitstheorien verftehen wir dies 
jienigen, welche den Staat nicht als eine Einrichtung menſchlicher 
Willkühr betrachten, fondern ihn auf ein Geſetz flügen, welchem 
ber Menfch fih zu unterwerfen genöthigt il. Auch bei biefen 
Theorien fann zum Xheil von einem Naturftande die Rede 
fein, allein nur als von einer, den Gegenfag von Staat aus⸗ 
drüdenden, Idee, infofern der Menſch nur dadurch fich dei Be: 
griff eines Gegenftanded zu bilden vermag, daß er ihn mit feis 
nem Gegentheile vergleicht 3). Won ben hierher gehörigen Theos 
rien ift hervorzuheben: | 

A. Diejenige, welche den Staat für, eine Naturnothwendig- 
keit erklärt und ihn mit dem Volke und. deflen Individualität 
als jchon gegeben betrachtet. (Neuere hiftorifche Schule.) 

B. Diejenige, welche den Staat und die Staatdgewalt ent: 
weder auf einer unbedingten Forderung des Rechtsgeſetzes, auf 
einer Rechtspflicht, oder auf einem fittlichen Gebote be: 
ruhen läßt, welchem der Menfch gehorchen muß und fol. Das 


1744., und Christ. v. Wolff, jus naturae. 1750. Grunbfäßge des 
Nature und Wölterrechts. 1754. Vergl. v. Haller L &49. — 
Weigel. $. 39. — 

5. Jean Jacques Rousseau, du contrat social. 17: 2. Bergl. 
Beeren a. a O. J. S. 429 f. — Einfluß feiner Theorie auf 
Deutihland Fichte's Syſtem. Weitzel a. a O. II. ©. 322. — 
S. auch Schlözer, allgem. Staatsr. S. 3. „Der Staat iſt eine 
Erfindung. Menſchen machten fie zu ihrem Wohle, wie fie 
Brandeaffen u. f. w. erfanden. — 

6. Ueber bie Anſicht, daß der Staat theild auf Vertrag, theils 
auf Bwang berube, |. H. Ritter, Princip. der Rechtsphiloſophie. 
Kiel 1839. ©. 1 ff. und über die Theorie der Einzel- Verträge: 
Schmalz, deutih. Staater. $. 8. „Zuriftiih — kann Verbindliche 
keit unter Menſchen nur aus Verträgen oder Beleidigungen entſte⸗ 
ben (2); und alfo der Staat nur als auf Vertrag gegründet gedacht 
werden.“ $. 12. -„Der Unterwerfungsvertrag ift (aber) nicht ein 
Vertrag einer Corporation mit gewählten Regenten, fondern ein 
Vertrag der Einzelnen mit dem Schusheren, ein fteter, ewig 
fortdauernder Tauſch von Schuß gegen Gehorfam, von Sehorſam 
gegen SchutZz.“ 

3) Zachariä, Vierzig Bücher. I. ©. so. 
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Erſtere ift die Kant'ſche ) Begründungsmeife, welder ſich Ans 
dere mit mehr oder weniger Mobificatienen angefchloffen haben °). 
- C. Die Anficht, welche den Staat und die Staatögewalt 
(Obrigkeit) nach den Lehren einer geoffenbarten Religion 
(insbeſondere der chriftlichen) auf einer Anordnung Gottes be: 
ruhen läßt und fewohl die Verpflichtung des NRegenten, als bie 
ber Unterthanen gegen die Obrigkeit (zugleich) als Religions⸗ 
pflichten anſieht. Zu demfelben Reſultate kann auch die Relis 
gionsphilofopbie gelangen, indem fie den. Staat ald eine 
nothwendige Folge bed von der Vernunft erfannten Verhältniſſes 
des Menfchen zu Gott betradhtet 9). 
Bei allen biefen Begründungsweifen fehlt es allerbings dem 
Staate und der Unterwürfigfeit unter die Staatögewalt nit an 


9) Bergl. die Metaphyſ. Anfangsgrände der Nechtslehre, die v. Haller, 
Reflaurat. I. S. 72. das „berüchtigte Buch“ nennt und davon das 
Zeugniß giebt, welches unendlih Biele gegen feine Reftauration 
abgelegt haben: „Zulegt warb mein Abfcheu darüber gränzenlos« ! 


5) 3. B. auch &. ©. Zadhariä a. a. O. ©. 61 ff. „Die Staatöge: 
walt beruht auf dem Rechtögefege, auf einer Rechtspflicht.“ 
Dieß war aber auch die Anficht mehrerer Vertheidiger der Vertrags: 
theorie, daß die Eingehung des Vertrags nicht etwas rein Willkühr⸗ 
liches ſondern vom Rechtsgeſetze Gebstenes ſei. Auch geht Zacha⸗ 
riä J. S. 79. in Beziehung auf die Begründung der Einzelnen in 
der Erfahrung gegebenen Staaten in der That zur Vertragstheos 
vie über, wenn er fagt: „Der unmittelbare Rechtsgrund ber 
Staatögewalt ift daher in einem jeden in der Erfahrung gege: 
benen Staate ein Act der Willkühr.« Inſofern Zachariä 
hierbei an die (willlührliche) Unterwerfung ber einzelnen Individuen 
unter eine beftlimmte Staatsgewalt denkt, fcheint feıne Anſicht zu 
‚der, von Schmalz im deutſch. Staater. $. 8. vertheidigten, Theo⸗ 
rie der Yarticularverträge. Überzugehen. 
Hierauf- die ganze neuere Staatslehre zu gründen und ben Staat 
als das äußere Reich Gottes auf Erden barzuftellen, ift ber Zweck 
des "geiftreichen Werkes v. Fr. Jul. Stahl, bie Philofophie bes 
Rechts nad) geichichtl. Anſicht. S. insbefondere die zweite Abtheil. 
des 2ten Bandes. Vergl. au Bluntfchli, Allgemein. Staatsr. 
©. 139 f. 


— 
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einer höhern Weihe. Den Menfchen und die Idee des Staats 
entwürdigend ſind dagegen 

D. die Anſichten, wonach die Staatsgewalt entweder auf 
dem ſ. g. Rechte des Stärkern, oder, was in gewiſſer Hin⸗ 
ſicht das Nämliche iſt, auf dem natürlichen Geſetze beruhen ſoll, 
daß der Stärkere oder Mächtigere herrſche über die 
Schwächern, ſo daß alfo überall, wo Macht und Bedürfniß 
zuſammentreffen, von ſelbſt ein Verhältniß entſtehe, worin dem 
Mächtigern die Herrſchaft, dem Schwächern aber die Abhängig⸗ 
keit oder Dienſtbarkeit zu Theil werde. Dieß iſt die-beruchtigte 
v. Haller'ſche Theorie, deren Grundidee in der anmaßlichen Re: 
ftauration der Staatswiflenfchaften« faſt auf jeber Seite bid zum 
Meberdruß wiederholt und bis zur Geifteötöhtimg ausgeſponnen 
ift und welche, anflatt einen Damm gegen die Revolution zu 
geroähren, den Umſturz der, auf keinem Rechtsgrunde beru- 


benden, Staatögewalt überall fanctionirt,-wo ſich das urſprüng⸗ 


liche Berhältniß umkehrt, und der Schmächere zum: Stärkern 
wird 7). Auch reducirt fih dad v. Haller’fhe Syſtem am Ende 
auf lauter einzelne Privatverträge, welche zwifchen dem Mäch: 
tigern und. den einzelnen des Schußed Bedürftigen zu beiderfei- 


tigem Bortheile abgefchloffen ‚werden, die aber natürlich nur ſo 


lange gültig find, ald dad-Bedürfniß dauert. Bon Opfern für 
das Semeinwohl und allen den Bürger adelnden Gefinnungen 
Tann hierbei keine Rede fein! Staaten giebt ed überhaupt nicht, 
fondern nur Herren, zu denen eine größere oder geringere Zahl 
von Knechten im Dienſt- und Unterwürfigkeitsverhältniſſe ſteht. 
Nicht viel beſſer iſt 

E. das früher für Deutſchland aufgeſtellte Territorial— 
oder patrimoniale Princip, welches die Landeshoheit aus dem 


7) Was v. Haller I. S. 565. ausdrücklich proclamirt. — "Das vers 
meintliche Naturgeſetz, daß der Stärkere den Schwächern beherrſche⸗, 
fagt Schmid.Lehrb. d. Staatsr. $.12. Not. x) ſehr richtig, ift theils 
unbrauchbar für rechtliche Verhältniſſe, theils nicht einmal dem Bes 
ſtehen der vorhandenen öffentl. Gewalt günſtig, da die Macht im⸗ 


mer nur durch die Kräfte der Gehorchenden zu Stande ge— 


bracht wird.“ 
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Eigentbum an Grund. und. Boden ableitet ®), oder die Staats: 
gewalt ald dad privatrehtliche Eigenthbum eined Individu⸗ 
ums ober einer Familie anſieht und dadurch den Staat wider 
feine Natur der ganz freien und an ſich rechtlich gar nicht be: 
ſchränkten Dißpofition bed Eigenthümers unterwirft ?). 


$. 17. 


3, Der wahre Rechtsgrund der Staatsgewalt. Kritil der j 
verfhiedenen Theorien. 


Der Rechtsgrund der Staatögewalt sn absiracto .ifi mit 
dem Begriffe ded Staats gegeben. Letzterer fchließt die Erſtere 
nothwendig in ſich; es giebt feine Staatögewalt vor dem Staat 
und feinen. Staat ohne Staatögewalt. Die Staatögewalt in 
concreto aber, d. h. wie fie in einem wirklichen Staat nach pos 
fitivem Recht einem beftimmten Subject ald zuſtändig erfcheint, 
fann im Allgemeinen feine andere, Grundlage haben, ald das 
Recht überhaupt, alfo die auf. vernünftiger Erfenntniß beruhende 
gemeinfame Weberzeugung der lebendigen Glieder des Gemeinwe⸗ 
fend ). Auf ihr beruht in allen Staaten auf der einen Seite 


8) Biener, de natura et indole dominii in German. Lib. I. 8..10. 

9% Der ausführlichen Begründuug biefee Idee ift die Schrift von 
Maurenbreher, die deutſch. regierenden Kürften u. die Souve⸗ 
rainität (Frankf. a. WM. 1839.) gewibmet. Die Idee felbft ift Abri- 
gens nicht neu. Schon Hugo Grotius, de jure belli et pac. Lib. 
I. c.3 8.11.12. hatte von Staaten gefprochen,. welche ſich in pleno 
jure proprietatis befänden. Vergl. audy Pufendorf, de jur. nat. 
et gent. Lib. VH. c. 6. 8.16. — WMajer, Einl. in das Private 
fürftenredht. $. 40. — Schnaubert, Anfangsgr. des Staatöre. 
der gefammten Reichslande. $. 166. 

1) f. © Fr Puchta, Pandekten. 6te Aufl. v. Rudorff. 5.10. „Das 
Recht iſt eine gemeinfame Ueberzeugung der in rechtlicher Gemein 
fhaft Stehenden. Die Entflehung eines Rechtsſatzes ift baher bie 
Entflehfung einer gemeinfamen Ueberzeugung, welche bie Kraft in 
fi, trägt,- das was fie als Recht erkennt, zur wirklichen Ausfüh- 
rung zu bringen. — Das Subiect der rechtlichen ueberzeugung iſt 
die Nation⸗ u, ſ. w. 
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dad Bewußtſein des Berufs (der Pflicht und des Rechts) zum 
Herrſchen, auf der andern Seite die Ueberzeugung, daß man ber 
beftehenden öffentlihen Macht Sehorfam fchuldig fei, wodurch Die 
Rechtmäßigkeit der Staatögemalt in concreto begründet wird, und 
dieß gilt nicht blo& von der Zuſtändigkeit der Herrſcherbefug⸗ 
niffe an fih, fondern auch von dem Umfange derfelben, wel: 
cher ebenfalld von der herrfhenden Rechtsüberzeugung ab: 
hängt. Diefe rechtliche Weberzeugung ald vertragsmäßige Ue- 
bereintunft der Staatöglieder zu bezeichnen, ift theild dem 
Weſen ded Rechts, — welche eben Fein Product der Willkühr ift, 
— wiberfprechend, theild wird dadurch nichts erflärt, theils führt 
es zu falfhen der Natur des Staats‘ widerfprechenden Eonfe: 
quenzen 2). 

Die factifhen Momente, welche auf die Entflehung ber 
Meberzeugung vom Rechte der fungirenden Staatögewalt influiren, 
können fehr verfchieden fein, und find ed von jeher geweien. So 
liegt den verfchiedenen biftorifchen Theorien, namentlich beö Pa⸗ 
triarchalftaate8 3), der Patrimonials und Feubal: Monarchie ?), ja 


2) Richtig bemerkt in diefer Beziehung ein Sommiffions- Vortrag v. 8. 
Septbr. 1819, in den Protoc. der deutſch. Bundes Berfamml. v. 
. Zahr. 1819. ©. 623: „Wenn — die Theorie des allgem. Staatörechte 
— bie Berfaffungen auf einen Urvertrag gründen will, fo. hat bie 
Theorie recht .oder unrecht, jenachbem, was fie unter Urvertrag ver- 
ſteht. Nennt fie das urfprüngliche, in der Natur ber Dinge gege⸗ 
bene, Verhältniß zwifchen Regierung und Negierten und bie daraus 
abgeleiteten gegenfeitigen Rechte u. Pflichten einen Urvertrag, fo ift 
nur bie Bezeihnung des an ſich ganz Wahren übel gewählt. 
Denn man kann fidy nicht Über das vertragen was wahr ober uns 
wahr, fchön oder häßlich, gut oder fchlecht fein ſoll. Diefem nad 
tönnen auch die empirifchen Verfaffungsverträge nur als Beftims 
mungen der Art und Weife angefehen werden, wie man 
zu irgend einerBeitjenesurverhältniß verftanden habe.« 


3) S. bei. Schmitthenner, Grunblin. bes ideal.. Staater. S. 26 f. 
8. 94 f. . 
4) Schmitthenner aa. D. ©. 42 f.“ S. 94 f. S.152f. — "Großes. 


Grundeigenthum ift auch hiftorifch nie der Rechtsgrund (titu- 
lus) fondern nur Erwerbart (modus acquirendi) für die Staates - 
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felbft der Haller’fchen Anficht und der Annahme, daß der Staat 
theils auf Vertrag, theild auf Bwang3oder dem Rechte bes Stürs 
fern beruhe, gefchichtlich wirklich etwas Wahred zu Grunde, und 
ber große Fehler lag nur darin, daß man die verfchiedenen factis 
ſchen Gründe für die Bildung der Staaten und für die Ueber 
zeugung von der Rechtmäßigkeit der Staatögewalt in ooncreto 
generalifirte und zur Grundlage einer allgemeinen, auf alle Staa: 
ten anmwenbbaren Theorie machte. Den Staat blos ald ein Ras 
turproduct zu betrachten, flelt nur einen Nichts erklärenden Ges 
genfag zur vernünftigen Erkenntniß hinz bie religiöſe 
Begründungsweife aber durch Zurückgehen auf eine Thatfache der 
göttlichen Offenbarung (die Theorie von Gottes Gnaden) paßt 
auch gefchichtli nur für Die das rechtliche und religiöfe Gebiet 
vollig vermifchenden Theokratien und koͤmmt, fobald fie dar⸗ 
über hinausgeht, daß die Eriftenz der Staaten überhaupt eine 
Einrichtung der göttlichen Weltordnung ift, nothwendig zu Fol: 
gerungen, welche nur Sache des Glaubens, nicht des ver: 
nünftigen Erfennend fein fünnen und dem Weſen bed Staats, 
als einer durch Menfchen gebildeten und von Menfchen beherrfch: 
ten, nach der an fich wandelbaren Rechtsüberzeugung Form und 
Seftalt ändernden, Anftalt zur Ordnung der äußern Verhältniffe 
des irdifchen Gemeinlebens, widerflreiten 5). Auf dad religinfe 
Gebot „Seid Unterthan der Obrigkeit» läßt fich fo wenig die 
Rechtölehre vom Staat, ald auf das Gebot „die Sünde zu mei: 
den« eine Strafrechtötheorie gründen. 


gewalt geweſen⸗, bemerlt &.S.3ahariä, vierz. Bücher. I. S. 95. 
&. auch über die Unrichtigkeit und Verkehrtheit des patrimonialen 
Principe: Pütter, Beiträge zum deutſch. Staatsr. Bd. I. ©. 
317 f. Poffe, Über Staatseigentbum. S. 15f. Fr Ancillon, 
üb. Souveränität. S.9f. Gärtner, üb. die wiſſenſchaftl. Bes 
band, des beutfch. Staater. ©. 25. ©. 53. 

5) C. D. v. Witzleben, die Gränzen der Vollsrepräfentation in ber 
conftit. Monarchie. Leipz. 1847. „Die Lehre von dem göttlichen Aus⸗ 
fluffe der oberflen Staatsgewalt bat leider noch jest ihre Anhänger, 
fo unfägliches Elend fie auch ſchon in dem Leben der Staaten her⸗ 
vorgebradht bat und noch hervorbringen wird... | 
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Die reine Bertragstbeorie- endlich ſteht mit der Ge 
fhichte und dem Weſen der Sache in Widerfprud. Der f. g. 
Naturzuftend ift eine völlig unnatürliche Vorausſetzung. Aller: 
dings kann in der Form eines Vertrags bad ſchon beftehende 
Verhältniß zwifchen Regierung und Unterthanen geregelt und für 
einen Bundes⸗ oder Staatenflaat die Berechtigung der oberften 
Staatögewalt, das Verhältniß der Bliederftaaten zum Ganzen 
normirt werden; allein’ die Entftehung des Staats ſelbſt und bie 
Vebertragung der Staatögewalt auf: ihren Inhaber auf einen |. g. - 
Urvertrag zu gründen, macht ein fehon gegebened und feinem We⸗ 
fen nach der. Willführ entzogenes Verhältniß zu einem Probuet 
der Einzelwillen und fest voraus, daß bie Gewalt ded Staats 
fhon vor dem Staate eriftirt habe. Unerklärt bleibt dabei, wo⸗ 
ber bei Abfchluß des Vertrags die Majorität die Befugniß er: 
halten habe, die wohl immer vorhandene Minorität und .die 
tommenden Gefchlechter zu.binden und wie unter Vorausſetzung 
einer willführlichen Begründung des Staatd:die, mit der nothwen- 
digen Dauer deſſelben im Widerſpruch ſtehende, ebenſo willtühr⸗ 
liche Auflöſung des Vertrags ausgeſchloſſen werden ſoll 6). 


$. 18. 


4. Fürſtenſouveränetät. Bolfsfouneränetät. 
Staatsfouveränetät. 


8 Ancillon, über Souveränetät u. Staatsverfaffungen. Berl. 1813. — 
et. Thilo, die Volksſouveränetät in ihrer wahren Geſtalt. Brest. 

1833: — R. Maurenbreder, die deutfchen regierenden Fürften 

und die Souverainität. Frankf. a. M. 1839. u. über diefe Schrift: 
Wahrheit und Irrtum in der Maurenbrecher'ſchen Schrift: die 
deutſch. vegier. Fürſten 2c. von Er. Nlebelthau). Kaffel 1839. u. 
Stahl in den Richter'ſchen Jahrb. 1841. 2tes Heft. S. 97— 1381). 


6) Vergl. Ancillon, üb. Souverän. S. L ff. dv. Haller’s Reſtau⸗ 
ration. Bb. I. ©. 278 f. .S. 312 f. 2. Thilo, der Staat in Bine 
fiht auf Weſen, Wirklichkeit u. Urfprung, zur Gntfcheidung der 

— Frage, ob er auf einem Vertrage beruge. Bredlau 1827. Stahl, 
die Philofophie des Rechts. Bd. IL Abth. I. S. 139 f. 

1) Das Auffehen, welches die Maurenbrecher'ſche or zu ihrer Beit 


Erf. Kap. Vom Staate überhaupt. ($. 18.) 61 


1. Geht man von einer richtigen Beſtimmung des Begriffs 
des Staats als eines organifchen Gemeinweſens aus, fo Tann 
zunächft von Feiner urfprünglichen, ben Staat blos zum Ob⸗ 
ject eined eignen perfönlihen Rechts machenden Fürſten⸗Sou⸗ 
veränetät die Rede fein und es ift in gleicher Weile verwerf- 
ih, "die Zürften in biefem Sinne zu Lehnträgern ber df- 
fentlihen-Gewalt von Gotted Gnaden zu machen 2), ald 


machte und das Unheil, was fie leider in Deutfchland mit ihren 
- friedenftörenden Doctrinen angerichtet hat, mag es rechtfertigen, 
daß wir dem Urtheil Stahl's Über diefelbe hier einen Plat gön⸗ 
nen. Stahl fagt a. a. O. S. 102: „Die Schrift W’s it ein wuns 
berliches Chaos von wahren und corrupten Gedanken. — Ihre eigne 
Lehre und Haupttendenz ift die purſte Begriffslofigleit, ein Ver⸗ 
. wechfeln der verfchiedenften unzufammenhängenden Dinge, eine Häu⸗ 
fung völlig grundlofer, Titerärgefchichtliher Worausfegungen, völlig 
nichtöfagender oder nichts beweifender, aber mit der täufchenbften 
"Zuverfiht ausgefprochener Säge. Allein der Verfaſſer hat jene Töne 
Angefchlagen, die jegt einen großen Anklang finden. Er hat gegen 
den „ Staat» polemifirt, ee Hat das patrimoniale Princip an die 
Spitze -geftellt.» und am Schluß ber Rec. S. 138: „Das ganze 
vor uns liegende Buch ift eine gränzenlofe Confuſion der Begriffe 
und Srundſätze; es ift ein unausgefegtes Sich = felbfl = widerfprechen. 
Im Wefentlihen iſt es nichtd Anderes, als bie breite Duchführung 
zweier Srundirrthbümer: in feinem polemiſchen Theile der Ver⸗ 
wechſelung von Staatsjouverainität und ſtaatsrechtlichem Prinzipe, 
in feinem -pofttiven Theile der Vermengung von Fürftenfouverais 
.nität und patrimonialem Princip. Sonſt verdient es bad Lob, daß 
es eineh großen Reichthum an Quellen-und Literatur enthält (aber 
freilich nicht richtig auffaßt und beherrfcht) und daß es mehrere neue 
intereffante Fragen anregt (aber freilich meiftend in die Quere bes 
antwortet). Jedenfalls hätte eine fo unüberlegte Theorie mit weni⸗ 
ger Anmaßung auftreten müſſen.“ 

2.8 ift deshalb auch ganz verkehrt, zu fagen (Stahl, Philofophie des 
Rechts. Bd. IL Abth. I. Vorrede ©. XI.) „Ich gehe aus vom göttlis 
hen Recht ber Obrigkeit, von der Legitimität, von der Souveränität 
des Fürſten u ebenſo verkehrt als wenn Anbere fagen: Wr gehen 
aus von dem Willen der einzelnen Staatsglieder, von dem Staates 
vertrag und der Souveränetät bes Volks.“ Denn das göttliche 
Recht der Obrigkeit iſt eine völlig umbelannte Größe und geht nicht 
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den Staat zu einem Patrimonium bed Fürften herabzuwürdi⸗ 
gen und diefem ein Eigenthbum an der Staatögewalt im pri- 
vatrechtlichen Sinne beizulegen, da nur. der willführlichen Dispo⸗ 
fition unterworfene Saden, nicht aber zur Erzielung eines hö⸗ 
bern fittlihen und rechtlichen Zweckes vorhandene organifche 
Anftalten Öbjecte des Eigenthums eines Einzelnen fein können 3). 


U. Ebenfo wenig kann vernünftiger Weife von einer Volks⸗ 


fouveränetät in dem Sinne die Rede fein, daß die Staats⸗ 
gewalt erft dur eine Compofition der Einzelwillen zu einem 
Sefammtwillen entftehe oder urfprünglid auf allen Einzelnen 
berube und durch einen (willtührlich revocabeln) Act der Weber: 
tragung, nur der Ausübung nad, auf ein beſtimmtes (mithin 
dem eigentlichen Souverän dienended) Subject übergehe. Rich⸗ 
tig. ift zwar,” daß jede concrete Staatsordnung durch den ver: 
nünftigen Willen des Volks getragen 9) und durch das herrfchende 


weiter als ed das in ber concreten Staatsordnung herrfchende Rechts⸗ 
bemußtfein der Menfchen erfaßt; es giebt keine Über dem Rechte 
ſtehende Legitimität und, wie Stahl ſelbſt (a. a. O. ©. 110. f. ob. 
$. 14. Note 2)) bekennt, keine urfprüngliche oder in der Perfon des 
Fürſten radicirte Souveränetät, j 

3 


Nr 


öffentliche Sadye. Auf feine Ordnung u. Rothwenbigteit 


gründet fi alles Anfehn und Gewalt in ibm, nidht auf - 


den Willen des Volks, nicht auf einen Privaterwerbgrund 
des Fürſtenz und der Zufammenhang, die Bedeutung aller-Einrich- 
tung und Regierung liegt in der Anftalt bes Staats, nicht in 
der Beziehung auf die Unterthbanen, nicht im perfönlichen Verhält: 
niß zum Regenten. Damit ift .in gleicher Weife jene volksherr⸗ 
ſchaftliche wie diefe privatherrfchaftliche Auffaflung ausge 
ſchloſſen.“ 


4) So ſagt auch Stahl, a. a. O. S. 111: „Jene Lehre der Volks⸗ 


. fouveränetät hat nun allerdings die Wahrheit, daß der Staat 
unbeftreitbar zulegt auf dem Voltswillen ruht, nur ba= 
durch ift er ein fittliches Reich der Gemeinfchaft. Aber diefer Volks⸗ 
wilte ift fürs Erfte Ein urfprünglidyes geifliged Clement, das 

Individuen durchdringt, nicht das Reſultat des Willens ber 
nzelnen, er ift ferner nicht ein willkührliches Wollen, 
bern vielmehr eine Macht, die den Willen beflimmt, ein Bewußt- 


Stahla. aD. ©. 110. „Der Staat ift durd und durch eine 
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Rechtsbewußtfein beflelben in Form und Geflalt beflimmt wird; 
fo wenig aber bei ber Entfiehung des Rechts überhaupt von 
einem willtührlichen Wollen der Einzelnen (Aller ober ber Mehr⸗ 
zahl) dad Recht ald ausgehend zu denken ift, ebenfo wenig ift 
dieß in Betreff des Staatsrechts, namentlich infoweit es die 
Beherrfchungsform (das Subject der Staatögemalt) betrifft, ber 
Fall. Es kann daher auch niemal® von ben gerade jetzt zuſam⸗ 
menſtimmenden Willen einer noch fo großen Individuen = Maffe, 
die ald Volk auftritt. oder dafür audgegeben wird, rechtlich irgend 
etwas beftimmt oder von ihrem Beſchluß etwas abhängig gemacht 
werben; felbfi nicht in der Demokratie, infofern ed nicht die 
zur politifchen Corporation organifirte und in rechtlicher. Form 
Beſchluß faffende Gemeinde if. Ueberhaupt giebt ed neben, 
gegenüber oder über dem verfaflungdmäßigen Organ der Ne: 
gierung und f.g. Volksrepräſentation rehtlih gar Fei- 
nen Volkswillen, weshalb aud jeher Bollsrepräfentation nicht 
die- Idee eines Mandats oder Auftrags, fondern nur der ju: 
riffifhen Vertretung eines an fich willensunfähigen Subjects 
zu Grunde zu legen ift. 

WM. An die Stelle des in fich unbaltbaren, dem gefährlich: 
ften Mißbrauch unterworfenen und jebe Stätigfeit der Staats⸗ 
ordnung ausfchließenden Begriffs der Volksſouveränetät, im 
Rouffeau’fchen oder andern vulgären Sinne, feßen wir ben Bes 
griff der Staatsfouveränetät, jedoch nur im Gegenſatz zu 
der falfhen und gemißbrauchten. Fürftenfouveränetät, um 
damit den Gedanken auszudrüden, daß nur das organifche Ge: 
meinwefen felbft (die Anftalt des Staatd) die Quelle aller öffent: 
lihen Macht fei 5) und daß niemals ein Einzelner durch die Be⸗ 


ſeyn ſittlicher Nothwendigkeit, daher audy nicht ein momentanes 
Wollen, ſondern ber kontinuirliche ſittlich-rechtliche Wille, 
der ſich zugleich bisher in der Geſtaltung des Staats realifirt hat« 
u. f. w. 

5) In Teiner Weife fol alfo damit gefagt fein, daß nehen dem ver- 
faffungsmäßigen Inhaber der Staatsgewalt nody ein anderes fei- 
nen Willen. beſtimmendes ober gar zum Widerruf der ihm zuftändi- 
gen Staatsgewalt bereihtigtes Subject eriftive. 
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rufung auf fein privatives Recht, kein Theil des Sanzen, wegen 
feines Sonder: Interefjed die Gefammtheit an der nothwendigen 
Entwidelung und Umbildung der Berfaflung in rechtlicher Form 
zu hindern 6) oder von feiner Einwilligung vielleicht gar bie fort- 
dauernde Eriftenz des Staats abhängig zu machen berechtigt fei. 
Auch kann und muß, unter Borausfegung einer in Einzelflaa 
ten geglieberten Nation, anerfannt werben, daß in bem Be: 
griff- der National: Souveranetät eine Wahrheit enthalten 
fl, vor welcher die Anfprüche des Particularismus zurüdtreien 
muffen, es mag fih num um Wieberherftellung des factiſch zer- 
riffenen Bandes oder um eine dem wahren Bebürfnig der Na⸗ 
tion: entfprechende Umgeftaltung ber Gefammt - Verfaſſung han⸗ 
deln. 

Uebrigens läßt ſich weder aus der Stantsfouveränetät 
noch aus ber f. g. Volksſonveränetät die Folgerung ablei- 
ten, daß eine beflimmte Beherrſchungsform die abfolut befte fei, 
daß die f. g. Volksrepräſentation rechtlich .nur in einer Weife 
gebilbet oder nothwendig mit beftimmten Rechten (nicht mehr 
und nicht weniger) auögeftattet fein müffe. Endlich wird Despo⸗ 
tie und willtührliches Hinwegſetzen über beftehende . verfaflungs: . 
mäßige Rechte vder Verlegung ded geltenden Gefeges, "Unrecht 
und Gewalt weder durch die Volks- noch durch die Fürften- 
fouveränetät jemals gerechtfertigt, oder durch die von einer noch 
fo großen Mehrheit der Einzelnen Staatöglieber: auegelprochene 
Billigung fanctionirt werden können. 


F. 19. 6. 1) 
O. Weſentliche Eigenſchaften Der Staatsgewalt. 


Die Staatsgewalt empfängt. ihre weſentlichen Eigenfchaften 
aus ber Natur und dem Wefen ded Staatd. Sie iſt daher 
"1. die höchſte irdifche Gewalt, und als folhe unwiderſteh— 


. 6) Es verfteht ſich von felbft, daß wir babei nicht die @fnwilligung 
im Auge haben, welche verfaffungsmäßig zur Rechtsänderung noth⸗ 
wendig iſt. 
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ih, unverantwortlich, heilig und unverleglih (f. g. 
Majeftät des fie ausübenden Subjects), Ste ift 2. untheil- 
bar; 3. bauernd und unveränderlih; 4. ausſchließlich und 
5. der Urquell aller- nur dem Staate als folchem zuftehenden 
Befugniffe, keineswegs aber aller möglichen Rechte im Staate 1). 
Auch darf man iht ald einer irdifchen (menfchlichen) und durch 
Menſchen auszuübenden Gewalt Feine Attribute beilegen, welche 
nur dem höchſten Weſen zulommen 2). 


$. 20. (6. 18.) 
D. Beitandtheile oder Mechte der Staatögewalt. 


Jo. Casp. Ziegler, de juribus majestatis tractatus academicus. Vitenb. 
1681. Vergl. über ben Anhalt diefes Buches Putter, Literat. I. 
$. 1238. Vergl. auch Über ältere Literatur ebenbaf. III. &.294. — 
Grörterung (Definition u. Glaffification) der Nechte der lanbess 
berriihen Gewalt in Deutfchlandb in Nettelbladt's Grörter. 
Ro. X. — C.H.a Römer, de jurib. majestaticis. Lips. 1786. — 
8. G. v. Hertlein, juriftifch = politifcher Verſuch über weſentliche 
Rechte ber Majeftäh Würzb. 1787. — ©. O. Gräbe, über bie 
Eintheil. u. Grundſätze ber Regalien u. Souveränetätsrechte. Rin⸗ 
tein 1808. — v9. Berg, Abhandl. zur Erläuter. der Rhb. Aete. 
8. 69 ff. — Jordan, Verſuche üb. allgem. Staater. ©. 209 ff. 
— 6. &. Bahariä, Vierzia Bücher v. Staate I. ©. 119 ff. — 
Stahl, Rehtsphilof. Bd. I. Abth. II. ©. 64 ff. — Scmitts 
henner, üb. bie Eintheil. der Staatsgewalt, in Bülau’s Jahrb. 
1841. Septbr. ©. 244-273. — Klüber, öffentl. Recht. $. 90 — 
103. — Maurenbrecher, Lehrb. 8.40 ff. — Milbaufer, 
fähfifh. Staatsr. I. $. 10. 


Mit dem Auddrud „Rechte der Staatdgewalt“, werben 
die Bezeichnungen: Souveränetätd:, Regierungs-, Do: 
heits-, Majeſtäts-, Herrfcherrechte, Regalien, auch wohl 
Rechte oder Prärogative der Krone, ald gleichbedeutend gebraucht, 
obwohl mehrere diefer Ausdrüde auch engere oder Nebenbedeu⸗ 


1) Wie z. B. Zachariä, Vierzig Bücher I. ©. 88. behauptet. 

a) Wie 3. 8. unfehlbarkeit, Allgegenwart, bei Bachariä, Vierzig Bü- 
her. S. 88ff. — Vergl. Maurenbrecher, Lehrb. 8.30. — Mil: 
baufer, ſächſ. Staatsrecht L $. 9. 

Bahariä’s Gtaatöreiht. ir Bd. Ite Aufl. 5 
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tungen haben ’). Die Theorie hat aber ſchon längfi eine Mehr: 
zahl von Eintheilungen der Hoheitsrechte aufgeftellt, die ſich theils 
auf ihren Urfprung unb ihre innere vechtlihe Natur theils 
auf ihre Ausübung beziehen. - Insbefondere hat man unters 
fhieden: 1) Weſentliche und nicht wefentliche, 2) allges 
meine und befondere, 3) innere und äyßere, 8) einge 
fhränfte und uneingefhräntte, 5) hohe und niedere, 
6) verleihbbare und unverleibbare, 7) nugbare und nicht 
nusbare, 8) formelle und materielle, 9) objective und 
fubjective SHoheitörechte 2). 

Die zunächſt wichtigfte Eintheilung in wefentliche (essen- 
tialia), Hoheitdrechte im engern Sinne, und nicht wefentlidhe 
(zufällige, accidentalia) 3) wird von Manchen verworfen, weil 
die Machtvolllommenheit ihrem Weſen nah ein jedes nad 
Naturgefegen mögliche Recht umfaſſe. Daher fehle ed, fagt man, 
jener Eintheilung fchledhthin an einem Zheilungsgrunde, d. i. an 
einer Regel, nach welcher man entfcheiden könnte, ob ein be⸗ 
ſtimmtes Hoheitsrecht in die eine oder andere Glaffe gehöre ?). 
Sene Behauptung ift aber unrichtig (vergl. den vorigen $phen). 
In der Staatögewalt liegen an fih nur die aus dem Wefen 
des Staats nothwendig hervorgehenden Rechte, und 
biernach läßt fich zur Genüge feftftelen, was wefentlich und 
nicht weſentlich fei. Allerdings Tann man aber nur aus ber 
Erfahrung und nit a priori beftimmen, was Allee zu den 
zufälligen Regalien gehören könne. — Nicht ibdentifh, aber 
häufig damit vermifcht ift die Unterfcheidung zwifchen trennba: 


) v. Berg, Abhandl. zur Erläut. der Rheinb. Ace. ©. 70 ff. — 
Klüber, öffentl. Recht. $. 9. 

2) Vergl. Klüber, öffentl. Recht. $. 99. Rote c. 

3) Häberlin, Handb. des deutſch. Staatsr. II. S.142ff. — v. Berg, 
Abhandl. S. 80 f. — Heuser, de distinctione regalium inter es- 
sentialia et accidentalia. Gott. 1755. 

) 8 ©. Zachariä, Vierzig Bäder J. S. 122. Aehnlich Gönner 
deutſch. Staater. 5.274. Vergl. auch Himmelſtoß, Verſuch einer 
Entwickel. bes Begriffs — der Regalität in Teutſchland. Landshut 
1804. $. 17. 18. 
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ren oder verleibbaren und nicht trennbaren oder nicht 
verleihbbaren Megalien. Denn daraus, daß ein Hoheitsrecht 
wefentlich ift, folgt nicht, daß ed nicht, zum Zweck der unmittel: 
baren Anwendung auf gewifle Gegenflände, verliehen werben Eönne, 
fobald ed nur der Oberaufficht und höhern Inftanz des Regenten 
nicht ganz entzogen wird. Inſoweit ift auch eine Mediatherr⸗ 
[haft oder untergeordnete Landeshoheit möglich 5). 

Man kann die Hoheitsrechte, welche jedoch fämmtlich, 
ihrer nothwendigen Ausübung halber, zunädft als Pflichten 
der Staatögewalt erfcheinen, claffificiren 6): 

I. in materieller Hinficht nach ihrem Gegenſtande. Hier: 
nach beziehen fie ſich entweder A. auf die innern Verhältniffe 
des Staatd ober B. auf die Außern (auswärtigen) Angelegen: 
beiten. Zu den erftern (die innern Verhältniſſe betreffenden) 
Rechten gehört indbefondere: 1. das Recht der Schlichtung von 
Streitigkeiten über Mein und Dein und der Beftrafung von Ber: 
brechen (Suftizhoheit, Civil: und Eriminalgewalt); 2. Die 
Abwendung von Gefahren, weldhe dem Gemeinwefen und ben 
Einzelnen drohen, fowie die Errichtung und Unterhaltung oder 
Beſchützung von Anflalten zur Förderung der materiellen Wohl: 
fahrt und geiftigen Bildung der Staatöglieder (Polizeigewalt, 
Schul: und Unterrichts-Regal, Kirchenhoheit). 3. Das Hecht, 
dad Vermögen und die Kräfte des Volkes zum Beten des 
Gemeinwefend und zur Weberwindung jedes MWiderflandes gegen 
die Staatsordnung zu benugen und zu verwenden (Finanz: und 
Militairgewalt). 4. Rechte, welche fich auf die Organifation der 
Staatöbehörden, auf Rang:, Titel: und Standeöverhältniffe be: 
ziehen. — Bu ben die auswärtigen Angelegenheiten be 
treffenden Rechten gehört insbefondere dad Hecht ded Kriegs und 


5) tieber Verleihung von Hoheitsrechten f. unten im 2ten Th. Mo: 
fer, v. db. Landeshoheit. S. 69. — Leiſt, Staater. $. 99. — 
B. W. Pfeiffer, üb. die Gränzen der Civil-Patrim. Zurisdiction. 
Bött. 1806. $. 1-9. — v. Berg, Abhandl. zur Erläuter. ber 
Rhb. Acte. S. 86 ff. 

6) Vergl. die Aufzählung der Majeftätsrechte im Preuß. Landr. Th. II. 
Zit. 13. und ber f. 9. niedern Regalien. Th. II. Zit. 14. $. 24. 

6* 
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Friedens, der Bündniſſe und Verträge, Gefandtichaften, Beſtim⸗ 
mung der Gränzen des Verkehrs der Unterthanen mit Auswärs 
tigen (f. g. Repräfentativ-Gewalt). Alle diefe Rechte find 
entweder unmittelbar oder nur mittelbar auf Erreichung des 
Staatözweded gerichtet. 

In Beziehung auf alle diefe Hoheitörechte kann ſich die, ſtets 
ihrer Natur nah untheilbar bleibende, Staatögewalt 

I. in formeller Hinfiht äußern als geſetzgebend (po- 
testas legislatoria), als oberauffehend”) (jus supremae in- 
spectionis) und ald vollziehend, (potestas executiva), und in 
lesterer Hinficht wieder theils als rechtfprechend (richtend) 
theils als verwaltend. Doc find die Anfichten hierüber fehr 
verfchieden.. Schon Ariftoteles 8) unterfchied zwifchen der ge⸗ 
feggebenden, richterlichen und vollziehenden Gewalt (f. 
g. Trias politica). Manche haben nur eine, die gefeßgebende, 
Andere zwei, gefebgebende und vollziehende 9), und noch Andere 
vier Gewalten unterfchieben, nämlich entweder die gefeßgebende, 
oberauffehende, richterliche (oder beurtheilende) und vollziehende, 
oder die gefeßgebende, vollziehende, verwaltende und richterliche. 
Die unglüdliche Idee einer realen Vertheilung der gefehgebenden 
und vollziehbenden Gewalt an verfchiedene Subjecte führte auch 
zur Aufflellung einer vermittelnden Gewalt, welche das Gleich⸗ 
gewicht zwifchen jenen beiden fich reibenden Gewalten wieder her: 
ſtellen ſollte 19%). 


7) Schmitthenner a. a. D. S. 251f. hält die Aufſtellung einer auf⸗ 
ſehenden Gewalt für unpaſſend und behauptet, daß das, was man 
dazu zähle, zur Geſetzgebung od. Executive gehöre; ebenſo vor ihm 

— Schmid Staatsr. $. 35. — Vergl. die nähere Beſtimmung bes 
Begriffe und Weſens diefer Gewalten unten im 2ten Theile — 
v. Berg, Abhandl. zur Erläut. der Rheinb. Acte. ©. 73 f. 

8) Politic. IV. c. 11. (ed. Goettling). Vergl. Schmid Staatsr. $. 35. 
und Metzger, Trias politica, ex principiis jur. publ. universalis 
considerata, Wirceb. 1783. 

9) 3.8. Hugo Grotius, de jure belli et pacis. I. c.3.8.6., wonady 
die erfie auf das Allgemeine, die 2te auf das Befonbere ihre 
Beftimmungen bezieht. 

10) Vergl. einen Auffag Über Claffification der Souveränetätsrechte in 
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$. 21. G. 19) 


IV. Die Berfaffung ded Staat. 
A. VDerfchiedenheit der Beherrſchungsform. 


Alg. Sidneys Betrachtungen üb. bie Regierungeformen, überſett v. Er⸗ 
hard. Leipz. 17933 auch von Jacob. Erf. 1795. — Friedrich 
ber Gr über Staatsverfaſſung u. Regentenpflichten, deutſch von 
Kremmer. 1822. und unter dem Titel: Betrachtungen über Re⸗ 
gierungsformen u. bie Pflichten des Regenten, herausgeg. v. Schu: 
barth. Breslau 1840. — 9. Chr. Majer, allgem. Theorie der 
Staats Gonftitutionen. Hamb. 1799. — K. &. Zachariä, über 
die vollkomm. Staatöverfaffung. Leipz. 1800. — Krug, über 
Staatsverfaffung und Staatsverwaltung. Königsb. 1805. — v. 
Kalkreuth, die Staatöform. Berl. 1809. — F. Schleierma⸗ 
her, über die Begriffe der verfchiedenen Staatsformen. Abhandl. 

. ber Academie der Wiffenfh. in Berlin. 1814—1815. Philoſoph. 
Glaffe.. S. 17-49. — Stahl, Rechtsphiloſ. Bd. II. Abthl. I. 
Kap. 17. (2te Ausg. Abfchn. II. Kap. IL). — v. Gagern, bie 
Refultate der Sittengefchichte. IV Bde. 2te Ausg. Tübingen 1835 
—1837. (8b. I. die Fürften, ober die Ratur ber Monardie. Bd. 
HI. Ariftolratie, oder bie Fürnehmen. Bd. IH. Demokratie). — 
Bluntfchli, Allgemeines Staatsrecht. Viertes Buch. ©. 150f. 


l. Ueberhaupt. 
J. Die Verfaſſung, Staatsconflitution im weitern Sinne, 
ift der Inbegriff der rehtlichen Normen uber bad Sub: 


Wintopp’s rhein. Bund. Bd. III. 9.439 f. — Kiüber, öffentt. 
Recht. $. 100. Rot.b. — Maurenbredher, d. Staater. $. 41. 
— Kür die ariftotelifche Trias erklären fih: Kant, metaphuf. Ans 
fangsgr. der Rechtsl. $. 45. (©. 165.) und Jordan, Berfuche über 
allgem. Staatsr. &. 213 ff. Nur die gefeggebende und vollziehende 
Gewalt unterfheibet: Dahlmann, Politit. 1.8.79. — Zacha⸗ 
riä, Vierzig Bücher. I. &. 119. — Bier Gewalten nimmt an: 
Ancilton, über Souveränetät. ©. 18. — Bergl. auch Schlözer, 
allgem. Staatsr. S.-100. welcher fünf Gemwalten (pot. legislativa, 
executiva, inspectiva, repraesentativa und cameralis) unterfcheibet. 
— Ueber die Schwierigkeit der begriffsmäßigen Abgränzung ber 
Gewalten, inöbefondere ber gefesgebenden und vollziehbenden 
f: Schleiermacher in ber vor bem folgenden. Sphen angeführten 
Abhandl. ©. 24 ff. S. Übrigens audy Stahl, Rechtsphil. II. Bd. 
2te Abthl. S. 164. 
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ject der höchſten Gewalt im Staate'und uber bie Aus- 
übung der Staatögewalt. Sie beflimmt theild die Be 
berrfhungs=, theild die Regierungsform; und infofern es 
in jedem Staate gewiſſe barüber feftflehende Normen, die felbft 
in der abfoluten Monardie der Willtühr ded Herrfcherd entzogen 
find, giebt, kann man fagen: Es giebt keinen Staat ganz ohne 
Berfaffung. In Peiner Weiſe gehört aber zum Weſen ded Staats 
ein umfaflended gefchriebenes Staatögrundgefeg, eine Verfaſ⸗ 
fungsurfunde, Verfaſſung, Eonftitution im engern Sinne. Denn 
das Verfaflungsrecht Tann fo gut wie alled Recht blos Gewohn⸗ 
heitsrecht fein oder auf einer Menge einzelner, zu verfchiedenen 
Zeiten entflandener und burch verfchiedene Veränlaflungen hervor: 
gerufener, Verfaſſungs-Geſetze beruhen. Mit der Unterfcheibung 
zwifchen Berfaflung im engern Sinne und Regierung des Staats, 
hängt der Unterfchied zwifchen Berfaffungs- und Regierungs: 
gefeßen zufammen, der befonderd für die Form der Abänderung 
oder Aufhebung und in einigen andern Beziehungen (3. B. ſtraf⸗ 
rechtlich) eine gewiſſe rechtliche Bedeutung bat. 

I. Es giebt im Allgemeinen nur zwei Grundformen ber 
Staatöverfaffung oder Staatsbeherrfhungsformen: Mo: 
narchie (principatus, regnum) und Republif, f. ‚g. Freiftaat, 
res publica; welche wieder eritweder Ariflofratie oder Demo: 
Eratie fein kann I). In der Monarchie herrfcht eine phyſiſche 


1) Weber die gewähnlidhe Eintheilung in Monarchie, Ariftofratie 
und Demokratie, welche fhon Ariftoteles Politic. HI. c. 5. (cf. 
Cicero de fepub!. I. 26.) aufftellt, |. Schlözer, allgem. Staater. 
S. 112 ff. — Schleiermacher a. a O. S. 20 ff. — XAncil 
lon, über Souverän. S. 18 ff. — Dahlmann, Politik. I. ©. 
13 ff. — Stahl a. a. O. Ie Ausg. S. 184 f. — Bluntſchli, 
a. a. O. S. 150 f. — Richtiger unterſcheidet ſchon Machiavell 
im Princeps Cap. 1. zwiſchen Principatus (Monarchie) und respu- 
blica (Republik). Ebenfo v. Haller, Refltauration. I. ©. 494. — 
Klüber, öffentl. Recht. $. 98. Not. a. Lesterer nennt bie erfte 
Beherrihungsform Reich, regnum, und bieß ift infofern ein um⸗ 
foffenderer Ausbrud, ale er ben Fall einer Zweiherrſchaft (Dyar: 

die) u. few. mit begreift. Weber die naturgemäße Entwidelung 
der verfchiedenen Staatsformen f. insbefondere Schleiermakher a. 
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Perfon, ein Menfch, und bad Weſen der Beherrfchungsform bleibt 
auch dann beftehen, wenn ein Mitherrfcher, fei es mit ges 
theilter oder ungetheilter Verwaltung beftebt (f. g. Dyar: 
hie; Mitregent). Denn es fleht bier immer den phyfifchen 
Perfonen felbft (nad Analogie eines condominium pro indi- 
viso) das Berrfcherrecht zu; fie bilden nicht blos das Subftrat 
für eine von ihnen zu unterfcheidende moralifche Perfon 2). 
Dieß ift der Fall in der Republik, es mag die Souveränetät 
wie in ber Ariftofratie einer Corporation von Auserwählten 


a.D. und über bie eigenthümlichen Vorzlige und Rachtbeile der vers 
fhiebenen Beherrfhungsformen und ihre practifche Ausführbarkeit f. 
Dahlmann, Politik. I. $ 20-233. S. auch Über die Demolras 
tie befonders in Amerila und ber Schweiz: A. de Tocqueville, 
de la D&ömocratie en Ame£rique II Tom. und Cherbuliez, de la 
Democratie en Suisse. II Vol. 1843. und über beide Schriften: R. 
Mohl in der Zeitſchr. f. Rechtsw. u. Geſetzgeb. des Auslandes. Bd. 
XVI. Hft. 2. ©. 276 f. u. Überh. über die verſchiedenen Demokratien: 
Bluntfhlia a. O. ©. 169 f. 

3) Fälle diefer Art. find befanntlid) auch in Deutfchland in neuerer Zeit 
vorgelommen (3. B. in Sachſen und Heffen); aud war es in 
älterer Zeit (befonders im I4ten und 15ten Jahrhundert) aus lehn⸗ 
rehtlidhen Gründen häufig der Fall, daB Söhne in Gemein- 
haft der Landeshoheit blieben (Landtage gemeinfchaftlid) hiel- 
ten, Steuern gemeinfchaftlich hoben und ſich gemeinfchaftlich huldi⸗ 
gen ließen), wenn fie auch die Nusungen gleid) oder ungleidy theils 

-ten. Frommann, de condominio territorii. Tubing. 1682. — 
Schnaubert, Staater. der gefammt. Reichslande. $. 85 ff. $. 180 


ff. — Hoffmann, de communionib. praecipue personar. illustr. 
in Germania. Marb. 1770. — Mofer, von ber Landeshoheit der 
deutfh. Reichsſtände. Gap. 8. — Leiſt, Echrb. $. 20. — Eid 


horn, deutſch. Staats=-u.- Rechtögefch. III. $. 428. - Folgen Hiervon 
dauern noch gegenwärtig in einigen früher vereinigt gewefenen Bun: 
besftaaten fort, 3. B. in ben Mecklenburgiſchen, Anhaltinifchen und 
Reuffifhen Ländern. Doc muß von Dyarchie oder Mitregentfchaft 
das noch jest vorkommende Condominats⸗Verhältniß im engern 
Sinne untericheiden werden, infofern dabei an ein zwei verfchies 
denen Staatögewalten ob. Landeshoheiten unterworfenes Gebiet ge⸗ 
dacht wird. Weber ein ganz befonderes Verhältniß der beiden Häus 
„Tee Lippe f. Protoc. der Bundesverſamml. v. 1819. ©. 634 f. 
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oder Bevorzugten, einer in bdiefer Hinficht privilegirten Stan 
desclaſſe (Priefter, Krieger, Adel.oder Patrizier u. |.w.), oder 
ber Sefammtheit der freien Bürger wie in. ber Demos 
kratie zuſtehen, obwohl auch hier gewiſſe Glaffen durch ein pri- 
vilegium odiosum von der Theilnahme, an. der Derrichaft auöge- 
fhloffen fein Bonnen. Die Ariftofratie kann zur Dligardie, 
die Demokratie zur Ochlofratie ausartend). Die f. g. Theo: 
fratie ift formell Feine befondere Beherrfchungdart, und Des- 
potie und Anarchie find überhaupt Feine Beberrfhungsformen, 
fondern bezeichnen nur den Mangel einer rechtlid georbneten 
Herrſchaft. Auch ift von felbft -einleuchtend, daß es nach der 
Rouffeau’fchen Theorie von der Volksſouveränetät nicht ver: 
fhiebene -Beherrfchungs:, fondern nur verfchiedene Regie: 
rungs=Formen geben Tann). 

mM. Im Abficht auf den Rechtögrund der Herrfchaft unter- 
fcheidet man in einem befondern Sinne die legitime von ber 
nicht legitimen Regierung. An und für fich bezeichnet legi⸗ 
tim nichts Andere ald gefeglich oder rehtlich; mithin iſt 
eine legitime Regierung eine folche, die ſich nicht blos auf facti⸗ 
fhe Gewalt, oder thatfächlihe Ufurpation und Occupation flüßt, 
fondern auf: einem rechtögültigen Grunde beruht, wobei theils 
bad in gewiflem Sinne privatrehtliche Verhältniß zum frü- 
bern Herrfcher, theild dad ſtaatsrechtliche zum Staate felbft 
oder den Gliedern deflelben, theild dad völkerrechtliche zu an: 
dern Staaten in Betracht kommen Tann. — In dem engern 
und verwerflichen Sinne dagegen, in welchem der Ausdrud Legi: 
timität in neuerer Zeit (zuerft von Zalleyrand auf bem 
Wiener Congreß) gebraudt und von der Politik nach Convenienz 
benugt worden ift, ftelt ſich das auf die Erbmonardie be 
fchränkte f. 9. Legitimitäts-Princip ald ein. wunderbares 


3): Daß Despotismus und Anarchie keine befondere Beherrſchungs⸗ 
form bilden, f. bei Ancillon, über Souverän. &. 23 f. Nur wi: 
“ derrechtliche Abarten der Ariftokratie u. Demokratie find eines Theils 
die Dligarchie und andern Theils die Ochlokratie. Klüber, 
öffentl. Recht. $. 98. Not. a. 
4) Bergl. Stahla. a. O. ©. 189. j . 
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Gemiſch der Theorie von Gottes Gnaden mit dem Patrimonial⸗ 
Princip und feubdaliftifchen Srundfägen, dem rein⸗ſtaats recht⸗ 
lihen Princip fchroff gegenüber und ift ebenfo heillos und uns 
vernünftig wie fein Ertrem: dad Princip der Wolle: Souperäs 
netät 5). 

IV. Hinſichtlich der Art und Weiſe wie bie einzelnen phy⸗ 
fiihen Zräger der Staatögewalt beflimmt oder berufen werben, 
unterfcheiben fich die Wahlreiche von den Erbreidhen (Wahl: 
fiaaten — Erbflaaten), ein Gegenfag, der in gewiffem Sinne auch 
in Republiten vortommen kann. Mit dem Wahlrecht kann 
dad Denominationsrecdt zufammengeftellt werden; ganz zu 


5) Vergl Malte-Brun, Traitö de ‚la lögitimite etc. Par. 1824. — 
Klüber, öffentl. Recht. $. 98. Rot.b. — CE. S. Zachariä, Viers 
sig Bäder. 1. S. Ms f. — Stahl, Rechtsphiloſophie. Th II. 
Abth. I. ©. 82. (2te Ausg. S.219f.). Auch der Verſuch Stahl's, 
das Legitimitätß-Princip als ein dem Erbkönigthum eigenthümliches 
zu rechtfertigen u. e8 mit dem „göttlichen Recht“ zum »chriſtlichen 
Princip des Staats» avanciren zu laffen, ift als ein völlig vers 
unglüdter zu betrachten, abgefehen von der Art und Weife, wie fich 
Stahl bei dem Zugefländniß, baß auch eine illegitim entflandene 
Dynaftie zur legitimen werden könne und andern hiermit in Verbins 
bung flehenden Kragen, mit dem Princip abzufinden fucht. — Das 
Chriſtenthum weiß gar nichts von einem in dieſer Hinficht priviles 
girten Erblönigthum, unb legt dem feiner Natur nad, wandelbaren 
menſchlichen Recdhtsbewußtfein in keiner Weile eine Iwangsjade an. 
Die hriftliche Lehre iſt: „Iebermann ſey unterthan ber Obrigkeit 

. die Gewalt über ihn hat. Denn es ift keine Obrigkeit, ohne von 
Gott; wo aber Obrigkeit ift, die ift von Gott verorbnet.« So if 
alfo Stahl's Legitimitäts- Princip durchaus nicht hriftlih und 
babei völlig unbiftorifch, da (abgefehen von der Obrigkeit in den 
Republiken) 3. B. der deutfche Kaifer, obwohl durch Wahl berufen, 
doc, nach dem Rechte bes Mittelalters als ber aller legitimfte Mo⸗ 
narch von Gottes Gnaden betrachtet worben ift. Eine nichtsſagende 
Spielerei mit Worten ift es, zu fagen, Legitimität bezeichne das 
Recht göttliher Fügung - im Gegenſatz menſchlicher That.» Gin 
Wablact beruht fo gut auf Gottes Fügung wie ein Zeugungsact; 
und auch das ift Gottes Fügung, wenn eine Dynaftie den Thron 
verliert, Republiken in Monarchien und Monardien in Republiten 
verwandelt, Staaten vernichtet und neue gegründet werben. 
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abftrahiren iſt aber dabei von der Idee, daß bie Wähler die ur: 
fprünglihen Souveräne fein. Die Erblichkeit gehört nicht 
zum Wefen der Monarchie; fie ifl-aber nothwendig — wenig: 
ftens im einfachen Staat — für ben Befland derfelben und für 
die ruhige Kraftentwidelung und politiſche Selbſtſtändigkeit ei⸗ 
nes monarchiſchen Staats 6). 


§. 22. 
2. Insbeſondere das Weſen der Monarchie oder vom f. g. monarchiſchen 
Princip. 
BHolſche, üb. die monarchiſche Regierungsform. Königsb. 1794. — Hee⸗ 
ren, üb. bie ſ. g. politiſchen Theorien, in deſſen hiſtor. Werken. 
Th. J. S. 398 f. — Stahl, das monarchiſche Princip. Eine 
ſtaatsrechtl. polit. Abhandl. Heidelb. 4845. u. deſſ. Rechtsphiloſo⸗ 
phie. Bd. IL Abth. II. ©. 73 ff. 2te Ausg. ©. 321 f. Vergl. auch 
Dahlmann’s Politil. Kap. V. S. 82 f. u. bef noch Bluntfdli, 
Allgem. Staater. ©. 237 f. j 


l. Das Weſen des Königthums (dad monardifdhe 
Princip) liegt darin, daß die Staatsgewalt in der Per: 
fon des Monarchen als concentrirt erfheint und ihre 
Eigenichaften dadurch zu Eigenfchaften der Perfon werben, 
welche als ihr Träger und Repräfentant daſteht. Da aber bie 
Staatögewalt Fein Eigenthbumdrecht, fondern ihre nothmwendige 
Ausübung im Intereſſe ded Gemeinweſens ein fittlidh= rechtlicher 
Beruf ift, fo kann ihre Zuftändigkeit in Feiner Weiſe dadurch 
‚beeinträchtigt werden, daß neben dem die Staatdgewalt in ſich 
concentrirenden Monarchen und unter feiner Alle im Staate 
überragenden Autorität andere Glieder des Staatdorganigmus in 
ihrer Sphäre frei und felbfithätig zur Ausübung der Staatöge- 


6) neber die Nothwendigkeit der Erblidhleit der monardi: 
fhen Gewalt: Stahl a. a. D. ©. Si. 294. 2te Ausg. ©. 210. 
— Dahlmann, Politil. J. ©. 83. — Schleiermader a. a. 
D. S. 44. — Für den Bundesftaat mit monarchiſcher Spitze 
fann unter gegebenen Verhältniffen die Nicht-Erblichkeit ben 
Vorzug verdienen. Vergl. Actenſtücke zur neueften Beſchichte Deutſch⸗ 
lands. Hannov. 1848. ©. 221. 
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walt zu concurriren haben. Nur darf keine Kunetion der Staatds 
gewalt von bem Monarchen ald völlig losgelöſ't betrachtet 
werben und fein Wille über den des Monarchen fich zu feen 
berechtigt fein. Den Gegenfab des monarchiſchen Princips 
bildet dad vepublicanifche I), deffen Weſen eben darin beftebt, 
daß eine moralifche Perfon (fei ed ein ariftotratifches Corpus 
oder die demokratiſche Gemeinde) dad Subject der Staatsge⸗ 
walt ift und deshalb niemals ein Ginzelner die Eigenfchaften eis 
ned Souveräns (indbefondere Unverantwortlichleit) haben oder 
ald Subject der ganzen Staatögewalt oder eined Theiles ders 
felben betrachtet werben kann. 

1. Im Einzelnen gehört zu den nothwenbigen Eonfequens 
zen des monarchifchen Principe: 

A. die perfünlihe Unverantwortlichleit (Deiligkeit u. 
Unverletzlichkeit) des Fürften, ald Inhabers der Staatsgewalt, ver: 
möge welcher ed unmöglich fein muß, ihn wegen irgend einer 


1) Es ift von vornherein ein Wehler, als Gegenſat (wie 3. B. Stahl 
a. a. O.) das „parlamentarifche, Princip dem »monarchifchen« gegens 
über zu fielen und fid) danach umgekehrt das monardifche Princip 
zureht zu machen. Wenn aber babei befondere an England ges 
dacht wird (vergl. Bluntfhli, Allgem. Staater. &.153.), fo darf 
nie vergeffen werden, daß bie englifdyen Grundgefege (Magna Charta 
libertatum v. 1215, bie Petition of right v. 1627, die Habeas-Cor- 
pus-Acte v. 1679, die Bill and Declaration of right and Succes- 
sion v. 1689, Act of Settlement v. 1701 u. f. w.) zwar fehr weit 
gehende Beſchränkungen der königlichen Gewalt enthalten, wels 
che für andere Verfaffungen nicht maßgebend fein können, baß fie 
aber keine einzige Beftimmung enthalten, weldhe bag 
Wefen der Monardie aufhöbe, daß die Macht des Parla⸗ 
ments durchaus eine durch den Bang der Befchhichte und ben Geift 
bed Volks getragene moraliſche Macht ift und daß beffenungead)- 
tet kein anderes Bolt das englifche an monardhifcher Sefinnung übers 
trifft, Tein anderer Monarch erhabener und unverleglicher bafteht 
als der König oder bie Königin von England. Deshalb Tonnten 
auch mit Recht die Hannoverfchen Bevollmächtigten auf dem Wie⸗ 
ner Gongreß den berühmt geworbenen Ausfprudy thun toben $. 14.) 
der noch jegt völlig wahr if. Denn über ben König fteht keine 
andere Autorität, auch nicht die bes Parlaments. 
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Handlung oder Unterlaffung perfönlich zur Rechenfchaft oder Strafe 
zu ziehn, felbft dann nicht, wenn er die Souveränetät nicht 
mehr befigt. Der Sab „Der König kann nicht Unrecht 
thun« ift abgefehen von feiner Unanwenbbarkeit im frühern deut: 
fhen Staatdreht nur eine conftitutionelle Fiction, durch welche 
nicht mehr als die perfünlihe Unverantwortlidhkeit be: 
zeichnet wird 2). Diefe nothwendige Unverantwortlichkeit des 
Monarchen 3) Tann aber an fich Feine andere Perfon im Etaate 
von ber rechtlichen Verantwortlichkeit befreien und keinenfalls 
kann die verfaffungsmäßige Sicherung diefer Verantwortlichkeit 
(insbefondere der Minifter) ald eine Verlegung des monarchifdyen 
Princips betrachtet werden. , 

B. Der Monarch muß der Inhaber der gefammten in 
der Staatögewalt enthaltenen Hoheitörechte fein, ohne Ableitung 
von einem andern vor ihm oder gar neben ihm beftehenden 
Subject. Daher ift - 

1. eine Monarchie mit (fortdauernder) Volksſouveränetät %) 
etwas fich felbft Widerfprechendes und 

2. eine wirkliche reale Theilung der Staatögewalt zwi- 
fhen dem Monarchen "und einem andern Subject etwas 
dad Wefen der Monarchie völlig Zerfförendes; 3.3. wenn 
nur die Erecutive dem f. g. Staatsoberhaupt, die Ge- 
feßgebung aber (wenn auch mit einer gewiſſen Betheili⸗ 
gung ded Staatöoberhaupted) einem andern Organ ber 
Staatögewalt zugefprochen if. Dagegen Tann Feine Art 
ber Betheiligung anderer Subjecte an dem Berufe ber 
Staatögewalt ald eine Theilung derfelben, welche durch 


2) Dahlmann’s Politil. Kap. V. ($. 129.). 

3) Die aud alle neuern conftitutionellen Berfaffungen ausbrüdlicdh aus⸗ 
fprehen, mit Ausnahme der Niederländifchen, bie ſogar ohne Bes 
ſchränkung Art. 199 „Klagen gegen den König= zuläßt und an ben 
oberften Gerichtshof verweift. 

4) Dieb follte, wie es fcheint, der Sau einiger feit 1848 entflandener 
deutſcher Verf. Url. ausbrüden: Die Regierungsform iſt bie Demos 
kratiſch⸗monarchiſche. Mit Recht ift er, wo er fi fand, ges 
gt worben. 
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dad Wefen der Monarchie audgefchloffen fei, betrachtet 


werden, felbft nicht eine Betheiligung an der ſ. g. Exe⸗ 
cutive 5). Auch folgt aus dem Wefen der Monarchie nicht, 
daß fich eine folche Betheiligung nur auf beflimmte 
Rechte der Staatögewalt beziehen Fönne 6). Nur von eis 
ner für die Betheiligung der Stände flreitenden Präs 
fumtion kann Peine Rede fein; die Präfumtion ift viel 
mehr für den Monarchen ald den Inhaber der flaatlichen 
Machtvollkommenheit und eine. Theorie, weldye von vor: 
behaltenen Rechten des Monarchen ausgehend, alles Nichts 
vorbehaltene ihm abfprechen oder zu f. g. Jura communia 
zählen wollte, dem Wefen der Monarchie widerfprechend 7). 
Das Staatöoberhaupt dan der Monarchie iſt die Quelle 
aller öffentlihen Gewalten im Staate. Der Sab: 
"Ale Gewalt geht vom Volke aus“ ftellt dad Werhältniß 


5) Die Behauptung, daß in einer Monarchie die Stände oder Kams 


6) 


7 


Sf 


mern an ber Erecutive Leinen Theil haben könnten, ift a) hiſt o⸗ 
riſch völlig unmahr und b) rationell gar nicht aus dem monats 
chiſchen Principe abzuleiten. Die Geltung biefes Sayes in neuern 
deutfchen Verfaffungen beruht blos auf einer Nachahmung des frans 
zöſiſchen Sonftitutionalismus. Selbſt aus dem Art. 57 der Wie⸗ 
ner Schlußacte läßt fich derfelbe nicht ableiten. Nur fo viel ift 
wahr, daß die Stände Fein neben bem Fürften fich geltendmachens 
des Imperium (Iwangsgewalt) haben können. Nur ein Wille 


-tann im Staate herrfchen und befeblen, unb nicht zugleich ein ans 


derer hiervon unabhängiger Wille. — Cine andere Frage ift, ob 
und in wie weit eine Betbeiligung ber Stände an ber Erecutive 
zwedmäßig fei? worüber die Anſichten verfchieden fein können. 
Deshalb ift der Say der Wiener Schlußacte Art. 67. »unb der Sou⸗ 
verain kann durch eine landftänbifche Werfaflung nur in der Aus 
Übung beffimmter Rechte an bie Mitwirkung der Stände gebuns 
den fein“ an ſich falſch, Leine Gonfequenz des monarchiſchen Prins 
cips unb in ber Ausführung völlig zu umgeben. 

Selbft gegen den deutfchen Kaifer konnte der, in den weitppälifäjen 
Friedensverhandlungen gemachte, Verſuch, die Präfumtion gegen 
ihn zu kehren unb ihn auf beffimmte Refervatredhte zu befchräns 
ten, nicht durchgefegt werben. Vergl. Eichhorn, beutiche Staats⸗ 
u. Rechtsgeſch. Th. IV. $. 625. Note t (Anmerkg.). 
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auf den Kopf und hebt die Monarchie auf. Selbft die 
Gerichtsbarkeit macht hiervon Feine Ausnahme, wenn 
auch die Rechtöpflege unabhängig vom perfönlichen Ein- 
fluß des Monarchen und feiner Kegierungd: Organe aus⸗ 
geübt wird. 

C. Der Monarch ift nicht blos der (paffive) Träger der 
Staats- oder Regierungdgewalt, fonbern auch dad lebendige 
(active) Organ derfelben. Der Satz le roi rögne mais ne gou- 
verne pas ift eine Verkehrtheit des franzöfiichen Conſtitutiona⸗ 
lismus. Die deutfchen Zürften haben immer nicht blos geherrfcht, 
fondern auch regiert, und follen e& kraft ihres Fürſtenamtes auch 
noch jest 8). Falſch ift daher die Folgerung, daß nur.die (ver: 
‚antwortlihen) Minifter regierten, oder daß jede Regierungshand- 
lung nur als ihre Handlung zu betrachten fei. Das Recht des 
Monarchen aber, ſich feine Minifter frei zu wählen‘, verfteht 
fich ebenfo von felbft, ald es klar ift, daß jede Einrichtung oder 
Beflimmung, wonach er fie blos auf die Willend- od. Meinungs 
äußerung eined andern Subjectd zu entlaffen rechtlich genöthigt 
würde, dad monardifche Princip entfchteden verlegt). Abgefe- 
. ben von den Folgen gerichtlicher Verurtheilung hat das Recht 
des Monarchen feine Minifter in ihrem Amte zu halten nur eine 
moralifchpolitifche, aber Feine vechtlihe Schranke 19). 


8) „Wir bedürfen“ fagt Dahlmann Politif ©. 10. n eines" Königs 
der perfönliches Leben hat.“ ' 

9%) An eine im Namen bed Regenten ſelbſt erfolgende richterliche 
Entfcheidbung Über Verfafjungsverlegung und deren Kolgen ift natürs 
lich hierbei nicht zu denken. Dagegen beachte man beifpielöweife bie 
Beftimmung des Hannoverfhen Verfaſſungs-Geſetzes v. 5. Septbr. 
1848. $ 102., bie infoweit das monardyifche Princip verlegt, als fie 
den König zur Entlaffung der Miniſter auf bloße Beſchwerde ber 
Stände über Gefegesverlegung nöthigt. Völlig lächerlich ift es da⸗ 
gegen anderer Seite, eine bloße Petition der Stände oder Unter⸗ 
thanen um Gntlaffung ber bisherigen Ratbgeber, ober eine Erklä⸗ 
rung der Stände, daß die Minifler das Vertrauen des Landes nicht 
hätten ober nicht verdienten, als einen verfaffungswibrigen Eins 
griff in das Recht ber Krone zu bezeichnen. 

Selbſt für England läßt fich etwas Anderes nicht behaupten. 





% 
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D. Sn keiner Weile liegt ed im Weſen der Monardhie, daß 
formell 21) der Monarh abfolut oder unbeſchränkt fe, 
d. h. daß der von ihm audgefprochene Wille ohne Weiteres bins 
dendes Geſetz fei und daß er bloß nach feinem Willen über den 
Staat und die Kräfte ded Volles verfügen, die Ausführung und 
Anwendung ber beſtehenden Geſetze nah Willkühr hemmen, oder 
die Wirkſamkeit der Verfaſſung nach Belieben fuspendiren Tonne. 
Im Gegentheil würde eine folche Unbefchränftheit der Idee eines 
rechtlich georoneten Gemeinweſens, was auch der Staat mit mos 
narchifcher Beherrfchungdform fein fol, Direct widerfpreden. 
— Sowohl für die Ausübung der Regierung überhaupt 12), 
ald der einzelnen, Staatöhoheitörechte können durch daß befte- 
bende (Verfaſſungs-) Reht Bedingungen und Formen 13) 
feſtgeſtellt fein. 

Wie weit eine Verfaffung hierbei gehen koͤnne und dürfe, ift 
mehr eine Frage der Politit ald des Rechts; gegen bad monar⸗ 
hifche Princip wird fie nicht verfloßen, wenn fie den Grundfag 
feſthält: Daß in der flaatlihen Ordnung nichts ohne 
und nichts gegen den Willen ded Monarchen geän: 
bert werden darf und daß jede Aenderung nur durch 
die von ihm ausgehende Sanction die gefegliche Kraft 
erhalten Fann. Unbedingt feftzubalten für die Monarchie ift 
daher das f. g. abfolute Veto ded Monarchen und die nur 


1) Ich fage formell, weil materiell jebe Staatsgewalt, fei es mit 
ruffifher oder englifcher Werfaffungsform, ihre Schranken hat. 

12) Dazu gehören 3. B. die Beflimmungen über Boljährigleit,- Regies 
rungss Antritt, Gontrafignatur aller landesherrlihen Exlaffe u. f. w. 

3) Für die Ausübung ber Regierungsgewalt überhaups können dieß bei 
bem an fich fähigen Nachfolger nur PoteflativsBedbingungen 
fein, wie 3. 8. Anerlennung der Berfaffung in der beftimmten 
Form vor Vornahme irgend einer andern Regierungshandlung, wie 
z. B. nad) $. 2. des Hannov. Verfaſſ. Gef. v. 5, Septbr. 1848. 
Dieß verflöft ebenfo wenig gegen das monarchiſche Princip, als ges 
gen den Grundſat der Erbmonardie vom Spfojure s Anfall des Rechts 
auf den Thron. — Conditiones, quae vi ipsa insunt, hat natürlich 
jebe Regierungshandlung. 
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ihm zuftehende Sanction des Geſetzes; ein blos ſuspenſives 
Veto, möge ed auch noch fo verclaufulirt fein, fchneibet den Le⸗ 
bensnerv der Monarchie durch 1%) und läßt dem Staatdoberhaupt 
in Wahrheit nicht einmal mehr das Recht der Zheilnahme 
an der gefeßgebenden Gewalt. Dagegen hat Verantwortlichkeit 
der Minifter, Theilnahme der Kammern ober Stände an ber 
Geſetzgebung durch Einräumung der Snitiative und Zuflimmungs: 
recht, Steuerbewilligungsredht u. f. w. an fi) nicht mit dem 
monardifchen Princip zu fchaffen 15). 


23. 6%) 
B. Bon den f. g. gemifchten Verfaflungen. 
(Ständiſche- und Repräfentativ-Berfaffung.) 


Begründete Debuction von Landftänden, derfelben Befugniffen, Pflichten u. 
Nutzenz abfonderlid) in den Landen deutfcher Nation. 1718. — 
gr. W. Unger, Gefhhicdhte der deutfcdyen Landſtände. Th. I. Ur⸗ 
geſchichte der deutfchen Volksvertretung. Hann. 1844. Th. II. Ger 
fhichte der deutfdyen Volksvertretung unter dem Einfluß der Eini⸗ 
gungen des Mittelalters. Dann. 1844. — T.E. Comte de Herz- 
berg, discours sur la forme des gouvernements et quelle en 
est la meilleure. Berl. 1784. — Poſſe, über bad Staatseigen⸗ 
thum in den deutſch. Reichslanden u. das Staats: Repräfentationg- 
recht der deutfch. Landſtände. Roſtock u. Leipz 179. S. 157f. — 
Benj. Constant, Betrachtungen über Conftitutionen u. Vertheil. 
der Gewalten u. Bürgfchaften einer conftitut. Monardie. A. d. 
Sranz. Bremen 1814. — v. Feuerbach, Über teutiche Freiheit 


4) Dahlmann’s Politil. Kap. V. ($. 120.). 

15) Schon Sam. de Pufendorf de Statu Imp. Germ. Cap. V. 8. 6. 
fagt fehr richtig: Earum (Monarchiarum) sunt duae’ classes; quae- 
dam absolutae, aliae limitatge vocantur. In illis penes so- 
lum Regem — est potestas de negotiis summam rerum spectan- 
tibus proprio ex judicio statuendi. In his autem Rex circa exer- 
cendos actus summae potestatis certis legibus est adstri- 
ctus. — Er bemerkt ferner, Alles mit Bezug auf die Berfaffung 
bes beutfchen Reichs, daß der Monard) badurd) einen Superior ans 
ertenne, baß er pro lubitu non potest imperare, oder dadurch, baß 
er ad reddendas rationes ſich verpflichte. - 
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und Bertreturg beutfäyer Wölker durch Landſtände (1814). In den 
. Geinen Schriften. Nürnb. 1833. Abth. T. No, IL — Maoce- 
nas, über Bollögewalt u. Alleinherrſchaft. Halle 1816. — Das 
below , über Souveränetät, Staatsverf. u. Repräfentativform. 
WMarb. 1816. Dagegen: v. Hornthal, (mit demfelb. Titel). 
Bamb. 1816. — Krug, das Repräſentativ⸗Syſtem, ober Urfpr. 
und Geiſt ber flellvertret. Verfaſſ. Leipz. 1816. — E F. SHhlof 
for, Händ. Berfaſſung, ihr Begriff, ihre Bedingung. Frkf. 1817. . 
— Seb Brendel, Geſch., Welen u. Werth ber Rationals Bes 
- ,  präfentat. Bamb. 1817. — C. v. Rottetk, Ideen üb. Landflände. 
Garlör. 1819. — G. F. König, das Königthum u. die Repräfens 
tation. Leipz. 1828. — Pölie, das tonſtitut. Leben nach feinen 
Zormen u. Bedingungen. Leipz. 1831. — ©. Vollgraf, die Täu⸗ 
ſchungen ˖ deö Mepraſentativ⸗ SoReme. Marb. 1829. Vergl. bariiber 
Burm, kit. Berſuche. S. 88 f. Ludw. Flathe, Sec. 
des Kampfes zwifchen dem alten unb neuen Verfaſſungs⸗Princip 
der Staaten. IF Be. Leipz. 1833. — (Karte), Die fländ. Vers 
faff. w. die deutſch. Conſtitution. Leipz. 1834: — v. Xretin, cons 
fit. Staatireht. Bb.L. 8.113 f. — ©. ©. Bakhariä, Vierzig 
Bücher. Th. MI. Bud) 15-19. — Btahl, Rechtephiiloſ. IH. I. 
Abth. MH. 8.314 f. — WBluntfhli, allgem. Staatsr. &. 152 f. 
— v. Gagern, bie NRefultate der Sittengeſchichte. TBb. IV. Pos 
litik, oder der Staaten Verfaſſungen) — (Kürft Ludwig v. 
Solms⸗Lich), Deutſchl. u. die Repräfentatio«Berfaffungen. Gieff 
1838. Bergli. unten Kot. 4). — A. Mohl, Ab. das Mepräfentatios 
Syſtem. Mannh 1840. — ©. D. v. Witzleben, bie Gränzen ber 
+ Bollscepräfentation in der conflitution. Monarchie. Ep 1847. — 
- G. Tevita, die Bolksvertretung — im repräfehtativen Staate ber 
Gegenwart. epz. 1850. — Die Vortrefflichleit der conflitutionellen 
Monardyte für Cugland und bie Unbrauchbasteit (derf.) für bie 
Bänder des europ. Gontinents. Hannov. 1881. 


1. Im Algemeinen. Geſchichtliche Einleitung. 


L. Monarchie, Ariftofratie und Demofratie, wo fie 
in ihrer reinen Geſtalt, ohne ein anderes zur Concurrenz bei ber 
Staatögewalt ‚berechtigteß Subject auftreten, bilden die f..g. ein: 
fachen Verfaffungsformen. Im Gegenfag davon nennt man 
gemifhte oder zufammengefegte Verfaflungen: 

A. diejenigen, wo die Staatögewalt felbft zwei verfchiedenen 
in den einfachen Stäatöformen hervortretenden Subjecten zufam: 
men zufteht, welchenfalls die Behersfhungsform eine gemifchte 

Bahariä’s Gtaatörecht. I7 Wh. 2te Aufl. » 6 
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iſt; wie z. B. eine Verfaſſung in dieſer Hinſicht eine ariſto⸗ 
kratiſch-demokratiſche fein kann, ohne daß dabei von einer 
wirflihen Theilung der Staatögewalt die Rede wäre I); wäh- 
rend ed dem Weſen der Monarchie zu widerfprechen fcheint, auch 
bei ihr die rechtliche Möglichkeit einer ſolchen Zufammenfegung 
zu flatuiren 2). 

B. Diejenigen, wo nur eine Theilnahme gewifler Perfo- 
nen oder Öffentlihen Organe an der Ausübung der einem be- 
flimmten Subject (fei ed einfacher oder zufammengefegter Be: 
fchaffenheit) zufländigen Staatögewalt bergeftalt begründet iſt, 
daß die Rechtmäßigkeit der Ausübung durch dieſe Concurrenz be- 
dingt wird 3). Es laſſen fi hier die mannichfaltigſten Seftal- 


1) Ein modernes Beifpiel liefert der Ausfpruc ber Hamburger Grund⸗ 
gefese (Dauptreceß v. 1712. Art. 1.), wonach „re Kugsor ober das 
hoͤchſte Recht und Bewalt bei E. ©. Rath und ber Erbgeſeſſenen 
Bärgerfchaft inseparabili nexu, conjuınctim und zuſammen⸗ — be= 
ſtehen foll. Die Souveränetät ift bier keineswegs getheilt, fondern 
bat nur ein zufammengefestes Subject. Stahl, Rechtsphiloſophie. 
Th. H. Abth. I. S. 189. 

2) Streng genommen wird man de jure nicht einmal die englifche 
Verfaſſung bierher zählen können. Ihr Geift und ihre Praris legt 
aber freilich das enticheidende Gewicht in die Wagfchaale bes Parla⸗ 
ments, und fo bat man König und Parlament ober auch bas 
Parlament mit Inbegriff des Königs als. das Subject der Staatsge⸗ 

. walt bingeftelt.- Aehnlich im deutfchen Keiche Kaiſer und Reid. 

. 3) Hierauf beziehen ſich alle f. 9. Verfaffungss Streitigkeiten, 

‚d h. auf den Antheil, welchen das Volk ob. gewiſſe Gloffen deſ⸗ 

ſelben an der Ausübung der Staategewalt neben dem Inhaber ha⸗ 

ben follen. — Im weitern Verlauf Eann aber ein foldyer Streit in 

einen Kampf um die Herrfhaft felbft umfchlagen, wie 3. B. in 

England unter ben Stuarte. — Ueber bie (relative) Nothwendig⸗ 

keit einer beſchränkten Monarchie und den Nutzen einer zufammenger 

festen, gemifdhten oder Repräſentativ-Verfaſſung f. Ancillon, üb: 

Souveränetät. ©. 26. — Schleiermacher a. a. O. S. 44. — 

Klüber, Öffentl. Recht. $. 280. — Stahl, Rechtsphiloſ. Bd. H. 

Abth. II. S. 88 ff. S. 300 ff. 2te Ausg ©. 221 fe: Möht, in 

der angezeigt. Schrift S.11 ff. &. auch Görres, die heil. Allianz 

u. die Bölker auf dem Gengr. v. Berona. Stuttg. 1822. ©. 125 ff. 
Unger, Bei. der Landflände. Ih L &. 1-22. 
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tungen denken unb find wirklich geſchichtlich vorgekommen; ins⸗ 
befondere fällt unter diefen Gefichtöpunft die, der abfoluten 
gegenübergeftellte, ſ. g. beſchränkte oder conflitutionelle Mo: 
narchie im weitern inne, es mag nun dabei an die mehr 
privatrechtlich componirte ältere Rändifche oder die auf 
der Erkenntniß des ſtaatsrechtlichen Princigs beruhende Re: 
präfentativ-Werfaffung (conftitwtionelle Monarchie im engern 
Sinne) gebacht werben ®). 

1 Geſchichtliche Entwidelung des Repräfentativ: 
Syſtems. Dem Altertbum ift das fländifche und Repräſen⸗ 
tativ⸗Syſtem ganz unbefannt 5). Man glaubte nur die Wahl 
zu haben zwifchen Zyrannei und Volkshertſchaft und beshalb die 
natürliche Vorliebe für die Republik, obgleich Philefophen, ber 
Idee nad, die Monarchie ald die vollkommenſte Staatsform ans 
erfannten. Man hielt Alleinherrfchaft und Freiheit (principattum 
ac libertatem). für res dissociabiles, und kannte feine unferer 
beſchränkten Monarchie entſprechende Verfaſſungsform 6); für Die 


4) unrichtig ift die bei Ancillon Uber Souverän. &. 25. und vielen 
Andern vorherrfchende Idee, »zufammengefeste Verfaffungen feien 
diejentgen, in welchen bie Souveränetät getheilt fei.» Auch bem 
Ausdruck „Repräfentativs Berfaffuna* ift in neuerer Zeit 
die gang unrichtige Idee einer angeblich in ihrem Weſen begründes 
ten Theilung der Staatögewalt untergefchoben worden, um fie für 
Deutſchland in Widerfprudy mit den‘ WBeflimmungen des Bundes: 
vechts zu fegen. Bergl. namentlih bie angef. Schrift: » Deutfchs 

-land und bie Mepräfent. Berfaff.“ und dagegen unter Andern: K. 

- Budhuer, der Für Lubwig zu Solms ih unb bie NRepräfentat. 
Verfaffungen. Darmfl. 1838. S. auch ſchon bagegen Doffe, über 
Staatseigentgum u. f. w. &. 164 ff. 

3 Blide auf die Staatsverfaffungen bes Altertbums in Falk's Archiv 
für Geſch. a. ſ. w. (dritte Folge bes ſtaatsbürg. Mag Ifter Jahrg. 

"Aftes Hft. ©. 12— 51. (Kiel 1842.) ©. auch Bluntſchli, Allgem. 
Staater. ©. 152 f. " 

6) Wenn Taoitus, Agricola e. 3. vom Kaifer Nerda rühmt, er habe 
beides (principatum u. libertatem) mit einander vereint, fo will er 
damit nur den Geiſt der Eaiferlichen Herrſchaft bezeihnen. ©. übrigens 
über das römifche Kaiferthum die Darftellung von Bluntſchli, 
Algem. Staater. ©. 211 f. 

6* 
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repubticanifche Verfaſſung wirb aber bereits entfchieben an⸗ 
erkannt, daß die befte Berfaflung diejenige ſei, welche demokra⸗ 
tifhe, ariftoßratifche und monardifhe Elemente mit einander 
verbinde 7). — Das Repräfentativ: Syftem bat fih durchaus 
aus germanifchen Elementen entwidelt und: ift (freilich in vers 
fehiedenen Seftalten) insbefondere in Deutſchland ven jeher. das 
berrfchende geweſen 8. In den auf den Trummern bed römi⸗ 
ſchen Reichs gegründeten Staaten (insbefondere dem fränki⸗ 
fhen)?), wurde der König allerdings ebenfo unumſchränkter Re⸗ 
gent der römiſchen Unterthanen, wie ed der römiſche Kaifer 


» Dieß ift befonders die Anfiht Gicero’s und er preift deshalb bie 
Verfaſſung ber römifhen Republit, weil er in ihr biefe Verbindung 
der drei Elemente verwirklicht fah. „Statuo esse oplime constitu- 

.  tiam rempublicam, quae ex tribus generibus illis regali, oplimo 

et populari modice confusa.“ In der Schrift de republ. 1.29. 
nennt er die „quarium quoddam genus reipublicae maxinie pro- 
-bandum; und wie er fich diefe Berfaffungsform denkt, fagt er daf. 

1. 45. „Placet enim, esse quiddam in republica praestans et re- 
gale, esse aliud auctoritati principum partitum ac tributum, esse 
quasdum res servatas judicio voluntatique mulssftudinis.“ Taci- 
tus aber in ben. Annal. IV. 33. fagt: „Cunctas nationes et urbes 

. populus aut priw.ores aut singuli regunt: delecta ex his. et con- 
sociata reipublicae forma laudari facilius quam evenire; vel si 
evenil, haud diulurna esse pojesi.“ j 

8) Schon Tacitus, de mor. Germ. c. 7. berichtet: „Nee regibus in- 
finita..ac libera poleslas; et duces exemplo polius, quam impe- 
rio praesunt“;, und c. LI. „De minoribus rebus, prineipes consul- 
tant, de mbjoribus omnes: ita toamen, ui’ea quo«me, quorum pe- 
nes ‚plebem arbitrium est, apud principes pertractentur,“ Doch 

gab ed aud) einige „gentes, quae regnantur.“ Tacitus |). c. 

. 0. 25. Bei den Marcomannen „vis et potentia regibus ex aucto- 

». Titete Romana“ c. 42. und „Gothones regnantur paulo jam addu- 

ctius, quam <eierae Germanorum gentes, nondum tamen supra 


liberlatem.“ Bergl. Unger a. a. ©. Th. J. ©. 27 f. Eiche 
— deutſche St. u. Regeſch. 1. 8. 17. und — a. a. O. 
. 203 f. 


9) — über das frankiſche Königthum beſond. Bluntſchli, allgem. 
Staater. 8. 215 fe. — Eichhorn, deutfche Staats: 0. Reseſch. 
zb. I $. 26. 
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geweſen war, und auch binfichtlich ‚der Deutfchen mußte fidh bas 
durch bie erblich gemorbne koͤnigliche Macht erweitern, inbeflen 
war fie von einer umumfchräntten Gewalt noch weit entfernt, 
befonderd hinfichtlih der Geſetzgebung und bed Kriegsrechtes 10), 
Iwar fand eine Theilnahme ded ganzen Volkes (aller Freien) an 
den wichtigern Öffentlichen Angelegenheiten wie früher nicht mehr 
Statt, allein an ihre Stelle tritt die Mitwirkung bed auf ben 
fräntifhen Reichötagen (Placita) vereinigten Adel und der Geiſt⸗ 
lichkeit (Concilia mixta); und bei manchen Gegenfländen wurde 
. auch wohl nody die Zuſtimmung bed zur Frühjahrs⸗Muſterung 
auf dem Campus Martius vder Madius. verfammelten wehrbaften 
Bolkes begehrt 1). Auch erhielten fich noch die Landtage (pla- 
eita): bei den ber fränkifchen Monarchie unterworfenen Volksſtäm⸗ 
men, 3. B. der. Baiern und Sachſen, denen auch die blos pro; 
vinziellen Capitularien zur Annahme vorgelegt wurben 12); und 
auch‘ fpäter dauern in Deutfchland,, felbft nachdem die Reichsäm⸗ 
ter -erblich geworden und die Herzogthümer aufgelöft worden wa⸗ 
ven, ‚die Landes⸗ oder Provinzial: Berfammlungen, wenn auch 
in veränderter Anftalt (als f. g. Rittertage), fort 13). Während 
nun die, aus dem alle Verhältniffe durchdringenden Lehnsſyſtem 
des Mittelalterd hervorgegangene, Feubal:Monardie, in wel: 
cher vertragsmäßige Schranken ber. Rechte ded Herrn durch die 
Natur des Verhältniffes gegeben waren, in Frankreich, befon: 
ders feit dem Adten Jahrhundert, in das abfolute König⸗ 
thum überfchlug, ging daraus in Deutfihland, was dad ganze 
Reich betrifft, die beſchränkt eſte aller Monarchien hervor, 
in x welcher der Die Reichsſtandſchaft faſt ausſchießlich ſi ch aneig— 


.10) Lex Salic. in Prol. Eiſcht orn a. a. O. $. 32. 974. . 

1) Eichhorn a. a. ©. $. 161. — . Zöpfl, Lent. St. u. Reotsdelch 
Abth. I. 5. 45. 47. — Unger a. a. O. S. 8 f. 

12) Cap. IH. a. 803. c. 19. „ut papulus interrogetur de capitulis, quae 
in lege noviter additae sunt.“ Böpfl ae. a. O. I Abth. $. 39. 
Rot. 2. $. 49. 

3) S. bef. Unger, Seſch. der Landflände TH. 1. Buch I. (S. 103 f.) 
und Buch Ul. &. 193 f. und über die Wirkfamleit der Landsver⸗ 
ſammlungen (Rittertage) im Idten Jahrh. daſ. S. 232 f. 
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nende hohe Adel (geifllihen und weitliden Standes) fich von 
der Nation und dieſe vom Reiche abfonderte und bie Ber: 
faffung. des Wahlreiches haıptfächli nur zur Sicherung und Erz 
weiterung feiner Freiheit und Selbfiftändigkeit (Territorial⸗ 
hoheit) benugte 19). In den einzelnen Territorien entwidelte 
fih aber gleichzeitig mit der Landeshoheit ber Fürſten bie 
Landſtandſchaft der Prälaten, Ritter und Städte), 
wovon weiter unten näher die Rede fein muß, und aus diefer 
ältern landfländifchen Verfaſſung ift dann durch die Rothwendig⸗ 
keit einer Ausdehnung der politifchen Rechte auf alle Claſſen der 
Untertbanen und durch die, den privatrechllichen Charakter der 
Lehnsverfaſſung audfchließende,, in dad lebendige Bewußtſein ber 
Bölker tretende Idee des Staats, die neuere landſtändiſche 
oder Repräſentativ-Verfaffung hervorgegangen 16). 


14) Eichhorn, deutfhe St. u. Rsgeſch. Th. II. $. 290 ff. Bon den 
Städten erlangten nur eine Anzahl eine zunädift beftrittene und ' 
resp. nur gebuldete Reichsſtandſchaft. Die Zerritorialhoheit trug 
im Ganzen auch über die freien Stadt: u. Landgemeinden ben Gieg 
dason, und felbft ihre zu Zeiten mächtigen Bünde (der rheinifche u. 
der. hanfeatifche) wurben von ber überwuchernden Landeshoheit der 
Kürften erſtickt. Merkwurdig ift in dieſer Hinficht das Urtheil des 
trefflihen 3. Möfer in den patriot. Phantafien (Berlin 1775) Bd. 
I. S. 258. wo er fagt: „Die Zerritorialhohett ftritt gegen bie 
Handlung. ine von beiden mußte erliegen; und der Untergang 
der legtern bezeichnet in der Gefchidjte den Aufgang ber erfteren. 
Wäre das Loos umgekehrt gefallen, fo hätten wir jett zu Regener 
burg ein unbedeutendes Oberhaus und die verbundenen Stäbte 
und Gemeinden würden in einem vereinigten Körper bie 
Geſetze handhaben, welche ihre Vorfahren, mitten in dem bef: 
tigften Kriege gegen bie Zerritorialhoheit, ber Übrigen 
Welt auferlegt hatten. Nicht ein Lord Clive, fondern ein Raths⸗ 
here von Hamburg würde am Ganges Befehle erfheilen.“ Vergl. 
C. 5. Wurm, bie polit. Bezieh. Heinrichs VIE. zu Marcus Meyer 
und Jürgen Wullenwever. Hamb. 1852. ©. 3 f. 

18) Bergl. Unger's Gef. ber deutfchen Banbftände Alter Theil. (Ge 
fhichte ber deutfchen Volksvertretung unter dem Einfluß der Einun⸗ 
gen des Mittelalters.) — Fr. Krüger, de vet. in Germ. provin- 
cialium ordinum origine atqua natura. ‘Gott. 1843. 

16) Ueber Entftehung und Verbreitung der conflitutionellen Monarchie 
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6. 24. 


2. Bie monardifi;en Wepräfentatio - Verfaffungen I). -— Pie Organifation 
uns rechtliche Uatur der Volhsrepräfentatim. 


1. Das Weſen der monardifhen Repräfentativ-Verfaf: 
fung oder conftitutionellen Monarchie im weitern Sinne befteht 
in der fei e8 auf Herkommen oder gefchriebenem Gefeg beruhen: 
ben Sanction gewiffer äußerer Schranken bes Herrfchers 
befonderd durch Aufftellung eines bei ber Ausübung der Staats: 
gewalt verfaffungsmäßig concurrirenden, in feiner Ephäre vom 
Gebote des Fürften unabhängigen, Land oder Wolf als ein San: 
zes der Regierung gegenüber repräfentirenden Organs. In Be: 
treff der Bildung und Zufammenfegung biefed Organs und des 
Umfangs und der Wirkfamkeit feiner Rechte fünnen die mannich⸗ 
faltigften Werfchiedenheiten in den pofitiven Verfaffungen hervor: 
treten. Es giebt aber gewifle wefentlihe Punkte, ohne welche 
einer Seits von Peiner wahren Monarchie mehr (vergl. $. 22.), 
und andrer Seits von keiner rechtlichen Schranke der monar: 
hifchen Gewalt die Rede fein kann, d. h. ed giebt ein folche 
rechtliche Schrante bedingendes Minimum von Rechten ber 
f. g. Vollörepräfentation 2). 

I. Ständifche Verfaſſung und Repräfentatin= Ber: 
faffung find häufig als gleichbedeutend gebraucht worden 3), und 


f bef. Bluntſchli, allgem. Gtaatsreht. ©. 242—256. (Bud, IV. 
Kap. 22.), 

Ueber die demokratiſchen (modernen) Repräfentativ » Verfaffungen 
f. ausführlich Bluntfchli, Allgem. Staater. Bud) IV. Kap. IX. X. 
(&. 177 f.). 

Diefe. Anficht herrſchte z. B. auch auf dem Wiener Songreffe und 
daher die verſchiedenen Aufftellungen in ben Entwürfen ber Bun: 
besacte und den Erklärungen beutfcher Regierungen über die den 
Ständen überall einzuräumenden Medite. Vergl. unten die Lehre 
von den Landſtänden. 

3. B. auf bem Wiener Gongreß ganz entfchieden, weshalb es ein 
vöRig unhifkosifches Beginnen von Benz, Iarde u. Gonf. war, 
die „Ianbflänbifche Verfaſſung⸗ des Art. 13. der B. %. als einen 
die „ RepräfentativsBerfaffung“ ausſchließenden Gegenſat zu behan⸗ 


. 
—f 


2 


— 


3 


u 
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ed ift dieß auch infofern durchaus zuläffig, ald eine auf die Glie⸗ 
derung der Stände gegründete organifche Einrichtung fehr. wohl. 
die Bedeutung einer Repräfentation von Land und Boll als eis 
nem Sanzen haben kann. Es können aber, unter Vorausfegung 
eines folchen repräfentativen Charakterd der Inſtitution im Gans 
zen, das ffändifche Princip und das repräfentative Prins 
eip mit ihren verfchiedenen Gonfequenzen einander gegenüber ge: 
ſtellt, resp. in derſelben Verfaſſung mit einander verbunden wer⸗ 
den. Auch iſt unleugbar, daß nicht jede Repräſentativ— Ver⸗ 
faſſung eine ſtändiſche und nicht jede ſtändiſche Verfaſſung 
repräſentativ iſt, nämlich letzteres dann nicht, wenn die 
Stände in der That nur ihre Privilegien, Rechte oder Freihei⸗ 
ten vertreten oder die Wahrung derfelben bei der politiſchen Ein⸗ 
richtung in den Vordergrund tritt. | 

- M. Es liegt durchaus nicht im Wefen einer Repräfentativs 
Berfaffung, daß alle Einzelne (Staatöglieber) gleiche politifche 
Rechte in Betreff der Bildung des repräfentativen Organs ha= 
den. Es giebt überhaupt gar feine politifche Urrechte des 
Einzelnen, fonbern jeder empfängt von dem Ganzen nach deſ— 
fen Bedürfniß und maaßgebenden Verhältniffen feine politifchen 
Rechte. Die wahre Repräfentation wird nun zwar Feine Glaffe 
von felbfiftändigen Staatögliedern ganz von ber politifchen Be: 
rechtigung ausfchließen und wird daher auch ein allgemeines 
Wahlrecht in diefem Sinne anerkennen; die wahre Repräfen: 
tation’ berüdfichtigt aber auch nicht blos die Zahl der Köpfe, fon- 
bern zugleich die Lebensftelung, den Beſitz und die Einficht der 
Glieder des Staats und vertheilt danach bie politifche Berechti⸗ 
gung bei der Bildung des repräſentativen Körpers in wahrhaft 
gleicher und gerechter Weile. Wenn es alfo zwei Repräfenta- 
tionsweiſen giebt: eine mathematifche oder numeriſche (blos 


deln. -Bergl. Stahl, geechtsphilooph Th. n. Kath; 2. &. 314 f. 
(2te Ausg), welcher mir Recht fagt: „Ar ſich iſt jene Entgegen 
fegung ebenfo wenig logifh als geſchicht lich.“ Am aller 

igſten kann aber von dem Maaß oder Umfang der Rechte der 
‘de der Unterſchied in durchgreifender Weife abhängig gemacht 
A. 
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nach Kopfs oder Seelenzahl) und eine dynamiſche (nad poli- 
tiſchem Werth und Gewicht), fo muß offenbar die letztere den 
Vorzug erhalten ®). 

IV. In der Repräfentativ Verfaffung find die Stände oder 
fe g. Kammern dad dad Volt im Ganzen vertretende Drgan. 
Ahr Verhältniß im Ganzen und das ber einzelnen Abgeorbneten 
ift das der juriflifchen Bertretung, nicht das des Manda⸗ 
tars zum Gefhäftsherrn oder Vollmachtgeber 9. Hier: 
aus folgt: . | 

A. die Abgeordneten. führen nicht den f. g. Volkswillen 

and, der rechtlich gar nicht eriftixt, ſondern befchließen 

Dasjenige, was nach ihrer eignen gewiflenhaften Weber: 
zeugung dad Intereffe des Gemeinweſens erheifäht. 

B. Die Abgeordneten find ben Wählern rechtlich nicht ver: 
antwortlich, koönnen durch keine Inſtructionen gebunden 
und nicht abberufen werden, weil fie feine Manbatare 
find und der Wille der Einzelnen nicht maaßgebend fein 
kann. 


. 25. (. 21) 
V. Bon Staats⸗Unionen. 


Sam. de Pufendorf, de ayetematibus civitatum. (Diss. sel. Upsate 
177.) p. 210. - Einiges hierher Behörige bei I. 3. Mofer, von 
der Meichöftäude Landen. S. 135 ff. — Pütter, instit. jur. publ. 

$. 76. — Schnaubert, Staatsrecht ber gefammt. Reichslande. 

5.174 ff. — Leif, Lehrb. $. 27. — Kiüber, Öffentl. Recht. 

$. 82: — Jordan, Lehrb. I. $. 43. — Deffelb. Verfuhe ©. 
193-209. — Maürenbrecher, Lehrb. $. 61. — Alltere (bes 
fondere) Schriften über biefen Gegenſtand f. in Pütter’s Literat. 

‚1m. 8. 928. u. Klüber’s Zortfeg. 8. 928. u. neuere &chriften 


4) Vergl. bef. die oben angeführten Schriften von Krug, Möhl, v. 
Wigteben u: Levitaz u. Fr. Bälau, Wahlreiht und Wahlvers 
fahren. Leipz 1849. Gött. gel. Anz. 1849. St. 33 f. 

5) Ausnahmen kommen auch in neuern Werfaffungen inſofern vor, als 
fie perſonlich berechtigte Btieder bes repräfentativen Körpers Tens 
nen u. eine Bertretimg bderfelben buch Beyollmäcdtigte zulaffen. 
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m Klüber’s öffentl. Neht. $. 104. Not. b. Aufßerbem: Ahasv. 
Fritsch, Opusc T. H. n. 17. — Lehmann, de inoseporations 
provinciarum. Helmst. 1687. — Wealdschmidt, de coalitione 
diversarum Germaniae regionum. Marb. 1713. — Pütter’s Bei- 
träge zum d. Staatsr. I. ©. 19 ff. Ueber die natärlidhe Entfte- 
bungsweife des Bundesftaats f. Schleiermader in den Abhanbi. 
der Berlin. Academie. Jahrg. 1814-15. Philofoph. Elaſſe ©. A 
ff. und äber ben Unterſchied zwifchen Staateubund nd Bun 
desſtaat P. A. Pfizer, über bie Entwidel. des öffentl. Rechts 
in Deutidland. Stuttg. 1835. ©. 41 f. — Snell, Hanbb. des 
fhweizerifhen Staatsrehts. Bb. I. S.xxıf. — Meine Schrift: 
die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft, ber Sonderbund u. f. w. Gött. 
1348. — Bluntſchli, Allgem. Staater. ©. 129f. Bergl. auch 
über den Staatenbund („Staaten-Syſtem⸗) Schlözer, allgem. 
Stastör. IH. 1. ©. 117. und Behr in Winklopp’s sein. Bund. 
Bd. VL ©. 442 ff. Wr. VIL ©. 9 fi. 


A. Im Allgemeinen. 


Unter Staaten-Union im weiteflen Sinne verfieht man 
alle möglichen Arten von Verbindungen, welche zwifchen Staaten 
ftattfinden können, fie mögen dauernd oder vorübergehend, ftaats- 
rechtlicher oder völkerrechtlicher Natur fein und Die flaatliche 
Selbftftändigkeit mehr oder weniger afficiren. Auf diefen wei⸗ 
teen Begriff beziehen ſich die ſcholaſtiſchen Disfinctionen, . welche 
man früher aufzuftellen pflegte). Im Einzelnen gehört dazu: 

1. das: blos vöolkerrechtliche Bündniß verfchiebener völ- 

lig fouveräner Staaten, fei ed zu einem feinem Object 
nach eng begränzten Zweck (Allianz im engern Sinn) 
oder zu einem umfaffendern und dauernden Zwed, mit eis 
ner bie Erfülung deſſelben fihernden Organifation oder 


y So giebt Klüber, öffentl. Recht $. 82. Rote b. folgende Ueberſicht: 
„Unio civilatum, sive perpelua sive iemporarsa, fit jure I. so- 
cielalis (systema civitatum foederatarum), II. vel imperii, h. e. 
sub eodem imperante. Haec est: I) vel persenalis, sive_a)-mere 

- personalis s. personalissima, sive b) hereditariae s. gentiltia; 2) 
vel reelis, jure sire aeguali, h) sive ineequali, ite ut haec sit 
a) vel inaequalis proprie sic- dicta, A) vel incorporativa.”. Der 
Bundesftaat findet aber hierin keinen Plat, wenn er nicht in 
Mo. I mit enthalten fein fol. 0 
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Bereinigung ber verbundenen Staaten zu einem politis 
fhen Geſammtkürper (Staatenbunb). 

1. Die flaatsrechtliche Werbinbung mehrerer f. g. Glie⸗ 
berflaaten zu einem Staatskbrper, d. b. unter einer 
über dad Ganze fi erfiredenden höhern Staatsge⸗ 
walt (Geſammtſtaat — Staatenflaat — Bun 
besftaat). 

IN. Die Bereinigung mehrerer, auf verſchiedene, von ein: 

- ander unabhängige, Staaten fich beziehenden, Staatsge⸗ 
walten in einem Subject (Union im engern Sinne). 

. Dem Gefammtftaat und resp. Bundesflaat (Mo. U.) fest 

man den, die Regel bildenden, einfachen Staat. gegenüber. Ein 
einfacher Staat iſt derjenige Staatäförper, in welchem nur 
eine felhfiftändige öffentliche Gewalt eriftirt, welcher die Eigen 
ſchaften und Rechte der Staatsgewalt zuſtehen; er mag nun, 
was die Staatöverwaltung im weitern Sinne betrifft, fireng 
centralifirt fein, oder eine gewiſſe abminiftrative, vielleicht 
auch legislative Freiheit der einzelnen Theile od. Provinzen. (Pro: 
vinzials Regierungen, Provinzialflände) anerkennen. Letztern Falls 
haft man auch wohl von einem Gefammtftaat gefprochen, ein 
Ausdruck, ber überhaupt einer fehr verfchiebenen Deutung um: 
terliegt 2). 


8. 26. 
- B. Insbeſondere: 


1. Staatenbund und Staatenftaat, resp. Pundesftaat. 


I. Wenn mehrere unabhängige (fouveräne oder freie) Staa: 
ten- ſich durch Vertrag oder völkerrechtliches Bündniß zu einem 
dauernden Binde zur Erreichung eines gemeinfamen Zweckes und 
unter Gonftituirung eined die Gefammtheit, d. h. ſämmtliche 
Glieder der Gonföderation, repräfentirenden Organs (Bundes: 


2) Man bene 3. B. an ben Mißbrauch, der wit dieſen Ausdruck von 

den Dänen, Schlesſwig⸗Holſtein gegenüber, getrieben worden .ift. 
Bergl. meine Schrift: Zur Schletig: Oolſte iniſchen Frage. Bött. 
1847. &. 16 f. 
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verfemmlung) vereinigen, fo nennt man eine foldhe Bereinigung 
einen Staatenbund (Systema cvitaium coploederatarum) I). 
Im Weſen eines foldyen Staatenbundes liegt 
- A. die Fortdauer der ganzen Souveränetät der Ein- 
zelſtaaten und der Unabhängigkeit von einander, inſo⸗ 
weit fie nicht durch die vertragsmäßig fefigeellten Bun⸗ 
desrechte und Pflichten beſchränkt wird. 
B. Die ſ. 9. Bundesgewalt hat nicht bie Natur und Ei- 
genfchaften einer Staatsgewalt, fondern einer vertrags⸗ 
. mäßig conflituirten Societätö- Gewalt; deshalb fireitet im 
Zweifel die Bermutbung immer gegen ihre Competenz 
und jede Erweiterung fordert einen neuen -Bertrag, 
unter Zuftimmung fämmtlicher Betheiligten. 
C Der .g. Bundeswille wird durch eine Compoſition 
der Einzelwillen (de&. Willens der Einzelflanten) „ges 





bildet. Deshalb müffen 1) alle Staaten in bem Organ 


> Beifpiele Tiefert theils das Altertbum, gewöhnlich mit ımgleichem 
Societãts⸗ Berhãltniß vermöge ber Hegemonie eines Staats, theils 
das Mittelalter und die neuere Zeit, 3. B. in dem Banfe- Bunde, 
ber Bereinigung niederländiſcher Staaten, ber [hWeizerifchen 
Eidgenoſſenſchaft (vor 1848 und abgefehen von ber Verfaſſung der 
helvetiſchen Republik), dem rheiniſchen Bunde v. 1806 und dem 
deutſchen Bunde v. 1815. — Der die griechiſche Freiheit zulezt 
vertheibigende Ach ã i ſche Bund war mehr Bundesſtaat. Polybius - 
Hist. Lib. IL c. 4. C. G. Heyne de republ. Achaica. Gott. 1783. 
— M. de Meermann Comparaison de la ligue des Acheens, 
des Suisses et des Provinces- Unies. à la Haye. 1784. — Sainte- 
Croix, des anciens gouvernemens föderatifs. Paris 1779. — Zin- 
serling, 'le systöme fsdöratif des anciens mis en paralläie avec 
celui des modernes. Heidelb. etc. 1809. — F. B. Zittmann, 
üb. den Bund der Amphistyonen. Berl. 1812. — BDellmwing, ber 
Ahäifhe Bund. Detmold 1829. — 8. Kortüm, bie Entſtehungs⸗ 
geſchichte der freiſtädt Bünde im Mittelalter u. in der neuern Zeit. 
2 Bde. Zürich 1827. S. auch meine Schrift, die fhweizerifche Eid: 
genofienfhhaft. Sött. 1848. ©. 13 f. Ueber das WBundesrecht ber 
"Hollänb. Genereiftasten Bieles in Bynkorshoek Quaest. Juris 
pe&bl. Lib. I et H. (Opp. oömn. Tom. ILY — Som rheiniſche⸗ Bunde 
v. 1806 u. dem. deutſchen Bunde ſ. unten. 
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bes Bundes unmittelbar vertreten fein unb 2) die Ver⸗ 
- treter (Befandte, Bevollmädtigte) der Einzelſtaaten find 
: böße Mandatare derſelben; fie können daher im Allge⸗ 
meinen umd für jede einzelne Sache befonders inftrwirt, 
in ihren Sollmachten limitirt und nach Belieben zu jeder 
Zeit abberufen werben. 

. U. In der-Mitte zwifchen dem einfachen Staat und dem 
Staatenbund liegt der f. g. Staatenflaat oder Bundes. 
ftaat2). Ein ſolcher Staatenflaat entſteht entweder ſo, daß 
für die einzelnen Theile eines größern Staatskörpers, unter fort: 
Dauernder -Anerfennung einer fi über das Ganze erfiredenden 
Staatögewalt ; fich politifch felbftfländige, aus eignem WRecht bes 
fließende Regierungss Gewalten entwideln (wie früher im beut: 
fehen Reich), — oder fo, daß die biöher fouveränen (burch na⸗ 
tionale ober :andere materielle. Bande, oder auch bereits durch voͤl⸗ 
kerrechtlichen Vertrag verbundenen) Staaten durch freien Ber: 
trag ober eine von allen anzuerfennende Autorität zu einem 
ſtaatsrechtlichen Körper, d. h. unter einer in ihrer Sphäre 
feibfiftändigen Regierungsgewalt, zu einem Reich vereinigt 
werden, während fie in allen diefer Gewalt nicht zugewiefenen 
Dingen ihre ſtäatliche Selbſtſtändigkeit behalten 3). . 


Sortfetzung: Pas Helen des Yundesftants. 


1. Der aus Bund und Staat zuſammengeſetzte Begriff 

des Bundesſtaats trägt zwei weſentliche Merkmale in ſich: 
| A Eine in ihrer Sphäre ſelbſtſtändige (fonveräne) 
Gewalt, welcher die Eigenfchaften einer wahren Staatögewalt 
zukommen; bie daher in ihrer Sphäre nah eignem, freien 





2) In biefe Claſſe gehören, wie ſchon bemerkt, einige Bünde des Als 
testhumss die Norbamerikanifchen Freiſtaaten, die Schweiz ſeit 1848, 
das beutfche Reich vor 1806, Deutfchland "unter ber proviforifchen 

Gentralgewalt v. 1848 u. nady. der prajectirten Beihünerfaffung vom 
März 1849. 
3. putter!s Beiträge 2%. L. Ro. U. ©. 
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Willen herrſcht (befiehit und volifiredt) und Dazu mit der nö⸗ 
thigen zwingenden Gewalt ausgerüſtet HN). Dieß bat der 
Bundesflaat mit dem Staate gemein. Eine Berfaffung, 
nach welcher der Wille der Sefammt:Gemwalt erſt durch eine Com: 
pofition der Einzelwillen der Gliederſtaaten gebildet wirb, ober 
durch welche der eignen und unmittelbaren Verfügung derfelben 
alle ihre Selbfifländigkeit bedingenden Machtmittel entzogen fi find, 
wiberflreitet dem Weſen des Bundesftaatd. und bleibt auf ber 
Linie des Staatenbundes flehen. 

B. Selbſtſtändigkeit oder Unabhängigkeit (1. g. Sem 
vesänetät) der Einzelftasten in Betreff aller in die Sphäre 
der Staatögewalt gehörigen Gegenflände, infoweit fie nicht im 
Iutereſſe der Geſammtheit der Reichs: oder Bundesſtaats⸗Ge⸗ 
walt überwiefen find. Dieß bat der Bunbesftnat mit dem 
bloßen Staatenbund gemein. Wie in dem legtern, fo firei- 
tet daher auch im Bundeöftaat die Vermuthung für bie Selbſt⸗ 
ſtaͤndigkeit der Einzelſtaaten 2). Cine Berfaflung, weiche dieß 


1) Ganz entſchieden ausgeprägt und verbärgt it dieſe Freiheit und Un⸗ 
abhängigkeit von der Willkühr der Einzelftaaten in der Nor dam e⸗ 
ricaniſchen Verfaſſung v. 17. Septbr. 1787. Art. I u. N, und in 
ber Schweizer. Bundesverfaffung v. 1848 kraft der ganzen Stel⸗ 
lung dort bes Congreſſes und des Präfidenten, hier ber Bundes⸗ 
verfammlung u. des Bundesraths und ber Beftimmung bes Art. 79: 
„Die Mitglieder beider Räthe flimmen ohne Inftructionen «“ 
Ebenfo in der deutfchen Reicheverfaffung, fowohl der Frankfurter = 

. als der Berliner Aufſtelung. Vergl. überh. “die Beftimmungen über 

: die Reichsgewalt, das Reichsoberhaupt, Meichsverfamulung .w. ins 

bef. 5. 96.: „Die Mitglieder beider Däufer können durch Ins 

fiructionen nicht gebunden werben.“ 

Die Nordamerikan. Verfaffung ſpricht dieß zwar nicht ausdrück⸗ 

lich aus. Das Princip liegt aber entſchieden anerkannt vor, beſon⸗ 

ders nach der genauen Beſtimmung von Art. I. $.8. über bie „Boll: 
macht“ des Congreſſes. Die Schweiz. Bundesverf. v. 1848 fagt 
dagegen ausbrädiih Art. 3. „Die Kantone find Touverän, foweit 
ihre Souveränetät nicht durch die Bundesverfaffung beſchränkt ift, 
und üben als folhe alle Rechte aus, welche wicht ber Buns 
desgewalt Übertragen find.“ Ebenſo bie Frankfurt. Deutfche 
Reichsverfaſſ. Art. L 9. & „Die: eingelnen beütfchen ‚Staaten bes 


2 


Dan Zus 
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. Berhältniß umkehrte, oder die vorbehaltene Selbſtſtändigkeit der 
Einzelſtaaten durch eine allgemeine Beſtimmung illuſoriſch mach⸗ 
te.3), verletzt dad Weſen des Bundesſtaats oder fanctionirt da⸗ 
mit den Uebergang zum einfachen Staat. 

U. Zum Weſen des Bundesſtaats gehört hiernach: 

A. ein die Einheit und Kraft des Ganzen, zugleich 
aber auch die Freiheit der Gliederſtaaten verbürgender Or⸗ 
ganismus der geſetzgebenden und vollziehenden Gewalt des Buns 
desſtaats; insbeſondere bei Durchführung des Repräſentativ⸗Sy⸗ 
ſtems durch Aufftellung eines neben der (monarchiſch oder anders 
organiſirten) Bundes⸗Regierung repräfentativen Körpers. Des⸗ 
halb die Unterſcheidung einer allgemeinen Volksrepräſen⸗ 
tation (Volkshauſes) von einer Wertretung der Einzelſtaa⸗ 
ten ald folder (Staatenhaufes) mit wefentlich gleichen Rechten ®). 


halten ihre Selbſtſtändigkeit, foweit diefelbe nicht durch die 
Relchseverfaſſung beſchränkt ift, fie haben alle Kaatlihen Dos 
heiten und. Rechte, foweit dleſe nicht der Reichſsgewalt 
ausbrädlid übertragen find.“ " 
Dieß Eonnte der Frankf. Neichsverfaffung vermöge ber allgemeinen 
Beflimmung des Art. XII. $. 63. (und noch mehr des Entwurfs 
erfter Lefung $. 58.) zum Borwurf gemadıt werben. Der Berliner 
Entwurf hat daher ben $. 63: „Die Neichögewalt ift befugt, wenn 
fie im Gefemmtinterefle Deutfchlandse gemeinfame Einrichtuns 
gen und Mufregeln nothwendig findet, bie zur Begründung ber: 
fetben exfosderlihen Sefege in ben für bie Beränderung ber Berfafs 
fung vorgeſchriebenen Kormen zu erlaffen- geftrihen. In ber Nord⸗ 
amerit. Verfaf. find bie Einzelſtaaten ſehr geſchütt durch die Be⸗ 
kimmung es Art V. Über Abändkrung der Berfoffuug (Bufimmung 
von drei Bierteln der Einzelſtaaten) und in ber fchweisgerifchen 
Bundesverfüfl. durch die Art. 113 u. 114, beſonders durch bie ketzte 
Borſchrift, wonad) bie Aenderung auch von der Mehrheit der 
Kantone apprebirt werden muß. Die Frankf. deutſche Reiches 
verfafl. $. 196. gab deu Einzelflaaten — abgefehen von ber noth⸗ 
weubigen Zuſtimmung bes Gtaatenhaufes — gar keine Barans 
tie; die Berliner Auffbellung $. 194. fuchte eine ſolche in ber noths 
wenbigen Zuſtimmung bes Kürftencollegiums su gewinnen. 
An der Rorbamerilan. Verfaffung gegeben darch die Beflimmungen 
des Art. I. über die Abtheilung bes Eongreſſes in einen Senat und 


3 


ur 


4 
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ie feſte Graänzbeſtimmung. dedjenigen: mas 
Sache der Bundes ſtauts⸗-INReichs⸗) Bewalt- fein ſoti. 
Alles Uebrige bleibt dans‘ ſelbſtoerſtändlich Sache der. Einzelſtac⸗ 
‘ten. A priori läßt ſich nun zwar nicht durchgreifend beſtimmen, 
was Sache des Bundesſtaats ſein müſſe, und man farm ins⸗ 
befondere ben Unterſchied zwiſchen · Staatenbund und Bundesſftaat 
nicht von dein Umfang der materiellen Befugniffe der 
Brirdesgewalt abhängig machen. Da aber ber Bundesſtaat Dach 
ein Staatskörper fein. fol, Tor laſſen ſich für die Attributr 
deſſelben in formeller Hinſicht (Geſetzgebung, Oberaufficht und 
Bollziehung in Bundes⸗ oder Reichs⸗Angelegenheit), fein in völ⸗ 
kerrechtlichen Verhältniſſen noͤthwendiges ausſsſchließliches 
Auftreten, fein Staals⸗ oder Reichsgebiet, -die Beſtandtheile 
des Neichsbürgerrechts, die richterliche und polizeiliche 
Gewalt, die Verfügung über die bewaffnete Macht und bie 
notbwendigen Geldmittel, gewiſſe nothwendig gemeinfame 
Öffentliche ‚Anftalten u. ſ. w. und.;Die daraus hervorgehenden 
Beſchrankungen ber Einz elſtaaton — gewiſſe Folgerungen ablei⸗ 
ten,: welche. mit Rückſicht auf die beflchenden Verhälmiſſe, Be⸗ 
dürfniffe und Erfahrungen dei der Ile ‚einer Bundes⸗ 
ſtaats⸗ Verfaſſung u verwirkiichen. find 5). 
einen —— — — — cath, neben der —— der vollzie⸗ 
henben Macht auf einen Prafidenten (Art. IE): — in der Schwei⸗ 
‚zer, Werf. Art: Of. darch "bier Abtheilung ver Bu ndesnerfamm- 
 . Fang in einen Wationalrath und einen Stänberath, "neben dem 
ererutiven Buadresratt; — ih bei Frankſurter Keichederfaſſung 
tue Abſonderung des, neben dem KReichso berha upt beſtehenden, 
Keicqchstages in ein Volks⸗ und ein Staatenhaus. 
:8): Sowenig "es. eine abſolue breite Werfaffung für Kle Staaten giebt, 
ebenfowenig eine abſolut beſte Bundesſtaats⸗ Berfaſſung. Gebr be⸗ 
lehrend iſt auch in dieſer Hinſicht eine genauere Bergleichung ber 
J vorhandenen Bundes ſtaats⸗ Verfaſſungen, "der Nordamerikaniſchen, 
. der Schweizeriſchen u. ver Bios Project gebliebenen deutſchen Reiche: 
„verfeffungen auch in ben verſchiedenen Entwürfen und Aufſtellungen 
vom’ Gntwurf- der -XVM Vertrauens s Männer am bis zu Ser dem 
- . Erfurter Parlament vorgelegten Bertsfung ı rosp. dei ſ. 3.  Mündyer 
ner Auffteitung "vom Gebr, 180: 


—— 
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2. Yon der Stanten- Union im engen Sinne. 


I. Bei der StaatenUnion im engern Sinne (cf. $. 25. 
No. IL) wirb vorausgefegt, daß zwei oder mehrere Staatd- 
gewalten, welche in einem herrfchenden Subject vereinigt find, 
doch in einer gewiffen Selbftfländigfeit (und fomit auch zwei 
oder mehrere Staaten) neben einander fortbeftehen ?). 
Demnach kann von feinem fortdauernden UnionssVerhältniß in 
diefem Sinne die Rede fein, wenn entweder die eine bisher 
felbftftändige Staatögewalt durch Unterordnung ganz aufhört (Unio 
per suppressionem; Incorporation, Mediatifation), oder aus 
zwei bisher ‚getrennten Staatögewalten eine einzige Staats: 
gewalt gebildet wirb (Unio per novationem). 

DI. Die gewöhnliche Unterfceidung zwifhen Perfonal: 
und Real:Union darf nicht danach beflimmt werden, ob blos 
der Herrfcher gemeinfam ift, oder auch gewiſſe (mehr oder we: 
niger) flaatlihe Einrichtungen. Denn eine Real:Union kann 
möglicher Weife fehr wenig, und eine Perfonal:Union (factifc) 
vieled vereinigt haben 2). Sondern eine Perfonal:Union ift 
diejenige, welche nur durch die, im rechtlichen Sinne zufällige, 
Gemeinfamteit des Staatdoberhaupted für zwei oder mehrere 
Staaten begründet wird, und demgemäß auch ceffirt, fobald ber, 
blos durch dad Werhältniß zu derfelben Perfon gegebene Zuſam⸗ 
menfluß- der Herrfcherrechte durch Uebergang derfelben auf verfchie: 
dene berechtigte Eubjecte aufhört. Real⸗Union dagegen liegt dann 
vor, wenn bie Staaten felbft grundgefeslich unirt find, 


1) Hiernach läßt ſich die flaatsrechtlidhe Union leicht vom Bundesſtaat, 
Staatenbund, Condominats-Verhältniß, NWerhältniß einer Kolonie 
zum Mutterland, Pertinenzen eines Staatsgebietes u. f. w. unters 
ſcheiden. 

Im Gegenfag zu einer ſolchen Vereinigung von Regierung und Ver⸗ 
waltungs s Einrichtungen hat man wohl (wie in der verfehlten Des 
fiimmung bes Entwurfs ber Frankfurt. Reichsverfaſſ. $. 3.) von eis 
ner Drbnung bes Verhältniffes „nach den Grunbfägen (?) ber reis 
nen Perfonals Union“ geſprochen. — 

Badhariä’s Staatsrecht. ir Bd. 2te Aufl. 7 


— 


. Allgemeiner Theil. ($- 28.) 


mithin Die Union auf einem realen und fortbanernden redhtli- 
chen Grunde beruht 2. Sie iſt daher die einzige wahre Union 
der Staaten felbf und fordert zu einer Aufhebung bie in ver- 
faffungsmäßiger Form audgefprochene Zufimmung beider Staaten 
in den fie hierbei rechtlich repräfentirenden Drganen. 


3 Demnahı findet 5 B. zwiſchen Schleswig und Holfkein nad 
den alten maafgebenden Grundgefegen (1460) eine wahre Reals 
union, zwiſchen den Herzogtbümern unb ber Krone Dänes 
markt nur eine Perfonal-inion fkatt, bie audy durch die factiſche 
Bereinigung verfchiebener Staats » Zaftitute nicht in eine Real⸗ Union 
verwandelt worben if, fowenig wie durch das Patent v. 9. Septbr. 
1806. S. meine Schrift: zur Schleswig⸗Holſteinſchen Frage. Bött. 

"18497. &. 11 f. — Polen wurbe burdy die Wiener Gongreß = Acte 
in eine Real=-Union mit Rußland geſetzt; Luremburg bagegen 
nur in eine Perfonal= Union mit ben Niederlanden. Schweden u. 
Rorwegen find offenbar real unirte Königreihe; Großbritannien 
und Irland bilden in Wahrheit nur einen Staat; nit unirte 
Staaten. Auch zwifhen dem Königreih Ungarn u. Defterreidh 
befland wefentlid nur eine PerfonalsUnionz denn nicht die Staas 
ten felbft waren unirt, fondern durch den Preßburger Reichstag von 
1688 nur bie Erblicyleit der Krone im habsburgifchen Hauſe aner⸗ 
fannt, was durch bie pragmat. Sanction von 1713 audy auf bie 
cognatifdye Erbfolge ausgebehnt wurbe. 


Zweites Kapitel. 


Gefchichtliche Entwickelung des öffentlichen 
Nechtözuftandes in Deutfchland , nebſt den 


Bergl. 


Quellen ded deutfchen Staatsrechts. 


Erfie Abtheilung. 


Die Zeit Des deutfchen RNeichs. 


die oben $.6. ad II. citirten Schriften; und über bie ſpätere Reichs⸗ 
verfaſſung und Verfaſſung ber Territorien bie Lehr- u. Handbücher 
des Staatsrechts aus der Zeit des deutſchen Reichs; beſonders J. 
J. Moſer, von Deutſchland und deſſen Staatsverfaſſung über⸗ 
haupt. 1766. Derfelbe, von ber Landeshoheit ber deutſch. Reichs⸗ 
ftände überhaupt. 1773. — Leiſt, Lehrb. des beutfch. Staatsrs. 
Bött. 1805. — Vergl. auch Klüber, Öffentl. Recht. $.35 ff. — 


. Schmalz, beutich. Staatsredht. $.99-—-1%M. Ziemlich ausführlich: 


Jordan, Lehrb. I. $. 83-167. — Maurenbrecher, Kehrb. 
Ilte8 Bud. — E. W. v. Lancizolle, Ueberfiht der beutfchen 
KReichsverhältniffe. Berlin 1830. — Dönniges, das beutfche 


Staatörecht u, bie d. Reicheverfaffung. Erfter Theil. Hiftor. Ent⸗ 
widelung feit Karls d. Gr. Kaiferfrönung bis zum 12ten Jahrh. 
Berlin 1942. ' 


$. 29. (6. 22.) 


Ueberficht der Verfaffungsverbältnifie im- . 
deutſchen Neiche. 


A. Deutſchland als zuſammengeſetzter Staatskörper. 


Reichsſtaatsgewalt und Landeshoheit. 


S. über die beſonders ſeit dem 17. Jahrhundert beſtrittene Verfaſſungsfrage 


(Beherrſchungs⸗ u. Regierungsform d. deutſch. Reiche) die Schrif⸗ 

ten von Hipp. a Lapide, de ratione status. in imperio nostro 

Rom. Germ. (1640) und Sev. de Mozambano (S. de Pufen- 

dorf), de Statu imperii Germanici. (1667); u. ausführ!l. Theod. 
. Tr 
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Reinkingk, Tract. de regimine seculari et ecciesiast. Lib.L — 
Nettelbtadt, Erdrt. aus dem teutfch. Staatsr. Halle 1773. No. 
XI. S. 320 f. — Pütter’s Beiträge. Ih. I. No. II. IM. — 
Kritik der deutfchen Reichsverfaſſung. Germanien. 1796. — CI. 
Perthes, de sententiis juris publ. peritorum quas habuerint de 
imperii Germanici forma atque statu. Bonnae 1844. 

Myler ab Ehrenbach, Archologia Ordinum imperialium, 
s. de principum et aliorum Statuum Imperii R. G. prisca origine. 
Tubing. 1663. — de Cramer, Observ. jur. un. Tom. VI. obs. 
MCCCCX. (p. 134 f.) — Pfeffinger Vitriar. ill. Tom. J. p. 
1107 f. — Pütter, Beiträge. Th. J. S. 114 f. — Strube, 
Nebenftunden. Th. IV. S 1 fl. — 8. D. Hüllmann, Geld. 
der deutfchen Fürſtenwürde. Bonn 1842. — Reichard, in ber 
Zeitfchr. f. gefammte Staatew. 1844. Hft. 3. ©. 519 f. 


1. Das deutfhe Reich (daS heilige römifche Reich deutfcher 
Nation) bildete feit der Entwidelung der in ihrer Sphäre felbft: 
ftändigen Landeshoheiten oder Zerritorial:Gewalten einen zu- 
fammengefegten Staatskörper (einen Staatenflaat), in 
welchem die Verfaſſung und Regierung des Reichs von der Ber: 
faſſung und Regierung der Zerritorien (Reichöftaatsgewalt und 
Landeshoheit — Reichs- und Landes-Gränzen — Reichſs- und 
Landes-Unterthanen u. |. w.) zu unterfcheiden waren I). Im 


1) Meber Deutfchland als zufammengefesten Staatskörper f. 
' Pütter, Beiträge &.30 ff. Deffelb. hiſtor. Entwid. der Staats⸗ 
verf. des d. Reiche. J. S. 200. — Leiſt, Lehrb. 8.16. — Böpfl, 

d. St. u. Reg. Abth. M. S. 112. — Sehr ungleiches Verhält⸗ 
niß der Glieder bed Reichs zu Kaifer u. Kaifer, z. B. erceptivifche 
Stellung bes Erzherzogthums Oeſterreich, ſchon nach dem Privi⸗ 
legium Kaiſers Friedrich I. v. 1156, bei v. Olenſchlager, N. Er⸗ 
läut. der goldn. Bulle. Url. Buch No. IX. Eichhorn, d. St. u. 
Rsg. Bd. II. $. 238. u. Anm. Vergl. Sam. de Pufendorf, de 
Statu Imp. Germ. Cap.Il. — Lockere Berbinbung verfchiebener Theile 

b. Reiche, 3 B. des f.g. burgundiſchen Kreifes. — Unterſchei⸗— 
dung zwifchen Reichsunmittelbären (immediafi) und Reiches 
mittelbaren (mediati, Landfaffen, Landesunterthanen), als. ver- 
fchiedenen Glaffen der Reichsunterthanen. Vergl. gefesliche Be⸗ 
zeichnungen im Reichsabſch. v. 1548. $. 66., wo bie immediate 
Glieder und Stände (auch Güter ohne Mittel) der Landesfür: 
ſten Unterthbanen entgegengefegt werben. Instr. pac. Osnabr. 
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Verhältniß zu sinander waren die Beftandtheile ded Reichs zwar 
felbftftändige von einander unabhängige Semeinwefen; allein kraft 
ber Reichöverbindung war es doch in feiner Weife ein völker⸗ 
rechtliches, fondern ein. ftaatsrechtlidhes Verhältniß. Die 
deutfhe Nation bildete Einen Staat, deffen Oberhaupt 
den Vorrang vor allen andern europäifchen Regenten.in Anfpruch 
zu nehmen hatte 2). 

U. Das deutfche Reich, deffen Gränzen im Verlauf ber 
Zeit vielfache Veränderungen erfahren haben 3), nebft feinen au: 
Berdeutfchen Zehnd = Pertinenzen *), batte zwar feine monarchi⸗ 


Art. IM. 8. 2. „in camera imperiali vol aliis Imperli immediatis 
aut mediatis dicasterlis. — Art. V. 8.28. „Libera et immediala 
Imperü Nobilitas“ — „allis Statibus subjecti.“ 8. 29. „in Capitu- 
lis, ecclesiis Collegiatis — simmediate vel ınediate Imperio sub- 
jectis.“ 8.30. „Status immedioti — Statuum subditli.“ Wahlcap. 
Art. IX. $. 10. „Wofern fich aber bergleihen bei Medial- Stän= 
den, und anderen, fo dem Reich immediate nicht, fondern Chur: 
fürften, Fürften und andern Reihsftänden unterworfen, begäbe« 
u. f. w. Wahlcap. Art. XV. $. 1. „Die mittelbare Reichs- und 
deren Ständen Landesunterthanen.« $.2. „bie unmittelbahre Reiches 
- Nitterfchaft.» Pütter, Beiträge. I. S. 83f. — Allgayer, Bes 
flimmung der wefent!. Merkmale und Begriffe der heutigen Reiche: 
mittel- und Unmittelbarkeit. Würzb. 1795. — (v. Fahnenberg), 
Reichsunmittelbarkeit, Reicheftandfchaft, Landeshoheit in ihrem Ver: 
hältniffe zum Reichgoberhaupte. Regensb. 1798. — Dinglidhe und 
perſönliche Reichsunmittelbarkeit: Leift, Lehrb. d. deutſch. Staats⸗ 
rechte. $. 18. 
Dieß beruhte auf ber oben $. 7. erwähnten allgemein herrſchenden 
Nechtsanficht des Mittelalters. Vergl. Übrigens Leift, Staatsrecht. 
$. 16. Ro. II. u. bef. Pütter, Specim. jur. publ. et gentium me- 
dii aevi. Gott. 1784. Moſer, von Deutfchland überh. ©. 71 f. 
Pfeffinger, Vitriar. ill. Tom. Il. p. 989 f. (über ve 6: Erem: 
tionen von ber kaiſerlichen Gewalt). 
H: Conring, de finibus imp. Germ. 1654. (in deffen Opp. p. 114.) 
Mofer, von Teutſchland überh. ©. 21 f.E v. Römer’s, Böller: 
“ recht der Teutfhen. S. 244 f. Leift, Staater. $. 14. 15. Beſond. 
auch C. ©. v. Hoff, das teutfhe Reich vor der franzödf. Revolu⸗ 
tion und nach dem Lünevillet Frieden. II Th. Gotha 1801. 180. 
9 %.X8. Seidenſticker's Beiträge -zum Reichſs-Staatsrecht. Wels 


2 


— 


— 
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I 
ſche Beherrſchungsform — und zwar ſchon feit dem Iten 
Jahrhundert als Wahlreih5) — ftetd beibehalten, bildete aber 
vermöge der immer mehr um fich greifenden Beſchränkung der 
plenitudo potestatis des Kaiferd durch die Reichöftände (Status 
imperii) eine fehr beſchränkte Monardie®). 


5) 


[her Nation. Gött. 1795. Wahlcap. Art. X. XXVI. — In Bes 
treff der Schweiz (Helvetiorum Cantones) erkannte ber Weftphäl. 
Friede Art. VI. definitiv an, baß fie „in possessione vel quasi ple- 
nae libertatis et exemptionis ab Imperio“ fei. v. Jans, flaats- 
vechtl. Verhältn. der Schweiz zu dem beutfch. Reiche. Nürnb. 1801. 
— Bergl. au) Cramer, Observ. Tom. V. p. 98. — Pütter, 
Inst. jur. publ. 8. 20 f. Häberlin, Handb. bes deut. Staater. 
zb. 1. S. 100 f. u. über Deutfchlands „Anfpräce» überh. u. die 
nach und nach vom Reiche getrennten Theile: Abhandl. üb. Gegen 
ftände des allgem. Staatenrechts in Neudeutfchland. Karler. 1824. 
2te Abhandl. 

Vergl. Strube, Nebenftunden. Th. IV. No. 24, (Erört. der Frage: 
Ob u. weldyergeftalt Deutfcht. im 9—12 Jahrh. ein Erbreich ges 
weien?). — Die Formen der Wahl, die zur Wahl berechtig⸗ 
ten Fürſten (Kurfürften) u. f. w. beftimmte definitiv bie goldne 
Bulle v. 1356. Cap. If. Bergl. Dertel, Staatögrundgef; des b. 
Reiche. Leipz. 1841. ©. 50 f. daf. auch (S. 42 f.) der voraudges 
gangene Reichsabſchied Ludwigs des Baiern über die Unabhängigkeit 
der deutſchen Krone vom Pabſt v. 8. Aug. 1338: „— ut eleclus in 
Imperatorem — — ex sola electione censeatur et habeatur ab 
omnibus pro vero ei legilimo Imperatore —“. Weber bie ſpä⸗ 
tern Aenherungen in Betreff ber Kurfürften f. Leift, Staater. $. 63. 
(Instr. Pac. Osnabr. art. IV. Reichs-Dep. Hptfhl v. 1803.) — 
S. überb. S. de Pufendorf, de Statu Imp. Germ. Cap. IV. (de 
Capite Imp. Germ. Imperatore, de electione et Electoribus). — 
Pfeffinger, Vitriar. illustr. Tom. L p. 291 f. — 3. 3. Mofer 


von dem römifchen Kaifer, römifchen König und den Reichevicarien. 


Frankf. 1764. — Ueber den „römifhen König als bei Lebzeis 


‘ten eines Kaifers erwählten Nachfolger f. Pfeffinger I.c. p. 


921 f. Leiſt. a. a. O. 9.69 f. — Vom Reichsvicariat (nad 

der golbn. Bulle Cap. V. $. 1. 3. den Ghurfürften von der Pfalz 

u. von Sachfen zuftänbig) f. Pfeffinger l. e. p.928f. 3.0. ars 

tori, veichönicariatifches Staatsr. Augsb. 1790. u. 3. M. v. Abele, 
" eines Staatör. während eines Zwiſchenreichs. Kempt. 1792. 

r a. a. O. ©. 54 ff. GStruben’s Nebenflunden. Bd. V. 
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M. Die f. g. Landeshoheit der geiftlichen und weltlichen 
Reichöftände (Fürften, Grafen und Herrn) im Sinne einer kraft 
eigenen Rechts -und in eigenem Namen audzuübenden, wenn 
auch in fortwährendem Subordinations⸗Verhältniß zu Kaifer und 
Reich bleibenden, Zerritorials Regierungdgewalt hat ſich feit dem 
12ten Jahrhundert mehr und mehr entwickelt7). Die erſte urs 
tundliche Anerkennung ber Iandeshoheitlichen Gerechtfame im 
damaligen Umfange erfolgte durch Kaifer Friedrich 18). Lange 
blieb aber die Landeshoheit (superioritas territorialis) ein bloßes 
Aggregat einzelner verfhiedenartiger Rechte, und bils 
dete fein Recht, aus deflen Begriffe felbft die Beſtandtheile 


S. 83 f. Sam. de Pufendorf, de Statu Imp. Germ. Cap. III. 
(de Origine Statuum Imperii). Cap. V. de Potestate Imp. limitata 
und Cap. VI. de forma imperli Germanici. (Pufendorf nennt bas 
deutfhe Neid) „irregulare aliquod corpus et monstro simile“ und 
bemertt, daß es fidh „ad foederatorum aliquod systema‘“ binneige). 
Hütter, von der Regierungsform des beutfchen Reichs, in beffen 
Beiträgen zum d. Gtaater. I. &. 19 ff. insbefondere S. bi ff. — 
Häberlin, Sandb. I. 8. 125 ff. ©. 429 ff. — Peorthes in ber 
oben angef. Abhanbl. 
7) Schriften über den Urfprung und das Alter ber Landeshoheit f. bei 
Pütter, Literat. II. 5. 848 ff. Weber bie Natur ber Lanbeshoheit 
f. Mofer von der Landeshoheit überh. S. 16 f. u. daſ. die Schrif⸗ 
ten de superioritate territoriali von Henniges — Heumann — 
Kemmerich — Treuer. Leiſt Staatör. $. 20. 
Strube, Nebenflunden. Th. IV. S. ff. u. Th. VI Nr. 45. — 
Mofer, von der Lanbeshoheit ber beutfch. Reichsſtände überhaupt. 
8.28 ff. — Pütter, üb. ben Urfprung der Landeshoheit, in ben 
Beiträgen zum beut. Staatsr. Th. J. 8.109 ff. — Schnaubert, 
Staatsr. ber gefammten Reichslande. $. 4 ff. —. Constitutio Fride- 
rici IL de a. 1220 (de juribus principum ecclesiasticorum), bei 
Schmauss, Corp. jur. publ. p. 4—6. — Pütter, Beiträge. ©. 
119. &.218f. — Dertel, die Staatsgrundgeſttze des beutfchen 
Reichs. Leipz. 1841. ©. 11 f. — Constitutio ejusd. Imp. de a. 
1332 (de jurib. principum secularium), worin, neben ahdern Gons 
ceffionen, ber Raifer auch die allgemeine Verſicherung ertheilt: 
„——. Unusquisque Principum libertatibus, jurisdictionibus, Comita- 
tübus, .centis, sive liberis sive infeodatis wiatur quiete, secundum 
terrae suae consuetudinem approbatam. Centumgravii recipiant 


ur 
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hätten logiſch abgeleitet und entwidelt werben founen?). Erſt 
der weſtphäliſche Friede behandelt fie bei der Anerkennung 
derfelben mehr als einen gegebenen Begriff mit gewiflen 
natürlihen Beflandtheilen. Auch bevient er ſich zuerfi des Aub⸗ 
drucks jus territoriale (im franzof. Entwurf fogar „droit de sou- 
verainet&“), (oben $. 13.), während früher mır von landesfürſt⸗ 
licher, Landes⸗ oder hoher Obrigkeit die Rede war 9). Hiernach 
kamen die deutfhen Publiciften zu dem Sabe, daß alle in 
der Reichöftaatögewalt enthaltenen Redte in ihrer 
Anwenbung auf ein einzelned Zerritorium ald Redte 
der Landeshoheit zu betrachten feien 11), und man ſtellte bie 


9) 


10) 


centas a Demino terrae, vel ab eo, qui per Demimum ierrae 
fuerit infeodatus“ etc. — Schmauss 1. c. pag. 6-8. — Pül- 
ter a. a. D. ©. 120. — Deifelb. hiſtor. Entwidel. ber Staats: 
verf. deö d. Reiche. I. S. 204 ff. — Dertel, bie Staatögrundgel. 
bei d. Reid. ©. 34 f. ©. auch daſ. ©. 20 f. die Gonflitutionen, 
8. Heinridh VI. u. Friedrich IE gegen die Affociationen und die 
Autonomie der (Land⸗) Stäbte von 1231 u. 1232. 

Bahlcapit. v. 1519. "Art. I. $.2..„Die Stände bei ihren Hoheiten, 
geift= und weltlidien Bürden, Gerechtigkeiten, Macht und Gewalt, 
fonft auch einen Jeden bei feinem Stande und Wefen laffen.» Eich⸗ 
horn, deutſche St. u. Rsgeſch. U. — 29. — 3öpfl, d. Staats⸗ 
u. Rsgeſch. II. $. 86. 

Vergl. über die verſchiedenen Auedrũce: Mofer, von ber Landes⸗ 
hoheit der d. Neicheflände. &. 3 ff. Instr. pac. Osnabr. Art. VIII. 
8. 1. „— omnes et singuli Electores, Principes et Status imperii 


Romani in antiquis suis juribus, praerogativis, liberlale, pri- 


vilegiis, libero juris terrilorialis tam in Ecclesiaslicis 
quam Politicis exercitso, ditionibus, regalibus horumque om- 
nium possessione, vigore hujus transactionis — stabiliti firmatique 
sunto —“. Berg. auch hinſichtlich der Landeshoheit der Reichs- 


. ftädte (liberae imperii civitates) Ibid. Art. V. $. 29. Art. VIH. $.4. 


1) 


Ueber die Frage, ob bie Territorien zur Beit des Reiche ſchon Staas 

ten waren? fagt Sam. de Pufendorf de Statu Imp. Germ. Cap. 

VI. 8.2.: „Singulae porro partes Imperii s. Ordines separatim con- 

siderati etri pro civitatibus perfeclis haberi nequeant, tamen a 

provinciis proprie diclis et earum Principes a Gubernatoribus 
nrovinclarum longe abeant.“ — 3 3. Mofer’s Beiträge zum 
eueften eusop. Völkerrecht. Ih. I. ©. 508. 


Zweit. Kap. Geſchichtl. Entwidel. 1. Das Reich. ($. 29.) 108 


Pardmie auf: "Ein jeder Herr ift Kaifer in feinem 
ande», ober „Quilibet status tantum potest in suo territorio, 
quantum imperator in imperio“, weldye freilich theils zu viel, 
theild zu wenig fagte 12). 


$. 30. (i. 23.) 


WB. Heichöregierung (Kaiferliche Nefervatrechte). — 
Nichterliche und egecutive Gewalt des Neichs. 


3. 3. Mofer, von ben kaiſerl. Regierungsrechten und Pflichten. II. Th. 
1772. 1773. — Chr. Bottl. Biener, Beftimmung der kaiſerl. 
Machhtvolllommenheit in ber db. Neichsregierung. Leipz. 1781. — 
Hörl, über den Rechtsgrund ber Faiferl, Refervatrechte. Landeh. 
1802. — Eichhorn, deutſche Staats u. Rsgeſch. IV. $. 531 
—539. — Tafinger, de suprema in S. R. I. juris dictione. 
Tub. 1753. — v. Sentenberg, von der kaiſerl. hödyften Ges 
richtsbarkeit. Frankf. 1760. — Leiſt, Lehrb. $. 124 f. $. 114 f. 


1. Neben dem feſtſtehenden Grundſatz, zufolge deſſen auch 
das Reichsoberhaupt in der Regel nicht in die Regierung 
ber einzelnen Zerritorien eingreifen durfte, indem viel: 
mehr bie Landesheren dafelbft. alle Hoheitörechte mit Außfchluß 
bes Kaiferd auszuüben hatten I), war der Kaifer bei Ausübung 


12) Mofer, von der Lanbeshoheit Überhaupt. S. 311 ff. — Pütter, 
Beiträge I: &. 188. Erörterung. u. Beifpiele Bd. J. S. 15 ff. — . 
Schnaubert, Staatör. der gefammt. Reichslande. $. 59. — Werft: 
phal's Staatsredit. Abb. V.; aber auch noch Pütter, in ben 

Beiträgen. J. No. 19. (©. 317 ff.). 


1) Weftpfal, Staatsr. Abb. XIV. Instr. pac. Osnabr. Art. VIII. 8.1. 
Wahlcap. Art. I. $. 8. „Wir wollen weber den Reichsgerichten, noch 
fonft Zemanden, wer ber audy fey, fo in als außer dem Reiche ges 
ftatten, daß ben Ständen in ihren Zerritoriis, in ihre Landesho- 
beitö= und NRegierungs-, befonders in Religions⸗, Polizeys, 
Kameral:, Militair⸗, Juſtiz⸗, Lehens-, Kriminal⸗ und Gnaden⸗ 
ſachen, sub quocunque praetextu, wider die Neichögefege, den 
Friedensſchluß ober aufgerichtete rechtmäßige und verbindliche 
pacta vor⸗ oder eingegriffen werbe.u Die geſetgebende Ges 
walt-von Katfer und Neid, für bie überhaupt in ber Verfaſſung 
keine materiellen Schranken eriftivten, war freilich: baburch in 
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ber Reichöftantögewalt in ben dad Reich betreffenden Angele: 
genheiten, dergeftalt von ber -Zuflimmung der Reidhöftände 
abhängig, daß die Theorie die Reichſsſtände mehr und mehr zu 
Mitinhabern der Reichsſtaatsgewalt machen (ihnen ein Mit- 
regierungsrecht beilegen) konnte, obwohl die Gefege des deut⸗ 
fchen Reichs, abgefehen von dem officiellen Ausdruck „Kaifer und 
Reich“, fich niemals einer folchen Bezeichnung bedient haben. 
Die Rechte. der Reichöftände feste vorzüglich der Weftphälifche 
Friede und die Wahlcapitulation feſt?), dergeftalt, daß 
nicht blos die Geſetzgebung, -fondern auch Vieles, wad das 
conftitufionelle Staatsrecht ald nothwendige „Rechte der Krone“ 
bezeichnet, an die Zuſtimmung des Reichstags gebunden war. 
Die meiften diefer Rechte (jura comitialia) waren auch ſchon frü- 
ber unbeftritten; nur über das Princip, ob die Präfumtion für 
oder gegen die Beſchränkung ber kaiſerlichen Gewalt fei? wurde 


feiner Weife gehemmt. Bei der Compofition bes Reichstags war 
aber eine bie Landeshoheit einſchränkende ober die Eaiferlihe Gewalt 
ſtaärkende Beftimmung fogut wie unmöglich. 

2) Instr. pac. Osnabr. Art. VII. $. 2. „Gaudeant (sc. Status imperii) 
sine contradictione jure suffragis in omnibus deliberalionibus su- 
per negotiis simperii, praesertim ubi leges ferendae, vel inter- 
pretandae, bellum decernendum, tributo indicenda, delectus. aut 
hospitationes militum instituendae, nova munimenta intra Statuum- 
ditiones exstruenda, nomine publico, veterave firmanda praesidis, 
nec non ubi pax aut foedera facienda, gliave ejusmodi negotia 
peragenda fuerint, ns! horum aut quicquam simile posthac un- 
quam fial vel admittatur, nisi de Comitiali, liberogue omnium 
Imperii statuum suffragio et consensu.“ — Wablcapit. Art. IV. 
8. 1. »In allen Beratbfchlagungen Über die Reichsgefchäfte, inſon⸗ 
berheit diejenigen, welche in dem instrumento pacis namentlich er= 
primiret und dergleichen, follen und wollen wir bie Churfürften, 
FKürften und Stände des Reichs ihres juris suffragü ſich gebrauchen 
loffen, und ohne dberfelben reihstägige freye Beyftim: 
mung in felbigen Dingen nichts vornehmen und geftats 
ten.o — Vergl. Pütter, ob und in wieweit ben beutfchen Reiches 
fänden ein Mitregierungsreht an ber kaiſerl. Negierung beigelegt 
werben könne? in deffen Beiträgen. I. No. 3. ©. 58 ff. 
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bei den weftphälifchen Friedensverhandlungen noch controvertirt 3). 
Bon Faiferlihen Refervatrechten (jura reservata caesarea) 
ift aber im Reichsſtaatsrecht theild dem Reihdtag*) (den jura 
comitialia) gegenüber, theild im Verhältniß zu ben Inhabern 
ber Landeshoheit die Rede. Zu den legtern, die Landesho⸗ 
beit befchränfenden kaiſerlichen NRefervatrechten, gehörten theild 
bie von Alteröher dem Kaifer ausfchließlich verbliebenen Rechte 
(jura reserv. exclusiva), welche von Landesherrn gar nicht oder 
nur kraft Faiferlicher Verleihung, resp. unvordenklichen Ders 
kommens, ausgeübt werden konnten; theild folche, die zwar als 
fih von felbft verftehende Beſtandtheile der Landeshoheit angefe: 
ben wurben, aber vom Kaifer neben den Landeöherrn ausgeübt: 
werben konnten 5). 

U. Was die rihterlihe Gewalt betrifft, fo galt zwar 


3) Ueber den die Natur und die Nothwendigkeit (Zuläffigkeit) einer fpes 
ciellen Aufzählung ber kaiſerl. NRefervatrechte hetreffenden Streit bei 
den weftphälifhen Friedensverhandlungen f. Eichhorn, 
deutſch. St u. Rsgeſch. Bd. IV. $. 525. insbef. Not.t. - 

4% Manches dazu gehörige, 3. B. Verleihung von Bolls Privilegien, war 
burch bie Wahlcap. an die Zuſtimmung der Kurfürften gebuns 
den, manches mit gewiffen materiellen Schranten umgeben 
worben, 3. B Gtanbeserhöhungen. — Zu den Reſervat⸗Rechten 
kann man insbefondere auch das in fehr enge Gränzen eingefchlofs 

-  fene Kaiferlihe Werorbnungsrecht rechnen. S. überh. fehr aus⸗ 

führlidy über bie ausfchließlichen Nedyte des Kaifers, bie Gomitials 

rechte u.f.w. Pfeffinger Vitriar. ill. Tom: Ill. (Lib. II. Tit. II. seq.). 
ergl. bef. Pütter, was für Grundfäge zur richtigen Gränzfcheis 
dung zwifchen kaiſerl. Reſervatrechten und der Reichsſtände landes⸗ 

herri. Regalien anzunehmen feyen? in beffer Beiträgen. I. No. 11. 

& 186 ff. Deffelben.Erösterungen u. Beifpiele. Bd. J. &. 1-— 

17. — Schnaubert, Staatör. ber gefammt. Reichélande. $. 75 ff. 

— Leift, Lehrb. $ 23. — Beſchränkung ber (in die Regierung ber 

einzelnen Zerritorien eingreifenden) Eaiferlichen Refervatrechte in ih⸗ 

rer Ausübung oder Wirkſamkeit. Wahlcap. Art. I. 8. 9. Art. VII. 

$.4. Act. XV. 8.2.6. Art. XXI. 8.56. — Pütter, Beiträge. I. 

S. 210-216. Goncurrenz ber Reichsſtände bei Ausübung einiger 

diefee Rechte: Pütter a. a. O. ©. 217— 223.5 insbefondere über 

Grtheilung von Moratorien ebendaf. ©. 225 ff. 


5 


⸗ 
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fortbin der Kaifer als Inhaber ber oberften Gerichtöbarkeit im 
Reiche 6), diefelbe mußte aber. nach den Grundgeſetzen des Reiche 
in der Regel unabhängig von Faiferliher Mit= ober Einwirkung 
durch die fländigen Höchften”) Reichögerichte — das Reiche: 
eammergeriht und den Reihshofrathb — audgeubt wer: 
den:8). Nur den Reichshofrath, welcher zugleich dad Kaifer: 
lihe-Regierungs=CoHegium ?) bildete, befeßte (und unterhielt) 


6) 


Wahlcap. Art. XVI. I. 1f. „Wir follen und wollen im römifchen 
Reiche Friede u. Einigkeit pflanzen, Recht u. Gerechtigkeit aufrich- 
ten und verfügen — keinen Stand oder Unterthban außerhalb bem 
Reiche beutfcher Nation heifchen und laden — die Zuftiz nach Inhalt 
des Instrumenti Pacis beim Kammergeriht unb Reichshofrath uns 
partheilich adminiſtriren — 43 vergl. auch Wahlcap. Art. III. $.15., 
wo ſelbſt den Reichsvicaren „die Gewalt im Reihe Recht zu ſpre⸗ 
chen« beigelegt wird. In dem Reichsabſch. v. 1654. $. 165. heißt 
es übrigens, mit Rückſicht auf das ftändifche Mitbeſetzungsrecht, vom 


Gammergericht: wals welhes Uns famt Churfürften und 


?) 


8) 


Ständ_ bes Reichs repräfentirt. 

Ueber die Neichsuntergerichte (kaiſerliche Hof: u. Landgerichte), die 
fi noch erhalten hatten (zu Rothweil, auf der Leutlircher Haide u. 
zu Nürnberg), f. Leift, Lohrb. $. 141 f. 

In Religions: Streitigkeiten konnte es nach Inhalt bee Instr. Pac. 


. : Osnabr. Art. V. $. 56. bei Stimmengleichheit in dem Reichögerichte 


9. 


‚zu einer »Remiffion der Sache an den Reichſstag⸗ kommen. Leift 


a. a. D. 5.134 8.139. — Beim Reichshofrath fland die Sache 


:infofern anders, als felbft in gewiffen Fällen bei Zuftizfachen er nur 


ein Gutachten an ben Kaifer (votum ad imperatorem) giftattete, 
während biefem bie eigentliche Entfcheibung gebührte. Rächshofr. 
Ordn. Tit. V. 9. 18 - 20. :Wahlcap. Art. XVE. 5.15. (Zuſatz v. 1790.) 


Seiſt aa.D. 5.139. Moſer, von ber teutſch. Juſtiz⸗Verfaſſung. 


Th. II. S. 218 f. ueber die während bes Interregnums an bie 
Stelle des kaiſerl. Reihshofrathe tretenden Reichs⸗Vicariats⸗ 


GHofgerichte f. Soldne Bulle Cap. V. $.1. 2. Wahlcap. Art. IM. 


86.15. — Danz, üb. die Zuftizverfaff. in Teutfchland während ei⸗ 
nes Zwiſchenreichs. Stuttg. 1790. 

Die nicht an den Reichshofrath gelangenden Regierungsfachen wur: 
den von ber kaiſerl. Reichshofcanzlei, mit dem Reichs⸗Hof—⸗ 
vicecanzler, als dem Stellvertreter de Kur-Erzcanzlers und 
eigentlichem conflitufionsmäßigen Reihsminifter an ber Spitze, 
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der Kaifer allein; beim Gammergerichte hatte er nur ben ihn 
repräfentirenden Sammerrichter, die beiden Präfidenten 
und einen Affeffor zu ernennen, während die übrigen (24) Bei: 
figer von den Ständen (dem Kurfürften und den 10 Kreifen) 
präfentirt 19) und zur Unterhaltung ded Sammergerichtd auch die 
erforderlichen Beiträge (Gammerzieler) 11) geleiftet- wurben. 

HL Bon einer in den Händen bed Reihdoberhauptes lies 
genden ererutiven Macht, mit unmittelbarem Verfügungsrecht 
über die zur Erhaltung der Autorität nothwendigen Mittel, konnte, 
nach der feit dem 16ten Jahrhundert feftgeftellten Kreisverfaffung, 
"überhaupt Feine Rede ‚mehr fein. Zwar war zur beffern Hand» 
babung des Landfriedens und Erecution der.Urtheile des Reiche: 
cammergerichtd auf dem Reichdtag zu Augsburg von 1500 ein 
f: 9. Reichsregiment errichtet worden 12), welches nur von 
ben Ständen befest wurbe 18), fonft aber von ihnen unabhän> 
gig war, unter unmittelbarer Leitung des Kaifer& oder 


beforgt und alle Lauch reichshofräthlichen) Beſchlüſſe in Reichs: Zus 
flizsRegierungss u. Lehnsſachen, bie einer förmlichen Ausfertigung 
beburften,, erpebirt.  Wahlcap. Art. XXV. $. 4. Art. XXI. 8.7.8. 
Leiſt, Lehrb. $. 68. 8. 137. ’ 

10) Vergl. Instr. P. Osnabr. art.-V. 8. 53. Die hier genannte Zahl von 
50 Beiſitzern (26 Katholifchen und 24 Evangeliſchen) kam nicht zur 
Ausführung. Der Reichsſchluß vom 15. Dechr. 1719 (ratific. 3. Ros 
vembr. 1720), feste vorläufig bie Zahl 25 feſt. Leiſt, Lehrb. $. 127. 
v. Kampp, Darftell. bes Präfentationsredhts zu Aflefforaten am E. 
y. Reichscamm. Ger. Gött. 1802. 

M J. J. Mofer, von der t. Juſtizverfaſſ. Th. N. S. 472 f. — Die 
legte uſual⸗Matrikel iſt von 1776. — 

12) ©. die Regiments⸗Ordnung d. a. 1500 (in der R. Samml. der 
Reichsabſch. Th. I. &. 56 f.) 8. 1 ff. 

13) Es beſtand aus 20 Perfonen, wozu die ſechs Kurfürften (excl. Böh- 
men) je eine, anbere Reichsſtände, nad) einer complicirten Beſtim⸗ 
mung, achte zu ernennen hatten unb bie andern 6 von ben Übrigen 
in ſechs Kreife eingetheilten Reichsſtänden creirt wurden. Regim. 
Ordn. $.4f.e Daf. $. 5.: „bie andern ſechs Perfohnen — ſeyn 
aus ben hernach beflimmten Kreyßen, nemlih aus jedem einer 
genommen —.u So entftanden zuerſt der Fränkiſche, Bayeriſche, 
Schwäbifche, Oberrheinifhe, Weftphälifche.u. Niederſächſiſche Kreis. 
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feined Stellvertreters fland und im Namen ded Kaifers 
handelte und vollzog !*). Allein die Furcht vor einer zu großen 
Erftartung diefer kaiſerlichen Erecutive führte die - baldige Wie: 
derauflöfung des Reichöregiments herbei. "Dafür wurde auf dem 
Reichdtag zu Köln 1512 befchloffen, die Erecutive ded Reiche 
und die Handhabung der Ordnung ganz auf Die Reichdfreife 
zu funsiren, bie bißher nicht „eingekreiften« Stände in vier 
neuen Kreifen zu verbinden und bei jedem Kreid einen Kreis: 
hauptmann und einige Räthe .zu beftellen 15). Auf diefe Weiſe 
war die executive Gewalt des Reichs dem ReichBoberhaupt ganz 
entzogen, ihr alle Einheit genommen und bie Schwiche des 
Reiche für die Zukunft fanctionirt. 


3. 6.8) 


€. Die Neichsverſammlung, die Reichsſtände und Die 
Kreidverfaffung. 


Pfeffinger, Vitriar. illustr. Tom. IV. p. 279 f. (Lib. IV. Tit. N), — 8 
Fr. Joachims Gefhichte ber teutfchen Reichstäge. 2 Bde Halle 
1762. — 3. 3. Mofer, von den beutfchen Reichstagen. Frkf. 
u. Leipz. 1774. I. Th. — 8. ® dv. Bülow, Geſchichte und 
Verfaffung des gegenwärtigen Reichstags. Regensb. 1792. II. Th. 
— 9Häberlin, Handb. des deutih. Staater. Th. I. S. 470 f. 

Bon den einzelnen Reichsſtänden, Churfürften u. f.w. f. fchon 
Pfeffinger 1. c. Tom. III. (Lib. IH. Tit. 8 seq) p.536 f. — 3. 
J. Mofer, von denen Zeutfchen Reiches Ständen, der Reiches 
Ritterfchaft u. übrig. unmittelbar. Reichs-Glidern. Frkf. 1767. — 
Häberlinl. c. Ih. I. ©. 256 f. — Leiſt, Lehrb. $. 71 f. 

In Betreff der Kreisverfaffung f. überhaupt 3. 3. Mofer, 


14) S. bef. die Regiments Orbn. $. 16. 

16) Abſch. des Reichstags zu Trier und zu Cölln d. a. 1512. Th. I. $. 
11. 12. 25.11. 8.16. NR. Samml. ber Reichsabſch. Th. II. ©. 138. 
148. 3u den fräbern ſechs Kreifen kamen nun noch der Defterreis 
chiſche, Burgundifche, Churrheiniſche und Oberfächfiihe. Pfeffin- 

“ ger, Vitrier. il. Tom. H. p. 1049 seq. Bollendet wurbe die Kreis⸗ 
verfaffung "duch die Ordnung ber zehn Kreife von 1521 und 
die ‚NReichserecutiong= Orbn. v. 1655. Die freie unmittelbare Reiche: 
-ritterfchaft war aber nicht mit eingekreift. Die Erecution wurde 
bier durdy die Cantons⸗Directorien vermittelt. 
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von der Zeutfchen SrayssWerfaffung. 1779. Leiſt, Lehrb. 5.91 f. 
Häberlin, Handb. Th. J. & 341 f. — ©. auch den vorig. Pas 
ragraphen. Note 13 f. u. unten $. 32. Note 15. 


J. Reihsverfammlungen und zwar f. g. allgemeine!) 
der Fürſten, Grafen und Herrn des Reichs find fletd von ben 
deutfchen Königen oder Kaifern berufen und gehalten worden 2). 
Allein eine beftimmte Berfaffung derfelben, Heftftelung des Rechtes 
der |. g. Reicheflandfchaft, Ordnung der einzelnen Reich&collegien, 
der f. g. jura Comitialia u. f. w. fehlte. Sehr Vieles oder daß 
Meifte hing bier von der Willkühr des Kaiferd ab. Erſt feit 
dem 1IAten Jahrhundert, befonders mit dem f. g. Kurverein 
zu Renfe (1338) und der Goldnen Bulle v: 3356 erhält das 
Meifte nach und nach eine feftere Geftaltung. Insbeſondere war 
dieß auch hinfichtlich des Rechtes der Reichöftandfchaft und des 
Stimmrechts der Fall, in Betreff deffen fpäter das Jahr 1582 
als Normaljahr betrachtet wurde 3). Grundgefeglih wurbe 
theils die Erwerbung der Reichöftandfchaft Fraft Eaiferlicher Wer: 
leihung, theild die Ausübung derfelben von gewiſſen noth- 
wendigen Bedingungen abhängig gemadt t). . Solche, bie 


1) S. darüber Häberlin a. a. ©. Th. J. 8. 470 f. 
2) Vergl. Eihhorn, deutfhe St. u. Reg. Th. I. ©. 370f. ($. 292.) 
Das Zuflimmungsrehht zu neuen Reichsgeſeten und zu Reichskriegen 
war wohl von jeher unbeftritten. 
Es beruht hierauf theile ber Unterfchieb zwifchen alten und neuen 
Fürſten, theils die Radicirung des Stimmrechts auf die auf dem 
Reichstag damals vertretenen Länder, während früher das Stimm⸗ 
recht als ein blos perfönlidhes Recht der Fürften u. f. w. bes 
teachtet worden war, bergeftalt, baß früher ein Kürft nicht mehrere 
Stimmen in verfchiedenen Eigenfchaften führen konnte, was fpäter 
entfchieden der Fall war. Vergl. Häberlin, a. a. O. Th. J. $. 78. 79. 
4) R. Abſch. v. 1654. 5.197. „— und folle forthin, ohne vorherges 
bende Reals&rfüllung aller nothwendigen und beſtimm⸗ 
ten Requifiten und infonderheit erfigemelbeter Begüterung 
unb obne der Ehurfärften und Stände vorwiffen und 
Gonfens Feiner zu Seffion und Stimme im Fürftenrathe 
zugelaffen werben. — Wahlcap, (v. 1711) „Auch keine Zürften, 
Grafen und Herren in fürftlichen und gräflichen collegiis an= und 


— 
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ohne die reale Bedingung des landethoheitlichen Beſitzes eines 
reichsunmittelbaren Territoriums ausnahmsweiſe admittirt waren, 
hießen reichsſtändiſche Perfonaliften >). 

. D. Die Berufung eined Reichötagd hing früher, was Zeit, 
Ort u. f. w. betrifft, durchaus vom Kaifer ab. Erſt auf dem 
1663 eröffneten Reichötage wurden in dieſer Hinficht Beſtim⸗ 
mungen feſtgeſetzt, die dann in die Wahlcapitulation von 1711 
(Art. XIN. $. 1.) übergingen 6), aber nun unpractiſch waren. 
Denn dieſer Reichdtag blieb permanent in Regensburg, obwohl 
die Permanenz der Reichöverfammlung nie grundgefeglich feſtge⸗ 
fegt worden iſt. Deshalb kommen feit diefer Zeit nur noch 
Reichsſchlüſſe (conclusa imperif) resp. Reihödeputations- 


aufzunehmen, fie haben ſich dann vorher dazu mit einem Imme- 
dbiat-Zürftenthume, resp. Graf=- und Herrfhaft genugfam 
qualificirt und mit einem flanbeswürbigen Reichs- und cammerge- 
rihtlihen Matricularanfhlage in einem gewiffen Kreife ein- 


gelaffen und verbunden, unb über foldyes alles neben dem chur- 


fürftlichen, aud) dasjenige Kollegium und Ban, barinnen 
fie aufgenommen werben follen, in die Abmiffion ordentlid 
. gewilliget, alfo, baß fothane Admiffion, erft nach vollftändig 
bewirkter Qualificirung erfolge, am wenigften aber folche von blo⸗ 
Ben Perfonaliften, bie nicht mit vorbefchriebenen, an ſich be⸗ 
reits unmittelbaren Beſitzungen verſehen ſind, Statt finden 
fol.» — Vergl. v. Preuſchen, Gedanken von Einführung neuer 
Stimmen im Reichs-Fürſtenrathe. Frankf. 1758. — Mofer, von 
den teutſch. Reichsſtänden. ©. 33 f. Derſ. von den Reichstägen. 
Th. I. ©. 45 f. SInsbefondere über Verleihung ber Kurwürde: f. 
Mofer, von ben t. Reichsſtänden. ©. 355f. — v. Lynker, üb. 
die Wieberbefegung der erledigten neunten Shurwürbe. Leipz. 1788. 
— GSchmelzer, üb. Deutſchlands rechtl. u. pol. Verhältniffe bei 
Vermehrung den Churen. Weslar 1791. 

Vergl. Häberlin a. a. DO. S. 317. Leift, Lehrb. 8.71. v»— zu: 
mal, ba Perfonaliften ganz inconftitutionelt find.“ 
NRothwendigkeit ber Berufung des Reichötags im erften Jahre der 
. angetretenen Regierung, — dann wenidftene alle zehn Jahr, und 
fonft wenn es Roth thue mit Zuſtimmurg der Shurfürften, 
die ſich überhaupt auch auf Zeit und Ort der Berfammlung beziehen 
ſollte. Häberlin a. a. D. ©. 475 f. 


— 


— 


— —— 
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Schlüſſe, aber Feine Reichsabſchiede (recessus imperii) mehr 
vor 7). 

M. Die Reihsverfammlung®) beftand aus drei Colle: 
gien oder Gurien, die abgefondert von einander berathichlagten 
und flimmten, dem Collegium der Kurfürften, der Fürſten 
und der Reichsſtädte. 

A. Das Collegium der Kurfürften?), welches auf der 
Bafid des Kurvereind zu Renſe v. 1338 beruht, war, abgefehen 
von der ausfchließlichen Wahlberechtigung der Kurfürften und den 
den einzelnen Kurfürften ſchon in der goldnen Bulle beigelegten 
Vorrechten, auch ald Ganzes mit gewiflen befondern reichöver: 
faffungsmäßigen (theilweife freilich beftrittenen) Rechten auöge: 
flattet. In Betreff der Zahl, der Zuftändigkeit und Ausübung der 
geiftlihen und weltlihen Kuren, welche mit gewiflen Reichs: 
Erzämtern verbunden waren, haben verfchiedene Veränderungen 
fattgefunden 20), Das Dirertorium hatte Kur: Mainz. 





7) Daher die Bezeichnung bes Reichsabſch. v. 1654 ale bes „jüngſten.“ 
8) Weber das allgemeine Directorium auf dem Neichötage, welches von 
dem Kurs Erzcanzler geführt wurde, die Taiferfichen Prinzipal⸗ u. 
.Goncommiffäre, die Rechte ber veicheftändifchen Gefandten u. das 
Reiche s Erbmarfchallamt f. Leiſt Lehrb. $. 8082. 
Pfeffinger, Vitriar. ill. Tom. 1. p. 1091. — Wofer, v. d. t. 
Reichsſtänden. S. 351 f. — Häberlin a. a. D. Th. J. ©.279f. 
10) Bei den geiftlihen Kuren von Mainz, Cölln u. Trier war das Erz- 
-  canzleramt ber brei altfeänlifchen Erzbifchöfe (Mainz für Deutfch- 
land, Edlln für Italien und Trier für das arelatifche Reich) der 
Grund; bei den weltlichen beftimmte Reichs-⸗Erzämter, welche 
urſprünglich mit den Herzogthümern (Sachſen, Baiern, Franken und 
Schwaben) verbunden waren. Durch die golbne Bulle wurden bie 
weltlihen Kuren auf Böhmen (Schenk), Pfalz (Truchſeß), Sach⸗ 
“ fen (Marfchall) u. Brandenburg (Kämmerer) rabizirt. Der Weſt⸗ 
phäl. Friede ſchuf, nachdem die pfälzifche Kur inzwifchen vom Kaifer 
(eigenmädhtig) auf Baiern Übertragen war, eine Ste Kur für Pfalz, 
welche aber beim Ausfterben der Baierfchen Linie, durch Rückfall jener 
an Pfalz, erlöfchen follte. Dieß geſchah 1777. Die neunte Kur erhielt 
16932 Braunfhweigstüneburg (fpäter mit dem Erzſchatzmeiſter⸗ 
Amte) verliehen, kam aber erft 1708 zur Ausübung. (Weber die 
Reichs - Erzämter f. Häberlin a. a. O. Th. J. ©. 245 f.) Durch 
Bahariä’s Staatsrecht. Ir Mb. 2te Aufl. 8 


u 
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B. Der Reihsfürftenrath mit feinen fehr complicirten 
Sig: und Stimmverhältniffen fchied fi in eine -geiftlihe und 
eine weltliche Bank. Das Directorium hatten Deſterreich 
und Salzburg alternirend. 

1. Auf der geiſtlichen Bank ſaß anomaler Weiſe Deſter⸗ 
reich und Burgund und zwiſchen Erzbiſchöfen, Biſchöfen 
und andern Prälaten auch die Obern des deutſchen Or⸗ 
dens (Hoch= und Deutſch-Meiſter) und der Großprior des 
Johanniter-Ordens deutſcher Zunge (Johanniter⸗Ordens⸗ 
Meiſter). Die geiſtliche Bank umfaßte bis Anfang dieſes 
Jahrhunderts 35 Viril- und 2 f. g. Curiatſtimmen der 
fhwäbifchen und rheiniſchen Prälaten (namentlich 
der rveichöunmittelbaren Abteien, welche nicht fehon vor 
1582 gefürftet waren). 

2. Die weltlihe Bank begriff außer ben 59 Birilftimmen 
auch 4 Euriatflimmen, nämlich die der wetterauifcben, 
fhwäbifhen, frantifchen (feit 1641) und weftphä- 

liſchen (feit 1654) Srafencurie N). 

C. Das Collegium der freien und unmittelbaren Reichs⸗ 
ſtädte (früher 62, dann 51 Städte), welches ſich in eine fhwä- 
bifche und eine rheinifche Bank abtheilte, hatte erft durch den _ 
weftphälifchen Frieden ein unbeſtrittenes Votum decisivum in 
Reiche » Angelegenheiten erhalten 12). | . 


den Reichsdep. Hptfchl. v. 1803 erhielten endlich auch Salzburg, Ba⸗ 
den, Würtemberg und Heffen= Gaffel die Kurwürde.. Böhmen, 
- welches feit Sahrhunderten nicht auf den Reichstagen erfchienen 
und felbft auf den Wahltagen von ber Berathichlagung über vie 
Waplcapitulation ausgefchtoffen war, wurde 1708 „readmittirt“ (bei 
der Einführung von Braͤunſchw. Lüneburg). Ein befonderer Ver⸗ 
ein beftand wieder zwifchen ben rheiniſchen Kurfürften (feit 1408). 
Vergl. Wahlcap. Art. IH. $. 5. — Die (gemeine) Unio electoralis 

novissima v. 1558 f. bei Schmauss, Corp. jur. publ. p. 210 f. 
1) ©. überh. über die neuere Verfaffung bed Reichsfürften s Collegiums 
‚Häberlin a. a. O. Th. I. ©. 299 f. Leift, Lehrb. &. 233 f. Den 

f. 9. XAüfrufzettel bei Häberlin S. 330 f. u. Leift ©. 236 f. 

12) Instr. Pac. Osnabr. art. VII. 8.4. „Tam in universalibus quam 
particularibus diaetis liberis imperis civslatibus, non minus quam 
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IV. Ein Befhluß des Reichstags konnte nur durch 
Vebereinftimmung der drei Eurien beflelben zu Stande kommen 13). 
Der gemeinfame Befchluß der drei ReichEcollegien hieß ein Reichs 
gutachten (Suffragium imporii). Die Ertheilung der Paiferlichen 
Genehmigung erfolgte durch ein f. 9. Ratificationde, Com⸗ 
miſſions- oder Hof: Decret, womit dann erft ein Reichs 
ſchluß (conclusum imperii) gegeben war !4), der aber noch, um 
verbindliche Reichögefe& zu werben, ber Publication durch 
den Kaifer bedurfte 15). 

In den einzelnen Reichbcollegien- entfchieb zwar die einfache 
abfolute Majorität der Stimmenden; es gab aber einige Sa⸗ 
hen, welche der Schlußfaffung nach Stimmenmehrheit ausdrück⸗ 
lich entzogen waren 16). -Auf der Hierher gehörigen Beſtimmung 


caeteris statibus imperii, competat volum decisivum.“ Val. Däs 
berlina.a. O. ©. 335 f. Leiſt a. a ©. $. 79. 

13) Vergl. Pütter: Ob bei den brei Neichscollegien Mehrheit der 
Stimmen gelte? Ob die kaiſerl. Entfcheidung ben Ausfchlag gebe? 
in deffen Beiträgen Bb I. No. 4. u. 5. und überh. Über den Ges 
ſchäftsgang beim Meicdhstag, die Form ber Schlußfaſſung u. f. w. — 
Leift, Lehrb. $. 83. 84. — Häberlin, Handb. I. ©. 513 ff. 

14) Der Kaifer hatte nach der Reichsverfaffung ein ganz unbeſchränktes 
Einwilligungsredt ober abfolutes Veto, u. Beifpiele, daß die 
erforderliche Laiferliche Genehmigung verfagt wurde, kommen mehr: 
fach vor, 3: B. bei dem berüchtigten Reichsgutachten von 1667 und 
noch in ben legten Beiten bes Reichs. Erſt durch -dbie Wahlcap. v. 
1711 wurde der Kaifer (Art. XII. 8.5.) verpflichtet, Überhaupt eine 
Erflärung: über die an ihn gebrachten Reichsgutachten zu geben. 

15) So ift 3. 8. das belannte u. vom Kaifer ratificirte Reichsgutachten 
v. 30. Juli 1668 über - die Beftrafung des Zweikampfs nicht publis 
eirt worben. Archiv des Griminalre. Jahrg. 1834. ©. 30. Mars 
tin, Lehrb. des Criminalrs. $. 249. Not. 2. 3. 

16) uUeber Sachen, bei welchen bie fonft bie Regel bildende Stimmens 
mehrheit in ben einzelnen Gollegien nicht entfcheidben Tonnte, bes 
fimmte Instr. pac. Osnabr. Art. V. 8. 9. „Piuralitas autem voto- 
rum in causis religionem sive directe sive indirecle concernen- 
tibus, nequaquam attendatur.“ $. 52, „In causis religionis, om- 
nibusque alsis negotiis,, ubi Status tanquam unum Corpus consi- 
derari nequeunt (d. i. wo es ſich um jura singulorum handelt), wi 

8* 
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des weftphälifchen Friedens über Religiond-Angelegenheis- 
ten beruhte die reichöverfaffungsmäßige Abfonderung der Reiche: 
flände nach dem Religions -Belenntniß in ein Corpus Catholi- 
corum und Corpus Evangelicorum und bad f. g. jus eundi in 
partes oder Itionsrecht der Reichöftände, welches auch in al⸗ 
len andern Sachen »fie treffen an, was fie immer wollen, 
darin die Gatholifchen eine, die Evangelifchen die andere Partei 
conftituiren“ ftattfinden konnte 17). 

V. Reih8:Deputatipnen oder Ausfchuffe der Reiche = 
Verfammlung für gewiffe Angelegenheiten kommen theils als or: 
dentliche, deren Glieder ein für alle Mal beflimmt waren, theilg 
ald außerordentliche vor. - Zu letztern gehört 3. B. die die 
bisherige Reichöverfaffung zu Grabe tragende Reichsdeputation 
‘von 1802 18), 

VL Die Kreisverfaffung im bdeutfchen Reiche berubte 
auf der fehon oben 19) erwähnten Abtheilung ded Reichs. in 10 
Kreife, auf weldhe die Ausübung fehr wichtiger Zunctionen ber 
Reichsſtaats-Gewalt, insbefondere die Erecutive übertragen war. 
Außerdem hatten die Kreife ihre. befondern Kreiß- Angelegenheiten 
und übten in dieſer Hinficht eine felbftfländige Gewalt aus. Auf 


eliam Catholicis et Augustanae Confessionis Statibus. in duas par-. 
tes euntibus, sola amscabilis compositio liles dirimat, non at- 
tenla votorum pluralitate.“ Die babei in Ausficht geftellte Beftim- 
‚mung über die pluralitas votorum in materia collectandi ift nicht 
Ä erfolgt: Leift, Lehrb. 5.85. Häberlin, Handb. Th. L ©. 585f. 
1) ©. die Erflärung ber Evangeliſchen v. 15. Dechr. 1645 auf dem 
Friedens = Gongrefie. v. Meiern, Weſtphäl. Friedenshandl. T. 1. 
©. 740. 760. 801. 823. 'T. H. ©. 531. 539. T. HI. ©. 153. 167. 
285. Es ift auch ganz Elar, daß, das Instr. P. O. die Religionsfachen 
felbft von dem Stionsrechte fcheidet: Leiſt, Lehrb. $. 85. u. über 
bie Abfonderung ber Neligionstheile überh. Häberlin, Th. I. ©. 
359 f. Leift, $. 89 f. 
18) Bergl. Leift, Lehrb. 5. 86-88. Häberlin, Handb. Th. I. ©. 
©. 551 f. Für die Gleichheit der Religions = Parteien bei den De- 
putationen forgte Instr. P. Osn. Art. V. $. 5l. 
19 8.30. No. III. Note 13. 15. Auf bie Gonfervation ber Kreisverfafe 
fung beziehen fich die Beftimmungen ber. Wahlcap. Art. XIL $. 1f. 
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die Kreiöverfaffung bezog ſich dad Recht der Kreisftanpfchaft, 
welches im Allgemeinen an diefelben Bedingungen wie die Reiche: 
ftandfchaft gefnüpft war; doch konnte im Einzelnen Bein Schluß 
von der einen auf die andere gemacht werden. An ber Spitze 
jedes Kreifes fland ein Fürſt ald erbliher Kreisdirector resp. 
mehrere Stände mit dem Rechte des Condirectoriums 20). 


$. 32. (6.24.) 


D. Verſchiedene Verfaffungsform der Territorien. 
Unterordnung der Landeshoheit unter Die Neichsſtaatsgewalt. 


3 3. Mofer, von der t. Reichsſtände Landen. Bud) 1. Kap. If. — 
Derfetbe, von der Landeshoheit überh. &. 248 ff. — Chr. ©. 
Weiße, von den Vortheilen der deutſch. Reichsverbindung. Leipz. 
1790. — Pütter, instit. jur. publ. 8. 204 ff. — Häberlin, 
Handb. des deut. Staaters. Bd. II. S. 80-ff. — eeiſt, Lehrb. 
$. 23. — Jordan, Lehrb. $. 160. 


J. Die Beherrfhungsform der Territorien ift theild mo: 
narchifch, theils republicanifch. Die monardifchen Territo⸗ 
rien waren theild weltliche (Erb=), theild geiftliche (Wahl:) 
Staaten !) und find entweder lehnbar oder allodial. Im 
den-weltlichen Fürftenthümern, Graf= und Derrfchaften ftand 
die, überall durch die Rechte der Unterthanen befchräntte, Lan⸗ 
deshoheit allein dem Landesheren zu; für die geiftlichen Ter⸗ 
ritorien wurde über dad eigentliche Subject berfelben geſtrit⸗ 


20) So waren Defterreihh, Mainz u. Kurſachſen in ihren Kreifen alleis 
nige Kreisbirectoren, in andern zwei ober mehrere geiftliche und 
weltliche Fürften. 8. 3. 3. Instr. Pac. Osnabr. art. X. 8. 10. „Ita 

inter Magdeburgensem ot Bremensem circuli inferioris Saxo- 
ae directorium alternetur, salvo tamen ducum Brunsvicensium 
et Luneburgensium eondirectoris jure.“ ©. überhaupt: Häbers 

lina.a. O. Th. I ©. 341 f. Leift, Lehrb. 5. 91 f. 

1) Schnaubert, Staater. der gefammt. Reichslande. $. 9. — Leit, 
Lehrb. $. 24. — Häberlin, Handb. d. deutfch. Staatsrs. II. Bd. 
&.107 ff. Eine ausführliche Bearbeitung bes Staatsrechts der geift- 
lichen Zerritorien ift: v. Sartori, geiftl. u. weltl. Staatsrecht ber 
beutfhen — Erz-, Hochs u. Nitterflifter. MI Bde. (jeder Band in 
mehreren Theilen). Nürnb. 1788. 
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tn). Bu den republicanifhen Staaten gehörten -theild die 
freien Reichsſtädte8), theild-bis zum Jahre 1803 auch einige 
reichsunmittelbare Dörfer (pagi immediati imperii) 4). Den noch 
übrigbleibenden Neichsftädten ſprach der Reichsdep. Hptfchl. von 
1803. $. 27. ausdrücklich die volle Landeshoheit zu. Leiſt, 
Lehrb. $. 60. 

IL Bermöge ber veichöverfaffungsmäßigen Unterordnung 
der Zerritorial:Gewalten und ihrer Inhaber unter Kaifer und 
Reich, war 

A. die Landeshoheit ihrem Inhalte nach feine. vollflän- 
bige, resp. feine ausfchließliche Staatögewalt, indem -eine 
Mehrzahl dazu gehüriger Rechte Faiferliche Refervatrechte 
geblieben waren. S. oben $, 30. 

B. Die Zerritorials &ewalten waren feine oberfte oder völ⸗ 
lig unabhängige (ſouveräne) Gewalten, ſondern mit den In⸗ 
habern ſelbſt in der Ausübung der Reichsſtaatsgewalt, nad 
den Beſtimmungen der Reichsverfaſſung, unterworfen. Denn 

1) auch die Landesherrn (wie alle reichsunmittelbare Per⸗ 
fonen) waren, als Glieder eines größern Staats körpers, Un: 
terthbanen (von Kaifer und Reih). Sie hatten den Kaifer 
als ihren Herrn anzuerkennen, waren auch für ihre Perfon der 
Gerichtsbarkeit des Reichs unterworfen, konnten Verbre⸗ 
hen (jedenfalls gegen Kaifer und Reich) begehen und beshalb 


.2% Daß in den geiftlichen Territorien bem Stifte die Lanbeshoheit 
zuſtehe, behauptete z. B. Schnaubert, Staatsr. der geſammt. 
Reichsl. $.16. 166. Deſſelb. Erläuter. des Lehenrechts. ©. 138 f. 
&. aber dagegen: Poffe, über Staatseigenthum. ©. 1 — 
Moſer, von der Landeshoh. überhaupt. Kap. IV. F.Ss. De 
von der Lanbeshoh. in Regierungsfahen. Kap. I. 8.12. — Wefts 
phal, Staater. Abh. 45. — Gönner, Staatsr. $. 250. u. Leift, 
Lehrb. $. 24. Vergl. audy Strube, Nebenftunden. Th. J. Ro. 1. 
und Biener, de natura et indole dominii in territoriis Germaniae. 
Hal. 1780. p. 42 seq. 

3) %. 3. Mofer, von ber reichsſtädtiſchen Regimentöverfaffung. 1772. 
4) Bergl. Instr. P. Osn. Art. V. 8.2. u. von Dadheröben, Verſuch 
eines Staatsrechts — der freien Reichsbörfer in Deutfchl. Epz. 1786. 


ur 
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zur Berantwortung und Strafe gezogen, auch kraft reich& soberft: 
richterlicher Gewalt von der Ausübung der Landeshoheit felbft 
wegen Mißbrauch derfelben fuspendirt ober berfelben für ver> 
luſtig erflärt werden 5). 

2) Die Landeshoheit felbft, obwohl in formaler Beziehung 
mit den Rechten der Staatögewalt audgerüftet, war dennoch 
Durch die Reichſsgeſetze gebunden 6) und befchränkt 7) und ber 
Dberauffiht von Kaifer und Reich unterworfen). Miß: 
brauch berfelben, Verletzung der wohlerworbenen Rechte und 
bergebrachten Zreiheiten der Landes » Unterthbanen fonnte daher 
eıne vor den Gerichten des Reichs verfolgbare Suftizfache fein. 
Ein Klagreht der Unterthbanen wegen folchen Mißbrauchs der 


5) Ueber die Möglichkeit von Verbrechen der Lanbesherrn, insbefons 
dere gegen Kaifer und Reih: J. G. Cramer, de natura et indole 
delictorum et poenarum in causis stafuum imperiü R. G. Lips. 
1738. — G. S. Treuer, de jure crim. publ. S. R. I. caulissime 
dijudieando. Goett. 1740. — Chr. Fr. G. Meister, de jure, quod 
in delietis personarum illustrium obtinet. Goett. 1784. — J. Fr. 
de Neumann, de delictis et poenis principum. Francof. 1783. — 
Pütter's Literatur II. 8.1568. — Klüber’s Zortfes. ead. 8. — 
Leift, Lehrb. 5. 164 ff. Ein Beifpiel aus dem Sabre 1775 f. bei 
Pütter, Beiträge I. S. 304. Andere bei Häberlin, Handb. II. 
S. 13. — Berluft der Landbeshoheit zur Strafe Wahlcap. 
Art. XX. Leiſt, Lehrb. $. 165. — Mögliher Rüdfall eines 
lehnbaren Zerritoriums an bag Reich. Wahlcap. Art. XI. $. 10 ff. 

6, Beſchränkung ber Landesgeſetgebung durch. die abfolut gebier 
tenden ob verbietenden Reichegefege : Pütter’s Literat. d. Stagter. 
239. II. ©. 305. Silberrad (Scheid) de potest. statuum imperii 

lsges in territorio ferendi recessibus imperii contrarias. Argent. 
1756. — Pütter, institut. jur. publ. 8.225. Schnaubert, Beitr. 
3. d. St. u. Kirchene. Th. L. No. 3. 

7) Befonders wichtige Beſchränkungen (auch ber Zerritorials Gefehges 
bung) beziehen ſich 3. 8. auf das durch bie Religionsfrieden aner- 
tannte f. 9. jus reformandi. Instr. pac. Osnabr. Art. V. seq. 

8) Won dem kaiſerl. Oberauffihts- u. Schugrecht (der f. g. potestas 
suppietoria, dem jus devolutionis) f. 3. 3. Mofer, von der Lanz 
deshoh. in Regier. Sachen. Kap. I. $. Il. Schnaubert, Staater. 
der t. Reichslande. $. 69 f. 
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Lanheöhoheit war, wenn auch unter gewiflen Beſchränkungen, 
unbezweifelt begründet, fowie anderer Seitd, neben dem für die 
Reichöftände anerkannten, auch "mit Affiftenz der benachbarten 
Stände» audzuübenden Recht der Selbſthülfe gegen wider: 
fpenflige Unterthbanen, um fich bei ihren bergebrachten und ha⸗ 
benden landesfürftlichen und herrlichen Rechten zu manuteniren«, 
von lestern ebenfalls und zwar unbeſchränkt der Weg der ge 
rihtlihen Klage betreten werden konnte ?). 


9%) Wahlcap. (v. 1792.) Art. XIX. $. 6. „Wenn auch Landſtände und 
Unterthanen wider ihre Obrigkeit in Privatſachen, welche die 
landesfürſtl. Kammer betreffen, Klage führen, fo ſollen und wollen 
Wir diefe bei ihren ordentlihen Landesgerichten entfcheiben 
lofien — —. Auch follen und wollen Wir bei andern Klagfa- 
Ken ber Landflände und Untertanen wider ihre Obrigkeit, infons 
derheit wenn es die landesherrliche Obrigkeit und Regalien 
— betrifft, ad nudam instantiam subditorum feine Mandate ober 
Kefcripte, welche Anordnungen in meritis causae enthalten, weber 
Drbinationen, nod) protectoria oder conservatoria ertheilen, fon= 
dern nad) Inhalt des — Reichsabſchiedes (v. 1654) zuvörderſt 
die Austräge in Acht nehmen.“ cf. unten $. 246. $. 7. «Wo 
aber in Sachen, da Landſtände, Unterthbunen, oder in Reichs: 
ftädten die Bürger ober deren Ausſchüſſe wider ihre Obrigkeit 
Klage führen, die Jurisdiction fundiret, dannoch, ehe und bevor 
die Mandate, Reſcripte oder etwa in deren Stelle. tretende Ordina⸗ 
tionen ergeben, die beklagte Obrigkeit jedesmal und in allen 
Fällen mit ihrem Bericht und Gegennothburft zuvorderſt 
vernehmen, geftalten ‚bei deffen Hinterbleibung ihnen-geftattet und 
zugelaffen feyn fol, folhen Mandaten ober Refcripten, welche Ans 
orbnungen in meritis causae enthalten, auch Orbinationen, Feine 
Parition zu leiften, und wenn alsdann ſich befinden würde, daß 
bie Unterthanen billige Urſache zu klagen haben, dem 
Proceſſe ſchleunig, doch mit Beobachtung ber substantialium abhel⸗ 
fen, inmittelſt gleichwohl ſie zum ſchuldigen Gehorſam 
gegen ihre Obrigkeit anweifen“ Beiſpiele von Mißbrauch 
ber Landeshoheit u. bem durch das Reichscammergericht "gewährten 
Schuß giebt es fehr viele. Ein Beilpiel aus Hohenlohe: Schil«- 
lings Fürſt f. bei Häberlin im Staatsarchiv Heft 9. u. daraus 
in Grolman’s Biblioth. der pein!. Rewiff. 2tes Stüd. S. 278 f. 
Von der Befugniß der Keichsftände zur Selbſthülfe gegen wis 


- 
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3) Die Landesherrn und andere reichöunmittelbare Perfonen 
waren, wie die Mittelbaren, ben reichögefeglihen Beſtimmungen 
über Verbot aller Selbſthülfe, Eigenmacht und gewalt: 
famer Rechtsverfolgung, auch im Verhältniß zu einander 
unterworfen. Die Uebertretung dieſer Borfchrift war Reich: 


10) 


friedensbrud und unterlag den gefeglihen Strafen 19). - 


derfpenflige Untertanen und Klagrecht berfelben ſ. Weft- 
phal, Staater. Abb. XI. u. Wahlcap. Art. XV. $. 8. „Immaßen 
dann au — Ständen — zugelaffen und erlaubt feyn foll, 
fih nad) der Verordnung der NReichsconftitution bei ihren herges 
braditen und habenden landesfürſtlichen und herrlichen 
Rechten felbft und mit Affiftenz der benahhbarten Stände 
wider bie unterthbanen zu manuteniren, und fie zum Ges 
borfame zu bringen — u. Mofer, von der Landeshoh. Über: 
haupt. 8. 323 ff. — Pütter, in den Beiträgen Bd. I No. XVIII. 
Deffetb. Instit. jur. publ. $.204ff. — Leiſt, Lehrb. $. 147. 5.22. 
— 6. aber au) v. Fahnenberg, üb. d. völl. Eremtion des erzherz. 
Hauſes Deftreich von ber Gerichtsbarkeit des K. Kammergeridhts. 
Wien 1796. 

gandfrieden von 1548. Prooom. $. I. „— — alfo, daß — nie 
mands, wes Würden, Stande ober Weſens der fey, um feinerley 
Urſachen willen, wie die Namen haben möchten, auch in was ges 
fuchtem Schein das gefcyehe, den andern bevehden, befriegen, 
berauben, fahen, überziehen, belägern, noch einige verbotene con- 
spiralion, oder Bündnuß wider den andern aufrichten, ober 
machen: Daß auch keiner den andern feiner possession, Innha⸗ 
bens ober Gewehr — — mit gewehrter Hand und gewaltiger 
That freventlich entfegen — fol.“ Art. 1. „Unb darauf has 
ben Wir alle offene Vehde und Verwahrung durch das gantze Heid 
aufgehoben und abgethan.« Instr. pac. Osnabr. Art. XVII. $. 7. „Et 


- nulli omnino Statuum impersi licet jus suum vi vel armi« per- 


segus; sed si quid controversiae, sive jam exortum sit, sive post- 
hac inciderit, unusquisque jure experiatur, secus faciens reus sit 
fractae Pacis.“ S. jebody audy Über Ausnahmen, bie Werlegung bes 
Neligionsfriebens und rechtswidrige Z0lls Anlagen betreffend Inst. P. 
Osn. Art. XVII. 8. 5. 6. Wahlcap. Art. VII. 8.16. 3. 3. Mo⸗ 
fer, nachbarliches Staatsreht. 9.9 ff. 8.122 ff. — GStrube, 
von erläubten und unerlaubten Kriegen ber d. Reichsſtände wiber 
einander. Frankf. 1758. Deffelb. Nebenftunden Th. IV. No. 27. 
Ih. VI. No. 44. Bergl. Leifl, Lehrb. $. 123. $. 266, 


122 Allgemeiner heil. ($. 32.) 


4) Die einzelnen Reichsſtände (die größern Zürften) hatten 
ſich zwar mehr und mehr (befonders feit dem 16ten Jahrhundert) 
zu einer Art völkerrechtlicher Selbſtſtändigkeit emporge- 
ſchwungen und hatten das f. g. jus foederum ac legationum 11), 
fowohl untereinander ald mit auswärtigen Mächten (nicht zum 
Heile des Reiche) ausgeübt, was der Weflphälifche Friede leider 
fanctionirte;, allein auch in diefer Beziehung feßte die Reichsver⸗ 
faflung gewifle aus der flaatlichen Unterordnung fließende Schran⸗ 
fen, deren Verlegung die Gerichtöbarkeit des Reichs gegen den 
Vebertreter begründen Eonnte 1). Aud war natürlich die will: 
führliche Abtretung von zum Reiche gehörigen Zerritorial-Be- 
ftandtheilen an Auswärtige, resp. Zodtrennung vom Reiche, völ⸗ 
lig unzuläffig 23). 

5) Im Verhältniß zu einander verhielten fich zwar die 
Zerritorien im Ganzen wie völkerrechtlich felbfländige Staa⸗ 
ten. Allein aus der flaatsrechtlichen Reichöverbindung floffen 
doch noch mancherlei Befchränktungen, abgefehen von den auf be: 
fondern Titeln beruhenden Serpitut: ähnlichen Rechten des einen 
Reicheftandes im Zerritorium eines andern 14). 


11) S. die Schrift von Leibniz: Caesarinus Fürstönerius, de 
jure suprematus et -legationis principum Germaniae. 1677. 

12) Werbot aller Bünbniffe gegen Kaifer u. Reich. Instr. pac. Osn. 
Art. VII. 6. 2. „Cum primis vero jus faciendi inter se et cum 
exteris foedera, pro sua cujusque conservatione ac securitate sin- 
gulis Statibus perpetuo liberum esto, sta tamen, ne ejusmodi 
foedera sint contra Imperatorem et Imperium pacemque ejus 
publicam vel hanc imprimis transactionem, flanfque salvo per 
omnia juramento, quo quisque Imperatori el Imperio obstriclus 
est.“ Ebenſo und mit einigen Zufäsen Wahlcapit. Art. VI. $.3—5. 

Pütter, Beiträge. I. Ro. 17. 8.6. Leift, Lehrb. $. 266. 

13) Vergl. Reichsabſch. v. 1548. 5.52.53. Wahlcapit. Art.X. 8. If. 
Schnaubert, Staatsr. der t. Reichölande. $. 73. 

14) Vergl. überhaupt: 3. 3. Mofer, nachbarliches Staatsr. Frkf. u. 
Leipz. 1773. ©. auch .3. 3. hinſichtlich der freien Flußſchifffahrt: 
Instr. P. Osn. Art. IX. 8.1. Wablcapit. Art. VII. %. 7. Auf der 
ſtaatsrechtlichen Natur ber Heichsverbindung beruht auch 3. B 
die Möglichkeit einer eigentlichen Verjährung zwifchen den Reichs⸗ 
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II. Quellen des deutfchen Staatsrechts auß der 


Ed 


Beit des Neichs. 


Eine recht brauchbare pragmatiſche Zuſammenſtellung der noch geltenden 


Reichsgeſetze mit den Beſtimmungen der Rheinbunds⸗Acte 
und ben Quellen bes deutſchen Bundesrechts enthält der Iſte 
Band (Ath. I.) der „Abhandlungen Über Gegenftände des allgemeis 
nen Stadtenrechts in Reubeutfchland.« Karlsruhe 1824. 

Sammlungen der Reichsgefete: Fr. Leop. Waizens 
egger, Corp. jur. publ. S. R. Imp. academicum. Freib. 1750. — 
J. J. Schmauss, Corp. jur. publ. S. R. Imp, academicum, efts 
baltend des h. röm. Reichs beuticher Nation Grund⸗Geſetze, 
nebft einem Auszuge der Reichs: Abfchiede, anderer Reichsfchlüffe 
und Vergleiche. Neuefte Ausg. v. Hommel. Leipz. 1794. — LK. 
Er. Gerſtlacher, Hanbb. der beutfch. NReichsgefege — in Tyflemat. 
Ordnung. XI Ih. Garler. 1786-1794. Ejusd. Corp. jur, publ: 
et priv. Frkf. u. pz. 1783-89. — F. M. Dertel, die Staats: 
grundgefege des deutfch. Reiche. (Mit hiſtor. Einleit. u. Erläutes 
rungen.) Leipz 1841. 


A. Quellen des Reichsſtaatsrechts. 


Die Quellen des Reichöftaatsrechts find theild gefchriebene, 


theild ungefhriebene — (Herkommen). Ferner fann man ma: 
feriell zwifchen Reichögrundgefegen und Reichögefeten im 
engern Sinne unterfcheiden. Formell find fie aber nicht fo ge: 
ſchieden, daß jedes einzelne Geſetz entweder in die eine oder 
in die andere Claſſe gefegt werden tünnte H. 


ı) 


ſtänden. Vergl. Yütter, von ben befond. Beflimmungen ber Lan⸗ 
desboheit .aus ber gemeinfamen Verbindung, worin alle Reichsftände 
unter einander ſtehen; in den Beiträgen zum t. Staater. Bd. J. 
Ro. 17. $ 1-5. 7-9. — Leift, Lehrb. $. 45. | 

J. St. Pütter, de legum Imperii fundamentalium et civilium diffe- 
rentia. Goett. 1763. — (3. D. v. Gullmann), Abhandlung von 
ber Geſchichte der wichtigften beutfchen Reichsgrundgeſätze. Frkf. u. 
Leipz. 1767. — Mofer, von Deutfhhl. u. deffen Staatöverf. übers 
haupt. &. 195 ff. — Pütter, instit. jur. publ. 8.39 f. — Eeift, 
Staater. 5.7 ff. — Häberlin, KHandb. des deutſch. Staatsr. I. 
©. 179 ff. 
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Sm Einzelnen: 

1. Die goldene Bulle (aurea bulla) Kaiſers Karl IV. 2), 
mit Zuflimmung der Reichsfürſten errichtet theild zu Nürnberg 
(Kap. I— XXL) am 10. San. 1356, theild zu Meb (Kap. XXIV 
— XXX.) am 25. Dechr. deflelb. Jahres 2). Die goldene Bulle 
beflimmt über die Wahl des Kaifers, dad Reichövicariat und bie 
Rechte (resp. Vorrechte) der Kurfürften. Manche ihrer Beflim- 
mungen, befonderö in den die Kurfürften betreffenden Artikeln, 
haben noch für dad heutige Recht eine Bedeutung. 

2. Die Faiferlihen Bahlcapitulationen 9. - Die f. 
g. erfte WBahlcapitulation ift die Karla V. von 3. Zul. 1519, 
von ihm felbft befhworen am 23. Octbr. 15205). Ein Project 
einer beftländigen Wahlcapitulstion fam nad vielen Streitig- 
feiten am 8. Zul. 1711 zu Stande 6). Die legte Wahlcapitu: 
Tation ift die Franz I. vom 5: Zul. 1792. Sammlungen und 


2) Ueber den Berfaffer der golbnen Bulle (Karl IV. ſelbſt? Bartolus 
de Saxoferrato? Der Neichsvicecanzler Rubolph v. Friedberg?) ſ. 
W. v. Dacheröden, Unterf. d. Frage: wer f. den eig. Verf. der 
8. 3. zu halten fey? Erfurt 1796. 


3) Mofer, von Teutfchl. u. deſſen Staatsverf. überh. S. 214 ff. — 
3.9. v. Ludewig, volftänd. Erläuterung ber goldn. Bulle. 2te 
Ausg. II Th. Frankf. 1752. — 3%. D. v. Dienfchlager, neue Ers 
läuterung ber golbn. Bulle Carls IV. aus den älteren deutſch. Ges 
ſchichten u. Gefegen. Frkf. u. Leipz. 1766. Vergl. auch Pütter’s 
Literatur I. $. 696. II. $. 880. Deffelb. Gefch. der d. Reiche: 
verfaff. I. S. 237 ff. und bef. au) Dertel, die Staatögrundgef. 
©. 50 f. 

Mofer a. a. D. Bon Teutſchl. u. deſſ. Staatsverf. überhaupt. ©. 
297 f — Pfeffinger, Vitriar. illustr. Tom. I. p. 834 f. und üb. 
die Gefhichte der Wahlcapitulationen: Häberlin, Handb. des d. 
Staater. I. S. 182 ff. — Eichhorn, beutihe St. u. Reg. IV. 
$. 477. 531. 59. — Dertela. a. O. S. 442 f. (W. C. Franz II.) 


Pütter's Geſch. der deutſch. Reichsverfaſſ. . &. 315. Dertel 
a. a. O. ©. 139 f. 


Bergl. Instr. pac. Osnabr. Art. VIII. 8.3. — Pütter a. a. O. I. 
S. 118. 


4 


ut 


9» 


Nu 


⸗ 
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Bearbeitungen ber verfchiebenen Wahlcapitulationen giebt es 
mehrere 7). 

3. Staatöverträge und Friedensſchlüſſe, insbefon: 
dere: 

a. Der noch jegt vielfach wichtige 8) weftphälifche 
Friede v. 1648. Derfelbe ift ein doppelter (großentheild aber 
gleichlautender) Zriebensfchluß: Instrumentum pacis Osnabru- 
censis (Caesareo-Sueoicum) mit Schweden, und Instrum. pac. 
Monasteriensis (Caesareo-Gallicum) mit Frankreich 9), beftätigt 
und wörtlich aufgenommen in $. 4. u. 5. des (jüngften) Reiche: 
abfchiedd v. 1654, in feiner dreifachen Eigenfchaft ald ⸗Vertrag 


?) Joh. Limnaeus, Capitulationes imperatorum et regum Romano- 
Germanorum — — cum annotamentis. Argent. 1658. (ed. 2) — 
Chr. Ziegler, Wahlcapitulationen, welche mit denen Römifchen 
Kaifern u. Königen — — verglichen. Frkf. 1711. — J. J. Mofer, 
Betrachtungen über die W. C. Joſeph I. IT SH. 1777. 1778. — 
Häberlin, pragmat. Gef. der Wahlcapit. Leopolds II. 1792, — 
Joſ. v. Riegger, Joſeph. II. harmon, Wahlcap. mit allen vors 
bergehbenden W. ©. verglidhen. II Th. Prag 1781. — 8. 9% 
Berg, die W. ©. Kranz II. in fpflemat. Ordn. Gött. 1792. — 
Er. X. Schmelzer, Wahlcap. Branz II. mit krit. Anmerk. Helmft. 
1793. — A. Fr. W. Crome, Die Wahlcap. Leopold II. u. Franz II. 
mit hiſt. u. publ. Anmerf. Lemgo 1794. Andere Schriften über bie 
W. C. und das f. g. Adcapitulationsredht ber Churfürften f. 
bei Leift, Staater. ©. 19. 20. — Pütter, Kiterat. U. $. 687— 
695. II. $. 877-799.  _ 

8) %. S. Klüber, Völkerrechtl. Beweife für die fortwähr, Gültigkeit 
des weftpfäl. od. allgem. Religionsfriedens, wie er als erfter Grund: 
vertrag von Europa und charta magna in teutfch. Staaten belannt 
ift, mit 17 Beil. Erlang. 1841. 

9) Beide find aus authentifhen Handſchriften abgedr. in Instrumenta 
Pacis Caes. Suec. et Caes. Gall. — — Praefatus est J. G. de 
Meiern. Gott. 1738. und hiernach bei Dertel, Staatsgrundgeſetze. 
S. 260 f. (Daf. aud) vorher S. 239 f. eine ausführliche Hiftorifche 
Einleitung.). Weber Ausgaben bes weftphäl. Friedens und andere 
ihn betreffende Schriften f. noch Pütter, Literat. II. ©. 420 ff. 
492f. 1.9.69. — Leift, Staater. S. 21. 22. — Vergl. auch 
Häberlin, Handb. I. S. 196 ff. ° 
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1. zwifchen Haupt und Sliedern,; 2. dieſer unter fich felbften und 
3. mit denen ausländifchen Cronen « 10), 

b. Andere, dad Reich. betreffende Verträge und Frie— 
densſchlüſſe. Dazu gehören 1) die für die Verhältniſſe der 
Fatholifchen Kirche zum ‚und im Reiche wichtigen: Concorbate 
von Kaifer und Reich mil dem römifchen Stuhle, namentlich 
dad Concord. Calixtinum von 1122 und die f. g. Concordata 
nalionis Germanicae von 1447 nebft dem Wiener Goncordate 
von 1448 11), 2) Friedensfchlüffe mit andern Europäi: 
fhen Mächten, insbefondere der Nymweger Friede v. 1679, 
der Ryswicker v. 1697, die Raftadter Kriedenspräliminarien 
oder der Badener Friede von 1714, der Wiener Friede von 
1738 12), der Dresdner Friede von 1745 (für dad Reich ge: 
nehmigt 1751), der Teſchner Friede von 1779 (vom Reiche 
ratihabirt 1780) und der Lüneviller Friede vom 9. Febr. 1801, 
nebft dem zu feiner Erläuterung dienenden Frieden zu Campo 
Formio vom 17. Octbr. 1797 133. - 





1) Mofer, v. Teutſchl. u. deffen Staatsverf. S. 385. Vergl. Über 
Geſchichte u. Inhalt des weitphäl. Friedens: Pütter, Gef. der 
db. Reichöverfafl. I. &. 49—139. Deffelben Geift des weſtphäl. 
Friedens. Gött. 1795. — v. Senlenberg, Darftellung bes weils 
phäl. Friedens. Frankf. 1804. — Eichhorn, d. St. u. Reg. IV 
521-327. — Fur bie Erklärung ift die Sefchichte ber mehrjähris 
gen Verhandlungen wichtig, in W. Gärtner, weftphäl. Friedens⸗ 
canzley. XI Th. Leipz. 1731-37. (gebt nur bis 31. Mai 1646). — 
J. G. v. Meiern, Acta pacis publica oder weftphäl. Friedenshand⸗ 
lungen u. Geſchichte. VI Th. Hannov u. Gött. 1734—36. 

1) S. dief. in dem Corp. jur. publ. von Waizenegger. ©: 1 f. ©. 
79 f. und bei Schmauss, Corp. jur. publ. p. 2 f. p. 47 f. Das 
Erftere jest am beften bei Pertz, Monum. Germ. Tom. IV. (Leg. 
T. Ir) p. 75 seq. Die auf die Concordata nationis Germ. bezügli: 
chen Urkunden (päbftt. Bullen u. f. w.) in ber neuen und volftänd. 
Samml. ber Neichsabfchiede u.f.w. Th. I. S.174f. Vergl. Eich⸗ 
horn's beutfhe St. u. Rsg. Th. II. 8.232. u. Th. II. $. 472. 473. 
u 3.3. Mofer, von Teutfchl. u. deſſ. Staatsverfäff. überhaupt. 
S. 366-384. 

12) Mofer aa O. ©. 469 f. 

13) Diefe Friedensſchlüſſe finden fi) abgebrudt in: Schmauss, Corp. 
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4. Die f. g. Landfrieden, insbefondere der ewige Land⸗ 
friede zu Worms dv. 1495, erneuert ebendaf. 1521, erflärt und 
verbeflert zu Nürnberg 1522, beftätigt zu Speyer 1542, ergänzt 
und von neuem beftätigt zu Augsburg 1548. 1555. 1859. 1566. 
Zulegt zu Regensburg 1594 18), 

5. Die Reihömatrilel v. 1521, ald dad ber Reparti⸗ 
tion ber Geldbeiträge (Meichöfteuern) und der Eruppenftel: 
lung (Eontingente) zu Grunde liegende Verzeichniß der Reiche: 
flände, welches für den von Karl V. intendirten Römerzug ent⸗ 
worfen worden war 15). 

6. Die Ordnung der zehn Kreife von 1521 und bie 
Reichderecutiond=:Orbnung von 1555 16), 


jur. gentium academicum. Il Tom. Lips. 1750. (bis 1731 ſich ers 
firedend) — Woenk, Codex jur. gent. II Tom. Lips. 1781. (v. 
1733-1772). — de Martens, Recueil des principaux Traitss 
(feit 1761). Tom. I—VIl. Gött. 1791—1801. Supplemens Tom I— 
VIII. Gött. 1802—1820. S. auch die zulest genannten Friedens⸗ 
ſchlüſſe und mehrere darauf bezügliche Urkunden bei Leiſt, Lehrb. 
Anhang. S. 1-28. u. in G. v. Meyer, Staatsacten. Th. I. S. 
L fe Vergl. überhaupt Pürter’s Eiterat. II. ©. 49 f. 

fl) Schriften darüber f. in Pütter Literat. II. ©. 647 f. Insbeſ. 
Andr. Gail, de pace publ. Colon. 15880. — J. Ph. Datt, de 
pace publ. Ulm 1698. &. auch Dertel, die Staatögrundgef. des 
d.’ Reihe. ©. 118 f. u. daſ. auch ben Paffauer Vertrag v. 1552. 
(8.159 f.) und ben Religionsfrieben zu Augsburg v. 1555. (©. 198.) 
die Vorläufer bes Weftphäl Friedens. 

15) Abgedr. in Gerſtlacher's Handb. ber Neichögefete. Th. VI. ©. 
815 f£ — Schmauss, Corp. jur. publ. p.87f. — M. Stein, 
de matricula imperli nevissima. Rost. 1704. 1751. — Leift, 
Staatsr. $. 225. (©. 666 f.). 

16) Vergl. oben $. 30. a. E. und $. 31. No. VE. — WMofer, von 
Zeutichland u. deff. Verfaſſ. Überh. S. 275. — M Hoffmann, 
Berfuh einer flaatsrechtl. Theorie von ben beutfchen Reichskreiſen 
überhaupt, und dem Schwäbiſchen insbeiondere. II Ih. Kempten 
1787. — Pütter, instit. jur. publ. 8. 106 fl. — Leift,. Staater. 
8. 91 ff. — Pütter, Literatur DL. S. 177 ff. — ©. aud Leift 
$. 1153 u. über das Project einer neuen Grec. Bron. v. 1673. baf. 
6. 8. Not. 5. 
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7. Die Ordnungen für bie höchſten Reichsgerichte, 
nämlih: a) die Reihdcammergeriht3-Orbnung v. 1495 
und die jüngfte von- 1555, nebft dem Concept einer erneuerten 
und verbefierten C. G. O. v. 1613 und dem €. ©. Viſitations⸗ 
Abſch. v. 1713. b) Die Reichshofrathsordnungen, vorzüg- 
lich die neuefte von 1654 17). 

8. Die Reih8:Polizeiordnung von 1530, mehrmals 
revidirt und verbeflert, zulegt von der Reichsdeputation zu Frank⸗ 
furt 1577 18). 

9. Die Reichsabſchiede, Reichsdeputations und 


Reichsſchlüſſe B). 


17) ©. dief. in den oben angeführten allgemeinen Sammlungen von 
Waizenegger, Schmauß u. f. w. und bie auf dad Reidhscam: 
mergericht bezüglichen Orbnungen in ben beiden Corpora juris ca- 
meralis von Meldyior vu. Lubolf, wovon das eine 1717 zu Wetz⸗ 
lar, das andere 1724 zu Frankfurt erfchienen if. Pütter's Litt. 
des Staatör. Th. II. ©. 452. Die neuefte von Ferbinand II, ohne 
Einmilligung der Reichsſtände erlaffene, Reichshofr. Ordn. v. 1654 
ift fpäter in Betreff bes Modus procedendi anerfannt worden. 
Wahlcap. Art. XIV. $. 8. Leift, Lehrb. $. 135. — Vergl. auch 
Mofer, von Teutfchl. u. deſſ. Staatöverf. überh. S. 234-296. — 
Ueber bie Berfaffung der höchſten Reichsgerichte f. Mof er, von der. 
deutſchen Zuftizverfaffung. II. Th. — Leiſt, Lehib. des Staatör. 
$. 125 ff. — Malblank, Anleitung zur Kenntniß ber beutfchen 
Reichs⸗- u. Provincial= Gerihtd- und Ganzley=-Berfaffung. IV Th. 
Nürnd. u. Altorf 1791-95. S. auch 3. ©. Herchenhahns Ge 
fhichte der Entflehung, Bildung und gegenwärtig. Verfaſſ bes k. 

Reichshofraths. II. Th. Mannh. 1792. 

28) Vergl. R. Abſch. v: 1654- $. 195. Wahlcap. Art. VIL 9.1. — 

RM Samml. der Reichsabſch. Th. HI. ©. 379 f. Genstlacher, 
Corp. jur. publ. et priv. 23h. I. p. 429, und überhaupt Leiſt, 
Staatsr. $. 173. 

19)- &. diefelben in der Neuen Sammlung der Reichs abſchiede (zu: 
legt von Dlenfhlager, von welchem aud, eine gefchichtliche Ein⸗ 

leitung vorausgefchict if). IV Th. Frankf. 1747. — Pachner v. 
Eggenſtorf, Sammlung aller Reichsſchlüſſe (von 1663-1740. 
Regensb. 1740 ff. IV Th. Vergl. auch 3. 3. Mofer, von Zeutfch- 
db überh. ©. 214 f. Abhandl. üb. Gegenftände des allgem. Staa- 

hits in Neubeutfchland. I. S. 30f. &. auch oben $.31. No. II. 
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$. 34. ($. 26.) 
B. Quellen des Territorial⸗Staatsrechts. 


Moſer, von der Reichsſtände Landen. S. 1129 ff. Von der Landeshoheit 


J. 


. ferli 


überhaupt. ©. 42 ff. — Schnaubert, Staatör. ber gefammt. 

Reichslande. $. 13. — Leift, Lehrb. $. 10. — Mohl, würtemb. 
Staater. 1.9. 7f. — BHagemeifter, mecklenb. Staater. 8. 3. 

Einen reihen Schat von Urkunden aller Art, bie fih auf eins 

zeine Reichsſtände u, beren Territorien beziehen, enthalten bie Als 

„tern Sammelwerke, ganz vorzüglich aber Lünig's deutſches Reichs⸗ 

Archiv (Pütter’s Litt. I. ©. 209 f.) und Deffelben Collectio 


nova, worin der mittelbaren od. landfäff. Nitterfchaft in Teutſch⸗ 


land fonderbare Prärogativen u. Gerechtſamen, auch Privilegien 
u. Freiheiten enthalten find. Frkf. 1730. II Theile. 


Zu den älteften Quellen gehören dad Herkommen, kai⸗ 
he Gonftitutionen, Reichsgeſetze und Privilegien, 


befonders auch Lehnbriefe des Kaiferd für Inhaber der Lan- 
deöhoheit, deren Unterthanen und Stände hd. Die Gefebgebung 
von Kaifer und Reich war in diefer Beziehung unbefchränft; 


gegen 
gien 
mung 


1) 


2) 


Beſchränkungen der Landeshoheit durch Faiferliche Privile- 
aber machte die Wahlcapitulation fichernde Beſtim⸗ 
en 2). 


Mof er, von ber Sandeshoheit Überhaupt. &. 45. S. insbef. die 
beiden Sonftitutionen Kaifers Friedrich II. v. 1220 u, 1232, worin 
die Rechte der geiftlichen u. weltlichen Lanbesheren überhaupt, in 


ihrem damaligen Umfange, anerkannt wurden. Schmauss, Corp. 


jur. publ. p. 4—8. (Bergl. oben $. 29. No. IN). 

Wahlcap. Art. VI $. 5. „Woneben Wir führohin keinerley von 
Unferen Vorfahren zu ertheilen nicht hergebradhte Privilegsa, fo bes 
rer Shurfürften, Kürften und Ständen in bero Territorlis zuſtehen⸗ 


"den PoliceysWefen und gleihfalld hergebrachter Gerechtſa⸗ 


men in einigerieh Weg vorgreifen, ertheilen, noch die etwa bes 
reits ertheilte erneuern follen noch wollen. « Art. XV. $. 2. „Wie 
wir dann auch keinem Churfürften, Fürſten und Stand (die unmits 
telbare Reichſs⸗Ritterſchaft mit begriffen) feine Lanbfaffen ihme 
mit oder ohne Mittel unterworfene Untertbanen — von beren 
Botmäßigkeit und Jurisdbictionen, wie auch wegen Landes⸗ 
fürftt. hoher Obrigkeit, und fonften rechtmäßig hergebrachten re- 
spective Steuern, Zehnden und andern gemeinen Bürben und Schul: 


Bahariä’s Staatsrecht. I Bd. 2te Aufl. 9 
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N. Mit Entftehung der Landflände und ber Enitwidelung 
der lanbftänbifchen Werfaffung werben aud eine wichtige Quelle 


des Zerritorial = Staatsrechts : 


A. die in ber Regel auf dem Wege bed Vertrags entſtande⸗ 


nen und hiernach zu beurtheilenden 3) ältern Freiheitsbriefe, 
Landesfreiheiten od. Privilegien, Handveften, Receffe, 


Accorde, Schablosbriefe oder Reverfalien (bei einzelnen 
Bewilligungen ber Landftände) %). Gleicher Natur find: 
B. bie f. g. Landes: Compactate, Landes-(Erbe und 


digkeiten, weber unter dem Praetext ber Lehenherrſchaft, 
Stanbeserhöhung, noch einigem andern Schein, erimiren und 
befreyen, nody foldyes andern geftatten wollen.u Pütter’s Beis 
träge. I. ©. 307. 

3) Mofer, von der Rrichsſtände Landen. S. 942. 1126. 1130 ff. 

4) ©. über die verfchiedenen Arten und Benennungen Mofer a. a. O. 
©. 1124 ff. u. überh. Häberlin, Handb. I S. 40f. — Eid 
born, deutſche St. u. Reg. TU. $. 427.3 aber auch Rudhart, Ges 
ſchichte der Landſtände in Baiern. Heidelb. 1816. 2ter Ih. ©. 87. 
S. auch Hausmann, Beiträge zur Gefhichte der ſäch ſ. Landesver- 
fammtungen. Th. I. ©.64f. Eine Iufammenftellung ber Lanz 
besfreiheiten vieler einzelner Zerritorien.(mit Auszügen) giebt Mofer 
von ber Reichsſtände Landen. Bud IV. Gap. U. ©, 949—1124. 
Eine Sammlung berfelben enthält Joh. Chriſt. Lünig’s oben 
-angefühtte Collectio- mova. (Die Gammlung Liefert meiſtens nicht 
blos ritterſchaftliche, ſondern fändifche Privilegien überhaupt). 
Rachweiſungen für einzelne Länder f. noch bei Klüber, öffentl. R. 
8.74, Not. a. b. Merkwürbig find insbefondere: 1. die, Qaieriz 
ſchen Freipeitöbriefe, |. Rubhart a. a. O. 2. Die wärtem- 
berg. Landeöverträge u. Privilegien, namentlich ber Tübinger Vers 

> trag von 1514 und ber Erbvergleich von 1770. Reyſcher, würs 
temb. Staatsgrundgefege: Bb. I— IM. Tübing. 188 f. — Paus 
lus, Haupturkund. ber würt.. Landesgrundderfaſſ. Heidelb. 1816. 
3. Die Privilegien der braunſchw. lüneburgiſchen. Lande. Ja⸗ 
eobi, Landtagsabſchiede und andere die Verf. des Fürſtenth. Lünes 
"treffenden Urkunden. IT Th. Hann. 1794. 1795 — Kleins 

t Samml. von Landtags = Abfch. u. f. w. ber Fürſtenthümer 

v9, ‚Grubenhagen u. Göttingen. II Th. Hann. 1832. ©. 

ven Verbindlichteit, Beftätigung, Anwendung, Grläuterung 

ber Bandeöverträge Mofer a. a. D, Bud IV. Gap. 8-12. 


1 
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Srund:) Vergleiche, wodurch Streitigkeiten zwifchen Landes: 
herrn und Ständen, welche ſchon vor ben Reichsgerichten verhan: 
delt waren, (unter Vermittlung Paiferlicher Commiſſarien), verglis 
hen und befeitigt worden find 5). Won ähnlicher Bedeutung find 
die Vergleiche über Streitigkeiten in Städten zwifhen dem 
Rathe und der Bürgerſchaft. Diefelbe Kraft haben: 

C. .die res judicatae, d. h. reich8= und lanbeögerichtliche Er: 
Eenntniffe in Streitigkeiten zwifchen der Landesherrfchaft und. den 
Unterthanen 6). Zu diefen fommen noch, als eine wichtige und 
reichhaltige Quelle, befonders feit. dem 16. Jahrhundert: 

D. die Landtagsabſchiede, welche ihrem Inhalte nad 
auch meiftens die Natur eined vertragdmäßig conftituirten Rechts 
haben und fi) von den neuern Landtagsabfchieden, wo fie über: 
haupt noch vortommen, wefentlid unterfcheiden 7). 

IM.. Samilienverträge, Erbverbrüderungen, Theis: 
Iungöreceffe in Succefjionsfällen, fürffliche Teftamente, über 
haupt f. 9. Hausgeſetze 8). &ie enthalten zum Theil wichtige 
Beflimmungen: a) über die Veräußerung bed Xerritoriumd und 
einzelner Beſtandtheile deffelben, insbefondere auch des fpäter f. 
g. Kammerguts; b) über die Succeffiondfähigkeit, Succeffions: 
ordnung, Einführung der.Primogenitur, Vormundſchaft, Apana- 


5) ©. über biefe Quelle überhaupt und Nachrichten von verfchiedenen 
dergleichen Streitigkeiten Mofer von der Reicheflände Landen. ©. 
1189-1356. Beſonders bemerkenswerth ift 3. B. ber meklenbur⸗ 
giſche, fehr umfangreiche, Eib>Landesvergleich v. 1755. Abgedruckt 
u.%. hinter Jargom, von ben Regalien. Auch wo es keine Stände 
gab, kommen folcdye Landesvergleihe vor; 3. B. Hohenzollerne 
Hechingſcher Landesvergleich v. 26. Jun. 1798, und Schaums 
burgskippefcher Landesvergleich v. 1791, woburdy nach einem bei 
dem Reichscammer⸗Gericht geführten Proces die Steuerpflicht der 
unterthanen regulirt wurde. 
Mofer, von der Reichsſtände Landen. ©. 1139., von der Landes⸗ 
hoheit Aberhaupt. &. 48. — Pütter, Beiträge. I. &. 306. — 
Häberlin, Hanbb. II. ©. 93. 
7) Mofer, von der NReichsftände Laden. &. 11265. Sammlungen für 

einzelne Länder f. fchon oben bei A. (Note 4.) 
8) Vergl. Eihhorn, d. St. u. Rsg. III. $. 428 ff. - IV. $. 540 f. 

9% 


—R 
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gen der Nachgebornen, Rechte der Töchter und fürfll. Wittwen. 
Nicht felten wurden fie von den Landfländen garantirt oder ge⸗ 

\ wiffe Punkte vertragsmaßig mit ihnen feftgeftellt, wodurd fie 
auch dem Lande gegenüber einer wilführlichen Abänderung ent: 
zogen wurden ?). 


IV. ganbeöberrliche Privilegien für geiftliche und welt- 


liche Corporationen, insbefondere Städte 19), für Einzelne und 

ganze Stände; dann auch Landesgefebe im engern Sinne, 

insbefondere die Landes- und Polizei-Ordnungen ber eins 

zelnen Länder, welche haufig. auch Beflimmungen über Gegen: 
ſtände des öffentlichen Rechts enthalten, 


9) Nic. Betsius, 'tract. de statutis, pactis et consuetudinib. fami- 


10) 


liar. illustrium. Argent. 1611. 1699. Andere Schriften darüber ſ. 
bei Pütter, Literatur. „II. $. 1523. S. auch Mofer, von ber 
Landeshoheit überhaunt. ©. 48. — Chr. Majer, Autonomie des 
Fürften- und übrigen unmittelbaren Abelftandes im beutfch. Reiche. 
Zübing. 1782. — Pütter, Erörterung. u. Beifpiele. I. S. 143 ff. 
— Jaup, de valore et efficacia pactorum s. statutorum 'familia- 
rum illustrium. Giessae 1792. — Ueber die Nothwendigkeit 
ber kaiferlihen Beftätigung: Wahlcap. Art.1. $.-9. -» Sollen 
und wollen auch — — die, denen Reidy8=Constitutionibus gemäß, 
gemadhte Uniones, zuvorbderft aber die unter Churfürften Fürſten u. 
Ständen aufgerichtete Erb-Verbrüberungen — — auf gebüh— 
rendes Anfuchen ohne Weigerung und "Aufenthalt, in beftändiger 


VForm confirmiren.u — Art. XI. $. 2. „Dabei (nämlich bei der 


Belehnung) auch diefelben mit ber Edition deren atten.Pacto- 
rum familiae nicht beſchweren, vielmeniger bie Reichs » Beleh- 
nung wegen erflgebachter Edition ber Pactorum familiae, (weldyen 
— an ihrer Validität und Berbindlichfeit nichts abgehen folle) bie 
feyen neue oder alte — aufhalten.» — Theilweiſe, nicht felten 
nachtheilige Geheimhaltung der Hausgeſetze. — An einer voll 
fländigen Sammlung fehlt es. Nachweifungen f. in Mofer, Fa⸗ 
milien > Staatsredht. Th. 1.8. 969 ff. Th. II. S. 946ff. — J. D. 
Reiche, Verzeichniß zur Erläuterung d. deutſch. Privatfürftenrechts 
vorzüglich gehöriger Urkunden. Büdeb. 1785. — Klüber, öffentl. 
Recht. $. 75. Not. a. 

Vergl. Mof er, von der Landeshoheit Überh. ©. 48. mGiähoen, 
b. St. u. Rög. Th. U. $. 310. Th. II. $. 431. u. bef. Chr. G. 
Riccius, zuverläſſ. Entw. von Stadtgeſetzen. Frkf. u. Lpz. 1740. 
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V. Verträge einzelner Landesherrn untereinander, wo— 
zu indbefondere auch die für gewifle Zwecke eingegangenen Ver: 
einigungen der Stände eines Kreifes 11), Ehurfürften-, Fürſten⸗ 
und Grafen-⸗Vereine, Verträge oder Beſchlüſſe von Religions: 
Senoffen, Zerritorial -Receffe u. f. w. gerechnet werden können. 
VI. Berträge einzelner Reichsſtände mit auswärtigen 
Staaten. 


Zweite Abtheilung. 


Die AUuflöfung des deutſchen Reichs und der 
Nheinbund (Abeiniſche Bund). 


$. 35. (6. 27.) 


E. Der Lüneviller Friede und 
der MeichE : Deputationd : Sauptfchluf von 1803. 


Leift, Lehrb. d. Staater. &.24f. — Klüber, Öff. Recht. $. 25—26. — 
Jordan, Staater. I. $.168f. — Schmalz, db. Staater. $. 191 ff. 
Den Lüneviller Frieden (mit dem Frieden v. Campo Formio) f. in de 
Martens, Recueil des principaux traites. Tom. VI. p. 420. Tom. 
VIL p. 541. in v. Meyer’s Staatsacten. I. S. 1 f. den Reiche = 
Dep. Hptſchl. v. 1803. daf. S. 12 f. ferner bei Leift, Staater. 
im Anhang (mit andern darauf bezäglichen Urkunden); und (mit 
biftor. Einleit.) bei Dertel, Staatsgrundgef. des deutſch. Reiche. 
&. 566 fe — Abd. Chriſt. Saspari, der Deputat. Neceß mit 
biftor. geograpb. u. flatift. Erläut. IITh. Hamb. 1803. Zur Er: 

" Härung ift wichtig: Protocoll ber außerorb. NReichsbeputation zu 
Regensburg. Bd. I. (Sesa, A—25.) Bb. II. (Sess. 26-50.) nebft 
ben Beilagen Bd. I—IV. Regensb. 1803. — S. audy darüber 
die Zeitfchrift (von Winkopp) Der teutfche Zuſchauer Hft. 1-3. 
Dffenbad) 1802. 1803. u. Der neue teutfche Zufchauer. Bd. L II. 
Zrantenthal 1804. — 93. Rich. v. Roth’s Abhandl. zu Erläut. 
bes Lünevill. Fried. u. bed Dep. Hauptichluffes. Bamb. u Würzb. 
1804. u. bas_oben $. 29. Note 3. angef. Werk von v. Hoff. 


1) Fr. C. v. Mofer’s Sammt. fämmtlicdher Kreisabſchiede (bis 1599). 
Leipz. u. Ebersd. 1747—48. DICH. — Deſſelben Samml. des 
fränt. Kreifes Abfchiede (v. 1600-1748). Nuürnb. 1752. u. Samml. 
ber Abſch. des Oberſächſ. Kreifes. Jena 1752. 
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Der weftphälifche Friede hatte. die Schwäche bes. beutfchen 
Reichs grundgefeglich fanctionirt. Das nur zu oft zum großen 
Nachtheil des Reichs andgeübte Bündnißrecht der Reichsſtände, 
die ſich zum Theil Auswärtigen (Frankreich) verkauften; die 
Machtloſigkeit der Reichsgewalt den größern Reichsſtänden gegen: 
über 1) und die Unmöglichkeit einer verfaſſungsmäßigen, bie Ein— 
heit und Kraft des Reichs fihernden, Reform 2) war mehr und 
mehr and Licht getreten 3). Die beiden mächtigſten Glieder des 


1) Mofer von ber Landeshoheit überh. (1773) ©. 258. »Im Reiche 
ift die Thuͤre ohnehin ſchon aus dem Angel, und der Wagen aus 
dem Gelaiß: Das Gleis Gewicht unter denen Reichsſtänden unter 
fid) hat bereits fo ſtarck Noth gelitten, daß bie Schwache ſich derer 
Mittleren, und bie Mittlere derer Großen, oft nicht länger erweh⸗ 
ven fönnen, ald es dem Mächtigeren. beliebet, ftile zu figen.u is 
nen eclatänten Beleg dazu, lieferten fpäter bie eigenmädtigen Oc⸗ 
Eupationen Preußens in Franken 1792f. nad) der Erwerbung 
der fränfifchen Länder bes Brandenburgifchen Haufes. Vergl. Reuff, 
teutſche Staatskanzley. Ih. 29. 30 u. 31. Klüber, Öffentl. Recht. 
$ 26. Note c. Häberlin’s Staatsardiv. Bd. II. ©. 328 f. . 
Sam. de Pufendorf de Statu Imp. Germ. Cap. VI. $.9, nachdem 
ex ausgeführt hat, „Germaniarı esse irregulare aliquod corpus — 
cujus simile in toto terrarum orbe non exstat“, fügt prophetiſch 
hinzu: „Quemadmodum autem ea est natura omnium degenera- 
tionum, ut, quando a principio suo longius discesserunt, prono 
lapsu et velut ultro ad extremum suum tendant, ad pristinam au- 
tem formam aegerrime- possint retraht — ita Germania sine maxi- 
mis motibus summaque rerum confusione ad justi regni leges 
reformars nequit. — Ad foederatorum aliquod systema' ultro 
vergit.““ Bergl. daf. Cap. VII. De viribus et morbis Imperii Ger- 
manici u. Cap. VIII. De Ratione Status Imp. Gerianici. — 

Vergl. bie, wenn auch ihrer Grundlage nad) widerrehtlihen aber 
der Sache nah nicht unwahren, Schilderungen des Buftandes bes 
deutfchen Reihe in der Note bes franzöſiſchen Gefandten und ber 
Erklärung der Rheinbundafürften zur Rechtfertigung ihrer Losfagung 
dom Reichsverbande v. 1. Aug. 1806. Meyer’s Staatsacten. 1..@. 
101 ff. Der franzöfifche. Gefandte fagt unter Anderm: „Der Reiche- 
tag hatte aufgehört einen eignen Willen zu haben. Die Sprüche 
der höchften Reichsgerichte konnten nicht erecutirt werben.- Alles bes 
zeugte eine folhe Abſchwächung, daß ber Reichsverband Niemandem 


E 
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Reichs, Defterreich und Brandenburg (Preußen), ringen im 1Sten 
Jahrhundert um das Webergewicht, und die übrigen Reichöftände 
müſſen fih zu ihrer Selbſterhaltung an die eine oder andere 
Macht anfchließen. Dad Reich war bei dem zeitweile auöbre: 
chenden Kampfe eine Null 9). Auch der von Friedrich Dem Gros 
Ben am Ende feines Lebens (zunächſt mit Sadhfen und Hans 
nover) geftiftete f. g. Fürſtenbund v. 23. Juli 1785 benugte 
mehr bie. Reichöverfaflung wider die Wergrößerungs: Pläne Kai: 
ferd Joſeph U, als daß es ernftlih. auf Schutz und Stärkung 
der Reichöverfaflung abgefehen geweſen wäre 3). 
Die franzöfifche Revolution führte zwar eine gewiffe Einig: 
feit der beiden beutfhen Großmächte herbei und in den 1792 
eröffneten; . in feinem Fortgange unglüdlihen, Krieg wurde feit 
1793 auch das deutfche Reich verwidelt. Es war der legte Krieg, 
an.dem dad Reich als folches Theil nahm, welches dabei feine ganze 
Schwäche und Haltlofigkeit bewähren mußte. Denn bald’ wurde 
durch den reichöconftitutiondwidrigen Frieden Preußen’s mit 
Frankreich, abgeichloffen zu Bafel am 5. Apr. 1795 und bie 
am 17. Mai dell. Jahres verglihene Demarcations-Linie®), 
das nördliche Deutfchland von dem Süden factifch getrennt, wor: 


mehr eine Garantie barbot u: nur eine Quelle des Streits für bie 
Mächte war.u GS. aud) v. Berg, Abhandl. zur Erläut, der Rhb. 
Acte. J. S. 189 ff. 
4) Der gegen Friedrich d. Gr. eingeleitete Achtöproceß war .nur ein 
Gegenftand des Spottes u. bie Niederlagen des Neichöheers und bie 
Belhimpfungen, die ſich ber Reichstag zu Regensburg gefallen Taf: 
fen’mußte,, für die Mehrheit ein Triumph. 
Vergl. darüber v. Dohm's Denkwürdigkeiten. Th. III. — Eich 
horn's d. St. u. Rechtsgeſch. Th. IV. $. 602. — Vergl. jetzt be⸗ 
ſonders: Ad. Schmidt, Preußens deutſche Politik. Die drei Für⸗ 
ſtenbünde von 1785 1806. 1849. Berlin 1850. u. deſſelben Ges 
ſchichte der preuß. deutfchen Uniond- Beftrebungen. Abth. I. Der 
Kürftenbund von 1785. Berlin 1851. 
Die Rechtéwidrigkeit biefes Friedens = Abfchluffes ift in neuerer Zeit 
burdy ein austrägalgerichtliches Erkenntniß bes Ober: Tribunals zu 
Stuttgarb vom NRobbr. 1837 gegen Heſſen⸗Cafſſel anerkannt. Pro: 
toc. der Bundesverſ. 1838. ©. 9 f. - 


— 


Sr 
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auf auch Würtemberg, Baden, ber ſchwäbiſche Kreis und Baiern 
mit dem Reichöfeinde (1796) einfeitig Waffenftillftand fchlof- 
fen, und. dann noch der Abſchluß des. Friebend zu Campo⸗ 
Formio zwiſchen Oeſterreich und ber franzöfifchen Republik, 
vom 17. Octbr. 1797, der auch kein Reichs friede war, erfolg- 
te 7). Erft nachdem. der Süden Deutfchlands (1799) in die neue 
Coalition. und den Kampf gegen Frankreich verwidelt worden 
war, kam ed, nad den Siegen Moreau’3 in -Deutfchland und 
Bonaparte's in Italien, zum Abichluß des, die Stipulationen von 
Campo =Zormio größtentheild beftätigenden, Friedens zu Lüne- 
ville v. 9. Febr. 1801, weldyer von der Reichöverfammlung un 
term 7. März deſſ. Iahres genehmigt wurde, fo fchmählich auch) 
fein Inhalt für Deutfchland war. Abgefehen von andern Ber: 
zichten des Kaiferd und Reichs auf alle (befonderd lehnherrlichen) 
Rechte auf die zur cisalpinifchen und ligurifchen Republik ges 
ſchlagenen Länder in Italien 8) u. ſ. w., wurden fämmtliche auf 
dem linfen Rheinufer belegenen deutſchen Lande definitiv an 
Frankreich abgetreten und dabei noch überdieß dem „Reiche die 
Verpflichtung aufgebürdet, „aus feinen Mitteln» die » bepofle- 
dirten erblichen Fürften“ zu entfchädigen 9); ja felbft für den 


7) v. Meyer, Staatöacten. J. ©. 7 f. 

8) Lüneviller Friede Art. XIL XII. vergl. mit bem Frieden zu Cam- 
po Formio Art. VII. VIH. 

9 Lüneviller Friede Art. VL „S. M. ’Empereur et Roi, tant en son 
nom, qu’en celus de PEmpire Germansique, consent à ce que la . 
Republique Frangaise possede d&sormais, en toute souverainet& et 
propriete, les pays et domuines situes a la rive gauchte du Rhin _ 
et qui faisaient partie de Empire Germanique; de maniere, que 

— -ee Thalweg du Rhin soit desormais la limite entre la Ré- 
publique Francaise et ’Empire Germanique.“ — Stipulation einer 
Entſchädigung der erblidyen Fürften aus ben Mitteln des Reiche. 
Lüneviller Friede Art. VIL „— qu'en conformite des principes 
formellement &tablis au Congrös de Rastadt: (weldyer geiftliche Ter⸗ 
ritorien u. Reichsſtädte bereits dazu beflimmt hatte) l’Empire sera 
tenu de donner aux princes hereditasres, qui se trouvent depos- 
s6des à la rive gauche du Rhin, un dedommagemsent, qui sera 
pris dans le sein du dst Empire, suivant les arrangemens qui, 
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Herzog von Modena und den Großherzog von Toscana, welche 
ihre Länder verloren, mußte Deutfchland die Entſchädigung übers 
nehmen 19). 

Zur Ausführung der Beflimmungen bed Lüneviller Frie⸗ 
dens, indbefondere zur Ausmittelung der dafelbft ausgeſetzten Ent- 
fhädigung, wurde in Folge bed vom Kaifer (am 7.Novbr. 1801) 
genehmigten Reichögutachtend v. 2. Octbr. 1801, unter mehr ald 
vermittelnder Einwirkung von Frankreich und Rußland, am 24. 
Aug. 1802 eine außerordentliche Reichd= Deputation (8 Mitglies 
ber, zur Hälfte aus dem churfürfllichen, zur andern Hälfte aus 
dem Zürften-Eollegium) zu Regensburg in Thätigkeit gefebt, 
welhe, auf Grundlage der von ben vermittelnden Mächten 
gemachten Propofitionen, die Entfchädigungsftage mehr. nach 
Gunſt ald Recht il) zum Abfchluß brachte und mit den die: 
felbe betreffenden Beflimmungen eine Reihe von dadurch noth: 


d’apreös ces bases, seront siterieurement determinds." — Franke 
reich übernimmt zwar nad Art. VII. (wie es bereits im Art 4 u. 
10. des Friedens von Campo Formio beflimmt war) bie auf. den 
Ländern des linken Rheinufers haftenden Schulden („les dettes hy- 
poth&qu&es avant la guerre sur le sol des dits pays‘), aber nach 
ber nun beliebten Interpretation Eeine andern, „que les dettes r&- 
sultantes d’emprunts formellement consenlis par les dials des pays 
éédés, ou des depenses faites pour l’adminisiralion effective des 
dits pays.“ " 

0) Lüneviller Frieden Art. IV. Der Herzog von Mobena follte ben 
Breisgau von Defterreich erhalten. — „Le Grand-Duc obtiendra en 
Allemagne une indemnits pleine et entiöre de ses dtats d’Italie.“ 
(daf. Art. V.) 

1) So erhielten 3. B., in Kolge befonderer Unterhanblungen mit den 
auswärtigen Dictatoren, eine, mit dem erlittenen Berluft in gar kei⸗ 
nem Verhältniß flehende, enorme Entfhädigung: Preußen, Baiern, 
Würtemberg, Baden, Heſſen⸗Darmſtadt; während ſich andere klei⸗ 
nere Fürſten blos mit der Ausficht auf eine Geld = Entfchädigung bes 
gnügen mußten. Klüber, genealogifches Staatshandb. Frkf. 1836. 
S. 322, — An Gründen für bie enorme Begünſtigung Einiger 
fehlte es natärlid nit. ©. 3.8. über Baden die Schrift: Weber 
die Anfprüche der Krone Bayern an Landestheile des Großh. Baben. 
Mannh. 1827. ©. 10 f. 
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wendig gewordenen Verfügungen und wefentlihen Abänderungen 
ber-Reichöverfaffung in Berbindung brachte. — Reichs-Deputa⸗ 
tions-Hauptſchluß v. 25. Febr. 1803, beftätigt durch Reiche- 
gutachten v. 24. März und Kaiferl. Ratificationd=:Decret v. 27. 
April 1803 12). — Seinem-Inhalt nach betrifft diefer Reichöde: 
putationd= Hauptfhluß: Audmittelung und Bertheilung der Ent: 
ſchädigungen nebft Regulirung des Werhältniffee der übrig- 
bleibenden fech8 freien und unmittelbaren Städte ($. 1—30 f.); 
Neue Kurwürden und neue Birilfiimmen im Reichsfürſten⸗ 
rathe, auch neue privilegia de non appellando ($. 31—-33); 
Allgemeine Säcularifation aller (mittelbaren u. unmittel 
baren) Güter der Domcapitel, Stifter, Abteien und Klöfter »in 
den alten fowohl ald in den neuen Befigungen“ ($. 34 f.) 13); 
Beftimmungen über die Verpflihtung der entfchäbigten Reichs⸗ 
flände, die von ihrem Beſitz jenfeitd des Rheins herrührenden, 
vorn Frankreih nicht übernommenen Schulden auf ihre zur 
Entihädigung erhaltenen Domänen und Renten zu übernehmen 


12) ©. bef. 3. 8. Sämmerer, Hauptfchl. der außerord. Reiche: Dep. 
v⸗ 25. Gebr. 1803 nebſt dem Reichsgutachten u. f. w. — nad) ben 
DriginalsAeten burchgefehen. Regensb. 184. — 3. A. Bahls 
tampf, Reichsſchluß v. 27. April 1803, dem Kaiferl. u. Reiche 
cammergericht mit verfchieb. Staatdacten am 3. Aug. 1803 infinuirt. 
Weblar 1804. — Der Reid: Dep HptidL beftehbt aus 89 Para⸗ 
graphen. Für die erften 55. 1-47 follte der franzöfifche Tert 
das Original bilden Es iſt aber auch bie beutfche Neberfegung offi= 
ciel für völlig treu u. authentiſch erllärt. Vergl. F. v.Berg, ju⸗ 
riſt. Beobacht. Th. II. ©. 64. 

3) Reiches Dep. Hptſchl. $. 34. „Ale Güter ber Domcapitel und 

- ihrer Dignitarien werben ben Domänen ber Bifchöfe einverleibt 
und gehen mit den Bisthümern auf bie Kürften über, benen 
diefe angewiefen find —.« $. 35. „Alle Güter der fundirten 
Stifter, Abteyen und Klöfter — werden ber freyen und 
vollen Diepofition der refpectiven Landesherrn fowohl 
zum Behuf des Aufwandes für Gottesdienft, Unterrichts- und ans 
bere gemeinnügige Anftalten ale zur Grleichterung ihrer Finanzen 
überlaffen, unter dem beftimmten Borbehalte ber feflen und 
bleibenden Ausftattung der Domkirchen — und ber Penfios 
nen ber aufgehobenen Geiſtlichkeit.“ 


Sr 
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($. 38) 14); über die Aufhebung der Rheinzölle und eine (mit 
Frankreich gemeinfchaftliche) |. g. Rheinfchifffahrtd:Dctroi 
($. 39) 15). Es folgen dann Anordnungen über die Lehnsherr⸗ 
lichleit in Betreff der auf ber rechten Rheinfeite liegenden, von 
den ehemals auf dem linken Ufer beftandenen Lehenhöfen abhan⸗ 
genden Leben ($. 40); über den Anfang bed „Civilbefiges« 
der neuen Herrn in den Entfhädigungslanden (1. Dechr. 1802) 
und die Ungültigkeit aller in denfelben feit dem 24. Auguft 
1802 vorgenommenen Veräußerungen, welche nicht als Fol⸗ 
gen der gewöhnlichen Verwaltung anzufehen find ($. 43 u. 44); 
Vernichtung aller Anſprüche auf die durch den Frieden abgetre: 
tenen Zänder, mit Uebertragung der Familien⸗-Succeſſions—⸗ 
rechte auf die Entſchädigungs⸗ und eingetaufchten Objecte ($. 
45 f.); über die perfönliche Stellung und &uftentation der abs 
tretenden geiſtlichen Regenten und der ihre Pfründe verlierenden 
Derfonen (6. 47 — 58). Demnächſt wirb ($. 59) der ſämmtli⸗ 
chen geiftlichen und weltlichen Dienerfchaft in den Entfchä- 
bigungslanden „ber unabgefürzte lebenslänglidhe Forts 
genuß ihres bisherigen Ranges, ganzen Gehalts und 
rehtmäßiger Emolumente, oder, wo diefe wegfallen, eine 
dafür zu vegulirende Vergütung gelaflen» oder, wenn fie ans 
fäffig find, und ſich nicht verfegen laſſen wollen, eine ſehr billige 
(bei einem „Adjährigen Diener“ den vollen Gehalt mit Emolus 
menten umfaflende) Penfion zugefihert. — Der $. 60 beftimmt: 
„Die dermalige politifche Verfaffung der zu ſäcularifi⸗ 
renden Lande, in fo weit folhe auf gültigen Verträgen zwis 
fchen dem Regenten und dem Lande, auch andern reichsgeſetz⸗ 
lihden Rormen ruht, folk ungeftört erhalten, jedoch in 
demjenigen, was zur. Civil: und Militairadminiftration, 
und deren Verbefferung und Wereinfachung gehört, dem neuen 
gandesherrn freye Hand gelaffen werden“ 16), Im $. 61 


14) Vergl. über diefen Sphen bef. Klüber, Abhandl. u. Beobachtungen. 
Bd. II. ©. 331 f. 

15) S. die Convention barüber v. 15. Aug. und 1. DOctbr. 1804 in 
v. Meyer’s Staatsacten. I. ©. 59 f. 

16) Bergl. hierüber: 3.8. Runde, über die Erhaltung der Berfaffung 
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werben die Regalien, bifhöfliden Domainen, domcapitelifchen 
Befisungen und Einkünfte dem neuen Landesherrn zu: 
gewiefen. „Die erz= u. bifhöflihen Didzefen aber ver: 
bleiben (bid auf Weiteres) in ihrem bisherigen Zuſtande“ 
($. 62). Bon befonderer Wichtigkeit für die Religiondverfaffung 
war der $. 63: „Die bisherige Religionsübung eine jeben 
Landes foll gegen Aufhebung und Kränkung aller Art 
gefhüst ſeyn; insbefondere jeder Religion der Beſitz und un: 
geftörte Genuß ihres eigenthümlihen Kirchenguts, auch 
Schulfonds, nah der Vorſchrift des weftphälifhen Fries 
dend, ungeflört verbleiben; dem Landesherrn ſteht jedoch 
frey, andere Religiondverwandte zu dulden und ihnen 
den vollen Genuß bürgerlicher Rechte zu geflatten.« Es 
folgen dann noch Beflimmungen über die Mediatflifter und 
Klöfter ($. 64); Erhaltung der milden Stiftungen ($. 65); Si⸗ 
cherung ded Unterhaltö der penfionirten geiftlichen Perfonen ($. 
66 f.); Grundfäge für die Vertheilung der Suftentationsfum: 
men unter die mehrern neuen Herm eines geiftlichen Landes 
($. 68 f.); Beſtimmungen über dad Schuldenwefen der Ent- 
ſchädigungslande ($. 77—81); über Kreisfchulden ($. 82—85), 
Reihsfteuern und Kammerzieler der Entfhädigungslande 
(F. 86— 89). — Mit diefem Reichsdep. Hauptichluß war dem 
Reiche bereitd das Zodedurtheil geſprochen; die Verfaſſung in 
ihrem Wefen vollig gebrochen; nur der Ehrgeiz und Eigennug 
einzelner Fürſten befriedigt und lauter Verwirrung an die Stelle 
der bisherigen Ordnung der Reichöverhältniffe gefebt. 


$. 36. (6. 28. 20) 


, I& Der Nbeinbund. Die völlige Aufldfung 
Der Deutfchen Neichöverfaffung. 


March. Lucchesini, sulle cause e gli effetti della confederazione Re- 
nana. II T. 1819. Deutfch von v. Halem. Keipz. 1821. 2 Th. — 


in ben Entfchäbigungslanden, nach dem Reichsdep. Hptfchl. v. 1803. 
Gött. 1805. (Die Befchwerbe der Stände des Herzogthums Weft- 
phalen gegen H. Darmfladt betreffend.) — Bemerkungen zur Er- 
Märung des $. 60. des Reichsdep. Hptſchluſſes. Frankf. 1806. 
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Pölig, der Rheinbund hiſtoriſch und ſtatiſtiſch dargeſtellt. Leipz. 
1811. — Verſchiedene hierher gehörige Beiträge in der Zeitfchrift, 
der Rheinifchye Bund v. Winkopp (oben ©. 27.). ©. audh Ab. 
Schmidt, Preußens deutfche Politik. Berl. 1850. ©. 73f. — 
Saup, über bie Auflöfung bes rhein. Bundes. GBieffen 1814. — 
Dertel, die Staatögrundgefege bes deutich. Reiche. ©. 639 f. u. 
Biedermann, über bie Verſuche zur Einigung Deutfchlande feit 
der Auflöfung des Reihe, in ber Beitfhr. Sermania. Bb. I. 
(1851) ©. 352 f. 


1. Mit der durch den Reichödeputationd = Hauptfchluß von 
1803 gegebenen Entſchädigung hatte das deutfche Reich feine 
legten großen Opfer zur vermeintlihen Selbfterhaltung gebracht. 
Seine vollige Ohnmacht war eine unleugbare Thatfache und für 
den Ehrgeiz und die Habfucht der vergrößerungsfüchtigen Reiches 
flände bot es feine von ihm felbft zu erlangende Ausbeute mehr 
dar; dagegen verfpracd die Verbindung mit dem neuen Beherr: 
fcher Frankreich, der fich mitten im Frieden die fchreiendften 
Gewaltthaten gegen Glieder des Reichs ungeftraft erlauben durf: 
te), Schuß und Gewinn. So warfen fi) die füdbeutfehen 
Staaten dem erften Conſul, fpäter Kaifer, in die Arme 2) und 
traten im Kriege gegen Oeſterreich im Jahre 1805 auf Frank: 
reich8 Seite, wofür fie in dem auch für Deutfchland ſchmach⸗ 
vollen 3) Zrieden zu Presburg v. 26. Dechr. 1805 durch neue 
Zitel, durch Territorial-Zuwachs und (für Baiern, Würtemberg 
und Baden) durch Zufiherung einer der rechtlich noch beſtehen⸗ 
den Reichdangehürigkeit Hohn fprechenden Souveränetät und 


I) Widerrehtlihe, mit dem Bruch der Demarcationslinie verbundene, 
auch von Preußen aber leider gebuldete, Dccupation des Churfürs 
ftentbums Hannover im Jahre 1803. (Convention von Suhlingen 
v. 3. Juni 1803). — Gewaltfame Wegführung bes Herzogs von 
Enghien aus Baden im 3%. 1804. 

2) Baiern hatte bereits am 24. Aug. 1801 einen feine Integrität unb 
vollſtändige Entfehädigung fihernden Zractat zu Paris abgefchloffen. 
de Martens, Recueil des princ. trait6s. Tom. VII. p. 365. 

3) Schmachvoll auch wegen der vorausgehendben vom Preußifchen Mini- 
fie von Haugwig am 15. Dechr. zu Schönbrunn abgefchloffes 
nen Sonvention mit Napoleon. 
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Willkührs-Privilegium belohnt wurden). Die freie Reichsſtadt 
Augdburg wurde Baiern zur Occupation überlaffen 5). 


N. Das darauf folgende Jahr 1806 war dazu beflimmt, der 


taufendjährigen Verfaſſung des heiligen römifchen Reichs das Ver: 
nichtungs = Urtheil. zu bringen. Schon zu Anfang des Jahres zog 
fi) der König v. Schweden ald deutfcher Reichsſtand vom Reiche: 
tag zurüd 6); neue Eigenmächtigkeiten des franzöftfchen Gewalt: 


4) ©. ben Presburger Frieden in de Martens, Recueil Tom. VII. 


5) 


6 


Sr 


p. 388 f. u. in v. Meyer's Staatsacten J. S. 95f. — Art. XIV: 
„jJouiront, sur les territoires A eux cédés, comme aussi sur leurs 
anciens &tats, de la plenitude de la Souverasineld et de tous les 
droits qui en derivent ainsi et de la m&me manidre qu’en jouissent 
Sa Majeste l’Empereur d’Allemagne et d’Autriche et sa Majeste le Roi 
de Prusse sur leurs 6lats allemands. Sa Majeste l’Empereur d’Alle- 
magne et d’Autriche, soit comme chef de "Empire, soit comme 
co-elal, s’engage à ne meltre aucun obslacle à Vexecution des 
acles qu’ils aurasent fasts ou pourraient faire en consequence.“ 
Vergl. Klüber, öffentl. R. 8.27. u. bef. die Schrift: Yublizift. Er⸗ 
örter. ber im Preßb. Frieden begründet. Souverainetät der Häufer 
Baiern, Würtemberg u. Baden. Hadamar 1806. 

Trait&E de Presbourg. Art. XIII. 

Merkwürbig durch ihre bittere Kritik ift die dabei abgegebene Erflä- 
rung v. 13. Januar 1806. Der König läßt dem Reichstag eröffnen, 


„däß die Gefeswibrigfeiten, die täglich von verfciebenen 
"Mitgliedern des Reich gegen die Conftitution begangen 


werben, der fie zu gehorchen gefhworen haben, die Grunbd- 
fäge ber Tugend und Ehre empören müffen.« — Die Gefinnungen 
Sr. Mai. feien zu befannt, — als daß es nöthig wäre, fie zu wies 
derholen, „befonders zu einer Beit, wo man nicht die 
Sprache der Ehre reden und noch weniger ihren Gefesen 
folgen muß, um gehört zu werden.“ Der König werbe daher 
fo lange nidyt am -Reichstag Theil nehmen, als deſſen Befchläffe un⸗ 
ter dem Einfluß der Ufurpation und des Egoismus flehen werben « 
de Martens Recueil T. VII. p. 459. Die Grundſätze der „Zu: 
gend und Ehre. hinderten aber den König nicht, die alte pommer- 
fche Sanbesverfaffung eigenmächtig aufzuheben, die Landſtände, wel- 
che ſich bei einer die Errichtung der Landwehr betreffenden Streitig- 
feit an die Neichögerichte gewendet hatten, und die pommerſche Re 
sierung „wegen Ungehorfams. aufzulöfen und bie Schwedifche 
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habers bezweckten feine Herrfchaft über Deutfchland zu befeftigen 7), 
"während fihb Preußen durch geheuchelte Freundfchaft in Schlums 
mer wiegen und fich durch bie f. g. Abtretung und rechtöwidrige 
Deeupation ded Kurfürftentbums Hannover zum Mitfchuldigen 
der Frevelthaten gegen Deutfchland machen ließ 9). Mit einzel: 
nen fübdeutfchen Fürſten wurden inzwifchen durch Zalleyrand 
geheime: Unterhandlungen zu Paris gepflogen, um ein Bündniß 
„zur gemeinfamen Bertheidigung und Sicherheit“ abzuichließen 9). 
So kam ed, ohne daß eine gemeinfame Verhandlung flattgefunden 
hätte, am 12. Juli 1806 zu Paris zur Unterzeichnung der Stif: 
tungd=Urkunde des ſ. g. Rheinbundes durch die Bevollmäch- 
tigten der Fürften, welche der Zheilnahme daran für würdig er: 
achtet wurden 10). Ihr nächfter Lohn war die „volle Souveräs 


Berfaffung dem deutfchen Lande zu octroiren. Vergl. bie Urt. 

bietüber bei de Martens I. c. p. 400 f. 

Bildung bes Herzogthum's GCleve⸗Berg durch Abtretung ber 

beiden Länder von Preußen u. Baiern, für Joachim Mürat (Des 

cret v. 30. Mär; 1806). Daſſelbe wurbe in der Rheinb. Acte $. 6. 

zum Großherzogthum erhoben. — "Die gezwungene Abtretung 

und Befeftigung von Kehl, Gaffel, Goftheim und ber Peters 
infel. S. eine Zufammenftelung der Handlungen Napoleons gegen 
das deutfche Reich bei.Klüber, Öffentl. Recht. 5. 27. 28. Die Urs 
£unden üb. die erwähnten Abtretungen u. f. w. in de Martens, 

Recueil. Tom. VIII. p. 407 f. j 

8) GStipulirt war biefe Beraubung eines deutfchen Mitftandes ſchon zu 
Schönbrunn am 15. Decbr. 1805. Ausgeführt wurbe fie im Frühe 
jahr 1806 und durch Note v. 4. April bem Englifchen Gefandten 
angezeigt. S. barüber die proteflirende Erklärung Georgs III v. 20. 
April 1806 bei de Martens, Nouv. Supplem. au Recueil. Tom. 
IH. Goett. 1842. p. if. 

9, Intimirt wurde ihnen dabei vom fchlauen Unterhändler: » Sie möch⸗ 
- ten unßegrengtes Vertrauen in ihn (ben Kaifer Napoleon) fegen, u. 
dee Ausgang des Geſchäfts werde felbft ihre kühnſten Hoffnungen 
übertreffen.» Luccheſini, hiſtor. Entwidi. der Urf. u. Wirk. des 
Rheind. Ih. I. ©. 370. 

10) Die ſechszehn deutichen Reichsftände und Landesherrn, weldye in 
der Rheinbundsacte aufgeführt werben, waren: 1. der König von 
Baiern; 2. der König von Würtemberg; 3. der Kurerzlanzler (Kürft 


q 


uf 
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netät⸗ und Die Autorifation zur Befikergreifung der zwifchen ib: 
ren Gebieten liegenden oder enclavirten Beſitzungen einer großen 
Zahl von Reichsſtänden, der reichöunmittelbaren Ritterfchaft, der 
geiftlihen Orden und der beiden freien Städte Nürnberg und 
Frankfurt. Als ihren „Protector« erkannten fie den Kaifer 
Napoleon an, und fagten fi im einer, eine Rechtfertigung bes 
gethanen Schritted verfuchenden, Verbal⸗Note v. 1. Aug. 1806 12) 
vom KReichöverbande vollig los, worauf unterm 6. Auguſt die 
Abdications-Acte Kaiferd Franz DI erfolgte, durch welche 
der Kaiſer theils fich felbft und feine Reichsländer von allen 


11) 


12) 


Primas); 4. Großherzog von Baden; 5: Großherzog von Berg; 
6. Großherzog von Heffen - Darmflabt; 7. Fürft von Naffau - Ufin= 
gen; 8. von Naffau- Weilburg; 9. Hohenzollern Hechingen; 10. 
Hohenzollern Sigmaringen; 11. Salm-Salm; 12. Salm-Kyrburg 5 
13. Ifenburg » Birfteins 14. Aremberg; 15. Lichtenflein; 16. von 
ber Leyen. Vergl. Klüber, öffentl. Recht. F. 41. Not. a. Bon 
diefen hat Lichtenftein die Rheinbundsacte nicht mitunterzeichnet. 
Der Fürft war ohne fein Wiffen und Willen aufgenommen. Im 
Kolge des Art. VII. cedirte er bie, Regierung an einen feiner Söhne, 
nahm aber 1813 diefe Gefftion wieder zurüd. 

Gebietsaustaufche und die Vertheilung des Raubes beftimmen bie 
Art. XIIT—XXIV. der Rheinb. Acte. Ausgenommen blieb noch, was 
den beutfchen Orden betrifft, Mergentheim, welches erft 1809 
an Würtemberg kam. Decret Napoleons die Unterbrädung bes deut⸗ 
fhen Drbens betreffend v. 24. April 1809. v. Meyer, Staats: 
act. 1. S. 131. Weber die Befignahme f. Urkunden in Winkopp's 
rhein. Bund. Bd. XI. ©. 450 f. Befigergreifungs- Patente f. das 
ſelbſt Bd. 1. S. 91. 142. 149. 262. 270. 471. „Mediatifirt« 
wurden, abgefehen von der unmittelbaren Reicheritterfchaft, zwei- 
undfiebzig Fürſten und Grafen. Die Rheinb. Acte bezeichnet fie, 
ohne den Ausdruck mediatiser zu gebrauchen, durch „les princes 
ou ocomtes actuellement regnans“ und.ihre Länder durdy „les prin- 
cipaut6s,-comtös ou seigneuries, qui doivent en vertu du present 
trait6 passer sous la souverainelE de Yun des Etats conföderäs.“ 
Bleichzeitig gelangte die Erklärung des franzöſiſchen Gefandten Ba- 
cher an ben Reichstag, welche unter Anderm befagte, daß der Kaiz 
fer „ne reconnait plus lexistence de la constitution germanique“ 
und angenommen habe „le titre de Protecteur de la confederation 
du Rhin.‘“ 
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Pflichten gegen dad beutfche Reich losfagte 13), theild auch er: 
Härte: „Mir entbinden zugleich Kurfürften, Fürften und Stände 
und alle Reihdangehörigen, infenberheit auch bie Mitglieder. der 
höchſten Neichegerichte und die übrige Reichödienerfchaft von ih⸗ 
ren Pflichten, womit fie an Uns, als das gefegliche Oberhaupt 
des Reichs, durch die Konftitution gebunden waren“ 1%), 

M. Daß durch- die an fich vöNig rechtswidrige Loßfagung 
der den Rheinbund ‚bildenden: Reichsflände, und dureh die nur 
bad eigene Recht Löfende Abdication Franz II die Aufhebung bed 
deutfchen Reichs rechtlich nicht entfchieden war, ift eben fo zwei: 
fellos, ald daß bad Recht der beutfchen Nation auf die Reiche: 
verbindung damit nicht erlofch und daß die übrigen Reichsſtände 
zue Fortſetzung ber Reichdverbindung befugt geweſen fein wür⸗ 
den. Allein nirgends trat auch nur der fchwächfte Verſuch einer 
Bertbeidigung der Reichöverfaffung and Licht 15). Auch die Be⸗ 


13) Schon 1804 (1. Aug.) hatte Kaifer Franz. den Titel eines erbli- 
den Kaifers von Defterreicd; angenommen. S. das betreffende 
Patent bei G. v. Meyer, Corpus Constit. Germ. 1 Lief. Frankf. 

1845. ©. 103 f. (Reben ber Abdanfungs = Acte v. 1806). 

14) S. die Actenftüde, welche die Auflöfung des deutfchen Reiche u. den 
Rheinbund betreffen, in -v. Meyer’s Staatsacten I. ©. 101 ff. — 
Winkopp's rhein. B. Bd. J. ©,9 ©. 44 fe — de Martens 
Recueil. Tom. VII. p. 480 f. — Parallele zwifchen dem deutfchen 
Reid) und dem rhein. Bunde v. W.I.Behr in Winfopp’s rhein. 

. Bund, Bd. VL S. 418 ff. Bd, VI. S. 9 f. Bd. VIII. S. 3 ff. — 
Klüber, öffentl. Reht. 5.30. — Eihhorn, deutfche St. u. 
Reg. IV. $. 607. 

15) Einer Proteſtation Hannover's gegen bie Auflöfung des deutfchen 
Reiche gedentt eine Note der hannov. Bevollmächtigten auf dem 
Wiener Gongrefie v. 25. Novbr. 1814. Klüber, Acten des ‚Wiener 
Congr. Bd. I. &. 84. Vergl. aud) bag Preuß. Kriegsmanifeſt v. 9. 

Octbr. 1806. „Bor allen Trackaten haben die Nationen ihre Rechte!« 
% Schmidt, Preußens deutſche Politik... S. 114 f. Ausdrücklich 
fagte fidy los vom Reiche Dänemark wegen Holftein durch Pa⸗ 
tent v. 9. Septbr. 1806. ©. dafjelbe bei Fald, Samml. der wich- 
tigften Urkunden, welche auf db. Staatör. der Herzogth. Schlesw. 

Solſt. Beziehung haben. Kiel 1847. ©. 363 Meine Schrift: Zur 
Schlesw. Holft. Frage. Gött, 1847. ©. 13. 14. 
Bakhariä’s Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 10 
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mühungen Preußens zur Gründung eined nordiſchen Reichs: 
bundes, zunähft mit Sachen und Kurheffen, worüber vor: 
läufige Srunblinien am 21. Aug. 1806 mitgeteilt wurden 16), 
blieben reſultatlos 17). 
Dagegen: hatte der die Preußifche Monarchie an den Rand 
des Abgrundes führende, im October 1806 eröffnete, Kampf mit 
Napoleon zur Folge, daß die übrigen mittel: und norddeutſchen 
Staaten, infoweit fie nicht alö eroberte Land behandelt. wurden, 
fi) durdy einfeitige Verwilligung des Protector die Aufnahme 
in den. (von Preußen und Rußland im Tilfiter Frieden v. 7. 
9. Zuli 1807 anerkannten) Rheinbund verfchafften 18), welchem 


16) Preußen nahm darin die Würde eines Kaifers von’ Nerbbeutfchland 
an, bie ihm. auch Repoleon offeriet hatte. Der Bund fellte brei 
Kreife umfaflen, den Brandenburgſchen, Sächſiſchen und Heſſiſchen. 
Kleinern Fürſten, wie Lippe, Waldeck, Reuß, war die Mediatiſi⸗ 
rung zugedacht. Die drei Hauptſtaaten ſollten das Directorium bil⸗ 
den; Preußen das Bundesoberhaupt fein u. ſ. w. ©. die Url. in 

"den Nouveaux Supplem. au Recueil de Traites. Tom. I. Gölt. 1839. 
p- 918 f. 

17) ©. bef. Ad. Schmidt, Preußens beutfche Politik. S. 73 f. Deit. 

Geſch. der preuß. deutſch. uUnions-Beſtreb. Berl. 1851. Abth. N. 

18) Den Zilfiter Frieden v.-1807 ſ. in Wintopp’s rhein. Bund. 

8b. I. S. 3W ff., in de Märtens Recueil Tom. VII. p. 637 f. 

"und in v. Meyer’s Staatsacten. I. ©. 132 f. Die Zürften, 
welche im Herbft und Winter 1806 und noch 1807 dem Rheins 
bund beitraten, waren: der Großherzog von Würzburg (dufgenom- 
men fchon im Geptbr. 1806); ber Kurfürft, nun König von 
Sachſen (11. Dechr. 1806)5 die Herzoge von S. Weimar, Gotha, 
Meiningen, Coburg, Hilbburghaufen (15. Dechr. 1800)3 fowie bie 
Herzoge von Anhalt= Deffau, Bernburg u. Köthen; bie Fürften von 

Schwarzburg⸗ Sondershaufen u. Rudolſtadtz von Waldeckz Reuß⸗ 
Greitz, Schleitz, Lobenſtein u. Ebersdorf; Lippe⸗Detmoldz Schaum: 
burg⸗Lippe (18. April 1807); ber Herzog von Mecklenburg⸗Stre⸗ 
lie (18. Kebr.); Med. Schwerin (22. März 1807)5 Holſtein⸗Ol⸗ 
denburg (14. Octbr. 1807). Die Acceffions = Urkunden f. in Wins 
£opp, bie Rheinische Gonföberationg -Acte S. 78 f. und daraus in 
v.Meyer’s Staatsacten I. ©. 123 ff.; ferner in Winkopp, rhein. 
Bund. Bd. I. ©. 238. S. 465f. I. S. 41. S. 21f. ©. 303 f. 
IN. ©. 135. 157. 447. IV. ©.92. V. ©. 127. VI. ©. 320: ©. 473. 
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auch dad von Napoleon gefchaffene Königreih Weftphalen bei: 
gegeben wurde 19). Andrer Seits entzog Napoleon, einige 
Sahre fpäter, nachdem Oeſterreich 1809 aufs Neue befiegt 
worben war, durch einen Gewaltftreich, welcher, außer Hol: 
land, aud) die an der Nordfee bis zur Elbe gelegenen deutfchen 
Länder dem franzöfifchen Kaiferreich incorporirte, einer Mehrzahl 
von Rheigbundsfürften eigenmächtig ihre Souveränetät 2). Ein 
gleiches Schickſal traf die drei Hanfeltädte Bremen, Ham: 
burg und Zübed. 

IV. Die weitere Erörterung der redhtlichen Natur des 
Rheinbundes 21) gehört nicht hierher. Seine in der Bundesacte 
beffimmte Berfaffung (Bundedverfammlung zu Frankfurt a.M., 
mit dem Fürften:Primad an der Spise und einem Collegium 
der Könige und einem der Zürften, u. ſ. w.) ift nie zur Ausfüh: 
rung gekommen. Die Mediatifirangen und fonftige Beſtimmun⸗ 
gen der Rheinbundsacte haben aber die Eriftenz des von Napoleon 
mar für feine Eroberungs »Gelüfte ausgebeuteten Bundes⸗Verhält⸗ 
niffes weit überbauert 22). — Ron befonderer Bedeutung ift noch 





vmM. 8.157. X. ©. 150. Weber bie Verfchiebenheiten dieſer Accefs 
fiong = untunden ſ. ebendaf. Bd. X. S. 450 f. u. Aberh. Klüber, 
- Öffentl. Recht. $. 31. 

19) &. einen bierber ‚gehörigen Auszug aus. beffen Gonfitution v. 15. 

Noobr. 1807 in v..Meyer’s Staatsacten. I. ©. 130. 

9 Gelbft Theile vom Königreich Weflphalen wurden babei -abgefchnits 

" ten. Die entthronten Fürſten waren ber Herzog v. Oldenburg 
(nebſt Rniphaufen), Aremberg für Meppen, u. bie Zürften von 
Salm:Salm u. SalmsKyrburg. Auch die flandesherrlichen 
-Befigungen ber Herzöge von Looz⸗Corswarem u. von Croy und 
die früher weichsftändifche Herrſchaft Gehmen bes Freiherrn v. 
Bömmelberg unterlagen jener Incorporatiin ©. das Senatus- 
Consulte organique du 13. dechr. 1810 in de Martens Recueil 
Tom. V. p. 346. Vergl. Klüber, öffentl. Recht. $. 32. 

21) Bergl. Klüber, öffentl. R. $.41. — Jaup, üb. die Auflöf. bes 
ehein. Bundes. Gieſſen 1814: $, 2.9.5 f. 

22) Veberfiht der Beftimmungen ber Rheinbunds⸗Acte. 
Art. I. Die die Acte unterzeihnenden Staaten „seront séparés A 
perpétuité du territoire de l’Empire germanique et unis entr’' eux 
par une confederation particuliöre sous le nom d’Eiats confederds 

10* 
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du Rhin.“ — Aufhebung der Berbinblichkeit der Reichsgeſetze: 
Art. I. „Toute loi_de Empire germanique, qui a pu jusqu'à 
present concerner et obliger Leurs Majestes et Leurs Altesses Se- 
renissimes les Rois et les Princes —, denomme&s en article pré- 
cedent, leurs sujels et leurs états ou partie d’iceux, sera à l’ave- 
nir, relativement à Leurs dites Majestes et Altesses — à leurs 
Elats et sujels respectifs nulle et de nul effel; sauf neanmoins 
les droits acquis à des creanciers et pensionnaires par le reces 
de 1803, et les dispositions du $. 39. du dit reces relatives à 
l’octroi de navigation. du Rhin, lesquelles continueront d’dtre 
execules suivant leur forme et teneur.“ — Verpflichtung der 
Bundesfürften zur Bezahlung der Kreisfchulden. Art. XXIX. Ans 
nahme neuer Zitel. Art. II-V. — SBundesverfammlüung 
zu $ranffurt. Art. VI. „Les interets communs des Etats conf6- 
deres seront trait6s dans une Diete, dont le siege sera à Franc- 
fort, et qui sera divisee en deux Colleges, savoir: le Collège 


des Rois et le Collöge des Princes.“ Diefe (nie gehaltene) Bun- 


desverfammlung hat alle Streitigkeiten zwifcdyen den Bundesfürften 
zu fchlidhtenz; das Präfldium fol der Fürft Primas führen. Art... 
X. Ueber die Form und Gegenftände der Verhandlung fol „un sta- 


"tut fondamental“ errichtet werden. Art. XI. (Sft nidyt zu Stande 


gefommen.) — Aufnahme neuer Mitglieder. Art. AXXIX. Der frau 


- zöfifche Kaifer ift Protector des Bundes. Art. XI. Schutz- und 
Trutz-Bündniß mit Frankreich und Beflimmung der Gontingente. 


Art. XXXV—XXXVIN. Weber bie Bedeutung des Protectorats f. 
das Schreiben Napoleons an den Fürften Primas'v.-11. Septbr. 
1806. v. Meyer’s Staatsacten I. &. 121. — Winkopp's rhein. 
Bund. Bd. I. ©. 240. — Die Bunbesfürften find völlig unab- 
hHängig von jeder fremden Macht und können nicht im Dienfte an= 
derer Staaten fliehen. Vergl. Winkopp’s rhein. Bund. Bd. II. 
S. 147 ff. Veräußerung der Souverainetät ift nur zu Gunften ei⸗ 
nes Mitgliedes des Bundes zuläffig. Art. VIL VII. — Gebietes 
austaufche und Mediatifirungen. Art.XIIf. — Beftimmung 
ber in der Souveränetät enthaltenen Rechte. Art. XXVI. „Les drosis 
de souveraineld. sont ceux de legislation, de jurisdichion supre- 
ne, de haute police, de coriscription militaire ou recrutement, et 
dimpdt.“ Vergl. v. Berg, Abhandl. zur Erläut. ver Rhb. Xcte. 


©. 135. — Winkopp's rhein. Bund. Bd. II. S.1ff. ©. 67 ff. 


8.264ff. — Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes der f.g. 


Mebdiatifirten: a. Grundherrliche Rechte: Gie behalten ihre 
" Domainen und alle „droits seigneuriaux et feodaux non essentiel- 


N 


. 
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der . g. Verzichts⸗Artikel (XXWV.) der Rheinbunds-Adte 33), 


2) 


lement inherens à la souverainet&“, namentlidy) bie Rechte der nies 
bern und mittleren Gerichtsbarkeit in Givil- und Griminalfadyen, 
Forft : Gerichtsbarkeit und Polizei, Jagd, Fifcherei, Berg: und Hüt⸗ 
tenwerle, Zehnten, Lehnrechte, Grundzinfen, Parronatredıt und ans 
dere ähnliche Gerechtſame. Winklopp’s rhein. Bund. Bd. I. ©. 
76 f. Ihre Güter follen binfihtlidh der Vefteuerung ben landesherr⸗ 
lihen Domainen ober der privilegirteften Claſſe der fteuerpflichtigen 
Grundſtücke gleichgeftellt werben. Art. XXVIL. Winkopp, rhein. 
Bund. Bd. VI ©. 209 f. Verhältnißmäßige Vertheilung der Lan: 
desfchulden zwifhen dem Souverain und dem Mebiatifirten. Art. 
XXX. Winkopp, rhein. Bund. Bd. VI. S. 54 f. XIV. ©. 257 f. 
— b. Perſönliche Vorrechte: 1. (Art. XXVIIE) „En matiere 
criminelle les princes et comtes actuellement regnans et leurs he- 
ritiers jouiront des droits d’ausirdgues c. à. d. d’ötre jugés par 
leurs pairs et dans aucun cas la confiscation de leurs biens ne 
pourra dire prononcee ni avoir lieu, mais les revenus pourront 
etre sequesires pendant la vie des condamnes.“ Bergl. Brauer, 
Beiträge. No. ZXXVI. Neff, in Winkopp's rhein. Bund. Bd. 
x. © 75 ff. — 2. (Art. XXXL) „I sera libre aux princes ou 
comtes aoctuellement regnans et à leurs höriliers, de firer leur 
vessdence par tout ol ils le vaudront, pourvu que ce soit dans 
un des Etats membres ou allies de la conf&deration du Rhin, ou 
dans les possessions qu’ils conserveront en souverainete hors du 
territoire de la dite confed6ration; et de retirer leurs revenus ou 
leurs capitaux, sans pouvoir &tre assujettis pour cette cause A 
aucun droit ou impöt quelconque.“ — Die in ben fubjicirten 
Ländern ſich findenben dffentlihen Diener, follen, wenn 
fie nihtim Dienft behalten werben, penfionirt werben. Art. XXXII. 
Vergl. Winkopp's rhein. Bund. Bd. IV. ©. 289 ff. Eben fo 
folen auch bie Mitglieder der geiftlihen Ritterorden, wel: 
che den Genuß der DOrbensgüter verlieren, eine ihren bisherigen Ein- 
fünften entfprechende Penſion erhalten. Art. XXXII. — 

Verzicht des Art. XXXIV. „Les Rois, Grand-Ducs, Ducs et Prin- 


‘ces confederes renoncent, chacun d’eux pour soi, ses höritiers et 


successeurs, & tout droit actuel quil pourrait avoir ou pré- 
tendre sur les possessions des autres membres de la confedera- 
tion telles qu'elles sont et telles qu’elles doivent &tre, en conse- 
quence du present trait6; les droits Eventuele de succession de- 
meurant seuls r£serves, et pour le cas seulement oü viendrait A 
s’&teindre la maison ou la branche qui possede maintenant, ou 
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und über defien Gegenſtand und Umfang (auch heutige Wirk: 
famteit) vielfach geflritten worden if 2%. Was inöbefondere 

1. den Gegenftand des Verzichts betrifft, fo gebt er fei- 
nen Worten und feinem ganzen Zwede nad (dad mit der neu 
erlangten Souveränetät Unvereinbare wegzuraumen), nur auf da⸗ 
malö beflehende oder in Anſpruch zu nehmende (droits actuels) 
unabhängige Staatsberehtigungen, d. b. Rechte, welde 
als Ausflüffe der Staatögewalt zu betrachten find (Jurisdictions⸗ 
und andere Hoheitöreihte) und weldye unabhängig von der Lan 
deshoheit ded Landes, in welchem fie zufländig waren, ausgeübt 
wurden. Ausgenommen von der Berzichtleiftung find aus: 
drüdlich alle gegenfeitigen Succeſſionsrechte der Bunde: 
fürflen, wobei eö einerlei ift, ob fie auf Blutöverwandtichaft oder 
einem andern gültigen Rechtötitel beruhen. Auch darf der Ver⸗ 
zicht nicht bezogen werben: 

a. auf die von einem Territorium ganz umfchloffenen Staats⸗ 
befitzungen (f. g. Enclaven), infoweit fie nicht durch ausdrück⸗ 
liche Verträge (Rheinb. Acte. Art. XI f.) auögetaufcht wurden; 

b. nit auf diejenigen Rechte, welche privatredhtlidher 
Natur find, wie a. die Lehnsherrlichkeit. Daher ift bei 
Feudis extra curtem die Lehnsherrlichkeit des ausländifchen Lehns⸗ 
berrn durch den Art. 34. der Rhb. Arte keineswegs auf den ins 
ländifchen Souverän übergegangen 2). Etwas Anderes iſt ed 


doit, en vertu du present trait®, posseder en souverainet6 les 
territoires, domaines et biens, sur lesquels les susdits droits peu- 
vent s’etendre.“ 

21) Vergl. Brauer, Beiträge zu einem allgem. Staatsr. der rhein. 
Bundes: Staaten. ©. 241 ff. 249 ff: 235 ff. — Winkopp’s rhein. 
3. Bd. II. S. 82f. S. 110 ff. Bd. VII S. 482 ff. — v. Kamp, 
ebend. Bd. XL. ©. 67 f. Kerner Bd. XI. ©. 399 ff. XII. ©. 427 f. . 
465 f. — K. ©. Zachariä, das Staater. der. rhein. Bundes St. 
©. 173f. — Behr, ſyſtem. Darftell. des rhein. Bundes. S. 140 f. 
— Klüber, Staatsr. bed Rheinbundes $. 89 ff. und am gründs 
Lchften und ausführlichften in deffen Abhandlung. und Beobadht. 
für Geſchichtk. Staats⸗ u. Rsw. Bd. 1. Ro. 1. 1-57. _ 

35) &. darüber nody insbefondere Klüber, öffentl. Recht. $. 541. und 
in ben cit Abhandlungen Bd. E.No. 12. (&. 398 ff.) ſowie über den 
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mit der Lehnshoheit, als einem Ausfluß der Gtaatögewalt. 
Doch hat man zur Zeit des Rheinbundes die Lehnsherrlichkeit 
eined Souveraind im Lande des Andern ald dem Weſen der Sou⸗ 
veränetät widerftreitend und daher durch Art. 34. der Rhb. A. als 
aufgehoben betrachtet 26). Der Verzicht trifft deshalb auch nicht: 
ß. dad Einlöfungsrecht bei Territorial=Pfandfhaften und 
nicht: y. Domainen, Patronatrechte, Zehntgerechtfame, Rechte 
des freien Eigenthums, wozu auch alle nußbare, nicht wefentliche 
Regalien gerechnet werben müflen, Serpituten, Schuldforderun⸗ 
gen und bemegliched Eigentbum in dem Gebiete eined andern 
Bundesfürften. . Ferner geht der Verzicht auch 

c. nicht auf alle flaatöredhtliche Verhältniffe, indem weder 
gemeinfchaftliche Landeshoheiten (Territorial - Gondominate) 
noch fireitige Landeshoheiten, weil fie feine droits actuels auf 
die Befibungen eines Andern find, darunter begriffen werden 
fonnen 27). Ebenſo wenig find die der Staatögewalt unterge: 
orbneten Regierungsgerechtfame (Apanagen und Paragien, flan- 
deöherrliche Rechte) darin enthalten. — 

2. Was die durch den Verzicht berührten Subjecte betrifft, 
fo wurde er geleiftet: 


diefe Brage betreffenden Streit zwifchen Braunfkhweig u. Lippe; 
Protocolle der deutſch Bundesverfammi. 1830. $. 30. (S. 75.) $. 80. 
(S. 222.) $. 107. (©. 468.) 8.323. (©. 1368.) 1831. 5.10. (S. —) 
$. 34. (&. 105.) $. 44. (&. 134.). 

26) Vergl. bie unten $. 37. Note 12. angeführten Verorbnungen, welche 
fih ausdrücklich dafür erklären, daß bei feudis extra curtem die 
Lehnsherrtichleit auf den inländiſchen Souverain übergegangen fei. 
S. auch (E. X. Haus) Weber die Kehnherrlichleit eines Souverains 
des rhein. Bundes in dem Gebiete bes andern. Würzb. 1807. — 
Ant. Hunger, üb. die Erlöfchung ber auswärtigen Lehen in den 
Staaten der rhein. Eonföberation. Landsh. 1808. — M. Günther, 
de mutata feudorum extra curtem inter principes foederi rhenano 
adscriptos ratione. Lips. 1809. — Winkoppo rhein. Bund. Bd. 
RK. &. 185 f. 196 ff. ©. aber au Wippermann: Steht die 
Grafſchaft Walde unter heffifcher. Lehnsherrlichkeit? Halle 1847. 
S. 80 f. 

27) Winkopp's rhein. Bund. Bd. XI. ©. 404 f.. 
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a. nicht blos von ben urfprünglidhen Gontrahenten der 
Mheinbundsacte, fondern auch von den fpäter beigetretenen 
Bundesfüurften 28). 

b. Bon fammtlihen Bundesgliedern, aber auch nur von 
Bundeögliedern für fib und ihre Succeffoven aus jedem 
möglichen Staatsfucceffionstitel. 

c. Nur zum Bortheil der Bundesgenoffen und zwar im: 
mer Desjenigen, deflen Staatögewalt durch die beflandene 
Gerechtſame beſchränkt war. — 


$. 37. (. 30.) 


EEE. Folgen der Auflöſung des Meichsverbandes. 


v. Berg, Abhandl. zur Erläut. der Rheinb. Acte. (S. 60 ff. S. 151 ff.) — 
. Klüber, Öffentl. Recht. $. 48 f. 


1. In Betreff des Einfluffes diefed Ereigniffes auf das po: 
litifhe Berhältniß der biöherigen Reichsſtände und reichs— 
unmittelbaren Landesherrn, fleht feft, daß fie, entbunden 
von ihrer Abhängigkeit zu Kalfer und Reich, ſämmtlich Sou: 
veraine wurden, infoweit ihnen nicht bei der Stiftung des Rhein 
bundes ihre Kandeshoheit entzogen war. Man muß aber, was 
die biöherigen Reichsſtände betrifft, folgende Glaffen unter: 
fcheiden : 

A. Die Slaffe Derjenigen, welche Regenten blieben, und 
zwar 1. Diejenigen, welche Mitglieder des Rheinbundes und al- 
lein durch die Beflimmungen der Rheinbundsacte verpflichtet und 
berechtigt wurden. 2. Diejenigen, welche, ohne zum Rheinbunde 
zu gehören, unabhängig wurden. 

B. Die Claſſe Derjenigen, welche ihrer Landeshoheit bes 
taubt wurden. Hierbei unterfcheiden fich wieder: 1. Solche, 
deren Zerritorien dem franzöfifhen Reiche incorporirt 
worden find. 2. Die der Souveränetät der Rheinbundöfürften 
fubjicitten f. g. Mepdiatifirten. 


28) Eine andere Anficht vertheidigt die anonyme Schrift: Ueber den 
Sinn und bie Kraft des 34. Art. ber Rheinbundsacte. 1821. 
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C. Die Claſſe Derjenigen, welche aus ihren Befigungen 
vertrieben wurden, ohne fidy der franzöfifchen Herrſchaft zu un: 
terwerfen oder ihre Länder abzutreten. Klüber, Öffentl. Recht. 
$. 31. $. 48. 

N. In eine veränderte rechtlihe Stellung traten die nicht 
regierenden Mitglieder fouverän geworbener Häuſer. Sie 
verloren ihre bisher gehabte Reichſsunmittelbarkeit und wur: 
den dafür der Souveränetät des Haupted’ der Familie uns 
terworfen. Dagegen behielten fie alle Rechte, welche mit ber 
neuerlangten Eouveränetät nicht im Widerſpruch flehen, 3. 3. 
ihr Zuflimmungsrecht zur Errichtung und Abänderung von Haus: 
gefesen und zur Dispofition über dad Familien-Fideicom: 
miß. Auch wurden die biöherigen Hausgeſetze, infoweit fie 
nicht mit ber verlornen Reichöunmittelbarkeit der Agnaten zuſam⸗ 
menhingen, ebenfowenig ipso jure ungültig, als einer willkührli⸗ 
hen Abänderung unterworfen 2). 

IH. Was den Einfluß auf die Inftitute und Sefete des 
deutſchen Reichs und die während ihrer Herrſchaft und unter ih⸗ 
rem Schutze beftandenen oder begründeten Rechte betrifft, fo 
verlieren fie ihre Gültigkeit nur in fo weit, als fie 
mit der erlofchenen Berfaffung des Reich in unzer: 
trennlicher Verbindung ftehen, wie die Kreife, Reichsge— 
richte, Reichötag, Churvereine, Orafenvereine, Corpus Evange- 
licorum et Catholicorum u. f. w. NRur- auf diefe Gefeße und 
Inftitute ift der freilich fehr allgemein lautende Art. II. der Rhb. 
Acte zu beziehen 2). Die Reihögefege behalten mithin 


1) 9. Berg, Abhandl. zur Erläut. der Rhb. Acte. ©. 229. „Der Sou⸗ 
verain ift zwar Kamilienhbaupt und Oberherr aller Glieder feines 
Hauſes. — Aber aud) bier Tann die Souveränetät kein Recht ge: 
ben, ber Familienglieder wohlerworbene Retchte zu verlegen.“ In 
mandyen Ländern hatte man indeß andere Anfichten, 3. B. in Wür⸗ 
temberg; Mohl, Staatör. des Königr. Würtemb. J. S. 23. Bergl. 
auh ©. A. Haus, Über die Wirkungen der Auflöfung der deutfchen 
Reicheverfaffung — auf das deutfche Privatfürftenredht; in Wins 
kopp's rhein. Bund. Bd. X. ©. 70 ff. (eine Abhandl. bie jedoch 
von ganz unrichtigen Principien ausgeht). 

2) Vergl. oben $. 36. Note 22. 
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ihre materielle Gültigkeit, infoweit fie bisher gemeinnecht- 
liche Quellen des öffentlichen und Privatrechtö der einzelnen Län: 
der waren, und nicht durdy die Landeögefeßgebung für aufgeho- 
ben erflört worben find. Bon einer Beſchränkung ber frü⸗ 
bern Reichſsſtände in Abänderung ber Reichsgeſetze 
fonnte aber natürlich nun feine Rede mehr fein). Insbeſon⸗ 
dere mußten aud diejenigen Reichögefege Gültigkeit für die ein- 
zelnen deutfchen, fowohl dem Rheinbunde beigetretenen, 
ald bundeöfreien, Staaten behalten, welche den Charakter ei: 
nes vertragsmäßigen Rechts hatten und fchon urfprünglich, 
unabhängig von der Reichöverbindung, die einzelnen Landeöherrn 
als Mitpaciscenten verpflichteten, wie namentlich die Con- 
cordata nationis Germanicae und der weftphbälifche Friede von 
1648 4). 

IV. Einfluß auf die Landes— (landſtändiſchen) Verfaſſun⸗ 
gen der einzelnen Länder. Die innere Verfaſſung der einzelnen 
deutſchen Staaten, welche auf befondern Rechtsgründen beruhte, 
war an die Fortdauer der Reichsverfaſſung nicht ge 








3) Klüber, Iffentl. Recht. $. 5l. (Gönner), Ueber den Umfturz der 
deutfch. Staatsverfaff. und feinen Einfluß auf die Quellen des Pris 
vatrechts in den neufouverainen Staaten der rhein. Gonföderation. 
1807. — Guil. Wiesand, Comm. de abrogationis legum ger- 
manicarum vi et effectu in civitatibus foederi rhenanae adscriptis. 
Zerbst 1808. Deutfch im rhein. Bund von Wintopp, Bd. XVIH. 
S. 113 ff. 8. 286 ff. — ©. ©. Zachariä, Staater. ber rhein. 
Bundesftaat. Heidelb. 1810. ©. 255 ff. — A. H. Meisel, Quae- 
stiones de jure publico civitatum foederi rhenano adscriptar. 
Lips. 1811. — Crome's u. Jaup's Germanien. Bd. II Ro. 5. 
13. Bd. III. No. 20. — dv. Berg’s Abhandl. zur Erläut. der rhein. 
B. A. Th. J. ©. 159 ff: (über den Einfluß auf die verfchiedenen 
Zweige der Landeshoheit ©. 236 M)- — Winkopp's rhein. Bund. 
Bd. X. ©. 402 f. 

Klüber, öffentl. R. 8.50. — F. v. Berg, Abhandl. ©. 246 ff. 
— A. Frey, Progr., tft der weftphäl. Zriede, den Beflimmungen 
des Art. V. nad, in Bezug auf ben Religionszuſtand der chriftlichen 
Bauptconfeffionen in Deutfchland, durd) die rheinifche und wiener 
Bundesacten abgefchafft und aufgehoben? Bamb. 1816. 


4 


— 
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bunden und: ed konnte daher die Auflöfung der Letztern den 
Umſturz der Erſtern weder nothwendig nad fich ziehen, noch 
konnte in der neu erlangten Souveränetät ein Berechtigungdgrund 
zur willkührlichen Abänderung liegen. Doc machte fi das 
gegen mehrfach in den Rheinbundesſtaaten eine falſche Anficht 
über die Bebeutung der neuerlangten Souveränetät und bie 
angebliche Unvereinbarkeit der beftebenden Iandfländifchen Verfaſ⸗ 
fungen mit derfelben geltend 5). ' 


5) ©. oben $. 14. Rote Il., und, außer den dafelbft ſchon angeführten, 
Schriften von Brauer und Gönner, auch C.S. Zachariae, jus 
publ. civitat. quae foederi rhenano adscriptae sunt. $. 23. — 
Behr, Tyftemat. Darftel. bes rhein. 8. S. 209 ff. — Bintel, 
Entw. eines Staater. für den rhein. B. S.120. ©. dagegen Wins 
topp’s rhein. Bund. Bd. X. ©. 430 ff. Zufällige Gedanken eines 
teutfch, Mannes, infonderheit Über die Frage: ob durch die rhein. 
Bundesacte v. 12. Zul. 1806 den neuen teutfchen Souverainen über 
ihre Eigenthumslande eine größere Gewalt beigelegt worden fey, als 
fie über diefelbe vorhin gebabt haben? Ohne Drudort. 1807. (Wins 
kopp's vhein. Bund. Bd. IX. ©. 120 ff.). KRorzäglid) aber: v. 
Berg, Abhandl. zur Erläut. der Rhb. 4%. 9. 204f. Auf die, von 
diefem Schriftfteller fchon aufgeftellten,, richtigen Grundſätze ſtützt ſich 
das Votum der Hannoverfhen Bevollmäctigten auf dem Wiener 
Congreſſe 9. 21. Dct. 1814. (Klüber's Acten des Wiener Gongrefs 
fes. J. Bd. 1. Hft. &. 69. Vergl. auch bas Leben Steins von 
Ders. Bd. IV. S. 140.) „Der Grundfag, baß ber Verfall der 
deutfhen Reidysverfaffung aud ben Umſturz der Terris 
torialsBerfaffung deutſcher Staaten (infofern dieſe nicht Punkte 
betraf, bie ausfchließlich ihr Verhältniß mit dem Reich bezwedten) 
im rechtlichen Sinne nad) ſich ziehe, läßt fich keineswegs zugeben. 
Ein Repräſentativ-Syſtem ift in Deutfhland von ben 
älteften Zeiten her Rechtens gewefen. In vielen Staaten 
beruhten deſſen nähere Beftimmungen auf förmlihen Berträgen 
zwiſchen bem Landesherren und ihren Unterthanen; und felbft in bes 
nen Landen, wo feine ftändifchen Berfaffungen erhalten waren, hats 
ten die Untertbanen gewiffe und wichtige Rechte, weldye bie Reiche: 
gefege nicht allein beflimmt darlegten, fondern aud) fhüsten. Kann 
man nicht zugeben, baß der Verfall ber Meichsverfaffung die Terri⸗ 
torials Berhältniffe unter den Zürften und ihren Unterthanen noth- 
wendig aufbob, fo läßt fi audy nicht behaupten, baß die zwi— 
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V. $ortdauer der wohlerworbenen Rechte überhaupt und 
insbefondere der reichsverfaſſungsmäßig wohlbegründe: 
ten fhon wirkſam gewordenen oder eventuellen Rechte 
Einzelner. — Auch diefe erlofchen nur infoweit, als fie im 
nothwendigen Bufammenhange mit der Reichsverfaflung ſtan⸗ 
den (alſo z. B. Reichs-, Erz: und Erbämter und damit verbun⸗ 
dene Gerechtfame) 6), ober bei der neuen Staatdordnung aus⸗ 
drüdlich für aufgehoben erklärt wurden. Der wohl aufgeftellte 
Sap, daß alle Rechtsverhältniſſe der Untertbanen, ins— 
befondere auch ber f. g. Mediatifirten einer willkührlichen 
Beflimmung der Souveraine unterlägen, fobald fie nicht 
durch den Bundeövertrag neu beftimmt, ober durch dad natür- 
liche Staatsrecht (1?) ald nothwendig geſetzt feien 7), war eine 
despotifchrevolutionäre Lehre®). Alle übrigen, 3. B. auch durch 


fhen den dbeutfhen Fürften und Buonaparte gefchloffe- 
nen Berträge ben Rechten ihrer Unterthbanen de jure et- 
was vergeben konnten; fie durften Fein Begenftand der 
Zransactionen feyn. Kein Fürft würde wünfchen, in dem Licht ' 
fi) darzuftellen, als Hätte ex mit einem fremden Kürften einen 
Vertrag gegen feine Unterthanen eingehen wollen, und felbft die 
Rheinbundsacte, weit Entfernt, ben Fürften despotifche Rechte 
einzuräumen, beſchränkt diefelben in wefentlichen Stüden. Ohne⸗ 
dieß blieb die Beendigung der Bundesgefege aus befondern Urfachen 
ftets ausgefegt. Ebenſowenig läßt es ſich behaupten, daß die fpä= 
terhin mit den alliirten Mächten geſchloſſenen Verträge, 
in denen diefe die Souverainetätsrechte der dem Bunde beitretenden 
Zürften fihern, diefe vorhin nicht legaliter befeffenen Redy- 
te über ihre Unterthanen,, ihnen hätten beilegen wollen unb kön⸗ 
nen. Jene Rechte ‚machten einmal Feinen Gegenſtand der 
Zransaction audz andern Theile liegt in dem Begriffe der Sou⸗ 
verainetätsrechte keine dee der Despotie.« Intereſſant ift in 
diefer Hinſicht der Württemberg. Verfaſſungsſtreit; Mohl, Staater. 
des Königr. Würtemb. I. S.30 ff. — Ueber die Fortdauer der bis⸗ 
herigen Religionsverfaſſung der deutſchen Staaten f. v. Berg, 
Abhandl. S. 240 ff. 

6) v. Berg, Abhandl. zur Erläut. der Rhb. Acte. S. 180. 

7) Bergl. Brauer, Beiträge zu einem allgem. Staatsr. ber rhein. 
B. St. S. 7. 19 f. 

8) Vergl. dagegen Fr. Carl v.Mofer’s zweites Sendichreiben u. f. w. 
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kaiferliche Privilegien, Stanbederhöhungen u. f. w. entflandenen, 
Gerechtſame bleiben dagegen beftehen, infofern fie nicht von dem 
im Art. 34. der Aheinbundsacte enthaltenen Werzichte getroffen 
werben. Gültig und wirkſam müffen demnach auch noch heuti: 
ged Zaged die, ein Succeffionsrecht in ein frühere Reichs le⸗ 
ben begründenden, Baiferlihen Eventual:Belehnungen fein, 
ohne daß auch der Art. 34. der Rheinbundsdacte im Wege flehen 
fönnte, fobald nur nicht anderswo ausdrücklich darauf verzichtet 
wurde 9). Denn die EventualsBelehnung giebt fhon ein ding⸗ 
liches, wenn auch bedingungsweiſe, aber dann von felbft 
wirkſam werdende Recht. Kür erlofchen find dagegen zu er: 
achten alle Faiferlide Erpectanzen oder Anwartichaften, 
weil fie nur ein perfünliched Recht gegen den Lehnsherrn ge⸗ 
währen, welches, wenn dad Subject der Lehnsherrlichkeit ganz 
wegfällt, nothwendig erlüfchen muß 20). Die Lehnsherrlichkeit ei⸗ 
nes bisherigen, nun mebiatifirten, Reichöftandes und eines Uns 
terthans über feinen neuen Souverain wurde in mehrern Staa: 


in Winkopps rhein. Bund. Bd. IV. (Hft. II.) ©. 161 fe — 
v. Berg, Abhandl. ©. 234. — Winkopp’s rhein. Bund. Bd. 
x. S. 414 ff. 

9) 3. B. von Defterreich auf die Eventuals Succeffion in Würtentberg. 
Presburg. Friebe. Art. 28. Ueber den Verzicht Preußens im Til⸗ 
fiter Frieden Art. 10. f. v. Berg, Abhandl. 8.187. Ueber fpätere 
Berzichte zwifchen deutfchen Staaten f. Klüber, öffentl. R. 5.541. 

10) Vergl. v. Berg, Abhandl. zur Erläut der Rhb. Acte. I. ©. 161. 
und insbefondere &. 185 ff., der jeboh, bei mangelnder Ein- 
willigung bes Vaſallen (die ale ein Erbvertrag zu betradı- 
ten fei), auch die Wirkung der EventualsBelehnung für erlo- 
fhen hält, weil von dem Eintritt des Succeffionsrechtes in ein 
Neichslehn nach aufgehobener Reichsverfaſſung nidyt mehr die Rebe 
fein könne. Allein auf die Eigenfchaft eines Reichs lehns kömmt es 
gar nicht, fondern bloß auf bie Krage an, ob Überhaupt eine Even 
tual=Belehnung ein über bie Dauer der Lehnsherrlichkeit hinausrei⸗ 
chendes Redyt giebt? Vergl. Wiefand in Winkopp's rhein. 8. 
Bd. XVIII. ©. 122 f., welcher aber auch die einfache Anwartfchaft 
noch gelten laffen will; ebenfo Klüber, Öffentl. Recht des deutſch. 
Bundes. 8. 53. Not. d. u. $. 540. 
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ten ausdrucklich mit dem neubegründeten Verhältniſſe für unver⸗ 
einbar und deshalb für erloſchen erklärt. 

VI. Eine Succeſſion des Rheinbundes und der ſou⸗ 
verain gewordenen Fürſten in Rechte und Verbindlichkeiten von 
Kaiſer und Reich findet durchaus nicht Statt1). Doch mußten 

A. Rechte, welche bisher kaiſerliche Reſervatrechte 
waren, wie z. B. Standeserhöhung, Anlegung von Zöllen u. dgl. 
deshalb den ſouverän gewordenen Fürſten und Regierungen zu⸗ 
gefprochen werden, weil fie ald wirkliche Hoheitsrechte ih: 
nen von felbft accreßcirten. Dazu kann aber die Lehnsherr⸗ 
lichkeit über die bisherigen Reichslehen, fo daß die neuen 
Souveräne z. B. nun aud als die Lehns herrn der mediatifirten 
Fürſten und Grafen zu betrachten gewefen wären, nicht gezählt 
werben. Denn zu den wefentlichen Hoheitörechten gehört fie nicht; 
die Rheinbundsacte ſprach fie den Souverainen nicht zu. Im 
-Segentheil erflärte fie dadurch, daß fie fämmtliche Güter der 
Meviatifirten ihnen zum unbefchräntten Privat-@igenthum 
überließ, bdiefe Güter für frei. Deflen ungeachtet erfolgte in 
mehrern Ländern die Erklärung, daß jede dem Kaifer und Reich 
zugeflandene Lehnsherrlichkeit über inländifhe Beſi isungen 
und im Lande auszuübende Gerechtfame, wenn fie auch nicht zu 
ben SHoheitdrechten gehörten, auf den Landesherrn überge- 
gangen fei 12). Ebenfo wenig gingen aber auch 


11) Vergl. Abhandl. in Winkopp's rhein. B. Bd. V. 8.9. — v. 
Berg, Abhandl. zur Erläut. der rhein. B. A. S. 55. ©. 158. 

2) © 3.8. Kön. Baier. Berorbn. v. 31. Dechr. 1806. (VH. 2.) u. 
v. 19. März 1807. Lit. M. (Winkopp, rhein. 8. 8b. II. S. 242. 
390.). Großh. Heff. Verordn. v. 4. Febr. 1807. (Wintopp a. 
a. O. 8b. M. ©: 298.). Großherz. Würzb. Verorbn. v. 9. Zun. 
1807. $. 169. (Winkopp Bb. IV. ©. 50). Großh. Badiſche 
Verordn. v. 22. Zul. 1807. $. 15. (Winfopp Bd. IV. ©. 326.). 
Königl. Sächſ. Patent v. 23. Aug. 1809. König. Preuß. Cab. 
Drdre v. 16. Septbr. 1806. (Erome’s und Jaup's Germanien. 
Bd. I. S. 511.). S. Sothaifche Verorbn. v. 20. Septbr. 1809. 
Hannov. Verorbn. v. 18. April 1823. Art. 77. (Bentheim betref- 
fend). Würtemberg. Declar. v. 27. DOctbr. 1823. $. 58. Jene 
bei Klüber, Abhandl. u. Beobacht I. ©. 146. Dagegen erklärte 
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B. die Pflichten oder die Werbindlichfeiten von Kaifer 
und Reich oder einzelner Inflitute, wie z. B. der Reichskreiſe 


eine Königl. Preuß. SInftruct. v. 30. Mai 1820. $. 22. die Lehns⸗ 
berrlichkeit in Beziehung auf f 9. Reicysvorderlehen .preußifcdyer Stans 
desheren für erlofchen und gewiß mit Recht. Vergl. auch 
Bollgraff, die deutſch. Standesheren. S. 247 f. Denn, ubgefes 
ben von ben wefentlichen NRegierungsrechten, welche ben Gegens 
fand des Reichslehns bildeten und weldye, während fie für die Mes 
diatiſirten erlöfchen mußten, den Souveränen nun von felbft zuſtan⸗ 
den, Eonnte weder die beim Auefterben ber lehnsherrlichen Kamilie 
für Staatslehen aufzuftellende Regel, daß bie Lehnsherrlichkeit 
auf den Staatsfucceffor übergehe, Anwendung finden, weil bie 
neuen Souveräne auf keine Weife ats Succefforen von Kaifer und 
Reich betrachtet werben konnten, noch burfte auch die Zueignung ber 
Lehnsherrlichkeit durch bag bei Privatleben dem Fiscus von 
Bielen zugeltandene Decupationsredht (vergl. Boehmer, princ. jur, 
feudal, 8. 371. — Eichhorn, Grundf des beutfchen Privatrechts. 
8. 244.) geredhtfertiat werben, theild weil es Reichs-Thronlehen was 
ven, theils weil bie fouveränen Fürften bie Abdications⸗Acte des 
Kaifers vom 6. Aug. 1806 infoweit audy gegen fidy gelten laſſen 
mußten, als darin ein Verzicht auf die Lehnsherrlichkeit zum Vor⸗ 
theil der bisherigen Reichſsvaſallen lag, fo daß nun zwar von einer 
f. 9. Appropriation, keinesweges aber von einer Dccupation 
des dominium directum die Rebe fein konnte. S. Auffag in Wins 
kopp's rhein. Bund. Bd. V. &. 421 f. Noch weniger konnte aber 
die Faiferliche Kehnsherrlichleit als ein Accessorium der in Befig 
genommenen mediatifirten Zerritorien betrachtet werben, 
wie ein Ungenannter in Winkopp's rhein. Bunde Bd. V. S. 96 ff. 
©. 421 f. im Widerſpruch mit den eigenen Worberfägen behauptet, 
und unbegründet ift auch die Meinung v. Berg's Abhandl. zur Er: 
läut. der rhein. Bundesacte ©. 173 ff., welcher Wiefand in Wins 
topp’& rhein. B. Bd. XVII. S. 124. beiftimmt, wonach ein Uns 
terſchieb zwifchen gegebenen und aufgetragenen Lehen gemacht 
werben, und nur bei lestern eine Erlöfchung ber Lehnsherrlichkeit 
eingetreten fein fol. (&. dagegen ſchon Boehmer, princ, jur. feud. 
8. 371) Mit Recht fagt daher Klüber, Abhandl. u. Beobacht. I. 
&. 143. „Schon bei Auflöfung des deutfchen Reiche war die Lehns 
verbindung ipso jure erlofchen und eine Appropriation erfolgt, 
mit dem Berfchwinden der Lehnherrfchaft, des Kaiſers und Reichs.“ 
— Ueber die Burgaraffchaft Friedberg und beren Webergang an 
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auf den Rheinbund oder die neuen Souveräne über, info- 
weit fie nicht ausbrüdlid übernommene waren, oder ſchon zur 
Zeit des Reichs ald eine (durch deflen Auflöfung nicht erlöfchende) 
auf den Staaten haftende Verbindlichkeit der einzelnen Reichö- 
glieder betrachtet werben mußten 3). Zu den Fällen ausdrüdli- 
cher Beftätigung beftehender Verpflichtungen gehört die Aner- 
fennung der Beflimmungen des Reichs⸗Dep. Hptſchl. v. 
1803 binfichtlich der Rechte der Gläubiger und Penftonäre und 
der Rheinfchifffahrt3-Detroi (Rheinb. Acte. Art. MD); über die ver- 
hältnigmäßige Uebernahme der Kreiöfchulden (Art. XXIX) 14); über 
die Schulden der Staatödiener der mebdiatifirten Länder und die 
den Mitgliedern der geiftlichen Orden ertheilte Zufiherung (Rhb. 
Ucte Art. XXX. XXX. XXX). Keine Beflimmungen waren 
dagegen gemacht binfihtlih der eigentlihen Reichs: 
diener, insbefondere der Mitglieder und des Hülfsperfonals des 
Reichdcammergerichtd (die Verforgung der Mitglieder ded Reiche: 
hofrath8 übernahm Defterreich), und über die eigentlichen Reichs⸗ 
fhulden 25). 


DH. Darmfladt f. Rheinbundacte. Art. 21. — v. Berg, Abhandl. 
Nr. V. $. 37. — Wintopp’s rhein. Bund. Bd. VI. ©. 456. 

3) Klüber, öffentl. Recht. $. 6. Not. c. 

14) Klüber, öffentl. Recht. $. 233. Not. c. — Winkopp, rhein. B. 
Bo. II. ©. 141 f. V. S. 3 f. S. 32 f. ©. 354 f. Bo. XL. ©. 


Nr 


311 f. ©. 329 f. 
15) ©. Erklärung bes Kaifere Franz v. 6. Aug. 1806. Winkopp’s 
rhein. Bund. Bd. I. S. 116f. — Erklärung bes Fürſten Primas 


v. 14. Septbr. 1806.53 ebendaf. S. 153 f. Ferner: Weber die Su- 
ftentation des Reichscammergerichts ebendaf. Bd. I. ©. 135 f. ©. 
298 ff. I. ©. 163 f. ©. 24 f. ©. 300 ff. IV. ©. 133. ©. 296 ff. 
S. 442 ff. V. ©. 112. ©. 277. ©. 4970 f. VI. ©. 115f. ©. 149 f. 
©. 288. VI. S 262f. XL. S. 114. v. Kampe und v. Stein, 
über die Entſchäd.⸗Berechtigung der Staatsdiener bei Aufhebung ih- 
rer Stellen. Frkf. 1805. — v. Erome’s u. Jaup's Germanien. 
Bd. I. St. 3. No. 26. — Ueber Schulden des Reiche, insbefondere 
der Reichsoperationscaſſe ſ. Winkopp's rhein. Bund. Bd. I. ©. 
109 ff. — v. Berg, Abhandlungen I. ©. 58 f. und von theilweifer 
Anerkennung berfelben im beutfchen Bunde unten $. 41. 
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$. 38. 6. 31) 


IV. Quellen des Hffentlichen Nechts zur Zeit des 
Rheinbundes. 


Zu den ihre materielle Gültigkeit nicht verlierenden Quellen 
des öffentlichen Rechts aus der Zeit des Reichs (vgl. 9. 36. No. 
I) kömmt nun 

J. als ein, auch einige innere Verhältniſſe normirended 
allgemeines, fammtliche Rheinbundsflaaten verpflichtendes, Sta⸗ 
tut: die Rheinbundsacte v. 12. Zul. 18061). Bon Wich⸗ 
tigkeit ift auch 

11. die Einführung des Code Napoleon in mehrern rhei- 
nifchen Bundesſtaaten 2). 

II. Neue Eonftitutionen (Grundgeſetze): im Königreich 
Weftphalen v. 18073); im Königr. Baiern, Conftitution v. 
1. Mai 1808 %)5 in Anhalt-Köthen v. 28. Dechr. 1810 und 


1) ©. über ihre Dispofitionen oben $.35. Abdrud in Winkopp's rhein. 
Bund. Bd. I. ©. 9 ff. — Diefelbe nebft dem Preßburger Frieden 
und ben Acceffionsurkunben der ſächſiſchen Häuſer. Coburg 1807. — 
Diplomatifch genauer Abdrud mit Bemerkungen und allen den Rhein 
bund betreffenden Actenftüden, herausgeg. von Winkopp. Frankf. 
1808. Auch in Klüber’s Staatsrecht bes Rheinbundes im Anhange 
und in v. Meyer’s Staatsacten Bd. I. S. 109 ff. Vergl. noch 
über Test und Interpretation der Rheinb. Acte Winklopp rhein. 
Bund. Bb.IL ©. 116. S. 302. S.253f. Bd. X. S.101f. ©. 333 f. 

.2) &. darüber Abhandlungen in Winkopp’s rhein. Bund. Bd. II. 

@. 474. Bd. VI. ©. 3f. Bd. VII ©. 293 ff. Bd. X, ©. 209. — 

Snebefonbere über bie Einführung im Herzogth. Aremberg: Win: 

topp a. 0.8, Bb. VI. ©. 935 in Anhalt- Köthen: baf. Bd. 

VIII. ©. 108. Bd. X. ©. 4885 im Großherzogth. Berg und im 

Königr. Weftphalen: daſ. Bd. I. ©. 260. Bd. IV. ©. 496. Br. 

X. ©. 140 f. S. 306 f. Vom Großherztb. Heffen daf. Bd. VII. 

©. 360. Bd. VII. ©. 457. In Baden (als badifches Landrecht): 

daſ. Bd. X. S. 396. Bd. XI. ©. 121. Bd. XI. ©. 157. 

&. diefelbe in Winkopp's rhein. Bund. Bd. IV. ©. 472 ff.z f. 

auch daſ. Bd. X. ©. 244. — Pölis, Europ. Verf. Bd. J. ©. 36f. 

4) Winkopp a. aD. Bd. VII. S. 3 ff. Pölig a. a. ©. ©. 96. 

Bahariä’s Staatsrecht. ir Bd. Ate Aufl. 11 


ur 
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Edict v. 19. Febr. 18115); für Weimar v. 20. Septbr. 1809 6); 
Großhgth. Frankfurt v. 16. Aug. 1810 7). 

IV. Neue Landesgefege. Diefelben betreffen inöbefon- 
dere die DOrganifation der Staatdverwaltung, die Nechtöver- 
- hältniffe der verfchiedenen Claſſen von Unterthanen, namentlich 
der Mediatifirten und des frühern unmittelbaren Reichdadeld, und 
werden, infofern fie noch jeßt von Intereſſe find, bei den ein- 
zelnen dadurch normirten Gegenftänden Erwähnung finden 8). 
Manche berfelben zeichnen ſich durch eine Nichtadytung wohlbe: 
gründeter Rechtöverhältniffe, und durch rüdfichtölofe Durchführung 
des Eentralifationd = und Nivellirungsfyftems aus. 

V. Neue Dausgefege, wie in Naffau, Würtemberg, 
Baiern, Medlenburg ?). 


Dritte Abtheilung. 


Die Errichtung des deutfhen Bundes, 
und die fpätern Verſuche zur Neu: Geftal: 
tung des öffentlichen Rechtszuſtandes 
in Deutſchland. 


§. 39. (. 32.) 


I. Die Auflöfung des Rheinbundes. Der Pariſer 
Friede und Wiener Congreß. 


Klüber, öffentl. Recht $. 33. 34. — Deſſelben Acten bes Wiener 
Congreſſes in den Jahren 1814 u. 1815. 31 ‚Hefte. in VII bon. 


5, Winkopp a. a. D Bd. XVM. ©. 97. ©. 381. Bd. XXI. ©. 225. 
6, Pölitz aa. O. Bd. I. ©. 732. 

7) Pölitz a. a. O. Bd. J. ©. 43 f. 

8) Beſonders hervorzuheben iſt die Preußiſche Veſetgebung aus die⸗ 
fer Zeit; ferner die Baieriſche (5 organ. Edicte v. 1808) bei Pö⸗ 
18 a. aD. Bd. J. S. 109. Ueber Wärtemberg f. Mohl, 
Staater. 1. S. 20 fF. Pölitz, L. ©. 351.53 Über Medlenburg 
Winkopp Sb. XV. ©. 278 f. 
Naffauifhher Vertrag vom 18. April 1805. Würtemb. Haus—⸗ 
gefeh vom 1. Zan. 1808. Winkopp Bd. XVII. S. 1 ff. Baier. 


— 
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@rlang. 1815-1819 und dazu Deffeld. Ueberſicht der biplomat. 
Verhandl. des Wiener Gongreffes überhaupt und infonberheit Über 
wichtige Angelegenheiten b. deutfchen Bundes, IH. Abth. Frkf. a. M. 
1816. &. auch Deffelb. Staatsarchiv Hft. J. 8.39 f. — v. So⸗ 
ben, Archiv bes Wiener Congreſſes. Nürnb. 1815. — Jordan, 
Lehrb. 1. 8.170. — Schmalz, deutſch. Staatsrecht. 8. 202 ff. — 
&. aud) K. Biedermann in ber Beitfhrift: Germania. Ip. 1. 
(1851) &. 363--378. in Th. 11. (1852) &.224—277 f. (Cinigungs⸗ 
Berſuche Deutichlande feit der Aufiöfung des Reiche), unb bef. Das 
Leben Stein’s von Pers. Bd. IV. (Die Schrift von Jaup, die 
Auflöfung bes rhein. Bundes u. f. w. Gieſſen 1814, betrifft nur 
die rechtlichen Folgen, befonders hinfichtlich der Stanbesherrn). 


Die Siege der Alliirten im Herbſte 1813 hatten die rafche 
Auflöfung des Rheinbundes von felbft zur Folge, ohne daß eine 
allgemeine diefelbe ausfprechende Erklärung erfolgt wäre. Die 
bisherigen Mitglieder des Rheinbundes, die wieder frei gemor: 
denen Städte, und bie ihrer Länder von Napoleon beraubten, 
neu reflaurirten, Landeöfürften fchloffen ſich der Allianz gegen 
Frankreich an 1). Bon den mit ihnen abgefchloffenen Verträgen 
find durch ihren befondern Inhalt bemerkenswerth bie Allianz 
Verträge Oefterreihd mit Batern und Würtemberg, indem 
ihnen im Widerfpruch mit dem Aufruf von Kalifch 2) und dem 


Familien⸗Geſet vom 28. Jul. 1808. Winkopp rhein. Bund. Bd. 
xvu ©. 3. Medlenburg. Hausvertrag vom 5. Dechr. 1808, 
erwähnt bei Winkopp Bd. XVIM. ©. 282. Mehrere davon find 
jedoch Tpäter wieber aufgehoben, 


1) Abgeſehen von ben verfhwindenden Staaten Napoleoniſcher 
Schöpfung und den mebiatifirten Souveränen bes Rheinbundes, 
madyte das von Preußen und Rußland als erobertes Land behandelte. 
Königriih Sachſen, deſſen Schickſal no auf dem Wiener Eongreß 
längere 3eit in Ungewißheit blieb, eine Ausnahme. Der Friede 
zwiſchen dem König v. Sachfen und dem König v. Preußen (auch 
Defterreid, u. Rußland) wurde erft am 18. Mai 1815 abgefchloffen. 
Kiüber’s Acten des W. Congr Bb. VI. &.120f. S. eine Reihe 
von Aectenſtücken das Schickſal Sachſens betreffend, in Klüber’s 
Acten Bd. 1. Hft. 2. ©. 1-2. Vergl. auch Stein’s Leben von 
Perg Br. IV. ©. 117 f. 386. 399. 

2) In diefem Aufrufe v. 13. (25.) März 1813 wear im Namen ber Herrs 

11* 
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Rechte der Nation auf eine gefammt=ftaatliche Verfaſſung volle 
Spouveränetät (Würtemberg aber doch nicht fo unbedingt) und 
Entfhädigung wegen etwa nothwendiger Abtretungen ga- 
rantirt wurde. Die Uebrigen wurden mit der allgemeinen Kor: 
mel aufgenommen, daß ihnen zwar ihre Souveranetät und ihre 
Befigungen garantirt würden, daß fie fich aber alle die Modifica⸗ 
tionen gefallen laffen müßten, welche die zukünftige Verfaſſung 
Deutfchlands nothwendig machen werde 3). In Betreff diefer 


) 


fher von Rußland u. Preußen den deutfchen Völkern die Rückkehr 
der Freiheit u. Unabhängigkeit und „die Wiedergeburt ihres ehr- 
würbigen Reichs« verfündigt, und verfichert worden, daß die Ge⸗ 
ftaltung diefes großen Werks ganz allein „den Kürften u. Völkern 
Deutfchlands« anheimgeftelt bleiben fole, damit biefelbe aus dem 
„ureigenen“ Geifte bes deutſchen Volks deflo verjüngter, 
lebenskräftiger und in Einheit gehaltener bervortreten möge. « 
Vergl. die Note der 31 Bevollmädt. auf dem Wien. Congreß vom 
20. Dechr. 1814, in Klüber’s Acten Bd. I. Hft. 1. ©. 89. 

Verträge der deutfehen Souveräne mit den Allürten! 1) Defterreiche 
mit Baiern. Vertrag v. Ried v. 8. Octbr. 1813. Klüber a. a. 
O. Hft.2. 5.89 ff. 2) Mit Würtemberg, Vertrag zu Fulda v. 
2. Novbr. 1813. Klüber a. a. 9. ©. 93 f. Beide Verträge in 
de Martens, Supplem. au Recueil Tom. V. (Nouv.:Rec. T. I.) p. 
610 f. 643 f. — Vergl. Reyſcher, publicift. Verſuche ©. 12 f. 
Zugefichert wird Baiern insbefondere in den Articles séparés et 
secrets art. I. gänzliche Unabhängigkeit (!ind&ependance entire et 
absolue) und volle Souveränetät (elle jouisse de la plenitude de 
sa souverainete). Im Vertrag mit Württemberg dagegen ift bie 
Sache fchon anders gefaßt und Feine foldhe unbebdingte Buficherung 
gegeben. Denn bier heißt es Art. I: — — S. M. le Roi de Wür- 
temberg degag& de tout lien constitutionel &tranger, jouira en 
consequence de toute Sa Souverainete sous la garantie des rap- 
poris poliliques qui devront £tire la suite des arrangements à 
prendre à l’&poque de la paix future dans le sens de retablir 
et assurer l’independance et la libert de l Allemagne.“ Bergl. 
Klüber’s Staatsarhiv. Hft. 2. ©. 304. Beide machen ſich (Art. 
IL.) verbindlich zu den nöthigen Länderabtretungen gegen Entſchä⸗ 
digung. 3) NReceptionsverfräge von Preußen mit ben übrigen 


deutſchen Staaten, zunächſt insbefondere mit Baden und Kur: 


heſſen, abgefchloffen zu Frankfurt im Novbr. u. Dechr. 1813. 
Garantie ihrer Souveränetät und Befisungen (Art. IV.) mit ber 
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Verfaſſung gab der erfte Parifer Friebe die generelle Beſtim⸗ 
mung: Die Staaten Deutfchlands werden unabhängig 
feyn und durch ein füderatived Band unirt werden). 
— Hergeſtellt wurben dabei die Gränzen zwilchen Deutfchland 
und Franfreih, wie fie am 1. Januar 1792 gewefen waren 5) 
und in Adbitional= Artikeln die Friedensſchlüſſe zwiſchen Fran: 
reich und Defterreih von 1805 bis 1809, fowie die zwiſchen 
Frankreich und Preußen abgefchloffenen Verträge zu Bafel (1795), 
Zilfit (1807) und die Convention zu Paris v. 20. Septbr. 1808 
annullirt 6). Die weitere Ausführung der Friedensbeflimmungen 
wurde einem Congreß überlaffen, welcher innerhalb zweier Mo: 
nate zu Wien zufammentreten folte, deffen förmliche Eröffnung 
aber bis zum 1. Novbr. 1814 fich verzögerte 7). 


Verpflichtung: „A se conformer à cet &gard et en general aux 
engagemens gu’ exigera !ordre des choses qui sera döfinitivement 
etabli pour le maintien de l’ind&pendence de l’Allemagne.“ Vergl. 
Nouveau Recueil T. I. p.649. 651. Klüber’s Acten. Bd. I. Hft. 1. 
S. 98. Bd. VIII. ©. 143 f — ©. auch Deffelb. Staatsarchiv 
des teutfch. Bundes. Hft. I. ©. 4. 

4) Parifer Friede v. 30. Mai 1814. (Abdr. in Klüber’s Acten. 
Bd. 1. Hft. 1. ©. 8 f.; im Nouveau Recueil Tom. II. p.1.; und 
in v. Meyer's Staatsacten 1. ©. 151 ff.) Art. VI. „Les etats de 
U Allemagne seront independans ei unis par un lien federatif.“ 
Vergl. Klüber’s Weberfiht der Verhandl. ©. 122. Not. 1. — 
Der Freiherr v. Stein (in dem Schreiben an Kaifer Alerander v. 
4. Rovbr. 1814) und bie ruffifche Note v. 4. Novbr. 1814 finden 
darin die Erklärung, „daß Deutfchland ein Bundesftaat fein follew, 

. deffen @inrihtung dem Wiener Gongreffe überlaffen worden fei. 
Stein’s Leben v. Pers IV. ©. 148. 151 Die Wieberherftellung 
des deutſchen Reichs fei durch ben Parifer Frieden grundſätzlich 
anerkannt, fagt die ruſſiſche Note an Würtemberg v. 16. San. 1816. 
Stein's Leben IV. ©. 311. Vergl. dagegen bie Note des Grafen 
Münfter an Schmidt-Phiſeldeck v. 25. Novbr. 1814. Klü⸗ 
ber’s Acten. Bd. I. Hft. 1. ©. 85. 
Pariſer Friede Art. II. TU. 
Nouveau Recueil Tom. II. p.13. p. 17. Klüber’s Acten des Wie- 
ner Congr. Bd. I. Hft. 1. ©. 26. 32. 

?) Parifer Friede Art. XXX. Klüber’s Acten Bd. I. Hft. 1. ©. 33. 


5 
6 


— — 
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EN. Errichtung des deutfcdhen Bundes. 
Klüber’s öffentl. Recht $. 34, Deſſelb Weberficht der Verhandl. des 
W. Congr. 8. 120f. — Pfizer, üb. bie Entw. bes öff. Rechts. 
in Deutfhl. S. 18 fe — Wurm krit. Verſuche. &.9f. — 
Biedermann in ber Germania Th. II. &. 228 f.; bef. Das 2es 
ben bes Minifters Freiherrn v. Stein v. G. H. Perg. Bd. IV. 
&. 1235 f. 304 fe. — Schaumann, üb. die Bildung des deut⸗ 
ſchen Bundes in v. Raumers hiftor. Zafchenb. Jahrg. 1850. 


Auf dem Wiener Congreffe wurden die deutſchen Ans 
gelegenheiten, zum Zweck einer felbftftändigen Regelung durch 
die deutfchen Staaten von ben übrigen (europäifchen) Angelegen: 
heiten getrennt. Schon am 13. Septbr. 1814 hatte Fürft Hars 
denberg dem FZürften Metternich den mit Stein und Solms 
entworfenen Plan einer deutfchen Verfaſſung mitgeteilt 1). 
Es erfolgte nun (14. Octbr. 1814) die Vereinigung der fünf 
größern deutfhen Staaten Deutfchlands (Defterreich, 
Preußen, Baiern, Hannover 2) und Würtemberg) zu einem f.g. 
beutfhen Comite, um über die künftige Verfaſſung Deutfhe 
lanbs (zumächft im Geheimen) zu verhandeln 8). Die glaubte 
man durch die Formel rechtfertigen zu können, mit welcher die 
übrigen deutfchen Staaten in den Bund der Alliitten aufgenom⸗ 
men worden waren. 

Während aber Baiern und Würtemberg von vornherein 
jeber über ein Schuß und Trutzbündniß nad) Außen hinausge- 


1) S. denf. in Klüber’s Acten Bd.T. Hft. 1. ©. 45f, Vergl. Stein’s 
Leben von Pers Th. IV. ©. 109. ©. 43. . 

2) Welches gleichzeitig ben Königstitel annahm. Mote v. 12. u. Pas 
tent v. 26. Detbr. 1814. Klüber’s Acten Bd. I. ©. 64 f. 

3) Die XII Artikel, welche babei zur Grundlage dienten, berubten auf 
einer vorläufigen Wereinbarung von Defterreih, Preußen u. Hanno⸗ 
ver und wurden in ber 2ten Sitzung v. 16. Detbr. vorgelegt. ©. 
diefe bei Klüber, XActen bes Wiener Gongr. 3b. I. Hft. 1. ©. 57. 
Stein’s Leben von Pers Th. IV. ©. 130. Die XIU Protocolle 
über die Verhandlungen diefes Somit f. bei Klüber, daſ. Bd. II. 
©. 61 ff. 
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benden Verbindung der deutfchen Staaten den entfchiedenften Wis 
derftand entgegenfesten %), — ein Widerftand, der durch die. faft 
zum offenen Bruch führende Uneinigkeit der großen Mächte über 
andere Fragen (befonderd die polnifche und fahfifche) nad: 
haltigen Einfluß erhielt 5), — erBlärten die Bevollmächtigten von 
neunundzwanzig 6) fouveränen beutfehen Fürften und freien 
Städten in einer Note v. 16. Novbr. 1814 ihren Proteft gegen 
die den Acceffiond » Verträgen gegebene Auslegung, kraft welcher 
fie von der Mitwirkung bei der Feftftellung der deutfchen Verfaſ⸗ 
fung außgefchloffen fein follten, und verficherten andrer Seits 
ihre BVereitwilligkeit, zum Beſten des Ganzen, auf jede noth: 
wenbige Beſchränkung ihrer Souveränetät und allgemeine Ein: 
richtungen zum Ausfchluß der Willkühr, befonderd durch Einfüh: 
rung landftändifcher Verfaffungen, eingehen zu wollen 7). In 


4) Stein’s Keben v. Berg Bd. IV. &. 121. Diefer Wiberfiand rich⸗ 
tete fich befonders gegen Art. 2 (Zweck des Bundes) u. Art. LI 
(Nothwendigkeit einer fländifchen Verfaſſung u. Beflimmung eines 
Minimums der fländifchen Rechte). Speeiell gegen ben baieriſch⸗ 
würtembergifchen Wiberfprud in biefer Hinficht erklärte fich das be⸗ 
kannte » Schriftliche Votum ber beiden Hannoverſchen Congreß⸗ 
Bevollmächtigten“ v 24. Dctbr. 1814 bei Klüber a. a. O. ©. 68f. 
Sehr fcharf iſt das Urtheil des Herrn v. Stein, wenn er in dem 
Schreiben an K. Alerander v. 4. Novbr. 1814 fagt, die Verhand⸗ 
lungen bed Comité's hätten bisher Feiner andern Erfolg gehabt, 
als von Seiten Baiern’s u. Würtemberg's „ein-Spflem des Ehr: 
geizes entgegen den Fürften und freien Städten, ber Vereinzes 
lung gegen ben Bund und des Despotismus gegen ihr eignes 
Land. ang Licht zu bringen « Stein’s Leben v. Pertz Bd. IV. ©. 148, 

5) Vergl. Stein’s Leben v. Perg Bb. IV. ©. 157. 

8) Später ſchloſſen ſich auch die beiden Hohenzollern, Baden, Naſſau⸗ 
Dranien, Oldenburg und Lichtenftein bem „Vereine⸗- an. Keine 
Aufnahme erlangten von der Leyen, Sfenburg und Bentind 
wegen Kniphauſen. Vergl. Kläber’ 8 Acten Bd. I. Hft. 1. S. 93f. 
Hft.4. S. 40 f. 

7) Zugleich ſprechen fie ſich Über gewifie Grundzüge ber deutfchen 
Verfaffung aus, inshefondere: Ein gemeinfames Bundesober⸗ 
haupt, welches „dem von den Ständen bes Bunbes Befchloffe: 
nen die unverbrädyliche Vollziehung fichere, die Säumigen oder 
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Weigernden ohne Unterfhied, mit erforderlühem Nachdruck, zur 
zur Erfüllung des Bundesvertrags anhalte, der Bundesjuftiz 
fhnelle und volllomnine Folge verfchaffe, die Kriegsmacht des 
Bundes leite, und fo im Innern und gegen Außen allen Staaten 
deſſelben, aud; dem Mächtigſten als Beſchützer, erſter Repräſen⸗ 
tant der deutſchen Nation, als Gegenſtand allgemeiner Ehr⸗ 
furcht, der Verfaſſung aber als kräftigſter Garant, als 
deutſcher Freiheit Aegide ſich darſtelle,/ Näher erklärte ſich 
über die Attribute des Bundesoberhauptes (resp. Kaiſers), ohne jes 
boch die erforderliche Klarheit in die Sache zu bringen, eine Rote 
des Braunſchw. Bevollmädtigten de eod.d. (16. Novbr.) bei Klüs 
ber a. a. O. Hft. I. S. 77f. Eine Antwortönote des Grafen v. Mün⸗ 
flex u. 25. Novbr. (Klüber a. a. DO. ©. 83 f.) entwidelte die der 
Wieberherftellung der Kaiferwürbe entgegenftehenben Hinderniffe, mit 
ber Verfiherung, Hannover habe, bei Anzeige der Addication 
Franz II, erwiedert, daß es „Ddiefen Schritt ald einen erzwungenen 
nicht anerfennen könne⸗“, und daß man „bas Reich und deffen 
Baupt, als den Rechten nad fortwährend“, anſehe. Auch 
habe Hannover, jedoch vergebens, alle Mittel der Ueberrebung anges 
wendet, um Defterreich zu bewegen, die deutſche Kaifertrone 
von neuem anzunehmen.» Angebeutet war auch, daß bereits 
durch „die dem Pariſer Frieden vorausgegangenen Negotiationen« 
von den Mächten feftgeftellt fei, „daß diefe Würde nicht wieder her- 
geftellt werben folle.» Dagegen verwahren ſich wieber in einer 
Note v. 20. Decbr. 1814 (Klüber a. a. O. ©. 87 f.) die Bevoll⸗ 
mächtigten ber vereinigten Fürften und Städte: „baß durd) 
folhe auswärtige Negociationen, ber innern Einrihtung 
des deutſchen Staatenbundes, und der daraus hervorgehenden 
Wahl eines Bundeshauptes, aud nicht einmal ber Auszeich- 
nung beffelben durch die Faiferlihe Würde, Fein Hinderniß 
habe entgegengefest werben wollen noch mögen.“ Auch 
auf die „» HauptsAttributionen der Kaiferwürde« kömmt diefe Note 
zurüd. Der Kaifer foll „die Sanction bes auf dem Bunbestage 
Ausgefprodyenen Gefammtwillens der deutſchen Ration als eines 
vereinigten Ganzen“, fowie die „Dispofition fiber die aus den 
Contingenten her DBunbeäglieder beftehende Bunbesarmeen 
haben, „damit, bis zur Erklärung des Bundestags Über Krieg und 
Frieden, die nöthige WVertheidigung nicht verabfäumt werbe«, er 
foU „die Ordnung im Innern aufredht erhalten“ und „den Bes 
Thlüffen des Bundes, fowie den Erkenntniſſen der oberft: 
rihterlihen Behörde Kraft und Rachdruck aeben.« Dabei 
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vorzüglich entfchiedener Sprache proteftirte Baden, nachdem es 
fhon früher die Aufnahme in das Comité verlangt hatte 8). 

Da nun gleichzeitig, obwohl aus ganz entgegengefehten 
Gründen, Würtemberg feinen Rüdtritt von den Berathungen 
des Comites erklärte 9), fo geriethen die Verhandlungen über Die 
beutfchen Angelegenheiten vorläufig ganz ins Stoden. Feſtge⸗ 
ftelt hatte fich aber bereits fo viel, daß an eine » Wiedergeburt 
des ehrwürdigen Reichs⸗ oder an eine Befriedigung der „ges 
rehten Anſprüche der deutſchen Nation auf Vereini- 
gung in einen feften Staatskörper« 10) bei dem verknö⸗ 
herten Particularismud u. der Souveränetätd - Manie der Regie: 
rungen der großen und mittleren Staaten nicht zu denten fei 11). 


"müffe „die Ausäbung biefer Befugniffe an conflitutios 
nelle Formen gebunden” und „ben mäcdhtigern Bunbesgliedern 
das nöthige Gegengewicht eingeräumt werden." — 

8 Noten v. 13. Octbr. u. 16. Novbr. 1814 (Klübera.a O. ©. 97f.). 
Die 2te Note findet es unbegreiflich, wie aus Art. IV. ber Frankfurter 
Acceſſions⸗Verträge (8.39. N. 3.) fünf einzelne deutfche Fürſten das 
Recht ableiten wollten, die Gefedgeber ber Uebrigen zu werden. Man 
fei zu andern Erwartungen berechtigt gewefen, als zu der Ausſicht 
fremde Ketten abgeftreift zu haben, um vielleicht eigene zu 
tragen.» Der Schleier des Geheimniffes, welcher die beutfchen An⸗ 
gelegenheiten umhülle, der Mangel aller vertraulichen Eröffnungen 
laffe fürdyten, daß es darauf abgefehen fei „die feierlichſt zuge: 
fiherte Souveränetät u. Unabhängigkeit bedeutend ein- 
zuſchränken.“ Der Großherzog werde nie „die Ausübung einzel- 
ner dem beutfchen Bunde zuftehender Rechte einzelnen Mitgliedern 
überlaffen“ und fordere „ganz gleiche Theilnahme.“ ine ans 
dere badifhe Note vom 1. Dechr. (Klüber a. a. DO. ©. 100) 
erlärte fich über die Necdhte, welche der Großherzog den Ständen 
einzuräumen bereit fei. (Hinſichtlich der Gefchichte biefer Note Ins 
tereffantes in Stein’s Leben Bb. IV.). 

%) ©. die Note der Würtemb. Bevollmächtigten v. 16. Novbr. 1814 in 

Klüber’s Acten Bb. I. Hft. 1. S.101f. Vergl. auch daf. ©. 104 
u. 109. und Stein’s Leben v. Pers Bb. IV. ©. 155. 

10) Davon ſprach noch die Preußifche Note v. 4. Febr. 1815. Klüs 
ber’s Acten Bb. I. Hft. 3. ©. 132 f. Stein’s Leben v. Pers 
Bd. IV. ©. 317. 

11) ‚Ueber die (auch Seitens der Mediatifirten) in Anregung gebrachte 
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Inzwiſchen wurden verfchiedene Vorſchläge über gewiſſe en⸗ 


gere Verbindungen der deutſchen Staaten (im großen Bunde) 12) 
und Entwürfe für die Verfaffung des deutfchen Staatenbundes 
(3.8. Eintheilung in Kreife mit befondern Vorrechten der Kreis: 
oberften oder Borfteher) in Umlauf geſetzt 18). Endlich erfolgte, 


Wieberherftellung der beutfchen Kaiferkrone, resp. einer erblichen 


Kaiſerwürde, die aber (mit Ausnahme des Kaiferd Alerander) bei 


den großen Mächten Feine Unterftügung fand, f. oben Note 7) und 
Klüber’s Ueberfiht der Verhandl. des W. Congr. ©. 59 f. ©. 


123f. ©. 282. ©. 547. Antrag bes Pabftes, ebendaf. &. 476 f. 


12) 


u) 


©. 501. ©. 548. 564. (v. Gagern) Mein Antheil an ber Politik. 
II. Abth. 8.196 ff. Stein's Leben Bb. IV. S. 304 f. 318f. Ueber 
Rechte, die der Kaiſer nad) der Note der XXXI. v. 20. Dechr. be⸗ 


kommen follte: Stein’s Xeben IV. 305. 333. u. ©. 743. Gtein’e 


Bemühungen u. Erpofes für Wieberherftellung der Kaiſerwürde daf. 
IV. ©. 318 f. 329f. 7944 f. Humboldt u. %. gegen die Kaifer- 
würde, daf. &. 335-387. ©. 752 f. 

Dazu gehörte auch der abentheuerliche Gedanke eines beſondern Für: 
ftenbundes des „nichtköniglichen Deutfhlandss mit einem 
denfelben beim Bunbestage repräfentirenden „Dberfürften.“ Vergl. 
Klüber's Acten Bd. I. Hft. 2. ©.48f. — Die Jhdee einer flän- 
diſchen Bertretung beim Bunbestage kam zwar aud durch 
Einzelne in Anregung, (3. B. in ben Grunbzügen einer beutfchen 


‚Berfaffung des Medlenb. Bevollmächtigten v. Pleffen. Stein’s 


Leben Bd. IV. ©. 421 f.), fand aber Eeinen Anklang. Der Freiherr 
9. Stein äußerte damals: „Es ift fehr wichtig, daß die die Ver: 
foffung fchägenden Elermente in dem Bundestage vermehrt werden 
u. biefes würde am beften gefcheben durch Zulaſſung von Deputirten 
der Zerritorialftände. Befteht der Bundestag allein aus 
Zürften, fo ift die Bürgfhaft für die Dauer ber innern 
Berritorialverfaffungen gerabe benjenigen anvertraut, 
die ein Intereffe haben, fie zu. untergraben und ihre 
eigene Gewalt auszudehnen.“ 

Hier finden ſich bereits die neuerlich aufgefriichten Ideen einer 
„Trias«, ferner von 6, 7 0d. 9 „Sruppen» und andere bie Me: 
diatifirung ber » Kleinflaaten« verhüllende Kormela. — ine Ue- 
berficht über die Entwürfe des Bundesvertrags giebt Klüber in 
den Acten des W. Gongr. Bd. U. ©. 293 f. Abgedrudt find die 
verjchiedenen Entwürfe daf. Bb. I u. II. und zwar, abgefehen von 
den ſchon oben Note 3) erwähnten, ebenfalld auf Kreiseintheilung 
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nachdem über. ſechs Monate nutzlos für den Zweck einer Verein⸗ 
barung: verftrihen waren, zu einer. Beit, wo ber Congreß, in 


baſirten, XII Artilein: 1) der fchon im Septbr. 1814 von Darts 
denberg an Metternich übergebene Preußiſche Entwurf, mit 
Beflimmung einer begränzten „Landeshoheit⸗, Nechten der Unters 
thanen und Stände, Gintheilung ber Bundesflaaten in 7 Kreife, 
Bundesverfammlung, beflehend aus dem Directorio (paritäs 
tiſch Defterreidhh und Preußen), dem Rath der Kreisobriften, u. 
dem Rathe der Kürften u. Stände, welcher auch die Media⸗ 
tifirten mit umfaffen und zur Ausübung ber gefesgebenden Ge⸗ 
walt mit berufen fein follte, während jenem bie ganze Erecutive u. 
repräfentative Gewalt des Bundes zugefprodhen wirds dann Bes 
flimmung über Bundesgericht, Militärs und Kriegsverfaffung bes 
Bundes u. f. w. Klüber’s Acten Bb. I. Hft. 1. S. 415 f. — 
2) Ein Defterreihifher Entwurf v. Dechr. 1814, aus 15 Art. 
beftehenb und fidy der fpäter angenommenen Bundesacte in Form, 
Umfang und Grundzügen fchon fehr nähernd. Ktüber’s Acten Bd 
1. S. Uf. — 3) Zwei von ben Preußifchen Bevollmächtigten 
ausgearbeitete ausführliche Entwürfe v. Febr. 1815, der eine mit, 
der andere ohne Kreiseintheilung, bei Klüber Bb. I. ©. 18 f. 
u. 8.55. mit einer, bie Vortheile der Kreiseintheilung "nicht blos 
für die politiſche Gelbftflänbigkeit Deutfchlande, fondern auch für 
die innere Sicherung der Rechte und die allgemeine Wohlfahrt der 
"Nations hervorhebenden Note v. 10. Febr. 1815 bei Klüber a. a. 
O. S. 6f. — 4) Ein Preußifcher (von W. v. Humboldt vers 
faßter) Eurzer, auf Gleichheit der Mitglieder, aber doc mit einem 
Directorium ober Vollziehungsrath, berechneter, Entwurf vom April 
1815, bei Klüber, Acten Bd. I. Hft. 4. S. 104 f. Vergl. auch 
Stein’s Leben v. Perg Bd. IV. S. 301. ©. 4180 f. — 5) Wie⸗ 
der ein Preußifcher Entwurf v. Mai 1815 mit bem vorigen über⸗ 
einftimmend, bei Klüber, Atten Bd. I. ©. 298 f. — 6) Ein 
Deflerreihifcher Gatwurf v. Mai 1815, bei Klüber a. aD. 
©. 308 f. u.-7) ein gemeinfchaftlicher, mit dem vorigen vielfach Über: 
einftimmender, Entwurf von Defterreich und Preußen, welcher 
vom Kürften Metternich in einer Berfammlung ber Bevollmächs 
eigten ‚der deutfchen Staaten am 23, Mai 1815 vorgelegt wurde 
(Klüber’s Acten Bb. II. ©. 341 f.) und auf welchen ſich bie Bes 
ratgungen der erſten fieben allgemeinen Gonferenzen beziehen. 
©. den Sntwurf felbfi in Klüber’s Acten Bd. U. ©. 314 f. 
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Folge des nach der Rückkehr Napoleon’3 14) wieder ausbre⸗ 
chenden Kriegs gegen Frankreich, fehon der Auflöfung nahe war, 
eine Wiederaufnahme der Verhandlungen 5) über bie 
„Grundzüge der deutfchen Föderation“, unter nunmeh- 
riger Zuziehung der Berollmächtigten der „vereinigten Zürften 
und Städte» und unter Theilnahme Sachſens, über beffen 
Geſchick inzwifchen entfchieden worden war 16). Baden und 
Wurtemberg dagegen betheiligten fi nicht an diefen Berhand- 
lungen 17), und find nur in Erwartung des, fpäter auch erfolg- 
ten 18), Beitrittö in der Bundedacte unter den Bundeögliedern 
aufgeführt. 

Die erfte allgemeine Conferenz der Bevollmächtigten ſämmt⸗ 
licher deutfcher Staaten fand am 23. Mai 1815 Statt. Grund: 
lage der höchſt eiligen Berathung bildete zunächft der zwifchen 
Defterreih und Preußen (oben Note 13. No. 7.) vereinbarte 
Entwurf. Eine rieue Redaction deffelben wurde in der 7ten 
Conferenz vom 2. Sun. 1815 von einer dazu ernannten Commif- 
fion vorgelegt und die Berathung darüber in der 8. — 10. Eon: 
ferenz zum Schluß gebracht 1). 


14) S. die Erklärung der Mächte v. 15. März 1815 in Klüber’s Ac- 
ten Bd. 1. Hft. 4. ©. 51 f. 

15) Zwifchen Defterreich und Preußen hatten die Verhandlungen zu: 
nächft zur Einigung über einen Entwurf [yon am 8. Mai 1815 be⸗ 
gonnen. Das Refultat war der vorhin in der 13. Rote unter 7) er- 
wähnte Entwurf. 

16) S. oben $. 39. Note 1. 

17) Klüber’s Ueberficht der Verhandl. &. 134. Die Erllärungen Ba: 
dens v. 24. Mai und I. Sun. 1815 T. in Klüber’s Acten Bb. I. 
S. 373. 4575 die Entfhuldigungen der Würtemberg. Bevollmädy- 
tisten daf. S. 473. ©. 562 f. u. über bie Urfachen Klüber daſ. 
©. 570 f. 

18) Baden trat am 26. Zuli, Würtemberg am 1. Geptbr. 1815, 
beide in befondern Acceffions Urkunden bei. Berge. Reyfcher’s 
publicift. Verſuche &. 36 f£ de Martens, Recueil. Supplem. Tom. 
VI. ©. 368. 

19) S. diefen Entwurf bei Klüber, Acten Bd. II. ©. 479-492. ©. 
auch Stein’s.Leben Bd. IV. ©. 435 f. u. Klüber’s Vorbericht 
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So Fam es denn fchließlich in der eilften Gonferenz vom 
10. Juni 1815 zur Unterfchrift und Beflegelung der Bundes: 
acte, ald Srundvertrag’d des ind Leben gerufenen »beſtändi⸗ 
gen“ Bundes der fouveränen Fürſten und freien Städte 
Deutfhlands 20), deflen Zwed die Erhaltung der äußern und 
innern Sicherheit Deutfchlandd und der Unabhängigkeit und Uns 
verletzbarkeit der einzelnen deutfchen Staaten fein follte, und für 
deffen beftändiged Organ die Bundesverfammlung zu Frank: 
furt am Main 21) erklärt wurde. Die Eröffnung derfelben wur: 
de auf den 1. Septbr. 1815 feftgefest, erfolgte aber fürmlich erft 
am 5. Novbr. 1816 22). 

Gleichzeitig erfolgte die wörtlihe Aufnahme der 11 erften 
Artikel der Bundesacte (ber f. g. allgemeinen Beftimmungen), in 
die, aus 121 Art. und 17 Beilagen beftehende, Wiener Eon: 
greßacte vom 9. Jun. 1815, wo fie (in frangöfifcher Webers 
fegung) Art. 53—63 bilden. Aber auch die „befondern Be: 
fimmungen» find als wörtlich in die Gongreßacte aufgenommen, 
zu betradhien, fo wie auch die ganze Bundesacte theild im 
Driginal, theild in franzöfifcher Weberfegung zu den Beilagen 
der Eongreßacte gehört 3). Daß die Verfaffung des Bundes 


zur Bundesacte in der Quellenfammlung ©. 134 f. Die (zum Theil 
fehr Eurzen und die gemachten Aenderungen nicht vollftändig aufklä⸗ 
renden) Protocolle über die vom 23. Mai bis zum 10. Jun. gehals 
tenen eilf Sisungen nebft dazu gehörigen Beilagen finden fich bei 
Klüber, a. a. ©. Bb. I. ©. 324-586. 

20) Stein’s Urtheil üb. die Mängel der Bundesacte in Deffen Leben 
v. Ders Bd. IV. ©. 444. 

21) Ueber den Vorfchlag von Nürnberg f. Klüber, XActen Bd. I. 
Hft. 4. ©. 76. 

22) Vergl. das Protoc. üb. die Plenar-Sisung v. 5. Novbr., bie Er⸗ 
öffnungsrebe des Kaif. Defterr. Präfidial= Gefandten u. daf. $. 5. 
das Verzeichniß der im Bundes-Archiv mit der Bundesacte nieber- 
gelegten Ratificationg » Urkunden der einzelnen Staaten. 

3) Wiener Congreß-⸗Acte Art. 64: „Les articles compris sous le titre 
de dispositions partliculieres dans l’acte de la Conföderation Ger- 
manique, tel qu'il se trouve annex& en original, et dans une tra- 
duction francaise, au present trait& gön6ral, auront la même force 
et valeur que s’ils &taient textuellement inser6s ici.“ 
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dadurch unter die Garantie der, die Congreßacte unterzeichnenden, 
europäifhen Mächte gekommen ift, giebt aber den letztern 
fein Recht zur Einmiſchung in Bundesangelegenheiten 24). 

Die genauere Regulirung des Territorial=Beftandes der deut: 
fhen Staaten, won welchen Mehrere bedeutende Acauifitionen 
machten, erfolgte erft durch den Receß der (von Oeſterreich, 
Preußen, Rußland und England zu Frankfurt a. M. niederge: 
festen) Zerritoriale&Commiffion vom 20. Juli 1819 3). 

‚Bon den Souveränen ded Rheinbunded wurden oder blieben 
mebiatifirte Aremberg, Salm, Leyen und Iſenburg 26). 
Der freien SHerrfchaft Kniphaufen gedenkt die Bundess und 
Wiener Congr. Acte nicht, obgleich der Befiger als „Souve⸗ 
rain« in verfchledenen Eingaben feine Anertennung ald Bun: 
deöglieb zu erlangen fuchte 7°). Mit Bremen, Hamburg und 
Lübeck wurde auch Frankfurt a. M. als freie ‚Stadt aner⸗ 
kannt 8). Won den MRheinbunds: Staaten verfchwanden, aufler 
dem Königreih Weftphalen und dem Großherzogthbum Berg, 
auch die Sroßherzogthümer Frankfurt und Würzburg 29). 


2) Bergl. unten bad Bundesrecht Kap. IT. Abth. II. 

35) ©. benfelben in v. Meyer’s Staatsacten &. 299. u. in Klüber’s 
Quellen: Samml. &. 100f. S. auch über bie eingetretenen Zerris 
 torial= Veränderungen Klüber’s Staatsarhiv Hft. II. ©. 307 f. 
u. eine Reihe von Befigergreifungs - Patenten der neuen Herrn baf. 
S. 399 f. Eine genauere Statiftit der deutfchen Bundesftaaten 
f. in ben Abhandl. üb. Segenflände des allgem. Staatsrechts von 
Neu =Deutfchland. Garleruhe 1824. Bd. I, Abh. I. 

%) Klüber’s XActen Bd. I. Hft. 1. S. 114. Hft. 2. ©. 60. Hft. 4. 

.&. 39. Bd. I. ©. 207. 211. 577. 579. Wiener Congr. Acte Art. 
43. Art. 51. 52. Frankfurter Zerritorial-Receß Art. 2. 8. Art. 19, 

7) Vergl. Klüber’s Acten Bd. I. Hft. 4. ©. 40. Bd. II. ©. 581. 

3) ©. in Betreff Frankfurts die Wiener Gongr. Acte Art. 46. 

29) Wiener Congr. Acte Art. 44. 45. 
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III. Berbältnif des Deutfchen Bunded zum Deutfchen 
Reiche und zum Nbeinbunde. Fortdauer früber be: 
gründeter Nechtöverbältniffe. Beltimmungen 
über die Neichs-Archive. 


Klüber, öffentl. Recht. F. 47. — Jordan, Lehrb. I, $. 172. 


So wenig wie der Mheinbund ald eine Fortfegung des deut: 
fhen Reichs betrachtet werben Tann, eben fo wenig iſt der 
beutfche Bund ald Nachfolger Beider oder eines von beiden an- 
zufeben. Andrer Seits ift aber auch der Rheinbund, fo we: 
nig wie das deutfche Reich, rüdwärts annullirt, fondern nur 
aufgelöft worden 2). Hieraus folgt: 

J. Rechte und Pflichten diefer frühern Staatöverbindun: 
gen find nicht echte und Pflichten des deutſchen Bundes. 
Doc hat der Bund die Garantie der auf die Rheinſchifffahrts⸗ 
Octroi angewiefenen, directen und fubfidiarifchen Renten, fo 
wie ber durch den Reichöbeputationsfchluß v. 25. Febr. 1803 ges 
troffenen Verfügungen in Betreff des Schuldenmwefend und 
feftgefegter Penfionen an geiftlihe und weltliche Individuen, 
übernommen 2). Hinfihtlih der Schulden der ehemaligen 
Reichs-Operationscaſſe, worüber feit 1818 bei der Bun⸗ 
deöverfammlung Verhandlungen gepflogen wurden, und wofür 


1) SPräfidial- Vortrag ber 2ten Sit. ber B. 8. v. 11. Novbr. 1816. 
Klüber, Abhandl. u. Beobacht. Bd. I, ©. 44. 

Bunbesacte. Art. 15. Meber die Kortentrichtung der f. 9. Kam: 
merzieler f. Protocolle der Bundesverſ. 1816. 8. 30. Beil. 21. 
Ant. I. ©. 1239. 1817. $. 56. Beil. 19. 20. Lit. d. nad) ©. 100. 
Beihluß v. 14. Zul. 1817. (Prot. $. 330. Beil. 73. ©. 636. 664,) 
dv. Meyer’s Staatsaeten Th. IL ©. 72. — Ueber Nüdftände f. 
Protoc. der B. 3. 1816. ©, 135. 1817. a. a. O. 1822. $. 197. 
Beil. 28. &. 752 f. 1823. ©. 390. B. Beſchtuß v. 18. Aug. 1825, 
(Protor. $. 93. ©. 385.). v. Meyer’s Staatsatten Th. II. ©. 283, 
Meberficht der Nädftände: Protoe 1838. S. 281. 1830. $. 87. ©. 
246. B. Beil. v. 24. Novbr. 1831. Prot. $. 281. ©. 898. Weber 
Penfionirung ber Reichscammerger. Proenratoren f. Protoc. der B. 
V. 1816. ©. 115. 121. 1817. $. 318. ©. 626. 1822. ©. 752. 766. 


Nr 


6 Allgemeiner Theil. ($. 41.) 


iene durch Befchluß v.19. Febr. 1824 eine Liquidationss&om- 
miffion nieberfegte 3), ſprach fih ein Beſchluß der B. 8. v. 
5. Octbr. 1820 (Protoc. $. 160.) dahin aus: „Daß obgleich 
feine rechtliche Verbindlichkeit des Bundes zur Zahlung 
der KReichö = Dperationscafle: Schulden anerkannt werde, dennoch 
auf einige Befriedigung der. Privatgläubiger, der Billigkeit 
gemäß, Nüdficht zu nehmen fei,. daher die betreffende Commif: 
fion erfucht werde, der B. V. Vorſchläge zu machen, wie und. 
unter welchen Mobalitäten die Privatgläubiger der Reichd- Ope: 
rationdcaffe ex aequo et bono zu befriedigen und auf diefe Weife 
den wohlthätigen Gefinnungen des Bundes zu entfprechen ware« 9). 

U. Die während der Zeit des beutfchen Reichs und des 
Nheinbundes begründeten Rechtsverhältniſſe beftehen fort, 
infoweit fie nicht ausdrücklich für aufgehoben erklärt find oder 
mit der erlofchenen Verfaſſung in unzertrennlichem Zufammenhang 
ftanden. Nechte und Berhältniffe, welche durch den Rheinbund 


3) Snftruction für diefe Commiffion v. 27. April 1826, v. Meyer’s 
-Staatöacten. Ch. IE ©. 297. 

4) 9. Meyer’s Staatsarten. Th. IL. ©. 175. Veſchluß wegen Auflö⸗ 
ſung der Commiſſion nach beendigtem Geſchäfte v. 2. Septbr. 1830. 
(Prot. $. 200.) v. Meyer's Staatsacten. Th. II. ©. 353. Abwei⸗ 
fung einer aus dem 30jährigen Kriege herrührenden Forderung an 
das deutfche Reich f. in den Profoc. der B. V. 1817. $. 131. ©. 
darüber und über fonftige Schulden und die f. g. transrhenanis 
ſche Suftentationscaffe Klüber, öffentl. Recht. $. 233. Bundes- 
befehl. vom 10. Sun. 1824. v. Meyer’s Staatsacten. Th. I. ©. 

. 243. Weber oberrhein. Kreisichuldenwefen |. Protoc. ber B. 3. 1817. 
$. 344. Beil. 75. ©. 658. 691. Verhandlungen darüber bis 1834. 
Bericht des Aufträgalgerichts zu Stuttgarbt Über den Stand der 
Sache. Protoc. 1836. $. 3. Ein Aufträgal- Erfenntniß des Ober: 
trib. zu Stuttgart vom 8/15. Novbr. 1837. (Protoc. der Bund. 8. 
1838. ©. 8 f.) fpricht aus: „daß die Kurheff. Regierung, wegen 
des von Heſſen⸗Caſſel 1795 abgeſchloſſenen Separat» Friedens, ſich 
ber. Verbindlichkeit nicht entziehen Eönne, die von dem Oberrhein. 

Kreiſe von 1796—1799 ausgeſchriebenen Römermonate zu. bezahlen 
u. an der Zilgung der in dieſer Periobe aufgenommenen Schulbca- 

. pitalien Theil zu nehmen.» Bergl. oben $. 35. Rote 6 und $. 37. 
No. VI.B.. 
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und die Auflöfung des deutfcher Reichs nicht vernichtet wurden, 
müflen demnach auch ferner im deutfchen Bunde anerlannt wer: 
.den (vergl. oben die Grundſätze des $. 36.), und ebenfo bleiben 
diejenigen Rechte und Pflichten beſtehen und resp. aufgeho: 
ben, welche, abgefehen von der Eonfüderation und den Bundes⸗ 
verhältniffen felbft, zur Zeit ded Rheinbundes und durch denfel- 
ben für Einzelne begründet oder erlofchen find, wie bie 
Souverainetät einer Glafle von Reichöftänden und der Ver: 
Iuft Der Landeshoheit für eine andere Glaffe, neue Titel 
und Wurden einzelner Rheinbundögliedber, Freiheit vom 
Lehnönerus u. f. w., was auch die beutfche Bundesacte, ob: 
gleich fie die Erwähnung des Rheinbunded vermeidet, mehrfach 
ftinfchweigend anerfannt hat 5). Insbeſondere muß aud der 
Berzicht des Art. 34. der Rheinbundsacte, nad den oben 
$. 29. darüber gegebenen Beflimmungen noch gegenwärtig als 
fortdauernd wirkſam betrachtet werden, und zwar auch für 
Diejenigen, welche, ohne Mitglieder des Rheinbundes gewefen 
zu fein, in Theile des Rheinbundes fuccedirt find 6). - 


5) S. aud ein ausdrückliches Anerkenntniß im Protoc der B. 8. 
1816. $. 7. (Bortrag bes Präfidial=Gefandten): „Ohne weitere Aus⸗ 
bildung, fo wie entftanden, verfchwand auch diefe nie erfüllte Ur— 
funde, die Rheinbundsacte, — als Grundlage einer öffentlichen 
Befammtordnung in Deutfchland, denn in ihren individuell 
len Folgen find die Spuren derfelben fihtbar und fühlbar,“ und 
„die Beftimmungen des Tüneviller Friedens, ber Reichsdeputationg- 
ſchluß und die Rheindundsacte, find noch bleibend in manchen 
ihrer Folgen, beren gänzlidye Befeitigung Europa nicht entwirrt 
ſondern verwirrt haben würde.⸗ 
Klüber, öffentl. Recht. F. 47. 83. 84. Ein Vorſchlag Baiern's 
auf dem Wiener Congreſſe, einen ähnlichen Verzichtartikel, wels 
cher gegenfeitige Territorial-Anſprüche, Hoheitsrechte, Lehns 
herrlichkeit und Staatsdienftbarkeiten umfaffen follte, in 
die Bundesacte aufzunehmen, hat Eeinen Erfolg gehabt. Klüber’s 
Acten des W. Congr. Bd. IL. &. 509. ©. über Berzichte zwifchen 
Preußen u. Deflerreih: Wiener Congr. Atte Art. 18. 19. — 
Eine indirecte Aufhebung gewifler Rechte aus der Zeit des Rhein⸗ 
Bundes enthält der Parifer Friede von 1814. Art. 27. „Les do- 
maines nationaux acquis à difre onereux par des sujels francois 
Bahariä’s Staatsrecht. IT Bb. 2te Aufl. 12 


— 
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Zu den Weberreften ded deutfchen Reichs gehören, abgefehen 
von den noch vorhandenen Reichs-Inſignien 7), befonders 
die Reiche: und Kreis-Archive, welche ſich an verſchiedenen 
Orten befinden, nämlich zu Wien das Reihs=-Hof- Archiv, 
zu Weglar dad Archiv des Reichs-Cammergerichts, zu Res 
gensburg dad Reichstags: Dirertorial=: Arhiv und zu 
Frankfurt dad erzfanzlerifche Reichs: Hauptardio 8). 

Dad Archiv des NReichscammergerichtd zu Weblar und die 
Depofiten?) deffelben hat bie deutfche Bundes sBerfammlung 





dans les ci-devant departemens de la Belgique, de la rive gau- 
che du Rhin et des Alpes, hors des 'anciennes limites de la France 
sont et demeurent garantis aux acquereurs.“ 

7) Bergl. 3. 3. Mofer, teutfch. Staatsredht. Th. IL. ©. 420 f. — 
Ehr. G. v. Murr, Befchreib. der ſämmtl. Reichskleinodien u. Hei: 
ligthHümer, welche in Nürnberg aufbewahrt werben. Nürnb. 1790. — 
Häberlin, Hanbb. des t. Staater. Bd. I. ©. 230 f. — Leber 
bas Wappen des deutfchen Reiche (zweilöpfiger ſchwarzer Abler 
in goldenem Kelde), |. Mofer a. a. O. Th. I. ©. 54 f. (Da⸗ 
felbft audy ©. 67 eine Abbildung.) Spieß, ardiv. Nebenarbeiten 
u. Nachrichten. Halle 1783. Ro. I. u. Häberlina. a. O. ©. 236f. 

.— Bon ber Reihe-Sturmfahne, mit weldher Würtemberg 
von K. Ludwig d. Baier beliehen war, f. ausführlich (audy Über den 
fpätern Streit mit Hannover Über das Reichd-Panner- Amt) Moos 
fer a. a. ©. Th. VI ©.277f. (Die Reiche-Sturmfahne war gelb 
mit [hwarzem Adler, die Stange roth, die Spige von Silber. 
Zuweilen auch ein Über bie Fahne gehender rother Strid).). 

8) Vergl. über die Aufbewahrungsorte und Schidfale derfelben nach 
Auflöfung bes Reihe, nebft Literatur darüber: Klüber, öffentl. 
Recht. $. 39, 40. — Winkopp, rhein. Bund. Bd. IV. ©. 145. 
©. 461. Bon der Ueberweifung der beim Reichscammergericht un- 
erledigt gebliebenen Procefje an bie competenten Behörden zur Zeit 
des Rheinbundes, |. Abhandl. v. Frid in Wintopp’s rhein. Bund. 
Bd. XI ©. 357 f. ©. auch über das Archiv zu Nürnberg und bie 
Auseinanderfegung Hinfichtlich bes fränkifchen Kreifese Winkopp's 
rhein. Bund. Bd. I. ©. 128 ff. Bd. XL. ©. 134 f. 226 f. 

9) Ein VBerzeihniß der Reichscammergerichts-Depoſiten f. in den 
Protoc. der B. 8. 1817. $. 56. Beil.31. S. 97. Niederlegung ber 
Suftentationd: Caffe im Bundes-Archive. ebendaf. 1818. $. 37. ©. 
102. auch $. 193. 1823. $. 30. v. Meyer’s Gtaatsacten. Th. I. 
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zum Gegenftand verfchiebener Beſchlüſſe gemacht und im Jahre 
1821 für die Ordnung und Beauffichtigung des reichscam⸗ 
mergerichtlichen Archivs eine Commiffion zu Weslar infti: 
tuirt 19. Die dabei fchon vorgefehene gänzliche Auseinander: 
fegung des Archivs war bei Auflöfung der Bundesverfammlung 
im Sabre 1848 noch nicht erfolgt. Erſt die reactivirte Bundes⸗ 
fammlung hat (Juni 1852) einen darauf gerichteten Beſchluß 
gefaßt. 





16) 


© #9. ©. 2337. Beſchlüſſe üb. die alten und neuen Depofiten 
v. 1824. 1825. v. Meyer’s Staatsacten. Th. II. S. 264 f. 
Verhandlungen und Befimmungen ber beutfdhen Bun- 
besverfammlung über bie Reichsarchive. Protoc. 1819. ©. 
693. 1817. $. 380. Eigenthums⸗ Webertragung der reichscammerge⸗ 
eihtl. Gebfäude auf Preußen. Beſchluß v. 6. Aug. 1818 v. Mey⸗ 
er’s Staatsacten. Tb. II. &. 100. Befchluß über das Archiv, bie 
Bibliothek und bie Ganzlei-Taxgelder bes vormaligen Reiche: 
cammergerichts zu Wetzlar v. 25. Jan -1821. (Protoc $.15. ©. 39.). 
©. diefen und weitere Belchlüffe der 8. 3. v. 19. Jun. 1823 (Pro: 
toe. $. 109. &. 312)3 — v. 29. Ian. 1824 (Protoe $. 34); — v. 
5. Mai 1825 (Protoc. $. 58. 569); — v. 28. Yun. 1827 (Protoc. 
$. 72) bei Klüber, Quellenfammi. bes Öffentl. Rechts bes beutfch. 
Bundes. 3te Aufl. Erlang. 1830. &. 332—339. v. Meyer’s Staats- 
acten. Th. II. S. 194 f. Dafelbft auch Beſchlüſſe Über Beftellung 
und Verpflihtung der „zu dem reihscammergerihtlidhen 
Archive von ber beutfhen Bunbesverfammlung verorb- 
neten Gommiſſion.« ©. 229. ©. 237. Zufolge bes Beſchluſſes 
v. 25. Ian. 1821 follte das Archiv bed NReichscammergerichts wenig: - 
ſtens 20 Jahre lang noch unter der Direetion dee Bundesverfamm- 
lung und in ber von dieſer angeordneten MWerwahrung bleiben. 
Während diefes Zeitraums follten aus bemfelben einzelne Acten, 
jedoh nur auf befonderes Berlangen, nad gewiffen nähern 
Beflimmungen ausgeliefert werden. Die Abfonderung u. Ver 
nihtung angeblich werthlofer Papiere u. Acten ift von ber 
B. V. mehrfach abgelehnt; 3. B. noch durch Beſchl. v. 17. Mai 
1838. Protoc. der B. 8. v. 1838. $. 118. 


12* 
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§. 2. 


IV. Der deutfche Bund feit 1815. 


A. SPolitifhder Character und Wirkfamkeit des Bundes 
von A815 bis 1848. 


Klüber, öffentl. gecht. 8. 95. — A. H. C. Heeren, ber deutſche Bund 
in ſeinen Verhältniſſen zu dem europäiſchen Staatenſyſtem. Gött. 
1817. (Auch in deſſen hiſtor. Werken Bd. J.) — UL. Reyſcher, 
publiciſtiſche Verſuche. Stuttg. 1832. — Rehberg, bie Erwar⸗ 
tungen der Deutſchen vom Bunde ihrer Fürſten. Jena 1834. Agri- - 
cola, bie SIntereffen ber deutfchen Fürften bei dem Wiener Con⸗ 
greſſe. Heidelb 1834: (Beide Schriften beziehen fich hauptſächlich 
auf die Wiener Minift. Sonferenzen v. 1834.) Vergl. au Wurm, 

- tritifche Verfuche. Keipz, 1835. — P. A. Pfizer, Über die Ent: 
. widelung bes öffentl. Rechts in Deutfchland durch die Verfaflung 
des Bundes. Stuttg. 1835. — Wichtige Urkunden für den Rechts⸗ 
zuftand der deutfchen Nation, mit eigenhänd. Anmerk. von 3. 2. 
Klüber, mitgeth. u erläut. von &. Welder. Mannh. 1844. — 
Bunbesreform, deutfches Parlament u. Bundeögeriht. Ein Bor: 
ſchlag in ernſter Beit von Dr. Heinr. Zöpfl. Heidelb. 1848. — 
Deutfchland u. Friedrich) Wilhelm IV von 3.9. Radowitz. Hamb. 
1848. — K. X. dv. Wangenheim, bas Dreilönigsbündniß v. 
26. Mai 1849. Stuttg. 1851. ©. 75 f.e — B. W. Pfeiffer, 
der alte und der neue Bundestag, nad) ihrer Wirkfamfeit für bie. 
Aufrehthaltung des allgem. Rechtszuſtandes in Deutfchland. Leipz. 
1851. (Beitfchr. Germania. Bd. IL Hft. 2.) 
S. audy: Die Verhandlungen ber Bundesverfammi. von den 
geheimen Wiener Minifterials Gonferenzen bi zum Jahre 1845. 


Heidelb. 1848. — Quellen u. Aktenſtücke zur deutfchen Berfafl. 
Geſchichte. Won der Gründung des Bundes u.f.w. von C. Weil. 
Berlin 1850. 


Auf dem Wiener Congreffe hatten die. auf ein möglichft lo⸗ 
ckeres Bundesverhältniß und Abwehr weſentlicher Souveränetäts- 
Beſchränkungen gerichteten Beſtrebungen einzelner Zürften den 
Sieg davon getragen. Manches war in zweideutiger, Vieles 
und gerade dad Wichtigfte für Die nationalen Intereffen in höchft 
allgemeiner Faffung hingeftellt, indem man in der fchließlichen 
Haft die nähere Zeflfehung der Bundesverfammlung zuwies 1). 


I) Vergl. B. A. Art. 6. 7. 10. Art. 13. 18. 19. 
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So waren fehon bei der Stiftung des Bundes die gerechten Er: 
wartungen der Nation .und bie anerfennungswertben Abfichten 
einzelner deutfcher Regierungen nicht. erfüllt 2). 


Zwar ſchienen die Grundfäße, welche bei ber Eröffnung ber 


Bundesverfammlung vom Präfivium und von anderen Sefandten 
ausgefprochen wurden 3), und ber Geift, welchen dad Organ bed 


2) Vergl. bie Erllärung ber Hannoverſchen Bevollmächtigten v. 5. 


— 


Jun 1815. (Klüber’s Acten Il. S. 524.) Hier heißt es: „Indem die 
k. hann. Sefandtfchaft fich bereit erflärt, eine Bundesacte zu unter: 
zeichnen, welche ihres Dafürhaltens die Erwartungen der heut: 
[hen Ration nur zum Theil erfüllen kann, und welde 
mehrere widhtige Punkte unerfhöpft läßt, auf deren Ans 
nahme früher hannöverifcher Seite angetragen worden, bält fie ſich 
verpflichtet zu erflären: daß — — der Wunfh Hannovers dahin 
gegangen fey, zur Errichtung eines Bundes in Deutfchland mitzu⸗ 
wirken ; der nicht blos ein politifches Band unter den verſchie⸗ 
benen Staaten, fonbern zugleich, im Begriffe älterer Berfaflungen 
eine Vereinigung des gefammten deutſchen Volles in fi 
faffe.» Der Bund, wie er beliebt worden, fchließe aber die Verbeſ⸗ 
ferung nicht aus — und in biefer Hoffnung habe man Änterzeich- 
net. — In ähnlicher Weife erllärt ber Luremburg. Bevollmäch⸗ 


‚tigte im Schluß⸗Votum v. 6. Yun. (Klüber a. a. D. ©. 546) 


fi bereit, die Bundesacte „als ein gemeinfhaftlidhes Band 
anzuertennen, das Zeit, Erfahrung und ſteigendes Zutrauen 
erft beffern mäffe.» — Sn der Schlußerllärung ber Preuß. Be: 
volmächtigten v. 6. 'Zuni 1815 (Kiäber a. a. O. ©. 556 f.) wird 
in Uebereinffimmung mit der bannoverfchen Erklärung gefagt: „wie 
fie zwar gewünfcht hätten, ber Bundesurfunbde eine größere 
Ausdehnung, Fertigkeit und Beftimmtheit gegeben zu 
fehen, daß fie aber, bewogen durch die Betrachtungen, daß e8 bei 
fer fey, vorläufig einen weniger volftändigen und volllommenen Bund 
zu fließen, als gar Beinen, und daß es den Berathungen ber 
Bundesverfammlung in Krankfurt frei bleibe, ben Mängeln ab: 
zuß&ifen, die unterzeihhung nicht zurädhalten zu müffen geglaubt 
haben.» " 2 

Bergt. die Protoc. der B. 3. vom 5. u. Il. Rovbr. 1816. Die 


"Bunbesverfammlung wollte hiernach „bie freie öffentliche Meinung 


ber Nation zum Keitflern ihrer Berathungen⸗ machen, und es als 
ihre Pflicht "betrachten, „bas Notional-Bebürfniß* zu erfüllen. 
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Bundes in den erſten Jahren ſeiner Thätigkeit offenbarte, eine 
den Erwartungen der Nation und den, in der Bundesacte er⸗ 
theilten, Zuſagen wenigſtens einigermaßen genügende Entwicke⸗ 
lung zu verſprechen; auch hat der Bund, abgeſehen von der 
Zuſtandebringung ſeines ſ. g. zweiten Grundgeſetzes (der 
freilich theilweiſe ſchon von einem ganz andern Geiſte dictirten 
Wiener Schlußacte v. 8. Juni 1820), — in einer Bezie⸗ 
hung Bedeutendes und Dankenswerthes, obwohl auch hier noch 
nicht völlig Befriedigendes, geleiſtet, nämlich in der Ausbildung 
der deutſchen Kriegsmacht oder Bundeskriegsverfaſ⸗ 
fung 9. Aber faſt in jeder andern Beziehung wurden die Er⸗ 
wartungen Deutfchlands getäufht. Denn von Anfang an trat 
die abfolute Nullität des beutfchen Bundes in den äußern 
Beziehungen hervor 5), und zwar felbft da, wo er nach feis 
nen eignen Grundgefegen verpflichtet gewefen wäre, mit feiner 
ganzen Kraft für das verlegte Bundesglied gegen auswärtigen 
Angriff aufzutreten 6). 


4) Se unten das Bundesrecht u. üb. die Kortfchritte feit 1840; v. Ras 

dowitz, Deutichland u. Fr. Wilh. IV. ©. 16 f. 

So wurde der beutfche Bund fchon beim 2ten Parifer Frieden v. 20. 

Novbr. 1815 völlig ignorirt. &. diefen Friedensfchluß (bev freilich 

Frankreich auf bie Gränzen von 1790 zurüdführte, aber noch manch 

anderes älteres Unrecht gegen Deutfchland hätte wieder gut machen 

müſſen, wenn Deutichland als Macht babei aufgekgetsngwäre) in v. 

Meyer’s Staatsacten. I. S. 224 f. — ©. augg Le.» Hauptrefuls 

tate der Gopgreffe von Aachen (1818), Sai bach (1821) und Bes 

rona (1822) und beren fpätere Mittheilung an bie Bundes- Vers 
fammlung mit ben barauf bezüglichen protocollarifhen Dankfagungen 

in v. Meyer’s Staatsacten. L ©. 274 f. 

6) „In Luxemburg«, fagt die Preugifche Denkfchrift v. 20. Novbr. 
1847 (bei v. Radowitz a. a. D. ©. 41.) „mußte Europa erken⸗ 
nen lernen, baß einem deutfchen Bunbesgliebe burch Fei@rlei diplo⸗ 
matijche Verhandlungen auch ber geringfte Theil feines Gebietes ents 
riffen werben könne, baß die Bundesgrenze unter keinem Borwande 
angetaftet werben bürfe. — Statt deffen find die Antworten 
auf diefe Fragen bie Eläglichflen gewefenz; das Urtheil über 
den Bund war hierbucch gefprochen.u — Ueber ben B. Beil. v. 


5 


— 
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Dinfihtlih der innern Angelegenheiten aber wurben 
die den beutfchen Unterthanen ertheilten Bufagen entweber gar 
nicht erfüllt, oder ihnen geradezu entgegengehandelt. Won Allem, 
was für die Entwidelung der Kräfte und zur Förderung der 
Wohlfahrt ber Nation hätte gefchehen müflen, gefchahb von 
Bundeöwegen fo viel wie gar nichts (3. B. für Ausführung 
de Art. 19 der B. A.). An dem Particularismus und ber je: 
de Opfer weigernden SouveränetätdsManie der Einzel: Staa: 
ten einer Seit, fowie an der Eiferfucht zwifchen ben beiden 
Sroßftaaten anderer Seits, mußte, in Verbindung mit der grund: 
gefeglich nothwendigen Stimmeneinhelligkeit zu dergleichen Be⸗ 
fchlüffen der Bundes »Berfammlung, jede gemeinnügige An: 
ordnung foheitern 7). Kinig waren die beiden größten Bun: 
deöglieder nur in ihrem Widerwillen gegen bie f. g. conftitutio- 


17. Septbr. 1846, in ber Schlesw. Holfteinfhen Sache, ſ. 3.8. 
das Urtheil von Zöpfl in der oben angef. Abhandl. ©. 15 f. 

7) „Aus allem biefen“, fagt die Preußifche Denkſchrift v. 1847, "ift 
nun der beklagenswerthe Zuſtand bes Bundes erwachfen, ber offen 
vor Jebermanns Augen liegt. Auf die Frage: was hat ber Bund 
feit den 32 Jahren feines Beſtehens, während eines faft 
beifpiellofen Kriedens gethban für Deutſchlands Kräfti- 
sung und Förderung, ift keine Antwort möglih. Der 
Schaden, der hieraus erwächft, ift anabfehlih. Es mag dabei noch 
ganz von den materiellen Nachtheilen, fo fühlbar fie auch find, 
abg erden; ſchon ber moraliſche Schaden, die Wirkung 
au finnung und Stimmung der Nation ift über: 
9706 iv. Radowitz a. a. D. ©. 42 f.) Zur Widerlegung 
diefes Urthſeils über den Bund ift weſentlich der größere Theil der, 
ihrer Form nady fo monftröfen, oben cit. Schrift des Herrn v. Wan⸗ 
genheim beflimmt. Mit eiggm großen Apparat von Bundestags - 
Protocollen, welche fih auf die Anhalt-Köthenfche Sache gegen 
Preußen (1821), die Hannoverſche Verf. Frage, die braun: 
ſcheigſche und luremburgifgpe Sache beziehen, fucht v. Wan 
senheim einen Gegenbeweis zu führen. Derſelbe ift aber infofern 
völlig mißlungen, als darauf in ber That nichts ankommen kann, 
wen an fo manchen Sämmerlichleiten das größere Maaß der Schuld 
trifft, 06 die Kleinflaaten, ob die Großmächte, ob Defterreich mehr, 
oder Preußen. 
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nellen Verfaſſungen; fie mehr und mehr einzubämmen, ihren 
Confequenzen durch allgemeine Anordnungen negirend und bin- 
dernd in den Weg. zu treten, und im Gegenfag davon die Er: 
haltung des f. g. monarchiſchen Princip's, in einer rein 
fpeculativen unbiftorifchen Faflung, zum faſt ausfchließlichen Aus⸗ 
gangs- und Zielpunkt der Bundesthätigfeit zu machen, war dad 
den Bund feit 1820 characterifirende Dauptbeftreben. Deshalb 
fonnte natürlih nicht dad Recht, -fondern lediglich eine, von 
einem Phantom geleitete Politik die Handlungen des Bundes⸗ 
organs beſtimmen. 

So kam es leider dahin, daß die deutſche Bundes verſamm⸗ 
lung zu einer bloßen Sicherheitspolizei⸗-Behörde herabſank, wel: 
che demgemäß ihre Verhandlungen mehr und mehr mit dem 
Sähleier des Geheimniffes umhüllte und dadurch auch in Fällen 
ungerechter Beurtheilung ihres Verhaltens eine Berichtigung der 
öffentlichen Meinung unmöglich machte, während fie fi zugleich 
gegen jeden möglichen Einfluß der öffentlichen Stimme ber Na: 
tion mit einem undurchdringlihen Panzer umgab 8). Eines 
Theils wurde in geradem Widerfpruch mit dem Geiſte der Bun- 
desacte aus einem Bunde der deutfhen Staaten, ein faft 
rein perfünlicher Fürftenbund gemacht, und damit bie firenge 
Zurüdweifung jeder auch nur mittelbaren Einwirkung der Stände. 
auf.fein Gebahren begründet, und andrer Seitd in allen Fällen, 
wo ed auf Beſchränkung der Freiheiten des Volks oder der 
Rechte der Stände ankam, : für diefen Bund whurſten eine 
Omnipotenz ber Geſetzgͤebung in Anſpruch geno die jeden⸗ 
falls nur in einem Bundesſtaate dem Gentrß- Organ zufte: 
ben kann. Kam nun noch dazu, daß zur Forderung der Wohl: 
fahrt Deutfchlands gar. nichts Zeſchah ®, und daß in befonde: 





8) Unterdrüdung der freien Preffe, Verbot aller Vollsverfammlungen, 
‚politifhen Vereine u. Neben, aller Addreſſen an bie B. V. und 
andere feit 1819 erlaffene f. 9. Ausnahmsgeſetze, zu denen aud 
bie Befchlüffe gegen tie Univerfitäten, das Verbot ber Acten⸗ 
verſchickung in Strafſachen u. f. w. gehören. | - 
:9 Preuß, Denkſchrift v. Novbr. 1847 (bei v. Radowitz a. a O. 
©. 47): „Bei einer folchen Dispofition der obern Bundesleitung 
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res Auffehen: erregenden Ballen die offen vorliegende Kränkung 
der Rechte von Unterthanen Beinen Schup beim Bunde finden 
fonnte, woburd das Rechtögefühl der ganzen Ration auf das 
tieffte verlegt wurde, fo ift leicht erflärlich, daß die vorhandene 
Bundesinftitution jede Stüge im Volke verlieren und die Buns 
beöverfammlung zu einem Gegenſtand allgemeiner Mißachtung 
werden mußte 39). 


10) 


und einer ſolchen Stimmung ber andern Bunbesglieder nimmt es 
daher nicht Wunder, daß 32 Jahre verfließen Eonnten, ohne 
daß auch nur ein einziges Lebenszeichen ber Bunbesver- 
fammlung erfhlenen wäre, aus weldem die Nation hät—⸗ 
te entnehmen lönnen, baß ihre bringendfien Bedürf- 
niffe, ihre wohlbegrünbdetften Anfprühe und Wünſche 
im Rathe bes deutfhen Bundes irgend Beachtung fäns 
ben.“ 

Man vergl. die Selbftdefenntniffe ber B. 8. im Vortrag bed Bas 
difhen Geſandten v. Blittersdorf, Namens bes polit. Ausfchufs 
feg der Bundes VBerfammi. am 8. März 1848 über bie dermalige 
Lage des deutſchen Bundes erftattet (Brot. der B. V. 1848. $. 133. 
©. 228.): „Die Beleuchtung der innern Lage des deutichen Bundes 
muß.ber Ausfhuß mit dem betrübenden Belenntniffe bes 
ginnen, daß der dbeutfhe Bund und fein Organ, bie 
Bundesverfammlung, längft fhon das, allgemeine Vers 
trauen in ihre gedeihliche Wirkfamleit verloren haben. 
Ein foldyes Vertrauen ift aber die Grundbebingung bes Fortbeſtan⸗ 
bes eines jeden politifhen Inſtitutien. — — Kein Wunber, daß 
nad aljen Obigen das Anſehen ber B. V. von Tag zu Tag mehr 
ſank und ſich zuletzt in ſein Gegentheil umwandelte. — — 
Wie konnte da das Volk Vertrauen zum Bunde und deſſen Organe 
faſſen, ja wie konnte er nur in das öffentliche Bewußtſeyn überge⸗ 
ben! — — Da die B. V. bis. Deffentlichkeit ihrer Verhandlungen 
aufgehoben hatte, — ſo war ihr jeder Einfluß auf die öffentliche 
Meinung benommen und der Bund konnte daher auch nicht durch 
dieſe Meinung gehoben und getragen werden. — — Ein ſolcher 
Bund konnte die Sympathieen ber deutſchen Völker nicht gewinnen,“ 
u. ſ. w. Vergl. aud) die Baierifche Note v. 12. März 1848: „ber 
König, unfer Herr, theilt aus vollem Herzen bie Weberzeugung bes 
k. k. Kabinets, daß in dem WBundesbereihe langjährige Säum—⸗ 
niß gut zu madhen und endlich ben geredhten Erwartuns 
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Der Geift der Hemmung und Reaction befeelte auch das 
in den einzelnen Staaten herrfchende Regierungs⸗Syſtem, und 
eine dad gefunde Maaß weit überfchreitende Polizei = Herrfchaft 
machte Gefe und Verfaſſung in ihren wichtigften Beſtimmungen 
iNuforifh. Zür Forderung ber f. g. materiellen Intereſſen 
geſchah allerdings von den Einzel: Staaten fehr Viel und insbe: 
fondere trugen die Separat-Zoll- und Steuervereine wefentlich 
dazu bei. Dieß konnte aber nicht genügen, um mit dem befte- 
benden politifchen Zuftande in Deutfchland zu verfühnen. Auch 
die Hoffnungen, welche fih an die Thronbeſteigung Zriebrid) 
Wilhelms IV. tnüpften, wurden getäufht. Den ftillen Beſtre⸗ 
bungen Preußens, eine Reform der Bundeöverfaffung herbeizu⸗ 
führen, fehlte ed an jeder dazu nöthigen Entfchiebenheit und 
Energie !1). 


gen unb Intereffen großartige Rechnung zu tragen ſey. — 
Worin liegt zunädhft das große Mißbehagen Deutſchlands?? Was 
hat bie Idee eines beutfchen National Parlaments geboren, groß⸗ 
gezogen unb in allen Bauen des weiten Vaterlandes eingebürgert ? 
Die Nullität des Bunbestages, fein ausfhließendbes 
Sihbefhäftigen mit Auffhwung-unterdbrüdendben Maaß—⸗ 
nahmen. Und woburd wurde ber Bund zu dieſer Nulität, zu 
biefer Aufſchoung⸗ feindlihen Haltung gebraht? — Durch feine 
Heimlidhkeit, durch das hermetiſche Berfchließen feines 
Sitzungs⸗Saales gegen jede Kontrole der öffentlichen 
Meinung — Der heimliche Bundestag iſt den Deutfchen 
ein Gegenftand erft Der Schen, dann kalter Anwiderung 
geworden.“ ©. dieſe Rote in den Actenftüden zur neueften Geld. 
Deutfhlande mit befond. Beziehung auf Hannover. Hannov. 1848. 
S. 2. Roth u Merd, Quellenfammi. I. S. 123. — Vergl. 
audy „Die äußere Politil Bayerns in ben lest. Monaten ber Regier. 
des Königs Ludwig.» Münden 1848. 

11) Zu zeigen, baß bie Ausfprüche u. Verheißungen bes Königl. Mani- 
feftes v. 18. März 1848, weldyes noch vom bisherigen Minifterium 
contraflgnirt war, größtentheils nur das öffentlich verkünbigten, was 
der König fdyon bisher erftrebt, ift ber Zweck ber oben angef. Schrift 
von v. Radowig: „Deutichland u. Friedr Wil IV.“ Auf drei 
erlei war bieß Streben gerichtet: 1) die Wehrhaftigkeit zu flärken, 
2) den Rechtsſchutz zu orbnen u. zu ergänzen, u. 3) die materiellen 
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§. 43. 


B. Die neuern Verſuche zur Reform und Umgeſtaltung 
Der deutſchen Verfafſung. 


P. Rotd u. H. Merck, Quellenſammlung zum deutſchen oͤffentlichen Recht 
ſeit 1848. Erlang. Bd. I. 1850. Bd. I. (geht bis zum 26. Mai 
1849) 1851. — Die fchon angeführten » Quellen und Actenſtücke 
zue deutfchen Verfafſ. Geſchichte“ von Dr. ©. Weil. Berl. 18505 
Actenflüde zur neueflen Gefch. Deutfchlands (Hannov. 1848)3 bie 
Schrift von v. Wangenheim, das Dreilönigsbündniß u. f. w. 
(Stuttg: 1851) und von Ad. Schmidt, Preußens beutfche Polis 
tie u. f. w. (Berlin 1850) ©. 143 f. 


: Die Protdcolle ber deutſchen Bundesverſammlung vom Jahre 
1848. — Dffisieller Bericht Über die Verhandlungen zur Grün: 
bung eines deutfchen Parlaments. No. 1-21. — Bericht über 
die Wirkfamkleit bes Funfziger-Ausſchuſſes. — Entwurf eines 
beutfchen Reichögrundgefeges. Der hob. deutfähen Bundeöverfammt. 
als Gutachten der ſiebenzehn Männer des öffentl. Vertrauens Übers 
reiht am 26. Apr. 1848. Frankf. a. M. Drud u. Verlag v. 8. 
Krebs. — GStenographifcher Bericht Über die Verhandlungen ber 
deutfch. conflituir. NationalsBerfammi. zu Frkf. a. M. Heraus⸗ 
gegeben auf Beſchl. ber Nat. Verſamml. durch bie Rebactions = 
Commiſſion u. in beren Auftrag v. Prof. Franz Wigard. Bd. 
I-IX. Frankf. a. M. 1848. 18499 Vollſtaͤndiges Inhalts =» Vers 
zeichniß dazu von bemfelben. Frkf. a. M. 1856. — Verhandlun⸗ 

® sen ber deutſch. verfaffunggebenden Reichsverſammlung. Heraus⸗ 
gegeb. auf Beſchl. der Nat. Berfammi. — von bem Abgeordneten 
Prof. Dr. Haßler. Bd. I., die amtl. Protocolle der L—180. Siß. 
Bd. II. Die Ausfhuß= und Commiſſionsberichte bazu. Bd. III. 
Die amtl. Protocolle der 181—234. Sid. Bd. IV. Die Ausfchuß- 
u. Gommiff. «Berichte dazu. Franff. 1848. 1849. 


Actenftüde, betreffend das Bündniß v. 26. Mai und die deut⸗ 
Ihe Berfaffungs » Angelegenheit. 2 Bde. Berlin 1849. (©. dieſ. 
auch, infofern fie fi) befondere auf Hannovers Betheiligung 
beziehen, in ben Aggenftüden der hannov. allgem. Stänbeverfammti. 
als Beil. zu dem Schreiben des Königl. Geſammt⸗Miniſt. v. 10. 
Dechr. 1849.) — Stenographifcher Bericht üb. die Verhandl. bes 


Bedlirfniffe zu befriedigen. — ©. Über ben Inhalt jenes Patentes 
v. 18, März im folgenden Sphen Note 3. 
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deutfch. Parlaments zu Erfurt. I. Vollshaus (21 Sitz.). II. Staas. 
tenhaus (12 Sitz.). — 


NR. Haym, -die deutfhe NafionalsBerfammlung. IT. Abth. 

(I. bis zu den September-Ereigniffen. Frkf. a. M. 1848. II. bie 

zur Kaiferwahl. Berl. 1849. HI. bis zu ihrem Untergange. Berl. . 

1850.) — R. Jürgens. Zur Geſchichte bes deutſch Verfaſſunge⸗ 
werkes. I Th. Braunſchw. 1850. 


Die dentſche National-· Verſammlung und die von ihr befchlofen: 
,eichsverfaſſung. 


a. Die vorbereitenden Acte. 


Noch ehe die Ereigniſſe in Frankreich in der zweiten Hälfte 
des Februar 1848 ihre Wirkung auf Deutſchland äußern konn⸗ 
ten, hatte der Abgeordnete Baſſermann am 12. Febr. in der 
2ten Badiſchen Kammer einen Antrag geſtellt, welcher einem in 
ganz Deutfchland' tief gefühlten Bedürfniß Ausdrud verlieh. Er 
war gerichtet auf „Vertretung der deutfchen (Nation) 
Ständefammern am Bundestage, als ein ficheres Mittel 
zur Erzielung gemeinfamer Gefeßgebung und einheitlicher Na- 
tionals Einrichtungen“ I). Die Berufung »einer deutfhen Na: 
tional=Repräfentation» oder eines deutſchen Parlaments“, „Ver⸗ 
tretung des Volkes beim Bunde-, wurde dann in. den Märztagen. 
unter den an die Regierungen der Einzelftaaten geftellten Forde⸗ 
rungen faft überall in erſte Linie geftellt 2) und von den Regie: 


N ©. die treffliche Begründung der Motive nebft dem fpätern Som: 
mifftonsbericht in der Quellen = Samml. v. Roth u. Merd Bd. 1. 
8. 30 f. 8 58f. — Ein ähnlicher Antrag war ſchon 1831 in 
der Babdifchen und Kurheffifchen Ständefammlung, dort von Wel- 
cker, bier von Zordan geftellt werden. — Einzelne Stimmen für 
raſſelbe Biel in P. Pfizer's Briefwechſel zweier Deutſchen; W. 

Schulz, Deutſchlands Einheit durch MW. Repräſentation; K. Jür⸗ 
gens, üb. die Nothwendigkeit durchgreifender Reformen in Deutfch- 
land (1832).. Die Idee der Herſtellung eines Preuß. Kaiſerthums 
miſchte ſchon ein die Schrift: De Yunit& germanique, ou de la re- 
generation de l’Allemagne. Strassb. 1832. 

2) In der 2ten Kammer zu Darmſtadt ftellte H.v. Gagern bereits am 
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rungen, neben vielen andern Berheißungen, die Erfüllung der: 
felben zugefagt 3). 


3 


— 


28. Febr. 1848 den ſchon weiter gehenden Antrag, „baß 1) bie 
Sorge für den Schug der äußern u. innern Sicherheit Deutfchlandse, 
insbefondere bie Leitung ber auswärtigen Angelegenheiten, bes Heer⸗ 
weſens und ber Volksbewaffnung in bie Hand eines Kabinets gelegt 
werde, deſſen Minifter dem interimi ſtiſchen Haupte Deutfdys 
lands und der Nation verantwortlich ſeyen; 2) daß das interimift. 
Haupt Deutfhlande Gefeggebung u. Befteuerung in Webers 
einflimmung mit einem Rathe ber Fürſten unb einem Rathe 
bes Volks, nad den wefentlichen Formen des repräfenta- 
tiven Syftemes ausübe;s und daß die Verufung der Nationals 
Repräfentation gleichzeitig mit der Ernennung bed Bundes⸗ 
hauptes erfolge.» Roth u.Merd, Quellen: Samml. I. 8.73f. 

Mit Webergehung ber zahlreichen, aus jedem beutichen Bunbesflaat 
fid) darbietenben Documente heben wir nur das von dem bisherigen 
Minifterium Mühler, Eihhorn, v.-Savigny u. f. w. contra⸗ 
fignirte Patent bes Königs von Preußen vom 18. März hervor, 
worin, abgefehen von feiner fonftigen Bedeutung, die Varfchläge zur 
Reform der Bunbesverfaffung, ſchon beflimmter dahin formulirt 
werden: „Bor Allem verlangen Wir, daß Deutichland aus einem 
Staatenbund in einen Bundesflaat verwandelt werde. Wir 
erkennen an, daß bieß eine KReorganifation der Bundesverfaſſung 
vorausfest, welche nur im Verein der Fürften mit:dem Volke 
ausgeführt werben kann, daß demnach eine vorläufige Bundes: 
tepräfentation aus den Ständen aller deutfchen Länder gebil- 
det und unverzüglich berufen werden muß. — Wir erkennen an, 
daß eine ſolche Bundesrepräfentation eine conftitutionelle Ver⸗ 
faffung aller deutſchen Länder exrheifche, damit die Mitglieder 
jener NRepräfentgtion ebenbürtig neben einander ſitzen. — Wir vers 
langen eine allgemeine deutſche Wehrverfaſſung — daß das 
deutſche Bundesheer unter einem Bundesbanner vereinigt werde, 


— eine deutſche Bundesflagge und hoffen, daß in nicht zu 


langer Friſt eine deutſche Flotte dem deutſchen Namen auf nahen 
u. fernen Meeren Achtung verſchaffen werde. — Wir verlangen ein 
deutſches Bundetgericht — ein allgemeines deutſches Hei⸗ 
mathsrecht — daß fortan keine Zollſchranke mehr den Ver⸗ 
kehr auf deutfchem Boden hemme — alſo einen allgemeinen deut⸗ 
fchen Zollverein, ‚in welchem gleiched Maaß u. Gewicht, gleicher 
Münzfuß, ein gleiches deutfches Handelsrecht auch das Band ma- 
terieller Vereinigung bald um fo fefter fchließen möge. — Wir 
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Die „Größe und Bedeutung der neueften Ereigniſſe in 
Frankreich⸗, deren „Rückwirkung auf ganz Deutichland“ und 
"die veißende Schnelle, mit der die WBegebenheiten am Süden 
und Weſten des deutfchen Bundes fi) entwidelten“ 4), hatte in- 
zwifchen auch die Bundesverfammlung aufgerüttelt, welche 
jest mit der an die beutfchen Regierungen und dad deutfche 
Volk/ gerichteten Proclamation vom 1. März 1848 eine bie 
bisher befolgte Bahn entfchieden verlaffende Richtung einfchlug 5). 
Während nun zwifchen Preußen und Oefterreich über einen durch 
die ſpätern Ereigniffe befeitigten Plan, durch einen Minifter: 
Gongreß zu Dresden gewiſſe von der Bundesverſammlung aus- 
zuführende „Normen und leitende Grundfäge« für die Behand: 





ſchlagen vor Preßfreiheit mit gleichen Garantieen gegen beren Miß- 
brauch u. f. w.u — In Hannover hatte der König am 7. März 
mündlich u. nody in der Proclamation v. 14. März bie Begründung 
einer Volksvertretung beim Bunde mit der Verfiherung für uner- 
füllbar erflärt, daß Er alles thun werde, „damit die hohe deutfche 
Bundesverfammlung mit mehr Fleiß und größerer Energie 
-in ben deutfhen Angelegenheiten handele.“ Drei Tage 
fpäter erfolgte bie Königliche. Verheißung aud) für jene Vertretung 
wirken zu wollen. Daffelbe ftellte das neue Minifterium v. 22. März 
an bie Spige feines Programms. Vergl. » Das Minifterium Stüpve 
u. der erfte bannov. Landtag v. 1849.» Hft. 1. Hann. 1849. ©.9. 
4) Hiermit motivirte der Bundes = Präfidial- Gefankte am 29. Febr. 
feinen Antrag auf Niederfehung eines Ausfchuffes (des f. g. poli- 
tifhen) zur fchleunigen Berichterflattung über die Lage Deutſch⸗ 
lande. Protoc. der B. B. 1848. $. WI. ©. 173. 
5) Protoc. dee B. V. v. 1848. $. 108. ©. 179. Die Proclamation 
beginnt: „Der deutſche Bundestag, als das gefehliche Organ ber 
nattonalen und politifchen Einheit Deutſchlands, wendet fich 
vertrauensvoll an die deutfchen Regierungen unb bas beut- 
The Soll.» Sie forbert zum „einmäthigften Zuſammenwirken der 
Hegierungen u. Völker⸗- auf und fagt: „Deutſchland wird und 
muß auf die Stufe erhoben werben, die ihm unter den 
Nationen Europa’s gebührt, aber nur der Weg der Eintracht, 
bes geſetzlichen FZortfchritts und der einheitlichen Entwidelung führt 
dahin.⸗ — Schließlich vertraut die 8. 9. „mit voller Zuverſicht 
auf den in den fehwierigften Zeiten ſtets bewährten gefeglichen Sinn, 
auf die alte Zreue und bie reife Einficht des deutfchen Volld.« 
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lung der Angelegenheiten Deutſchlands aufftellen zu laſſen 6), 
verhandelt wurde, — faßte die Bundesverfammlung ohne In: 
Anftructiond » Einholung die wichtigſten Beſchlüſſe. Sie geftat: 
tete den Einzelftaaten die Aufhebung der Genfur und Einführung 
ber Preßfreiheit 7), ſprach die Weberzeugung aus, "daß eine 
Revifion der Bundesverfaffung auf wahrhaft zeitge: 
mäßer und nationaler Grundlage nothwendig fei= 8), er: 
klärte »den alten deutfchen Reichsadler mit ber Umfchrift „Deut: 
fher Bund“ und „bie Farben des ehemaligen deutfchen Reichspa⸗ 
niers — fchwarz, roth, gold — zu Wappen und Farben des 
deutfchen Bundes“ 9) und befchloß, im Gefühle des mangelnden 
Vertrauens, die Bundedregierungen einzuladen; Männer des 
allgemeinen Vertrauens und zwar für jede der 17 Stim⸗ 
men des engern Rathes einen aldbald mit dem Auftrage abzu: 
ordnen, der Bundeöverfammlung und deren Audfhüffen zum 
Behufe der Vorbereitung ber Revifion ber Bundesver⸗ 
faffung mit gutachtlihem Beirathe an die Hand zu gehen“ 10). 


6) Dep Vorfchlag dazu enthielt die Inftruction v. 1. März, mit wels 
her v. Rabowig nad) Wien gefchidt wurde. Die Ginlabung ers 
fölgte in Gemeinfhaft mit Preußen duch die Defterreich. Circus 
lars Rote v. 7. u. 8. März. — S. auch Manifeft von Oeſterreich 
u. Preußen v. 15. März. Roth u. Merd I ©. 140. — Nadıs 
ber, als die Kunde von den Greigniffen in Wien eingetroffen war, 
(hlug Preußen Potsdam vor. Roth u. Merd I. ©. 145. Die 
ablehnende Erklärung Baiern's durch Rote v. 12. März wurde fchon 
($. 42. R. 10) erwähnt. Bergl. Roth u. Mer J. ©. 77f. ©. 
106 f. ©. 1233 f. 
Beihl, v. 3. März. Protoc. der B. V. 1848. $. 119. ©. 201. 
Roth u. Merd, Quellenfammi. I. ©. 82. 84. S. 99 f. — Von 
Yreußen wurden am 13. März der B, V. „Srundzüge zu bem 
Entwurfe eined Bundesbefchluffes Über die Preſſe⸗ vorgelegt. (Beil. 
zu $. 143 des Protoc.). 
Vortrag bes Badifhen Gefandten (v. Blittersdorf) Namens bes 
am 29. Febr. niedergefesten politifchen Ausſchuſſes u. Beſchluß v. 
- 8. März. Protoc. ber B. V. 1848. $. 133. ©. 228 f. 
9) Beſchl. v. 9. u. 20. März. Protoc. der B V. 1848. $. 137. ©. 
234. u. $. 161. ©. _263. 
0) Beſchl. v. 10. März. Protoc. der B. V. 1848. $. 140. ©. 237. 


7 


Ns 


8 


— 
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Diefer Belchluß kam, im Gegenfab zu den Berfuchen Preußens, 
nad) erhaltner Kunde von den Wiener. Ereigniffen die. Beitung 
der beutfchen Angelegenheiten an fich zu nehmen 11), wogegen 
das öfterreichifche Minifterium, felbft in der damaligen turbulen- 


11) 


> 


Roth u. Metd I ©. 120. Die Ausführung biefes Befchluffes 
wurde zwar am 13. März wegen der Anzeige bes in Dresden beab⸗ 
fihtigten Congreſſes ſuspendirt, Prot. der B. V. 5.142. ©. 240, 
diefe Suspenfion aber durch Beſchluß v. 25. März (Protoc. $. 180. 
©. 278.) wieber zurückgenommen. Roth u. Merl J. ©. 123. ©. 


166 f. — Bon Einfluß auf jenen die Beiziehung von „Bertrauens- 


männern» betreffenden Beſchluß war nielleicht bie Erklärung ber Hei- 
delberger Berfammlung v. 5. März, daß die Bundesverfammlung, 
welche felbft den, Deutfihen verboten habe, Vorftellungen an fie zu 
richten, fein Vertrauen genieße. Roth u. Merd J. ©. 102 f. 

Darauf beutet fon die v. Canig’fche Note an_ben Preuß. Ge: 
Ihäftsträger in Hannover v. 16. März mit ihrem Poftfeript, indem 


“fie die Bundesverfammlung zu fuspendiren u. die Vertreter ber Re 


gierungen in Potsdam zu vereinigen bezwedt. Uebrigens wirb 
darin die Idee eines „deutſchen Parlaments“, auf deflen Be⸗ 
gründung Baden (am 9. März), Baiern (am 13. März) in ber 


B. 3. förmliche Anträge geſtellt hatten, ausbrädiih acceptirt. 


Vergl. Roth u. Merd I. ©. 117. 136. 14%. — Noch deutlicher 
ſprach die Proclamation des Königs v. Preußen v. 21. März in 


ihren Worten: „Ich übernehme heute diefe Leitung für bie 


7 


Tage der Gefahr. — Ich habe heute die alten deutfchen Zar- 


ben angenommen und Mid und Mein Voll unter das ehrwür— 


dige Banner des deutfhen Reiche geftellt. Preußen geht 
fortan in Deutfhland auf.» Der üble Eindrud diefer (audy 
vom Grafen Arnim contrafignirten) Proclamation konnte kaum in 


‘etwas durch die amtliche Erläuterung des Miniſteriums v. 2. April 


verwifcht werben. Gegen biefe Pröclamation war bie öſterrei— 


chiſche Citcular-Depeſche v. 24. März gerichtet. Sie häft- an ber 
beſtehenden Bundesverfaffung feft, will ‚aber ihre Megeneration auf 


bundesverfaffungsmäßigem Wege bewirkt fehen. „Deutſchland fol 
und muß verjüngt werben, dieſes iſt Oeſterreichs, in feiner heutigen 


Geftaltung, entfchiebener Wunfh und fefter Entfchluß.« Vergl. 


Roth u. Merd J. ©. 152. 154: 159 f. — Auch Hannover er- 
Härte, mur in Frankfurt berathen zu wollen. S. Noten v. 25. 


u. 29. März in den Actenftüden sur neueſten Geſch. Deutſchlands. 
S. 103. 104. 
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tem Lage, (24. März) Proteſt einlegte, noch im Laufe des Monats 
März zur Ausführung 12). Daß die Reorganifation der Bun: 
desverfaſſung nur im Verein mit einer vorläufigen Repräfenta: 
tion des beutfchen Volkes ins Wert geſett werden könne, war 
allſeitig anerkannt 13). 


5 M. 


Das Vorparlament. Per Funfziger -Ausſchuß. Berhlüffe ver Bundes -Verſamm- 
lung über die Berufung einer conſtituirenden National -Verſammlung. 
Schon ſtellte ſich aber eine andere, aus dem Volke hervor⸗ 
gehende Autorität neben die Bundesverſammlung. Bereits am 
5. März hatte namlich eine Verſammlung der „Leiter und Trä⸗ 
ger der patriotifhen Bewegung im füdweftlihen Deutfchland« 
zu Heidelberg getagt und die Berufung einer „vollftändi- 
gern Berfammlung von VBertrauensmännern aller 
deutſchen Volksſtämme« befchloffen, auch für diefen Zweck 
einen Ausfhuß (die f. g. Siebner-Commiffion) niedergefegt, um 
»binfichtlich der Wahl und der Einrichtungen einer angemeffenen 
‚National: Vertretung Vorſchläge vorzubereiten und bie Einladung 
zu einer Berfammlung deutfcher Männer fchleunigft zu beforgen« 1). 
In Folge hiervon trat dad, eine fehr ungleiche Wertretung 
der deutfchen Länder enthaltende, "f. g. Borparlament 2) am 


1%) Zur vorläufigen Verhandlung mit ben Vertrauensmännern fehte bie 
B. 8. durd Beſchl. v. 29. März einen f. g. Revifionss Ausfchuß 
nieder. Protoc. der B. V. 1848. $. 198. ©. 303. 

13) Vergl. den Vortrag bes Revifions= Ausfch. der B. V. v. 30. März. 
Protoc. der B. 3. 1848. $. 209. ©. 313, Kine vorläufige Vers 
ftländigung der Regierungen über die Grundlagen ber zufünftigen 
Berfaffung Deutfchlande Herbeizuführen, bezweckte die Rundreiſe unb 
das Auftreten von Abgefandten einiger füdbeuticher Höfe in Berlin. 
S. hierüber die Preußifche Note v. 25. März an den Gefchäftsträs 
ger in Hannover, in den mehrerwähnten Actenſtucen⸗ S. 94. u. 
bei Roth u. Merck J. ©. 171. 

1) S. bie „Erklärung» ber Heidelberger Werfammlung bei Roth u. 
Merd I. ©. 102. 

9%) Im Protoe. ber B. V. v. 30. März ($. 209. &. 313. der Prot.) 

Bahariä’s Staatsrecht. Ir Mb. 2te Xufl. 13 
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31. März zu Frankfurt a. M. in der Paulsfirche zufammen. 
Die Grundlage der Berathung folte dad Programm der Sieb: 
ner= Commiffion bilden 3), welches Ein Bundesoberhaupt mit 
verantwortlichen. Miniftern, einen Senat: der Einzelftaaten, ein 
Volkshaus und Erweiterung der Competenz bed Bur 
des ald Grundzüge der, Durch eine conftituirende beutfche Na⸗ 
tional= Berfammlung zu berathenden, Verfaſſung Deutfchlands 
aufftellte. Das VBorparlament ging aber, unter Burüdweifung 
des Antrags auf Permanenz=Erflärung, auf eine Berathung 
der „Grundzüge⸗ der Verfaſſung nicht ein und gab, abgefehen 
von andern Befchluffen , nur Erklärungen ab über die Zahl, 
Wahlart der Abgeordneten, Ort und Zeit ded Zufammentrittd 
der conftituirenden National: -Berfammlung, welcher (Beſchl. v. 
3. April) die Beſchlußnahme über die fünftige Verfaſſung Deutfch- 
lands einzig und allein zu übertaffen fei 5). Bugleich ließ es 


wirb baffelbe die „morgen beginnende freie Berfammlungs ge⸗ 
nannt. Auch der Ausdruck „Notablenverſammlung“ kömmt vor. 

3) S. daſſ. an der Spitze der gedruckten Verhandl. des Vorparlaments 
u. bei Roth u. Merck IL. S. 183. Durch Vermittelung ber Ver- 
trauensmänner kam daſſelbe (in der erften gemeinfchaftlichen Sitzung 
v. 30. März, Roth u. Werd J. ©. 102.) zur Kenutnif ber Bunt. 
Verf. und ift für den Beſchl. der B. V. v. 30. März offenbar maaß⸗ 
gebend gewefen. 

4) 3. B. über Aufnahme von Schleswig u. von Oft: u. Weftpreus 
Ben in den deutfchen Bund, über Polen u. f. w. Empfehlung ge: 
wiſſer „Grundrechte“ als „geringftes Maaß deutfcher Volksfreiheit⸗ 

5) Die Doppelfinnigteit biefes Beſchluſſes wurde ſchon in ber De: 

batte hervorgehoben Erſt nad) mehrmaliger Erläuterung durch ben 
‚ Antragfteller (v. Spiron) u. nachdem berfelbe erklärt hatte: „daß 
fein Antrag keinen Zwang gegen die Nat. Verfammiung üben wolle 
und ihr keine Vorfchriften gebe, fondern es ihr durchaus überlaffe, 
nachdem fie mit ihrem Geſchäft fertig geworden, barüber Ver- 
träge mit den Fürſten abzufcließen oder nicht», erfolgte 
die Annahme bes Antrags, ohne die verlangte namentliche Abftim- 
mung — ine Gegenerflärung wider die Deutung, daß darin der 
Ausfchluß der Regierungen oder ihres Organs, ber Bunbesverfamm- 
lung, ausgedrüdt fei, iſt nachher von letzterer nicht erfolgt. In 
dem frühern Vortrag bes Nevifions= Ausfchuffes vom 30. März 
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ben 1. 9. Funfziger-Ausſchuß mit dem Auftrage zurück, die 
Berufung ber conftituirenden National: Werfammlung zu übers 
wachen, mit der Bundeöverfammlung hierüber und über die 
Wahrımg der Intereflen der Nation ſelbſtſtändig in Wernehmen 
zu treten und nöthigenfalls dad Vorparlament wieder zu bes 
rufen. Auch wurde bie »Epuration bed Bundestags⸗ und 
die Zurüdnahme ber ſ.g. Ausnahmsbeſchlüſſe verlangt. Die 
am 31. März und 1. April gefaßten Befchlüffe wurden der Bun: 
beöverfammlung communicirt 6). 

- Obwohl dem Borparlament und dem Funfziger⸗ Ausſchuß 
eine rechtliche oder legitime Autorität nicht zuſtand, ſo 
war doch, bei der damaligen Lage der Dinge in Deutſchland, 
bei dem völlig erſchütterten Anſehn der Bundeöverfammlung 7) 
und der Machtlofigkeit der meiften Regierungen, ihr Einfluß. ein 
fehr bedeutender. Die Bundedverfammlung, welche auch mit dem 
Zunfziger : Ausfhuß mittelbar in officiellen Verkehr trat 8), fügte 


(Protoc. dev B. ®. $. 209. ©. 313 f.) kommt aber die Aeußerung 
vor: „Auch wird bie Annahme der neuen Verfaſſung nicht von 
diefer conftituirenden Verſammlung allein abhängen Fönnen, viels 
mehr werben die Regierungen burch die Bunbesverfammlung ob. 
durch andere Organe immer ben zweiten contrahirenben 
Theil bilden.» Diefe Aeußerung iſt bei der Interpretation des 
darauf gefaßten Beſchluſſes ver B. V. v. 30. März 3 (unten &. 19%.) 
zu berädfidhtigen. 
6) Die B. B. erließ hierauf durch ihr Präfidium ein Antwortfchreis 
ben an ben Bräfibenten bed Vorparlaments Geh. R. Mitter: 
maier, worin ber Empfang befdeinigt wirb und bie B. 8. ihre 
Bereitwilligkeit ausfpricht, „den in biefer Mittheilung und in ben 
Beichläffen der Berfammlung v. 31. März und 1. April ausgefpros 
chenen Wünfhen entgegenzufommen.» Auch wirb dabei „ber in Be⸗ 
ziebung auf die beanftandeten Bundesbeſchlüſſe bereits gefaßte Be⸗ 
ſchluß⸗ (vergl. Rote 11) mitgetheilt. Protoc. ber B. V. 1848. $. 
315. ©. 327 f. 
Bergl. 3. B. die Weimar'ſche Note v. 7. April u. die Antwort bes 
hannov. Minifteriums v. 15. April in den Actenflüden zur neueft. 
Geſch. Deutſchlands. ©. 105.111. — Roth u. Merd I. ©. 236f. 
8, ©. Wortrag u. Beſchluß v. 10. April in ben Protoc. dee B. 8. 
1848. $. 254. ©. 367. Roth = Merd J. &. 248 f. 
13* 


7 


Sf 





196 Allgemeiner Xheil. ($. 44.) 


fi) bereitwilligft den Anträgen derfelben, beſonders hinfichtlich 
der Art und Weife der Bildung ber conflituirenden Nat. Ber: 
fammlung. Aus eigenem Antriebe hatte fie bereit am 30. 
März den fogleich veröffentlichten Beſchluß gefaßt: „die Bun⸗ 
bedregierungen aufzufordern, in.ihren fämmtlichen, dem Deut: 
fhen Staatenfofteme angehörigen Provinzen auf verfaſſungsmä⸗— 
Big beflehendem oder fofort einzuführendem Wege Wahlen von 
National-Vertretern anzuordnen, welche am Sitze der 
Bundesverſammlung an einem ſchleunigſt feſtzuſtellenden, mög⸗ 
lichſt kurzen Termine zuſammentreten ſollten, um zwiſchen den 
Regierungen und dem Volke das deutſche Berfaffungs- 
wert zu Stande zu bringen.« Dabei war beſtimmt, daß 
auf 70,000 Seelen (nach der Bundes » Matrikel) ein Vertreter 
zu wählen, einem Staate von geringerer Bevölkerung aber auch 
ein Vertreter zuzugeftehen fei I). Diefer Beſchluß wurde dann 
durch den weitern Bundesbefchluß vom 7. April binfichtlich des 
Maapftabes auf 1:50,000 abgeändert und zugleich, nach In- 
halt der Ausfprüche des Vorparlaments, in Betreff der Wahlart, 
unbefchräntten Wahlrechts u. ſ. w. vervollftändigt 10). 


9) Protoc. der B. ®. v. 1848. $. 209. ©. 313 f. In Folge hiervon 
ließ die Preuß. Regierung bie NationalsWertreter durch bie zum 
vereinigten Landtag verfammelten Provinzial» Stände wählen. (Des 
eret v. 3. April. Roth u. Merd I. 8.206.) Nach dem Befchluffe 
der B. V. v 7. April wurbe aber biefe Wahl annullirt und bie 
Königl. Verordn. die Wahlen zur beutfch. Nat. Verſamml. betr. v. 
"11. April 1848 erlaffen. Roth u. Merdi. S. 267 f. 

10) S. den ausführl. Vortrag des Revifions = Ausfchuffes u. den barauf 
gefaßten Beſchluß v. 7. April in ben Protoc. ber B. 8. 1848. $. 
238. ©. 348 f. Roth u. Merk l. S. 2% f. — Hiernach find 
dann die Verordnungen über bie Wahl zur NRational= Berfammlung 

“in ben einzelnen Ländern — meiftens mit inbirectem Wahlmodus 
— ergangen. Die Preußifche f. in ber vor. Rote; eine Defter- 
reihifche v. 18. April bei Roth u. Merd I. S. 272; die Baie- 
riſche daf. ©. 2785 die Hannoverſche v. 14. April, in ber Ge⸗ 
feßfamml. v. 1848. Abth. I No. 26. — Nur in Böhmen und 
Mähren kamen bie angeordneten Wahlen wegen bed Widerſpruchs 
der czechifchen u. ſlaviſchen Partei blos fehr theilweife zur Ausfühs 

. rung. Vergl. die Actenflüche bei Roth u. Merd J. &. 337 f. 


' 
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In derfelben Zeit und bald darauf faßte die Bundesver⸗ 
fammlung eine Reihe von Befchlüffen, durch welche fie ſich voll: 
Bändig von dem in den drei legten Decennien befolgten Syſteme 
lodfagte 11), und nun plötzlich manche fchwer wiegende Säumniß 
gufzumachen fuchte 12). 


$. 485. 


Ber Siebjehner Entwurf. Verſuche zur Bildung eines proviforifhen Organs 


der Erecutine. 


Von den zum gutachtliden Beirath der Bundesverfamm: 


lung 


beigeordneten fiebenzehn Vertrauensmännern war bereits 


am 5. April eine Commiſſion zur Ausarbeitung eined Verfaſ⸗ 


1) 


12) 


Dazu gehört befonders der auf Antrag. ber freien Stadt Frankfurt 


gefaßte Beſchluß Über Aufhebung der feit 1819 erlaffenen „A u8- 
nahmsgeſetze und Befchlüffer v. 2. April. Prot. der B. 8. 
v. 1848. $. 176. ©. 271. $. 214. &. 326. — Beſchluß v. 7. Apr. 
(auf Antrag v. Baden), daß es mit ber Beröffentlihung der 
Bundestags-Verhandlungen wieder, wie vor bem Jahre 1824 ge⸗ 
halten werbe. Brot. der B. 8. v. 1848. $. 199. S. 304, und $. 
237. ©. 316. Vergl. auch Verabrebung v. 11. April. Prot. $. 259. 
©. 382. Kerner bie Belcylüffe in der Schleswig: Holfteinfhen 
Angelegenheit v. 4. April (Prot. $. 228. ©. 340. .$. 229. ©. 342.) 
v. 12. April (Prot. $. 267. S. 386 f.) u. ſ. w. 

Dazu gehört 3. B. der auf Antrag von Baden (18. Apr. 3Tte Sie. 
Protoc. 1848. $. 296. ©. 416.) und auf Bericht der für Erfüllung 
des Art. 19. der B. X. beftellten Commiſſion am 19. Mai (ööte 
Sitz. 1848. Protoc $. 531. ©. 622.) gefaßte Beſchluß der Bundes: 
verfammlung: „Um zu ber Ausführung der nothwendigen Freiheit 
des innern Verkehrs und zu einem großen einheitlien Han: 


bels= u. Zollſyſteme in möglichft kurzer Friſt gelangen zu kön⸗ 


nen, ergeht an die ſämmtlichen, jest noch durch verſchiedene 
Zollfyfteme getrennten beutfchen Bundesſtaaten — bie Auffor- 


derung, fachverfländige Männer hierher nad Frankfurt zu fenben, 


weiche über ein gemeinfhaftlihes Handels u. Zollſyſtem 
ſich zu verfländigen und die geeigneten Vorfchläge zur Ausführung 
zu ‘machen haben.“ Später (30. Zuni) ftellte Baiern nod ben 
Antrag in der B. V. auf Befeitigung der noch beſtehenden Hinder⸗ 
niffe der freien Klusfchifffahrt in Deutfchland. 
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fungs + Entwurfes niedergefeßt worden. Die Berathung bed von 
biefer Commiffion vorgelegten Entwurfes begann am 15. April 
und wurde am 25. April beendigt 1). Das‘ Ergebniß war der 
der Bundeöverfammlung in gemeinfchaftliber Sizung am 27. 
April übergebene, mit. einem Vorwort (von Dahlmann) be 
gleitete „Entwurf des deutfhen Reihögrundgefeges 2), 
welcher von der Bundesverfammlung den-Regierungen zur Erz 
lärung mitgetheilt wurde, die aber nur von fehr wenigen ein⸗ 
ging 3). Beſondern Anftoß erregte das darin bereitd proponirte 


v 


%) 


) 


2 


Vergl. über dieſe Berathung meinen Bericht v. 30. April 1848 in 


ben Actenftüden zur neueft. Geſch. Deutfchlands No. XVI, (S. 122 f.) 
. Baiern war bei diefer Berathung nicht vertreten. — Die Auf 


löfung „bes NRathes der Vertrauensmänner“ erfolgte durch Beſchl. 
ber 8. 8. v. 5. Juni 1848. Protoc. $. 601. S. 666. 

S. denſ. in befonderm fogleich verdffentlichten Abdruck (Frankf. a. 
M. 4.) u. in ber Beil. zum Protoc. der B. V. v. 27. April 1848. 
Roth u. Merk 1. ©. 369 f. | 

Beil. v. 4. Mai (Prot. 1848. Separ. Prot. Ro. 3. ©. 546 f.) 
Protoc. der B. 8. v. 17. Mai 1848. $. 513. ©. 611 f. Sachſen 
erflärt, daß fein Gefandter für die Diskufflon inftruirt ſeiz Hans 
nover (deffen Regierung ſich fehr bemuͤht hatte, eine gemeinfame Er⸗ 
klärung der deutfchen Regierungen über die Grundzüge ber Berfaf- 
fung, der zufammentretenden Rationals Verfammiung gegenäber, zu 
Stande zu bringen, vergl. die Actenftüde zur neueflen Geſchichte 
Deutfhl. No. 18. 19. 30. 21. 22. ©. 157. 158. 160. 164.) ſtellte 
gewiffe leitende Gefichtspunkte oder Grundfäge, dem Siebzehner⸗ 
Entwurfe gegenüber, auf. — Weimar u. Altenburg, Braun 
fhweig, Oldenburg u. Schwarzb. Sondershaufen erklären 
fi mit dem Entwurf im Ganzen einverftanden. Die Anfichten der 
K. Sähfifhen Regierung ergeben fi) aus der Rote v. 12. Mai 
bei Roth u. Merd I. ©. 4445 bie ber Preußiſchen Regierung 
aus der Note v. 14.Mai (daf. S. 451.). Batern theilte unter ber 
Hand an Kegierungen u. A. » Grundzüge zu einer nationalen deuts 
[hen Bunbesverfaffung» mit, (lithogr. in 37553 fpäter, nachdem der 
Entwurf bes Verfaffungs » Ausfchuffes der Nat. Verſamml. vorlag, 
als „revidirter Entwurf⸗ gebrudt), weldye von einer ben Sieb- 


- zehner s Entwurf durchaus verwerfenden ausführlidern „Erklärung« 


begleitet waren. Beide abgedr. bei Roth u. Merd I. ©. 385f. u. 
eine Apologie biefes, bie wichtigften Dinge in ber Schwebe laſſenden, 
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erbliche Kaiſerthum und bei mebrern Regierungen befonders bie 
vermeintlidy viel zu weit gehende Austattung der Reichögewalt, 


. resp. Einſchränkung der Selbftftändigkeit der Einzelftaaten ®). 


Sleichzeitig wurde auf Anregung ber Bertrauensmänner und 
auf Antrag von Baden 5) von ber Bundeöverfammlung (fo voie 
in und mit dem Funfziger⸗-Ausſchuß) über eine, durch die dro⸗ 
bende Lage der äußern und innern Verhältniſſe Deutfchlands ges 
botene Einrichtung einer erecutiven Bundesbehörde 6) ver: 
handelt, um in minder wichtigen und fehr eiligen Fällen allein 
und auf eigene Berantwortlichkeit, fonft nach dem Mathe 
der Bundesverfammlung, die nothwendigen Maaßregeln zu voll: 
ziehen, einen Bundesoberfeldherrn zu ernennen, die Leitung des 
gefammten Bertheidigungswefens (resp. ber Volksbewaffnung) zu 
übernehmen und die erforderlichen gefandtfchaftlihen Verbindun⸗ 


| Entwurfs in der Augsburg. Allgem. Zeit. vom 17. Mai 1818. No. 
138. Beil. 

4) Die vorhin erwähnte baierifhe »Erklärung« nennt ihn mit ſehr vol⸗ 
lem Munde einen „Völker und Fürften vernichtenden Entwurf«, der 
die wefentlichflen (?) Rechte der Einzelregierungen zerftöre, bie Frei⸗ 
heit der Entwidelung der Volksſtämme aufhebe (??) und in ber 
zentralen Gewalt eines neu zu errichtenden Bunbesftaats eine Des 
potie (I?) erfchaffen wolle, welche die Kürften u. Wölker Deutſch⸗ 
lands in dem Keime ihrer Macht, ihrer freien Bewegung u. ihres 
innerften Lebens vernichte.«“ 


Protoc. der B. 8. v. 18. April 1848. ($. 299. ©. 418.) — Dur 
Beſchl. von bemf. Tage empfahl die B. ®., gemäß ben Anträgen 
der XVII Vertrauensmänner, ben Regierungen bie Einführung allger 
meiner Bollsbewaffnung, und feste einen Ausſchuß zur Begut⸗ 
achtung der Frage Über den bewaffneten Schutz Deutſchlands zur 
„See nieder. 


Sie follte nady den gemachten Vorſchlägen aus & Mitaliebern, eis 
nem von Deflerreih, einem von Preußen und einem aus 3 von 
Baiern denominirten Candidaten von ben übrigen Bunbesgliebern 
gewählten Mitglied beftehen. — Baiern denominirte fpäter wirklich 
Graf. Armansperg, von der Pfordten u. Mathy. Vergl. 
Actenſtũcke zur neueſten Geſch. Deutſchl. Ro. XXIX ©. 181. — 
Hannover wählte v. d. Pfordten. Dafeibfi Ro, XIX, ©. 182. 


5 


— 


—f 
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gen und Unterhandlungen zu bewirken 7). Adein, obgleich der 
Borfchlag vielfach . großen Anklang fand und von verfchiebenen 
Seiten mit Eifer für feine Ausführung gemirkt 8), auch von der 
Bundesverfammlung wirklic ein entfprechender Beſchluß (am 3. 
Mai) gefaßt wurde 9), — fo fcheiterte dennoch die Sache an 
höchſt bedauerlichen, nicht unabfichtlich erregten Mißverfländniffen 


und unverftändigen Proteften 10). 


) 


Ueber einen andern Vorſchlag (von Meiningen) die beftehende 
Bunbesverfammlung aufzulöfen und :ein Bundes-Plenum an feine 
Stelle zu fegen f. 2 Actenftüde bei Roth u. Mer 1. S. 480 f. - 


8) Befonders interefficte ſich auch Hannover für bie Sache, mit ber 


9 


10) 


Mobification, daß noch ein Ates Mitglied für die Norbfeeftaaten zum 
„Welckerſchen Triumpirat« hinzutrete. Bergl. die Xctenftüde zur 
neueft. Geſch. Deutſchl. Ro. XXI. ©. 179. Ro. XXIV. ©. 171. 
No. XXV. ©. 174. Ro. XXVI. & 175 f.e No. XXVoO. ©. 177 f. 
No. XXVIII. ©. 179 f. — Auch der Funfziger - Ausfhuß wurde für 
die Sache gewonnen u. faßte am 27. April einen nur in Betreff des 
en namen bifferivenden Beſchluß. Vergl. Prot. der B. V. 
. 1848. $. 364. S. 495. 


Der Beſchluß ber B. V. v. 3. Mai flimmt, mit dem Babilchen Vor⸗ 
fhlag im Ganzen überein, zählt aber noch zu ben ‚Sunctionen ber 
„brei Abgefandten“ (No. 2. c.) nbie Vermittelung und Bereinbas 
rung ber Anfihten und Wünfche ber Regierungen unter einander 
und mit ber conftituirenden Berfammlung in Beziehung auf die im 
gemeinfchaftlichen Vereine ins Leben zu rufende neue beutiche Ver⸗ 
faffung» und erflärt (No. 4.) die drei Abgefandten uber Nation wie 
ben Regierungen“ für verantwortlich. Berg. Protoc. ber B. V. 

v 1848. 8. 406. ©. 532. 


Das Benehmen bes in biefen Angelegenheiten von einigen Mitglies 
bern itre geleiteten Bunfziger= Ausfchuffes war gewiß höchfichft zu 
mißbilligen. Cine bedeutende Rolle fpielte dabei das durch eine An= 
biscretion mitgetheilte, fo verftändige v. Lepel'ſche Promemoria v. 
4, Mai, welches — nebſt dem Bundesbeſchl. vom 3. Mai — den 
maaßlofeften Angriffen im 50er Ausfchuß ausgefegt war. Vergl. bie 
darauf bezüglichen -Actenftüde bei Roth u. Merck J. ©. 495 f. ©. 
607 fi Protoc. der B. V. v. 1848. $. 435. ©. 569. $. 457. ©. 
670. $. 468. ©. 583; u. die Öffentl. Erklärung der B. V. v. 16. 
Mai in dem Protoc, v. 1848. $. 506. ©. 606 f., worin bie Bun⸗ 
desverſamml. „jede Verbächtigung, ald wollte fie bie freie Entwides 
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Es fehlte hiernach bei der, auf den 18. Mai hinausgefchobe: 


nen 2), Eröffnung der deutfchen National: Berfammlung theild 
an einem, die Regierungen bei derfelben vertretenden, befondern 
Organe, theild an einer Verftändigung der Regierungen über dad 
(von der Bundesverfammlung) zu beobacdhtende formelle Ber: 
halten, theild endlich an jeder materiellen Grundlage zu einer 
Vereinbarung zwifchen ben Regierungen und dem Volke über 
das deutſche Verfaſſungswerk 12). 


Die Begrüßung, welche die Bundesverſammlung am 18. 


Mai an die deutſche National-Verſammlung richtete 13), enthielt 


11) 


13) 


13) 


hierüber nicht und blieb ohne Erwiederung. 


lung eines einigen Eräftigen Deutſchlands hemmen, aufs offenſte u. 
feierlichfte zurückweiſt.“ 

Vergl. Beichlüffe der B. 8. v. 20. u. 26. April im Prot. der 8.8. 
v. 1848. $. 307. &. 433. $. 352. &. 474. 

Der Hauptgrund für diefe höchſt bedauerliche Omiffion lag in- der 
paffiven Rolle der beiden Großſtaaten Defterreich u. Preußen. Nur 
Negativen kamen zum Vorfchein, wie namentlich in der amtlichen 
Erklärung’ des öſterreich. Minifteriums v. 21. April 1848 (Roth u. 


Merd 1. ©. 316), worin daffelbe hinfichtlich der Frage „ob Deutſch⸗ 


land in Zukunft ein Bundesſtaat oder ein Staatenbund fein follew, 
feine Anfiht dahin ausfpriht, daß, wenn mit jenem eine „unbe= 
dingte Unterordnung unter bie Bunbesverfammlung«, ein „WBerzichten 
auf die Seibftftänbigkeit der innern Verwaltung“ gemeint fein follte, 
"Defterreich nicht in ber Lage wäre, einem folchen (WBundesftaat) beis 
zutreten.« 

Protoc. der B. 3. v. 1848. 5. 517. ©. 613. „Die Macht außer- 
ordentlidyer Begebenheiten“, fagt die B. V., habe eine Verſammlung 
hierher geführt, „wie unfere Geſchichte fie noch niemals fah.» In 
feinen Grundfeſten babe „das alte politifche Leben gebebt⸗, u. „von 
bem Jubel und Bertrauen des ganzen beutfchen Wolfe begrüßt“ er⸗ 
bebe ſich „eine neue Größe: das deutfhe Parlament.“ — „Die 
deutfchen Regierungen und ihr gemeinfchaftliches Organ, die Buns 
besverfammlung, mit bem deuffchen Volke in der gleichen Kiebe für 
unfer großes Vaterland vereint und aufrichtig huldigend dem neuen. 
Geifte der Zeit, reichen den Rationalvertretern die Hand zum Wills 
komm' und wünfchen ihnen Heil und Gegen.” 
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b. Die Berhlüffe ver deutſchen Wationalverfammlung. 


a. Die Befhlüäffe vom 27. Mai und 28. Zuni. (Die provifo- 
rifhe Centralgewalt.) 


Nachdem die deutiche National Berfammlung die äußere 
Form ihrer Verhandlungen I) (Gefchäftdordnung, Organifation 
von (15) Abtheilungen, Wahl von Ausſchüſſen, z. B. für 
die Verfaffung, die Gefeßgebung, die Marine, die internationa- 
len Angelegenheiten, die Volkswirthſchaft, die Wehrangelegenhei- 
ten u. f. w.) beflimmt, auch die fogleich hervortretenden Berfuche 
der linten Seite, fie zu einem Deutſchland mitregierenden Or⸗ 
gan zu machen, zurüdgewiefen hatte 2), bezeichnete fie bie Be⸗ 
deutung ded von ihr zu gründenden Verfaſſungswerkes im Ver⸗ 
haltniß zu den einzelnen bdeutfchen Staaten ſchon im Voraus 
durch den Beſchluß v. 27. Mai, durch welchen fie die unmit: 
telbare Werbindlichkeit der zu gründenden Neichöverfaffung für 
alle Einzelftaaten fanctionirte 3). 


1) Gleich ig ber erſten Sitzung wurde der von einigen Mitgliedern ges 
machte Entwurf einer Gefchäftsorbnung proviſoriſch angenommen. 
In der Sitz. v. 29. Mai erfolgte die Annahme ber definitiven Ge⸗ 
fhäfte-Orbn., die fpäter burch verfchiedene Beſchlüſſe mobificirt wor⸗ 
ben ift. Stenograph. Ber. J. ©. 9. S. 173. Rauch's parlamen- 
tar. Taſchenbuch. 6. Lief. ©. 230 f. 

2) ©. befond. Befchluß in der Mainzer Angelegenheit vom 26. Mai. 
Stenograph. Ber. I. S. 93 f. 

3) Veranlaßt wurbe biefer, nach dem f. -g. Werner’fihen Antrage ge⸗ 
faßte, Beſchluß durch die, aus dem gleichzeitigen Zufammentreten ber 
Preußiſchen National⸗Verſammlung geichöpften, Beforgniffe und 
barauf gerichtete Anträge. Der Befchluß felbft lautet: . „Die deut⸗ 
ſche Nationalverſammlung, ale das aus dem Willen u. den Wahlen 
ber beutfchen Nation hervorgegangene Drgan zur Begründung ber 
Einheit u. politifhen Kreibeit Deutfchlande, erflärt: daß alle 
Beftimmungen einzelner deutſcher Verfaſſungen, welde 
mit dbem von ihr zu grünbenben allgemeinen Berfaf- 
fungswerte nicht übereinftimmen, nur nadı Maafgabe 
des lestern als gültig zu betrahhten find, — ihrer bi 
dahin beftandenen Wirkfamkleit unbefchadet.. Es wurbe 
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"Der nächfte wichtigfte Act war bie Errichtung ber provi⸗ 
forifhen Gentralgemwalt %) durch das biefelbe betreffende 
Geſetz vom 28. Zuni 1848 5) und die in Folge hiervon am 





4) 


5 


— 


hierdurch nur das aus dem Weſen des zu organiſirenden Bundes⸗ 
ſtaats nothwendig folgende Prinzip über die Verpflichtung der ein⸗ 
zelnen Theile ſich der Geſetzgehung des Ganzen unterzuordnen — 
was ja ſelbſt der deutſche Staatenbund für ſich zur Geltung bringen 
will — ausgeſprochen und das etwa von einzelnen Staaten in An⸗ 


ſpruch zu nehmenbe Recht, nach ihrer Convenienz, dem Bundes⸗ 


ftaat beizutreten ober nidyt, negirtz keineswegs aber dadurch ber 
Weg ber Vereinbarung unbedingt ausgefchloffen, wie öfter behauptet 
worden iſt. Vergl. bie Verhandl. im Stenograph. Beriht Bb. I. 
&. 122— 155. 

Die durch Beſchl. der B. 3. v. 3. Mai (vergl. oben $. 45. Note 9.) 
formulirte Idee einer einzurichtenden Bunbeserecutiv: Gewalt (aus 
3 von den Regierungen zu ernennenben Mitgliedern beftehend) war 
bald Gegenftandb verfchiedener Anträge geworben. Zu ihrer Begut—⸗ 
achtung wurde am 3. Juni ein Ausfchuß niebergefeht (Stenograph. 
Ber. I. ©. 201.). Diefer legte feinen Beriht am 19. Juni (18. 
Sitz.) vor u. richtete feinen Antrag in Webereinftimmung mit jenem 
Beſchl. der B. V. auf ein Bundesdirectorium, welches auf drei 
Männern beftehen follte, welche von ben Regierungen zu bezeichnen 
und nach erfolgter Zuftimmung ber Nat. Verf. von jenen zu ernen⸗ 
nen feien (Stenograph. Ber. I. S. 356 f.). Erſt in ber legten. 
Stunde trug bie Anficht, daß eine „einheitliche Spitze⸗ dem Zrium: 
virat vorzuziehen fei und daß die Wahl allein von der National= 
Berfammlung auögehen müffe, den Sieg davon. Sntereffante Aufs 
fhlüffe und Betrachtungen über den Fortgang ber Sache enthalten 
die „Actenſtücke zur neueft. Gefch. Deutfchlande» No. KXXI—XLIH. 
S. 183—214. 

Daffelbe findet ſich im 1. Stüd des „Reichsgeſetzblattes/ (welches in 
Folge des Beſchl. der N. V. v. 23. Septbr 1848 zur Verkündigung 
der Reichsgeſetze erfchien) — dann bei Weil, Actenftüde S. 117 u. 
bei Roth u. Merck Quellenfammlung. L &.543f. Das „Geſetz 
über Einführung einer proviforifchen Gentralgewalt für Deutfchlandu 
lautet: 1) Bis zur definitiven Begründung einer Regierungsgewalt 
für Deutichland fol eine proviſoriſche Gentralgewalt für alle gemein⸗ 
famen Angelegenheiten der veutfhen Nation beftellt werben. — 
2) Diefelbe bat a) die vollziehende Gewalt zu üben in allen Anges 
legenheiten, welche die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt des 
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29. Juni von ber-NationaleBerfammlung vorgenommene Wahl 
des Erzherzog Johann zum Reichöverwefer 6). Diefem, nad 


beutfhen Bunbesftaates betreffen; b) bie Oberleitung ber ge⸗ 
fammten bewaffneten Macht zu übernehmen, und namentlid bie 
Oberbefehtshaber bderfelben zu ernennen; c) die völferrechtliche und 
handelspolitiſche Vertretung Deutſchlands auszuüben, und zu dieſem 
Ende Gefandte und Gonfuln zu ernennen. — 3) Die Errichtung 
des Verfaſſungswerks bleibt von der Wirkſamkeit der 
Gentralgewalt ausgefchloffen. — 4) Ueber Krieg und Frie⸗ 
den und -über Verträge mit auswärtigen Mächten befchließt die Gen= 


‚trdigewalt im Einverſtändniß mit ber Nationalverfammlung. — 5) 
"Die proviforifche Gentralgewalt wird einem Reichsverweſer über: 


tragen, welcher von der Nationalverfammlung gewählt wird. — 6) 
Der Reichöverwefer. übt feine Gewalt durch von ihm ernannte, ber 


. Rationalverfammlung verantwortliche, Minifter aus. Alle Anorbnuns 


6) 


gen deſſelben bedürfen zu ihrer Gültigkeit ber Gegenzeichnung wes 
nigftens eines verantwortlichen Miniftere. — 7) Der Reichsverwe⸗ 
fer ift unverantwortlih. — 8) Ueber die Verantwortlichkeit der 
Minifter wird die Nationalverfammlung ein befonderes Geſetz erlaf: 
fen. — 9) Die 'Minifter haben bas Recht, den Berathungen der 
Nationalverfammlung beizuwohnen und von derſelben gehört zu. wer⸗ 
den. — 10) Die Miniſter haben die Verpflichtung, auf Verlangen 
der Nationalverſammlung in derſelben zu erſcheinen und Auskunft 
zu ertheilen. — 11) Die Miniſter haben das Stimmreöt in der 
Nationalverfammlung nur dann, wenn fie als deren Mitglieder ge- 
wählt find. — 12) Die Stelung des Reichsverweſers ift mit ber. 
eines Abgeordneten der Nationalverfammlung unvereinbar. — 13) 
Mit dem Eintritt ber Wirffamkeit der proviforifchen 


GSentralgewalt hört das Beftehen des Bunbestages auf. 


— 14) Die Centralgewalt bat fi ch in Beziehung auf die Vollzie⸗ 
hungsmaßregeln, fo weit thunlich, mit den Bevollmächtigten ber 
Landesregierungen ins Einvernehmen zu feßen. — 15) Sobald das 


Verfaſſungswerk für Deutſchland vollendet und in Ausführung ge⸗ 
bracht iſt, hört die Thätigkeit der proviſoriſchen Centralgewalt auf. 


Noch an demſelben Tage erließ die Bunbesverfammlung, — nad) 
einer, nur eine ſchickliche Form für die zu erflärende Zuſtimmung 
der Regierungen fuchenden, vertraulichen Berathung, worin aud 
einige „die Perfon von dem Geſetz zu trennen» fuchten, was aber 
'e Mehrzahl für unzuläffig erachtete, — ein Schreiben an ben Erz⸗ 
‚308 Johann, in welchem fie ihn von ber fo eben erfolgten Wahl zum 


4 
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dem er „die hohe Würde eined Regenten Deutfchlands« in feier: 


licher Sigung der Nationalverfammlung angetreten hatte, über: 
trug auch die Bundesverſammlung durch Beſchluß v. 12. Juli 
1848 „die verfaffungsmäßigen Befugniffe und Verpflichtungen“, 
welche ihr bi8 dahin zugeflanden hatten, und »ſah damit ihre 
bisherige Thätigkeit ald beendet an= 7). Hiermit hörte die Bun⸗ 
desverfammlung factifch und rechtlich zu erifliren auf 8). Die 


:bei der Gentralgewalt "beglaubigten „Bevollmächtigten der Lan⸗ 


beöregierungen « bildeten Fein die Geſammtheit ber Bundes: 
flaaten repräfentirended Organ. Diefe Repräfentation nach In: 
nen und Außen gebührte jest lediglih der propiforifchen 
Gentralgewalt in Betreff der ihr durch dad Geſetz vom 28. 
Suni- überwiefenen Angelegenheiten 9), und ed Tann feinem Zwei⸗ 
fel unterliegen,’ daß durch bie Einfegung diefer, in ihrer Sphäre 
ferbftfländigen, von dem Willen der Einzelflaaten un 
abhängigen, auch von alten beutichen Regierungen ohne Vor: 
behalt anerfannten 10) Gentraltegierung Deutfchland „bereits 


Reichsverweſer in Kenntniß feste, ihn um Webernahme des hohen 
und wichtigen Berufes erfuchte unb die Webereinflimmung ber Re: 
gierungen mit ber Wahl verficherte. Protoc. ber B. V. v. 1848. 
S. 718. 

Hrotoc. der 3. 8. v. 1848. ©. 755 fe S. auch das Protoc ber 

67. Sie. v. 29. Suni, u. bas Protoc. der Plenar : VBerfammlung v. 

12. Zuli in meiner Schrift: bie Nechtswibrigkeit ber verfuchten Re⸗ 

activirung ber im Jahre 1848 aufgehob. deutſch. Bundesverſamml. 

Sött. 1850. ©. 31 f. 

Bas man erſt im Jahr 1850 mit fünftlichen Wendungen zu bezweis 

fein angefangen hat. Vergl. Archiv f. d. öffentl. Recht des beutfch. 

Bundes. Hft. 1. Gieffen 1860. ©. 6 f. u. dagegen meine in der 

vorig. Rote angeführte Schrift S. 38 f. 

Daß fie von der prov. Gentralgewalt unbeftritten geübt worben, 

ift Thatſache. 

10) Die Anerkennung ift theils eine ausdrädtiche, nämlich, abgefehen 
von den Erklärungen einzelner Regierungen (vergl. Roth u. Merd, 
Quellenfammt. HM. ©. 1 f.), die in den. Befchlüffen der Bundesver- 
ſammlung vom 29. Juni und 12. Zuli enthaltene, wobei nur eine 
unehrliche Sopbiftil „die Perſon von der Sache⸗ trennen fann, — 
theils eine flillfyweigende, infofern alle beutfche Regierungen 


7 


— 


8 


— 


.9 


u, 
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in vollig rechtögültiger Weile aus einem Staatenbund in ei- 
nen wahren Bundesftaat binübergeführt war 11), für welchen 
indeß alle nicht ausdrücklich aufgehobenen oder mit der neuen 
Organifation und ihrem Weſen nicht unvereinbaren Grundver- 
träge und Beſchlüſſe des beutfchen Bundes von 1815 fortdaus 
ernde Geltung behaupteten 12). In Betreff des Berfaffungs: * 
werkes aber war die beutfche National-Verſammlung mit der 
Aufhebung des Bundestags und nah Inhalt des $. 3. des Ge: 
fees v. 28. Juni dad einzige ganz Deutfchland repräfentirende 
Organ geworben. Verhandlungen mit den Einzelregierungen zur 
Erzielung einer Verſtändigung 12) waren jedoch dadurch 


n 


0) 
») 


ihre Bevollmächtigten nach $. 14. des Geſetes v. 28. Juni .1848 bei 
der proviforifchen Gentralgewalt beglaubigten unb den Anordnungen 
derfelben Folge leifteten. — In Betreff Hannovers f. in den 
„Actenſtücken zur neueft. Geſch. Deutſchlands/ die No. ZLII—L. ©. 
214—224 und die Verhandl. ber N. V. Gtenograph. Ber. Bd. II. 
©. 879 f. 
Und zwar bieß nicht blos proviforifh, ſondern definitiv; nur bie 
Drganifation der Gentralgewalt war, mit Rüdfiht auf bas zu 
errichtende befinitive Verfafſungswerk eine proviforifche. — Auch 
das Gefeg v. 28. Juni gebraucht (2. a.) den Ausbrud Bundes 
ftaatz doch ift auf den Ausbrud weniger Gewicht zu legen als 
auf die Sache. > 
Vergl. meine Schrift Über bie Keactivir. ber B. ®. ©. 13f. 
Der Streit über die rechtliche Nothwendigkeit der Wereinbarung mit 
ben inzelftaaten ift ungefchlichtet geblieben. Schriften, die ſich 
darauf beziehen, find: Ueber vertragsmäßige Vereinbarung der beuts 
ſchen Berfaffung mit den Pärften. Frankf. a. M. 1848. — Die 
Kompetenz ber Nat.-Berfammi. in Frankf. a. M. Daf. 1848. — 
Branffurt und Berlin. Ein Wort zur Berftändigung. Frkf. 1848. " 
— Die beutfhe Gentralgewalt und Preußen. Bon Graf Arnimz 
Boytenburg. Berlin 1948. Wergl. au: Ein Schreiben Stüne’s 
an Keine mähfer in Osnabrüd. Frkf. a. M. 1849. — Die nothe 
er Borausfepangen für practiſche Geltendmahung bes 
n6« Principe, daß nämlich die Regierungen felbft 
" @emelnfame Borderungen vereinbaren mußten, bevor 
Honal»Werfammlung die Betretung des formellen Wegs 
barumg verlange werben Eonnte, ift freilich gewöhnlich 
Hot neblleben, Jeder Particularift verlangte, daß man 


& 
k 
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in Feiner Weiſe ausgeſchloſſen und haben ſpäter vermittelt durch 
dad Reichsminiſterium wirklich ſtattgefunden 14). 


$ 47. 


ß. Die Grundrechte und bie Reichspverfaffung. 


Abgefehen von verfchtedenen zum Theil höchft wichtigen Ver⸗ 


handlungen über Angelegenheiten des beutfchen Bundesftaats 1) 





m 


P 


ſich mit ibm vereinbaren ſolle und nur fo, wie er es wünfchte — 
Sine zum Theil verfchiedene Krage betraf bie Befugniß ber Natio: 
nalsBerfammlung und proviſor. Gentrals Gewalt zur Ausübung le⸗ 
gisjativer Befugniſſe. Vergl. Pape, üb. die verbind. Kraft der im 
Neichögefegblatte verkündigten NReichögefede f. d. Königr. Hannov. 
1849; u. andrer Seits Ubbelohbe,. bas Verhältn. ber einz. Staa⸗ 
ten Deutſchlande insbef. Hannovers zu ber Reichöverfammi. u. ber 
Gentral: Gewalt, foweit es die Gültigkeit ber Neichögefege betrifft. 
Aurich 1849. 

S. ‚die gedruckt. Protocolle des Geſammt⸗Meichs⸗Miniſteriums v. 
23. Dechr. 1848 u. 24. Febr. 1849 u. f. mit XXXVI (Schreiben u. 
Protocolle bes Reichsminiſteriums u. Erklärungen ber einzelnen Re: 
gierungen üb. die Verfaſſung enthaltenden) Beilagen. &tenogr. 
Bericht üb. die Verhandl. der N. 8. Bd. VI. &. 5434 f. und im 
2ten Beilagenheft zu den amtl Protoc. der Nat. Verf. ©. 947 f. 
(Beil. 1 zur 179. Sf. Sie. v. 1. März 1849.) — Roth u. Merd 
Br. I. ©. 282f. — Vergl. aud) in Betzeff der Berädfihhtigung 
der Erklärungen der Ginzelregierungen die Vorlage des Verfaſſungs⸗ 
Ausichuffes für die zweite Lefang ber deutfchen Meichöverfaffung. 
Beil, No. IE zum Prot. der 183. öff. Sie. v. 9. März 1849. 


Befonders gehören dahin bie Verhandlungen und Beſchlüſſe Aber die 
Verhältniffe des Herzogtfums Limburg, Sud⸗-Tyrol, Pofen, 
Schleswig⸗Holſtein oder den „tänifchen Krieg“ und ben Waf⸗ 
fenftilfftand von Malmd, fpäter audy Über das Verhältniß Defter- 
reichs zu Deutfchland u. f. w. Vergl. über Einzelne unten das 
Bundesrecht bei den „Mitgliedern und Beſtandtheilen des Bundes.“ 
— Andere, gewiffe innere Angelegenheiten betreffende, Befchlüffe 
waren 3. 8. die über die Ginführung der allgemeiner beutfchen 
Wechſelordnung (Beſchl. v. 24. Novbr. 1848. Gtenograph. Ber. 
Bd. V. &. 3558 f.) — Über die Aufhebung ber Spielbanken (Bes 
ſchl. v. 8. San. 18495 flenograph. Ber. Bb: VI. ©. 4480 f.). — 
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war die Berathung der Werfaffung, für welche eine zweima⸗ 
lige efung beliebt wurde, der Hauptgegenfland. der Thätigkeit 
der National: Berfammlung 2). Begonnen wurde 3), nach den 


Berner mögen hier nur nebenbei erwähnt werben bie Befchlüffe über 
die Begründung einer deutſchen Flotte (14. Juni 1848. Gtenogr. 


.. Ber. 8b. I. ©. 251 f. ©. 305 f.); Über die beutfche Kriegs⸗ 


[4% 2) 


und Hanbelöflagge (Beſchl. v. 31, Zuli 18485 ſtenogr. Bericht 
Bd. I. ©. 1278 f.). " 

Borfhläge zur Reform der Bundesverfaffung od. für die Geftaltung 
der Reichsverfaſſung, theils felbftfländige, theils auf den Siebzehner⸗ 
Entwurf oder die Vorlagen des Verfaſſungs-Ausſchuſſes bezügliche, 
find auch außerhalb der Werfammlung in zahlreichen Schriften 


hervorgetreten und beziehen fich entweder auf die ganze Verfaſſung, 


oder nur auf einzelne‘ Theile. Abgefehen von Vorſchlägen einzelner 
Regierungen (3. B. das fhon erwähnte baierifche Project vom Mai 
1848) mögen folgende Schriften hier genannt fein: Bundes⸗ Re⸗ 
form, deutſches Parlament und Bundesgericht. Von Dr. H. Zöpfl. 
Heidelb. 1848. — Das deutſche Parlament. Betracht. u. Vorſchläge 
von R. H. Caſſel 1848. — Das deutſche Parlament. Ein Entwurf 
— von 8. Biedermann. Leipz 1848. — Grundlagen zur beut- 
ſchen Reichöverfaffung. Von Dr. K. D. A. Röder. Frkf. 1848. — 
Deutfchland als Repräfentativ- Bundesftaat. (Von 3. G. — Müns 
chen.) — Einige Bemerkungen zum Entwurfe bes Reichs: Grundge- 
feßes. Hann. 1848. — Entwurf eines Deutfchen Reichsgrundgeſetzes 
von Dr. E. Wippermann. Halle 18435 Motive dazu, daſ. — 
Die deutfche Bundesverfaffung und ihr eigenthämliches Verhältniß zu 
den Verfaffungen Englands u. der Vereinigt. Staaten. Sendſchrei⸗ 
ben — von Chr. C. Zof. Bunfen Franff. 1848. — Vorſchlag 
für die unverzügl. Bildung einer vollftänd. Reichsverfaſſ. während 
der Verweſerſchaft. Zweites Sendſchreiben — von Chr. C. Joſ. 
Bunfen. Frankf. 1848. — Bemerkungen üb. bie neueſt. Vorſchläge 
zur beutfchen Verfafjung. Eine Stimme aus Baiern. Münch, 1848. 
— Fragmente zu einem Reichs-Grupdvertrage für Deutfhland — 


von Dr. 8. €. Weiß. Gieffen 1848..— Die deutfche Berfaffungs- 


frage von David Hanfemann.. Frkf. 1848. — Die beutfche Ber: 
faffungöfrage u. die deutſchen Einzelftanten. Ein Wort an die Rat. 
Berfamml. u. f. w. Münd. 18948. 3 Hfte. — Einige Grundzüge 
zum Entw. ber künft. deutfch. Keichöverfaffung. Anſprache — von 
J. H. Fichte. Zübing. 1848. — Deutfchland, feine Zukunft und 

ine conftituirende Verfammlung. ine Reihe von Betrachtungen 
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Vorlagen bed Berfaffungs-Ausfchuffes®t), mit den „Brund: 
rechten des beutfhen Volks«, deren große, durch unendliche 
Anträge vermehrte Specialifirung, verbunden: mit fruchtlofem 
Principienftreit, zu einer höchſt langwierigen Berathung führte 3). 
Obgleich fie vur einen Theil der Verfaffung bilden follten, fo 
wurbe dennoch die beſondere Publication und Einführung ber: 
felben durdy Beſchluß der National: Berfammlung vom 21. Dechr. 
1848 feftgefeßt 9. — Am 19. Octbr. begann die erfte Leſung 
ber übrigen Theile der Verfaſſung: Rech, NReichögewalt, 
Reichstag, NReichöoberhaupt, Reichögericht, Garantieen der Ber: 
faffung und Wahlgefes. Dabei tonnte aber, was die Dauer 
der Webertragung der Würde des Reichsoberhauptes betrifft, we: 
der im Verfaſſungs-Ausſchuß, ‚noch bei der Abftimmung in der 
National: Berfammlung (157. Sig. v. 23. San. 1849) eine, Mar 
jorität für eine der verfchiedenen Anfichten (— erblich — lebens: 
länglich — 12 Jahre — 6 Jahre — 3 Jahre —) gewonnen werben. 


4 


von Lubwig Fürften von Dettingen-Wallerftein. Augsb. 

1848. — F. © Scheller, Grundzüge zur neuen Staatsverfaſſ. 

Deutſchlands. Frkf. a. d. O. 1848. 

Vergl. H. Künßberg, das deutſche Verfaſſungswerk im J. 1848. 

Frkf. a. M. 1849. 

Vergl. J. G. Droyſen, die Verhandlungen des Verſafſunge· Ars⸗ 

ſchuſſes der deutſch. Nat. Verf. Leipz. 1849. 

Die erſte Berathung über die Grundrechte dauerte von Anfang Juli 

bis Anfang November; bie zweite erfolgte im December 1848 

6) In 9 Artikeln mit 50 Sphen u. einem aus 8 Art. beſtehenden Ein— 
führungs-Geſetz erfolgfe die Publication der Grundrechte durch den 
Keichöverwefer am 27. Dechr. 1848. Reichs⸗-Geſetzbl. Stes Stüd. — 
Erklärungen der Bevollmäkhtigten der Einzelftaaten Über die Aus⸗ 
führung resp. Annahme der Grundrechte. in dem Protocoll üb. pie 
Sit. des Gef. Reichsminifteriums v. 23. Dechr. 1848. — Vergl. 
auch verfchiedene auf bie Grunbredyte bezügliche Erlaffe u. Noten, 
befonders auch die Hannoverfchen Erklärungen vom 20. Dechr. 
1848 u. 10. Febr. 1849 bei Roth u. Merl, Quellenfammi. Bb. II 
S. 126 fe — Später find die Grundrechte, mit ben bie Gemeins 
den und bie Volkevertretung betreffenden Zufägen aufgenommen in 
die „Verfaffung bes deutfchen Reiche“, wo fie Abſchnitt VI. $. 130 
— 189 bilden. 

Zachariä's Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 14 


— 


3 


4 


— 


5 
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Nur die einheitliche, aus den regierenden Fürſten zu neh: 
mende Epige war mit 258 gegen 211 Stimmen feftgeftellt 7). 
Nachdem hun inzwifchen die dfterreichifche Frage (über das 
Verhältnig Oeſterreichs zu Deutfchland) 8) und die f. g. Ober: 
hauptsfrage die Verfammlung in zwei große Parteien gefpal- 
fen und barauf der Verfaflungs » Ausfchuß, weldiem auch die Er- 
Härungen der Regierungen über die. VBerfaflung erfler Lefung 
zur Begutachtung zugewiefen waren, feinen Beriht für bie 
zweite Berathung (9. März) vorgelegt hatte ?), wurbe vom 
Abgeordneten Welder (12. März) der Antrag geftelt: „Die ge: 
fammte Reichöverfaffung, fo wie fie jest mit Berüdfichtigung der 
Münfche der Regierungen von dem Verfaffungs : Ausfchufle redi- 
girt vorliege, durch einen einzigen Sefammtbefchluß anzuneb- 
menz, auch „bie in ber. Verfaffung feftgeftellte erbliche Kaifer- 
7) 155. Sitz. der N. V. v. 19. San. 1849. Bon den auf Cinfegung 
eines Directoriums ‚gerichteten Anträgen erhielt der einzige, wor: 
über namentlich abgeftimmt wurde, ber v. ’. Rotenhan’ fhe, nur 97 
Stimmen. 


8) Worauf fich das f. g. Gagernfche Programm v. 18. Dechr. 1818 
(Amtl. Protoc. der N. V. 138. Sitz.) bezog, u. für welden bie 

| NR. 8: einen befondern Ausfhuß niederfegte, Über deſſen Bericht 
(Beil, 1 zum Prot. ber 146. Sig. v. 9.. Ian. 1849) in. ben- Sitzun⸗ 
gen v. 11. 12. 13. San. verhandelt wurde. Das Reſultat war bie 
Ermächtigung bes .Reicheminifteriums zu unterhandlungen mit der 
öſterreich. Regierung. Letztere lehnte aber ſolche Unterhandlungen, 
ohne ſich Über die Geftaltung.ber Verfaſſung poſitiv zu erklären, ab. 
Vergl. die hierher gehörigen Actenſtücke: das ſ. g. Programm von 
Kremfier v. 27. Novbr. 1848, ben öfterreih. Erlaß v. 28. Dechr., 
bie Note des Reichsminift. v. 22. Ian. 1849, bie öſterreich. Depe⸗ 
“  fche v. 4. Febr.; die Inftruction über bie Oberhauptöfrage v. 27. 
Febr.; den Erlaß v. 9. März, die Erklärung des Minifter-Präf. - 

.. ©. Gagern in ber 187. Sig. ber N. V. v. 17. März u. das Refer. 
die Abberufung der öfterreich. Abgeorbneten betr. v. 5. April 1849 

in den Protocollen der deutfch. Nat. Verſamml. — in- den Quellen 

u. Actenftüden v. Weil-S. 156 f. — bei Roth u. Merd, Quel⸗ 
lenfammt. Bd. IL No. 18-24 No. 52. No. 88-94. 


Beil. No. II. zum Protoc. der 183. ff. Sig. v. 9. März 1849. 
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würde Sr. Majeftät dem König von Preußen zu. übertragen 10). 
Allein die National: Berfammlung lehnte diefen Antrag, über wel: 
hen, nad) dem die Annahme (mit einigen Mobdificationen) empfeb: 
enden Bericht des Berfaffungs- Ausfchuffes, am 17. März u. f. ver: 
handelt wurde, in der 190. Sig. v. 21. Märg- mit 283 gegen 252 
Stimmen ab. Doc wurde nun zufolge Beſchluſſes v. 22. März 
über den vorliegenden BerfaffungdsEntwurf in fortlaufenden Eigun: 
gen und ohne weitere Discuffion (zulegt über den das Reichs⸗ 
oberhaupt betreffenden Abfchnitt) abgeftimmt und am 27. März 
diefe Abftimmung (in ber Oberhauptöftage mit geringer Mäjo⸗ 
rität und unter Befelligung bed ganzen IVten Abſchnitts von 
Reichörath) 11) zu Ende gebracht, auch om -28. März über die 
Verkündigung der Verfaflung Beſchluß gefaßt und, bei der 
fogleic) vorgenommenen Wahl, bie erbliche. Kaiferwürbe mit 290 
Stimmen 2) auf Friebrih Wilhem IV, König von Preußen, über: 
tragen. Durch eine, von ber Reichöverfammlung abgeferivete, De: 


putation wurde dem König von Preußen am 3.%pril in Berlin 


der Beſchluß überbracht, von diefem-aber die dargebotene Krone 
mit der Reihöverfaflung, nach der erflen zweifelhaften. Erflä- 
rung 13), am 28. April definitiv abgelehnt, ungeachtet bereits 29 
Staaten 14) — zu denen aber gerade die größern, Defterreich, 


[| . 

16) Der Antrag enthielt außerdem unter Anderm noch eine Aufprde- 
rung an Defterreich zum Eintritt mit feinen deutfchen Ländern in 
ben deutſchen Bundesftaut und bie Erklärung, daß, fo lange dem 

Hinderniſſe im Wege fiehen follten, bie beftehenden nationalen brüs 
derlihen Verhältniffe, jedoch unbefchabet ber Selbſtſtändigkeit ‘der 
deutfchen Reichtverfaſſung, erhalten werden follten. « 


Die einheitliche fürſtliche Spige mit 279 gegen 295, bie Eestiäteit 

mit 267 gegen 264 Stimmen. "Der Reichsrath fiel weg mit 269 ge⸗ 

gen 215 Stimmen — durch eine Häßliche Sntrigue. 

12) 248 Mitglieder enthielten fi) der Wahl. 

3) S. den von ber Deputation erflatteten Bericht, welcher die in Ber: 
lin abgegebenen und erhaltenen Erklärungen enthält, in ber Beil. 
zus 199. Sig. v. 11. April. Roth u. Merd Bd. II. No. 95 f. 

14) Vergl. die Collectiv⸗Note v. 14. April als Antwort auf die Preuß. 

Sircular⸗ Rote v. 3. Aprit bei Roth u. Merd Bd. IE S. 480 f. 

14* 


11 


ur 


w 
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Baiern, Sahfen und Hannover nicht gehörten 15), — bie 
Befhlüffe der Rational: Berfammlung in Betreff des Berfaf 
fungöwerkes unbedingt anerkannt hatten. 

Die Berfuche Preußens, unter Uebernahme der proviforifchen 
Central: Gewalt, eine neue Verhandlung mit der National: Ber: 
fammlung und den Regierungen herbeizuführen, fheiterten. Die 
Tational: Berfammlung aber, — nachdem ſie verſchiedene 
auf Durchführung der beichloffenen Verfaſſung gerichtete Be- 
fchlüffe 16) fruchtlos gefaßt hatte, und ihre Stellung durch Die 
bewaffneten revolationären, angeblich die Durchführung jener Ber 
föffung bezwedenden, Aufftände in Sacfen, Baden und ber 
Pfalz, dur; die Abberufung der Abgeorbneten Seitens der grö- 
Bern: Städten 17), durch die Art, wie der Reichöverwefer mit 
feinem neuen Minifterium ihr entgegentrat u.f.w., mehr und mehr 
eine unhaltbare geworben war, — löſte fich im Laufe des Mo- 
nat3 Mai — bid auf ben nach Stuttgart überfiedelnden, den 
Weg gemwaltfamer Revolutionirung Deutfchlands offen befchrei- 
tenden, aber noch im Juni auch dort vertriebenen 18), Reſt — 
auf, womit die-Entfcheidung über: die deutfche Verfaſſungsfrage 
wieder lediglich in die Hände der Regierungen gelegt war 19). 


Die Preuß. Note %. 28. April baf. S. 484 f. u. ber Weil, Quel⸗ 
& len u. Actenſtücke S. 161 f. | 

15) Vergl. die Actenftüde bei Roth u. Merk, Bd. I. Ro. 94. 101. 
113. 114. 

16) Beſchlüuſſe v. 26. Yprit 4. Mai, 20. Mai. Berg. Weil, Quel:- 
len u Actenfl. S. 163 f. 

1) ©. die betreff. Actenftäde bei Roth.u. Merk Bd. II. No. 115 f. 

18) Roth u. Merd Bd. II. No. 124. 125. u. die Protocolle über bie 
in Stuttgarbt gehaltenen Sigungen im IX. Bb.- ber Stenograph. 
Ber. über die Verhandl. ber deutfchen N. 8. 

19) Vergl. die bayerifhe Denkſchrift, in vertrauliher Weife an das 
Defterreich. Kabinet gerichtet, v. 5. Mai 1849. — Auch die propi- 
for. Eentralgewalt des Reichsverwefers betrachtete Preußen, wel: 
ches im Mai neue Verſuche machte fie zu befommen, als nicht mehr 
beftehend. S. unter Anderm’die Preuß. Depefche an den Gefandten 

- in Münden v. 21. Mai u. den Schriftibechfet mit dem Reiche -Mi- 
nifterium v. 18. 24. 28. Mai u. 7. Juni bei Roth u. Merd Bd. 
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2. Das ſ. 9. Dreikönigs - -Böndnif, das f. g. Interim und die 
Reactivirung der dentfchen Bundesperfammlung. 


1. Inzwiſchen hatte ed Preußen, im Verein mit Sad 
fen und Hannover !), unternommen, auf. bem Wege der ver: 
tragsmäßigen Einigung der Einzelftaaten, einen deutfchen Buns 
besftaat und zwifchen dieſem und dem Defterreichifchen Kaifer: 
reiche ein Unions⸗Verhältniß 2) zu gründen. An ben Gonfes 
renzen, welche zu jenem Zwede vom 17. bis Mai zu Berlin 
gehalten wurden, hatte -fich zwar auch der $-baterifche Be: 
vollmadhtigte betheiligt; war aber ihren Refultaten nicht beige- 
treten 3). Diefe Refultate beftanden in dem Abſchluß des in 
Gemäßpeit des Art. 11 der Bundesacte« 4) zwifchen den drei kö—⸗ 
niglichen. Regierungen errichteten, die Zweckbeſtimmung der’ deut: 
ſchen Bundesarte in fid) aufnehmenden, Bündniffes v. 26.Mai . 


1. Ro. 120—123 u. 135. In jener Anficht flimmte aber nament: 
lich auch die baierifche Regierung mit Preußen nidyt überein. Vergl. 
die Depefche v. 27. Mai bei Roth u. Merd Bd. II. No. 186. 


_ 1) Ueber bie, den Conferenzen v.. 17. Mai u. f. vorausgehenden, diplo⸗ 
matifchen Verhandlungen enthalten bie Anlagen zu dem Schreiben 
des hannov. Gefammt» Minifterii v. 10. Dechr. 1849 an die fee 

meine: Ständeverfammlung bie vollftändigfte Mittheilung. 

2) .&. Aetenftüde über bie Sendung des Herren v. Ganig nad Wien 

(10. Mai w. f.) u. bie Geundlinien einer Unions-Acte mit 

Deſterveich ‚in den Actenftädten betr. das Bündniß v. 26. Mai. Ber: 

lin 1849. ®b. I. S. 129 f. u. die Preuß. u. Oeſterreich. Noten u. 

Denkichriften bei Roth u. Merd, Quellenſamml. FF II. Ro. 128 

—134. Vergl. auch ale einen fpätern Borfchlag über die Geftaltung 

des Verhältniſſes zu Defterreich: Deutfche Union und deutſches Reich. 

Entwurf einer allgem. Reichsverfaffung mit Inbegriff der deutfchen 

Union. Bon Dr. H. Zöpfl. Erfurt 1860. 

Vergl. bie Erklär. des baier. Bevollmächtigten im „Schlußprotocolf“ 

v. 26. Mei. Weil, Quellen u. Actenſt. S. 171 f. Baieriſche De: 

pefche v. 27. Mai bei Roth u. Merd Bb.-IL. No. 136 

Vergl. Die rechtliche Stellung der "deutfchen Union .im deutfchen 

Bunde, von Hugo Freih. v. Bülow. Berl. 1850, 


3 


— 


4 


ur 
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1849 5), mit Vorbehalt ded Beitritts aller übrigen Glieder bes 
beuffchen Bundes (Art. 2,), nnter Anerfennung der ⸗Oberlei⸗ 
tung“ Preußens und Einfegung eines ſ. g. Verwaltungsra⸗ 
thes zu Berlin 6) zur Führung der auf die Erreichung bed 
Zweckes des Bündniſſes bezüglichen Geſchaͤfte (Art. 3.), fo wie 
unter Vereinbarung über ein zu Erfurt zu inflallivendes „Bun⸗ 
desfhhiedsgericht« (Art. 5.) 7). Auch verpflichteten ſich die 
Berbündeten (Art. 4.), „dem beutfchen Welke eine Berfaffung 
nach Maßgabe ded unter: ihnen vereinbarten Entwurfs 8) zu 
gewähren und. dbiefen Entwurf einer, nach Maßgabe ber in 
demfelben enthaltenen Beftimmungen über den Reihstag und. 
des neben dem Entwurfe vereinbarten Wahlgefehes ledig: 
lih zu diefem Zwede zu bernfenden, Reichsverſamm⸗ 


- lung vorzulegen.“ Dabei war aber, fowohl ven Sachfen als 


% 


Hannover in befondern, dem Schlußprotscoll beigefügten, 
Erflärungen 9), die aber weber in ber den Entwurf begleiten: 


‚ben Denkſchrift v. 11. Juni 10), noch in den, von Preußen, 


J 


5) ©, Stchlußprotocoll und das Vandniß⸗ Statut vom 26. Mai, aus 
5 Art. beſtehend, in den zu Berlin erſchienenen "Assenftüden“ I. 
S. 52f. S.85f.5 bei Weil, Quellen u. Actenft. ©.173f. &.209f. 
6) Derfelbe trat am 18. Juni 1849 zu Berlin zufammen. 
7) Die Snftallirung erfolgte am 2. Juli. 
©. diefen Entwurf, der die von ber National⸗Verſammlung zu Frank⸗ 
furt beſchloſſene Verfaſſung durchgängig zur Baſis nimmt und ſich 
nur in mehr 'oder weniger. weſentlichen Einzelheiten. von derſelben 
unterſcheidet (z. B. durch Aufſtellung bes ſ. g. Fürſten⸗Gollegiums 
neben dem Reichsoberhaupt) — in ben angef. Actenſtücken I. ©. 
56 f. bei Weila. a. ©. ©. 175 f. Ein Abdrud des Entwurfes 
u. des Wahlgefebes unter Angabe der Abweichungen ber Kranffurter 
Verfaffung, fowie der Webereintunft über das provifor. Schiedsge⸗ 
siht u. der Dentfchrift zu dem vorgelegten Entwurfe ift 1849 zu 
Hannover im ber Helwing’fhen Hofbuchhandlung erfchienen. 
©. diefelden in Roth's u. Merd’s Quellenfamml. Bd. U. ©. 
629 f.5 — bei Weil a. a. O. ©. 213 f. u.. in den angeführten 
„Actenſtücken⸗ S. 89 f. j 
Üctenftüde betr. das Bündniß v. 26. Mai. J. S. 9f. Weil a. 
a. O. ©. 221 f. In diefer Denkſchrift, welche micht Kommentar, 


De 


— 


10 


— 
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im Auftrag der beiden Verbündeten, an „ſämmtliche dentice Re⸗ 
gierungen/ erlaffenen, EirculawNoten v. 28. u. 30. Mai 11) 
erwähnt ober angedeutet waren, der Vorbehalt „der Erneue- 
rung. ber Verhandlungen: und Umgeflaltung ber vereinbarten Ver⸗ 
faffung für den » beflagenöwerthen. Fall « ausgeſprochen, „wenn 
der gegenwärtige. Verſuch einer Einigung zu nichts ald zur Her: 
ſtellung eined nord = und mitteldeutfchen Bundes führen möchte» ; 
— Vorbehalte, die von vornherein den ganzen Erfolg mehr als 
problematifch „machen mußten. 
I. Auf die, von Preußen im Namen feiner beiden Verbün⸗ 
beten durch die Gircular: Note v. 28. Mai exlaſſene, Einladung 
tragt nah und nach die Mehrzahl der deutfchen. Fürften und 
Städte dem Dreikönigsbündniß bei. rleichtert wurde ihnen 
diefer, mit einer Dedavonirung der von ihnen anerfannten 
Frankfurter Reichöverfaffung verbundene, Schritt durch die Be: 
ſchlüſſe der f. g. Gothaer Verſammlung (26—28. Juni), wel: 
he ſich unter gewiſſen Worausfegungen für die Verfaſſung des 
Dreilönigs » Bündniffes erklärte und für den Anfchluß der noch 
nicht beigetretenen Staaten zu wirken fich verpflichtete 12). — 
Alein Baiern erflärte, nach fruchtlofen diplomatifchen Verband: 
lungen zu Berlin im Juni und Juli 1849 13), am 8. Septbr., 
daß ed fich außer Stande fehe, dem Bündniſſe beizutreten und 
den Entwurf der Reichsverfaſſung unverändert anzunehmen 19). 


fondern eine authentifche Interpretation« fein follte, Tagen die drdi 
Verbündeten im Eingang, fie hätten den Entwurf „ben Regierungen 
wie der Nation zu völlig freier Würdigung übergeben, in ber Hoff: 

“nung, daß Einfiht, Gerechtigkeit und Patriotismus das öffentliche 
Urtheil leiten werde.“ u 

11) Abgedr. in den angef. Actenflüden S. 82 f. ©. 91f. und bei Weil 
a. a. O. ©. 207 f. ©. 217 f. 

12) Weila. a. O. ©. 242. Deutiche Zeitung v. 30. Juni 1849. No. 
178. Beil. 

13) S. die Verhandl. mit denjenigen beutfchen Regierungen, welche dem 
Bündniffe v. 26. Mai nicht beigetreten find, in ben Actenftüden, 
‘betr. das Bündniß v. 26. Mai. Berlin 1849. Bd. I. Neue Felge. 
No. II. 8.27. | > 

14) ©. bie angef. Actenftüde S. 62. 


216 Allgemeiner Theil. ($. 48.) 


Kuh Würtemberg lehnte in der Erklärung v. 26. Septbr. 15) 
den Beitritt ab, und Defterrekch trat, nach der Beflegung Uns 
garns, immer entfchiedener gegen die Preußifchen Beftrebungen auf. 

Nachdem nun von dem zu Berlin zufammengetretenen Berz 
waltungsrath der verbündeten Regierungen 16) durch Beſchluß 
v. 19. Octbr. 1849 die Volziehung der Wahlen zum Volkshaus 
des zu berufenden Reichötagd auf den 15. Ian. 1850 feftgefegt 
worden war, proteftirten Sachfen und Hannover (20. Octbr.) 
gegen diefe angeblich) „dem Bündniß vom 26. Mai entgegenlau: 
fende, die Zwede deſſelben gefährdende und insbefondere Die äu⸗ 
Bere und innere Sicherheit Deutfchlands bedrohende Maßregel⸗ 
und zogen ſich unter Berufung auf ihre Vorbehalte vom Ver⸗ 
waltungdrathe zurüd 17). Der Verwaltungsrath bebarrte aber, 
unter Bezug auf Art. I u. IV des Statuts v. 26. Mai und ver 
ſuchter Nachweifung der Rechtöwidrigfeit ded Benehmens von 
Sachſen und Hannover, bei feinem Beſchluſſe und fegte durch Be: 
fhluß v. 17. Novbr. 1849 die Vollziehung der Wahlen auf den 
3L San. 1850 feft 18). Dabei wurbe Erfurt zum Gig des 
Parlamentes (Staatenhaufes u. Volkshauſes) beſtimmt und durch 
Beſchluß v. 13. Febr. die Eröffnung deſſelben auf den 20. März 
1850 fallgeſetzt. 

II. Defterreich hatte durh Note vom 28. Novbr. 1849 
gegen die Einberufung des Reichsſstags fürmlich proteftirt, worauf 
Preußen unterm 12. Dechr. zurüdweifend antwortete. Die Han⸗ 
ſeſtädte behielten ſich durch Erklärungen vom 8. u. 13. Febr. 
1850 freie Hand in Betreff der Schifffahrt: und Handelsver: 
hältniffe für den Fall der Nichttheilnahme Hannovers, Holfteins 
—— — — 

15) Daf ©. 70. 71. Die ablehnende Erklärung Heſſen-Homburgs f. 
daf. ©. 72. Auch Limburg lehnte ab. Einige Andere erklärten 
ſich weber-für noch gegen. 

16) S. deffen feit dem 5. Octbr. veröffentlichte Protocolle in ben 
angef. Actenſtücken. 8b. IL. Hft. 1. ©. 10 f. 

1) Protoc. des Verwaltungsraths v. 23. Octbr. 1849. Actenſtücke, Bd. 

—II. Hft. 1. S. 91 f. Daf. auch ©. 93 f. die gemeinſchaftliche Ge⸗ 
zenerklärung ber Verbündeten. 

Protoc. der 6. Sie. v. 17. Novbr. Xetenftüde, a. a. O. ©. 160. 





S 
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und Lauenburgd vor und Hannover erklärte am 25. Febr., daß 
ed durch den Beſchluß des Verwaltungsrathe8 vom 13. Febr. 
1850 feine Beziehungen zu dem Vertrage v. 26. Mai 1849 als 
gelöft betrachte. Der Verwaltungsrath befhloß nun Klage ge: 
gen Hannover beim Bundesfchiedögerichte zu erheben und nahm 
am 26. Febr. 1850, in Rüdfiht auf die, durch den Nichtbeitritt 
der größern Staaten proviforifch nothiwendbig gewordenen, Aende⸗ 
rungen, eine f. g. Abditional=:Acte 19) zum Entwurf ber 
deutfchen Reichöverfaffung an. Sachfen erklärte feinen Austritt 
aus dem Bimdniffe erft am 25. Mai 1850 20), hatte aber in= 
zwifchen feinen Anftand genommen, fic an der |. g. Münchner 
Uebereinkunft v. 27. Febr. zu betheiligen. 

IV. Durch Vertrag v. 30. Septbr. 1849 hatten fih De: 
flerreih und Preußen 21) über ein bis zum 1. Mai 1850 an 
die Stelle der proviforifchen Centralgewalt tretendes f. g. Inte: 
rim vereinigt, welchem ber Reichöverwefer, Erzherzog Johann, 
am 6. Octbr., der VBerwaltungsrath am 8. Octbr., die übrigen 
Regierungen nad) und nach ihre Zuflimmung ertheilten 22). Die 
dadurch eingefeste proviforifhe Bundescentralecommifs 
fion, aus zwei öfterreichifchen und zwei preußiſchen Mitgliedern 
beftehend, follte die Angelegenheiten des deutfchen Bundes ver: 
‚ walten, welche innerhalb der Competenz des engern Raths ber 
Bundesverfammlung gelegen 2). Die Uebergabe der Gentralge: 
walt Seitens ded Reichsverweſers an die proviforifche Bundes: 
centralcommiffion gefhah erſt am 20. Dechr. 1849 2%), v 

V. Im Febr. 1850 fanden unter Oeſterreichs Einwirkung 
und Beiftimmung Unterhandlungen der 4 Föniglichen Regierun: 





19) ©. biefelbe bei Weil, Quellen u. Actenſt. ©. 245 f. 

20) Vergl. eine Rechtfertigung Sachſens in der Deutfch. Vierteljahrs⸗ 
ſchrift. 1861. Bd. 1. ©. 114 f. _ 

31) Die Verhandlungen zwifchen Defterreid u. pröußen hierüber f. in 
den Berliner Actenftüden. Bd. I. Neue Folge. S. 3—26, 

2) Die Hannoverfche Erklärung ift vom 1. Novbr. (In ben den Stän- 

den mitgetheilten Actenſtücken No. XXX). 

3) ©. den Bertrag in ben angef. (Berliner) Actenflüden &. 20 f. 

24) Deutſche Zeitung v. 21. Dechr. 1849. No. 352. Beil. 
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gen von Baiern, Sahfen, Hannover und Würtemberg 
zu Münden flatt, um ſich üb& den Entwurf einer, alle Bun⸗ 
deöglieder vereinigenden, Bunbeösverfaffung zu vereinbaren und 
„biejenigen Zuſagen zu erfüllen, welche fämmtliche Bundesregie⸗ 
rungen durch die Bundesbeſchlüſſe vom 30. März und 7. April 
1848 der Nation gegeben haben.» (S. g. Vierkönigsbünd—⸗ 
niß.) Hannover nahm aber an dem Abfchluß feinen Theil. 
Nur Baiern, Sahfen und Würtemberg fchloffen demnach 
die f. g. Münchner Webereinkunft v: 27. Febr. 1850 25) ab 


35): &. diefelbe bei Weil, Quellen u. Actenft. ©. 251 f. Die Ueber: 
eintunft befteht aus 19 Art. Art. 1 beflimmt was „gemeinfame 
Bundesangelegenheit« fein ſollz Art. 2 die »Bundesor- 
gane“, nämlidy: die Bundesregierung, bie Rational» Vertretung 
und das Bundesgeriht. Nach Art. 3 fol die Bundesregierung 
durh 7 Mitglieder gebildet werben, nämlich Oeſterreich, die 5 Kö- 
nigreiche und als fiebentes die beiden ‚Heffen. Art. 4—7 beziehen 
fit) auf die Competenz und Organifation der Bunbdesregierungs 
Art. 8-14 auf die NationalsVertretung, welde, in einer 
Verſammlung, aus 300 Mitgliedern (Defterreidh 100, Preußen -100 

“ und die Übrigen Staaten 100) beftehen, aus den Ständeverfammz 
Iungen ber Ginzelftaaten hervorgehen und das Recht ber Zuflimmung 
zu neuen Bundeögefegen, zur Feftftellung ber Bundesausgaben und 
zu den Matricular-Umlagen haben follte. Art. 15 fanctionirt bie 
Einſetzung eines fländigen Bundesgerichts ohne alle Beftim- 

“mung über Gompofition und Gompetenz. Art. 16—19. betreffen bie 
Ausführung ber Uebereintunft. Sie ift, was befonders bie Bunbes- 
regierung betrifft, eine. Nachahmung der Wiener Kreisdirectorial = 

- . Borfchläge von 1814 u. 1815. ©. oben $ 40. Note 13. Kine bie, 
Münchner Vorſchläge anpreifende Schrift ift: Osw. Marbach, die 
Münchner Uebereintunft v. 27. Febr. 1850. Leipz. 1850. Im Ges 
genfas hiervon und gegen den „Dualiömus“ fand aud) bie Idee eis 
ne Trias ihre Vertheidiger u. Lobrebner. Vergl. 8. A. v. Wan- 
genheim, Defterreich, Preußen u. das reine Doutſchland auf der 
Grundlage des deutſchen Staatenbundes, organifch zum beutfcen 
Bunbesftaat vereint. Weimar 1849 u. (dagegen) bie Schrift: Deutſch⸗ 
land eine Trias? Berlin 3851. (v. Wangenheim hatte ale Wär: 
temb. Bundestags = Gefandter fchon bei Berathung ber Bundeskriegs⸗ 
Berfaffung jener Idee eine Anerkennung zu gewinnen gefucht; mit 
iblem Erfolg fpäter für ihn felbfl. Vergl. feine Vertheidigung in 
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und Inden bie andern beutfchen Regierungen zum Anfchluß ein. 
(Kollectiv⸗Note v. 13. März.) Oeſterreich erflärte fich unter 
verfchiebenen Vorausſetzungen (insbefondere feines Eintritts mit 
dem gefammten Gebiet ded Kaiferreichd in den Bund) beifällig 
und berief, in weiterer Verfolgung feiner. auf ‚Berftörung der 
Union gerichteten Beftrebungen, durch GireularsDepefche v. 26. 
April eine ſ. g. Plenar⸗Verſammlung der Bundesglieder auf 
ben 10. Mai nach Franff. a. M. 26). 

VI. Am 20. Mär, 1850 war dad Uniond:Parlament 
zu Erfurt (Volks⸗ und Staatenhaus) von den Gommiflären des 
VBerwattungsrathed eröffnet worden und tagte biß zum 29. April, 
wo ed, unter Vorbehalt der Wiedeseinberufung, gefchloffen wurbe. 
Daſſelbe nahm die Vorlagen ber Regierungen (insbefondere Ber: 
faffungs : Entwurf und Aoditionals Acte) im Ganzen an, erklärte 
fit) aber im Voraus mit verfchiedenen Abänderungen einverflan: 
den, falls die Regierungen: fie acceptiren wollten 27). Die An: 
fiht, daß damit die Verfaſſung für die Regierungen bindend ge: 
worden fet, wurde aber von Preußen nicht aboptirt und Dadurch 
der drohende Abfall mehrerer Regierungen erleichtert, der auch 
durch den vom König v. Preußen (Einladung v. 1. Mai) nad) 
Berlin berufenen Fürftencongreß (gehalten v. 9-16. Mai) 
nicht abgewendet werben konnte 2). Beſchloſſen wurde von ber 
Mehrheit — nicht die Ausführung der Unions⸗Verfaſſung mit 
ihrer Additionals Arte — fondern die Einfegung eines vorläufig 


dem Schreiben an den Fürſten Metternich v. 16. Geptbr. 1818; abs 
gebr. in feiner Schrift: Das Dreikönigs⸗Bündniß. Stuttg. 1851. 
S. 111 f.). ' 
%) Die Berechtigung Defterreichs hierzu, mit der Behauptung, daß bie - 
Bundes⸗Verſammlung 1848 rechtlich gar nicht aufgehoben ſei, 5.8. 
auch wegen der mangelnden Zuſtimmung von Dänemark wegen Hol⸗ 
ſtein, ſucht nachzuweiſen (v. Linde) im „Archiv für das öff. Recht 
des deutſch. Bundes.« Erſtes Heft. Gieſſen 1880. Vergl. aud). v. 
Wangenheim, das Dreikönigs⸗-Bündniß. S.Lf. 
7) Zuſammenſtellung ber Berchläfl in beglaubigter Ausfertigung v. 27. 
April 1850. 
33) Vergl. Der beutfche Fürftencongreß zu Berlin im Mai 1850. Acten⸗ 
ſtucke u. Betrachtungen. Ant. die Gonferenz «Protocolle. Berl. 1850. 
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bi8 zum 45. Juli dauernden Proviſoriums (proviferifchen 
Union» Regierung) beftehend aus dem Unions⸗Vorſtand, dem 
Zürftencollegium ‚und einigen Uniond » Miniftern. Hauptzweck des 
Proviforiums follte fein: die Unionsverfoffung ind Leben zu ru⸗ 
fen. Auch vereinigte man’ fich über bie Art und Weife der Be⸗ 
theiligung an dem von Oeſterreich nach Frankfurt berufenen »Gon: 
greß der Bevollmächtigten fämmtlicher deutfther Regierungen.“ 

m. Im Mai 1850 war wirklich auf Defterreichd Einladung‘ 
eine Berfammlung von Bevollmächtigten einzelner beutfcher Staa= 
ten in Frankfurt a. M. zufammengetreten 29), die fih als „Pie: 
num ber Bundbesverfammlung“ gerirte, von welcher fich 
aber gerade deshalb die Abgeordneten Preußens unb ber noch 
treu gebliebenen Unionsftaaten entfernt hielten. Auch beftand da: 
‚neben die „proviforifche Bundescentral=Commiffion« fort, welche 
erft am 5. Juni 1851 aufgelöft worden if. Jene »Bundes-Ple- 
nar:Berfammlung“ befchloß am 7. Aug. auch „ben 'engern Rath 
der Bundesverfammlung« wieder zu conflituiren, was bann in 
Folge einer vom „Präfidialhof« an alle deutfche Regierungen ge: 
richteten Circular-Depeſche v. 14. Aug. 1850, am 1. Septbr. deff. 
Sahres ind Werk geſetzt wurde 3%). Noch widerfirebte Preußen 
und ſchien auch dem von der „reactivirten Bundeöverfammlung« 
in Betreff Kurheffens gefaßten Befchluß vom 21. Septbr. 1850. 
Widerſtand entgegenfegen zu wollen. Allein fchon im November 
beffelben Jahres gab eb, unter einfeitiger Löſung feiner Werpflich- 
tung gegen die Verbündeten, die biöher fcheinbar - feftgehaltene 
Union Preis, fügte fich durch die Punktation von Olmüg vom 
29. Novbr. 1850 den Anforderungen Oeſterreichs 31), betheiligte 


29) Sie beftand aus den Bevollmächtigten von Oeſterreich, Baiern, 
Sachſen, Hannover, Würtemberg, Heffen- Darmftadt, Dänemark, 
Niederlande wegen Limburg, Medlenburg » Strelig, Lichtenftein, 

Schaumburg ⸗Lippe und Heflen = Homburg. 

30) ©. über die völlige Rechtloſi igkeit und Unvereinbarkeit dieſes ganzen 
Beginnens mit den’ Grimbgefegen des Bundes meine Schrift: Die 
Rechtswidrigkeit der verfuchten Reactivirung der im Jahr 1848 auf- 
‚gehobenen deutfchen. Bunbesverfammlmg. Gött. 1850. 

31) Vergl. die Schrift: Bier Wochen auswärtiger Politik. Mit Urkun⸗ 
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fi fogar, in halber Activität, an der Ausführung der von ber 
»Berfammlung zu Frankfurt« gegen Kurbeffen und Holflein 
gefäßten Vefchlüffe 32) und fand nach den für die deutfche Ver⸗ 
faffungöfrage völlig fruchtlofen Dresdener Conferenzen, wel: 
che am 23. Decbr. 1850 eröffnet wurden ‚Tnur noch in der Rüd: 
Fehr zur Frankfurter Bundesverfammlung fein Heil 3). Nun 
wurde diefelbe auch von. den verlaffenen Kleinftaaten,- die biöher 
mit Preußen verbündet waren, wieder beſchickt. Damit war die 
volftändige Reftauration der Bundeöverfaffung von 1815 von 
allen Regierungen anerkannt, die Hoffnung der deutfchen Nation 
auf Realifirung der im Jahre 1848 allfeitig für nothwendig er: 
kannten Revifion der Bundeöverfaffung mit einer Volkövertretung 
bein Bunde vereitelt, und das Kandeöverfaffungsrecht, ohne irgend 
eine rechtliche Garantie, dem durch die wieder adoptirten Carls⸗ 
bader Doctrinen geleiteten, beliebigen Ermeſſen des Central: Or⸗ 
gans Preis gegeben 3), 


den. Berlin 1851. Die Anlagen (S. 49 f.) enthalten die Olmützer 
Punctation, die Preußifche Denkfchrift dazu v. 3. Dechr 5 die Preuß. 

u. Defterreicdy. Einlabungsfchreiben zu den Dresdener Gonferenzen; 
. die Depefche des Kürften. Schwarzenberg v. 7. Deche.; die Eröff⸗ 

nungsredben und das erfle Protocol der Dresdener Sonferenzen. 

32) Vergl. die Schrift: Vier Monate ausmwärtiger Yolitil. Mit Urkun- 
den. Berlin 1851. — Gegen Heffen war der bekannte Beſchluß 
am 21. Septbr. gefaßt worden, welcher, abgeſehen von feiner ber 

kurheſſ. Verfaffungsfache ganz fremden politifchen Tendenz, ben ver- 
faffungsmäßigen Widerftand des Landes zu bredyen beflimmt war 
und in feiner weitern Ausführung die factifche Vernichtung der feit 
20 Sahren in anerkannter Wirkfamkeit geftandenen kurheſſ. Verfaff. 
Urkunde im Gefolge gehabt hat. Vergl. B. W. Pfeiffer, zur 
Würdigung bed Bundes-Beſchl. v. 21. Septbr. 1850. Kaffel 1850, 
u. 8. Pfeiffer, der Verfaff. Streit in Kurheffen, in ber Beitfchr. 
für deutfch. Recht v. Reyſcher u. Wilda. Bd. XIII. Hft. 1. No. 

3 ©. die Schrift: Die Dresdener Konferenzen. Mit Urkunden. Ber: 
lin 1851. Die Beilagen enthalten Mehreres von dem Material, 
welches durch die Zchätigkeit der Gommiffionen in Dresden entflans 
ben ift. . “ 

A) Vergl. B. W. Pfeiffer, ber alte und der neue Bundestag nadı 
ihrer Wirkfamkeit für die Aufrechthalt. des allgem. Rechtszuftandes 


u 
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IV. Quellen des Öffentlichen Nechtö ſeit Errichtung 
des Deutfchen Bundes. 


"A. Des Bundesrechts. 
1. Im Allgemeinen. 


Klüber, Öffentliches Recht. $. 55 fe — Jordan, Lehrb. I. $. 174. — 
. Rubdhart, bas Recht des beutfchen Bundes. $. 6. — Abhand- 
lungen über Gegenftände des allgem. Staatenrechts in Neudeutſch⸗ 

land. Carlsruhe 1824. ©. 165 f. 


1 Verſchiedene Arten. Die Quellen des heutigen beut- 
ſchen Bundesrechts find theils unmittelbare, theils mittel: 
bare. Jene ſind ſolche, welche aus einer ausdrücklichen oder 
ſtillſchweigenden Erklärung des Bundes hervorgegangen ſind, 
dieſe ſolche, welche, obgleich andern Urſprungs, doch vom Bun⸗ 
de als Entſcheidungsnormen anerkannt ſind. Zu den unmittel⸗ 
baren Quellen gehören die Grundverträge des Bundes, die 
Bundesbefchlüffe, dad Bundesherfommen (Prarid und 
Obfervanz) und als Ergänzungsquelle bie Analogie, d.h. Fol: 
gerungen aud ber Natur und dem Zwecke bed Bundes 1). Nächft 
diefen gehören aber auch dazu die Verträge des Bundes mit 
einzelnen Gliedern deffelben und mit auswärtigen Staaten; 5.8. 
auch Neceptiondverträge mit Baden, Würtemberg und Heſſen⸗ 
Homburg; vom Bunde angenommene Erklärungen von Preußen, 


. Defterreih, Dänemark, über die zum Bunde gehörigen Länder. 


— Als mittelbare Quellen find zu betrachten: 1. Mehrere 
Beftimmungen des Reichd = Deputationd = Hauptichluffes von 1803, 
anerkannt in Art. 15 u. 17 der Bundedacte 2). 2. Die baieri- 
ſche Verordnung. über den Rechtözuftand der f. g. Mebdiatifirten 


in Deutfchland. Leipz. 1851. (Separat:Abdrud aus ber Zeitſchr. 
Germania II. 2.). 
ner Schlußacte Art. 9. - 
6. der B. Verf. 1821. ©. 400. 1823. ©. 164. Bergl. auch 
ezugnahme auf ben Reichsdep. Schl. in Art. 8. ber B. A. hin⸗ 
ch der Stimmenordnung. 
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vom 19. März 1807, nah Art. 14 der Bundedacte. 3. Die 
Wiener Congreßacte hinfichtlich der im Art. 19 der Bundesacte 
in Bezug genommenen Beflimmungen 3). 4. Sriedensfchlüffe und 
andere Verträge zwifchen beutfchen Staaten unter fich unb 
mit auswärtigen Mächten, infoweit fie auf Bundesverhältniſſe 
eine Beziehung haben und vom beutfchen Bunde anerkannt find; 
wie 3. B. ber Parifer Friede, der Frankfurter Territorial Receß, 
die Rheins, Elbe: und MeferSchifffahrtsacten, Gränzreguli- 
rungs⸗Verträge von Baiern, Baden und Preußen mit Frankreich, 
und die neuern, Luxemburg betreffenden, Verträge %). Hierzu 
fommen noch bie, befonders Schleswig-Holftein' und. den 
Krieg mit Dänemark und die Pacification betreffenden, Acten- 
ftüde, Waffenftiliftände, Sriedensfchlüffe und Tractate. 

1. Sammlungen der Quellen des Bundesrechtq. — J. 
£. Kligper, Quellenfammlung zu dem öffentlichen Rechte des 
deutfchen Bundes... (1816. 2te Aufl. 1817.) 3te Aufl. Erlangen 
1830. Fortfegung der Quellenfammlung u. f.w. Erlang. 1833. 
— Phil. Ant. Guido v. Meyer, Staatöaeten für Gefchichte 
und öffentliches Mecht des beutfchen Bundes. (Corpus Juris Con: 
föberationis Germanicae.) Iſter u. Hter Theil. Frankf. 1822. 1827. 
2te Aufl. 1833. Illter Theil. 1839. — Die f. g. Sarlöruher 
Sammlung unter dem Titel: Sammlung der Quellen bes dffent= 
lichen Rechts der deutfchen Bundesſtaaten, oder Sammlung der 
wichtigſten Urkunden, die zur Kenntniß des allgem. beutfch. Buns 
besftaatörecht8 dienen. II Th. Garldr.1821.1833. — Eine ſyſte⸗ 
matifche Zufammenftellung der noch geltenden alten Reichs- und 
neuen Bundesgefege, mit hiftorifchen und rechtlichen Anmer: 
Fungen, enthält der Ifle Bd. Abh. 1. der „Abhandl. üb. Gegen⸗ 
flände des allgem. Staatörechts in Neudeutfchland.» Carlsruhe 
1824. — G. Emminghaus, Corpus juris germanici tam pu- 
blici quam privati, academicum. II Th. Jena 1824. (Ein Illter 


3) ©. uud B. Beſchluß vom 3. Aug. 1820, Klüber, Quellenfammi, 
©. 304 fe — v. Meyer, Staatsacten. II. ©. 178. 

4) Sie finden fi in v. Meyer’s Gtaatsacten, größtentheils im Iften 
Theile. 
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Theil ift 1844 erfchienen.) — A. Michaelis, Corpus juris pu- 
blici germanici academicum. Tübing. 1825. — Elvers, Haupt: 
quellen des deutfch. Bundesrecht. Götting. 1824. — Schmalz, 
die Grundgefege ded deutfchen Bundes. Berlin 1825. - 

IM. Was die Auslegung der Srundverträge und Beſchlüſſe 
ded Bundes betrifft, fo erklärte fchon die Wiener Schlußacte 
Art. 9. die Bundeöverfammlung für berufen, die Bundedacte 
dem Zwecke des Bundes gemäß zu erklären und derfelben ihre 
rihtige Anwendung zu fihern“, und der Bundesbefchluß 
vom 28. Juni 1832. Art. VI leitet hieraus die fich von felbit 
verftehende Folgerung ab: „daß zu einer Auslegung der Bun- 
des- und der Schlußacte mit rechtlicher Wirkung nur allein 
und ausfrhließend der deutiche Bund berechtigt fei, welcher diefes 
Recht durch fein verfaffungsmäßiges Organ, die Bundesverfamm: 
lung ausübe» 3). — Auch hat die B. V. in Folge eig: Vor: 
trage des Defterreich. Prafidial= Gefandten, in welchem es für 
bedenklich gehalten wurde, der Doctrin (weil mander Irrthum 
und manche falfhe Theorie zu Zage gefördert worden fei) weine 
auf die Bundesbefchlüffe einwirkende Autorität zuzugeftehen und 
Dadurch in den Augen des Publicums_das Syftem jener.(?) Lehr: 
bücher zu fanctioniren«, in einem Beſchluſſe vom 11. Dechr. 1823 
ben Vorſatz erllärt: „Die B. B. wird — in ihrer Mitte jenen 
(2) neuen Bundeslehren und’ Theorien Feine auf die Bundesbe⸗ 
fchlüffe einwirkende Autorität geflatten und Feiner Berufuyg auf 
felbe bei- ihren Verhandlungen Raum geben; übrigens aber glaubt 
diefelbe, der hohen Meiöheit fammtlicher Bundesregierungen mit 
vollem Vertrauen die Fürforge anheimftellen zu können, daß nicht, 
auf ihren Schulen und Univerfitäten jene (?) Lehren Eingang fin- 
den und dadurch von dem eigentlichen Werhältniffe des Bundes 
falfche und unrichtige Anficht aufgefaßt und perbreitet werde« 6). 


5) Vergl. Reyſcher, public. Verfuhe 8.217. v. Meyer’s Staats: 
acten IIS. 413. Weber bie Erforderniffe eimer authentifchen In⸗ 
teepretation der Bunbesgefege unten bas Bundesrecht. 

6) Protoc. der B. V. 1823. $. 167. ©. 683. — Klüber’s Quellen 
fammi. S. 309-312. — v. Meyer’s Staatsacten. IL ©. 235 f. 
Berg. audy Klüber’s öffentl. Recht. $. 69. Not. d. Die Veran⸗ 
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IV.. Die Befhlüffe der Bundesverfammlung, nebfl 
ben ihnen voraudgegangenen Verhandlungen, Commiffionsberichten 
und Abflimmungen finden fich in den, theils öffentlichen, theils loco 
dietaturae gedrudten, Protocollen der B. V. Die öffentlichen 
Protocolle bis zum Jahre 1828 enthält die, in Folge des Be: 
ſchluſſes v. 1. Juli 1824 feit 1828 aus Mangel an Stoff ein: 
gegängene, für dad Publitum beflimmte, Ausgabe der Bundes: 
tag8=Profocolle in Ato. Die vollfländige amtliche, nur für die 
Bundesverfammlung, die Regierungen und ihre Sefandtfchaften 
beflimmte Sammlung der öffentliben und loco dictaturae ge: 
drudten Protocolle und Beilagen, . erfcheint in Folio nach Jahr⸗ 
gängen. Jeder Jahrgang enthält am Schluß ein Regiſter über 
den Inhalt 7). 

v.x Mit der von allen deutſchen Regierungen anerkannten 
Reactivirung ber Bundesverfammlung hat ber bis dahin lebhaft 
geführte. Streit über die Frage, inwieweit dad Bundesrecht noch 
gültig fei? feine praftifche Bedeutung verloren. Es find mit 
jener Thatfache auch alle vor 1848 erlaffenen Bundeögefege wie: 
der zur Geltung gelangt, infoweit fie nicht zu den durch Bes 
fchluß der B. V. v. 2. April 1848 8) aufgehobenen f. g. /Aus⸗ 
nahmögefegen“ gehören. Was aber jegt noch zu diefen Aus: 


laffung zu diefem feltfamen Befchluffe liegt in einem, in ber Sache 
der Weſtphäl. Doniainenkäufer, vom Würtemberg. Geſandten erftats 
teten Berichte. Protoc. ber B. B. 1823. $7 98. Beil. 8. ©. 235f. 
Erklärungen von Hannover, Preußen, Defterreih u. Baiern, ebens 
daf. $. 98. (S. 240.). 8. 100. ©. 279. 280. $. 164. ©. 645. 646. 
651. 658. 659. 


2) Ein alphabetifches Regiſter über bie Jahre 1816—1822 von Ab. v. 
Holzhauſen erfchien auf Koften der B. V. 1822. Fol. ‚Neue Auf: 
lage und Fortfegung bis 1823, erfchienen im 3. 1824. Eine ſyſte⸗ 

matiſch geordnete Ueberſicht der Verhandlungen bis 1822 enthält: 

v. Meyer’ 8 NRepertorium zu ben Verhandlungen der deutſch. 3. 8. 
Hft. 1-4. Frankf. 1820—1822. Ein neues amtliches Repertorium 
erftreckt fi) über die Jahre 1816—1836 inclus. oo 

8) Protoc. der B. V. v. 1848. $. 214. ©. 326. Roth u. Mord, 

Quellenſamml. L ©. 19 f. 

Bahariä’s Staatsrecht. Ir Wh. 2te Aufl. 15 


4 
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nahmögefegen zu rechnen fei, ift eine beftrittene, verfchieden be- 
antwortete, Frage ?). 





9 Nur eine frivole Interpretation kann zu ber Folgerung gelangen, 
daß gar Nichts aufgehoben fei, weil der Beſchl. v. 2. April bie 
Ausnahmsgeſetze nicht einzeln bezeichne. Zn manchen Staaten iſt da⸗ 
mals (3.3. im Königr. Sachſen) gefeglich feftgeftellt worden, weldye 
bis dahin publicirte Bundesbefchläffe demnad) außer Wirkſamkeit ges 
fegt feien, und ba finden fich nicht nur die Carlsbader Beſchlüſſe und 
die, weldye das Verbot der Actenverfendung u. A. betreffen, fondern 
auch die Befchläffe v. 28. Juni 1832 mit aufgeführt. Offenbar kann 
es als Keine befriedigende Köfung der Frage betrachtet werden, wenn 
man Alles auf das Factiſche, d. h. darauf flellt, welche Bundes⸗ 
befchlüffe damals (April 1848) überall factifch „bereits altenthalben 
außer Wirkſamkeit getreten» waren; fondern das Prinzip müßte fein, 
daß dahin gehören: 1) alle Bunbesbefchlüffe, die fich felbft als durch 
befondere Zeitumftände heroorgerufene Repreffiv » Mafregeln provifos 
rifcher- Natur ankündigen, wie 3. B. bie Carlsbader Befchlüffe von 
1819 (vergl. darüb. bef. Welder, wicht. Urt. f. d. Rechtszuſt. ber 
deutfch. Nat. Iter Abſchn. ©. 73 f.), und 2) alle diejenigen, wels 
che widerrehtliche Eingriffe in bas Verfaffungs- u. Regierungsredyt 
der Einzelflaaten enthalten, oder der freien Entwidelung des 
Verfaffungsrehts und ber Gefeggebung der einzelnen 

Staaten Feffeln anlegen, die dur das Wefen und den ur- 
ſprünglichen, nur bier nicht feftgehaltenen, Character des Bundes als 
eines bloßen Staatenbundes nicht gerechtfertigt werben. Doch läßt 
natürlich auch, biefes Prinzip nad) dem verfchiedenen politifchen 
Standpunkt deö.Xuslegerd eine verfchiedene Deutung zu. Jedenfalls 
barf die Gefhighte der Entftehung des B. Beſchl. v. 2. April und 
feine Saffung nicht unberüdfichtigt bleiben. Der Befchluß felbft lau= 
tet: „Auf den in der 22. Sig. v. 23. März d. 3. $. 176. erfolgten 
Antrag der freien Städte für Frankfurt, daß, da die feit dem Jahre 
1819 exlaffenen f. 9. Ausnahmsgeſetze bes deutſchen Bundes unter 
veränderten Umftänden bereits allenthalben außer Wirkfamkeit ge⸗ 
treten, bdiefelben auch von Seiten bes beutfchen Bundes förmlich als 
aufgehoben und befeitigt zu erklären feienz; befchließt die Bundes⸗ 
verfammlung: daß bie gedachten beanftandeten Ausnahms—⸗ 

“ege und Befhläffe für fämmtlihe Bundesflaaten aufs 
oben, mithin ale bereits völlig befeitigt zu betradhe 
‚und wo es noc erforderlich befunben werben follte, 
über bie nöthigen Belanntmadhungen zu erlaffen 


Bweit. Rap. Geſch. Entw. II. Der beutfche Bund. ($.49.) 227 


VI. Die von ber beutfchen National: Berfammlung gefaßs 
ten Befchlüffe, welche ald Reichsgeſetze publicirt worben find, 


. 


feien « Biermit verzichtete die B. V. auf bie eigene interpretas 
tive Beftimmung und überließ biefelbe ganz den Einzelftaaten. — 
Weber die Entftehbung des Beſchl. v. 2. April 1848 mag bier nur 
Kolgendes bemerkt werben: In der 22. Sigung v. 23. März (Prof. 
der B. 8. $. 176) wurde von dem Gefandten ber freien Städte für 
Frankfurt „die förmliche Aufhebung ber feit bem Zahre 1819 erlafs 
fenen Xusnahmögefege des beutfchen Bundes beantragt. Denn ob= 
wohl fie fhon in ber Mehrzahl der deutfchen Bundesftaaten außer 
Wirkſamkeit getreten feien, fo könne doch nur durch eine förmliche 
allgemeine Aufhebung die Wirkung einiger diefer Ausnahmsgeſetze 
vollftändig befeitigt werben, 3. B. des Verbots ber Actenverſchickung 
in Criminal⸗ und Polizeiftraffahen v. 5. Novbr. 1835. — Der 
‘ Antrag wurde der auf Grund bes Art. 28. der Schlußacte gewählten 
Commilfion zur Begutachtung Überwiefen. In der 27. Sigung vom 
2. April kam, in Folge ber Erklärungen des Vorparlaments, die Sache 
in erneuerte Anregung (Protoc. der B. V. $. 214), und man faßte 
nun ohne Weiteres den obigen Beſchluß. — „Bei der Beſprechung⸗, 
fagt das Protoc. vorher, „ftellte ſich heraus, daß die Frage, ob dieſe 
Bundeöbeichläffe aufzuheben feien? von allen Seiten bejaht warb, 
da diefelben nicht nur befondern Beitverhältniffen und Zeitanfichten 
ihre Entftehung verbanten und mit ben jegigen in offenbarem Wi- 
derſpruch ftehen, alfo antiquirt find, fodann die Aufhebung burd) 
die Erklärungen und Zuficherungen der einzelnen Bundesregierungen 
ſchon factifch gefchehen ift, es fi) alfo nur noch um die Korm, nicht 
um das Wefen handelt. Einen bereitd vorbereiteten Antrag des — 
Ausſchuſſes — glaube man um fo weniger abwarten zu müflen, als 
ber Ausfchuß eine im Allgemeinen ausgefprochene Aufhebung bies 
fer Beſchlüſſe nidyt zu beantragen beabfichtigte, vielmehr eine 
Hrüfung der feit 1819 gefaßten Bundesbefhlüffe, -foweit 
fie allgemeine Angelegenheiten betreffen, für nothbwendig ges 
halten bat, um zu beftimmen, weldhe unter die Kategos 
tie der Ausnahmsgefetze fallen; es jest aber mehr barauf 
anlommt, nur den Grundſast in bindender Weife auszufprechen, 
damit fo dem Zweifel und dem Mißtrauen entgegengetreten werbe." 
— Gewiß ift es zu bedauern, daß der Antrag des Ausfchuffes in 
der übermäßigen Haft, mit der man dem Vorparlament ben Mund 
zu flopfen fuchte, nicht abgewartet, und dadurch die Aufftellung eis 
nes fpeciellen Verzeichniffes vermieden wurde. Wir zweifeln nicht, 
15* 
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und die Verordnungen ber proviforifchen Gentralgewalt 10) 
haben zwar ihre Bedeutung ald formel bindende, von ben Eins 
zelftaaten nicht abzuändernde, Gefege auch für diejenigen Bun- 
deöftaaten verloren, welche die unmittelbare Verbindlichkeit ber 
„Reichögefege» ausdrücklich oder ſtillſchweigend anerkannt hatten, 
und insbefondere gilt dieß auch von dem beſonders verfündeten 
Gefeg, betreffend die Grundrechte des deutſchen Volks vom 
21/g7. Decbr. 1848 11). Allein dennoch können fie noch infofern 
als rechtliche Entfheidungsnormen in Betracht fommen, als es 
fih um Beurtheilung von unter ihrer Herrſchaft begründeten 
Rechtöverhältniffen oder vorgenommenen Handlungen fragt 12). 
Auch verfteht es ſich von felbft, daß fie, infofern fie durch einen 
legislativen Act Beftandtheile des Verfaſſungs- oder Regierungs⸗ 
rechtes der Einzelftaaten geworben find, nur auf verfaffungss 
mäßigem Wege abgeändert, ober außer Wirkfamkeit gefegt wer= 
den können. 


daß der Ausfchuß bie Befhläffe von 1832 vor allen andern mit aufs 
genommen haben "würde. 

1) S. bief. im Reichs-Geſet-Blatt, welches zufolge Werorbn. des 
Reichsverweſers v. 27. Septbr. 1848 duch das Reichsminifterium 
der Juftiz ausgegeben wurde. 

1)" Durdy Beſchluß der B. V. vom 33. Aug. 1851 iſt bemfelben aus— 
drüdtic bie Verbindlichkeit ala Reichegeſet abgefprochen und zugleich 
als Pflicht der Einzelſtaaten hingeftellt worben, die Grundrechte, inz 
fofern fie in bie Ranbesgefeggebung übergegangen feien, infoweit eis 
ner Abänderung zu unterwerfen als fie fi‘) mit ben Grundgefegen 
des Bundes im Widerſpruch befänden. Vergl. $: 51. Rote 4. 


12) Dieb gilt auch von dem Gefeg Über bie Grundrechtez ferner 3. 
B. von dem Geſet Üb. gerichtl. Anklagen gegen Mitglieder ber vers 
faffunggebenden Reichsverſammlung vom 2/39. Septbr. 1848 u. von 
dem Gefed zum Schuge ber verfaffunggeb. Reichsverſamml. u. der 
Beamten ber provifor. Gentralgewalt v. Yıo. Octbr. 1848. (Reiches 

A B. St. 2 u 3.). 
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$. 50. (5. 86.) 
2 Ansbefsudere von den Grundgefetzen des Bundes. 


1. Als die beiden Srundgefege !) oder Hauptgrund: 
verträge bed Bundes find zu betrachten: 1. Die beutfche 
Bundesacte vom Yıo- Juni 1815 und 2. die biefelbe ergän⸗ 
zende und erläuternde Schlußacte der Wiener Minifterial: Eon: 

20. Mai 


— U 1990 2 
ferenzen vom F Sumi 1820 2). 


A. Die deutſche Bundesacte von 18153). Sie befteht 
aus einer Einleitung, welde die Veranlaffung bed Bundes 
und die Benennung der 36 urfprünglichen Bundesgenoſſen und 
ihrer Bevollmächtigten enthält. Hieran fchließen fich die verab- 


1) Ueber den Begriff des Grundgefeges f. unten das Bundesrecht 
($. 237 der 1. Aufl.). 

2) Die Schlußacte der im Jahre 1834 gehaltenen Minifterial= Confes 
renzen vom 12. Juni deff. Jahres, beftehend aus 60 Artikeln (be⸗ 
treffend Actenverfendung, Buchhandel, Landflände, Nachdruck, Pris 
vatdocenten, Schiebögericht, Univerfitäten, Verbrechen gegen ben 
Bund und Zeitungen), ift als Ganzes von ber Bundesverfammlung 
nicht angenommen worden. Blos einzelne Stüde find in befonbdern 
Bunbesbefchhlüffen befannt geworden. S. biefe Schlußacte u. eine 
Kritik derfelben in ©. Welder, wicht. Urkund. für d. Rechtszuſt. 
der beutfch. Nation. ©. 368 f. 

3) ueber ihre Entftehung f. oben $ 40. Eine Befchreibung der im 
Bundesarchive niebergelegten Urfchrift ber Bundesacte (auf Pers 
gament) nebft ber Ratificationsurkunde des Kaifers Franz f. in dem 
Klüber'ſchen Vorberiht zur B. X. in beffen Quellenfammi. ©. 
135 f. Dafelbft auch nähere Nachweiſungen Über verichiedene Ab⸗ 
drüde, Ausgaben, franzöfifihe, englifhe und ruffiihe Ueber: 
fesungen ber Bunbdesacte. Klüber's öffentl. Recht. $. 56. Not. 
b. d. Ueber die franzöftfche Ueberfegung und deren Werth f. auch 
Klüber’s Abhandl. und Beobacht. Bd. I. No. 2. 9.68 ff. — 
Borlegung der Bundesacte und Ratification in der Bundesverſamm⸗ 
tung f. in den Protocollen der B. V. 1816. $. 5. 39. 1817. $. 12. 
— Vergl. auch den Abbrud mit Vorbericht, Ueberficht des Inhalts 
u. Anmerkungen in Klüber’s Staatsarchiv, Bft. I. S. Lf. Hft. 
I. S. 126 f. | 
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redeten Srunbbeflimmungen des Bundes in zwanzig Artikeln ®), 
welche wieder in zwei Abfchnitte zerfallen 5), namlid 1. All⸗ 
gemeine Beflimmungen, in 11 Artikeln, über Stiftung, Na⸗ 
men, Zwed, Dauer und Wirffamkeit des Bundes, alfo über 
beflen Verfaſſung, Competenz, Berhältniß zu den Bundeögliedern 
und deren Rechte und Pflichten gegen den Bund. 2. Die f. g. be: 
fondern Beflimmungen (Art. 12—20) betreffen gewiſſe gleichs 
förmige und nothwendige Einrichtungen in fämmtlichen einzelnen 
Bundeöftaaten, namentlidy die Errichtung oberfter Gerichtshöfe, 
die landſtändiſchen Verfaffungen, den Rechtszuſtand der f. g. Me: 
diatifirten und des früher unmittelbaren Reichsadels, die Reli⸗ 
gionsverhältniffe, die allgemeinen Rechte der deutfchen. Untertha= 
nen und einige andere befondere Gegenftände. 

B. Die Wiener Schlußacte von 1820. Da man auf 
dem Wiener Congreffe nur noch in Eile ſich über die Grundzüge 
der Verfaſſung ded deutfchen Bundes hatte vereinigen Tonnen, fo 


4) Nach dem Entwurf hätten es durch Beifügung des Schlußartikels 
(20) einundzwanzig Art. werden müflen. Noch bei der lebten Bera⸗ 
thbung wurbe aber ber die Fatholifche und evangelifche Kirche in 
Deutichland. betreffende Art. 16 des Entwurfs geftrichen. 
Bemerlenswerth ift, daß Feiner der Entwürfe ber B. %. biefe 
Abtheilung enthält, fondern daß fie erft in der legten Berathungss 
&isung v. 8. Juni, um Baiern zu genügen, gemacht worben ift. 
Das 10. Sonfer. Prot. v. 8. Zuni (Klüber’s Acten II. ©. 530 f.) 
fagt darüber kurz: „Zuvörderſt wurde der Antrag genehmigt, baß 
diefe zwanzig Artikel in zwei Abfchnitte getheilt würden, wo⸗ 
von ber erfte bie Artikel 1 bis mit 11, welde bie Feftftellung 
bes Bundes betreffen, enthalte, bie Ueberfchrift: allgemeine 
Beftimmungen, der zweite aber von Art 12 an, welde bie 
erſten, gemeinfchaftlicd) bemwilligten Artikel über Reglementar Verfü: 
gungen enthalten, die Ueberſchrift: befondere Beflimmungen 
führen folle.« Vergl. Welder, wicht. Urkund. für den Rechtszuſt. 
der deutfch. Nation. ©. 56. So erklärt. fi die Einfchiebung der 
vor Art. 12 fi findenden Einleitung, worüber aber das Protoc. 
v. 8. Juni nichts enthält, wenn fie nidht in der am Schluß erwähns 
ten „Einleitung zu ber B. A.« mit enthalten ift, welche vom Für: 
ften von Metternich proponirt und von ben Uebrigen angenommen 
wurde. Klüber’s Acten I. S. 536. L 


5 


ur 
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war im Art. 10 der Bundesacte der Bundedverfammlung als ers 
fted Geſchäft nach ihrer Eröffnung zugewiefen worden, "die Ab: 
faffung der (d. h. weiterer) Grundgefege bed Bundes und deflen 
organifhe Einrichtung in Rüdficht auf feine auswärtigen, milis 
tärifchen "und Innern Werhältniffe.- Allein wenn aud von Geis 
ten der Bunbdeöverfammlung in den erſten Jahren ihres Beſte⸗ 
bend mehrere Befchlüffe über ihre Einrichtung, Competenz unb 
fonftige Verhältniffe des Bundes gefaßt wurden, fo beftand doch 
Vieles, worüber man fich vereinigte, blos in proviforifchen Be⸗ 
flimmungen 6). Erft durch die, in Folge der. Carlsbader Beſchlüſſe 
noch im Jahre 1819 (25.Novbr.) begonnenen, bis zum 24. Mai 
1820 gehaltenen, Gonferenzen der Bevollmächtigten fammtli: 
cher deuticher Staaten erfolgte die Vereinbarung über die aus: 
führlichere, die Bundesacte erläuternde und näher beftimmende 
ſ. g. Wiener Schlußacte, oder Schlußacte der Wiener 
MinifterialzeConferenzen, vom 15. Mai 1820, in welcher 
die in Carlsbad adoptirten Doctrinen theilmeife zur Geltung 
gelangten. Diefelbe wurde, unverändert und ohne vorgängige Be- 
rathung im engern Rath der Bundedverfammlung, durch Befchluß 
berfelben in ihrer Plenar- Sigung vom 8. Juni 1820 zu’ einem, 
der Bundesacte an Kraft und Gültigkeit gleichen, 
Srundgefege erhoben 7). Die Schlußacte befteht aus 65 Ar⸗ 
tifeln und zerfällt, wenn auch nieht der Form, doch dem Inhalte 
nach, in drei Abfchnitte, von welchen der erfte, Art. I-XXXIV, 
allgemeine Beflimmungen über die Natur und den Wirfungs- 
kreis des Bundes enthält und die Competenz der B. V. defini- 
tiv beflimmt, der zweite Abfchnitt, Art. XXXV—LI, die aus⸗ 
wärtigen Verhältniffe des Bundes, militärifche und finanzielle 
Segenftände betrifft, der dritte Abfchnirt aber, Art. LIN—LXV, 
befondere Beflimmungen in Beziehung auf gewiffe im Innern 
der einzelnen Bundesftaaten beftehende Werhältniffe und Rechte, 
insbefondere über die landftändifchen Verfaffungen, die f. g. Me: 


6) 3. B. vorläufige Gefhäftsorbdnung der deutfh. B. V. v. 14. Novbr. 
18163 proviforifche Beftimmung üb. die Gompetenz v. 12. Juni 1817. 
7) Klüber, Quellenfammi. &. 220. 
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diatiieten umd über gemeinnügige Anorbnungen enthält 8). Weis 
tere Ausführungen der in der Schlußacte enthaltenen Beſtimmun⸗ 
a, 3 VB. über dad Verfahren bei Aufftelung einer Aufträgal: 
intanz (Schlußacte Art. 21—24);5 über die Erecutiondordnung 
(Art. $I—3A); enthalten die Plenarbefchlüffe v. Aug. 1820. 


1. Als die wichtigften Snterpretationdmittel find zu be: 
trachten: 

A. Für die Bundesacte die verfchiedenen Entwürfe ders 
felben, die Berathungen des f. g. deutfchen Comité's und ind- 
befondere die eilf Conferenzprotocolle über die gemeinfamen Be⸗ 
rathungen der Bundesacte auf dem Wiener. Congreffe 9). 

B. Für die Interpretation der Schlußacte 10) würden bie 
Protocolle über die 34 Wiener Minifterialconferenzen (vom 25. 
Novbr. 1819 bis 24. Mai 1820), infonderheit die Vorträge der 
Rebactionscommiffion in den Sigungen vom 15. und 24. April 
1820, von Bedeutung fein. Leider find fie aber noch immer der 
Öffentlichen Kenntnißnahme entzogen 1). Dagegen befigen wir 


8) Vergl. die Ueberficht des Inhaltes bei Klüber, Quellenfammlung 
©. 183 f. | 


9) Vergl. oben $. 40. Klüber, Acten bed Wiener Congreſſes, bef. 
Bd. I. ©. 324 ff. Beiträge zur Erläuterung der Bundesacte in 
Kllider’s Staatsarchiv des deutfch. B. Hft. J. ©. 39 ff. Hft. I. 
©. 125 ff. 


10) Ein amtliher Abbrud der Schlußacte erfchien zu Frankfurt 1820. 
Auch findet fie fih in den Sammlungen der Quellen des Bundes⸗ 
rechts von Klüber, v. Meyer u. X. Die deutfche Bundesacte mit 
Nachweiſungen auf die Wiener Schlußacte u. f. w. Herausgeg. von 
3. 9. E. Meyn. Kiel 1840; und die „Deutſche Bundesacte -— 
und Schlußacte — nad) Ordnung der Bunbdesacte vereinigt, mit 
Inhaltsverzeichniß, Anmerkungen und Beilagen“ im Corpus Conſti⸗ 
tutionum Germaniä v. Guido v. Meyer. Erfte Lief. 1845. ©. If. 
Ueber eine franzöfifche Ueberfesung f. Klüber, Öffentl. R. 8. 56. 
Not. g. und über Entftehungsgefdichte und rechtlichen Werth derſel⸗ 
ben Klüber, Abhandl. und Beobacht. Bd. I. S. 70-82. 


tn noch über die Schlußacte Reyſcher, public. Verſuche ©. 
wo die Verbindlichkeit bevfelben für Würtemberg aus mates 
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jest, wenn auch nicht in offizieller Weröffentlichung, das, für 
Interpretation der Schlußacte und fpäterer Bundesbeſchlüſſe wich: 
tige, Material der Carlsbader Conferenzen 12). 


$. 51. (6. 37.) 


B. Quellen des Landesſtaatsrechts feit Errichtung des 


Deutfhen Bundes, 


Die Altern Quellen des Landesſtaatsrechts, welche bereits 


oben $. 34 und $. 38 namhaft gemacht wurden, bleiben auch 
bei der neuen politifhen Geftaltung von Deutfchland fortwährend 
in Gültigkeit, infoweit fie nicht durch fpätere Geſetze ausdrück⸗ 
lich oder flilfchweigend aufgehoben worden find). Neue Quel: 
len find: 


Die Grundverträge des deutſchen Bundes und 


bie Befchlüffe der Bundesverſammlung, infofern ihnen von 
der Landedregierung durch Publication verbindliche Kraft für die 
Unterthanen beigelegt ift. 


II. Die Verfaſſungs- und Regierungsgeſetze?) ber 


einzelnen Bundesfltaaten, für welche in den meiften Ländern feit 
1815 f. g. Geſetz⸗ und Berordnungsfammlungen angelegt worden 


find. 


Hierher gehören befonderd: 


A. Die allgemeinen Landes = Verfaffungsgefege, d 
b. diejenigen, welche fich nicht blos auf die Organifation und die 
Nechte der Stände beziehen, fondern die rechtlichen Beflimmun- 


riellen und formellen Gründen (Mangel ber Yublication) in Zweifel 
gezogen wird. Mohl, Würtemb. Staater. Bd. I. ©. 66. gedenkt 
diefer Zweifel nicht. ° 

©. die 23 Conf. Protocolle nebft Haupt: und Unter=-Beilagen bei 
Welder, wicht. Urkunden für den NRechtözuft. der deutſchen Nation 
(mit Vorbericht von Klüber) ©. 105—318. 

Sine gute Ueberficht für ein einzelnes Land f. z. B. in Schweiger, 
öffentl. Recht des Großherzogth. Weimar.- I. $. 22. 

Die Anwendung der Geſetzes form auch für dasjenige, was auf ei- 
ner Vereinbarung mit den Landſtänden beruht, ift in der neuern 
Staatspraris überall vorherrſchend. Die‘ bloße Borm ber Berab: 
fhiebung« ift immer feltener geworben. 
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gen über Verfaffung und Regierung ded Staats in einer fchrift- 
lichen Urkunde zufammenftellen 3). 

B. Gefege über einzelne Theile oder Gegenftände bed öf- 
fentlihen Rechts, welche, infofern fie die fländifhe Verfaſſung 
betreffen, auch ald Grundgeſetze bezeichnet werden. 

Sowohl diefe ald die Grund: oder Landesverfaſſungs— 
Sefeße, Conftitutionen oder Berfaffungsurktunden al- 
gemeinern Inhalts find, ihrer Entftehung nach, theild f. g. octro i⸗ 
irte, theild vertragsmäßig errichtete Verfaſſungen (vergl. $. 
53). In Betreff ihres innern Characterd findet ein gewiffer Un 
terfchied zwifchen den Berfaffungen ftatt, jenachdem fie vor oder- 
nach 1820, vor oder nach 1830, vor oder nach 1848 entftanden 
find. Die feit 1848 erlaffenen Berfaffungen find aber theils 
wieder aufgehoben, theild (und zwar meiftend in Folge des Be⸗ 
fchluffes der reactivirten Bundeöverfammlung dv. 23. Aug. 1851) 
einer Revifion unterworfen worden 9. 

Im Einzelnen 5) ift zu erwähnen: 


— 


3) Ueber ben Nutzen einer ſolchen Zuſammenſtellung ſ. beſ. Scheidler 
in Bülau’s Jahrb. 1839. Decbr. Heft. S. 501 f. 

4) 8. Beſchl. v. 23. Aug. 1851. Die B. B. hält ſich (nach ber Zweck⸗ 
beftimmung bes Bunbes) für berechtigt und verpflichtet, „dafür Sorge 
zu tragen, daß in feinem Bundesflaate Snftitutionen u. Zuſtände 
beftehen, welche für die innere Ruhe u. Orbnung beffelben und da⸗ 
dur für die allgemeine Sicherheit des Bundes bedrohlich find.“ 
Die B. V. fordert daher die Bundesregierungen auf, „bie in den 

einzelnen Bunbesftaaten, namentlich feit dem Jahre 1848 getroffenen 
ftaatlihen Einrichtungen und erlaffenen gefeslichen Beftimmungen 
einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen, und bann, wenn fie mit 

. den Grundgefegen des Bundes nicht im Einklang ftehen, dieſe noths 
wenbige Uebereinftimmung ohne Verzug wieder zu bewirken. Die 
B. V. behält fich nöthigenfalis die unmittelbare Einwirkung, nas 
mentlich bie Abfendung von Bundescommiffairen, vor. Sie befchließt 
einen Ausfchuß nieberzufesen, welcher über die zu einer folchen 
Einwirkung ſich eignenden Bälle ohne Verzug Bericht zu erftatten 
und dabei jebesmal über bie Art und Weiſe ber Sinwirkung fein 
Gutachten abzugeben haben wird. 

5) Vergl. auh Klüber, öffentl. R. $. 286. 
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1. Defterreih6). Die am 2dten April vom Kaifer Ferdi: 
nand I für die zu Deutfchland gehörigen Provinzen, Gallizien, 
Lodomerien und Dalmatien publicirte Berfaflungs = Urkunde trat 
nicht in Wirkſamkeit. Nach Auflöfung des, zur Vereinbarung 
über eine Verfaffung in Wien zufammengetretenen, im Novem- 
ber 1848 nach Kremfier verlegten Reihötags, erfolgte am 4. März 
1849 von dem (an die Stelle bes ſchon am 2. Decbr. 1848 ab: 
dicirenden Kaiferd Ferdinand getretenen) Kaifer Franz Joſeph 
bie Octroiirung einer neuen, alle zum Kaiferreich gehörigen Län⸗ 
ber umfaffenden Verfaſſungs-Urkunde, nebft befondern Ges 
fegen über die Grundrechte und über die Aufhebung ber Robot 
und Robotgelder, de eod. d,, fowie proviforifchen Gefegen über 
die Prefle v. 13. Mär; und über das Vereinigungs- und Ver⸗ 
fammlungsreht vom 17. März 1849 7). Nachdem indeß fchon 
durch Kaiferl. Patent vom 20. Aug. 1851 die Befeitigung der 
Verfaſſung in Erwägung geftellt und die conftitutionelle Verant⸗ 
wortlichkeit der Minifter aufgehoben worden war, ift durch die 
Datente ded Kaiferd v. 31. Decemb. 1851 die conftitutionelle 
Staatöform völlig befeitigt worden 8). 


⸗ 


6) Einiges von ben Provinzial⸗Verfaſſungen ber öſterreich. Erbländer 
und resp. über dieſelben ſ. bei &. v. Meyer Corpus Conſtitut. 
Germaniä. Hft. I. ©. 107 f. 

7) ©. die Verfaffung vom 25. April 1848 bei Rauch, parlamentar. 
Taſchenh. Hft. I. S. 99 f. und die Verf. url. fowie die Gefese v. 
März 1819 daf. Hft. III. S. 88 f. Daf. audy ©. 60 f. der vom Reiches 
tag zu Kremfier ausgegangene Verf. Entwurf. Die Einführung des 
öffentl. mündlichen Strafverfahrens mit Schwurgerichten erfolgte 
durch die provifor. Strafproc. Orbn. v. 17. Yan. 1850. ©. aud 
die Verf. Geſetze v. 1849 bei Rauch, Archiv f. d. neuefle Geſetzg. 
der Bundesflaaten. Jahrg. 1848. 1849. Bb. L ©. 106 f. 

8) Kaiferl. Patente die Verfaffungsverhältnifle betr. v. 31. Decbr. 1851. 
Durdy das erfte Patent wird die Verf. v. 4. März 1849 für auf- 
gehoben erklärt, dabei aber die Wleichheit aller Staatsangehörigen 
vor bem Geſetz und die Aufhebung des Unterthänigkeits- od. Hörig⸗ 
keitsverbandes beftätigt. Organiſche Gefege follen fortichreitend bie 
Staatöverhältniffe -entwideln. Durch bas zweite Patent werden 
die mit der Verfaſſ. v. 4. März 1849 verkündeten Grundrechte außer 
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2. Preußen). Durch Geſetz v. 8. April 1848 wurde eine 
Verfammlung von Abgeordneten berufen, um »bie künftige Staats⸗ 
verfaffung‘ durch Vereinbarung mit der Krone feflzuftelen und 
die feitherigen reichöftändifchen Befugniffe, namentlih in Bezug 
auf die Bewilligung von Steuern und Staatsanleihen für die 
Dauer ihrer VBerfammlımg interimiftifh auszuüben.» Diefer am 
22. Mai 1848 eröffneten Berfammlung wurde von der Regie: 
rung der Entwurf einer Verfaff. Urkunde d. d. 20. Mai vorges 
lest. Eine Vereinbarung war aber mit diefer Berfammlung nicht 
ju erzielen. Der Bertagung bderfelben und der Verlegung th: 
red Eibed nad) Brandenburg im November folgte am Sten 
Dechr. 1848 die Auflüfung und die Verkündigung einer vom 
König proviforifch gegebenen Berfaffung, welche 1849 von ben 
Kammern der vorbehaltenen Revifion unterzogen und in der re 
vidirten Geftalt ald „Verfaſſungs-Urkunde des Preußifchen Staats« 

am 31. Sanuar 1850 verkündet worden ift 10). 





Kraft gefest. Dabei aber Garantie der öffentl. Religionsübung, ber 
anerkannten Religions » Gefelfhaften u. bes Beſitzes ihrer Anflalten, 
Stiftungen u. Fonds. Ein Cabinetsſchreiben an ben Minifter- 
Präfidenten v. 31. Dechr. 1851 befiehlt bie Ausführung der dabei 
aufgeftellten „ Srundfüge» durch bie Minifterien. Diefe Grund: 
fäge fanctioniren 1) die Einheit und Untheilbarkeit ber. öfterreich. 
Monarchiez 7—14) die Verhältniffe ber Gemeinden zum Staat; 17. 
18. 19) Selbftftändigkeit des Nichteramtes u. Zrennung ber Juſtiz 
von der Adminiftrationz; 27) Nichtöffentlichkeit des Gerichtsver⸗— 
fahrende; 28) Anflageprinzips 29) Aufhebung der Schwurgeridte. 
Vorbehalten werben 34) eigne Statute der Kronländer für den 
grundbefigenden Erbadel, feine Vorzüge und Pflichten, nebft Er⸗ 
leihterung ber Stiftung von Majoraten und $ibeicommiffen. 

9) ©. die frühern Gefebe über die ſtändiſchen Einrichtungen (Provin⸗ 
zialftände v. 18235 vereinigten Landtag, vereinigt. fländ. Ausſchuß 
und die ſtänd. Deputation für das Staatöfchuldenwefen v. 3. Febr. 
1347) unten bei den Lanbfländen. — Die Verf. Geſetze v. 1848 bei 

Raud) Arhiv. Jahrg. 1848 u. 1849. Bd. L ©. 357 f. 

4) Nach Art. 66 der Verf. Urk. follte aber die im Art. 65 beftimmte 
Zufammenfegung der erſten Kammer erft am 7. Aug. 1852 eintres 
ten. Die inzwifdden gemachten Verſuche, den Art. 65 abzuändern, 
haben bis jest zu keinem Refultate geführt. Die nach $. 66. lit. d. 


4 
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3. Baiern erhielt feine conflitutionelle Verfaſſung — nad) 
der nicht in Wirkſamkeit getretenen Verfaſſung v. 1808 — in 
der vom. König: gegebenen Verfaſſungs-Urkunde v. 26. Mai 
1818, mit den in der Haupt-Urkunde ald Beilagen ber Ber: 
faffung bezeichneten Edicten de eod. d.: 1) über das Indi⸗ 
genatz; 2) über die Religiond>Berhältniffe, wozu ald Anhang 
auch dad Concordat v. 5. Juni 1817 gehört; 3) über die Frei⸗ 
beit der Preffe und ded Buchhandels; 4) über bie ſtaatsrechtli⸗ 
chen Verhältniffe der vormals reichöftändifchen Fürften, Grafen 
und Herren; 5) über den Adel im Königr. Baiern; 6) über bie 
gutöherrlichen Rechte. und die gutsherrliche Gerichtöbarleit; 7) 
über die Kamilien=Fideicommiffe; 8) über die Siegelmäßigkeitz 
9) über die Verhältniffe der Staatödiener; 10) über die Stände: 
Verfammlung. Dazu find dann fhon vor 1848, beſonders 
aber feit 1848, verfchiebene neue Geſetze ald ergänzende Be: 
ftandtbeile der Verfaſſ. Urkunde und ihrer Beilagen gekommen, 
durch welche wefentliche Aenderungen, Mobdificationen resp. Aus⸗ 
führung der Grundfäße der Verfaflung ind Leben gerufen find 11), 


4. Königreih Sahfen. Die durd) Vereinbarung mit den 
bisherigen Ständen errichtete Verfaffungs:Urkunde ift vom 


duch „Geſetz⸗ feftzuftellenden Wahlbezirke find jüngft durch eine 
- Königl. Verordnung beftimmt worden. — ©. bie revid. Verf. 
Url. v. 31. San. 1850 bei Rau, Archiv f. Geſetzgeb. Jahrg. 1850. 

_ Bd. J. S. if. 

11) S. die Geſetze von 1848 u. 1849 über bie ſtändiſche Initiative, bie 
Verantwortlichleit ber Minifter, die Wahl der Landtags » Abgeorbnes 
ten, über die Kreiheit ber Preffe und des Buchhandels, die Aufhes 
bung der ſtandes⸗ u. gutöherrlichen Gerichtsbarkeit, Aufhebung, Firis 
rung und Ablöfung ber Grundlaften, Ablöfung des Lehnverbandes, 
Aufhebung des Jagdrechtes, über bie Grundlagen der Gefeßgebung u. 
über die Gerichtsorganifation bei Rauch, Archiv d. Geſetzgeb. 1848. 
189. Bd. I. ©. 588 f. Rerner das Gefeb von 1850 über Verſamm⸗ 
lungen u. Vereine, Über den Schug gegen ben Mißbrauch der Preffe, 
über den Staatögerichtshof und bas Verfahren bei Anklagen gegen 
die Minifler, über die Eompetenz⸗ Sonflicte baf. Jahrg. 1850. Bd. 
1. 8. 36f. Vergl. J. Pözl, Lehrb. des Bayeriſchen Berfaffungs: 
rechts. Münden 1851. $. 16. BE 
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4. Septbr. 1831 12). Dazu kommen verfchiedene vor 1848 er- 
laffene die Verfaflung betreffende Gefege 3). In verfaflungsmä- 
figer Form wurden 1848 mehrere wichtige Abänderungen der 
Verfaffungs-Urkunde, befonderd die Bufammenfeßung der Kam: 
mern und die Wahl der Abgeordneten betreffend, feftgeftellt und 
durch dad propiforifche Sefes vom 15. Novbr. 1848 verfün- 
det. Durch Königlihe Verordnung v. 1. Juni 1850 ift aber, 
unter einfeitiger Aufhebung jenes Gefehed, das > frühere Berfaf: 
ſungsrecht reflaurirt worden. 

5. Hannover. Die Vereinigung ber alten und neuen Pro: 
vinzen zu einent Staate (Königreihe) war ſchon durch die Er: 
klärungen der Regierung vom Auguſt und Octbr. 1814 und die 
Berufung einer proviſoriſchen allgemeinen Ständever— 
fammlung erfolgt 12). Dann erſchien das, eine definitive 
Regulirung aber nur der fländifchen Verfaffung des Königreichs 


bezweckende, Patent v. 7. Dechr. 1819 nebft dem Reglement 


für die allgemeine Ständeverfammlung v. 14. Dechr. 1819 15). 
Eine den gefammten öffentlihen Rechtözuftand umfaflende Ber: 
faffungs Urkunde erhielt dad Königreich erft in dem, durch Ver: 
handlung mit den Ständen feftgeftelten, Staatögrundgefeg 


9. 26. Septbr. 1833 16). An feine Stelle trat, nach der im 


13) &. dief..mit biftorifcher Einleitung und dem Regierungs=- Entwurf 
bei Polis, die Europ. Verfaſſ. Br. I. ©. 198 f. (2ter Aufl.). 
Vergl. auch Milhaufer, db. Staater. des Königr. Sachſen. $. 23. 

13) 3. B. Über den Staatögerichtshof v. 3. Febr. 1838. Pölitz, die 
Verfaff. des teutfh. Staatenbundes fortgef. v. Blilau. 3te Abth. 
Leipz. 1847. ©. a1 f. S. 81 f. 

14) Vergl. Wiener Congr. Acte Art. 26. u. Klüber’s Acten bes Wiener 
Bongr. Bd. 1.8.64 f. — ©. Lichtenberg, Zur Beurtheil. des 
Rechtspunktes in der provinziallandfchaftl. Frage. Hanno. 1851. ©. 
41f. — Rehberg, zur Gef. bes Königr. Hannover. Gött. 1826... 

15) Später ergänzt burch verfchtedene Zuſatz- Verordnungen. Vergl. 
Hölig, die Europ. Verfall. Bd. I. ©. 263. Verfaſſ. des teutſch. 
Staatenbunbes fortgef. v. Bülau. te Abth. ©. 89 f. 

16) Poltitt a. a. O. Bd. J. ©. 316f. (daf. aud) der Entwurf des Staats⸗ 
grundgeſ. v. Novbr. 1831, u. die Königl. Declarafion v. 11. Mai 
1832). Das Staatögrundgefes und das daſſelbe betreffende Königl. 
Datent v. 26. Septbr. 1833 f. daf. Bd. II. ©. 566 f. 
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Jahre 1837 erfolgten einfeitigen Aufhebung beflelben durch Ko: 
nig Ernft Auguft, dad Landes-Verfaſſungs-Geſetz v. 6. 
Aug. 1840, welches in Folge ded in dem hannoverfchen Verfaſ⸗ 
fungd- Streite I7) ergangenen Bundes⸗Beſchluſſes v. 5. Septbr. 
1839 mit den »dermaligen Ständen» vereinbart worden war 18), 
dann aber, nach Aufhebung feines die Form der Abänderung bes 
treffenden $. 180 durch Geſetz v. 10. April 1848, durch das Ver: 
faſſungs-Geſetz v. 5. Septbr. 1848 namentlih in Betreff der 
Bildung ber erften Kammer wejentlich modificirt und in vielen 
andern Beziehungen ergänzt und verbeflert, und worin auch bie 
Reorganifation der Juſtiz und Verwaltung fanctionirt worden 
if. Ein (proviforifches) Geſetz vom 26. Detbr. 1848 beftimmt 
über die Wahlen zur allgemeinen Ständeverfammlung. 

6. Würtemberg. Hier hatte der feit 1805 unumfchränft 
regierende König Friedrich, fogleih nad feiner frühzeitigen 
Rückkehr vom Wiener Congreffe, durch Proclamation v. 11. Ian. 
1815 feinen Landen weine den Rechten der Einzelnen und den 
Bedürfniffen des Staats entſprechende Repräfentation« zus 
gefichert, auch den auf den 15. März einberufenen Ständen eine 
Verfaffungs:Urfunde übergeben und felbft fogleich befchwo- 
ven. Allein die Verſammlung verweigerte einftimmig bie An- 
nahme biefer Werfaffung 19) und mehrere Jahre gingen unter 
fortgefegtem Verfaffungöftreit hin, welcher erft unter dem Nach: 
folger, König Wilhelm, durch die auf freier Uebereinkunft 


1) Die wichtigften fi) darauf beziehenden Actenftüde f. in » Bannovers 
ſches Portfolio. Samml. von Actenſtücken zur Geſchichte des han⸗ 
nov. Verfaſſungskampfes.“ 3 Bde. Stuttg. 1839. 1840. S. auch 
die Verhandl. bes Bundestags in der Schrift K. A. v. Wangen⸗ 
heim, Das Dreilönigsbündniß. S 257 f. 

18) ©. die Entwürfe u. das Landesverfaſſ. Geſetz felbft in der Pölitz. 
Sammlung, fortgef. von Bülau. 3te Abtb. ©. 83 f. Daf. auch 
©. 191 f. die Gefchäftsordn. f. die allgem. Stänbeverfammi. v. 4. 
Septbr. 1840. 

19) Bon ihrem Entwurf urtheilt Stein, „er fei lediglid) auf Erhals 
tung bes Sultanisme berechnet gewefen « Vergl. Stein’s Leben v. 
Pers. Bd. IV. ©. 315. 390. ©. 718 f. 
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zwiſchen König und Ständen beruhende, noch. jegt gültige. Ber: 
faſſungs-Urkunde v. 25. Septbr. 1819 beendigt wurde 20). 
‚ Die- proviforifche Befeitigung der erſten Kammer im Jahre 1848 
ift, nach fruchtlofen Berathungen und Verhandlungen über eine 
neue Verfaffung, durch einfeitige Verfügungen der Regierung 
wieder rückgängig gemacht worben. 

7. Baden. Die Zuficherung einer neuen Berfaffung ertheilte 
ſchon der Großherzog Karl Friedrich im Edict vom 5. Juli 
1808. Dieſe Zuſicherung wurde auf dem Wiener Congreß wie⸗ 
derholt (oben $. 40. N. 8.) und ging durch Verleihung der Ver: 
faffungs-Urfunde vom 22. Aug. 1818 und die Dazu- gehörige 
Wahlordnung v. 23. Dechr. deff. I. in Erfüllung 24). Ein die 
$$. 38 u. 46 der Verf. Url. abandernded Geſetz vom 14. April 
1825 ift im Mai 1831 wieder aufgehoben worden. 

—8. Kurheffen. Nachdem die, unter dem reftaurirten Kurfürft 
Wilhelm 122) im Jahre 1815 u. 1816 gemachten, Verſuche zur 
Gründung einer neuen Berfaffung gefcheitert waren 23), erließ ber 
Kurfürft das Haus: und Staatögefeg v. 4.-März 1817 und fein 
Nachfolger das umfaffende Organiſations-Edict vom 29. Juni 
1821 29. Die politiihe Bewegung im Sahre 1830 hatte bie 
Zufammenberufung ber alten Landflände im Gefolge, mit wels 
chen die Berfaffungd Urkunde v. 5. Sanuar 1831 vereinbart 


20) Eine Ueberficht des Verfaffungsftreites und weitere Nachweifungen f. 
in v. Mohl, würtemb. Staatsr. J. S. 30 f. S. auch Keyfcher’s 
publ. Verſuche ©. 36 f. Chr. R. Köftlin, Wilhelm I. König v. 
Würtemberg u. die würtemb. Verfaffung. Stuttg. 1841. 

21) Vergl. die landftänd. Verfaffungs- Urkunde für das Großh. Baden, 
nebft den dazu gehörigen Actenftücden. Karlsruhe 1819. Pölitz, Eu- 
rop. Verfaff. Bd. L ©. 468 f. 

22) Die Verpflichtung. zur Wiederherflellung der flänbifchen Berfaffung 
hatte ber Kurfürft in dem Allianz= Vertrag v. 2. Dechbr. 1813 den 
Alliirten gegenüber übernommen. 

3) ©. den Negier. Entwurf einer Verf. Urk. v. Febr. 1816. nebft ans 

— dern Actenſtücken bei Pölitz a. a. O. Bb. I. ©. 553 f. — Pfeif— 
fer, Gefch. der Tandftänd. Verfafl. in Kurheſſen. &. 209 f. 
A) Beide finden fich bei Polis a. a. DO. 
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wurbe 25).- Dazu gehört das Geſetz v. 16. Febr. 1831 über die 
Wahlen der Abgeorbneten, welches durch ein anderes Geſetz v. 
5. April 1849 erfegt wurde. Auch find einige Beflimmungen 
der Verf. Urk. 1848 durch befondere Geſetze abgeändert worden 26). 
Nach den Ereigniffen im Jahre 1850 27) und der „mit Bundes⸗ 
hülfes erfolgten „Wiederherftellung der Ruhe und Ordnung“ er: 
Härte die Bundeöverfammlung in der 9. Sit. von 1852, 
indem fie rin dem Mangel einer bundeögefegmäßigen Ordnung 
der Verfaſſungs-Verhältniſſe die Veranlaffung der eingetretenen 
Unruhen“ erkennen wollte, „daß die Verfaflungd-Urfunde v. 5. 
San. 1831, nebft den in den Jahren 1848 und 1849 dazu gege: 
benen Erläuterungen u. f. w. in ihrem wefentlichen, ſedoch von 
dem übrigen nicht wohl zu trennenden Inhalte mit den Grund: 
gefegen des beutfchen Bundes, — — nicht vereinbar und daher 
außer Wirkfamkeit zu fegen fei.» In Folge der zugleich aus- 
gefprochenen Forderung, daß die Furfürftliche Regierung ohne Zö⸗ 
gerung eine revidirte Verfaſſung ald Geſetz zu publiciren und bie: 
felbe der — einzubernfenden Ständeverfammlung zur Erklärung 
vorzulegen habe u. f. w., hat fich der Kurfürft für ermächtigt ges 
halten, unterm 13. April eine neue Verfaſſungs-Urkunde 
(auch MWahlgefeg und Geſchäftsordnung für die Landſtände) zu 
publiciren, durch welche vorläufig alle Sarantieen und Schranken 
der vorigen Verfaflung zum Schug gegen willführliche Ausübung 


35) Den Entwurf v. Octbr. 1830 u. bie Verf. Urt. felbft bei Pölit 
a. a. O. S. 606 f. 


26) Geſetze v. 12. Juli u. 28. Oetbr. 1848. ©, die Kurheſſ. Verf. urk. 
v. 5. Jan. 1831 — — herausgeg. v. S. Hahndorf. Kaſſel 1850. 
2) ©. die f. g. September-Verordnungen bei Raud, Archiv f. die 
Geſetzgeb. Jahrg. 1850. Bd. II. S. 94 f. Vergl. für dieſelb. H. 
Martin, die Kurh. Verordn. v. 4. 7. 28. Seßtbr. 1850. Kaſſel 
1851. u. dagegen: Rechtliche Beleucht. der Kurh. Septbr. Verorbn. 

— herausg. v. H. A. Zachariä. Gött. 1851. — ©. au: Zur 
Würdig. der Denkfchrift der Kurf. H. Staatöreg. Kaffel 18505 die 
oben $. 48. Note 32 angef. Schriften u. die Vertheibigungsfchrift: 
Der perman. landftänd. Ausfhuß in Kurh. vor dem Kriegsgerichte — 

mit ben Rechtögutachten v. Heidelberg u. Göttingen. Gaffel 1851. 

Zachariä's Staatsrecht. ir Bd. 2te Aufl. 16 
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der Regierungs-Gewalt und felbft althiftorifche Rechte der Stände 
befeitigt worden find. 

9. Großherzogthum Heffen. Zur Erfüllung ded Art. 13 
der Bundedacte und um den auch öffentlich audgefprochenen Wün⸗ 
chen des Landes zu genügen, ficherte der Großherzog Ludwig 
durch dad Patent v. 18. Föhr. 1819 die Berufung einer Stän⸗ 
deverfammlung im Mai 1820 und vorherige Verkündigung einer 
„umfaflenden Gonftitutiond Urkunde» zu. Hierauf wurde das 
Edict über die landſtändiſche Verfaffung v. 18. März 1820 pus 
blicirt, mit den daffelbe für ungenügend erflärenden Ständen 
aber. der Weg der Vereinbarung betreten, auf welchem die Ver: 
faffungs- sWrfunde v. 17. Dechr. 1820 „zu Stande kam 28). 
Das Sahr 1848 hatte auch hier mehrere" wichtige Abänderun- 
gen der Verfaſſung, befonderd in Betreff des Wahlrechtd und ber 
Bildung der erften Kammer, im Gefolge, die indeß 1850 durch 
verfhiedene im September und Detober erlaffene Verordnungen 
der Regierung wieder rückgängig gemacht worden find. 

10. Holftein und Lauenburg. Geſetz wegen Anordnung 
von Provinzialftänden in den Herzogthümern Schledwig und 
Holftein v. 28. Mai 1831. Verordnung über die Einrichtung 
der Provinzialftände v. 15. Mai 1834 29). — Bon der provifo: 
rifhen Regierung erlaffenede Staatsgrundgefe& für die Her: 
zogthümer Schleswig-Holſtein v. 15. Septbr. 1848 und Gefeß be: 
treff. die Berantworflichkeit der Minifter v. 21. Octbr. 1848. In 
Folge der Danifchen Reftauration find aber dieſe Gefege, fowie 
dad unter Autorität der Gentralgewalt in Lauenburg verkün- 
digte Staatögrundgefeh außer Wirkfamleit gefegt worden. 


23) Vergl. Pölitz, Europ. Verfall. Bd. I. Abth. IL. S. 660 f. — 9. 
F. Floret, hiſtor. krit. Darſtellung der Verhandl. der Ständever⸗ 
ſamml. des Großhth. Heſſen in den Jahren 1820 u. 1821. Gieſſen 
1822. Weiß, beff. Staatsr. I. $. 19. X. G. Freih. v. Hofmann, 
Beiträge zur nähern Kenntniß der Gefebgeb. und Verwaltung bes 
Großh. Heffen. Gieffen 1832. 

29) Falck's Samml. der wichtigſt. Urkunden, welche auf bas Staates 
recht der Herzogthümer Schleswig: Holftein Beziehung haben. Kiel 
1847. Pölitz, fortgef. v. Bülau. Abth. II. S. 242 f. 
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11. Luremburg und Limburg. Lebtered nimmt „unbe: 
ſchadet (?) feiner Verhältniffe zum deutſchen Bunde« an der Nies 
derländifchen Verfaſſung Zheil. Daffelbe galt früher von Luxem⸗ 
burg. In Folge der neuern Regulirung der Verhältniffe des bei 
Deutichland verbliebenen Theiles von Luremburg hat bafjelbe feine 
befondere Verfaffung erhalten. Verfaſſungs-Urkunde vom 
12. Octbr. 1841 30), welche jeboh im Ganzen nur bie Örgani: 
fation der Landſtände betrifft. 

12. Die Großherzoglich- und herzoglich-ſächſiſchen 
Länder. 

a Großherzogtbum ©. Weimar-Eiſenach, Grund: 
gefeß über bie Iandfländifche Verfaffung v. 5. Mai 1816. (Mur 
ber 6te Abfchn. enthält einige allgemeine Säge.) — Revidirtes 
Grundgeſetz v. 15. Octbr. 1850 und Gefeg über die Erhebung 
von Anklagen gegen die Departementd=Chefd des Staatd- Mini: 
fteriums v. 23. Octbr. 1850. 

b. Die Herzogthümer &. Coburg und Gotha. Gotha 
hatte, bei Fortdauer der Altern Handfländifchen Verfaſſung, bis 
1848 Feine Verfaffungs Urkunde, — das damald noch davon ges 
trennte Coburg dagegen eine Verfaſſungs-Urkunde v. 8. 
Aug. 1821. Dazu kamen Gefege über die Wahl der Landtags⸗ 
Abgeorbneten v. 8. Decbr. 1846, über die Verantwortlichfeit der 
Staatöbeamten v. 23. Dechr. 1846 und über den Beitrag ber 
Domänen zu den Staatälaften v. 29. Decbr: 1846 31). — Go: 
tha erhielt ein mit einer conflituirenden Abgeordneten: Berfaınm: 
lung vereinbartes, das monarchiſche Princip wefentlich verlegen: 
des, Staatdgrundgefek v. 26. März 1849 mit fünf, die 
Wahlen, die Gefhäftsordnung, den Staatöhaushalt, die Mini: 
ſter-Anklagen und den Staatödienft betreffenden Beilagen. Endlich 
ift die längſt projectirte Vereinigung der Herzogthümer Co— 
burg und Gotha unter einer Verfaffung (mit einem gemeinfchaft: 
lihen, und Sonder=ztandtagen) gelungen. Der Entwurf zu dem 
"„Staatögrundgefeg für die Herzogthümer Coburg und 


3, Politz, fortgef. von Bülau. Abth. II. ©. 269 f. 
3) ©. bief. bei Pölitz, fortgef. von Bülau. Abth. III. &. 281 f. 
16* 
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Gotha” wurde im November 1851 den Ständeverfammlungen. 
ber beiden Länder vorgelegt, in Coburg auch fogleidh angenom⸗ 
men, in Gotha zuerft von der Abgeorbneten= Berfammlung (im 
Kebr. 1852) abgelehnt, dann aber nach erfolgter Auflöfung von 
der neugewählten Verfammlung am 28. April 1852 angenom: 
men. Die demofratifchen”Auswüchfe der Verfaſſung von 1849 
ſind dadurch beſeitigt. 

c. ©. Meiningen und Hildburghauſen. Bor der im 
Sabre 1826 erfolgten Bereinigung hatte jebed diefer Länder fein 
befondered Grundgefes. Hildburghaufen: Grundgefes v. 19. März 
1818. Meiningen: Grundgefeg v. 4. Septbr. 1824. (Das Für: 
ſtenthum Saalfeld nahm an der Coburger Verfaffung v. 1821 
Theil.) Nach der durch den Staatövertrag: v. 12. Novbr. 1826 
erfolgten Zerritorials Veränderung erhielten die nun vereinigten 
Landestheile ein gemeinfchaftliched Grundgefeß v. 23. Aug. 1829. 

d. ©. Altenburg. Grundgefes v. 29. Apr. 1831. Neues 
Wahlgeſetz v. 10. Apr. 18485 Geſetz über die landſtändiſche Ini⸗ 
tiative v. 21. Octbr. 1848. Vertrag mit der. Landfchaft über die 
Bereinigung des Kammer- und Öberfleuers Bermögend und bie 
berzogliche Givillifte v. 4. April und 17. Juli 1849. 


13. Braunfhweig und Naffau. 

a. Braunfhweig. Erneuerte Landfchafts » Ordnung. vom 
25. April 1820; durch Beſchluß der Bundesverfammlung v: 2. 
Noobr. 1830 gegen Herzog Sarl, als in anerkannter Wirkſam⸗ 
feit befindlic,, aufrecht erhalten 32). An die Stelle derfelben trat 
dann ald umfaflenderes Staatögrundgefeg die neue Landſchafts⸗ 
Ordnung v. 12. Octbr. 1832; theilweife abgeändert durch Ge: 
feße v. 11. Septbr. 1848 und Diefe wieder durch Geſetze vom 
22. u. 23. Novbr. 1851. 

b. Raffau. Patent über die Landesverfaſſung v. 2. Sep⸗ 


32) S. die Verhandlungen in den Protocollen der B. V. 1829 u. 1830 
und eine Zufammenftellung derfelben in: K. A. v. Wangenheim, 
das Dreikönigsbündniß u. f. w. Stuttg. 1851. ©. 509 f. — Die 
‚Altern u. neuern Verfafſ. Gefege ſelbſt |. bei Pölitz, Europ. Ver⸗ 
faſſ. 3b. I. Abth. I. ©. 901 f 
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tember 1814 3). Edicte über die Wahl der Landftände und die 
Bildung der Derrenbant v. 3. u. 4. Novbr. 1815 und über bie 
erweiterten Wahlbefuguiffe der Grundeigenthümer vom 26. Mai 
1821 3). Aufhebung der Derrenbanf durch Edict v. 5. April 
1848. Dfficiel und in Einverfländnig mit den Ständen verfüns 
digte »Bufammenftellung des nach den beftehenden Gefeßgebungen 
in dem Herzogthum geltenden Staatsrechts« v. 28. Decbr. 1849; 
duch Iandeöherrlihe Werordnung v. 27.Nov. 1851, unter Wie: 
derberftellung des Sweilammer:Syftems, außer Geſetzeskraft gefest. 
14... Die beiden Medlenburg. Fortdauernde Geltung des 
landeögrundgefeglichen Erbvergleih& vom 18. April 1755; bazu 
dann dad Staatögefeh v. 28. Novbr. 1817 die Entfcheidung von . 
Streitigteiten zwifchen den Landesherrn und den Ständen betref: 
fend. Berufung einer conflituirenden Verſammlung im Jahr 
1848; mangelnde Vereinbarung mit Strelig. Verkündigung des 
Staatögrundgefeges für Medlend. Schwerin v. 10. Octbr. 1849. 
Klage der Ritterfchaft und Vernichtung beffelben durch Spruch 
des Schiedögerichtd zu Freienwalde v. 12. Septbr. 1850 35). 
15. Oldenburg, Anhalt.und Schwarzburg. 
a. Das Sroßherzogth. Oldenburg, bis 1848 ohne fländis 
fche Berfaffung u. Grundgefeg, erhielt ein ſolches durch "Verein: 
barung mit einer zu diefem Zweck berufenen Landesverfammlung. 
Staatögrundgefeg und Wahkgefes v. 18. Febr. 1849. Eine Revi: 
fion deffelben in der Art. 242 vprgefchriebenen Form ift (29. Des 
cember 1851) befchloffen und vom Landtag v. 1852 genehmigt. 
b. Anhalt: Deffau. Verfaſſungs-Urkunde v. 29. Octbr. 
1848; in einigen Beflimmungen abgeändert 15. Mär; 1850; 
durch landesherrliche Verordnung nebft dem Gefeg über Verant: 
wortlichkeit der Minifter aufgehoben am 4. Novbr. 1851, unter 
Niederfegung einer Commiſſion zur Entwerfung einer neuen-Ber: 


3) Vergl. Stein’s Leben von Perg. Bd. IV. ©. 622. = 

3) Protoc. der B. 3: von 1818. $. 40. mit Beil. 7 u. 8. Klüber, 
öffentt. Recht. $. 286. Not. a. 

3) Vergl. die gebrudten ausführlichen Entfcheidungsgrände biefes ſchieds⸗ 
richterlihen Sprude. Ferner: Der Rechtsſtreit um die Mecklen⸗ 
burg. VBerfaffung. In der deutfch. Bierteljahrsfhrift. 1851. I. S. Lf. 


— 
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faffung. — - Anhalt Bernburg. Sctroiirte Berfaflung vom 
14. Dechr. 1848. Geſetz zum Schuße der perfünlidhen Freiheit 
v. 10. März 1850. Landesverfaſſungs-Geſetz v. 15. Mai 1850. 

ec. Schwarzburg:Sonderdhaufen. Landfländifche Ber- 
faffungs Urkunde v. 28. Dechr. 1830 (nicht in Wirkſamkeit ge 
treten). Landesgrundgefes vom 24. Septbr. 1841 36), Verfaſ⸗ 
fungd=Urkunde vom 12. Decbr. 1849. Revidirt im Aug. 1852. 

d. Schwarzb. Rudolftadt. Werorbn. üb. die Volkörepräs 
fentation v. 8. San. 1816, nebft Landtags⸗Abſchied v. 21. Apr. 1821. 


16. Die Bundesflaaten der XVI. Gefammfltimme. 

a. Lichtenftein. Verordnung über die landſtändiſche Vers 
faffung v. 9. Noobr. 1818. 

b. Reuß jüngerer Linie Verfaſſungs-Urkunde v. 30. 
Novbr. 18495 Reviſion v. 13. Mai 1852. 

ce. Schaumburg:Lippe Verordnung über die ;landſtän⸗ 
difche Verfaſſung v. 15. San. 1816 37), — LippesDetmold. 
Verfaſſungs-Urkunde der Zürffin Pauline v. 8. Suni 1819, 
durh Beſchluß der B. ®. v. 9. Septbr. 1819 fuspendirt. Vers 


faffungs=Urkunde v. 6. Juli 1836 38). "Landesherrlihe Verkün⸗ 


bigung v. 9. März 1848. Wahlgeſetz v. 16. San. 1849. Weber 
den von der Regierung im Jahre 1849 der Abgeordneten = Ber- 
fammlung worgelegten Entwurf eined Staatögrundgefeged ift von 
diefer verhandelt und Beſchluß gefapf® aber formell Feine Feftitel- 
lung eines neuen Verfaſſungs-Geſetzes erfolgt. | 

d. Waldeck. Edict v. 28. Far. 1814. Landesvertrag 
v. 19. April 1816. Staatögrundgefeb v. 23. Mai 1849. Res 
vidirted Staatögrundgefeg v. 17. Aug. 1852. 

e. Heffen=Homburg. Berfaffungs-Urkunde vom Januar 
18505 vom Landeöherrn für aufgehoben erklärt im April 1852. 

Die beiden Hohenzollern’fhen Fürftenthümer, zufolge 


Staatövertrags v. 7. Dechr. 1849 mit Preußen vereinigt und 


3%) Pölitz, fortgef. v. Bülau IM. Abth. ©. 298 f. N. Zahrb. f. 
Geſch. u. Politit. 1842. Ian. Heft. Vergl. auch Hermsdorf, Zahs 
resberichte üb. .die deutfche Geſetzgeb. 1844. ©. 4 f. 

IT). Klüber’s Staatsardiv I. ©. 67 f. ©. 118 f. 

3) Bülau’s Jahrbücher. 1814. Bd. J. ©. 193 f. Bd. 1. ©. 218 f. 
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damit aus der Reihe der felbftitändigen Bundesſtaaten verfhwuns 
den, nehmen nun an der Preußifchen Verfaffung Theil. In He: 
hingen war bie Altere Landesvertretung (Randesvergleich v. 26. 
Juni 1798) 39) erganzt durch die! Landſchaftsordnung v. 1. Febr. 
1835. Das Fürftenthbum Sigmaringen hatte eine neue Berfaf: 
fungds Urkunde v. 11. Juli 1833 bei (Polig Bd. III. ©. 333 f.). 

17. Die Verfaffungs : Gefege der freien Städte f. unten beim 
Berfaflungsrecht berfelben. 

Es giebt verfchiedene Sammlungen der deutfchen Werfaf- 
ſungs⸗Geſetze, die ſich gegenfeitig, foweit fie reichen, ergän⸗ 
zen 20). 

IV. Neuere Staatöverträge, indbefondere Gränzreguli: 
rungs⸗, Auslieferungs⸗, Handeld» und andere Verträge zroifchen 
den deutſchen Bunbesflaaten und mit auswärtigen Mächten. 
Klüber, öffentl. Recht. $. 75. Not. b. 


39) Abgedr. bei G. W. Hugo, die Grundgef. u. Verf. Url, S. 117-151. 

40) ine chronologiſche Aufzählung, aud) der dbeutfchen Grundges 
fege, enthält: G. W. Hugo, die Grunbgefege u. Verfaffungen äls 
terer und neuerer Zeit. Garler. 1836. Die oben erwähnten deutfchen 
Grundgefene felbft bis 1833 ſ. in ber Sammlung v. Polis, die 
europäifch. Berfaffungsurfunden. 8b. I. Abth.Iu. H. u. Anh. zu Bd. 
IM. (Die beiden Abtheil. bes erften Bandes auch befond. unter dem 
Titel: Die Berfaffungen des teutfch."Staatenbundes u. dazu als Fort⸗ 
feßung eine III. Abthl. v. Fr. Bülau. Leipz. 1847.) — Sammlung 
von Schubert; oben $. 6. R.2. — Auf Deutichland allein bezie- 
hen fi) die Sammlungen von v. Zangen, bie VBerfaffungsgefege beut- 
fher Staaten in fyftemat. Zufammenftellung. I. Th. 1828. II. Ih. 
1829. III. Th. 18365 ferner: Deutfchlandse Conſtitutionen. Rinteln 
1833; und: Diplomatifche Sammlung der Verfaſſungs- u. Verwal: 
tungs= Grundgefebe der deutſch. Staaten. After Band. (Die Zeit des 
Rheinbundes.) Berl. 1840. — Guido v. Meyer, Corpus Gonfti- 
tutionum Germaniä, ober bie fämmtl. Verfaffungen der Staaten 
Deutfchlande mit den beiden Grundverträgen bes deutfch. Bundes u. 
deren wefentlihen Ergänzungen. Frkf. a. M. Ifte u. 2te Lief. 1845. 
— Die neueften (auch außerbeutfche) Berfaffungen, Reichsverfaffung, 
Grundrechte u. f. w. aus den Jahren 1848 u. 1849 enthält, jebod) 
nicht vollftändig: Rauch, Parlamentarifches Tafchenbuch. Erlangen. 
6 Lieferungen. 1848— 1850. 
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.v. Neuere Hausgefese und Familienverträge, z. B. 
Dreuß. Haudgefeb v. 17. Dechr. 1808. Naffauifher Fami⸗ 
lienvertrag v. 14. Zuli 1814. v. Sagern, mein Antheil an der 
Politik. Abth. I. ©. 243. — Klüber's Acten ded Wiener Eon- 
greffes. Br. VI. S. 173. Kurheff. Haus: u. Staatögefeg v. 
4. März 1817. Badiſches Hausgefes und Familienflatut vom 
4, Octbr. 1817. Im Aten Anhang zu: Weber die Anfprache ber 
Krone Baiern an Landestheile des Großh. Baden. Mannh. 1827. 
— Klüber’s Acten des Wiener Congr. Bd. VI. ©. 193. Ho: 
henzollern-Sigmaringenfches Familienftatut vom 24. San. 
1821. Baier. Familiengefet v. 18. Jan. 1816. Baier. Haus 
grundgefeg v. 5. Aug. 1819. Würtemb. Hausgeſetz v. 8. Juni 
1828. v. Mohl, Staatör. Bd. J. ©. 434 f. Hannov. und 
Braunſchweig. Familienſtatut vom 19/24. Octbr. 1831. Han- 
nov. Hausgeſetz v. 19. Nov. 1836. went Sächſ. Hausgeſetz 
v. 30. Dechr. 1837 21), 





a) Kür die neuere Gefeßgebung Überhaupt: v. Müller, Archiv für 
Die neuefte Gefeßgebung aller beutfchen Staaten; bis -jegt IX: Bände. 
Stuttgardt. — Klüber, Staatsarchiv d. teutfch. Bundes. 6 Hfte. 
Erlangen 1816. — Jahresberichte üb. die deutſche Geſetzgebung v. 
E. Hermsdorf. Leipz. 1844. 1845. 1846. — Archiv für die neuefte 
Geſetzgebung in den deutfchen Bunpesflaaten. feit dem März 1848. 

Herausgegeb. v. Dr. A. Rauch. Crlangen. Jahrg. 1848 u. 1899. 
1, Bd. Jahrg. 1850. II Bde. 


| Zweiter oder befonderer Theil. 


Dogmatifche Darftellung des Staatsrechts der deut⸗ 
ſchen Bundesſtaaten und des oͤffentlichen Rechts des 
deutſchen Bundes. 


Erſte Abtheilung. 


Pas Staatsrecht der deutſchen Bundes- 
ftanten. | 


Erfter Abſqchnitt. 
Das Verfaſſungsrecht. 


Erſtes Kapitel. 


Bon der Berfaffung der deutſchen Bunde: 
ftaaten im Allgemeinen, 


832. (. 8) 


I. Berfchiedenbeit der deutfchen Staatöverfafiun: 
gen und weſentliche Beftandtbeile derſelben. 


J. Auch dad Verfaſſungsrecht der deutſchen Bundesſtaa⸗ 

- ten beſtimmt theils die Beherrſchungs- theils die Regie⸗ 
rungsform derſelben. (Vergl. ob. $.21.) Dieſer Unterſchied zwi⸗ 
ſchen Vetfaflungd: u. Regierungs-Recht (⸗Geſetzen) iſt aber nicht 
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blos theoretifch von Wichtigkeit, fondern hat auch feine practi- 
Ihe Bedeutung, z. B. in ſtrafrechtlicher Hinfiht für Die 
Lehre von den f. g. politifhen Verbrechen und das ftändifche 
Recht der Minifter- Anklage; in rein ſtaatsrechtlicher Bezie— 
bung aber befonderd für die Frage von der verfaffungsmäßigen 
Form der Abanderung oder Aufhebung des beſtehenden Rechts, 
infofern nämlich ein von ber Form der Gefesgebung über: 

haupt abweichender Modus in der Berfaffung beflimmt: if. 
Zweifellos werden nun zwar immer gewiffe wefentlihe Be: 
flandtheile des Verfaſſungsrechts anerfannt werden - nmiffen; 
außerdem hänge es aber von poſitivrechtlicher Beflimmung 
ab, was in diefer Beziehung zum Verfaſſungsrecht gerechnet 
werden muß). 

11. Nach der Beherrſchungsform find die deutſchen Bun- 
desftaaten entweder Monarchieen ober Republiken, wovon 
die erftern aber die bei Weitem größere Mehrzahl bilden, und 
ſämmtlich zu den Erbmonardieen gehören. Iufammengenommen 
bilden fie den völferrechtlichen Verein des deutfhen Bundes, 
deffen Verfaſſung mit der der einzelnen Gliederflaaten in fort= 
dauernder, höchft einflußreicher Wechſelwirkung fteht. 

Hinfihtlich der Regierungsferm fteht feft, daß recht: 
lich Feine Despotie, keine abfolute oder ganz unbeſchränkte 
Herrfchaft flattfinden darf. Denn „eine Repräfentativ=Berfaflung 
ift von jeher in Deutfchland Rechtend gewefen. Die Aufhebung 
der NReichöverfaffung hat diefen rechtlichen Grundfag nicht ver: 
nichtet und bie Grundgeſetze des deutfchen Bundes erfennen ihm 
durch die Beſtimmung über bie Nothwedigkeit einer landſtän⸗ 
diſchen Verfaſſung in allen deutſchen Bundesſtaaten ausdrück⸗ 
lich an 2). Es laſſen ſich aber hinſichtlich der factiſch beſte⸗ 





1) Bergk: z. B. die baieriſche Verfaſſungs⸗ Urkunde mit ihren für Theile 
der Verfaſſung erklärten Beilagen, und neuere Beſtimmungen über 
proviſoriſche Suspenſion des die Abänderung der Verfaſſung betref⸗ 

| fenden Artikels für die vorbehaltene Revifion berfelben. 


3) Bundesacte Art. 13. Wiener Schlußacte Art. 54. Daß biefer Grund: 
fag auch auf die freien Städte — gegen eine mögliche unbefchränfte 
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henden Regierungsform auch jetzt noch 3) folgende Glafien unters 
ſcheiden: 

1. Staaten, ganz ohne landſtändiſche Verfaſſung, oder mit 
bloßen Provinzial⸗Ständen, welchen die weſentlichen Rechte deut⸗ 
fher Landftande fehlen, und hinſichtlich aller den ganzen Staat 
betreffenden Angelegenheiten fehlen müffen. Die Provinzials 
Stände, wo fie vorkommen, find aber entweder die alten 
Stände der einzelnen Provinzen, oder nad neuern ſtaatsrecht⸗ 
lichen Prinzipien eingerichtet. 

2. Staaten mit einer bad ganze Land umfaffenden, woͤglicher 
Weiſe aber Feine Reprafentation aller Theile des Landes ent: 
baltenden, alt=landftändifchen Verfaſſung. 

3. Staaten mit neubegründeter Repräſentativ-Verfaſſung 
(f. g. eonftitutionele Monarchieen), neben weldyer aber auch noch 
alte oder neueingerichtete Provinzial: Stände vorfommen können. 

Andere Beſchränkungen des Souveräns bei- Ausübung ber 
Staatögewalt find gegeben: 
a. durch die verfaffungsmäßige Selbftftändigkeit der Gerichte; 
b. durch die rechtliche Stellung der Gemeinden. 


IV. Zu den wefentlihen Beftandtheilen des Staats, 
auf deren Rechtsverhä iltniß ſich das Verfaſſungsrecht bezieht, ge⸗ 
hört: 

1 Das Subject der Staatögeralt oder das Staats: " 
oberhaupt. 

2. Das Volk oder die Unterthanen, Staatsbürger, mit 
oder ohne politiſche Gliederung nach Stinden und einſchließlich 
der beſtehenden Gemeinde-Organifation. ' 

Herrfchaft des Rathes — Anwendung findet, ergiebt ſich aus Art. 62 

der Wiener Schlußacte. 

3) Nachdem nämlich einige Länder, welche eine Zeit lang (ſeit 1848) 
ale conftitutionelle Monarchieen beftandben haben, von ihren 
Regenten wieder verfaffungslos (in diefem Sinne) gemacht worben 
find. Eine gefchriebene Conftitution ift zum Begriff der conftitu- 
tionellen Monarchie ebenfomenig nothwendig, als ein Staat durch 
eine blo8 papierne Verfaffung dazu gemacht wird. ©. v. Aretin, 
conftitution. Staater. herausgeg. v. Rotted. 8b. I. ©. 158. Not. 3. 
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3. Die dur die Verfaſſung organijirte Repräfentation bed 
Volks oder einzelner Stände. 

Zu den GSegenftänden des pofitiven Berfaffungsrechts 
gehört aber gewöhnlich auch dad Staatsgebiet, das Recht der 
Staatödiener und dad redtlihe Verhältniß des Staats zur 
hriftlihen Kirche oder andern Religions-Geſellſchaften. 


$. 53. (8. 39.) 


Bon der Entftebung, Abänderung und Auf—⸗ 
bebung Der Berfaffungen. F 
8. & Mofer, von der Reihsflände Landen. ©. 1130 ff. 1181 ff. — Klü: 
ber, öffentl. Recht. 5. 284. — v. Aretin, 'conftitution: Staats⸗ 
recht, berausgeg. v. Rotted. Bd. I. S. 227 ff. — Mauren: 
brecher, Lehrb. 8.51. — Schmalz, deutſch. Staater. $. 27. 28. 
— Mohl, Staatör. des Königr. Würtemb. Bd. J. ©. 71. — 
Milhaufer, Staatsrecht des Königr. Sachſen. J. $. 11. 23. — 
v. Wisleben, die Gränzen der Volksrepräſent. S.13f. ©. auch 
Stahl, die Philofoph. des Rechts. 2te Aufl. Bd. N. Abth. IL. 
©. 238 f. 


A. Entſtehung. Gründe der Ungültigfeit. 


J. Das deutſche Staatsreht kennt drei rechtliche Entfle 
hungsgründe: Herfommen, — Bertrag, — Gefef oder 
Privilegium, d. 5. einfeitige Beflimmung des Berfaflungd- 
rechtd durch. den Regepten vermöge feiner gefeggebenden Gewalt. 
Da aber kein Staat ganz ohne Berfaffung beftehen 
fann, und rechtmäßig nur diejenige Verfaflung ift, welche auf 
bem recht= oder verfaflungsmäßigen Wege entitand, fo fallt die 
Frage über die Entftehung oder Einrichtung einer neuen 
Verfaſſung in der Regel mit der Frage über die Abänderung 
($. 30.) zufammen. Nach den genannten Entftehungsgründen 
Rkann auch die f. g. octroiirte Verfaffung, im Gegenfag zur 
pactirten, rechtlich gültig fein, wenn nämlich der Regent die . 
gefeßgebeude Gewalt biöher allein ausübte oder die Verfaſſungs⸗ 
beftimmung in beftehende Rechte nicht eingreift, oder gültig vor: 
behalten war. Dieb erfennt auch das ‚Bundesrecht infofern an, 
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ld es nur die in anerfannter Wirkſamkeit befindliche Vers 
feffüng gegen einfeitige Abänderung in Schug nimmt, während 
die-Einrichtung einer neuen fländifchen Verfaſſung, fobald die 
Stände-nicht in anerkannter Wirffamkeit waren, auch dann fchon 
ald -gültig betrachtet werden fol, wenn der Souverain die „früher: 
hin gefegfich beflandenen fländifchen Rechte» neben „den gegen- 
wärtig obwaltenden Berhältniffen« möglichft berüdfi htigt hat). 
Aber in der politifch vielleicht nothwendigen Bereinigung mehre: 
‘rer bis dahin felbftftändiger oder nur im Unions-Verhältniß fte: 
hender Länder zu einem flaatsrechtlihen Ganzen liegt Fein 
Grund, um fich bei Errichtung einer neuen gemeinfchaftli- 
hen Berfaffung über die erforderliche Zuſtimmung der einzels 
wen Theile hinwegzufegen. Daß. ber vertragsmäßige Weg, 
welcher bei ben meiften jest in Wirkſamkeit befindlichen Verfaſ⸗ 
fungen Deutfchlands wirklich betreten worden ift, der beffere 
fei I läßt ſich nicht bezweifeln; aber die Gültigkeit einer 


1) Wiener Schlußacte Art. 55. 56. 

2) Sommiffionss Vortrag, die Lippefche Sache betr., "in der Bundes⸗ 
Berfammlung v. 9. Septbr. 1819. (Protoc. 1819. ©. 624.): „Wenn 
man in neuern Beiten ba, wo Feine Verfaſſungen eriftirten, oder 
die, welche einft eriflirten, ſchon vorlängft aufgehoben und ohne eine 
umkehrung aller Verhältniſſe unverändert nicht wieder ins Leben 
gerufen werden konnten, von der Marime ausgegangen iſt: es ſei 
beſſer, die Regierung gebe die Verfaflung, als fie verliere fidy in 
endlofe Unterbanblungen über dieſen Gegenftand: fo läßt fich dieß 

- durch die Eigenthümlichkeit bes menfchlichen Geiftes und der menſch⸗ 
lichen Leidenfchaften rechtfertigen, wenn dabei vorausgefeht ift, daß 
man nicht die Abficht habe, flatt bes Wefens nur ben Schein bes 
Wefens zu geben. Allein man wirb fid) auf diefe Marime nicht 
mehr berufen Können, wenn bavon bie Rebe ift: ob eine beftehende 
Berfaffung — fei fie nun eine neu gegebene und angenoms 
mene, ober eine aus Verträgen und Herkommen hervorgegans 
gene — einfeitig abgeändert werben könne? Wer dieß behauptete, 
müßte auf.ben ausgefprocdenen Zweck, durch Berfaffuns 
gen-’aller und jeder Willkühr vorzubeugen, nur glei 
verzichten.u — In Carlsbad behauptete der Miniſter v. Mars 
ſchall, in Deutfchland dürfe nur octroiirt werben. Welder, 
widht. Urt. ©. 275. 





— — — — — — — 
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Berfaffung überhaupt hängt auch in Deutſchland nicht 
von ihrer Entſtehung durch Vertrag ab 5). 


N. Sowohl eine oetroiirte, ald eine vertragsweiſe 


errichtete Berfaflung Tann von Anfang an ungültig fein?) 
Dieß ift theild dann der Fall, wenn ed an einer dazu nothwen- 


3) 


9 


digen zuſtimmenden Willenserklärung ganz fehlt *), theils, ‚wenn 


Wie z. B. auch Mohl, Staatsr. des Königr. Würtemb. Bd. I. ©. 
71. anerkennt. Wenn bie einfeitig gegebenen Berfaffungen in 
mehrern Ländern, wie in Walded 1814, in Würtemberg 1815 
—1818 (vergl. Mohl a. a. ©. ©. 30 ff), in LippesDelMhold 
1819, Großherzogth: Heffen 1320, Schwarzburg=-Sonberss 
haufen 1830, als foldhe nicht In Wirkſamkeit getreten find, fo fin⸗ 
bet dieß zum Theil in ganz andern Gründen feine genügende, Er⸗ 
tlärung. 

Daß es gar keine „Spfojure- Nichtigkeit“ ganzer Verfaffungen im 
deutfhen Staatörecht gebe, behauptet ohne Grund Maurenbres 
her, die deutſch. vegier. Fürften und die Souverainetät. S. 266. 
Nur fo viel ift richtig, daß in Betreff der Bundes⸗Competenz nur 
die Ehatfache der anerkannten Wirkſamkeit enticyeidet- und ber 
Bund aus lTandesftaatsrehtlichen Gründen eine in anerkannter 
Wirkſamkeit befindliche Verfaffung für ungültig erflären fann. An⸗ 
ders wäre es natürlich bei einer die Pflichten gegen den Bund 
verlegenden Verfaffung, wo man auch von einer materiellen unb 
abfoluten (bundesrechtlichen) Nullität würde reden können. Abge⸗ 
fehen vom Bundesrecht -giebt ed offenbar nur eine relative und 
nur eine formelle Nichtigkeit, indem jeder fouveräne Staat feine 


Verfaſſung materiell geftälten kann wie er will. 


5) Iſt auch der Conſens der Agnaten zu Sültigkeit einer neuen 


Verfaſſung erforderlih? - Schon Mofer von ber Reichsſtände Lan: 
den ©. 1134 erklärt ihn rechtlich nit für nothwendig, jebod) 
für rathſam, um Widerfprühen und Streitigkeiten vorzubeugen. 
Die Nichtnothwendigkeit muß heutiges Tages um fo mehr gelten, 
als die perfönliche Stellung der Agnaten eine ganz andere geworben 
iſt. Ausdzunehmen find nur bie Fälle, wo es auf Entziehung ober 
Beſchränkung von Rechten anlömmty die zugleich privatrechtlicher 
Natur find, wie 1) die auf Hauögefegen beruhende Succeſſions⸗- 
DOrbnung, 3.3. Einführung ber Primogenitur (G. M. de Ludolf, 
'e introductione juris’ primogeniturae. Jen. 1711. 8. 11-16. — 
eift, Lehrb. des Staater. $. 37. No. IV.)5 2)Ebei Dispofitionen 


l. Bon der Verfaffung im Allgemeinen. ($. 53.) 255 


die vorhandene Willenserflärung auf einem wefentlihen Mangel 
(Zwang, Betrug, Irrthum) beruht). — Uebrigens ift 
bei der materiellen Ungültigkeit, und möglicher Weife auch 
bei der formellen, wenn ber Grund der Ungültigkeit nur ein- 


über die Subſtanz des Domaniums; 3) bei freiwilligen Landesveräu⸗ 
Berungen. Grwiefen findet das Net ber Agnaten, Überhaupt bei 
Veränderungen ber Berfaffung um ihre Einwilligung befragt 
zu werben, für das ältere und neuere Staatsreht: Maurens 
brecher, bie deutſch. vegier. Fürften ©. 155 ff. Allein er ift den 
Beweis ſowohl im Allgemeinen, als für „vieles deutſche Fürſtenhäu⸗ 


Pr gänztich fehuldig geblieben. &. dagegen: (Nebelthau) Wahrs 


6) 


heit und Irrthum in Maurenbredher’s Schrift u.f.w. ©. 47. — 
Etwas Anderes ift es, wenn ein Agnat (wie 3. B. im Lippifchen 
Kalle) verfaffungsmäßig einen gewiffen Antheil an der Landesregies 
rung in Anfprud) nehmen kann. (Prot. ber B. V. v. 1819. ©. 636 f.) 
Daß zur Beit des Reichs die Beftätigung bed Kaifers, auch bei 
lehnbaren Territorien, zur Verbindlichkeit der Landesverträge nicht 
erforderlich war, behauptet mit Recht Moſer a. a. O. ©. 1135. 
Verst. aud) oben $. 34. Note 9. 
Schon Mofer von der Reichsſtände Landen. S. 1135 f. fagt, der 
Bertrag dürfe „weder erzwungen, noch erſchlichen, noch fonft. 
widerrechtlich errichtet worden ſein⸗3 führt dieß weiter aus 
und belegt es mit Beifpielen. Nur muß es freilich, was ben erften 
Grund betrifft, ein birecter, den freien Willen ganz aufheben- 
der Zwang (phyfifcher oder pfochifcher) gewefen fein. Der Umftand, 
baß der eine oder andere Theil, ungern und nur wegen brine 
gender Urſachen feine.Einwilligung zur Errichtung (ober Abäns 
derung) einer Verfaffung gegeben hat, Tann Fein Anfechkungsgrund 
fein. „Wie ftünde es fonft«, frage Mofer a. a. D. mit Red, 
„um die Berbindlichkeit fo vieler Friedensſchlüſſe?⸗“ Vergl. auch 
ebendaf. S. 1138 f£ — Zur Zeit bes Reichs war ein jeder, aus 
foihen Gründen erhobener, KVerfaffungsftreit eine von den Reichs 
gerihten zu entfcheidende Juſtizſache. Wahlcap. Art. XIX. 8. 
6. 7. Mofer a. a ©. ©. 1188. — Leift, Lehrb. des Staatörs. 
$. 53 u. 143. Note g. Die Competenz der Bunbess Berfammlung 
ift entfchieben eine befchränktere und NRechtlofigkeit des einen Theils 
davon die mögliche Folge. Auch in biefer Hinficht wäre bie Errich- 
tung eines Bundesgerichts, welches für eine unpartheiifche und 
fetbftftändige Handhabung bes Rechts Gewähr leiftete, höchſt noth⸗ 
wenbig. 
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zelne Verfaffungsbeftimmungen betrifft, die natürliche Rechtöres 
gel zu beobachten: Utile per inutile non vitiatur. Leichter 
iſt es freilich, aber nicht gerecht, wenn, wie 1837 in Hanno: 
ver und 1852 in Heffen, die danze Verfaffung auf einmal befei- 
tigt wird mit dem vollig unwahren Grunde, daß fi dad Un- 
gültige nicht vom Gültigen trennen laſſe. 
IM. Wird zur Gründung einer neuen Berfaffung eine für 
diefen Zweck beſonders gebildete Volksrepräſentation berufen, ſo 
nennt man ſie eine conſtituirende, im Gegenſatz zu der aus 
einer beſtehenden Verfaſſung hervorgehenden legislativen Ver— 
ſammlung N). Im Begriff einer conſtituirenden Berfammgung, 
der allerdings zu Zeiten durch die falfche Theorie von ber Volks⸗ 
fouveränetät entftellt worden ift, liegt nicht, daß fie allein und 
endgültig die Berfaffung feitzuftelen habe, fondern es kömmt 
darauf an, ob ihr ein ‚anderes, nach der biöherigen — wenn auch 
ungefchriebenen — Berfaffung berechtigte, Organ des Staatöge- 
walt gegenüber fteht, oder nicht. Erftern Falls ift die Verein: 
barung mit dem andern Träger ber Öffentlichen Gewalt recht: 
lich nothwendig; im andern Falle iſt fie eine rein oder allein 
<onflituirende Verſammlung. Rehtmäßig ift die Einberufung 
‚einer conflituirenden Verſammlung nur dann, wenn biöher Feine 
Volls= oder Landed-Repräfentation beftand, oder die beftehende 
in verfaflungsmäßiger Form confentirt hat. 
IV. Ein neued Berfaffungsgefeg kann entweber ein. provi: 
forifches oder ein befinitived fein. Die Bezeichnung des 
Geſetzes als eines proviforifchen fchließt den außdrüdlichen Vor: 
behalt seiner gleichzeitigen ober zukünftigen Regulirung ded Defi- 
nitivums in fih. Proviforifch ift aber folchen Falls nur das 
vorläufig Geſchaffene, nicht die Aufhebung des früher Be- 
flandenen und auf die Bedeutung des Geſetzes als folchen, feine 
verfaffungsmäßige Entftehung und Abänderung. hat bie provifos 
rifche Eigenfchaft gar Feinen Einfluß. Einfeitig Fann der Lan: 
desherr auch nicht proviforifch die beftehende Verfaffung ändern 
und- dad Proviforium dauert vechtlich fo lange fort, bis etwas 


7) Vergl. v. Aretin, conftitutionell, Staatsrecht. Bd. I. S. 234. 
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Anderes (resp. dad Definitivum) in-verfaffunggmäßiger Form an 
feine Stelle gefeßt ift. Die einfeitige Wiederherftellung des frü- 
ber Beitandenen ift auch in diefem Fall rechtlich ein Verfaſſungs⸗ 
bruch 8). - | 


$. 54. (6. 40.) 
B. Abänderung und Aufhebung der Verfaffung. 


Obwohl keine Berfaffung eine unabänderliche oder ewig bau: 
ernde fein und auch durch Feine in der Verfaſſung felbft liegende 
Beftimmung dazu gemacht werben kann, weil ber Staat eine le: 
bendige, organifche Anftalt, und mit dem Begriff ded Lebens das 
Wachſen, Entwickeln, Fortbilden nothwendig verbunden iſt 1),. fo 
ergiebt ſich doch ſchon aus der wefentlihen Beſtimmung der Ver: 
faffung der flaatörechtliche Grundſatz der Unzuläffigkeit einer will: 
tührlichen und wo mehrere durch die Verfaſſung anerkannte 
Subjecte des öffentlichen Rechtö°eriftiren, einer einfeitigen Ab- 
inderung. Bereitd nach dem ältern Reichöftaatsrechte fland 
ed feft, daß die Landeöverfaflung vom Landesheren nicht will: 
führlich abgeändert werben fünne 2), ohne Unterfchied, ob bie 


8) Vergl. meine Schrift: Die Reactivirung der — Bundesverfammt. 
Bött. 1850. ©. 61 f. und ‘einige gute Bemerkungen bei Gelegenheit 
einer darüber nichts fagenden Schrift in Gersdorf's Repertor. 
Jahrg. VI. Hft. 1. ©. 15 f. 


1) Bon der nothwendigen Bortbilbung (Reform) der Verfaſſun⸗ 
gen überhaupt ſ. fhon Mofer von ber Landeshoheit ©. 50 f. 

2) Hinſichtlich ber Religionsverfaffung erkannte ed namentlich ber wefts 
phäl. Briede Art. V. $. 33. auf das beftimmtefte an, daß alle . 
‚„Pacta,-transaciiones, Conventiones aut concessiones, quae in- 
ter immediatos Imperli Status eorumque Status provinciales et 
subditos — intercesserunt“, nur „mutuo consensu“ abgeändert wer: 
den könnten. - Auch ſchützte und beflätigte er bie Landesfreibeiten und 
Verträge in ben abgetretenen Ländern. Art. X. $. 16. Art. XL. $. 
11. 12. Art. XI. 5. 4. Moſer, von der Reichöftände Landen. ©. 
1152 f. ©. 1171. Auch die Reichsgerichte ſchützten die hergebrachte 
Landesverfaflung und der Kaifer erklärte unter Anbern in der Reſo⸗ 
Iution vom Bebr. 1671, daß es nothwendig fei, „einen jeden 

Zachariä' 8 Staatörecht. Ir Bb. 2te Aufl. 17 
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Berfaffung auf dem Herfommen, auf einem wirkliden Ber: 


trag mit den Ständen oder Unterthanen, oder auf f. g. Pri⸗ 


vilegien (Concessiones) des Landesherrn beruhte. Auch für bad 
- heutige Staatöreht muß diefer Grundfag feftgehalten werben; 
namentlich ift e8 gleichgültig, ob ed eine pactirte oder octroi⸗ 
irte Verfaſſung if. Die Abanderung kann rechtlich immer 
nur auf dem verfaffungsmäßigen Wege erfolgen ?). 


bei dem, weffen er beredhtiget, und wie ed bis dato ob- 


ſerviret worden, in alle Wege verbleiben zu laffen.“ ©. 


3) 


auch Neichsdep. Hptſchl. v. 1803. $. 60., weldyer die dermalige 
politifhe Verfaffung ber Entfhäbigungslande ebenfalls gegen 
willtührliche Abänderung in Schus nahm. Oben 8.35. &.139. Vergl. 
auch v. Berg, Abhandi. zur Erläut. der Rheinb. Acte. ©. 215 f. 


Mohl, Staatsr. des Königreihe Würtemb. Bd. J. S. 71.'— ©. 


auch das oben &. 122. Note 2) erwähnte Gutachten des Ausfchuffes 


der Bunbesverfammiung vd 1819. — Für das heutige Staatsrecht 
kömmt, nächft den Beftimmungen der einzelnen Verfaflungen felbft, 
bundesrechtlicdy befonders die Wiener Schlußacte Art. 56. in Bes 
tracht: „Die in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden 
landſtändiſchen Verfaſſungen können nur auf verfaf- 
fungsmäßigem Wege wieber abgeändert werbden.« (Den 
Gegenfad davon bilden „die früherhin geſetzlich beſtandenen 
ſtändiſchen Rechte» im Art. 55.) — Ganz unbegründet iſt die Be⸗ 


hauptung, daß nur die zur Zeit bes Abſchluſſes der Wiener 


Schlußacte in anerkannter Wirkfamkeit befindlichen Tandftändifchen 
Verfaffungen auf den Schuß des Art. 56 Anfprudy hätten. Dagegen 


-fpricht die allgemeine Kaffung and der Zweck diefer -Beflimmung 


und ein nahe liegender Schluß ad absurdum. Vergl. Mohl, Würs 


temb. Staater. Bd. I. ©. 826.. Im Schooße der B. V. ift eine‘ 
ſolche Behauptung nie gemadyt worden. Zweifelhaft ift aber, ob 


die Entfcheidung dev B. 8. in ber braunſchweig. Sache wirklich 
ein Präjudiz gegen dieſelbe fei. (Die braunſchw. vandſch. Ordn. 
iſt nämlich vom 25. April 1820, die Schlußacte v. 8. Juni 1820. 
Der erfle Landtag wurde aber erft: fpäter eröffnet.) — 

Was heißt aber „in anerfannter Wirkſamkeit?« Beleh⸗ 
send hierüber find die Verhandlungen der Bundesverfammlung bei 
Gelegenheit der Befchwerde der holfteinifchen Prälaten und Rit— 
terihaft in den Jahren 1821 f. und der braunſchweigiſchen 
Stände gegen den Herz. Carl in. den Sahren 1829 u. 1830 in ben 


x 
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. Died Princip, daß die Abänderung, unb zwar ber Verfaſ⸗ 
fung überhaupt, nur auf verfaffungsmäßigem Wege geſche— 
hen könne, erkennen alle neuern Verfaſſungen ausdrücklich an. 
Sie fordern mindeftens bie Zuſtimmung ber Stände überhaupt, 
oder Einverftändniß zwifchen Landesherrn und Ständen, 


d. h. 


nach einem überhaupt verfaſſungsmäßigen Beſchluſſe der⸗ 


ſelben 9), und ſetzen meiſtens noch beſondere, erſchwerende For: 
men für Abänderung ber Verfaſſung fell 5). Daß hiernach eine 


Hrotocollen der B. V. (Klüber, Öffentl. Recht. $. 284. Note c.) 
und befonders bei dem hannoverſchen Verfaffungsftreit. (Protoc. 
der B. 8. 18338—1840. Hann. Portfolio. Bd. I. II.) Im erften 
Kalle wurde bie „anerkannte Wirkſamkeit⸗ als nicht vorhanden be⸗ 
trachtet (f. Beſchl. der B. V. v. 27. Rovbr. 1823 u. 15. Yan. 1824) 
und auf Art. 55. verwiefen (Klüber, Quellenfammi. ©. 349 f.); 
im zweiten Kalle erfolgte ber Beſchl. v. 4. Novbr. 1830, daß die 
in anerlannter Wirkſamkeit beftehenbe erneuerte Landfchaftsorbnung 
von 1820 nur auf verfaffungsmäßigem Wege abgeändert werben 
tönne (Klüber, Quellenfammlung. Fortſet. ©. 16. Vergl. auch 
Mohl, Würtemb. Staater. Bd. I. ©. 824.)5 in der Hannover- 
fhen Sache fegte fidy die Bundesverfammilung über die Hauptfrage ° 


"weg, lehnte ben Antrag auf Einfchreiten ex officio' ab und überließ 


4) 


dem König, baldmöglihft mit ben „bermaligen« Ständen über bad 
Verfaſſungswerk eine.den Rechten ber Krone und der Stände ent⸗ 
fprecyende Bereinbarung zu treffen. Vergl. K. A. v. Wangen: 
beim, das Dreilönigsbündniß. ©. 438 f. u oben ©.. 238 f. 

®. 3. 8. die Räffauifchen Verf. Patente - vom 1. u. 2. Septbr. 


. 4814. $. 2. eippe⸗Schaumburg. Edict v. 15. Kan. 1816. $. 2. 
Mo, 2. Walded. Landesvertrag v. 19. April 1816. $. 43. Weir 


F 


mar. Grundgeſ. v. 5. März 1816. 8. 123. &. aber das revidirte 
Grundgeſ. von 1850. $. 64. - Soburg. Berf. ur. $. 64. $. 120. 
Berfoffung für Coburg⸗-Gotha. $. 104 f: $. 156. Meining. 
Grundgeſetz von 1829. $. 109. Altenburg. Verf. Url. $. 266, 
Braunſchweig. Lanbfchaftsorbn. v. 1832. $. 98. 

Erfhwerende Formen enthalten 3. B. die Baier. Berf. Urk. 
zit. X. 5.7. Würtemb. Verf. Url. 5.176. (Vergl. Mohl, Wür⸗ 
temb. Staater. Bd. I. ©. 92. 621.) Heſſen-Darmſt. Verf. Urk. 
$. 110. Rurheff. Verf. urk. v. 1831. $. 153. Königl. Sächſi⸗ 
ſche Berf. urk.- $. 152. Hannov. Grunbgel. v. 1833: Schluß. 
Landes⸗Verf. Gef. v. 1840. $. 180. -(entmw. Einhelligkeit bei der 

17* 
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einſeitige Abänderung ‚oder Octroiirung einer neuen Verfaſſung, 
mit Befeitigumg der beftehenden, rechtlich weber durch allgemeine 
Berufung auf das Staatswohl, noch auch durch Bezugnahme 
auf das außerordentliche Verordnungsrecht der Regierung gerecht: 
fertigt werden könne, verfteht fi nad der Beflimmung jeder 
Berfaffung ganz von felbft 6). - 





6 


> 


fchließlichen Abftimmung, ober Beiflimmung von 23 ber anmefen- 
den Mitglieder auf zwei nach einander folgenden Landtagen; aufges 
hoben durch Gefes v. 10. April 1848.) Luremburg. Verf. Urk. 


v. 18115 Schluß. Sondersh. 8.208. Oldenburg. $. 242. Die 


Preuß. Verf. v. 1850 läßt den gewöhnlichen Weg ber Gefeggebung 
genügen, fordert aber zwei Abflimmungen, zwiſchen welchen ein 
Zeitraum von wenigftend 21 Zagen liegen muß. 

Ueber Unzuläffigkeit der einfeitigen Aufhebung einer Verfaffung, 
weil &8 angeblich das öffentliche Wohl erheifche, oder nad) der Re⸗ 
gel: Salus publica. suprema lex estol ſpricht ſich ſchon Mofer, 
von ber Reichsftände Landen ©. 1187 ff. in folgender Weile aus: 
„Weiter bedient man ſich jezo als einer univerfal- Staats: Medizin 
des Grundes: Das Befte und das: Erforderniß des Staats ift das 
oberfte Gefez, welches allen anderen Gefezen, Verträgen, Zreyhei- 
ten, Herkommen und Verjährung derogirt, unb ben Regenten be⸗ 
rechtigt, das nöthige zu verfügen, die Verträge und Privilegien wie- 
der aufzuheben, u. f. w. — Freylich ift bifes ein kurzer und be⸗ 


quemer Weg, allen Schwürtgleiten eben fo leicht abzubelfen, als 


Alerandern, ben Gordiſchen Knoten mit dem Degen aufzulöfen: Es 
wird auch Fein ehrlicher Mann und Patriot mißkennen, daß in ber 
That das gemeine Beſte allem anderem vorgehe: Aber, aber bie 


Frage if davon: Wer den Ausfchlag geben könne, was würklich das 


gemeine Befte feye und erforbere? Antw. Wer fonft, als ber Re⸗ 
gent? So fpridht wehl ein Machiavell; ein Hobbes, ein Ickstatt, 


. und wer fonft denen Höfen zu gefallen redet: Hingegen iſt in denen 


Anmerckungen über bes jüngeren von Ickstatt Schrift de jure maje- 
statico Imperii eminentis, gezeiget, "daß diſes orientalifche 
Staatsreht nicht auf unfere Europäiſche und am allerwenigften 
auf unfere mit Land- Ständen verfehene Zeutihe Lande 
paffe, als worinn es ein zwifcdhen dem Regenten und beffen an 
gebohrnen Räthen, benen Land-Ständen, gemeinfames 
Geſchäft ift, zu Überlegen und zu prüfen, was nur den Ras 
men ober Schein oder das Weſen des gemeinen Beftens 
babez da die Erfahrung alter, mittlerer, neuerer und der neueften 
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Ueber die rechtlichen Grenzen ber Einwirkung des Bundes 
auf die beftehenden Verfaſſungen f. unten dad Bundesrecht. 


§. 55. (. 41. 


III. Von den Garantieen der deutſchen er: 
faſſungen. 
A. Im Allgemeinen. 


Mofer, von der Reichäftände Landen Bud) IV. Kap. 6 u 11. (S. 1140.ff. 
1178 ff.) — v. Aretin, conftitution. Staatsrecht, herausgeg. v. 
Rotteck, Iter Theil. — 8. Hoffmann, bie ſtaatsbürgerlichen 
Garantieen oder Über bie wirkfamften Mittel, Throne gegen Empö- 
rungen und die Bürger in ihren Rechten zu fidhern, herausgeg. dv. 
Andre. 1828. 2te Aufl. Beipz. 1831. I Bde. — Maurenbre- 
her, deutſch. Staatsr. $. 53, — Mohl, Staatsr. des Königr. 
Würtemb. Bd. J. S. 761 fe - Milhaufer, fähf. Staatr. I. 
S. 32-34. — Weiß, beff Staatser. Bd. I. $. 155 ff. 


Die Verfaſſung foll die Gewähr fein für Recht und geftg: 
liche Sreiheit im Staate. Um aber diefe Beſtimmung möglichft 


Beiten belehret hat, daß aud der Negenten und ihrer Minifters 
Berftand und Wille eben fo wohl, als anderer Menfchen, allerley 
Gebrechen unterworffen ift, daß das gemenne Beſte offt nur 
ein Fürniß ift, den man Über die Affecten herziehet und 
daß manche zum angeblichen Beften bes Staats gemachte Berfügun: 
gen fidy mit deffen bald wenigerer, bald mehrerer, bald gänzlicher 
Entkräftung und Verderben endigen. — — Ubi vero jus in armis 
positum est, man auf der Welt nur den Degen und eine ftärdere 
Macht, ale man felbft befizet, Über fich erkennet, oder wenigſtens 
würdlic gelten läßet, mithin das als Recht gilt, was der Regent 
will und fpricht, da ift freylidh für difen Zufall kein Re 
cept in bem Zeutfdhen Staats-Recht zu finden, fondern 
es verbleibet bey dem Ausfpruch des Landes=. Herrns fo lang, biß 
derfelbige an bem großen lezten Welt: Revifions- Gericht beftättiget 
oder reformiret wird ⸗ — Dffenbar bezieht fidy bie, auch für bie 
jesigen Zeiten hier und da paſſende Erpectoration hauptfählich auf 
eine Herzogl. Würtemberg Nefolution v. 1763, die bei Mofer 
von der Landeshoh. Überhaupt Kap. IN. $. 17. (&. 50.) erwähnt 
if. — Vergl. aub Häberlin Handb. Bd. II. S. 51. Note **) 
u. bei Stahl Rectönpilof. (Ifte Aufl.) das Kap. über Revolutio- 
nen u. Staatöftreicye Bd. II. Abth. I. ©. 252 f. ©. 273. 
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der herkömmlichen Reverfalien an. Selbſt die eidliche Beſtär⸗ 
tung (leibliche Beſchwörung) der Kandesfreiheiten Fam. nicht fel- 
fen vor, in. der Regel aber nur die. VBerfiherung bei fürft 
lihbem Wort (wahren Worten, Ehre, Treu und Glauben) 2). 
— Ordentlicher Weife geſchah es blos durch den regierenden 
Herrn, doch kommen auch Beifpiele einer Beftätigung Durch den 
eventuellen Nachfolger vor 3. Ob die Beſtätigung der Landes⸗ 
Privilegien vor der Huldigung gefchehen mußte, oder die letztere 
jener vorausgieng, hieng vom Inhalte der beflehenden Verträge 
felbft und vom Herkommen ab 2). Die neuern Verfaffungen 


2) ©. 3. B. Urkundl. Zufiherung ber ‚Herzöge von Lüneburg v. 1388, 
bei .Kleinfhmidt, Samml. der Landtags-Abfchiede u. f. w. Hans 
nover 1832. Bd. I. ©. 47. „Wy verpflichtet oc unße Erven und 

nachkömlinge, wenne de Herrſchop tho Lüneborg na uns, tho vor: 
ftande böhret (morzuftehen gebühret), dat fe ſchoͤllet laden, ſchwe⸗ 


ren undt verbrewen alle beffe vor= und nafchreven Stüde, trüs- . 


liken tho bonende, und tho holdende, Ehr man enjenige Hul- 
bigung do, ebder tho ber Herrſchop Lüneborg flabe.« Berfiches 
. rungssUrfunde berfelben Herzöge über alle den Städten und Weich⸗ 
bitben ber Fürſtenthümer Calenberg und Lüneburg zuſtehende Rechte 
v. J. 1392, .ebendaf. &. 60 f., wo es audy am Schluffe heißt: „vnd 
we hebben to groteren geloven aller beffer vorfcrevenen Stude vnd 
unfe truwe Lofte und wolberadenen Mode witliden vnd mid guben 
Willen. und uprichteten Vingeren und flaveden Eden in 
Fegenwarbideit vnſer Prelaten Man vnd Rablude ge- 
fworen und ſchweren en alfo fulves in deffen Brive.“ 
Ebenfo in ber, den Ablichen und Freien ausgeftellten, Verficherungs= 
Arkunde von demf. Jahre. Kleinfhmidt aa O. S. 68. — 
„By vnſern fürftlichen Ehren‘ und trewen ohngefehrlick⸗ Tagen bie 
Privilegia Erichs bed Aeltern v. 1526. Kleinfhmidt a. a. O. 
— Bd. 1 ©. 16 
3) ©. darüber Mof er von der Reichsſtände Landen. IVtes Bud). 9tes 
Kap. "Bon der Landes Freyheiten und Verträge Beftättigung. u 
S. 1158 ff 
3. B. nad) dem Medlenb. Erblandesvergl. v. 1755. $. 354. ers 
folgt die Beftätigung erft nach ber Huldigung. In manden Lan⸗ 
bes: Verträgen, z. B. dem Zübinger Vertrag vd. 1514, war aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen, baß bie Landſtände und Unterthanen vor 
der fürſtlichen Verſicherung zu huldigen und Gehorſam zu leiſten 


4 


ut 
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enthalten mithin nichts dem frühern deutſchen Staatsrechte Frem⸗ 
des, wenn ſie den Thronfolger resp. den vormundſchaftlichen Re⸗ 
genten zur ſolennen Anerkennung der Verfaſſung verpflichten und 
vorſchreiben, daß dieſelbe ſogleich mit dem Antritt der Regierung 


5 


us 


erfolgen oder der Huldigung vorausgehen müfle 5). — Was 


nicht ſchuldig fein follten. Weftätigt im Grbvergleih von 1770. 
Mofera. a. ©. ©. 1162. — Mohl, Staatsr. des Königr. Wür⸗ 
temberg. Bd. 1. S. 56. ©. 176. Ebenſo in Braunſchweig⸗Wol⸗ 
fenbäüttel nad den Privilegien v. 1770. 8. 9. $. 79. unb in meh⸗ 
vern hbannoverfchen Provinzen, namentlich aud in Oſtfries⸗ 
land. Ueber Heffen f. VBeifpiele bei Nebelthbau, Wahrh. u. Irr⸗ 
thum. &. 44 f. Vergl. auch Instr. Pac. Osnabr. Art. X. 8. 16. 

Schriftliche Verfiherungen vor der Huldigung verlangen: Walbed. 
Lanbesvertrag v. 1816. $ 42. Weimar. Grundgeſ. $. 126. 127. 
Revid. Verfaff. v. 1850. $. 67. 68. Schweiger, Öff. R. $. 26. 
Würtemberg. Berf. Url. $. 10. »Der Huldigungseid wird bem 
Thronfolger erft dann abgelegt, warn Er in einer den Ständen des 
Königreich auszuftellenden feierlichen Urkunde die unverbrüchliche 
Feithaltung ber Lanbesverfaffung bei Seinem Löniglicdyen Worte zus 
geſichert hat.“ Ebenſo beftimmt lautet bie Braunſchw. Landſch. 


Ordn. v. 1820. 8. 79. Anders gefaßt in der erneuert. Landſch. Ordn. 


v. 1832. 9.4. Berner gehört hierher die Goburg. Verf. Urt. $. 120, 
(Vor Ausübung ber verfaffungsmäßigen Regierungsrechte fagt bie 
Cob. Gothaiſche Verfaſſ. v. 1852. $. 157.) Meining. Grunbgef. 
$. 107... Kurheſſ. Verf. urk. $. 6. (Abgeändert in der octroiirten 
Berf. v. 1852. $. 5.) Hannov. Staats-Grundgef. v. 1833. $. 13. 
Ohne beftimmte Beziehung auf die Huldigung verlangen beim Re⸗ 
gierungsantritf die fürftt. Zufiherung: Die Heſſen⸗Darmſt. Verf, 


Urt. 8. 106. Altenburg. Berf. url. $. 266. König. Sächſ. 


Berf. Url. $. 138. : Hannov. Landess Perf. Geſetz v. 1840. 8. 14. 
(Durdy das. Verf. Geſetz v. 5 Septbr. 1848. 5.2. ift aber die ſtaats⸗ 
grundgeſetzliche Beſtimmung in nod) zweifelloferer Faſſung hergeſtellt.) 
Die einzige Verfaſſung, welche den Thronfolger zur Leiſtung eines 
förmlihen Eides auf bie Verfaſſung verpflichtet, war vor 1848 
die Baier. Verf. url. zit. X. $. 1. Der Eid’ fol in feierlicher 
Verſammlung ber Staatsminifter, des Staatsraths und einer Depus 
tation der Stände abgeleiftet werden. — Ein wirkliches Beſchwö— 
ren der Verfaſſung (eidliches Gelöbniß) verlangen ſeitdem z. 8. 
aud; die Preuß. Verf. v. 1850. $. 545 die Reußiſche $. 1205 
die Goburgs@othaifche v. 1882. $. 157. 
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aber die Unterlaffung der feierlichen Betätigung oder die aus: 
brüdliche Weigerung des Thronfolgers betrifft, der Beftimmung 
der Berfaffung zu genügen, fo liegt darin an fich weiter nichts 
als eine Verfaſſungs-Verletzung, zu deren Hebung alle 
rechtlichen oder verfaflungsmäßigen Mittel von den ‚Ständen ans 
gewendet werben können. Dazu gehörte nah älterm Staats: 
recht zweifellos das Klagrecht bei den Reichögerichten und auch 
hbeutiged Tages, wenigftend-bei einer fpeciell garantirten Ver⸗ 
faffung (Wiener Sch. A. Art. 60.), die Befchwerde bei der Bun: 
deöverfammlung. Auch verfteht fich bei ausdrüdlicher Weigerung, 
oder, wo das Eine durch bad andere verfaflungsmäßig bedingt 
ift, von felbft, daß der Landeöherr vor ausgemachter Sade bie 
folenne Huldigung von Ständen und Untertbanen zu fordern nicht 
berechtigt ift 6). Dagegen läßt fi) ald Folge berfelben Feines: 
wegs eine Suspenfion des NRegierungsrehted bed Lan- 
besfürften überhaupt und folgeweife der entfprechenden Pflichten 
der Unterthanen gegen ihn hinftelen, womit der Eintritt eines 
den Landesherrn proviforifch ausfchließenden Intert egnums ver⸗ 
bunden ſein würde 7). 


6) Moſer von der Reichsſtände Landen S. 1172. „Kann man von 
irgend etwas in dem Zeutfchen Staatsrecht fagen, daß es Reiche: 
herfommens feye, fo ift es difes: Daß alle Landesherrn bey Ein⸗ 
nahm ber Landess oder Erb: Huldigung ihrer Lande, Land- Stände 
und Unterthanen Freyheiten zu beftättigen pflegen, ja felbige be= 

. ftättigen müffen; fo baß die Huldigung und dieſe Beflättigung 
zwey ordentliche Correlata und unzertrennliche Stüde feynd.« 

Auf die Klage bei ben Neichögerichten und bie Suspendirung ber 
Huldigung befchräntt ſchon Mofer a. a. ©. (f. bef. &. 1163) bie 
Wirkung der verweigerten Beflätigung. Uebler ift bie Sache freilich 
heutiges Tages durch den Mangel bes reichögerichtlicyen Schuges be⸗ 
ſtelltz allein es folgt daraus keine Erweiterung bes materiellen 
Rechts für die Unterthanen, die ſich auch aus dem flaatsrechtlichen 
Prinzip nicht begründen läßt. Daß die Theorie von vertragsmäßi: 
ger Begründung der Staatögewalt zu andern Gonfequenzen ‘gelangt, 
ift leicht erklärlich. Sie hat aber keine pofitivsrechtliche Berechti⸗ 
gung. Daß in einer Verfaffung beftimmt werben könne, der Throns 
folger fol nicht eher Regierungsrechte ausüben, bis er bie Berfaf: 


7 


— 
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$. 57. ($. 42.) 
b. Per Verfaffungseiv ver Staatsdiener uns Unterthanen. 


Der VBerfaffungseid der Staatsdiener, zuweilen auch 
aller voljährigen Unterthanen auf Beobachtung der Berfaflung, 


fung in vorgefchriebener Form beftätigt habe, ift keine Brage. Kon 
den Berfaffungen vor 1848 fagt dieß keine einzige ausdrücklich; für 
Würtemberg folgert es Mohl, Würtemb. Staater. Th. J. ©. 
172. f. aber auch Reyfcher, public. Verſuche. ©. 278. Ausdrüds 
lich fprechen die Folgerung aus Mehrere feit 1848 entftandene Ver⸗ 
foffungen: 3. B. Mecklenb. Staatögrundgefeg $. 1875 Reuß j. ®. 
$. 1205 Anh. Deffau $. 655 Oldenburg Art. 2255 Gotha 
(1849) $. 145 Coburg⸗Gotha (1852) $. 1575 einige (wie Ans 
halts Deffau, Oldenburg) orbnen fogar an, daß fo lange eine Zwi⸗ 
fhensNegierung bes Staatsminifteriums eintrete. Auch wird fid) 
nicht behaupten laffen, daß eine bie verfaffungsmäßige Ausübung 
der Regierung Überhaupt bebingende Formvorfchrift das Weſen 
der Monarchie zerftöre. Nur glaube man nicht, daß durch eine fols 
he Beftimmung die Erhaltung der Verfaſſung völlig geſichert ſei. 
Gründe für die Weigerung wird ber neue Landesherr immer haben 
und dann entfleht ein Berfaffungsftreit, bis zu beffen Austrag 
weber ber eine noch der andere Theil recht und pflihtlos fein 
kann. Sehr richtig fagt Moſer, von der Reichöft. Landen &. 1158: 
„Ein jeder Regent in ber ganzen Welt, befonders in Europa und 
namentlich auch in Zeutfchland, ift — — fchulbig, feine Unterthas 
nen bei ihren rechtmäßigen Freyheiten zu laffen, zu erhalten, unb 
zu Thüsen. — Wann alfo auch gleich ein Randeds Herr feinen Lands 
fländen und Unterthanen ihre Kreyheiten weder münd- noch ſchrifft⸗ 
lich beftättigte, wäre er dennoch zu derfelben unverbräcdhlis 
her Veſthaltung eben fo wohl auf das Eräfftigfte vers 
bunden, ald wenn er die feyerlichfte Beſtättigungs⸗-Urkunde aus⸗ 
geftellet: Hätte. — Wie nun hinwiederum die Unterthanen ihs 
rem Landes⸗Herrn zur Zreue und Gehorfam verbunden 
feynd, wann fie bemfelbigen aud glei noch zur Beit, 
ober aud gar nicht gehulbiget Hätten: Die Landes⸗Herren 
aber fidy damit nicht zu genügen pflegen, fondern eine ausdrückliche 
Verpflichtung dazu mittelft der Huldigung verlangen; eben fo kön⸗ 
nen auch die Lands Stände und Unterthanen eine ausbrüdliche Lans 
beöherrliche Verſicher- und Beflättigung ihrer Freyheiten begehren.« 
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ift audy dem frühern Staatöredhte” nicht unbelannt I), und in 
den neuern Berfaflungen gemöhnlid unter die Garantieen der 
Berfaffung mit aufgenommen 2). Der Zweck, die Heiligkeit des 
Eided zum Schug der Berfaffung zu benusen, ift Harz; ber 
Nusen der Erfahrung nad fehr problematifch und eine befon- 
dere juriftifche Wirfung — von einer möglichen flrafrechtlichen 
Folge abgefehen — gar nicht zu beflimmen. Denn die Berpflich- 


ı) 


2) 


©. 3. B. Privilegien der Baier. Landfchaft v. 1516 bei Lünig von 
der Tandfäffigen Ritterfhaft. Tom. I. p. 69. Würt. Landed-Ber- 


gleich v. 1770. Cl. 1. Grav.1. $. 4. Mofer, von der t. Untertha= 


nen-Rechten u. Yflihten. ©. 49 f. Roch ein anderes Beifpiel aus 
der Clev⸗ u. Marffchen gandesverfafl. |. bei Mofer von ber 
Reichsſt. Landen &. 977. Auch eine.eidliche Verpflichtung der Mi: 
litair=Befehlöhaber kömmt fchon früher vor; 3. B. nach ber oft: 
friefifhen Berfaffung (Dfterhaufer Accord 9 1611 u. Hagiſcher 
Vergleich) mußten nicht allein die Droften, fondern auch die Be: 
fehlehaber der Miliz in den Grenzhäufern bie Landesverträge 


-befhwören. Mofer, v. d. Landeshoh. in Militärf. ©. 48 f. 


Unter ben neuern Berfaffungen -orbnen eine- Verpflichtung der 
Staatödiener auf Beobahtung der Verfaffung, meiftens aus⸗ 
drücklich im Kapitel von ber Gewährder Berfaffung, an:- Wei- 


. mar. Grunbgef. $..124. »auf ben Inhalt bes Grundgefeges und 


deſſen Zefthbaltung“ Würtemb. Berf. urk. $. 45. „die Ber: 
faffung gnewiffenhaft zu. wahren.“ „Gewiffenhafte Beobachtung 
der Verfaffung» Preuß. Verf. v. 1850. $. 108. Vergl. audy Meis 
ning. Verf. Urk v. 1829. 8.108. Braunſchw. Landſchafts⸗Ordn. 
v. 1832. 8. 134. Bannoo. Grundgeſ. v. 1833. $. 161. Nicht blos 
die Staatsdiener fondern auch alle Untertbanen ober Staats⸗ 
bürger follen auf Beobachtung der Verfaffung verpflichtet werden, 
nad) der Baier. Verf. Urk. Tit. X. $ 3. Großberz. Heffifhe 
Verf. url. $. 108. Coburg. Verf. Urk. $. 120. Die Kurheff. 
Verf. urk. $. 21. läßt Uinterthbanen überhaupt auf Beobachtung, 
im $.60 aber alle Staatsdiener „des geiftlihen und weltlichen, 
ſowohl des Militair- ald des Eivilftandes«“ (f. 156.) auf Beob⸗ 
ahtung und Aufrehthaltung ber Berfaffung verpflidjten. Al⸗ 
tenburg. Verf. urk. 5.73. Königl. Sähfifche Verf. Url. 8.139. 


Auch von den feit 1848 erfchienenen Berfaffungen ordnen mehrere 


eine Beeidigung jedes Staatsbürger und alle die ber Staaatsbe⸗ 
amten auf die Verfaſſung an. 
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tung die Verfaffung zu beobachten, fich nicht zu ihrer Verletzung 
oder Wegräumung gebrauchen zu laffen u. f. w. iſt auch ohne den 
Eid - rechtlich begründet 3), und von einer Erweiterung. der materiel- 
len Berantwortlichkeit, oder einer nun nad eignem Ermeffen 
zu begränzenden Pfliht des Gehorfams Tann keine Rebe fein. 
Anderer Seitd läßt fih ſtaatsrechtlich nichts gegen die Auf: 
nahme biefer moralifchen Garantie in die Verfaffung einwenden 
und felbft gegen die Beeidigung bes Militairs auf die Ber: 
faffung fein Rechtsgrund geltend mahen. Dem politifchen 
Grunde, daß der militärifche Gehorfam nicht durch eine folche Be⸗ 
eidigung in Frage geftellt werben dürfe, kann ein gewifler Schein 


3) Mofer, von der Reichsftände Landen S. 1156 f. lehrt: „Iſt nun 
der Landesherr felbft an die Landeöverträge und Freiheiten verbuns 
den; fo folget von ſich felbften daraus, daß alfo auch deſſen Colle⸗ 
gia und Bediente von allerley und allen Gattungen ſchuldig ſeyen, 
dieſelbige zu beobachten. Um aber deſſen deſto mehrers vergewiſſert 
zu ſeyn, pflegen die Landſtände mehrmalen darauf zu dringen, daß 
denen Landesherrlichen Räthen, Ganzley= Land- Hofs und Forſtbe⸗ 
dienten, ja auch Officiers und Soldaten ausdrücklich in ihren 
Amts-Eyd und Inſtruction geſetzet werde, ſie ſollen nicht ge⸗ 
gen die Landesfreyheiten und Verträge rathen, ſelber 
handlen, oder ſich gebrauchen laſſenz worinnen denen Land⸗ 
ſtänden auch da und dorten willfahret worden iſt, anderwärts aber 
nicht, oder doch nicht ſo weit, als ſie es begehret haben: Wiewohl 
ich' nicht ſehen kan, was einem Landes-Herrn, der fein 
Wort zu halten geſonnen iſt, dadurch entgehetz und was 
der Herr ſelber nicht thun darff, das dörffen doch ein⸗ 
mal, auch ſeine Räthe, Bediente und Soldatén nicht, fie 
mögen nun darauf geſchworen haben oder nicht. — Wie 
aber, wann ein Lanbes= Herr einem Collegio, Rath, Beamten, Of: 
ficier u. f. w. etwas befiehlt, davon man weißt, daß es gegen die 
Landes Verfaffung ſeye? Wer Gott mehr fürchtet, als Menfchen, 
“oder audy nur fonften ein recht ehrlicher Mann ift, der lehnt es mit 
Befcheidenheit ab, und thut es nicht, fondern leidet lieber darüber, 
was er nicht ändern kan: Weil aber wenige fo denken; fo gebt es 
halt, wie es geht, fo wirb ed aber auch an dem großen Welt- Ge: 
richte dem, ber es befohlen, und dem, ber es befolget hat, ‚gehen, 
wie ed gehen wird. Vergl. hiermit die verkehrten Behauptungen 
von Maurenbteher, bie deutſch. regier. Fürſten ©. 260 f. 
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nicht abgefprochen werden 9). Allein: ſchlimm ift ed auch, wenn 
bei fonft allgemeiner Anwendung bed Verfaſſungseides dureh die 
Befreiung des Militaird die falfche Idee Nahrung erhält, daß die 


Militairmacht außerhalb oder über ber Berfaflung ſtehe 5), 


was befonderd dann zu fürchten ift, wenn eine Verfaſſung (wie 
die Preußifche v. 1850. Art. 108) neben der eiblichen Ver⸗ 
pflichtung der Kammermitglieder und Staatöbeamten, die Berei: 
digung bed Heeres auf die Verfaffung geradezu für unflatt: 
haft erklärt, eine Faffung, die fich freilich aus einem entgegen: 
gefegten früher ertheilten Eöniglichen Verfprechen erklärt. Am 
beften wäre ed, man verzichtete ganz auf den befondern Ver: 


4) Bor 1848 war bie Kurheffifche v. 1831. $. 156. die einzige Ver⸗ 
faffung, melde ausbrüdlic auch von ben „Staatsdienern des Milis 
tair⸗Standes⸗ den Verfaſſungseid verlangte; bei,andern ließ fich 
darüber ftreiten, ob die Officiere unter dem Ausdrud „alle Staates 
diener“ mit begriffen feien. Wo alle » Staatsbürger“ ben Eid auf 
bie Verfaſſung leiften mußten, hatte natürlid, auch der Soldat und 
Officier die Verfaſſung mit. befchworen. In den geheimen Wiener 
Minifterial = Beſchlüſſen von, 1834 findet fi freilich Art. 24. auch 
die Verabredung: „Die Regierungen werden einer Beeidigung u 
des Militairs auf die Verfaffung nirgends und zu keiner Zeit Statt 
geben.» Im I. 1848 f. war diefe Verabredung aber völlig gergeffen. 
Abgefehen. von der Reichsverfaffung wurde audy bie bewaffnete Macht 
in mehrern Staaten auf bie Landes: Verfaffung beeibigt, 3. B. felbft 
in Oeſterreich, vder die Beeidigung in ber Verfaffung fanctionirt. 
Defterr. Verf. v. 4. März 1849. Art. 118. „Der Eid bes Heers 
- auf die Reichsverfaſſung wird in ben. Fahneneid aufgenommen. um 
- Didenb, Art. 229. Walded $. 140. Medienb. $. 289. Reuß 
j. æ. 8. 12l. 
Das Gegentheil kann freilich an ſich rechtlich keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, wie ſchon Mofer (Rote 3.) richtig bemerkt. Auch der mili⸗ 
tärifche Gehorfam hat Übrigens feine Gränzen und nicht jeder von 
bem Vorgefesten ertheilte Befehl‘ macht den Untergebenen ftraflos. 
"Dieb erkennt z. B. auch das hannov. Militärs Strafgefeh v. 1. 
Zan. 1841 ausdrücklich ann Der $. 16. nimmt von der Regel aus: 
‚bie Verbrechen des Hochverrathe, der Verrätherei, des Aufrufes u. 
f. w. Zum Hochverrath gehört aber auch noch Art. 119 des Crim. 
Gefegd. die gewaltfame Aenderung der Staatöverfaflung: 


5 


— 
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faffungdeid der Staatödiener, wie in Hannover feit- 1840; der 
Beſtand der Verfafſung verliert dadurch ebenfo wenig, ald er 
durch den Verfaſſungseid gewinnt. 


$. 58. (. 13 


2. Die Verantwortlichheit der Minifter und das ſtändiſche Kecht, 
ſie wegen Verletzung der Verſaſſung anzuklagen. 


Hoffmann, die ſtaatsbürgerl. Garantieen. Th. I. Stuttg. 1828. ©. 180 f. 
S. 359f. — (Buddeus,) die Minifterverantwortlichleit in con⸗ 
fitutionellen Monarchieen. Monographie eines alten Gefchäfteman- 
nes. Leipzig 1833. — ©. 5. Scheurlen, der Staatsgerichtshof 
im Königreich Würtemberg, mit Hinwelfung auf die analogen Ein» 
richtungen in andern teutfchen Bunbesftaaten. Zübing. 1835. — 
R. Mohl, die Werantwortlichleit der Minifter in Einherrichaften 
mit Volksvertretung, rechtlich, politifch.u. gefchichtlich entwidelt. 
Zübing. 1837. — Dahlmann's Politil. 8b. 1. 8.97 ff. — 
v. Aretin, conftitutioneuU Staatsreht. Bo. IH. ©. 201-221. — 
v. Witzleben, die Gränzen ber Wolksrepräf. ©. 98 f. — Ueber 
die franzöfifchen Schriften von B. Constant, de la responsabi- 
lit6 des ministres. Par. 1814. (Deutfch v. Ekendahl. Neuft. 1831.) 
und Marchais de Migneaux, de la resp. des min. 'Par. 1818. 
fo wie die von Pages, Rey, Loyson, Stadl, Cottu f. Mohl 

a. a. O. S. 88 f. — Klüber, Öffentl. Recht. $. 342. 


a. Einleitung. 


Eine Verantwortlichkeit der Iandesherrlihen Diener wegen 
Verlegung ber Landesverfaſſung kann auch, nach älterm deutſchen 
. Staatörechte nicht dem mindeflen Zweifel unterliegen, obwohl es 
meiftens noch an befondern, in der Landeöverfaflung ſelbſt liegen⸗ 
den, die Ausführbarkeit des Prinzips ſichernden Einrichtungen 
für den Fall fehlte, daß fſich der Diener auf fürſtlichen Befehl 
berufen wollte ). Auch waren dergleichen Einrichtungen nicht fo 


1) ©. jedoch die Privileg. der Baier. Landſchaft von 1516. Lünig, 
von ‚der landſäſſ. Ritterfhaft Tom. I. p. 691. Hiernach follen alle 
Landesfürſtl. Beamte die Landesfreiheiten beſchwören, und vorher 
Niemand ihnen zu gehorchen fchuldig fein. Welcher von ben Beam: 
ten fie verletzt, fol auf. Klage der Stände entfest und lebensläng⸗ 


o. 
“ 
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nothwendig, weil -a. die.Rechte der. Stände in der Altern. Zeit 
in dem, häufig ausdrücklich anerkannten, eventuellen Rechte bed 
activen Widerflandes eine Stüuge fanden 2); — und weil b. in 
der fpätern Zeit die Landeöverfaffungen und die Rechte der Ein- 
zelnen in den Reihögerichten, den Rechten nad), die vollſtän— 
digfte Garantie fanden. Dagegen war der Sag, auf welchen die 
neuere Theorie, die Minifterverantwortlichkeit gründet, „ber Kö: 
nig (Zürft) Tann Fein Unrecht thun«, felbft in. dem befchränften 
Sinne perfönliher Unverantwortlichfeit,. dem deutſchen 
Staatörecht unbefannt 3). Beifpiele, daß fürftliche Diener, ob: 





lich unfähig- zur Verwaltung eines Amtes fein.. Zugleich verorbnen 

fie die Gonftituirung eines befondern Gerichts Über den Beklagten. 

Neceß f. d. Herzogtb. Preußen v. 1566. „Da dergleidyen aus ber 

Eanzley ausgehen follte, fo dem Lande zum Schaden und Nachtheil 

gereichte,, fo follen der Sanzler fammt dem Seoretario dafür zu ant⸗ 

worten fchulbig feyn.» Urkundliches zur Gefch, Preußens. ©. 85. — 

Sa felbft eine Verſicherung der Kürften nur nach Rath und Ans 

weifung ber Stände Männer, bie ihnen und. dem Lande von 

Nutzen feien, in ihren Rath nehmen zu wollen, — kömmt 

. . . fhon in älterer Beit vor. Berfih. der Herzöge Bernhard und 

:. Heinrich v. Lüneburg v. 1388. Eleinſchmid, Samml. ber 
Landt. Abſch. J. S. 47 f.) 

2) S. z. B. den Lüneburg. Satebrief v. 1393. No. 8. Jacobi, Saml. 
der L. T. Abſch. Bd. J. S. 33. — Verſicherung der Landſchaft ge⸗ 
geben durch Herz. Friedrich zu Lüneburg, 1471. No. 7. Jacobi 
a. a. D. ©. 73. „Wehre aver da Gott vor fy, dat der Vorgevd- 
reden unfe Praelaten, Männe, undt Stäte fämbtliden effte jemandt 
von. ehnen befünbere, von uns uhfen Erven. efte Nathömelingen bo⸗ 
ven Recht und Redelike thoſage beſchweret worben;. So heben und 
erlöven wy Gen mit Vhrkundt deßes Brefes. dat fe fi fambt 
effte befündern fhollen und mögen upholben.und jegen 
uns unfe Erven und natömelinge Ermehren, fo lange bat 
man de edder den tho Rechte fladete, und tho Andtworth lathe ka⸗ 

men ahne jenige wite effte inſage.“ 

3) Vergl. oben. $. 32. Selbſt der deutſche König oder Kaiſer war nach 
dem Rechte bes Mittelalter nicht unverantwortlich im modern⸗ 
conftitutionellen. Sinne. Sahfenfpiegel 8. IIL-Kap. 54. 8. 4: 
„Die Koning fall hebben vrenkeſch recht, fvenne he geforen ig, 
von ſvelker bord he of ſiz wanne alfe die vranfe finen if nicht 
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weht fie dem Willen ihres verleiteten Herrn gemäß gehandelt 
haften, Boch zur Verantwortung -und Strafe gezogen worden 


find, 


liefern- mehrere dentfche Landesgefchichten 2). 


Auf dem Wiener Congreß wurde von ben beutfchen Fürften 


in verfihiedenen Entwürfen der Bundesacte und daneben abgegebe: 
nen Erklärungen, die Werantwortlichleit auch der oberften Staats⸗ 
diener durch Befchwerdeführung geltend zu machen, als ein 





4) 


verwerten ne mad), bene werde in ber hanthaften dat gevangen, 


oder yme ne fin vrenkeſch recht verbelet, alfo de mach deme koninge 
neman an fin lif fprelen, yme ne fi dat rike vore mit ordelen vers 
beit. — Schwa benfp. «. 25. „Dem künig mag nieman an den 
tip fpreden, im werbe daz Riche e vertailt mit der fürften urs 
teil.“ Kap. 26. „Ueber der fürften Tip und Über ir gefinde 
fol nieman rihter fin wan der künig.“ Kap. 21. „— — dem 
pfalenggrafen von dem Rin, ber is ze reht rihter Über den 
fünig — —u ur. bulla c. 5. „Et quamvis Imperator s. rex 
Rom. super causis, pro quibus impetitus fuerit, habeat, sicut ex 
consuetudine introductum dicitur, coram comite Pal. Reni, — 
respondere: illud tamen judicium comes Pal. ipse non alibi prae- 
ierquam in imperiali curia, ubi Imperator vel Rex Rom. extite- 
rit, poterit exercere.“ . 

Stein — an Münfter 20. Octbr. 1814. „Auch fehlt es nicht an 
Beifpielen, daß die Stände die Beflrafung unwürdiger Minifter fors 
derten u. erhielten, in Sachen des Canzlers Erell, im Würtems 


_ bergifchen des Herrn v. Grävenis, Juden u. Geheimeratb Süß 


und fpäter des Grafen Montmartin.« Stein's eben v. Perg 
Bd, IV. ©. 135. In Würtemberg war ber Landfchaft ausdrück⸗ 
lich das Recht zugeftanden, dem Landesherrn biejenigen feiner Be⸗ 
amten, welche vorfäglich gegen die Lanbesverfaffung gehandelt hät- 


- ten, zu benennen, worauf ein Griminalverfahren gegen biefelben 


eingeleitet werben ſollte. Mohl, Staatsredyt des Köänigr. Würtem⸗ 
berg. Bd. I. ©. 11. 12. Im Lande felbft. konnte aber natärlich .ein 
Strafgeriht nur mit Willen des Landesherrn ergehen, während die 
Anrufung der Reichegerichte nicht an dieſe Vorausſezung gebunden 
war. (Bu bedauern ift, daß Mohl, in ber, im Uebrigen höchſt lo⸗ 
benswerthen, Arbeit über die Berantwortlichleit der Minifter, ben 
Bufammenbang bes neuern Inftituts mit bem ältern Rechte gar nicht 
ins Auge gefaßt hat.) Weber die Ausbildung des Inflituts in Eng⸗ 
land f. Mohl, die Minifter-Berantwort. &, 597 ff. 


Baharia’s Staatsrecht. Ir Bb. ꝛte Aufl. 18 
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Recht der Stände anerfannt5). Als Recht mußte aber nothwen⸗ 
dig feine Geltendmachung unabhänig von dem Belieben und ber - 
Willkühr der Regierung fein, und es war daher nur confequente 
Ausführung des biftorifh=begründeten®) und ausdrücklich 
anerkannten Prinzips, fowie ein nicht mehr als billiger Erfag für 
den Berluft des reichögerichlichen Schuges, wenn die neuern Ber: 
faffungen die Berantwortlichkeit, insbefondere der unmittel- 
baren Organe bed Regenten durch beftimmte Ausfprüche fanckios 
nirt und durch, dem Zwed entfprechende, Einrichtungen zu fichern 
gefucht haben”). In einigen Staaten ift zwar das Prinzip 


5) 


6) 


?) 


Wir finden es bezeichnet ale Recht ber Beſchwerdeführung insbe: 
fondere in Fällen der Malverfation der Staatöbiener und bei fid 
ergebenden Mißbräuchen jeder Art; To in ber Note der XXIX. v. 16. 
Novbr. 1814 (Klüber’s Acten L A. ©. 74)5 ebenfo in dem Preu⸗ 
ßiſchen Entwurfe, wo es aber aud) in dem ftändifchen Rechte der 
„Vertretung der Verfaſſung und der aus ihr herfließenden Rechte 


. Einzelner« als enthalten zu betrachten ifl. ©. unten von ben Lands 


ftänden: Verhandl. des Wiener Congreffes. 

„Ausübung des Rechts, bie Minifter zur Verantwortung zu ziehen«, 
zählt auch der Freih. v. Stein zu den Rechten, „weldye urfprüngs 
lich die deutfchen Landſtände überall hatten. — »„Gollen die Stän⸗ 
de⸗, fragt er in dem Schreiben an Münfter v. 20. Octbr. 1814, 
„etwa nur base Recht haben, Gravamina einzureichen und 
zu doliren? Dan ift das ganze Inſtitut ein geiftlofes Machwerk, 
an dem fein Verftändiger Theil nehmen mag, und flatt auf ben 
Geiſt der Nation zu wirken, ihn nur noch mehr herabwürbigt.« — 
Stein’s Leben v. Pers Bd. IV. ©. 135. 

Die Beſtimmungen über die Verantwortlichleit der Minifter, und 
über die Trage, wer im Falle einer, wegen Verfoffungsverlegung zu 
erhebenden, Anklage Kläger, Bellagter und Richter fei, wegen 
welcher Bergehen bie Anklage erhoben werben könne, welches Vers 
fahren Statt finde u.f.w., find theils-fchon in ben neuern Verfafſ. 
Urkunden ausführlich gegeben, theils in befondern Geſetzen, bem allges 
meinen Grundfage der Verf. Urk. gemäß, erlaffen. Vergl. Raffau. 
Conſt. Edict v. Septbr. 1814. $. 2. No. 2. Weimar. Grundgef. 
$. I1L—116, vevid. v. 1850. $. 48—59. Gefes üb. das Berfahren 
beim Staatögerichtehof v. 22. Dctbr. 1850, Baier. Verf. ur. Zit. 
x. $. 4—6. Gefeg den Staatsgerichtshof u. das Verfahren betr. v. 
30. März 1850. Rauch, Archiv der Gefesgeb. I. ©. 88. Bad i⸗ 
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anerfannt, es fehlt aber an den die Ausführung -bedingenden 
Boraudfegungen 8. — In Verbindung damit fleht die verfafs 
fungsmäßige Nothwendigkeit der Contrafignatur aller Erlaffe 
des MRegenten. 


$. 59. 
b. Heutiges Rede. u 


I. Die Berantwortlichleit der Minifter, deren freie 
Wahl ald ein ſich ganz von felbft verftehendes Recht des Regenten 
erfcheint, ift theild eine politifche, theils eine rechtliche. Auf 
jene beziehen fich diejenigen Vorfchriften der neuern Verfaffungen, 
welche den Miniftern zur Pflicht machen, perfünlic oder durch 
Stellvertreter auf Verlangen der Stände in ber Ständeverfamm: 
lung zu erfcheinen ), um die erforderlichen Auffchlüffe und 
Erflärungen zu geben 2). Die rechtliche Werantwortlichkeit 


The Verf. url. $. 7 u. 67. mit bem bie Ausführung enthaltenden 
Sefege v. 5. Octbr. 1820. Würtemp. Verf. url. $. 195— 208. 
Vergl. Mohl, Staater. Bd. I. ©. 762 f. Großperz. Heififche 
Verf. Urt. 5. 109. Gefeg über die Verantwortlichkeit der Minifter 
und der oberften Staatsbehörben v. 15. Zuli 1821 u. 8. Ian. 1824. 
Weiß, beffiihes Staater. $. 157. Coburg. Verf. Urf. $. 78. u. 
Gef. v. 23. Decbr. 1846. Meining. Grundgef. $. 88. $. 102— 104. 
Kurheff. Verf. Urk. $. 100. Altenburg. Verf. Url. $. 37. Kö⸗ 
nigl. Sächfifche Verf. Url. $. 140-151. u. Geſetz üb. das Ver: 
fahren beim Staatögerichtöhofe v. 3. Kebr. 1838: Braunſchw. 
Landſchaftsordn. v. 1832. $. 108-112. Hannov. Grundgef. dv. 
1833. $. 152. Das Lanbesverf. Gef. v. 1840. $. 168 erklärte die 
Minifter allein dem Könige für verantwortlih. Das Gefes p. 5. 
Septbr. 1848. $. 102 bat aber das flaatsgrundgefegliche Prinzip und 
das Recht der Stände in vollem Maaße wieder hergeftellt. — Aehn- 
liche Beftimmungen enthält die Krankfurt. Gonft, Ergänz. Acte 
Art. 17. 
8) 3. B. in Preußen. Verf. Url. v. 1850. Art. 61. 


I) Hannov. Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848. 8. 62. Preuß. Verf. 
url; Art. 60. . 

2) Bon einer Pflicht kann natürlidy nur in Angelegenheiten die Rebe 
fein, auf weldye fi das Recht der fländifchen Goncurrenz oder Vers 
Ä 18* 
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ift theild eine c ivilrechtliche, inſofern fie nach gemeinrechlichen 
Grundſätzen wie alle Beamte wegen widerrechtlicher Handlungen 
oder Unterlaſſungen mit privatrechtlichen Klagen vor Gericht in 
Anſpruch genommen werden könnens), — theils eine ſtraf— 
rechtliche und zwar wieder entweder die gemeinrechtliche, 
welche fie- mit allen Unterthanen und beſonders den öffentlichen 
Beamten theilen, infofern fie fi eines gemeinen oder befondern 
Amtöverbrechen fchuldig machen, — .oder diejenige, welche durch 
Berfaffung an die einfahe Verfaſſungs- oder Gefeges- 
Berlegung geknüpft ift. — Auf leßtere beziehen ſich wefentlich 
die Beflimmungen ber neuern Berfaffungsd = Urkunden; nur in 
diefer Hinficht war, in Ermangelung eines allgemeinen Strafge⸗ 
feges, eine Lüde ded gemeinen Rechts auszufüllen). Doch find 
öfters gewiffe andere, ſchon den allgemeinen Strafgefegen unter: 
liegende, Handlungen, was das ſtändiſche Recht der Anklage 
u. f. w. betrifft, mit der Verfaſſungs-Verletzung zufammenge: 
ſtellt 5). 


tretung bezieht. Aufef. g. Snterpellationen Einzelner zu ant- 
worten, kann nicht als Pflicht betrachtet werben. Auch Tann nach 
allgemein anerfanntem conftitutionellen Gebrauch die Antwort ver: 
weigert werben befonders bei noch fchwebenden Verhandlungen mit 
Auswärtigen. — Ganz verkehrt ift es, diefe Beſtimmungen aus ei- 
ner Mitherrfchaft der Stände zu erklären und fie dadurch als 
Verletzungen des monarchiſchen Prinzips zu bezeichnen. — 

3) Diefe Art der Verantwortlichkeit ließ auch das Hannov. Landesverf. 
Geſ. $. 168, unabhängig vom Willen des Königs, durch Berwei- 
fung auf den, freilich den Rechtsweg arg fperrenden, $. 40 fteben. 

4) Meder die Quellen des gemeinen beutfchen Griminalredyts noch die 
neuern Strafgeſetzbücher kennen ein „Verbrechen der Berfaffungs = 
Berlegung «oder gar ber „Geſetzesverlezung⸗ überhaupt, was auch 
ohne Verlegung von ftrafrechtlichen Cardinalfägen allgemein gar nicht 
aufgeftellt werden Kann. 

5) 3. B. die Preuß. Verf. Url. nennt $. 61 neben dem »Verbrechen 
der Verfaſſ. Verlegung“ noch die Verbrechen ber „Beſtechung und 
des Verraths.⸗ Hinſichtlich ber Staatsbiener überhaupt kömmt aud) 
in andern Verf. Urk., 3. 8. der Rurheffifdyen von 1831 ($. 61. 
$. 101.), eine Erwähnung anderer Verbrechen vor (wie Vollziehung 
einer nidyt in verfaflungsmäßiger Form ergangenen höhern Verfü⸗ 
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.U. Die meiften Verfaſſungen unterfcheiden zwiſchen der 
außergerihtlihen Beſchwerde beim Pandesfürften und der 
gerihtlihen Anklage der Minifter wegen Verfaſſungs⸗ 
Verlegung, zum Theil auch fo, daß Letzter e durch fruchtlofes Ans 
bringen der Erftern — beren Zuläſſigkeit fich übrigens überall 
von ſelbſt verfteht — als bedingt erfcheint 6). Weber die Beſchwerde, 
bie bei jedem Mißbrauch, bei jeder Gefeged Verlegung flatt fins 
det, entfcheibet der Landesherr, fie fehließt aber, wenn fie erfolg: 
los ift, Die auch begründete fländifche Anklage nicht aus. Eine 
rechtliche Folge kann die bloße Befchwerbe, ebenfo wie ein f. g. 
Mißtrauens-Votum, nicht habenz eine darüber hinausgehende 
Berfaffungs: Beflimmung fest das einfeitige fländifche Urtheil 
an die Stelle ded Rechts und legt dent Willen des Staatsober⸗ 
haupts einen rechtlich unzuläffigen Zwang auf”). — 





gung, Veruntreuung dff. Gelder, Beftechung, Erpreffung, Mißbrauch 
der Amtsgewalt u. gröbliche Hintanſetzung ber Berufspflichten), we⸗ 
gen welcher fie von den Ständen oder deren Ausſchuſſe bei ber zu⸗ 
ftändigen Gerichtsbehörde angeklagt werben können. Die oc⸗ 
troiirte Verfaſſung v. 1852 hat im $. 79 dieß Recht befeitigt und 
audy das beiden Kammern eingeräumte Recht ber Anklage der Minis 
fterial = Borftände ($. 78) durch bie Beftimmung bed $. 120 völlig 
neutralifiet. — Das Didenburg. Staatögr. Gef. Art. 230 nennt 
neben der Verf. Verlegung auch wfonftige Verlegung ihrer Amts⸗ 
pfliht=3 und aud) in Betreff anderer Beamten noch „ fonftige Amts⸗ 
verbrechen.« In den meiften Berfaffungen iſt nur ausgefprocdhen, 
dag bie Strafbarkeit fonftiger concurrirender gemeiner Verbrechen 
durch die ftändifche Anklage wegen Verfaſſungs-Verletzung und deren 
Folgen nicht auögefchloffen werdez 3.8. Hann. Gef. v. 5. Septbr. 
-1848. $. 102: ⸗Hinſichtlich der gemeinrechtlichen Folgen behält es 
bei der ordentlichen Rechts- u. Gerichtöverfaffung fein Bewenden.“ 
Gothaifch. Srundgef. v. 1849. $. 98. Coburg-Goth. Grund: 
gef. v. 1852. $. 175. 
3. B. Coburg-Goth. Grundgef.-v. 1852. 8. 169. — Genauer 
nach dem Objecte unterfcheidet bie Befchwerde von ber Anklage: 
das Weimar. Grundgef. v. 1816. $. 1135 v. 1850. 5.49. Neuß 
j. & 8.125. Hannov. Verf. Gef. v. 1848. $. 102. 
Deshalb läßt fid die Beflimmung bes hannov. Verf. Gef. v. 1848. 
$. 102, wonad) die bloße beim König angebrachte Beſchwerde wegen 


6 


Sr 


7 


ur 
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MW. Die gerihtlihe Anklage findet nur bei wirklicher 
Verfaſſungs-Verletzung ober andern in der Verfaflung aus⸗ 
drücklich gleichgeftellten Verbrechen flatt. Als Verfaſſungs⸗ 
Berlegung ift aber jede mit .einer Beflimmung ded VBerfaf: 
ſungsrechts in Widerfpruch. flehende willkührliche Handlung 
oder Unterlaffung zu betradhten®). Die Unterlaffung, welche 
mehrere neuere WBerfaflungds Urkunden ausbrüdlich erwähnen ?), 
die -aber auch ohne folche Erwähnung in dem Ausdruck „Vers 
faffungs = Verlegung“ als mit enthalten zu betrachten ift 10), 
feßt die Nichtvornahme einer nach Form, Inhalt und Zeit 
beflimmten verfaffungsmäßig nothwendigen Handlung voraus 
(3. B. der Einberufung der Stände), und unterfcheibet fich 
dadurch von der bloßen Nichterfüllung verfaffungsmäßiger, nur 
den Gegenftand im Allgemeinen beflimmender Zufagen, der 
Nichtausführung publicirter Gefege und Verordnungen u. f. w., 
welche nur die ſtändiſche Beſchwerde begründen können. — 
Somohl Handlung ald Unterlaffung muß willführlich ober 


Gefeges- Verlegung „die Entlaffung der Minifter ober bes betreffen= 
den Minifters zur Zolge haben“ fol, nicht rechtfertigen. Vergl. 
oben $. 22. Note 9. Noch mehr gilt dieß von ber dem Mißtrau⸗ 
ens-Votum beigelegten Wirkung der nothwendigen Entlaffung 
der Minifter und kann es rechtlich gar keinen Unterfchieb. madyen, 
ob jene Wirkung fogleich eintreten foll, oder ob ihr Eintritt durch 
die Wiederholung jenes Votums von einer neugewählten Kam⸗ 
mer abhängig gemacht wird. Bergl. 3. B. die Deffauifche Verf. 
Urk $. 56. 

: 8) Vergl. oben $. 38. Mofer, von der NReichöftände Landen S. 1179. 
„Die würdliche Verlegung der Landes = Freyheiten und Verträge trä= 
get fid) zu, wann, aufferhalb Rechtens, mit bloffer willtührlicher 
That dagegen gehandelt wird. Es Tann aber ſolches auf zweyerlei 
Art gefchehen; nemlich fowohl durch Unterlaffung ale Bege- 
bung.” Vergl. Mauregbrecher, die beutidy. regier. Zürften ©. 
213 f. (auch hier „ein wunberliches Chaos von wahren und corrups 
ten Gebanten«). _ 

9 Weimar. Grundgef. $. 113. (vevid. v. 1850. $. 48. 49.) — Ol⸗ 
benburg. Art. 230. 
105. Vergl. Mohl, Würtemb. Staatör. Th. I. ©. 768:- 
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fhuldhaft fein; das bloße Dafein einer objectiven Verfaſſungs⸗ 
Verlegung kann hier fowenig wie bei andern Werbrechen ober 
- Vergehen genügen. Auch wirb man im Zweifel — nach gemein: 
rechtlicher Regel und nach ber Analogie der Staatöverbrechen über: 
haupt — eine abfichtliche Verlegung ald eine Bedingung ber 
Anklage zu betrachten haben 1), wo nicht die Berfaffung aus: 
drücklich auch wegen fahrläfliger Werlegung die Anklage geftat: 
tet 12). — Daß die Handlung eine flaatögefährliche, die Inter: 
eſſen des Staats verlegende, dem Staate nachtheilige, politifch 
unfluge fei, genügt niemald zur Begründung einer Anklage. 

IV. Im Zweifel unterliegen der ſtändiſchen 13) Anklage 
nur die Mitglieder ded Staats-Miniſteriums oder Depar: 
tements⸗Chefs. Kinige Verfaffungen erfennen aber auch ein 
(wenigftend fubfidiäre8) Klagrecht der Stände gegen andere 
Staatöbeamte, wegen gewifler Vergehen, an 19). Berechtigt 


1) Anders Mohl a. a. O. S. 769.773. Auf abſichtliche Verfaſſungs⸗ 
Verlegung beſchränkt 3. B. die Anklage das Hannov. Staates 
grundgeſetz v. 1833 u. das Verf. Gef. v. 1818. $. 102. — Baier. 
Berf. Url. Tit. X. J.6. — Reuß j. L. $. 925. 

12) S. z. B. unter den neuern Verfaſſungen die Oldenburgiſche 
Art. 230; die Gothaiſche v. 1849. $. 92. u. v. 1852. $ 164. 

13) Ein befonderes Anklagereht der Regierung gegen Mitglieder ber 
Ständeverfammlung oder des ftändifchen Ausfchuffes, unter Verwei⸗ 
fung ber Klage vor den Staatögerichtshof, Fennt nur die Würtem: 
berg. Verf. Urk. $. 199. Daſſelbe empfiehlt fi) nicht zur Nach⸗ 
ahmung und beruht auf feinem wahren Bebürfniß. 

19) So 3. B. die Kurheſſ. Verf Urk. v. 1831. $. 61. aber nur bei 
der „zuftändigen Gerichtsbehörde.« — Würtemb. Verf. urk $. 
199, vergl. mit $. 53._— Braunfhmweig. Grundgef. v. 1832. 
$. 108. Als allgemeine Vorausfegung, bie z. B. die alleg. Braun: 
fhweig. Verfaffung ausbrüdlicd, ausfpricht, muß betrachtet werben, 
daß der Untergeordnete in den Grenzen eigner Berantwortlichkeit 
handelte, was aber auch bei einer contrafignirten höhern Vers 
fügung, wegen ihres gemein = verbrecherifchen , oder mit einem aus⸗ 
drücklichen Verfaffungs: Gebot im Widerfpruch ftehenden Inhalts ber 
Bau fein kann. — Auch die Mitglieder des ſtändiſchen Ausfchuf- 
fes können von der Ständeverfammlung angeklagt werben nad) 
bee Braunfchw. Verf. Url. 8. 108. 
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zur- Klage find nur die Stände ald ſtaatsrechtliches Corpus. 
Mo zwei Kammern find, bedarf ed daher felbflverftändlich eines 
übereinftimmenden Beſchluſſes beider Kammern, wenn nicht bie 
Berfaffung auch einer Kammer allein dad Recht .beilegt 15)... Auch 
ein ftändifcher Ausfhuß kann bafjelbe nur in foweit haben, 
als ed ihm ausdrücklich zugefprochen ift 16). Die Zuläffigkeit einer 
fpeciellen Bevollmächtigung durch die Ständeverfammlung verfteht 
fih von felbft. 
V. Das competente Gericht iſt entweder dad ordentliche 
oberfte Landeögericht 17), oder ein befonderer Staatögerichtös 
hof 18). Letzterer kann entweder fländig fein ober ‚für den ein- 
zelnen Fall beflelt werden. Für feine Beſetzung iſt den 
Ständen ein gleiches Recht der Concurrenz mit der Regierung 
eingeräumt. Dad Verfahren ift zuweilen befonders normirt; wo 
dieß nicht der Kal ift, tritt das ordentliche Rechtöverfahren ein. 
Eine landeöherrliche Abolition findet hier nicht Statt. 
VI. Das richterlihe Urtheil bat in der Regel nur über 
die Frage zu entfcheiden, ob fich der Angeflagte einer Verfaſſungs⸗ 
Verlegung fchuldig gemacht habe oder nicht. Die Strafe der 
Verfaſſungs-Verletzung an fih ift Entfernung vom Amt unb- 
Unfähigkeit zur MWiederanftelung, mit Ausfchluß des landesherrli⸗ 
chen Begnadigungsrechts. Ordentliche Rechtsmittel finden ge⸗ 
gen das geſprochene Erkenntniß nicht Statt 19). | 


15) Dieß thut z. B. bie Würtemberg. Verf. urt. 6. 179, und bie 
Preuß. Verf. Urk. Art. 61. 

16) Vergl. 3. B. Kurbeff. Verf. urk. $. 61. $. 100. 101, wobei aber 
der in ben beiden letzten Paragraphen hervortretende Gegenſatz in 
ber Bezeichnung des Elagberechtigten Subjects minbeftens zweifelhaft 
macht, ob der Ausſchuß aud zu einer Minifter- Anklage berech⸗ 
tigt fein folte. — Coburg-Goth. Grundgef. v. 1852. $. 165. 

17) &o 3. B. in Hannover, Heffen, in mehrern fähfifchen Her: 
zogthümern, in Neuß j. 8. (hier auch mit dem Recht der Actenver: 
fendung). 

18) So z. B. in Würtemberg, Könige. Sachſen, Großherzogth. 
Weimar. 

19) In dieſen Hauptfägen ftimmen die meiften beutfchen Berfaflungs : 
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.. VO. Buweilen fommen für bie Erhebung der Anklage befons 
bere Verjährungsfriſten nor 20), auch findet fich die. Worfchrift, 
baß die Stände dem Landeöheren eine beflimmte Zeit vor Anftels 
lung ber Anklage, von berfelben Anzeige machen müffen21). . 


$. 60. (G. 44.) 
3. Auswärtige Garantieen. — Garantie des dentſchen Bundes. 


J. H. Bocris, de eo, quod circa protectionem alterius domini territoria- 
lis inter status imperii justum est. Bamb. 1751. — J. 3. Mo: 

fee, Abhandlung verfchiebener befondberer Rechtsmaterien. St. II. 

Ro. 4. St. IE No. 5. St. IV. No. 1. — Deffelben auswärs 

tiges Staatsredyt 8.299. — Scheihemantel, bie Garantie nach 
Vernunft und deutſchen Reichögefegen. Jena 1782. — Leiſt, beuts 

ſches Staatsr. 8. 23. $. 53. No. IV. — Klüber, öffentl. Recht. 

$. 75. 184. 225. 283.297. Deffelb. Quellen-Sammlung, S. 330 f. 


„2 Daß zur Zeit des deutfchen Reichs der Landesherr, im 
Verein mit den Landſtänden, die Sandesverfaffung unter die 
Garantie eined andern Staats ftellen konnte, unterliegt einem 
Zweifel und Beifpiele kommen auch vor!) Stand doc die 
Verfaſſung des ganzen Reichs feit dem weftphälifchen Frieden, 
und damit auch das darin über einzelne Kandesverfaffungen, Pri⸗ 
vilegien von Städten u. f. w. Beflimmte, (leider!) unter Frank: 


Gefege überein. Im Detail finden ſich mancherlei Modificationen, 
die hier nicht weiter verfolgt werden können. 


20) z. B. 6 Jahre nach eingetretener Verletzung in Braunſchweig, 
4 Jahre in Oldenburg. 

21) z. B. in Hannover vier Wochen vor Anſtellung der Klage, Verf. 
Geſ. v. 5. Septbr. 1848. $. 103. 


I) So war 3. B. die Heffifche Religions = AfferurationssAtte v. 1754 
unter die Garantie von Sroßbritannien, Preußen, Schweden u. Dä⸗ 
nemarf, die Generalftaaten und das Corpus evangelicorum geftelltz 

ferner die Württemberg. Verfaffung feit 1764 f. unter die Garans 
tie von Hannover, Dänemark u. Preußen. Vergl. Neue europäifche 
Staatscanzley. Eh. XIV. &. 155. . Paulus, Haupturf. der Würt. 
Landeögrundverf. Hft. IL. ©. 15 f. Atten bes Wien. Congr. Bd. 
VI. ©. 613 ff. - | | 
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reichs und Schwedens Sarantie?). " Dagegen unterfagten die 
Reichdgefege den Landſtänden ausdrüdlic das einfeitige Ga⸗ 
rantie-Suchen?), und auch der Kaifer durfte nach der Wahl: 
capitulation Artı XXX. $. 1=3 auswärtigen »Gewalten 
und Potentaten» Feine »Protertiond= und Schirmbriefe über mit: 
telbare Städte und Landſchaften⸗-z ertheilen. Es unterliegt feinem 
Zweifel, daß ſolch einfeitiges Nachfuchen auswärtiger Garantie 
auch heutige Tages unerlaubt fei und felbft unter den Begriff 
des Staatöverraths fallen könne, wenn Mittel und Zweck die 
Handlung dazu qualificiren®). ° 
II. Ueber den allgemeinen Vorbehalt der beftehenden Ber: 
faflung der Entfhadigungslande im Reid: Dep. Hptſchl. v. 
1803 f. oben $. 35 (Note 16). — Auch in der Wiener Gon: 
greß-Acte fommen Erklärungen vor, welche die beftehende Ber: 


2) Abgefehen von den Beſtimmungen, mweldje die Religions-Uebung, bie 

Schranten bes Ianbesherrlichen jus reformandi und einzelne Firdylidye 
Zuftände betreffen, finden fi), vermöge der im weftphälifchen Frie⸗ 
den fanstionirten KReftitutionen,, Abtretungen, Entfhäbigungen .u. 
ſ. w., häufig auch Beftätigungen gewiffer Rechte, Freiheiten, Pris 
vilegien der, den Herrn wechfelnden, Länder und Stäbte, auch ſelbſt 
einzelner Hausverträge ausgeſprochen. Vergl. 3. B. Instr. Pac. Os- 
nabr. Art. IV. $. 10. Art, V, 8.10. 8. 33. Art. X. 8.6. 8.8. $. 16. 
Art. XL 8.8. 8. 12. Art. XV. 8. 13. 14. 15. 

3) Kaiferl. Refolution v. 12. Febr. 1670: "Daferne aber die Landfaffen 
und Unterthanen ſich unterfangen würden, wider ihre Landesfürften, 
Herrfchaften und Obern — gan andere Potentaten und Republifen, 
vermittelft gewiffer Eonföberationen, Mediationen, Ga: 

- rantieen ober in andere Wege ſich zu hängen, oder derfelben 
Schutz zu begehren, anzunehmen und zu gebrauden: fo follen die 
Landesfürften, Herrfchaften und Obern berechtigt ſeyn, ſich felbft 
oder auf Bedürfen mit Affiftenz ihrer benachbarten Stände, wiber 
folche ihre ungehorfame und widerfegliche Unterthanen, bey ihrer 
wiffentlichen Befugniß zu manuteniren.„a Schmauss, Corp. jur. 
publ. p. 1079. Vergl. aud) Reichsabſch. v. 1529. $. 10. v. 1541. 
$. 26. v. 1544. $. 83. v. 1548. $. 1. v. 1565. $. 23. 

4) Ueber die der Nachfuchung auswärtiger Garantie entgegenftehenden 
politifchen Bedenken |. Mohl, Rerantwortlichleit der Minifter 
S. 19 f. 


- 
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faffung einzelner Provinzen gegen willtührliche Abänderung ficher 
ftelfen 5). 

- MM. Der Art. 60 der Wiener Schlußacte erflärt die Weber: 
nahme einer (befonderen) Saranfie einzelner Landes- ober 
ftändifcher Verfaffungen durch den deutfchen Bund ausdrüdlich 
für zuläffig und erweitert folchen Falles bie Competenz der Bun: 
deöverfammlung für Verfaffungs-Streitigkeiten. Hierdurch wurde 
ber Borfchlag in der provifor. Gompetenz:Beftimmung 
der B. ®. v. 12. Juni 1817 Lit. B. No. 2. definitiv beftätigt, 
wofelbft fhon erklärt war: AS wie bie einzelnen Gebiete 
unter der allgemeinen Oarantie des Bundes ftehen, fo ift die 
B. V. auch berufen, die Garantie der Verfaffungen ein: 
zeiner deutfchen Staaten, unter den bei Veranlaffung ded Groß: 
berz. Weimarifhen Anfuchend in der 18. Sikung, in Ueberein: 
flimmung mit dem Kaiferlich Defterreichifchen Voto allgemein an: 
genommenen Mobificationen, mithin dann zu übernehmen, wenn 
der einzelne Staat unter den gehörigen Erforderniffen, d. h. uns 
ter einflimmiger Entfchließung des Fürſten und der 
Stände, darauf anträgt, daß der Bund die Garantie feiner 
Verfaffung übernehme» 6). 

Nachgeſucht und vom Bunde übernommen ift die befondere 
Garantie: 1. des Großherz. Weimar. Grundgefehes 7); 2. des 
Großh. Medlenburg. Staatögefeged über Entfcheidung ber 
Berfaffungs: Streitigkeiten zwifchen Landshegn und Ständen v. 
28. Novbr. 18178); 3. ber Hildburghaufifhen Verf. Urk. 


5) 3.8. bei der Abtretung bes Fürſtenthums Oftfrieslandb von Preu⸗ 
fen an Sannover heißt es Art. 27. „Les états de la principaute 
‚conserveront leurs droits et privileges.“ 

6) Die hier in Bezug genommenen Anträge der Weimar. Regierung 

f in den Prot. der 8. V. v. 1816. $. 35. Beil. 25. ©. 160, v. 

Meyer’s Staatsacten I. ©. 50 f. 

7) Prot. der B. B. 1816. a. a. DO, und $. 42. ©. 172 Belchluß vom 
13. März 1817. Prot. der B. 3. 1817. $. 93. 


8) Beichluß der B. V. v. 25. Mai 1818. Protoc. der B. 3. 1818. 
$ 127. 


—f 
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v. 19. März. 18189); 4. der Coburg. Verf. Urk. v. 8. Aug. 
-1821 10), - 


Nachgefucht, aber vom Bunde noch nicht übernommen, ift 


die Garantie für die Verfaffung v. Großherzogthum Baden 11); 
— von Kurheffen 1); — von Shwarzb. Sonderöhaufen 
für ‚die, nicht in Wirkſamkeit getretene Verf. Urk. v. 18. Dechr. 
‘1830 13); — von Hohehzollern: Sigmaringen . 


Zweins oAapitel. 


Vom Staatsoberhaupte in den monarchi—⸗ 


ſchen Staaten Deutſchlands. 


§. 61. (6.45.) 


I. Nechtliche Natur und Umfang der Souveraine: 


tät der deutſchen Fürſten. 


Aeltere Schriften über Landeshoheit ſ. bei Pütter, Litteratur des deutſch. 


Staatsr. III. $. 983. — Pfeffinger, Vitriar: illustratus. Lib. 
IN. Tit. 15. — 3. 3. Mofer, von der Landeshoheit derer Teut- 
ſchen Reichsſtände überhaupt. Frkf. u. Leipz. 1773. (daſelbſt auch 


im Z. 1. ein Verzeichniß älterer Schriften: de superioritate terri- 





9) 
10) 
11) 


12) 


13) 
14\ 


Protoc. der B. B. v. 1818. $. 115. 209. 213. 223. Webernahme 
Beſchl. v. 1. Detbr. 1818. Protoc. $. 228. 

Protoc. der B. V. v. 1821. $. 249. 1822. $. 43. 64. 66. 109. 162. 
Uebernahme Befchl. v. 15. Zun. 1822. Prot. $. 167. (©. 547). 
Berf. Url. 5. 83. Prot. dev B. V. 1818. $. 214. Beil. 24. (©. 
439. 446). 

Nämlich der Verf. Urt. v. 1831, welche nad) $. 157. unter die Ga⸗ 
rantie des Bundes geftellt werben folte. Mit der Berichterftattung 
über den Antrag wurde ein Ausfchuß beauftragt, der aber damit 
nicht zum Vorſchein gekommen ift. Gleiches Schickſal hatten des⸗ 
halb ſpätere demſelben Ausſchuß zur, Begutachtung überwieſene Ga⸗ 
rantie⸗Anträge. Vergl. Prot. der B. V. 1831. $. 30. (S. 70. 73 
-98.) 1832. $. 367. (8. 1191) $. 442. (©. 1366.). 


.Protoc. der B. V. 1831. $. 51. 1833. $. 402. 


Protoc. der B ®. 1833. $. 402. 
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toriali von Henniges, Göbel, Hert, Lyncker, Struve u.%.). 
— Putter's Beiträge zum beutfchen Staates u. Fürſtenrechte. 
Bd. I, No. XVI—XX. — Deffelben Institutiones jiff. publ. 
$. 116 fe — Nettelbladt, von den wahren Kennzeichen ber 
Territorialrechte oder landesherrl. Regalien; in beffen Erört. eins 
zeiner Kehren des t. Staatsrechts. No. XL. SrM5f. — Chr. G. 
Biener, de natura: et indöle dominli in territoriis Germaniae. 
Hal, 1790. — Schnaubert, Anfangsaründe bes Staatsrs. der 
gef. Reichslande. $. 165 fe — A. F. H. Poffe, Über das Staates 
eigentbum in ben beutfchen Reichslanden. Roſt. u. Leipz. 1794. — 
: &. S. Zachariä, Geift der teutfch. Territorial-Verfaſſ. Leipz. 
1800. — Epplen, üb. das Prinzip der teutſch. Zerritorialverf. 
Frankf. 1803. — Leift, Lehrb. des Staater. $. 20 ff. — Böns 
ner, teutich. Staater. $. 228 fe — Derfelbe, über das rechtl. 
Prinzip der t. Territorial⸗Verfaſſ. zu Himmelsftoß, Abhandt. 
von der Regalität. Landsh. 1804. 

Ueber bie Ratur ber burch Auflöfung bes beutfch. Reiche begründeten Sous 
verainetät f. v. Berg, Abhandl. zur Erläut. der Rheinb. Acte. 
Hann. 1808. Abh. V. — Winkopp, rhein. Bund. Bd. IX. ©. 
83 f. — Was ift Souveränetät? und was ift Randeshoheit? Ohne 

: Drudort 1806. |. Winkopp a. a. O. ©. 116 f. — Crome’s 
und Jaup's Germanen. Bd. IV. Hft. 1. ©. 1-48. Hft. 2. 
©. 318 f. 

Ueber das heutige Recht bef. R. Maurenbrecher, bie deutfchen regieren= 
den Fürften und die Souverainität. Frankf. a. M. 1839. (©. je- 
doch oben $. 18. Note 1.) — Klüber, öffentl. Recht. $.'238 ff. 
— 6. aud über Souverainetät im Allgemeinen oben $. 14. 


A. Hiſtoriſche Einleitung. 


J. Die Grundlage der Souverainetät ber deutfchen 
Fürften bildet die in.der Zeit des beutfchen Reichs gefchichtlich 
entwidelte Landeshoheit, welche nach und nah zu einer faft 
volftändigen Staatsgewalt ausgebildet worden war 1). Die deut: 
fhen Fürften werden von Alters her 2) Landesherren, domini 
terrae, genannt, nicht, .ald ob fie wirklich Eigenthümer oder 


I) Vergl. oben $. 29, No. Il. 


2) G. ſchon die Beſtätigungs⸗Urkunden Kaifers- Sriebrich n. v. 1230. 
1232. oben $. 29. Note 8. 
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Ober: Eigenthümer ded ganzen Landes ‚gewefen wären 3), fondern 
fheils ‚weil fie die Landeöhoheit zum Theil in Berbindung mit 
großem (lehnbaren und allodialen) Grundbeſitze entwidelt hat: 
te 9, theild weil man damit das über das Land fich erftrediende 
Derrfcherregt bezeichnen wollte. Auch mußte, je mehr fich die 
Lanbeshoheit einer wirkliden Staatögewalt näherte, von den 
Landesheren felbft erfannt werden, daß fie niht Eigenthümer 
oder Herren ihrer Länder in dem Sinne wären, ald ob fie zwar 
Nechte, aber Feine Pflichten gegen diefelben hätten, oder als 
ob die Länder nur zu ihrem Vortheile, nicht aber fie zum Beften 
ihrer Länder beflimmt wären 5). Es haben vielmehr die deut- 
ſchen Zürften felbft von jeher ihr fürftliche Amt aus dem Ge- 
fihtöpuntte einer von Gott ihnen auferlegten heiligen Vefpflich— 
tung aufgefaßt 6). 





3) ©. dagegen Häberlin, Handb. bes deutich. Staatsrs. Bd. II. ©. 
10 f. und unten die Lehre vom Gtaatsgebiete. Unter den neuern 
Yubliciften nennt Zöpfl, Staatsr. ©. 44, die Souveränetät 
ein politifhes Smmobiliar- Recht, weil fie durch ben Beſitz 
eines Zerritoriums bebingt fei, mit biefem (?) erworben u. verlo⸗ 
ren werde. 

46. ©. Badhariä, 40 Bücher vom Staate Bd. I. ©. 95, fagt des⸗ 
halb nicht unpaſſend: Grundeigenthum ift nicht ditulus, ſondern 
höchſtens modus acquirendi für die Landeshoheit gewefen. 

5) Pütter, Beiträge Th. I. S. 322. ©. daf. aud) eine Anecbote von 
einem Landesherrn, der nicht „Landes-Eſel“ feyn wollte. 

6) S. 3. B. die Verfidyerungs Urkunde der Herzöge von Lüneburg. 
von 139%. (Kleinfhmidt, Samml. der Landtagsabich. u. f. w. 
zb. 1. ©. 65. Jacobi, Landtagsabfh. Eh. 1. ©. 49.): „We Be: 
rendt und Henrid van Gades Gnaden Hertogen fo Brunfchwigd 
und Lüneborch to ewiger Dechtniße, und Orkunde, aller nafchreven 
ftüde, under allen flüden, den Uns von Unfer Herfhop und Un⸗ 
berfaten wegene, alle tidt anliegende fint, nemen we högeſt to 
finne, dat ®ott de Fürften darumb boven andere Lüde 
newerbiget unde gefatt hefft, da fe von fürftliher Do— 
gent, und Ehre wegen, be guben in fredbe, und in-Gna= 
Sen Pflihtigen, vorftan und beholden ſchollen, unb be 

n evem Rechte jegen be unrechtferdigen Ereftigen be- 
hüten und beſchermen.“ - 
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Als feftfiebendes ſtaatsrechtliches, durch privatrechtliche 
Auffaflungen freilich ‚oft alterirtes, Prinzip wurde fchon zur Zeit 
des Reichs betrachtet, daß die bdeutfchen Fürften die Landes: 
NRegenten feien, d. h. Inhaber einer (fubjicirten, aber doch 
in ihrer Sphäre felbfifländigen) Staatögewalt,.mit den Rech⸗ 
ten und Pflichten derfelben und mit dem nothwendigen Bea 
wußtfein, daß, wenn ihnen aud dieſe Staatögewalt ald ein 
eigenes (von keinem anderen Berechtigten übertragene8), auch 
mit den Unterthbanen (Landftänden) nicht getheiltes Recht zur 
Regierung ihrer Länder zuftehe), fie doch niht Inhaber 
diefer Befugniffe in dem Sinne feien, daß fie willführlich über 

Land und Leute wie privatrechtliche Eigenthümer zu disponiren 
berechtigt wären, fondern daß fie ihre Regierungdgewalt nur 
befigen ald eine im Begriffe ded Staats enthaltene und 
duch feine Zwede begränzte Befugniß 9). Der Rechtögrund 
und der Umfang der Landeshoheits-Rechte ift in der That 
nie privatrechtlicher, fondern immer flaatörechtlicher Natur 
gewefen. Patrimonial: Staaten, oder „territoria, quae modo 
magis herili reguntur“ d. h. nad reinem Eigenthumsrecht bes 
feffen und beherrfcht worden wären 19), hat es, in Wahrheit 
nie gegeben 11). 


7 


ur 


Berg. insbefondere: Pütter, Beiträge zum beutfch. Staatsr. Bd. 
1. ©. 319 ff. 
Berge Mofer, von dertandeshoh. überh. S. 42. 206. Schweiger, 
Öff. Recht des Großhzth. Weimar, I. $. 3. S. auch oben $. 18. 
Pütter’s Beiträge Th. II. ©. 267. S. auch verkehrte Vorftelluns 
gen eines Ungarn in Schlözer's Staatsanz. Bd. XVI. Hft. 60. 
©. 363. Schmelzer, dad Verhältniß auswärt. Kammergüter. 
Dalle 1819. ©. 46 f. 
10) cf. Ludolf, Symphor. consult. forens. Tom. I. no. 10, und Püts 
ter, Beitr. zum beutfch. Staater. Bb. J. ©. 140 f. 
11) ©. dageg. Leift, Lehrb. $. 20. Not. 5. — Schnaubert, XAn- 
fangsgr. des Staatsrs. der gefammt. Reichel. $. 167. — Ueber bie 
(wohl zu verneinenben) Fragen, 1. ob zur Zeit des deutfchen Reichs 
die Reichsſtandſchaft unumgänglich nöthig zur Lanbeshoheit 
war und ob 2. die Landeshoheit nothwendig aus der Reiche: 
ftandfchaft folgte, |. Mofer, von ber Lanbeshoh. Überh. ©. 55 ff. 


8 


Sr 


— 


288 Staatsr. d. Bundesflaaten. — BVerfaffungsrecht. ($. 61.) 


M. Durch Auflöfung der Reichöverbindung und den Weber: 
gang der Landeshoheit in wirklibe Souverainetät iſt ber 
Grund ihrer Zuſtändigkeit und die auf der Landeöverfaflung 
und ber Beflimmung der Reichsgeſetze beruhende Form der 
Ausübung der Staatögewalt nicht verändert worben 12). Da⸗ 
gegen mußte mit dem Wegfallen des Subjectiong = Berhältnifles 
zu Kaifer und Reich die Landeshoheit zu einer in jeder Hin 
fiht vollflommenen Staatsgewalt (Souverainetät) erweitert 
werden, indem 

a. die außern Beſchränkungen wegfielen, welche in ber 
‚Staatöverfaffung des beutfchen Reichs begründet waren, — an 
deren Stelle aber ähnliche (obwohl auf einem ganz verfchiedenen 
Rechtsgrunde beruhende) Befchränkungen durch die Verfa j fung 
des deutſchen Bundes getreten find, und 
B. die der Landeshoheit bisher fehlenden materiellen, {m 
Begriffe einer vollftändigen Staatögewalt liegenden, Rechte 
(die Eaiferlihen Refervatrechte) mit ber Stegierungögewalt | der 
beutfchen Fürften von felbft vereinigt wurben 13). u 

IM. Die deutfche Bundesacte ſetzt Die Souveränetätt de 
contrahirenden Fürſten ebenfo, wie die Freiheit der in den 
Bund aufgenommenen Städte, ald etwas Gegebenes voraus 
und fucht nur durch die nbefondern Beftimmungen“ ber Meinung, 
als feien Die deutſchen Fürſten unbeſchränkte Herrn geworden, zu 
begegnen und einen gewiſſen Erſatz für den den Unterthanen vom 
Reiche gewährten Rechtsſchutz zu geben. Sie weiß noch nichts von 
einem »bamit gegebenen Grundbegriff« für die innere Geſtaltung 
der monarchifchen Berfaffungen und war weit davon entfernt, Die 
Fürften in der Begründung einer freien Verfaſſung befchränten 
zu wollen. Nur den Mebiatifirten gegenüber (Art. XIV.) ſpricht 


und von dem, nun ganz unpractifchen, Streite, wem in ben. geift- 
lichen Territorien die Kandeshoheit dem Rechte nach zuftehe? ob 
dem geiftlichen Fürſten ober dem Domcapitet (Stifte)? ſ. oben $. 
32. Not. 2. 

12) Vergl. oben $. 14. &. 46—48. 

13) &. überhaupt über die Wirkungen ber Xuflöfung des deutich. Reiche 
oben $. 37. 
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fie von Rechten, "welche „zu der Staatögewalt und den höhern 
Regierungrechten gehören. Exft fpätere Bundesbefchlüffe haben 
aus einem angeblich in der Bundesacte gegebenen Grundbegriff 
Folgerungen abgeleitet und die unverleste Erhaltung des 
monardhifchen Prinzips, nach ber dabei gegebenen boctris 
nären Faſſung, zu einer bundesrehtlihen Verpflichtung 
erhoben 19). 


$. 62. 
B. SHeutiged Mecht. 


I. Das Grundprinzip des pofitiven Staatsrechts der deut: 
fchen Bundesflaaten ift, abgefehen von den vier freien Städten, 
in Betreff der Beherrfchungsform, das der befhranften Mo: 
narchie oder Zürftenherrfchaft, d. h. der Fürſt iſt da8 Subject der 
ungetheilten, oder der Inhaber der gefammten Staatögewalt, 
jedoch nur mit den formellen und materiellen Schranken, welde 
durch die Verfaſſung für die Ausübung der Staatögemwalt überhaupt 
oder einzelner Zweige derfelben gegeben find I). Es ift daher in 
gleicher Weife für dad deutfche Staatsrecht unzuläffig, Folge— 
rungen zu machen, welche auf der Idee einer urfprünglichen 
Volksherrſchaft beruhen, oder aus einer, hiftorifch völlig unbe: 
gründeten, Annahme urfprünglich unbefchränfter Fürften: 
herrſchaft Gonfequenzen zu ziehen und fich dabei von der hier 
ganz unpaffenden privatrechtlichen Analogie der Beſchränkung des 
Eigenthums durch Servitutsrechfe leiten zu laffen 2). Denn bie 


14) Wiener Schlußacte Art. 57. Bundesbeſchl. v. 16. Aug. 1824. Art. 1. 
B. Beſchl. v. 28. Juni 1832. Art. 1. B. Beiſchl. v. 23. Aug. 1861. 
— S. da8.Nähere bei den Landfländen u. im Bundesrecht bei der 
Sompetenz des Bundes in Betreff der Verfaflungs = Angelegenheiten 
ber Einzelftaaten. - 

1) Es ift durchaus ungenügend dabei blos an bie befchränfenden Rechte 
der Stände zu denten. Die Schranken find auch gegeben durch 
die Hiftorifch begründete Gerichts⸗, Gemeinde=, felbft Kirchen: 
verfaffung u. durch dag wohlerworbene Recht der Einzelnen. 
Dieß ift der Bauptfehler jener Doctrin, auf welcher auch bie Defis 
nition des Art. 57 der Wiener Schlußacte beruht. 

Baharia’s Staatsrecht. ir Bb. 2te Aufl. 19 


2 


— 
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Zürftenherrfchaft hat ſich überall in Deutfhland nur mit den fe 
begränzenden rechtlichen Schranken entwidelt 2). Andrer Seits 
liegt aber in ber Anerfermung einer monarchiſchen Beherrfchungss 
form für- alle veutfche Staaten die Anerkfenntniß deffen, was zum 
Weſen einer Monardie gehört, oder des f. g. monarchi⸗ 
ſchen Prinzips. Vergl. oben $. 22. 

IL. Adgefehen von einigen feit 1848 entftandenen Berfaffun: 
gen, welche dad wahre, hiftorifch begründete, monardhifche Grund: 
prinzip des deutſchen Staatsrechts durch Subftituirung des des 
mofratifchen Prinzips erfeßten 9), inzwifchen aber der in diefer 
Beziehung gewiß nothwendigen Revifion unterlegen haben, oder 
auf anderm Wege ganz außer Wirkſamkeit gefegt worden find, — 
haben alle deutfhen Berfaffungen die Hauptprinzipien 
der beſchränkten Monarchie ausbrüdlich ausgefprochen, oder, 
fegen fie ald geltend voraus. Sie erflären deshalb den Fürften 
nicht blos für unverantwortlih in Betreff aller Regierungs- 
Acte (heilig und unverletzlich), ſondern erkennen auch die 
Concentration aller Rechte der Staatsgewalt in ihm, mit den, 
durch die Verfaſſung (das beſtehende Recht) gegebenen, Schran— 
ken ausdrücklich an 5) und huldigen nicht der verwerflichen Fiction, 
daß der Fürſt nur. herrſche, aber nicht regiere. 


3) Vergl. wieder die Erklärung der hannoverſchen Bevollmächtigten 
auf dem Wiener. Congreß v. 16. Novbr. 1814. ©.dief. oben 8. 14. 
"8.23. Die „unbeſchränkté Regierungswirkſamkeit⸗, die fich Souve⸗ 
raine des Rheinbundes zuſchrieben, war theils etwas factiſches, 
theils in Wahrheit-gar nicht vorhanden, wenn man nicht dem Irr⸗ 

- thume hulkigt, daß fie mit dem Nichtvorhandenſein von Ständen 
-gegeben gewefen fei. Vergl. 3. B. das Naf fauifche Patent v. 2. 

+ Geptbr. 1814. 

4) Wie 3. B. die Deffauifche, bie Gothaiſche, Medclenburgi— 
ſche, Reußiſche und in einigen Punkten auch die Oldenburgi— 
ſche Verfaſſung. 

5) Baier. Verf. Urk. Tit. IL 8. 1. „Das Königreich Baiern — iſt 
„ein ſauveräner monarchiſcher Staat nach den Beſtimmungen ber ge⸗ 

genwärtigen Verfaſſungs⸗Urkunde.“ Dieſer Grundſatz beſtimmt mehr 

das Verhältniß Baierns noch Außen. Für bie innern Staats—⸗ 
verhältniſſe ſteht dann an der Spitze Tit. II. 8. 1: „Der König iſt 
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IH. Da ber Fürſt als conftitutioneller, d: h. verfaffungmäßig 
regierender, Monarch, der Träger aller Rechte der Staats⸗ 





bas Dberhaupt bes Staats, vereinigt in ſich alle Rechte der Staats⸗ 
gewalt und übt ſie unter den von Ihm in der gegenwärtigen Ver⸗ 
faſſungs⸗ Urkunde feſtgeſegten Beſtimmungen aus.« Badiſche Verf. 
url. 5.5. „Der Großherzog vereinigt in Sich alle Rechte ber Staats⸗ 
gewalt, und übt fie unter den In biefer Verfaffungsurkunbe feſtge⸗ 
festen Beftimmungen aus.“ Würtemb. Verf. url, 5. 4. „Der 
König ift das Haupt des Staates, vereinigt in ſich alle Rechte ber 
Staatögewalf, und übt fie unter den durch die Verfaffung feftges 
festen Beltimmungen aus.“ Ebenfo: Großh Heffen Berf. Urk. 
$. 3. Coburg. Verf. url. $. 3. Kurheſſ. Verf. urk. v. 1831. 
. 8. 10. Altenburg. Grundgef. $. 4. Königl. Sächſ. Verf. Url. 
6.4. Braunfdhw. 2. O. v. 1832. $. 3 Hannov. Grundgef. v. 
1833. $. 6. vergl. auch 6. 3. Ueberall iſt in den angef. Verf. urk. 
der Zufag gemacht: Seine Perfon ift heilig und unverlegs 
lid. — Das Hannov. Landesverf. Geſetz v. 1840. $. 5. fagt: 
„Der König vereinigt ald Souverain die gefammte Staatsgewalt 
‚ungetheilt in Sich und wird durch die landftändifche Berfaffung nur 
in ber Ausübung beftimmter Rechte an bie Mitwirkung ber Stände 
gebunden.» Offenbar iſt hier die Wiener Schlußacte Art. 57 copirt, 
— fhief genug. Denn eines Theils Tiegt aud hier die Schranke 
ber königlichen Gewalt nicht blos in den fländifchen Rechten und 
anderer Seits entfpricht die Beſchränkung auf beflimmte Rechte in 
bem, nach der Wiener Schlußacte damit verbundenen, Sinne gar 
nicht dem frühern, vor«flaatsgrundgefeglichen Rechtszuftand. Vergl. 
den $. 6 des Patentes v. 7. Decbr. 1819. — Die neuern Verfaſ⸗ 
fungs- Urkunden feit 1848 taben mit Unrecht bie ‚Bauptforberung 
des monardjifchen Principe "Vereinigung ber gefammten“ Staatöges 
walt in dem Oberhaupt des Staats. vermieden, erwähnen nur bie 
Nothwendigkeit der verfaffungsmäßigen Ausübung der Staatögewalt 
und gehen infofern von der Theorie ber Zheilung der Gewalten aus, 
als fie dem Fürſten nur die ausübende Gewalt alleih, bie ge⸗ 
feggebende dagegen in Gemeinſchaft mit den Kammern ober 
“dem Landtage beilegen, abgefehen von ben demokratiſchen Erceffen 
derjenigen Verf. urk., welche den Landesheren nur zum Vollſtrecker 
ber Befchlüffe der Abgeordneten-Verſammlung als ber Repräfentan- 
tin des eigentlihen Souveräns machen. Dagegen hat wieber das 
Kurfürſtl. Heff. Berfaffungs= Reglement v. 1852 ben, beutfchredytlich 
mit jener Forderung bes monarch. Prinzips in unzertrennlicdyer Ver: 
‚19* 
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gewalt ift 6), fo iſt ed unnöthig, die einzelnen Rechte beffelben 
ald Regent 7) aufzuzählen. Die Form und Weiſe der verfaf- 
fungsmäßigen Ausübung der Staatögewalt überhaupt und der 
einzelnen Zweige berfelben ergiebt ſich aus dem ganzen Inhalt des 
Berfaffungs - und Regierungsrechts. Auch was man im f. g. con= 
ftitutionellen Staatörechte die Prarogative der Krone zu 
nennen pflegt, um bamit die f. g. vorbehaltenen, d. h. der 
Goncurrenz der Kammern oder Stände direct nicht unterliegenden 
Rechte zu bezeichnen 8), werden hier nicht beſonders hervorgehoben, 
indem der Gedanke, auf welchem die gewöhnliche Scheidung be: 
ruht, ein dem deutfchen Staatsrecht fremder und deshalb auch 
die daraus zu ziehenden Gonfequenzen unhaltbar find 9). 


| bindung ftehenden, Sag: und übt fie auf verfaffungsmäßige Weife 
aus“ getilgt. Les extrêmes se touchent! 

.6) Die Fälle, in denen nad Maurenbreher, die bdeutich. regier. 
Fürſten Kap. I. ©. 275 f., der Staat als ein vom Regenten vers 
fchiedenes „Subject eines Willens“ oder als »ausfchließliches Rechts⸗ 
ſubject⸗ daſtehen ſoll, — beruhen wieder auf der, der ganzen Schrift 
eigenthümlichen, gränzenloſen Confuſion der Begriffe. 

7) Es gehören dahin natürlich auch die f. g. Regalia accidentalia; — 
privatredhtliche, auch auf dem Privat Kürftenredht beruhende befon= 
dere Rechte aber, gehören überhaupt nicht in das Staatsrecht. 

8) Gewöhnlich rechnet man bahin die f. g. Repräfentativ- Gewalt, die 
Wahl der Minifter u. Befegung ber Staatsämter, Stanbeserhöhung, 
Verleihung von Ziteln, Würden u. Ehrenzeichen, Begnadigunge: 
recht; auch Kriegserllärung u. Friedensſchluß, Berufung, Verta—⸗ 
gung, Auflöfung der Stände u. ſ. w. . 

9 Denn eines Iheils Tennt das gemeine beutfche Staatsrecht, abgefes 
hen von ber Gelbfiftändigfeit des Richteramts, als Gegenfag Feine 
übertragene, . und auch "keine gemeinfhaftlicdhe Rechte in 
dem Sinne eines Miteigenthums von Landesherr und Ständen; 
eine dee, bie ſich erſt in neueften Verfaſſungen durch bie verſchie⸗ 
dene Weiſe der Bezeichnung des Subjects der ausübenden Ge- 
walt einer Seite und ber geſetzgebenden anderer Seits ausge⸗ 
drüdt findet, 3. 8. in ber Preuß. Verf. Url. Art. 45. vergl. mit 
Art. 6253 andern Theile unterliegen auch diefe Rechte Feiner ganz 
willtührlichen Ausübung und es ift gar nicht wahr, daß nach deutſch⸗ 
rechtlichen Grundſätzen oder nad) dem biftorifchen Rechte die Stände 
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IV. Mehrere neuere Berfaflungsd Urkunden beflimmen aus: 


drüdlich, daß der Sig der Regierung nicht außerhalb Landes zu 
verlegen fei 10), daß der Lanbesfürft nicht zugleih Herrſcher 
"fremder Reiche“ oder eined andern (außerdeutfchen) Staats 
werden 11), oder in Dienftpflichten eines andern Staats ſte⸗ 


ben könne. 


10) 


1) 


. 


in Betreff alles deffen, was zu den f. g. Prärogativen ber Krone 
gerechnet wird, gar feine Stimme hätten, abgefehen davon, daß 
in allen Zällen, wo die Ausübung der Kronz Prärogative zu einer 
Aenderung des Rechtözuftandes oder neuer Belaftung bes Landes füh- 
ren fol, ihre verfaffungsmäßige Mitwirkung jedenfalls erforderlich 
ift. Zweifellos Eonnte früher Alles, was die Rechte der Stände auch 
nur mittelbar verleste, oder die Intereffen bes Landes gefährbete, 
Gegenftand "der ftändifchen. Gravamina oder Landesbeſchwerden und 
Defiderien werben (vergl. Mofer, von der Keichsftände Landen. 
Fünftes Buch. Bon den landesherrl. u. Landesbeſchwerden u. f. w. 
©. 1180 f. S. 1296 f.); und. aud) heutiged Tages wird nur ba, 
wo conftitutionelle Formen und Säge zum Deckmantel des Abſolu⸗ 
tismus dienen müffen, ben Stänten entgegengetreten, wenn fie 
über. Mißbräuche der Landesverwaltung überhaupt, oder über Wil: 
tührlicyleiten und Gefegesverlegungen ber Abminiftration in einzels 
nen Beziehungen fich ausfpredfen. Gelbft die Erklärung, baß bie 
Käthe des Fürſten das Vertrauen des Landes nicht genießen, kann 
und darf den Ständen nicht verwehrt fein. Frei iſt der Fürſt in 
ber Wahl feiner Räthe und anderer Staatsdienerz aber frei muß 
aud) bie öffentliche Stimme über die Befürdytungen fein, welche ſich 
an ihre Perfon, politifhen Character und ihre. bisherige Wirkſam⸗ 
keit knüpfen. Will man den Kammern ober Ständen in foldhen 
Dingen den Mund fließen, dann muß es noch viel mehr bei ber 
Preſſe -gefhehen und die Lex. 3. Cod. de crim. sacril. (IX. 29): 
„sacrilegii enim instar est, dubitare, an is dignus sit, quem elege- 
rit Imperator‘ allgemein zur Geltung kommen. „Wen ber Schuh 
brüdt“ fagt 3. 3. Mofer a. a. O. ©. 1301, „der fpührt es und 
er darff drüber Magen, der Scufter mag es geftehen oder nicht, 
baß der. Schuh mißrathen feye.« 

Württemberg. Verf. urk. $. 6. Baier. it. 1.9.6. Braun 
fhweig. $. 70. Gotha-@oburg. v. 1852. 8. 5. 

Preuß. Verf. Url. Art. 55. „Ohne Einwilligung der Kammern 
kann ber König nicht zugleich Herrfcher fremder Keiche feyn.« DI: 
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v: . Eine allgemein: gültige Worfchrift iſt Die Nothwendigkeit 
ber Eontrafignatur aller Iandesfürftlihen Regierungs⸗Er⸗ 
laſſe durch. eirien verantwortlichen Minifter oder ein Mitglied. des 
Geheimenraths-Collegii 12). Sie ‚bedingt die verfaflungsmäßige 
Gültigkeit des Regierungs-Actes und findet ſich ſchon in Altern 
Berördnungen vorgefchrieben, um die Authenticität der fürftlichen 
Erlaffe zu verbürgen, oder Mißbrauch der landeöherrlichen Na: 
mens = Unterfihrift zu verhüten; zugleich mit der Beftimmung, daß 
jeder nicht- contrafignirte Erlaß als erfchlichen betrachtet werben 
fol. Für das neuere Recht tritt als ſtaatsrechtlich wichtigfter 
Grund hinzu, daß dadurch. fefigeftellt wird, wer die rechtliche. 
Verantwortlichkeit dafür zu tragen bat. 


8. 63. (66. 16) 


IN; Bon der Erwerbung der Stantögewalt in den 
monarchiſchen Staaten Deutſchlands. 


A. ueberſicht der Erwerbungsgründe. 


J. J. Moſer, Teutſch. Staatsr. Th. XI. S. 325 f. -Derfelbe, von 
der Landeshoheit uberh. Kap. VI. (©. 85 f.) und: von ber Reichs⸗ 
fände Landen. Bud I. Kap. 15. — Schnau bert, Anfange- 
gründe. $. 79 ff. $. 159 ff. — Leiſt, Lehrb. bes Staatör. F. 

30 ff. — Gönner, teutſch. Staater. 8.60. 5.2325. — Weiß, 
Spftem des deutſch. Staater. $. 237. 


benburg. Grundgef. Art. 6. Gothaiſches v. 1849. 8. 8. Kür ge⸗ 
wiſſe beſonders vorausgeſehenen Fälle geſtattet die Cob.⸗Goth. 
Verfaff: v. 1852. $. 8 f. die Anordnung einer Statthalterfchaft und 
verfügt resp. (ähnlich wie in ber Baier. Baf urk. Tit. I. 8. 6.) 
ben Eintritt einer Secundogenitur. 

2) Weimar. Grundgef. $. 111. (revid. v. 1850. $. 47.) Würtemb. 
Verf. urk. $. 51. Meining. Grundgef. $. 102. 103. Kurheff. 
8. u. $. 108. Altenb. Grundgeſ. 8.36. Sähfifhe 8. u. $. 
42. 43.110. Braunſchw. 2. O. v. 1832..8.153. 155. Hannov. 
Grundgeſ. v. 1833. $. 154. Verf. Gef. v. Septbr. 1848. --$. 102. 
Sondershäuf. Grundgef. v. 1841. $. 59. Goth. 8. u. $. 13. 
Gob. Goth. v. 1852. $.-167. Oldenburg. Art. 23. u. &. m. 
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- As Erwerbungsgründe ber Landesdoheit kommen zur 
BZeit des Reichs vor: 

1. Das Erbrecht, kraft Biutterantfäct Gebvertage 
und Teſtaments D). 

1. Vertragsſsmäßige Ueberlaffung oder Vebertragung eines 
Gebietes ntit der darauf ruhenden Landeshoheit von Seiten. des 
bisherigen Inhabers, entweder Dauernd 2) (Kauf, Tauſch, Frie⸗ 
densſchluß, Schenkung) oder auf revocable Weife, 3.3. durch 


Pfandſchaft 3). e® 

. -M. Die Wahl, electio, in allen geiftlichen Territorien, 
und in älterer Zeit auch nicht ſelten in weltlichen Ter⸗ 
ritorien 9. 


1) S. die weitere Ausführung in den folgenden Paragraphen. 
2) ©. darüber unten die Lehre von ber Landesveräußerung. 


3) Bon Neichspfandfchaften (oppignorationes imperiales) iſt hier nidyt 
die Rede. Vom Kaifer und Reich hatten auf diefe Weife faft alle 
Neichsftände Länder und Rechte erworben. Wie wurden durch bie 

" Wahlcapitulation (f. Capit. Ferd. III. v. 1636. $. 3. und alle fol 
gende, Cap. Franc. II Art. I. 8. 9.) und den weffphälifchen Frieden 
(Art. V. 8. 26.) für unwiderruflich erflärt. Auch die in älterer Zeit 
häufigen Zerritorial-Pfandfchaften, welche hierher gehören würden, 
find öfters in bauerndes Beſizthum übergegangen. Später werben 
fie unter das Verbot ber Landesveräußerung gezogen und baburd) 
feltener. Ein Beifpiel aus dem vorigen Jahrhundert ift bie Ver⸗ 
pfändung der Grafſchaft Bentheim Bentheimiſchen Antheils, ein 
Verhältniß, welches nad) der, während der Kremdherrfchaft eingetre- 
tenen, Unterbrechung die Wiener Gongreßaete Art. 82. beftätigte. 
„Les Fapports entre la gouvernement d’ Hannovre et le comté 
de Bentheim, resteront tels qu’ils sont r&egl&s par les traites 
d’hypothödgue .xistans entre S. M. Britannique et le comte de 
Bentheim.“ Später („aprös que les droits qui d&ecoulent de ce trai- 
t&, seront dteints“) fol Bentheim zu Hannover in das Verhältniß 
ber Mebiatifirten treten, was fpäter geſchehen ifl. Vergl. unten bei 
den Mebidtifirten. 


9) ©. z. 8. über das Königr. Böhmen und fein Wahlrecht Goldne 
Bulle Cap. VII. $.5. Gap. vni. (Aufgehoben nach der Schlacht am 
weißen Berge.) Ueber das (beſchränkte) Wahlrecht der Herzogthümer 
SchleswigsHolftein, welches noc zu Ende des I6ten Jahrhun⸗ 
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IV. Verfügung der Reichsſtaatsgewalt, wie z. B. 
im weftphälifhen Zrieden und im Reichs-Dep. Hptihl. v. 1803, 
fowie die Paiferlihe Belehbnung mit einem reichdunmittelbaren 
Gebiete ald eröffnetem Reichslehn >). 

V. Die f. g. unvorbenlihe Verjährung und bei der 
translativen Erwerbung, nach ber Behauptung Einiger, auc 
bie praescriptio definita 6), - 

Von diefen Erwerbungsgründen der Lanbeshoheit können 


für die Souveränetät in Deutfchlanb®ur noch die beiden er: | 


ſten Gründe in Betracht kommen. Auch durch Verjährung Tann 


zweifellos weder die Eigenfhaft eines Souveränd noch die eines ' 


Bundesglieds erworben werden -und felbft von der Anwendung 
ber unvordenklichen Verjährung kann in diefer Beziehung aus 
. nahe liegenden Gründen feine Rede fein. Dagegen muß bei 
Hoheitöftreitigfeiten über gewiſſe Gebietötheile, auch Gränz⸗ 
flreitigkeiten zwifchen den fouveränen Staaten, der unvordent: 
liche Beſitz, deſſen ſchützende Kraft auch dad Völkerrecht anzu= 


erkennen hat, fortwährend feine rechtliche Bedeutung behaupten 7). 


berts practifh gültig war, vergl. Mofer, Zeutfch. Staater. Th. 
XI. ©. 326. Deffelb. perfönl. Staatsr. Th. I. ©. 282 f. Mir 
helfen, das Wahlrecht der fchleswig = holftein. Stände, in ber 
Zeitfehr. f. deutſch. Hecht. Bd. IM. S. 84. Staats u. Erbrecht bes 
Herzogth. Schleswig. Hamb. 1846. ©. 4 f. Meine Schrift: Zur 
Schlesw. Holftein. Frage. Bött. 1847. © 26 f.- 


5) ©. jedoch Wahlcap. Art. XL $. 10 f. 


6) Grass, de praescriptione superioritalis territorialis acquisitiva. Tü- 
bing. 17237. — B.G. Struve, de praescr. jurisdictionis territo- 
rialis. Jen. 1729. — Mofer, von der Lanbeshoheit Überhaupt. ©. 
88 f. vergl. auch deffelb. Teutſch. Staater. Th. XLUI. S. 381 f. 
(Verjährung bei Eremtions s Sachen.) — Schnaubert, Anfangser. 
5.82. — Pütter, Beiträge zum d. Staater. Bd. I. S. 297. 


7) Vergl. Heffter, Europ. Völkerrecht. $. 11. — Klüber’s Europ. 
Völkerrecht. 8.6. — C. E. Waechter, de modis toll. pacta in- 
ter gentes. Stuttg 1779. 8. 39 f.. — 2. Er. Fredersborf, Un: 

terſ. üb. die Frage: Ob bie Ufucapion unter freien Völkern Statt 
finde? Braunſchw. 1785. — van Oldeneel, de causis, quae 
foederum auctorit. toll. Traj. ad Rhen. 1851. p. 107. 
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Eine Verjährung im eigentlichen Sinne kann auch hierbei heuti⸗ 
ges Tages nicht mehr Platz greifen 8). 


$. 64. (6. 47.) 
B. Insbeſondere von der Erbfolge nach Geblütsrecht. 


Vergl. über bie, einen Hauptgegenftand des Prinatfürftenrechts bilbenbe, 
Erbfolge in den beutfchen Zürftenhäufern, bie Lehr⸗ u. Handbücher 
‚über das Privatfürftenrecht (oben 8.3). Dann insbefondere B. W. 
Pfeiffer, Über die Ordnung der Regierungss Nachfolge in ben 
monarch. Staaten Deutfchlands. Caſſel 1826. Ueber die Succeffion 
nach Geblütsrecht überhaupt: Mofer, Zamilien sStaatsrecht der 
teutichen Reichsſtände. Ih. J. Gap. I. (daſelbſt auch im $. 1. ein 
Verzeichniß älterer Schriften.) Pütter’s GErörterungen und Bey⸗ 
fpiele aus dem teutfch. Staats- u. Fürſtenrechte. Bd. I. Zweite — 
neunte Erörterung. — Meurer, von ber Succeffion in Lehn⸗ 
und Stammgüter unter dem hohen und niebern beutfch. Adel. Leipz. 
1781. — Poſſe, Prüfung des Unterfchiedes zwifchen Erbfolgeredht 
u. Erbfolgeorbnung. Roft. 1796. — Deffelb. Erbfolge in Lehn⸗ 
oder Stammgüter ohne den Unterfchied zwifchen Erbfolgerecht und 
Erbfolgeorbnung. Roſtock 1800. — Pütter, primae lingae jur. 
priv. princip. Gött, 1790. Lib. ._— Deffelb. Princ. jur. publ. 
8.445 ff. — Maier, teutfch. weltl. Staater. Th. III. $.19 ff. — 
Leiſt, Lehrb. 8. 31 ff. — Gönner, Staatör. 5.233 ff. — Kills 
ber, öffentl. Recht. 8. 243 fe — Schmalz, deutfch. Staater. $. 
260 fe — Maurenbrecder,. Lehrbudy. 8. 232 f. — Mohl, 


Würtemberg. Staatsr. Bd. 1. 8.153 ff. — Weiß, Heffiidhes 
Staatsr. $. Hilf. — Deffelb. Syſtem bes deutſch. Staatsr. 
$. 238 f. 


Hiftorifche Einleitung. 


Eihhorn, Deutſch. Staats- u. Rechtsgeſch. Bd. I. $. 65. Bd. II. $. 412. 
428 f. Bd. IV. 5.540 f. — Böpfl, Deutſche St. u. Rechtsgeſch. 


8) Hieran kann auch die bundesrechtliche Beſtimmung (Wiener 
Schlußacte Art. 23), wonach bie Austrägals Gerichte eventuell nad) 
den von den Reichsgerichten fubfibiarifch befolgten Rechtsquellen 
enffcheiden follen, um beswillen nichts ändern, weil bie Glaufel: 
ninfofern ſolche auf die jegigen Berhältniffe der Bundesftaaten an⸗ 
mwenbbar find“ ausdrüdlid beigefügt if. A. M. Weiß, Spftem. 
8.237. | 
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Abth. 1. S. 90 f. 168f. Abth. II. S. 95f. ©. 174 f.. Abt. Im 
©. 68 f. 76 f. 2te Aufl. 1817. Bd. IL Abth. II. ©. 97. 119. 149. 
8 33f. — $. ©. 3. Fiſcher's Geld. der deutſch. Erbfolge. 
ulm 1779. — GScheidemantel’s (Häberlin’s) Repertor. des 
Staates u. Lehnrechts. Bd. IV. S. 268f. — G. Waihtz, deutſche 
Berfafl. Geſch. Bo. LIL — F. D. Hüllmeann, Gef. des Ur⸗ 
fpr. der deutſch. Fürftenwürde. Bönn 1812. — Reichard, bie 
Untheilbarkeit der Gebietsbeflänbe u. bie Regierungsnadhfolge -in ben 
fürftt. Staaten Deutſchlands; in ber Zeitſchr. f. gefammte Staats⸗ 
Fu v. Mohl u. f. w. Jahrg. 1844. Hft. I. 8.519. — P. 

3. Er. Schulze, das Recht der Erfigeburt in ben deutfd). Für⸗ 
ftenhäufern. Leipz. 1351. 


Die Erbfolge. in den deutfchen fürftlichen und gräflichen Häu- 
fern beruhbte, abgefehen von dem in früherer Zeit rein perfönli- 
hen, auf Eoniglihem Auftrag beruhenden Herzogs: und Grafen- 
ante), vormals auf den Regeln des gemeinen beutfchen Land⸗ u. 
Lehnrechts. Demnach waren die Töchter in den Lehen in der Re⸗ 
gel ganz, in den allovialen Erbgütern dagegen zunächft durch bie 
Söhne, die Schwefter durch den Bruder ausgeſchloſſen 2). 
Dieſe Suceeffion in da8 Stammgut darf aber nicht ale eine Succes- 
sio ex pacto et providentia majorum betrachtet werden. Denn dad 
deutfhe Stammgut war kein Fideicommiß, fondern konnte 
mit Einwilligung des nächſten Erben immer veräußert werden 3). 
In Zehen fuccedirten nur die Defcendenten, nicht die Sei- 


) Schulze, das Recht der Erftgeburt. S.49f. Die erblidhen Ras 
tionalherzöge der Baiern und Alemannen. verſchwinden ſchon im Sten 
Jahrhundert. 

Sächſ. Landr. J. 17. „Vater und muter, ſweſter und bruder erve 
nymt bie ſone unde nicht de tochter. (ez en fi, daz ba'chein 
fon ſi, ſo nimt tz de tochter).“ Ueber die völlige Ausſchließung bes 
Meibes nach dem f. g. Saliſchen Geſetze f. Lex Salica Tit. 62. 8. 6. 
. „De terra vero salica nulla portio hereditatis muliers veniat; sed 
ad virilem sexum tota ferrae hereditas perveniat.“ S. überh. 
Bäpfl a. aD. 2te Aufl. ©. 341. f. 355 f- 

Bergl. Sahfenfp. B. J. Art, 52. Schwabenfp. Kap. 312. Mo- 
fer, von der Neicheflände Landen. ©. 219 ff. Deſſelben perfönt. 
Staater. Th. II. S. 233. 234. — Eichhorn a. a. D..$.359. 454. 
Zöpfl, Rechtsgeſch. 2te Aufl. Bd. II. Abth. II. 8.114 f. $. 117. 


2 


— 


ö 


— 
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. tenverwandten des Befigerd; und das Herzogs: ober Grafenami 

konnte natürlich nur auf Söhne und als etwas Untheilbares 
nur auf einen der. Söhne übergehen. Als aber die Reichs⸗ 
ämter zuerſt mehr factiſch, Dann de jure erblid geworden waren, 
indem: die alte Gauverfaflung durch zahlreiche Eremtionen, befon- 
ders der geiſtlichen Befigungen, zerriffen und bie Grafſchaft 
als etwas mit den Allodial= oder lehnbaren Beſitzungen Verbunde⸗ 
nes betrachtet wurde 9), trat mehr und mehr eine Zheilung der 
Zerritorien,: und zwar feit dem I3ten Sahrhundert auch mif der 
barauf ruhenden Würde hervor 5). Reichögefeglich untheilbar blie⸗ 
ben aber entſchieden die Kurfürſtenthümer 6), und auch in andern 
Ländern wurden noch, weil in Lehen die Seitenverwandten kein 
Succeſſionsrecht hatten, die wirklichen Theilungen (Datpeilun- 
gen, oder Totheilungen) häufig vermieden, indem man fich mit 
einer Theilung der Nutzungen (Mutfebirung, Derterung) 
begnügte, wobei die Succeffionsberechtigten in Gemeinfchaft ihres 
Rechtes blieben und vom Lehensheren zur »gefammten Hand« 
belieben wurden. Diefes Mitteld bediente man fich aber dann 
auch bei wirklichen Zheilungen zur Conſervation des Succeſſions⸗ 
rechts. Die Anwendung deffelben war eigentlich nicht mehr nö⸗ 
thig, wo dad Longobardifche, alle Defcendenten ded erſten 
Erwerbers zur Succeffion rufende, Lehenrecht eingeführt wurbe. 
Doc erhielt ſich mehrfach Die einmal hergebrachte gefamnite Hand ”). 


4 Schulze, das Recht der Erſtgeburt. S. 55 f. 8.9 f. _ 
5) Biel fpäter als die Erblichleit ift die Theilbarkeit des Für— 
. flenamts entfchieden worden. Noch die Rechtsbücher des Mittelalters 
erkennen fie nicht an: Noch hatte das rein privatrechtliche Erb- 
recht in ben Grundbefig bie ſtaatsrechtliche Bedeutung bes Fürs 
ſtenamts nicht völlig verfchlungen. Vergl. L F. 13. 8.3. I. F. 14. 
- und Kaifer Friedrich I Gonftitution in H. F. 55. '$. 4. „Praeterea 
ducalus, marchia comilalus de caetero non dividatur.“ Noch 
im 17. Jahrh. wird mehrfach auf bieß Verbot ber Theilung des 
GSürſtenthums als ein noch geltendes Reichsgeſetz Bezug genommen, 
Vergl. über diefe.und andere Beweiſe für: das Feſthalten der line 
theilbarkeit des Fürſtenthums Schulze a: a. D. ©. 95—120. 
6). Goldene. Bulle Art. XXV. $. 2. 
7) Reichshofr. Ordn. Tit. III. d. 12. „In welchen Geſchlechten, und 
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As man aber die Nachtheile einer fortwährenden 
Zerfplitterung der Zerritorien und des Fürftenthums, ſowohl 
für dad Land ald das regierende Haus, einzufehen anfing, fuchte 
man derfelben durch vertragsmäßige Vereinigungen der Snteref- 
ſenten (Haudgefeße und Kandesverträge) entgegenzuwir- 
ten, oder auch für den Gall der Wjedervereinigung abgetheilter 
Linien einer wiederholten Abtheilung des Territoriums zu be: 
gegnen 8). 

Abgefehen von dem für die Kurfürftenthümer durch Die 
goldene. Bulle fanctionirten Rechte der Primogenitur (Art, 
vu. 8. 2—4.) fehlte ed in ben meiften Ländern, — (eine Aus⸗ 
nahme bildet von Anfang an das Erzherzogthum Defterreich, 
boch fanden feit den. IäAten- Jahrhundert "auch hier Theilungen 
ftatt) — befonderd wegen ber durch das Eindringen des romi- 
fhen Rechts entflehenden Ungewißheit über die anzumendenden 
Normen, längere Zeit an einer unbeftrittenen und beflimmten 
Succeffionsordnung. Seit dem 16ten und I7ten Jahrhundert 
wurden aber die Hausgeſetze beflimmter und fuchten theils die Ans 
wendung der fremden Rechte auszufchließen, theild das Prinzip 
einer Successio ex pacto et providentia majorum auch für nicht 


in denjenigen Reichs = Greyfen, da die simultanea investitura hers 
gebracht, und im Gebrauch, dabey ſoll ſolche auch gehalten 
und berfelben nachgelebet werben.“ Vergl. überh. Schulze a. a. 
D. ©. 228 f. 

8) ©. 3.3. im Braunfchweig. Lüneburg: Haufe die Verabrebungen ber 
untheilbarkeit des Landes, der Primogenitur u. f. w. fehon in Haus⸗ 
versrägen von 1367..1374. SKleinfhmidt, Samml. der Landt. 

Abſch. Ih. J. ©. 21f. 38 f. Vergl. über Zheilungen in den fürft- 
lichen Häufern überhaupt: v. Eramer’s Nebenftunden Th. XIX. 
&. 1. Th. XI ©. 13 f. — Estor, de terrarum partitionibus 
Hlustrium Germanorum inter se, praesertim ea, quae vocalur Zob= 
theilung, illarumque effectis, quod ad successionem attinet. Marb. 

. 1746. — Slevogt, de alternatione, vulgo Mutfchierung. Jen. 1691. 
©. insbefondere auch A. U. Erath, hiſtoriſche Nachricht von denen 

“in dem alten und mittleren Braunſchw. Lüneburg. Haufe getroffenen 
Erbtheilungen. Frkf. 1736. — 3. 3%. Mofer, Familien -Staated- 
seht. Bdo. I. ©. 511 ff. u. bef. Schulze a. a. ©. ©. 310 f. 
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lehnbare Xerritorien durch fideicommiffarifche Dispoſitio⸗ 
nen feftzuftellen 9), Das Recht der Primogenitur trug nun 


9%) Defterreidh, Priv.-Frid. I. v. 1156. Vertrag ber. Erzherzoge v. 
10. Apr. 1578. Teſtam. Ferd. I. v. 1621. Ur. Kaifer Rudolph I. 
v. 16. Zul. 1688. Pragm. Sanct. v. 1713. — Brandenburg 
(Breußen), Erbordn. des Kurfürften Albr. Achilles v. 1473. Ges 
taer Vertrag v. 1598. Ebict Friedr. Wild. I. v. 1713. — Baiern, 
.. „pragm; Sanct. Herz. Albrecht IV. v. 8. Juli 1506. — Zeftam. Als 
breit V. v. 1578. Ueber Churpfalz ſ. Instr. Pac. Osnabr. Art. 
IV. 8.12. — Sachſen, XAlbertin. Linie: Teſtam. Herz. Albert v. 
18. Febr. 1499, u. Kurfürften Joh. Georg I. v. 20. Zuli 1651. — 
Die dabei gegründeten drei Nebenlinien Weißenfels, Merfes 
burg, 3eig erloſchen noch im 18. Zahrh. Erneſt. Linie: Weis 
mar, Teftam. Ernft Aug. v. 4. Aug. 1717. Gotha, Primogen. 
Ordn. Friedr. I. v. 22. Apr. 1685. Meiningen, Zeftam. 9. 
Bernd. v. 12. Novbr. 1688 u. Teſtam. Ernft Ludw. v. 1721. Pris 
mogen. DOrbn. bed H. Georg v. 12. März 1802. Hildburghau: 
fen, Prim. Ordn. H. Ernſt's v. 24. Jun. 1703. Goburg, Prim, 
Verorbn. des H. Franz Joſias dv. 2. Rovbr. 1746. — Hannover, 
Teftam. des Kurf. Ernft Aug. v. 23. Oct. 1688. — Würtemberg, 
Monfinger Vertrag v. 1482. Herzogsbrief v. 1495. Zeftam. Eber- 
hards II. v. 1664. — Baben, Zeftam. bes Markgrafen Georg 
Sriebr. v. 17. Novbr. 1615. — Beide Heffen, Erbvergl. v. 1. 
Febr. 1627, u. Primogen. Bertrag v. 8. Juni 1628. — (Heſſen⸗ 
Homburg, Primogen. Ordn. v. 9. Dctbr. 1749.) — Holftein, 
Gottorf'ſche Linie: Primogen. Ordn. v. 9. San. 1608, u. ftänbifche 
Erklär. über den punctum electionis v. 1616. Aeltere königl. Linie: 
Erbflatutum v. 24. Zuli 1650. Süngere Linie: Erbflatut v. 17. 
Decbr. 1633. — Dldenburg, nad) dem Austaufch v. 1773, wos 
durch die Gottorf’Iche Linie in den Beſitz von Oldenburg und Del: 
menhorft kam, galt bier das Hausgeſetz v. 1608. — Braunfhw. 
Pact. Henrico Wilhelm. v. 1535. Zeftam. H. Julius v. 1583. Res 
vers Herz. Auguſts v. 1636. Lanbdfch. Priv. v. 1770. Art. 9. — 
Beide Medlenburg, Hamb. Bertr. v. 8. Mär; 1701. (Bertrag 
v. 31. San. 1707.) Landesgrundgef. Erbvergl. v. 18. Apr. 1755. 
$. 138. — Naffau, Hausvertr. v. 1736 und Erbverein v. 13/a9. 
uni 1783. — Anhalt, Deffauer Primogen. Ordn. v. 12. April 
1729. Bernburg. Vertrag v. 1677. Vergleich v. 13. Febr. 1709. 
(Köthen, Zeftam. Emanuel Lebrechts v. 2. Dec. 1702.) — Schwarz: 
burg, Hausvertrag v. 7. Septbr. 1713. — Waldeck, Primogen. 
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nach und nah, vielfach unter Toncurrenz ‘und Garantie ber 
Stände, den Sieg davon, und je mehr fich inzwifchen die Lan: 
deshoheit einer wirflichen Staatögewalt genähert hatte, deſto mehr 
mußte das, die Succeffion beflimmende, Haus geſetz die Natur 
eines Landesgrundgeſetzes annehmen, und die Ueberzeugung 
berrfchend werden, daß das Succeffionsrecht in das Fürftenthum 
feined ihm mißbräuchlich aufgedrüdten privatrechtlichen Cha 
racterd entMleibet und mehr dem ſtaatsrechtlichen Prinzip ent: 
fprechend (als wahre Staatsfucceffien) betrachtet werben 
müſſe 10). Es' ift daher nur ein Abſchluß der ſtaatsrechtlichen 
Entwickelung, daß die Landesgrundgeſetze zum Theil ſchon im 
vorigen Jahrhundert und faſt durchgängig in der neuern Zeit 
auch das Recht. und die Ordnung der Thronfolge feſtgeſtellt “oder 
die darüber vorhandenen Geſetze für einen Theil der Verfaſſung 
erklärt haben 11). 


Ordn. dv, 6. uni 1685. — Neuff, Geſchlechtsreceß v. 1668 u. v. 
Septbr. 1690. — Lippe, Pactum uniouis d/ 1368. Kaiſerl. Pri⸗ 
mogenit. Diplom. v. 1593. Teſtament bes Grafen Heinrich Simon 
für Detmold v. 7. Aprit 1694. — Schaumb. Lippe, Primos 
gen. Ordn. v. 3. Febr. 1688. Die meiften diefer Hausgeſetze haben 
die kaiſerliche Beſtätigung erhalten. Der Heſſiſche Haus= u. Pri⸗ 
.. mogenitur=Bertrag ift fogar im Weftphäl. Fried. Art XV. g. fin. 
J. Reichsabſch. v. 1654. 5.188. vom ganzen Reiche beftätigt. — Berg. 
Reichard'a. aD. ©. 5238 fe Schulze, das Recht der Erſtgeb. 
-&.127f. ©. auch die Altern Hausgeſetze bis ins verige Jahrh. 
meiftens in günig’s Reichsarch. Part. spec. cont. I. Mofer’s 
Staatsr. IH. XII f. u. Deſſelb. Bamilien » Staatsredit. 
10). ©. bei. Schutze a. a. O. ©. ‚341 f. und über die Entſcheidungs⸗ 
normen für dieſe Lehre: I. St. Pütter, de normis decidendi suc- 
cessionem familiarum illustrium controversam, Goelt, 1757. (In der 
Synoge Commenlat. jus priv. “prince. illustr. No. III). — Ueber bie 
. Zolgen der Auflöfung bes deutfchen Reiche hinſichtlich der Gültigkeit 
ber Hausgefege und der Buläffigkeit einer Abänderung f. v. Berg, 
Abhandl. zur Erläut. der thein. Bundesacte S. 228 f. und oben $. 
37. No.H. - Der Lehensnerus zum Reiche iſt zwar erlofchen; in dem 
Rechte ber Agnaten am Gegenftande bes frühern Reichslehns ift 
aber dadurch in "Beziehung auf Succeffionsrecht und Succeſſionsord⸗ 
“nung nichts geändert. ©: jedod, auch $. 53. Note 5. 
11). Defterreich. Reichsverf. &. — Preuß. Berf. urk. 5.53. — 
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§. 66. (. 48) 
1. Vom Succeffioüstedte )). 
a. Kechtliche Untur deffelben. _ 
Das Succeffi onsrecht in den ſouverainen Fürſtenhäuſern iſt 


infofern doppelter Natur, als ed zwar privatrechtlich iſt hin⸗ 
ſichtlich feiner Zuſtändigkeit, ſtaatsrechtlich dagegen vermöge 
ſeines beſondern Gegenſtandes. — Seine privatrechtliche 
Natur iſt gewöhnlich in dem, in den gemeinrechtlichen Quellen 
nirgends begründeten, oft genug mißbrauchten, Satze ausgedrückt 
worden, daß ed eine Successio ex pacto et providentia majo- 
rum fei, was es weder in Betreff des allodialen ‚oder lehnbaren 
Grundbefiges, noch binfichtlich der eigentlichen Fürſtenrechte ur⸗ 
fprünglid war und beziehungsweife - fein konnte 2). Jedenfalls 


” Baier. V. u. Til. 1.92. — 8. Sähfifhe.6.— — Hannov. 
Grundgeſ. g. 11. Landesverf. Gef. v. 1840. $. 12. — Würtemb. 
V. u. 5. 7. — Badiſche dA — Kurheſſ. 53. — Heft. 
Darmſt. V. u. 85 — Braunſchw. 8. D. v. 1832. 8.14. — 
Coburg. V. u. v. 1821. 5. 4. — Coburg. Goth. v. 1852. 8. 6. 
— Meining. Grundgeſ. 5. 3. — Altenburg. $. 13. — DI 
benburg. Art. 8 — Anhalt Deffau 8. u. 8.61. — Son: 
dersh. Grundgef. v. 1811. 8.6. — Waldeck. v. 1849. $. 84. — 


Reuß ji. 8. Verf. url. 8. 62. 


1) Der Unterfhieb zwifhen Spcceffionsreht und Succeffions- 


9) 


ordnung wirb ohne binreichenden Grund von Poffe verworfen. 
(&. deffen vor $. 64. citirte Schriften) Vergl. dagegen Runde, 
Beiträge zur Erläut. verfchiedener Rechtsmater. Bd. I. S. 415 — 
423. — Gönner, teutſch. Staatsr, $. 233. — Leift, Lehrb. 8.31. 
Es iſt bekannt, daß feldft das Iongobardifche Lehnrecht das Prinzip, 


die Rehnfolge-fei eine successio singularis oder ex paclo et provi- 


dentia majorum, nirgends aufftellt und daß baffelbe vielmehr auf Fi⸗ 
ctionen fpäterer Aüsleger beruht. Eich horn's deutſch. Privatr. $. 353. 
Noch weniger | konnte in Deutfchland in älterer Zeit auch nur entfernt 
daran gedacht werben, da ja nach deutſchem Lehnrecht bie Agnaten im 
Lehen. gar kein Succeſſionsrecht hatten und das Fürftenamt überhaupt 
fein Gegenftand privatrechtliher Vererbung wat. Dieß : gefchieht 


erſt nach entwickelter Landeshoheit, nachdem bie Periode der Thei⸗ 


lungen überwunden und durch fideicommiſſariſche Dispoſitionen 
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‚muß die Bedeutung jenes Satzes auf die Folgerungen befchränft 
werben, daß a) nur die rechtlich qualificirte Abflammung vom 
f. g. erften Erwerber ein Succeffionöreht giebt; daß b) bie 
Succeffionsordnung ohne Einwilligung der ſchon vorhandenen 
Berechtigten vom zeitigen Souverän nicht geändert und das ci= 
vilrechtliche Enterbungsrecht darauf gar nicht bezogen werben Tann, 
und daß c) der Anfall des Rechts ipso jure eintritt: (Vergl. 
Po, H. Unten.) 

Die flaatsrehtliche Natur des Succeffiondrechtes wirb 
durch den Begriff und das Weſen des Staats als einer lebendigen 
organifchen Anftalt, welche nicht Object bed Privat Eigenthums 
und beöhalb auch nicht eigentlicher civilrehtliherBererbung 
fein kann, beftimmt. Was durch die Stoatöfucceffion übertragen 
wird, iſt der Herrficherberuf, bie Pflicht und das Recht zur Re: 
gierung im Staate in ber Form, welche der Staat in feiner 
lebendigen Entwidelung gewonnen hat und innerhalb der Schran: 
fen, welche durch die Berfaffung des Staatd beſtimmt find 3). 


„zur Erhaltung des splendor familiae« die Succeffion in ben 
ganzen ZerritorialVefis mit den dazu gehörigen Regalien, Hohei⸗ 
ten, Rechten, Privilegien u. f. w. regulirt worben war. Bergl. 
Pütter, Jus priv. princ. $. 12. Der f. g. Ipfojure= Anfall aber, 
weldyer natürlich auch in Älterer Zeit auf das Fürftenamt gar Feine 
Beziehung haben Eonnte, beruht auf dem, audy in das longobardi⸗ 
ſche Lehnrecht aufgenommenen, Grundſatz des ältern deutſchen 
Rechts, wonach der Anfall der Succeſſion bie Gewehre überträgt, 
und ift erft bei der fpätern. Vermifhung der Rechte des Grundbes 
figes mit den Hoheitäbefugniffen auch auf diefe übertragen, worben. 
Vielfach und lange hat ſich aber aud) hierbei in dem Rechte des Va⸗ 
ters, unter den Söhnen den Regenten zu beflimmen und in dem dar⸗ 
| auf. bezüglichen Rechte des Volks oder der Stände ein, ſowohl bie 
Theilbarkeit als den Ipfojure= Anfall ausfchließendes, Prinzip erhal⸗ 
ten. Vergl. Schulze, das Recht der Erfigeburt ©. 120 f. 
3) Pütter, Beiträge Th. U. S. 40. „So wenig.alfo die Nachfolge 
.. in einer Monardhie mit einer Privaterbfhaft zu vergleichen 
ift, und ſo wenig Staaten ſich fo, wie andere Verlaffenfhaften, 
unter Söhne und Töchter vertheilen und nad) römifchen Unzen oder 
Zwölftheilen zerlegen laſſen, oder fo wenig auch ein Monardy 
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Als eine allgemeine ftaatsrechtliche Bedingung, felbft der Zu: 
ftändigfeit des Succeffionsrechtes, erfcheint deshalb gemeinrecht: 
lich die Fahigfeit zur Führung der Regierung, welche 
aus dem Privatrecht gar nicht und auch aus bem ältern Lehn⸗ 
recht nur durch eine Anglogie fich würde begründen laflen ®). 


11. Die Suceeffion, traft Geblütsrechts nad dem. gelten: 


den Thronfolgegeſetz, ift, wie jede andere Staatöfucceffion, 5. B. 
aus völterreihtlihem Titel, eine befondere Succeffionsart, 


9 


auf welche weder die privatrechtlichen Grundſätze von der Singu- 


berechtigt ift, feinen Staat wie ein Gut zu verkaufen, fo wenig 


läßt fi daB alles auch bey unfern Fürſtenthümern und 


Graffchaften gedenken,» v. Kamps, Erört. der Verbindlich. 
eines weltl. Reichs »Kürften, aus d. Handl. bed Worfahren. &. 54 
—60 35 insbefonbere ©.56. „Es giebt vielleicht wenige Srunbfäge des 
beutfchen Staatsrechts, welche fo fehr mißbraudyt werden können — 
als die bisher ausgeführten“ (der Successio ex pacto et prov. major.) 
©. 58. „Ein beutfcher Kürft erhält zwar bie Staatsfolge vermöge 
der Wohlthat und Vorforge feines Ahnheren, allein in der—⸗ 
jenigen Berfaffung und Form, welche das Staatsvermö⸗ 
gen, mithin aud die Staatsverlaffenfhaft, durdy bie 


-gefeamäßige Ausübung des Regierungsrechts ſeines Vor⸗ 


fahren erhalten hat.» ©. auch v. Berg, Abhandl. zur Grläut. 
ber rhein. Bundesacte. S. 226. — Leift, Echrb. $. 30. „und nie 


darf vergeflen werben, daß bier nicht von einer Privat fondern 


von einer wahren Staatsfucceffion bie Rebe fey.» — Klüher, 
öffentl. Recht. $. 242. 

Am deutlichften ift dieß Prinzip ausgefprochen bereits in der gold⸗ 
nen Bulle Cap. XXV. 8.3., infofern biernady jeder „defectus, 
propter quem non deberet seu posset hominibus principari‘‘ von 
der Succeffion in den Kurfürftenthümern ausfchließt. Offenbar ift 
diefer Ausſpruch nichts befonderes für die Kurfürften, wofür fich 


‚gar Fein Grund denken läßt, fondern nur Anwendung eines allges 


meinen, auf ber Natur des Fürſtenamts überhaupt beruhen⸗ 
ben Srundfages. Einleuchtend ift nun auch der Zufammenhang, in 
welchem fo viele ältere territorialvechtliche Beftimmungen über bas 
väterliche oder fländifche Wahlrecht hiermit ftehen, che die deutſch⸗ 
rechtliche Qucceflion in das Fürſtenthum durch romaniſtiſchen Ein⸗ 
fluß und die bee, daß Land und Leute mit ber Hoheit über biefel- 
ben ein Fideicommiß ſei, verunftaltet wurde. s 


Bahariä’s Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 20 
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lar=Succeffion, noch die der Univerfal-Succeffion, infofern 
dabei an die Gefammtheit der Rechte und Pflichten des Testen 
Souveränetäts= Inhaberd gedacht wird 5), zur Anwendung gebracht 
werben dürfen. Denn Singular-Succeſſion ift fie nicht, weil 
dabei nicht blos Rechte, fondern auch (und eigentlidy vorzugs⸗ 
weife) ein ganzer Cumulus von Pflichten (die Rechte nicht 
ohne die entiprechenden Pflichten) von einem Regenten auf ben 
andern übergehen; und von den privatrechtlichen Grundfagen über 
den Erben als Univerſal-Succeſſor kann Beine Nebe fein, weil 
auf den Staatöfucceffor nur die durch recht oder verfaffungßs 
mäßige Ausübung ber Staatsgewalt begründeten Pflichten des 
Vorgängers übergehen. Als beſondere Succeſſionsart iſt ſie 
aber, ſelbſt unter der Herrſchaft ganz verkehrter Theorien über 
die anzuwendenden Rechtsquellen 6), inſofern behandelt worden, 
als man ſich durch Andrkennung von Ausnahmen vor ben 
Confequenzen ber civil= und lehnrechtlichen Grundfäge zu retten 
ſuchte 7). 

1. Als einen, für die Dauer und ben Beftand der monarchi⸗ 
ſchen Staatsordnung nothwendigen, Grundſatz hat auch das deutſche 
Staatsrecht anerkannt, daß der Uebergang der Staatsge— 
walt im Augenblick der Thronerledigung' von dem bis— 
herigen Inhaber auf den zur Nachfolge Berechtigten er: 


3) In biefem Sinne ſpricht von Kamptz, üb. die Verbindlich. eines 
weltl. Reichsfürften aus den Handlungen des Vorfahren, (S. 61) von 
einer Successio universalis. 


6 


Sr 


Vergl. unten bie Lehre von der Staatöverlaffenfhaft und. von ber 
Verpflichtung des Regierungs-Nachfolgers. 


Befonders gehört hierher die anerfannte Unanwendbarkeit ber lehn⸗ 
rechtlichen Regel in II. F. 45: „Filius non potest hereditatem sine 
benefieio repudiare“ auf den Sohn als KRegierungsd = Nachfolger, 
felbft bei lehnbaren Zerritorien. Vergl. Pütter’s Rechtsfälle. Bd. 
HM. Th. 3. Ro. 220. — v. Kamptz, Verſuch über das Iongobarbi- 
ſche Lehnsgeſez II. F. 45. Gött, 1794. — Poffe, über bie Son- 
derung der Staats- u. Privatverlaffenfchaft. Gött. 17. S. 208. 
— Leiſt, Lehrb. ©. 144. AM. ſ. in © 8. Böhmers Rechts⸗ 
fällen. Ih. IM. Abth II. Ro. 215. 
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folgt 8), woran auch durch die Beſtimmung der meiften deut: 
fhen Berfaflungen, daß vor allem Anbdern die Lanbesver: 
fofjung vom Regierungs-Nachfolger anerfannt ober befchworen 
werben müffe, wodurch nur eine (Poteftativ:)Bebingung für Die 
gefetz⸗ oder verfaffungsmäßige Ausübung ber Regierungs: 
gewalt gefeßt ift, nicht8 geändert wirb 9). Diefer Ipſojure Ue⸗ 
bergang läßt fich jedoch nur auf das Recht felbft, nicht anf den 
Beſitz beziehen 19%), obwohl die civilrechtliche Beſitzfrage im Ver⸗ 
hältniß zu den Unterthanen eigentlich gar nicht, ſondern nur 
zwifchen mehreren Kron=Prätendenten oder ein Succeffionsrecht 
auf das Land oder einen Landeötheil behauptenden Souveränen 11) 


8) So ift das deutfche Sprüchwort „Der Todte erbet den Lebendigen« 
oder das franzöfifche „Le mort safsit le vif“ (vergl. Eifenhart, 
beutfch. Recht in Sprüchwörtern 3te Ausg. von Otto. Leipz. 1823. 
&. 323 f.) auch auf bie Staatefucceffion bezogen worden. Mofer, 
teutfches Staatsrecht. Th. XVIII. ©. 471 ff. Deffeiben perfönt. 
Gtaatser. Bb. II. ©. 12 f. S. aber audy oben Rote 2. Das „Rex 
non moritur“ und das franzöflfhe Sprüchwort „le roi est mort, 
vive le roi“ wird auch auf diefen Spfojure» Anfall bezogen, brüdt 
aber zugleidy die aus bem Wefen des Staats folgende ununterbro⸗ 
chene Fortbauer der Königlichen Gewalt aus. 

9) Vergl. oben $. 56. 

10) Eine ganz unrichtige Erklärung giebt infofern Eifenhart a. a. D. 
Ueber bie zu verneinenbe Frage, ob auch ber Beſitz ipso jure ers 
mworben werde? f v. Sramer’s Nebenftunden Th. LXXI. 8.65. — 
G. W. Gaertner, Diss. examinans materiam possessionie territo- 
riorum 'S. R. I. G. immediatorum in titulis et modis acquirendi, 
retinendi et amittendi. Lips. 1724. — Ginige intereffante Fälle von 
Befigergreifungen resp. Verſuchen, 3. 3. v. 1689 beim Abgang ber 
Derzoge von Sachfen- Lauenburg, bei Mofer, Famil. Staatör. Th. 
1.&.8f. Rom Constitutum Possessorium,, f. g. traditio symbo- 
lica, f. Erörterungen u. Beifpiele bei Mofer a. a. O. © 17 f. 
Deff. Perſönl. Staatser. Ih. I. ©. 593 f. Staater. IH. XXVI. 
&. 137. u. Mühlenbrud, Rechtl. Eradıt. betr. ben gegenwärt. 
Befisftand der Reichsgr. Bentind.. Kideicommiß s Herrfchaft. Gött. 
1841. S. 60 f. . 

11) Steeiten deutſche Souveräne, fo qualificirt fich zweifellos bie Beſitz⸗ 
Streitigkeit zue Austrägal⸗-Sache, was fih von andern Suc⸗ 
ceffions = Streitigkeiten nicht behaupten läßt. Eine Abhandl. „Weber 
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rechtlich in Betracht kommen Tann 12). 


IV. Keinem Zweifel kann es unterliegen, daß fich das Haus 


gefegliche und verfaflungsmäßige Succeffionsrecht in den ſouveränen 
deutſchen Fürftenhäufern auf die gefammten zu einem Staate 
vereinigten Landestheile bezieht, einerlei ob fie fchon bei der Feſt⸗ 
ftellung der Succeffionsordnung vorhanden waren oder erft fpäter 
erworben worden find 13). Die rechtliche Möglichkeit der Eriftenz 


13) 


Succeffiong - Streitigkeiten in Deutfchland « f. in der- Deutfch. Vier⸗ 


teljahrefchrift Jahrg. 1842. 1..S.100—141. Vergl. auch über „Aufs 
rechthaltung des Befisftandes und Schuß bes jüngften Beſitzes durch 
die Bundes» Berfammlung» Wiener Schl. X. Art. 19. 20. u. un 
ten dad Bundesrecht. 

Auch die flattgefundene Huldigung von Seiten der Stänbe ober 
Unterthanen und fonftige Anerkennung kann zwar ben Befiäfland 
eines Theiles documentiren, aber nicht bem wirkli Berechtigten 
präjubiciren. Weftpfal, Staater. Abb. I. Wäre der (vermeintliche) 
Nachfolger ein untergefhhobenes Kind, oder würde er durch ei- 
nen nicht vorhanden geglaubten näher Beredhtigten, oder burch einen 
posthumus wieder ausgefchloffen, To kann von einem gefeglichen An⸗ 
fall der Regierung gar nicht bie Rede ſein. Vergl. Mohl, wür⸗ 
temb. Staatör. Bd. I. &.180 f. Zweifelhaft kann es allerdings 
für eine Beit fein, wer der Nächftberehtigte fei, 3. B. wenn ber 
leste Befiger eine fchwangere Wittwe hinterläßts ift aber die Ent: 
ſcheidung erfolgt, dann muß ber Anfall ber Regierung body auf den 
Augenblick des Todes des legten Regenten zurüdbezogen werben. Es 
entfcheiden dann bie Grundfäge über die Handlungen eines f. g. Zwi⸗ 
ſchenherrſchers. Vergl. Weiß, ara. O. Note a — Mohl, Wür- 


. temb. Staatsr. Bd. I. S. 164. 


13) 


Daß fid) das hausgefegliche Succeffi ionsrecht auch auf bie neuerwor⸗ 
benen |. g. Entfchädigungslande beziehe, verorbnete der Reichsdep. 


Gptſchl. v. 1803. 8. 45. ausdrücklich: „— jeböch verfteht es ſich 


von felbften, daß KamiliensSucceffionsrechte von jenfeits 
rheinifchen und auögetaufchten Befißungen auf bie Entſchädi—⸗ 
gungs- und eingetaufchten Objecte übergehen.“ Diefer 
Zufag ($. 45.) wurde durch Heſſen⸗Caſſel hineingebracht, welches 
in Betreff der für Heffens Darmftadt beftimmten Entfchädigungen 
befonders dabei intereffirt war. Vergl. Die Anfprüde ber Krone 
Bayern an Landestheilen des Großh. Baden. Mannh. 1827. ©. 13 f. 
(Dabei au die Erörterung ber Frage, ob bergleichen eventuelle 








11+--®Bom Staatöoberhaupt. ($- 66.) 311 


Daß nach Auflöfung ided Reichs und der Erlöfchung des 
Lehnönerud zu Kaifer und Reich auch in ben frühern Reichs⸗ 
mannlehen die Weiber von felbft ein eventuelles Succeffions: 
recht erlangt hätten, läßt fich nicht behaupten, da in den Rechten 
ber Familie Seine Aenderung vorgegangen ift. Allerbings erhiel- 
ten aber dadurch die neuern Hausgeſetze freie Hand, es ihnen 
beizulegen, wo fie es bisher nicht hatten. (Vergl. $. 64. Note 10.) 

Was aber den gegenwärtigen Rechtözuftand betrifft, fo betrach- 
ten alle neuern Hausgeſetze und Verfaſſungs-Urkunden die agnati- 
ſche Erbfolge, wenigftens als die Regel, bie cognatifche Dagegen 
böchftens nur als die eventuell und für einen Fall eintretende 
Ausnahme 5). Andere fchließen die Weiber ober Prinzeffinnen 


Hütter, daß der Vorzug bes Mannsſtammes vor den Töchtern unb 
weibl. Rachkommen, — nichts Unbilliges in fich faffe, in den Bei⸗ 
trögen zum St. u, Fürſtenr. Bd. II. No. 38. ©. 274 ff. Deffel- 
ben Rechtsfälle. Bd. I. Th. 1. ©. 159. Bd. II. Th. 1. ©. 194. 
Mandye, wie 3. B. von Cramer, wollten zwifchen alten Reichs: 
landen und neuerworbenen Gütern unterfcheiden, Andere, wie Mo: 
fer, Familien: Staater. Th. J. ©. 763 f. ©. 837 f. ©. 916 f. 
machten einen Unterfchied zwifchen Chur= u. altfürftlichen, und 
ben neufürftlihen u. gräflichen Häufern und ließen, wo nidyt 
das Herlommen ober die Hausgefege dagegen feien, in ben legtern 
bie Töchter den agnatifchen Seitenverwandten vorgehen. S. dageg. 
Doffe, von der Sonderung reicheftänd. Staats- u. Privatverlaf: 
ſenſch. ©. 52 f. — Beifpiele, daß die Zöchter mit Ausfchluß der 
Stammesvettern fuccedirten, find früher allerdings mehrfach vorges 
tommen. 

5) Auch der Vorzug des durch Erbverbrüberung zur Succeffion 
berufenen Haufes, ift zuweilen ausdrücklich anerkannt, 3. B. in 
der Baier. Berf. Urt. Zit. II. $. 5. (Conftitution v. 1808. Zit. 
M. $. 3.). Bergl. v. Drefch Abhandl. üb. Gegenftände des öffentl. 
Rechte. München 1830. No. V. S. 211 f. (daf. audy ©. 227 f. die 
Frage, ob die Gognaten in biefem Balle für immer ausgefchloffen 
ſind?). &. ferner: Badiſch. Hausgeſetz v. 4. Octbr. 1817. (Verf. 
Urk. 8. 4) Württemberg. Verf. url. 8. 7. (wodurch bie Beſtim⸗ 
mung bes Hausgeſetzes v. 1808. $. 1., welches die Weiber ganz 

- ausfchloß, aufgehoben if. Ob dadurch Mechte (insbefondere bie 
öfterreihifchen Anwartfchaftsrechte) gekränkt feien? ſ. Mohl, 
würtemb. Staater. Bd. 1. ©. 168 f.). — Heffen: Darmflädt. 
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dann nach Erlöfchung bed Mannsſtammes, auch wenn ed Reiche: 
lehen waren, zur Sucteffion gelangen konnten 3). In den Kurs 
landen waren die Weiber und ihre Defcendenz Durch Die goldene 
Bulle Cap. VI. jedenfall vollig ausgefchloffen, eine Beftimmung, . 
die wenigftend in Betreff der eigentlihen Kurlande gewiß aud) 
auf diejenigen Haufer Anwendung finden mußte, welche fpater, 
wie 3. B. Hannover, die Kurwürde erlangten. — Die Frage 
aber, ob in andern nicht lehnbaren XZerritorien die Töchter 
des lebten Befißerd durch die Agnaten der Geitenlinie ausge: 
fchloffen würden, war zwar eine fehr beftrittene, wurde jedoch 
allmälig durch die Hausgeſetze bejahend entfchieden H. 


ohne Grund eine Aufhebung bes eventuellen Succeffionsrechtes ber 
Meiber entnehmen wollen. Bergl. Strube, rechtliches Bedenken. 
Th. IE No. 55. Ausg. v. Spangenberg. Th. I. ©. 298 f. — 
C. O0. Rechenberg, de Successionibus in Seren. Guelfiea Domo 
usitatis. Lips. 1716. 1735. — Mofer, Einleit. in das Braunfchw. 
Lüneb. Staater. Kap. IL XU. Deffelb. Familien » Staatsr. Th. 
U ©. 857 f. — v. Liebhaber, Staatsverfaff. der braunfchw. 
Yüneb. Churlande. ©. 8. Zweifellos fand auch die eventuelle cog⸗ 
natiſche Succeffion flatt in Defterreich, ſchon Eraft älterer kaiſerl. 
. Privilegien v. 1156 u. 1246, kraft Zeflaments König Ferdinands 
9. 1543 und der Sanctio pragmatica v. 1713. Mofer, Famil. 
Staatsr. Bd. I. S. 845. Ueber Naffau, ebendaf. ©.867. Lippe, 
ebendaſ. ©. 890. 

8 Schriften f. bei Pütter, Litteratur des Staatsrs. Th. ILL $. 1525. 
©. auch deffen Beiträge Th. I. No. 39. — Beifpiele audy bei 
Mofer, Familien - Staatsrecht. Th. J. Cap. X. ©. 914f. ©. auch 
das Verzeichniß hausgefeglicher Beftimmungen bei Poffe, von ber 
Sonderung reichöft. Staats- u. Priv. Verlaffenfchaft. S. 237 f. 

4) Eine Menge ftreitiger Succeffionsfälle erzählt Mofer, Kamilien- 
Staatsrecht. Ih. I. Cap. VIII. „von der Concurrenz der Agnaten 
und Töchtern.“ Deffelben deutſch. Staater. Th. XVI. ©. 126 f. 
— S. darüber auch Cramer, Opusc. T. I. N. 11. p. 391. u. Ob- 
serv. T. II. P. II. p. 483 f. Deffelb. Nebenſtunden. Th. XIX. ©. 
63. Th. XX. ©. 62. (Ungrund des Erbfolgeredhts ber Töchter vor 
tenen Stammesvettern in beutfche Reichslande) — 3. 3. Rein: 
hard, Abhandl. von dem Erbfolgsrecht derer Zöchtere vor benen 
Stammsvettern in Zeutfchen Reichsallodien; aus denen alten Teut⸗ 
[chen Rechten und dem durchgehenden Herkommen. Gieffen 1746. — 
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Rechte 3), die Eucceffiondfähigteit für diefelben gewiß nicht be: 
geündet werben. Ganz entichieben ſprach ed auch bad Iongobar: 
diſche Lehnrecht aus, daß in Lehen die Succeffionsfähigkeit zum 
Nachtheil des Lehnsherrn und anderer .Sucteffionsberechtigten über: 
haupt durch Legitimation ‚nicht begründet werben könne *), und 
für die Kurländer verlangte auch die goldne Bulle (Kap. VII. 
9. 2. 3. 4,) einen „filius legitimus.“ Auch der Schwabenfpies 
gel (Art. 378.) fpricht den durch nachfolgende Ehe Legitimirten 
die Succeffionsfahigkeit in Lehen nah weltlichem Rechte ab 
und enthält. für Diefelbe blos eine Werweifung auf die abweichen: 
de Anficht des canoniſchen Rechts und der geiftlichen Gerichte. 
Die durch das römifche und canonifche Recht veranlaßte Behaup: 
tung ber Lehnfolgefähigkeit ber Manteltinder 5) bat ſtets Wider: 
fpruch gefunden und iſt in ben meiften Haus- und Landedgefegen 
bes. 16ten u. 17ten Jahrhunderts, namentlich hinfichtlich der ade: 
lichen oder Ritterlehen, ausdrücklich gemißbilligt worden. Auch 
läßt fi durch Fein Beiſpiel nachweifen, daß fie beim hoben 
und reichdunmittelbaren Abel Eingang gefunden und bei 
diefem das zweifellofe, ältere deutfche Recht verdrängt habe 6). 


3) Welches der Sachſenſpiegel Bud; I. Art. 36. 37. ausbrüdlich beftä= 
tigts f. Eihhorn, deutſch. Staats= u. Reg. Th. IV. $. 449. 
II. F. 26. 8.:10. (11.) „Naturales filii, li0@ postea fiant legitimi, 
ad. successionem feudi nec soli nec cum aliis admittuntur.” 
Nah) Died, in den Beiträgen zur Lehre von ber Legitimation. 
Halle 1832, fol biefelbe im 16ten u. I7Tten Jahrhundert eine com- 
munis doctorum opinio geworben fein. 
Wenn auch für reine Allodien (denn binfichtlid; ber mit einem 
Lehen verbundenen Allodien mußte bas Lehnrecht gelten) ber 
longobardiſche Lehntert nicht entfcheibend fein Eonnte, fo hat doc) 
auch bei diefen das entſchiedene Herkommen, welches durch viele, 
„eheliche Beburt« verlangende, Hausgeſetze beftätigt wirb, das Ältere, 
gegen die Succeffionsfähigkeit ber per subsequens matrimonium 
Legitimirten fpredyende, Recht aufrecht erhalten, und ift faft von 
allen Schriftflellern über das Staats- und Privatfürftenrehht an- 
erkannt worden, namentlid, von Mofer, YamiliensStaater. Th. 
II. &. 856. f. Deffelben Reichshofraths Proc. Th. IH. Kap. 3. 
©. 269 fe. — Pütter, prim. lineae jur. priv. princ. 8. 27. — 
Leift, Lehrb. $. 33. u. %. i ' 
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Hiermit flimmen auch alle neuern Haus u. Verfaflungsgefege 
überein, welche fäinmtlich „ehelihe Geburt» zur Succeffionsfähig- 
feit verlangen 7). 

B. Sehr befiritten ift die Frage, ob die in einer heimli— 
hen und in einer f. g. Gewiſſens-, d. h. ohne die gefegli- 
chen, Firchlichen Solennitäten eingegangenen, Ehe erzeugten Kin: 
der fueceffionsfähig feien, eine Frage, die auch durch die neuern 
Haus: u. Verfaſſungs-Geſetze gar nicht entfchieben, in Ermange: 
lung einer entgegenflehenden Beflimmung aber in Betreff der 
Sewiffensehe eines proteftantifchen Landesherrn (Souverains) 
gewiß zu bejahen iſt 8). 





7) Erſt in neuerer Zeit iſt die Succeſſionsfähigkeit der „Mantelkinder⸗ 
in Schutz genommen worden, vorzüglich zuerſt von Dieck a. a. O. 
(Note 5.) und dann in Beziehung auf den Reichsgräfl. Bentinckſchen 
Succeffionsfal von Klüber in der für die Befiser gefchriebenen 
„Rechtlichen Ausführung“ Warel 1830, fowie in andern für den 
Beklagten gefchriebenen Streitfchriften, befondere ausführlich wieder 
in der Schrift von Died: Die Gewiffensehe, Legitimation durch 
nachfolgende Ehe. und Mißheirath, nad ihren Wirkungen auf bie 
Zolgefähigfeit der Kinder in Lehen und Fideicommiffen, unter Ber 
rückſichtigung des Reichsgräfl. Bentindfchen Rechtsſtreites. Halle 
1838. S. 136 ff. und nad ihm von Michaelis in Richter's Jahrb. 
der Rew. 1840. In Zuliheft. S. 611 ff.; — endlich auch in dem in 
dieſer Sache ergangenen Urtheil bee Jenaer Auriftenfacultät ©. 
348 f. (berausgegeb. v. Died Keipz. 1813.) ©. aber dagegen: X. 
M. Heffter, die Erbfolgerechte der Mantelkinder, Kinder aus Ge: 
wiffensehen, aus putativen Ehen und der Brautkinder bei Lehen u. 
Bamilien = Fideicommiffen. Berlin 1836 u. „Die gegenwärt. Rage bes 
Reichsgräfl. Bentinckſchen Rechtsftreites.« Berlin 1840. ©. 92-— 
136. — Aeltere Differtationen und Abhanbl. Über natärlicdye und 
legitimirte Kinder von Fürften f. bei Pütter, Eitterat. d. Staater. 
Th. IH. $. 1529, — Ein PBerzeichniß der in der Bentindfchen 
Streitfache bis dahin im Druck erfchienenen Proceß- u. Streitichrif: 
ten ſ. in der angeführten Schrift: „bie gegenwärtige kage⸗ u. ſ. w. | 
S. VII. VII. 

85 Auch: diefe Frage ift neuerlich befonders in ben, dem Bentindf chen 
Succeffionsfall. betreffenden, Schriften für und wiber erörtert worben. 
. Die Greundfäge des Fatholifchen und proteftantifhen Kirchen: 
rechts über bie kirchliche Form ber Ehe, welche hier als bekannt 
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vorausgefegt werden müffen, find im Ganzen als feftftehend zu be⸗ 
trachten, namentlid, daß man bei den Katholifen nach dem Con- 
eil. Tridentinum bie Erklärung bed Consensus matrimonialis vor dem 
competenten Pfarrer und zwei Zeugen zur Gültigkeit der Ehe forbert 
und daß nad) bem allgemein (feit dem 17ten Jahrhundert) anerkann⸗ 
ten proteftantifchen! Kirchenrecht die priefterliche Trauung ober 
Sopulation zur wefentliien Form ber Ehe gehört. Eichhorn, 
Grundſätze des Kirchenrechts. Th. I. S. 307 ff. Die Frage ift nur, 
ob der proteftantifche Landesherr (der katholiſche hat offenbar 
diefe Befugniß nicht), ſich felbfi von der Beobachtung diefer 
Borm bispenfiren Tönne? (vergl. J. H." Boehmer, de sublimi 
principum ac statuum evangelicorum dispensandi jure. Halae 1722). 
Diefe Frage kann aber mit Rüdficht darauf, baß die Ehe Fein Sa: 
crament, daß ihr Beftand und inneres Wefen (nadı römifchem und 
entfchiebenem ältern chriftlichen Kirchenrecht) nicht durch bie äußere 
Form bedingt ift, und baß bie Nothmwenbigkeit der priefterlichen 
Zrauung aud) bei ben Proteftanten auf keine Weife zu den Religi— 
onslehren gehört, fondern auf einer Anordnung ber Kirchengewalt 
(menſchlicher Sasung) beruht, nicht verneint werden. A. M. Eich- 
born aa. O. © 329 f. ©. dagegen Walter, Lehrb. des Kir: 
chenrechts. $. 294. No. VII. und bie gründliche Debuction von Died, 
die Gewiffensehe u. f. w. $. 15 — 33. — Michaelis aa O. ©. 
588 ff Eine genauere Relation der Anfichten älterer und neuerer 
. Staats» und Kirchenredhts-Schriftfteller über die Frage f. bei Died 
a. a. O. Gegen bie Gültigkeit der Gewiffensehe ſ. Chr. Hartm. 
Gatzert, progr. de S.R. I. principum comitumve liberis ex matri- 
monio conscientiae illegitimis. Giess. 1770. Ebenfo Mofer, teutfdh. 
Staater. Th XVII. ©. 494. Ih. XIX. S. 497. (1745) und noch im 
Kamiliens Staatsreht (1775.) Th. I. S. 208., wogegen er fidy zwei 
Jahre fpäter in der Abhandlung „von der Succeffionsfähigkfeit eines 
evangel. Neichsftandes Kinder, deren Mutter ihm nicht angetrauet 
worden iſt⸗, in den Abhanbl. verfchied. Rechtsmaterien St. XVII, 
©. 53 —132., für die Gültigkeit ausgefprochen Bat! Auch Hat in 
dem Rechtöfalle der, aus einer Gewiſſens⸗- (aber ebenbürtigen) Che 
entfproffenen, Reichsgrafen Wilhelm und Wenzel von Leinins 
gen⸗Dachs burg der Reichshofrath dieSucceffionsfähigkeit derfelben 
in Land und Leute (nad Gerftladher Hbb. Bd. X. ©. 1834. „per 
unanimia“) anerkannt, ®&. bie Echriften über dieſen Rechtsfall bei 
Pütter, Litteratur des Staatsrechts. Th. II. $. 1545. Gegen bie. 
Bältigkeit der Gewiffensehe f. noch insbeſondere Wilda, in ber 
Beitfchr. für deutfch. Recht Bd. IV. ©. 148 f, und die Entſcheidungs⸗ 
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6. 68.. (6. 50.) 


y. Abſtammung aus einer hausgeſetzlich gültigen und eben- 
‚bürtigen Ehe. 


Aeltere Schriften. über ungleiche Ehen und bie gemeinrechtliche, die Miß⸗ 
heirathen betreffende, nicht erſt mit ber Wahlcapitula⸗ 
tion von 1743 beginnende, Controverſe |. bei Moſer, Fami⸗ 
lien= Staater, Th. II. ©. 23-26. — Pütter, Litteratur bes 
Staater. Th. IM. $. 1528. Ferner: (X. Fr. Bay), Entwidel. 
bes Begriffs unflandesmäßiger Chen, hauptſächlich der bdeutfchen 
Reicheftände. 1781. — Strube, rehtl. Bedenken. Th. II. No. 
135. Deſſelb. Nebenftunden. Bd. V. No. 36. ©. 224 f. Dann 
vorzüglich Pätter, über Mißheirathen Zeutfher Fürſten und Gra- 

. fen. Sött, 1796. (barin ©. 487—546 eine genauere Litterär = Ge- 
fhichte der Controoerſe). S. auch Deffelb. Abhandl. über ben 
Unterfchied der Stände , befonders des hohen und niebern Adels in 
Zeutfchland. Gött. 1795. — Chr. Wiederhold, Diss. de vi 
atque efficacia pactorum s. statutorum familiarum illustrium, 

‘ matrimonia inaequalia prohibentium. Marb. 1795. — SHeffter, 
Beiträge 3. deutfch. Staats- u. Fürftenrecht. No. I. S. 1—10. 
— Dann die unten’ Note 3 citirten Schriften über die Anfprüche 
des Auguft v. Efte auf die Thronfolge in Hannover, fowie bie 
Literatur über die Succeffionsfähigkeit des Haufes Löwenftein- 
Wertheim in Baiern: (Conftantin, Erbprinz v. Löw. Roſen⸗ 
berg), Widerleg. einiger in neuerer Zeit verbreiteten falfchen Nach⸗ 
richten in Bezug auf ben Urfprung des fürftl. Haufes Köwenft. u. 
beffen Succeffionsrecht in Bayern. Wertheim 1831. — Klüber, 
die ehel. Abflammung bes f. Haufes L. W. u. deſſen Nachfolge: 
recht in den Stammländern bes Haufes Wittelsbach. Frankf. 1837. 
— Heffter, Votum, eines norddeutſchen Publiciften zu KRlü- 
ber’ö nachgelaſſener Schrift, die ehel. Abftamm. u. f.w. Halle 1838. 
S.64f.— Zopfl, keit. Bemerk. zu den Schriften Klüber’s u. 
eines norddeutſch. Publiciften. Heidelb. 1838. — C. ©. Zacha⸗ 
viä, Über das R. des fürft. Hauſes Löwenſtein-W. zur Nach— 

- folge in bie Wittelsbach. Stammlänber. ‚Heidelb. 1838. — Voll: 

graff, des fürftt. Haufes &. W. ehel. Abftammung. Kalle 1838. 
Ferner die den Bentindfchen Rechtsfall betreffenden Schriften 
von Heffter, die Erbfolgerechte der Mantelkinder u.f.w. S. 168 f. 


grüunde zum urtheil der Jenager Facultät in der Bentinckſchen Sache 
herausgeg. v. Died. &. 290 f. 
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Klüber, rechtl. Ausführung der Ebenbürtigkeit ber Reichsgrafen von 
. Bentind. 1830. Derfelbe, Begriff, Verſchiedenheit und Rechtes 
wirfung ber Ebenbürtigkeit, insbefondere im Werhältniß zu Mißs 


heurathen, in den Abhandl für Sefchichtlunde u. f. w. Bd. J. ©. 


225 ff. — Died, die Gewiffensehe, Legitim. durch nachfolgende 
Ehe und Mißheirath. Halle 1838. 9. 219 ff. — ©. ©. Zacha⸗ 
riä, in den Heidelberger Zahrb. 1840. 9.27 ff. — Michaelis, 


in Richter's Jahrb. 1840. S. 620 ff. — Deutfche Vierteljahrs⸗ 


fhrift. 1892. Ian. — März. S. 117'f. und beſonders noch bie 
gründliche Schrift von Chr. &. Gohrum, geſchichtl Darflellung 
ber Lehre von ber Ebenbürtigkeit nach gem. deutſch Rechte mit 
befond. Rückſicht auf bie Entwidelung der Geburtsftände u. ben 
Nechtöbegriff bes hohen Abels in Deutſchland. IT Bde. Tüb. 1846. 
— S. aud Reihard in der Beitfehr. f. gef. Staatsw. 1844. 
Hft. III. ©. 540 f. . 


1 Die neuern Haus- und Verfaſſungsgeſetze haben mei: 
ftens die Gültigkeit der Ehe eines Familiengliedes und demnach 
auch däs Succeffiondrecht der daraus entfproffenen Kinder davon 
abhängig gemacht, daß die Ehe mit Einwilligung bed re 
gierenden Herrn oder Souveraind abgefchloffen ſei )y. Wo 
eö aber an einer folchen -außbrüdlichen Beftimmung fehlt, verfteht 
fie ſich keineswegs von ſelbſt. Nur die Einwilligung der 


I) Baier. Verf. Urk. zit. I. $. 3. Würtemb. Verf. urk. 5. 8. (Das 
Würtemb. Hausgeſetz v. 1808. $. 18. ſchloß fogar den Prinzen, 
welcher die nicht=confentirte Ehe gegen den Befehl des Königs forte 
feste, Hals geiftestrant« von ber Thronfolge aus.) Mohl, Wär⸗ 
temb. Staatsr. Bd. I. 8, 161. 166. Heffen-Darmft. Verf. urk. 
8. 5. Weiß, hefſ. Staater. Bb. J. ©. 206. Die Kurheff. ©. U. 
$.12. fagt blos, ohne bie Folgen für die Succeſſionsfähigkeit zu bes 
flimmen:- „Kein Prinz und keine Prinzeffin des Haufes darf ohne 
Einwilligung des Landesheren fich vermählen.“ -Diefelbe Beſtimmung 
findet fih au in dem Kurcheff. Hausgeſetze von 1817. & 6. — 
Hannover. und Braunſchweig. Hausgeſetz v. 24. Octbr; 1831. 
Altenburg. Berf. Urk. $.28. Auch in älteren Kamilien= Verträs 
gen findet. fich ſchon die Beſtimmung, daß bie Einwilligung des re⸗ 
gierenden Herrn zur Ehe eines Mitgliedes des Hauſes erforderlich 
fetı Vergl. Moſer, Familien-Staatsr. Ih. IL. ©. 13 f. 


L 
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Eltern, insbefondere des Baters, ifl nach gemeinem Recht aud) 
bei fürftlichen Bermählungen immer für nothwendig erachtet wor- 
den 2). Hinfichtlih der Folgen für die Gültigkeit der Ehe 
und die Succeffionsfähigkeit der Kinder muffen die (abweichenden) 
Srundfäge des Eatholifchen und proteftantifchen Kirchenrechtö ent: 
fcheiden 3). 


I. Sowohl dad gemeine Recht alö ältere und neuere 


Haus: u. Berfaffungd-Gefege ) bedingen die Succeffionöfähig- 


2) 
3) 


9 


Moſer a. a. O. S. 12. 
Eichhorn, Grundſätze bes Kirchenrechts. Bi. U. ©. 357 — 371. 
·Vergl. die Anfichten über die Folgen bes mangelnden elterlichen 
Gonfenfes in ben: Parteifchriften von €. S. Zachariä, Über bie 
Anfprühe Auguſt's v. Eſte auf die Zitel, Würden u. Rechte eines 
Prinzen des Haufes ‚Hannover. Heidelb. 1834. und von Klüber, 
über die NRechtsgültigleit und Standesmäßigkeit der Ehe bes Herz. 
von Suffer mit Lady Aug. Murray u. f. w. (abgebrudt auch in def- 
fen Abhandl. für Geſchichtkunde, Staats- u. Röw. Bd. II. No. L) 
und dagegen: die Schrift v. Eihhorn, Prüfung der Gründe, mit 
welchen die Redytmäßigt. u. Standesmäßigk. der von Sr. 8. 9. dem 
Herzog v.Suſſer — — geſchlofſ. ehel. Berbind. behauptet worben iſt; 
Berl. 1835. u. R. Mohl die Nichtigkeit der Anſprüche bes Oberfl. 
Sir Auguftus d'Eſte auf Thronfähigkeit in Großbrit. u. Hannover. 
Sena 1835. 8. E. Schmid, Gb. die Thronfolge in Großbrit. u. 
Hannover. Jena 1835. Befonders beftritten iſt babei auch die Frage, 
ob, wenn man Ungültigkeit annimmt, biefelbe ipso jure, ober nur 
in Zolge einer Klage auf?Annullirung (einer accusatio matrimonii) 
Seitens des Vaters durch richterlihen Spruch eintrete? Yür Letzte⸗ 
res läßt ſich, auch was das? proteftantifche, Recht betrifft, c. 3. X. 
‚de divort. IV. 19. als entfcheidbend anführen. Vergl. Eichhorn, 
Grundfäge des Kirchenrechts. Ih. II. ©. 360. 
Unter den neuern Berfaff. Urkunden forbern ausdrücklich Ebenbür- 
tigkeit: Baier. Verf. url. zit. I. $. 3, -WÜrtemb. $. 8. Han: 
nov. Verf. Gef. v. 1833 u. 1840. $. 13. Sächſ. Verf. urk. $. 6. 
Kurheſſ. $. 3. THeſſ. Darmft. 9.5. Braunfhmeig. 8. ©. 
v. 1832. $. 14. Die feit 1848 entftandenen Berf. Urkunden geden⸗ 
ten meiftens des Erforderniffes der Ebenbürtigleit nicht. ©. jedoch 
die Medlenburg. $. 63. Die Gothaiſche v. 1849 ſchloß die 
„aus einer nicht geſetzmäßigen Ehe abflammenden“ in $. 5 aus. 
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keit Durch die Ebenbürtigkeit der Ehe der Elfen und Vor⸗ 
eltern, dergeſtalt, daß die aus einer Mißheirath (disparagium) 
oder einer Ehe zur linten Hand (matrimon. ad morganati- 
cam, ad Legem Salicam) 5) Entfproffenen von der Thronfolge 
(wie von ber Erwerbung anderer Standes: und befonderer Fami⸗ 


5) 


Die Berfaffung von 1852 6. 6 fordert aber ausdrücklich wieder eine 
„ebenbürtigeu Che. 

Begriff und Benennung kömmt fehon im Iongobarbifchen Lehnrecht 
vor. II. F. 29. „Quidam habens fillum ex nobili conjuge, post 
mortem ejus non valens oontinere, allam minus nodilem duxit: 
— ea lege, ut nec ipsa, nec fllii ejus amplius habeant de bonis 


palris, quam direrit tempore sponsaliorum, -— quod Mediolanen- 


ses dicunt accipere uxorem ad Morganaticam, alibi lege Salica. 
Hic filiis ex ea susceptis decessit. Isti in proprietatem non suc- 
cedunt, aliis existentibus, sed nec in feudo, etiam aliis non exi- 
stenlibus, qui -licet legitimi sint, tamen in beneficio minime succe- 
dunt.“ —’ II. F. 26. 8. 15. (16.) „Filii nati ex ea uxore, cum qua 
matrimonium lals condiliome contractum est, ne filii ex ea nali pa- 
Iiri ab intesiato succedant, nec in feudum succedunt. Nam quam- 
vis ralione improbetur talis conditio, ex usw tamen admittitur.“ 
©. Nettelbladt, an et quatenus matrimonium ad morganaticam 
pacto tale licitum sit. Hal.1748. Andere ältere Differtationen unb 
Abhandlungen f. bei Mofer, Familien-Staatsr. Th. I. &. 23 f. 
Pütter’s Literatur des Staatsr. Th. TI. $. 1528. Mofer, Bas 
milien=Staater. Th. I. ©. 105 f. — Pütter, Über Mißheirathen. 
©. 361 f. — Eeift, Lehrb. $. 32. No. IE. Vergl. auch die Schrift: 
Weber die Anfprüde ber Krone Bayern S. 47 f. Daſ. au ©. 50 
über den Kall, wenn bei Eingehung ber Ehe beftimmt wird‘, daß 
die Kinder zwar vorläufig nicht den Stand u. bie väterl. Sucs 
ceffionsrechte erlangen, aber fie dann erhalten follen, wenn ber vors 
bandene Mannesftamm ausſtirbt; was nah Mofer, deut. Staatsr, 


Th. XIX. $. 178 Leine wahre morganatifche Che if. Kann eine an 


fidh ffänbesmäßige Ehe für eine morganatifche erflärt ober durch 
bie Ehepacten ben Kindern die SucceffionssFähigkeit, bedingt oder für 
immer, entzogen werben? Warum nicht, wenn überhaupt venuns 
cidtorifche Erbverträge gelten? — Ueber Familien» Verträge, welche 
Mitglieder der Familie zur Eingehbung einer morganatifchen 
Ehe.verpflihteten, f. 3. E. Fr. Danz, über Zamiliengefege 
des teutichen hohen Adels, welche ftanbesmäßige Ehen unterfagen. 


. Feantf. 1792: — 
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lienrechte) andgefchloffen find 6). Zuweilen iſt nun zwar ausdrück⸗ 
lich beflimmt, welche Ehen ‚nicht ebenbürtige fein follen; wo 
dieß nicht der Fall iſt, entfcheidet Dad gemeine Hecht (Privat: 
Fürftenrecht), hinfichtlich deflen aber fchon lange. und befonders 
feit. der Wahlcapitulation Karls VII von 1742 über den Begriff 
der Mißheirath beim hohen Adel Deutfchlandd geftritten worden 
ift, und in Ermangelung einer (freilich vorbehaltenen) reichsgeſetz⸗ 
lichen Beflimmung nocd gegenwärtig geflritten wird 7), Im 


6) Ueber Anfprüche der Wittwen u. Kinder aus flandeswibrigen Ehen f. 


7) 


Heffter in der Zeitſchr. f. deutſch. Recht. Bd. I. Hft.2. S.1— 25. 
1. Aelteres Recht. Nach älterem Rechte war der juriſtiſche Be⸗ 
griff der Mißheirath offenbar viel ausgedehnter und beſchränkte ſich 
nicht, wie im neuern Rechte, auf den hohen Adel. Schon nach 
den Volksrechten war es Mißheirath, wenn ein Freier und eine Un⸗ 


- freie eine Ehe eingingen, was auch das canoniſche Recht (c. 12. C. 


XXXIL qu. 2. Tit. X. de conjug. servor. IV. 9.) beftätigte, und ein 
Gleiches ſcheint auch für Verbindungen zwifhen abelihen und 
freien Perfonen gegelten zu haben. Pütter, über Mißheirathten. 
® 10 f. — Eichhorn, deutſch. St, u. Rechtsgeſch. Bd. I. $. 65. 
Bd. II. $. 342. Rot. d. — Died, die Gewiffensehe u.f.w. S. 2%. 


— A. M. Klüber, Abhandl. Bd. I. ©. 252 f. — Auch iſt es 


nach dem Rechte der ſ. g. Rechtsbücher außer Zweifel, daß, wenn 
Vater und Mutter nicht gleichen Standes (nicht ebenbürtig) waren, 
die Ehe juriftifh ale Mißheirath erſchien und bie Kinder ber 
ärgern Hand folgten. Eihhorn, deutſch. St. u. Rsg. Bd. IL. $. 
338. Selbft nah Longobard. Lehnrecht II. F. 29 ift es eine un⸗ 


:gleihe Ehe, wenn ein-Nobilis eine Conjux minus nobilis heirathet, 


und nach dem Sachſenſpiegel Buch I. Art, 17. 8. IL Art 72. 
Sächſ. Lehnr. Art. 21. u. dem Schwäbiſch. Lehner. Art. 18. kann 


„wer dem andern nicht ebenbürtig ift, fein erbe nicht nehmen.“ 


Auch behält nur „das ehelich und frei geborene Kind feines Vaters 
Heerſchild und. Adel.» Am Beftimmteften ſpricht es aber ber 
Schwabenfpiegel Art. 50. aus, daß, wenn nicht beide Eltern 
vom hohen Abel waren, die Kinder biefen nicht erlangten: „Ce 
ift niemand femperfrei wann. bes Vater und Mutter femper- 
frei waren. Und ift-auc die Mutter femperfrei und der Vater 
mittelfrei, die Kinder werden mittelfreie. Und iſt ber Vater 
femperfrei und die Mutter mittelfrei die Kinder werben 
auch mittelfrei.“ So fagt auch Petrus de Andlo, de imper. 
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Zweifel, und wo nicht ein beſonderes Herlomnen ober Hausge⸗ 
feg in den fouveränen Fürftenhäufern entgegenfteht, wird man 


Roman. german. Lib. Il. c. 12. „Est autem Alamannis inveleratus 
usus et longe relro observata consuetudo, non magna, quantum 
conjicere possum, ratione suffulte, ut daro (b. 5. ein alter Dynaft) 
copulando sibi mslitaris et inferioris generis conjugen, prolem 
suam inde crealam degenerel alque debaronizel, Mllique de ce- 
tero harones minime vocitentur.“ Eichhorn, deutſche St. u. Reg. 
Bd. II. 8. 340. — Died a. a O. ©. 2321. Auch konnten in jener 
Beit, wo eigentliche Standeserhöhungen noch unbefannt waren, bie 
Standesunterfchiede noch nicht verwifcht werben. Dieß geſchah erſt 
feit dem 14ten Jahrhundert (unter den Kalfern aus dem Haufe Rus 
remburg), wobet auch in einigen Fällen ausbrüdtich die Succeſſions⸗ 
fähigleit beigelegt wurde. Weber die Urkunden v. 12373, 1278 u. 
1287, melde Rudolph von Habsburg in Beziehung auf die beis 
den Mibheirathen des Markgrafen Heinrich des Erlauchten und 
bes Dynaſten Reinhard von Hanau auſtellte, f. Mofer, t. 
Staater. Th. XIX. S. 24 f. S. 220 f. Pürter, üb. Mißheirath. 
S. 34—47. und die wohl richtige Anficht von Died a. a. O. ©. 223. 
2. Neueres Recht feit dem I5ten und I6ten Jahrhun— 
dert. Die bis dahin feftftehende Lehre von den Mißhelrathen wurde 
von jest an hauptſächlich durch die falfhe Anwendung bes rö⸗ 
miſchen und canonif hen Mechte und durch die häufiger werbens 
ben Standeserhähungen verwirrt. Die Romaniſten des Löten 
Jahrh. wollten dem Sage des römifdien Rechts, wonach ber Rang 
und Stand bes Mannes und Waters auch ber rau und den Kindern 
zu Theil wird, tn Deutfhland Beltung verfchaffen. Auch Hiels 
ten Ziele, aus Unktenntniß bes deutſchen Rechts, den niebern Abel 
für einerlei Stand mit dem Berrenftande und behaupteten deshalb 
Gleichheit der Ehe zwiſchen Dlitgliedbern des hohen und niedern 
Adels. Dieß Hatte zur Folge, daß wirklicd in einer Mehrzahl von 
Fällen Mißheirathen die volle Wirkung einer gleichen Ehe tür Frau 
und Kinder beigelegt wurde. Pütter, über Mißhelratben ©. SI 
— 1%. ©. 216 — 231. ©. 250 - 273. &. 285 — 298. &. 311 — 320. 
Entfhieden wurde es nun Lehre des gemeinen Rechts, 
daß die Ehe zwifchen einer Perfon des niebern Abels mit einer 
bürgerlichen keine Mißheirath im juriſtiſchen Einne fei, und daß 
"den Kindern die Rechte des Adels zufländen, wo nicht befonbere 
Gtatute dagegen feien. Auch Läßt ſich nicht in Abrede ftellen, daß 
das neuere Herkommen ſich Hinfihtlih des Grafenſtandes 
Bahariä’s Staatsrecht. Ir Sb 2te Aufl. 21 
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jede Ehe als ebenbürtig, aber auch nur dann als ebenbürtig zu 


für die Gleichheit der Ehen mit dem alten niedern Abel ent 
fhied. Mofer, Familien - Staatsreht. Th. I. ©. 151 f. — Püt 
ter, über Mißheirathen. S. 434-454. — Strube, rechtl. Beb. v. 
Spangenberg. Th. U. S.301f. ©. jedody au) Cramer Observ. 
Tom. IV. p.188.— Eichhorn, deutſche St. u. Rechtsgeſch. Th. IV. 
$. 563. Note e. Als eben fo gewiß muß es aber au betrachtet 
werden, daß die Grundfäbe bes. ältern Rechts beim Zür- 
ftenftande niht durdy ein neueres Herlommen verändert 
worden find, ungeadtet die Eaiferliche „Verleihung von Ziteln 
des hoben Adels an Perfonen vom niebern Abel bie Scheidung der 
beiden Stände unſicher gemadyt hatte. Zwar.tönnen ſich diejenigen, 
welche bie (juriftifche) Gleichheit der Ehe auch in diefem Zalle bes 
haupten, wie z. 8. Mofer, Zamilien - Staafereht. ZH. I. ©. 137 
.f.,-auf mehrere Fälle berufen, wo die Kinder für fucceifionsfähig 
erktärt worben find, wie namentlih Mofgr a. a. O. fieben folde 
Kälte nambaft madıt, Über welche das Nähere bei Pütter, über 
Mißheirathen S. SI — 190 zu erfehen ift. (Ueber das Markgräfl. 
Badiſche Haus, wo das ältere Herkommen für bie Gleichheit der 
Ehe mit Ritterbürtigen fein fol, f. die Schrift: Ueber bie Anfprüdhe 
der Krone. Bayern ©. 33 f.) Mit Recht ift aber fchon von Pütter, 
über Mißheirathen S. 405 — 421, von Eihhorn und von Died 
an ben a. D., dagegen und wider die Ableitung eines allges 
meinen Reichshberlommens aus benfälben geltend gemacht wor- 
den, daß entweder bie Agnaten folhe Ehen anerfannt haben, 
wodurch offenbar bie Beibehaltung bes alten Herkommens bezeugt 
wird, ober daß befonbere Umſtände, namentlich - religiös= po- 
litiſche Rüdfihten, „dergleichen Mißheirathen die volle Wirkung ei- 
ner gleichen Ehe verihafften. — Bon befonderer Bedeutung ift ge⸗ 
wiß,. daß gerade deshalh, weil bie Nothwenbigfeit einer eben- 
bürtigen Ehe in. mehrern Fällen in Zweifel geftellt war, viele 
Daudgefege des I6ten, 17ten und befonders bes 18ten Jahrhun⸗ 
bertö fi für die, Beibehaltung des alten Herkommens 
und namentlich dafür ausgeſprochen haben, daß zur Gleichheit ber 
Ehe eines Reichs fürſten erforderlich fei, daß die Gemahlin aud 
dem fürftlichen, ober wenigftens dem altgräflichen Stande 
angehöre. Ja es vereinigten fid) fogar mehrere altfürftliche Däufer 
zu einer gemeinfhaftlihen Gonvention, um den immer häus 
figer vorkommenden Mißheirathen entgegen zu wielen. &. barüber 
Pütter, Mißheirathen. S. 191—215 u. ©. 29-310. Schwei⸗ 
der, Öffentl. R. das Großhth. Weimar. I. $.31. (Die Primogenitur: 
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betrachten haben, ‘wenn beide Theile zu du hohen Adel gehö— 


Ordnung v. 1724 erklärt für Mißheirath "die wehliche Verbindung 
mit einer andern Perfon ale aus einem Zürftlichen oder alts 
gräflichen Haufe») Zugleich fuchte man fid) au in der Wahls 
capitulationen gegen bie etwa hinzulommenden kaiſerlichen Stan⸗ 
deserhöhungen zu ſichern. Schon in der Wahlcapitulation von 
1658. Art. 44. (fpäter Art. XXI. $. 3.) mußte Kaifer Leopold I. 
verfpredhen: „zu Präjudiz und Schmälerung eis alten Haus 
fes oder Geſchlechts, befielben Dignitäts, Standes und üblichen 
Zitels, keinen, wer ber auch fei, mit neueren Prädicaten 
oder Wappenbriefen zu begaben.“ Hierauf wurde, in ran 
laffung eines beflimmten Falles, in die Wahlcapitulation Carls 
VM. v. 1749. Art. XXII. 5. 4 die, nur das alte Herkommen bes 
ſtätigende, (nicht, wie Klüber a. a. O. ©.260 fagt, eine zweite 
Art von Mißheirath gemeinrechtlich fanctionirende), Falferliche Zu⸗ 
fage eingerüdt: „Noch aud den aus unftreitig notori- 
(her Mißheirath erzeugten Kindern eines Stanbes 
des Reichs oder aus folhem Haufe entfproffenen Herren 
zu Berfleinerang des Haufes, die väterliden Titel, 
Ehren und Würben-beylegen, vielweniger biefelben zum 
Rachtheil der wahren Erbfolger und ohne beren befons 
dere Einwilligung für ebenbürtig und fucceffionsfähig 
ertlären, auch wo dergleichen vorhin bereits gefhehen, 
ſolches für null und nichtig anfehen und achtenz- wozu in 
der Wahlcapitulation von 1790 noch folgende Zufäge gemacht wurden: 
Mach den Worten „unftreitig notoriſcher Mißhelrathr: „oder eis 
ner gleich anfangs eingegangenen morganatifden Hei⸗ 
rath«, und am Schluffe: „Soviel aber die noch e@foderliche nä⸗ 
bereBeftimmung anbetrifft, was eigentlich notoriſche Miß⸗ 
beirathen feyn, wollen Wir den zu einem barüber zu faffenden 
Regulativ erfoberlihen Reihsfhluß« (der nicht erfolgt ift) „bald⸗ 
möglichft zu befördern Uns angelegen feyn laſſen.“ Veranlaſſung zu 
jener Stelle der Wahlcap. v. 1742 hatte Die Che bes Herzogs Anton 
Ulrich v. S. Meiningen mit der Philippine Elifabeth Gäfaren 
Schurmann aus Caſſel gegeben, deren Kinder durd) Diplom Kaifers 
Gar! VL 0.1727 „nach gemeineri Rechten» für rechtgeborne Fürften 
und Kürftinnen, ja felbft für Tucceffionsfähig (was ber Kaifer aber 
freilich 1731 fuspenbirte) erklärt worben waren. &. die Geſchichte 
diefes merkwürdigen Falles mit dem benfelben betreffenden Reichshofr. 
Sonclufum v. 25. Septbr. 1744 und dem Neichefchluß vom 2. Septbr. 
1747 ‚bei Hütter, Über Mißheirathen. ©. 231 f. S. 235 f. Vergl. 
21* 
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gehören 8), was fo@pährenn zweifellos auch hinſichtlich der im 


8 


auch Mofer, Skaatsr. Ih. XIX. S. 46 f. 8.236f. — Klü⸗ 
ber, Abhandl. Bd. I. ©. 262. — Kraut, Grundr. des deutſch. 
Priyatr. S. 136. — Spittler’s Anmerkungen über die Worte: 


»unftreitig notoriſche/ in der kaiſerl. Wahlcapit., in Meiners' und 
Spittler’s biftor. Magazin. Bd. V. St. 1. Ro. 3. — v. Hell: 
feld’s Beiträge zum Staatsr. u. der Geſch. v. Sachen. Eiſenach 
1790. ZA III. ©. 238 f. — Daß. nun dur die Wahlcapitulation 


. die Ehe eines Mitgliedes eines teichsftändifchen Haufes oder des 


hohen Adels mit einer Perfon des niedern Abeld nicht aus- 


ehrüdticd für eine Mißheirath erklärt worben ift, bat feine volle 


— 


Richtigkeit. (Vergl. z. B. Leiſt, Lehrb. $. 32.) Auf keine Weiſe iſt 
aber jener dadurch Ritifhweigend für eine gleiche Ehe erklärt, 
indem vielmehr die „unftreitig notoriſche⸗ Mißheirath andere 
(beffittene) Mißheirathen vorausſetzt, bin ſichtlich welcher nichts 
entſchieden wurde. 

Die für das heutige Recht aufzuſtellenden dogmatiſchen 
Säpe ergeben fid, hieraus von felbft, und find um fo wichtiger, 


- als aud) viele der neuern Haus- und Verfaffungsgefehe den Begriff 
der Ebenbürtigkeit als einen herkömmlich feftfiehenden voraus- 


fegen, und nur überhaupt eine ebenbürtige Che verlangen. Daß 


- übrigens das Herkommen einzelner Däufer — -und daß durch 


die Hausgefege der Begriff der Mißheirath beſchränkt und erwei— 
tert werben könne, unterliegt keinem Zweifel. ©. 3. 8. über Lip- 
pe, Mofer’s Familien -Staater. Th. I. ©. 105. — Klüber, 


Abhandl. Ih I. S. 325 f. und über das würtemb. Recht, Welches 


die bier aufgeftellte Hegel beftätigt: Mohl, Staater. Th. I. ©. 
160. 165.%8ewiß ift aber auch, daß die bloßen Zitel des hohen 
Adels ohne das Wefen feiner Nechte keinen Unterfchied begründen 
tönnen, fo wenig wie auch jest Standeserhöhungen des Regen— 
ten die Rechte der wahren Erbfolger alteriren dürfen. Ueber den 
Einfluß kaiſerlicher Standeserhöhungen f. noch Pütter, über Miß- 
heirathen. ©. 455 ff. Die Ehen mit Gliedern auswärtiger regie⸗ 
render Familien find jedenfalls für gleiche gehalten worden, ohne 
Rückſicht auf Alter, Legitimität u. Fortdauer der Regierungsgewalt, 
wie 3. 8. mit Sliedern der Napoleonifhen Familie. — Hinſichtlich 
der Ehen mit Perfonen des auswärtigen Adels wirb aber Alles 
davon abhängig gemacht werden müſſen, ob fie nach den Begriffen 
ber frühern Zeit zum Herrenflande gerechnet worben find, ohne 
daß auch Hier die Zitel des hohen Adels entfcheidend fein Fönnen. 
Vergl. Mofer, Familien-Staatsrecht. Ih. II. 5. 150., der auch 
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d. Ausfhließung von der Nachfolge wegen seiſt lichen Stan⸗ 
des und wegen der Religion. 


I. Die Ausſchließung bed Geiftlihen U) GWenigleie der 
höhern Weihen) von der Succeſſion in weltliche Territorien 
beruhte gemeinrechtlich auf den Beſtimmungen des Lehnrechts 
und für die Kurfürſtenthümer auf ber ausdrücklichen Sancs 
tion der goldnen Bulle 2). Doch war und blieb, ab$efehen 


hier unrichtiger Weife Alles blos vom adlichen Titel abhängig macht. 
Hütter, über Mißheirathen. ©. 465f. ©. aber auch Mberlin 
Staatsarchiv. Bd. I. Heft I. No. 9. ©. 91 f. Ueber Ehen deutſcher 
Prinzeffi innen mit ablidyen ober birgerlihen Männern f. Püt⸗ 
ter, über Mißheirathen. ©. 352-2359. 

9) Vergl. Köhler. Hanbb. bes Privatfürſkenrechts. $. 3%: —- Per- 
nice, Quaestiones de jure publ. German, Part. II. Hal. 1835. p. 
9. — Died, die Gewiffensehe. S. 226. 

1) Vergl. Über. P. a Ludewig, clericus exsul successionis in 

feuda et principatus S. R. I. Hal. 1721. — J. J. Moſer, teutfdh. 
Staatsr. Bd. XIL ©. 342 f. Deſſelb. Familien-Staatsr. Th. I. 
S. 23 f. — 6. Böhmer's rechtliches Sutachten in J. H. 
Boehmer, Consultationes,. T. IH. P. I. resp. 142. — D. Nettel- 
bladt, de ciericorum evangelicorum in feuda saecularia succes- 
sione. Hal.1764. — #ür die Succeſſ. Fähigkeit: Pütter’s Rechts⸗ 
fälle. Bd. I. Th. 3. ©. 553 f. und Deffelben Beiträge II. ©. 
149 ff. — Maier, welti. Staater. Th. III. $. 27. Vergl. aud 
Schnaubert, Erläut. des Lehenrechts. ©. 401 ff. u. Leiſt, Lehrb. 
$. 34. 
Das Iongobardifche Lehenrecht fchließt den clericus und regularis 
von der Qucceffion in das Leben aus. II. F. 26. 8. 6. „Qui cleri- 
cus efficitur, aut votum Religionis assumit, hoc ipso feudum 
amittit.“ S. aud II. F. 21. 30. u. 36. (Grund: Quia ipsum ser- 
vire non valet. II. B 36.) Ebenfo erllärt das Sä chfiſche Lehen⸗ 
recht Kap. 2. „Pfaffena Für ſolche, „bie Lehnrechts darben“, wäh⸗ 
rend das Schwäbiſche Lehenrecht Kap. 3. einen „jeglichen Pfaf— 
fen, der Rittersart iſt⸗ als lehnsfähig anerkennt. Das Reichs⸗ 
cammergericht entſchied fich für den Ausſpruch des longobard. Les 


2 


— 
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von den Kurfürſtenthämern, die Frage bei den Kat holiſchen auch 

hinſichtlich der lehenbaren Territorien eine beſtrittene, beſon— 

ders für den Fall, wenn der ſonſt Gerufene den geiſtlichen Stand 
nicht niederlegen konnte oder wolte3). Bei den Evangeliſchen 
dagegen iſt anerkannt ber geiftliche Stand, 3. B. die bifchöf- 

liche Würde, Fein Ausſchließungsgrund geweſen 4). 

U; Das Belenntniß"der hriftlichen Religion’ mit einer 
der in Deutfchland anerfannten Gonfeffionen vorausgefegt, konnte, 
wenigftend nach den Beſtimmungen und dem Geiſte des weftphäs 
liſchen Friedens, die Berſchledenheit des Glaubensbe— 
kenntniſſes oder die Aenderung deſſelben kein Ausſchlte— 
ßungsgrund fein. Doc kommen Beiſpiele vor, daß durch fürſt⸗ 
liche Teſtamente oder Familien-Verträge dad Bekenntniß ber eis 
nen ober dern Religion zur Bedingung der Nachfolge oder Res 
gierungsfähigkeit gemacht. worden ift, was aber nur gegen bie 
Einwiligenden möglicher Weife won Wirkung fein Tonnte 5). — 
Bon den Beuern deutfchen Verfaffungen enthält Feine die Be: 
fimmung, daß der Zürft einer beftimmten Kirche angehören 
müffe 6). En 
- q 
henrechts. Mynsinger, Centur. 5. obs.48. Die goldne Bulle 
Kap. VII. $. 2. 3. verlangt zur Succeffionsfähigkeit in die Kurläns 
der ausdruclich, daß der Rachfolger Laie (laicus) fei. 

Daß das Herkommen allgemein für die Succeffionsfähigkeit fei, 

wie Pütter a. a. D. u. Gönner, Gtaatör. $. 234. behaupten, 

läßt fi nicht beweifen. Mofer, Kam. Staatsr. Th. I. S. 49 f. 

Doch fehlt es nicht an Beifpielen, daß fie zus Succeſſion gelangt 

find. Hausgeſetze haben nicht felten den clericus bis zum Abgang 

des Mannsſtammes ausgeſchloſſen. 

Moſer a. a. O. S. 25 f. 

5) Moſer a. a. O. ©.50-57. — 8eiſt, Lehrb. .35. — Gönner, 
juriſtiſche Abhandlungen. Bd. I. No. 1. 

6) Auch hat nur die Würtemb. Verfaſſung $. 5. für nöthig gefunden, 
ausbrüdlich auszuſprechen: nder König befennt fid zu einer ber 
criſtlichen Kirchen.“ Mohl, Würtemb. Staatsr. Bb. I. ©. 178 f. 
— Bom Statthalter f. Cob. Goth. V. U. $. 20. 
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Ausſchließung wegen geiſtiger und körperlicher Gebrechen— 


Daß köorperliche und geiftige Gebrechen im Xugemeinen eine 
Ausfhließung begründen können, ift gemeinrechtlich niemals 
befteitten worben. Doch. hat es üben die einzelnen Gründe der 
Untüchtigleit und darüber, ob fie- zur gänzlichen Ausſchließung 
genügend feien, immer verfchiedene Anfichten gegeben. Das Les 
henrecht, weldes man urſpruͤnglich wenigftens für die lehnba⸗ 
ren Zerritorien und bann auch für bie damit verhundenen Allo⸗ 
dien als Entſcheidungsnorm betrachtet hat, mußte eigentlich, mit 
Rückſicht auf den Lehndienft, auch wegen folder Förperlis 
her Gebrechen, welche zur Leiftung des Krieggdienfteg ‚völlig uns 
fähig machten, von der Succeffion ausfchließen, wie es auch im äl— 
tern deutfchen Lehnrecht We 2), Doch herrfchte darüber ſchon 
bei den italiänifchen Zeudiften Streit, und allgemein wurde bald 
zwiſchen angebornen und erſt fpäter eingetretenen Ges 
brechen unterfchieden 2). Für die Rurländer haben wir dann eine 
wichtige Beſtimmung in der golbnen BulleS), weſche zunächſt 


1) Sadfenfpiegel 8. I. Art. 4. „Wird aber ein Kind geboren 
fkumm, ohne Hand ober. Zuß ober blind, das ift wohl Erbe nach 
Landrecht, aber nicht nad Lehnrecht. Bat es aber Lehn ems 
pfangen, ehe es fo geworben ift, bas verliert es darum nicht.“ 
1. F. 36. „Mutus et surdus, coecus, claudus, vel aliter imper- 
fectus, etiamsl sic natus fuerit, totum feudum paternum ‚retinebit. 
Obertus et Gerardus et multi glii.. Quidam tamen dicunt (fo aud) 
der Sachſenſpiegel, Note 1.), eum, qui talis nalus est, feudum 
retinere non posse, quia ipsum servire non valel. Sic dicimus 
(b. 9. biefen Grund machen wir ja auch geltend) in clerico, et in 
femina, et in similibus.“ Bergl. I. F. 6. 8. 2. 

Aurea bulla Cap. XXV. $. 3. „Primogenitus Älius succedat, sibi- 
que soli jus et dominium competat, nisi forsitan mente caplus, 
fatuus, seu alterius famosi el -nolabilis defectus existat, propter 
quem non deberet seu possel hominibus principari.“ g. 4. „In 
quo omu inhibita sibi successione secundo -genitum — volumus 


2)- 


3) 


successurum.“ 
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Alled auf die geiftige Unfähigkeit zu ſtellen fheint, aber wegen 
des allgemeinen Ausdrucks, womit fie andere famosi et notabiles 
defectus der Geiftesfrankheit gleichgeftelt, auch auf Forperliche 
Gebrechen bezagen. werden muß. Ihr burchgreifendes und offen: 
bar rein ſtaatsrechtliches Prinzip ift, daß die Succeffion 
dur die Fähigkeit zum Regieren bedingt fei, und gerade 


wegen dieſes allgemein geltigen Grundes- konnte fie analog. 


auch auf andere Zerritotien zur Anwendung gebracht wer: 
den 4). Keinen Zweifel fann es leiden, daß ein folcher Untüch- 
tigfeitögrund gemeinrechtlich ganz von der Regierung ausfchließt, 
fo daß alfo fogleich der Nähftberehtigke fuccedirt. Bor: 
auögefegt wird aber natürlich zur Ausfchließung: 1) daß bie 
Untüchtigkeit fchon beim Anfalle der Succeffion vorhanden ſei; 
denn im andern‘ Falle entfteht Die Frage von Suspenfion ober 
Berluft der Regierung 5). 2) Daß der Zuftand vollftändig 
conflatirt fei, worüber ed zug Beit des Reichs zu einer Un: 
terfuchung und Entſcheidung Seitens der Reichsgerichte kommen 


4) Mofer, Famil. Staatsr. Th. IL. ©. 20 f. Daß man auch in ben 
andern Xerritorien die RegierungssZüchtigkeit ale Hauptbes 
dingung anfah und fo das flaatsrechtliche Prinzip feftzuhalten fuchte, 
zeigt das oft anerkannte Wahlrecht des Vaters unter mehrern Söh⸗ 
nen und das mehrfach vorfommende Wahlrecht des fürftlichen Rathes 
und der Stände, fo 3. B. nah Braunſchw. Lüneburgifhen 
Privilegien. Vertrag des Herzogs Magnus mit der Landfchaft von 
1367, bei Kleinfhmidt, Samml. der Landt. Abſch. Ch. 1. S. 23. 
„Bortmer fcholled deſſe vorbenömden Land Brunsfwid, unbe Lüne- 
borgh — een Herſchop ewiglifen bliuen, unde ungbetweyieb, unbe 
Land unde Lude vorebendmeb fcholleb nicht men eneme Deren, 
demme elbeften huldeghben, oft be dar bequeme to were. 
Were he dar nicht bequeme to, fo fholden ufe Raab, dhen we na 
ufeme Dote leten, enen ufer rechten Eruen.Eefen, bbe ym 
to der Herſchopdughte bequeme wefen. Konbe.je ded Kores 
nich eintellig$ werden, mid weme bhe Raab to Brunfweg, to 
Lüneborgh, unde t0 Honouere endrechtlilen to vellen in des 
me Kore, ben fdholden befie Land vor enen Heren holden.- — 
Andere Beifpiele bei Mofer, teutſch. Staatsr. Bd. XII. ©. 368 f. 

5) Mofer, Familien » Staatsredht. Th. I. S. 22. Derföngignes Staater. 
Th. I. ©. ‚664. 
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tonnte, wofür fich aber :zuweilen fehon im Landesrechte beftimmte 
Entfheidungs= Organe finden. 3) Daß der Zuſtand der Untüch⸗ 
tigkeit ald ein unheilbarer ermittelt fei, worüber einige Haus⸗ 
gefeße au wohl, Beflimmungen gemadht haben. Bei tempo: 
rärer Unfähigkeit würde blos eine vormundfchaftliche Werwals 
tung eintreten koͤnnen 6). Hiernach wird indbefondere die Blind: 
heit, fobald die geiftige Fähigkeit zur Führung der Regierung 
vorhanden ift, fehon deshalb, weil felten die Unheilbarkeit zu 
conftatiren fein wird 7), fchwerlich -ald genügender Ausfchlie: 
Bungdgrund, ja nicht einmal ald Grund zur Anordnung einer 
vormundfchaftlichen Regierung betrachtet werden können 8). 
Doch bedarf ed einer Einrichtung, welche dafür Garantie leiſtet, 
daß der blinde Monarch nicht getäufcht werde, (fei ed durch Vor: 
enthaltung wahrer, oder Mittheilung falfcher Thatfachen) und daß 
feih Wille unverfälfcht den erkennbaren Ausdrud finde. 

Den neuern VBerfaffungsgefegen fehlt ed zum Xheil 
an gehöriger Beſtimmtheit hinfüchtlih der hier einfchlagenden 


6) Pütter, gyim. lin. jur. priv. prince. $. 22. — Leifl‘, Lehrb. $. 35. 
— Gönner, Staater. 5. 234. Literärifche Nachweifungen Über 
mehrere in ben beutfchen Zürftenhäufern vorgelommene Källe ber 
Ausfchließung von ber Regierung wegen Geiſteskrankheit f. bei 
Klüber, öffentl. Recht. $. 247. Not. b. 

7), Mohl, würtemb. Staatsr. Ih. L ©. 293. Not. 6. 

8) Die Analogie des römifchen Rechts, welches die Unfähigkeit eines 

- Blinden zur Uebernahme einer Magiftratur ausfpricht, L. 1. 8.5. D: 
de postul. (Ill, 1.), kann deshalb nicht entfcheiden, weil Riemand 
auf ein Staatsamt, wie der Sugceffionsberechtigte auf die Nachfolge, 
ein jus quaesitum hat. Das Gegentheil (daß wenigftens die 
agnatifche Zutel eintreten müfle) hat auch für das heutige Staate- 
recht Oppenheim in den Conftitut. Jahrb. v. Weil Bd. Il. ©. 
269 f. in dem Aufſatz: „Staatöredhti. Betrachtungen üb. Regierungs- 
fähigkeit und Regentfchaft mit befonderer Beziehung auf die Thron⸗ 
folge in Hannover nachzuweiſen geſucht. &. dagegen: Zabor in 
der Zeitſchr. für deutfch. Kecht. Bd. IX. ©. 258 f. — Daß kein Blinder 
in ältern 3eiten König geworben fei, läßt ſich 3. B. ſchon durch bie 
Ungarifche Geſchichte widerlegen. Verzichte von Bläigden find auch 
im Welfifchen Haufe vorgefommen. 


Nat 
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Tragen. Meiftentheild haben fie aber das gemeine Recht darin 
abgeändert, daß fie geiftige und fürperlihe Unfähigkeit - 
des Nachfolger gar nicht mehr ald Ausfhließungs- Grund 
betrachten, was aus politifhen Gründen wohl fehr zu billigen 
fein dürfte, fondern nur eine Reichsverweſung, ober vor: 
mundfchaftlihe Verwaltung eintreten laſſen ?). 


9, Rad) dem Würtemb. Hausgefege v. 1808. $. 2. follte Geiſtesunfä⸗ 
bigleit, Geiftesabwefenpeit und totale incurable Blindheit 
ganz ausſchließen von der Exrwerbung der Regierung. Die Wür- 
temb. Verf. Url. $. 11—13. hat dieß aber "abgeändert und läßt 
nur. eine Reihsverwefung eintreten. „Iſt der König minderjährig 
ober aus einer andern Urfache (5. 13. nennt: „geiftige und körper: 
liche Beſchaffenheit⸗) an der. Ausübung der Regierung behindert, To 
tritt Reichöverwefung ein.“ Mohl, Würtemb. Staatör, Th. I. «©. 
290 f. Ebenfo: die Baier. Verf. urk. Tit. II. 8.9. 11., welche eben- 
falls wegen Minderjährigkeit und aus jeder Urfache, die länger als 
ein Jahr an ber Ausübung der Regierung hindert, Reichsverwe⸗ 
fung anorbnet3 die Großherz. Heffifche Verf. Url. $. 5. Weiß, 
heſſiſches Staatsrecht. Th. I. ©. 206 f. Kurheſſiſche Berf. Urt. 
8. 9: König. Sähfifche Verf. Urk. 5.9. In den Verf. urk. der 
fähfifhen Herzogthämer findet ſich keine Beſtimmung barüber; 
auch nicht. in ber braunfchweig. erneuert. Landfch. Ordn.3 wohl 
"aber in dem Hannov.-Grundgefes v. 1833. $. 14. „Eine Regent: 
{haft tritt ein, wenn der König entweder minderjährig ober 
fonft an ber eignen Ausübung der Regierung behindert ifl.« Das 
Lanbesverfafl. Geſetz v. 1840. 8.17. machte bie bedeutungsvolle Aen⸗ 
derung „Eine Regentſchaft (Regierungsverwefung) tritt ein, wenn 
der König minderjährig ift, oder in einem foldhen geiftigen 
Zufkande, fi) befindet, welchen ihn zur Führung der Regierung un= 
fähig macht.» Wegen bes bekannten Zuftanbes des Kronprinzen er- 
fhien dann das K. Patent v. 3. Zuli 1841, die Beglaubigung der . 
Unterfhhriften Sr. 8. Hoh. bes Kronprinzen betreffend. Sein In⸗ 
halt wurde ‘von vornherein als ungenügende Garantie betrachtet und 
tonnte  befonderd den, 1848 feftgeftellten, Berfaffungsverhälniffen 
nicht als entiprechend betrachtet werden. Jenes Patent ift daher 
aufgehoben und durch die, für den Kal, daß ber Kronprinz zur Re: 
gierung gelangt fein werbe, exlaffene, ‚feit November 1851 in Kraft 
getretens. Verordnung v. 24. Rovbr. 1850 (Geſetz⸗ Sammk 1. Abth. 
No. 55) erfeht worden. Won den neueften Berfaffungen hat 3.8. das 
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2. Bon der Succeffionsordnuung. 


a. Verſchiedene Arten. — Gemeine Succeſſionsordnung. 
Mofer, teutſch. Staatsr. Th. XII. S. 337 f. Ih. XIII. XIV. XV. Defs 
fen Familien⸗Staatsr. Ih. I. S. 70 ff. — Gönner, teutſch. 


Staatsr. $. 235. 236. — Leift, Lehrb. $. 36. 37. — Pütter, 
Literatur. Th. IIT. ©. 753, 


Hinfihtlih der Succeſſionsordnung ift die gemein: 
rechtliche oder gemeine von ber particularrehtlichen 
oder befandern Thronfolge zu unterfcheiden. 

J. Die gemeine Succeffionsorbnung, welde bei frü: 
ber lehnbaren Zerritorien auf ben Regeln des Lehnrechts, bei 
allodialen auf den Brundfägen bed ältern deutſchen Rechts 
von der Succeffi ion in dad Stammgut beruht 1) und bei Mehrern 
zur Suceeffion auf gleiche Weiſe Berechtigten zur Xheilung bes 
Territoriums führt, ift zwar gegenwärtig meiftens durch die Ein⸗ 
führung der Primogenitur und die ausgefprochene Untheilbar- 
keit des Landes als verdrängt zu betrachten; fie ift indeffen doch 
auch noch ‘in neuerer Zeit (3. B. beim Augfterbin bes S. Go: 
thaifhen Mannsftammes) in Frage gefommen und fann mögli: 
cher Weiſe auch noch in Zufunft in Betracht kommen, wenn 
beim Außfterben eines Hauſes die fucceffiondberechtigten Agnaten 


Didenburg. Grundgef. Art. 11 wörtlidh den $. 14 das Hannov. 
Grundgef. v. 1833 adoptirt. Das Medlenb. $. 65 ftellte „Min⸗ 
derjährigteit, Abwefenheit, Geiftestrankheit und Törperliche Gebre⸗ 
hen» als Hinderniffe zur Führung ber Regierung nebeneinander. 
Aud) das Gothaiſche v. 1849 8.10. u. Coburg⸗Goth. v. 1852. 
‘8. 12 bebanbeln rgeiftlige und körperliche Schwädye- gleih. Die - 
Preuß. Berf. Url. fagt $. 56: „Wenn der König minderjährig 
oder fonft bauernd verhindert ift, felbft zu regieren», fo übernimmt 
der nächſte volljährige Agnat die Negentichaft. 

1) Xeltere Schriften darüber f. bei Pütter, Literatur des Staater. 
Th. I. ©. 753 f. ©. auch Weiß, Syflem des deutfchen Staatsrs. 
8.241... Bon der Unanwendbarkeit der römischen Snteftat = Erb: 
folge auf die Succeffion in deutfchen Kürftenhäufern f. Pütter, Er: 
örterungen und Beifpiele. Th. I. S. 219 ff. ©. 247 ff. 
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nicht durch das, die Primogenitur einführende, Hausgeſetz als 
verpflichtet erfcheinen 2). Unbeftritten find die Grundfätze über 
die Succeffion der Defcendenten. Bekanntlich giebt ed aber 
verfchiedene Agfihten 3) über: die Succeffion det Seitenver: 
wandten in lehnbaren Zerritorien. Man unterfcheibet: 1. Das 
reine Gradual:Syitem®). I. Das reine Lineal: Syftem 5). 


2) 


3) 


4) 





Mofer, Familien» Staatsr. Ih. I. ©. 726. — Pütter, Erört. 
u. Beifpiele. Th. I. S. 327 f. Ueber ZTheilungen f. noch Mofer, 
Zamilien - Staater. Th I. ©. 5ll. — YPütter, Erörterungen und 
Beifpiele. Th. I ©. 447 ff. 

Vergl. über die Entftehung berfelben Eihsorn, deutfch. Staats = 


m. Rechtsgeſch. Ih. II. $. 366. Ih. IV. $. 567. 


Diefe Anfiht, wonad, blos bie Nähe des Grabes entſcheiden foH, 
dürfte jezt Leinen Vertheidiger mehr finden. Cs wirb alfo z. B. in 
dem folgenden Schema nicht F fondern K fuccediren. Die wohl für 
das (römische) Gradualſyſtem angeführte Stelle 
II. F. 37.: „ad agnatum prorimiorem ſeu- 
dum pertinebit, si paternum fuerit, eodem 
prorsus observando quantum ad ordinem 
aradus, qui continetur in legibus,“ — Tann 
nur in Verbindung mit II. F.60. und dadurch 
erklärt werden, daß die Nähe des Grades ge⸗ 
wöhnlich mit der Nähe der Linie zufammens 
ÖK zutreffen pflegt. Vergl. auch II. F. 11. 


5) Kür die reine Lineal Buccefjion, f. G. ©. 8. Preuſchen, rechtl. 


Ausführung, baß bie Lehnsfolge der Seitenverwandten in theilbaren 


Lehen nach den Stämmer und nicht nad) dem nähern Grabe zu be⸗ 


urtheilen ſey. Frankf. 1752. (aud) in Bepernid’s Sammlung aus⸗ 
erlefener Abhandl. aus dem Lehenrechte, Ih. HL” No. 11.). Püt— 
ter, Unftatthaftigkeit der. römifchen Gradualfolge unter Geiten- 
verwandten in reichsfländifhen Häufern in den Erörterungen und 
Beifpielen aus dem teutfh. Staates u. Fürſtenrecht. Bd. I. No. VI. 
(S. 208— 333). — Deffelben Redtsfälle. Bd. 1.8. 90 f. — 
Biener, Diss. de sucgessione feudorum non sec. jus repraesen- 
tationis, sed linearum praerogativam ordinanda. Lips. 1782. Cap. 
IV. — Oelrichs, de jure et ordine succedendi collateralium in 
feudis et bonis stemmaticis. Hannov. 1788. — Poffe ‚über Erb: 
folgeredyt und Erbfolgeordn. NRoftod 1796. ©. 163 f. — Derfelbe, 
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I. Dad gemifchte Lineal: und Gradual : Syftem 6). Nach 
dem Lineal:Spyfleme werden Diejenigen berufen, welche mit 
dem legten Zhroninhaber den nächften parens communis haben; 
nach dem gemiſchten Syfteme foll unter ihnen der nähere Grad 
ber Verwandtſchaft einen Vorzug geben 7). 





6) 


) 





über Erbfolge in Lehen- ober Stammgüter. Roſtock 1800. — ©. 
Reichhelm, Verſuch einer Auslegung dunkler Geſetze aus dem Gi: - 
vils u. Lehenrechte. Halle 1799. No. . — Bönner, Staater. $. - 
235. — Leif, Lehrbuch. $. 36. — Schmalz, dbeutfh. Staater. 
$. 274. 275. Vergl. auch Pütter’s Litterat. des Staater. Th. I. 


.$. 1533. Hierher gehören audy die Schriften Über den Sachfen Go= 


thaifhen Erbfall (gegen Meiningen) 3. B, Unterfuchungen über die 
Natur der Nachfolge der Seitenverwandten u..f. w. Coburg 1822. 
& 1— 34. . 

Für das gemifchte Syftem f. G. L. Boehmer, princ. jur. feud. 
8. 144. 442. — Pufendorf, Observ. jur. Tom. IH. No. 136. — 
v. Cramer, rechtl. Abhandl. von dem Vorzug derer nahen geſipp⸗ 
ten Stammevettern vor denen weiter entfernten bei der Erbfolge in 
Neichsländer, in beffen Opuscul. Supplement. p. 4. p. 278 s. — 
Mofer, BamiliensStaater. Th. 1. S. 726 fe — Schnaubert, 
Commentar über das Lehenrecht. $. 144. 148. — 8Danz, Verſuch 
einer hiſtor. Entwick. der gemeinrechtl. Erbfolgeart in Lehen. Stuttg. 


1793. — Eichhorn, Einleitung in. das deutſche Privatrecht. $. 


356. — Deſſell Rechtsgeſch. Th. IV. g. 567. Die Schriften in 
dem Sachſ. Gothaiſchen Erbfalle (für Meiningen). 
Die Verfhhiedenheit: des Lineal-Syſtems von dem gemifchten 
Syſteme ergiebt fich aus folgendem Schema : 
Denn nad) dem gemifchten Syſteme würde 
nur I, nad) dem reinen Linealſyſteme aber 
aud) L u. M, ohne Rückſicht auf die Nähe bes 
Grades, zur Succeffion fommen müffen, wie es 
3 8. bei dem Sachſen-Gothaiſchen Sucs 
ceffionsfalle beftritten war, infofern Meinin- 
gen um einen Grad näher fland, als Co: 
burg und Hildburgshaufen. — Der Streit dreht ſich insbefon- 
dere um die Erklärung von MI. F. 60. Bei der Erläuterung dieſer 
Stelle ift das auf der folg. Seite flehende Schena zu benugen. 
„Quod si quis (A) habens beneflcium, quatuor süperstiti- 
tibus filiüs (B. C. D. E.) decedat et feudum ad unum (B) solum ex 
divisione deveniat, et iste superstilibus filiis duobus vel tribus 
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Das reine Lineal: Syflem ift das richtigere und für daſſelbe 


(iedoch mit dem Rechte. der Erſtgeburt) ſprechen ſich auch alle 
neuere Haus- und Verfaſſungsgeſetze aus 8). 


1. Zu den beſondern Succeffionsorbnuhgen 9) gehört: 


A. Die Primogenstur (f. den folg. $phen). Doh Tann 
theild neben, theild eventuell anſtatt derfelben alch einmal 
eine Secundos oder Zertiogenitur vorkommen 19). 


8 


"9 


(F.G.H.) decedat, qui pa- 
trueles dicuntur: et ad 
E num -eorum (F.) benefi- 
scium feudi ex divisione 
L. perveniat, et similiter iste 
. supersiilibus filiis (M.N.) 
decedat, qui patrueles di- 
cuntur, ad quorum unum 
(M.) feudum similiter pervenit; sicut etiam ex .aliis superioribus 
vel primis fratribus supersunt masculi: (G. 0.1. P. Q.) si, ille (M.) 
qui feudum habet decesserit nullo filio relicto: an ad omnes vel 
ad quos perveniat, quaeritur? Respondeo, ad solos et ad om- 
nes qus ex illa linea sunt, ex qua iste fust. (Alfo zuerft 
an N unb®nadh beffen Tode an G und O. Nach dem gemifchten Sy⸗ 
ftem würbe G den O ausfchließen) Et hoc Kt quod dicitur ad 
p»orzimiores pertinere. (ef. II. F. 37.) Isti (G. O. von der Einie 
B.) vero proximiores diountur respectu dliarum linearum. : Sed 
omnibus ex hac linea deficientibus: omnes 'aliae lineae (db. h. bie 





“ £inien C.D. E.) aequaliter (d. h. nich: zu gleichen Theilen, 


— 


Nr 


fondern: wie es bei der frühern Linie ausgebrüdt ift) vo- 
cantur.“ 

Baier. Verf. ur. Tit. I. 9.2. Würtemb. Verf. url. $.7. Hefe: 
fen: Darmft. Verf. url. $. 5. Coburg. Berf. url. $. 4. Mei⸗ 
ning. Verf. urk. $. 3. Kurheff. Verf. ur 5. 3. Altenburg. 
Grundgeſ. $. 13. Sächſiſche Verf. urk. 8. 6. Braunſchweig. 
Landih. Ordn. $. 14. Hannov. Grundgef. $. 11. u. Landesverf. 
Geſetz. $. 12. und alle feit 1848 erfchienene Verfaffungen. 

Vergl. Pütter’s Erört. u. Beifpiele Th. I. S. 309-316. Leiſt, 


Lehrb. des HMaater. 8. 37, Mofer, teutfch. Staatsr. Th. XH. 
&. 370. 


10 Wecunbogenituren für Nebenländer hat ed gegeben und giebt es 


m Theil noch jetzt, 3.8. im öfterreichifchen u. früher im bran⸗ 
nburgifchen Haufes bier noch zu Anfang des 17. Jahrh. durch 
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B. Das Majorat, Minorat und Seniorat⸗11)y. Beim 


Majorat 12).und Minorat entfcheibet ˖die Nähe des Grades 
der Verwandtfchaft zum legten Befiger und zwifchen mehrern 
gleich Nahen dad höhere ober jüngere Alter 13); beim Seniorat 
tritt immer der Aeltefle des Hauſes in Beſitz und Genuß des 
Rechtes ein. — In den fouveränen bdeutfchen Fürftenhäufern 
kommen diefe befondern Succeffionsarten im Ganzen nicht mehr 
vor 19). Zuweilen ift aber auch noch in neuern BVerfaffungen 
von ber Zuftimmung des Seniors des Gefammthaufes etwas 


w. 


. ben Gera: Magdeburg. Vertrag v.'1603 aufrecht erhalten. Mo⸗ 
fer, t. Staatör. Th. XI. ©. 520. Eine eventuelle Secundogenitur 
u. zwar mit Ausfchluß des Erfigebornen, welcher als Regent eines 
auswärtigen Staats feine Refidenz nicht im Köntgreihe nehmen 

“ Tann, ordnet die baigr. Verf. Urk. Zit. II. $. 6. an. Vergl. barüb. 

„bef. Dreſch, Abhandl üb. Gegenftände bes öff. Rechte. S. 230 f. 
Test beftimmt au das Staatsgrundgef. für @oburg u. Gotha 
v. 1852. & 9. „Bon der Nadıfolge in bie Regierung ber Herzogthüs 
mer find der rvegierende König von England und ber vorausfichtlicye 
englifche Zhronfolger (heir apparent des englifchen Rechts) ausge: 
fhloffen, bergeftalt, daß die Regierung fofort auf ben nach ih⸗ 
nen zunädft beredhtigten Prinzen übergeht.“ 

1) Schriften über Maiorat, Minorat u. Seniorat f. bei Pütter, Kit: 
terat. Th. I. S. 764. u. Klüber’s Fortſetz. derf. $. 1537. Vergl. 
auch Mittermaier, deutſch. Privatr. $. 142. $. 398. 

12) Früher ift der Ausdrud Maforatus (Majorasco) audy zur Bezeichnung 
des Rechtes der Erfigeburt gebraucht oder mit Primogenitur zufam- 
mengefest worden; 3. B. im Teſtament Kaiſer's Ferdinand I. v. 
1621. (Mofer, teutfh. Staater. Th. XII. S. 370. 416. Ih. XIM. 
©. 422.) Ueber den Ausdruck Senior frater in der goldn. Bulle f. 
den folg. $. Note 1. — Bergl. auch üb. die Verbindung der Pris 
mogenitur mit Seniorat: Cramer, Observ. jur. Tom. VI. p. 231 f. 

13) Einen Ball aus dem Anfang bes 17. Jahrh. (1607), wo Weimar 
eventuell gegen Altenburg das Majorat geltend machte, Kaifer 
Rudolph II. aber dagegen entfchied, f. bei Mofer, Staater.. Th. 
XV. ©. 206. 

14) Ein Seniorat im ©. Erneftinifchen Haufe war bis auf die neuere 
Zeit das Amt Dldisleben. Klüber, öffentl. Recht. $. 243. - Durch 
Vertrag v. 10. Octbr. 1816 gieng es ausfchließlih an Weimar über. 
Schweiger, Öffentl. R. des Großh. Weimar. 8. 14. 
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abhängig gemacht, oder bei der cognatifhen Erbfolge in ber: 
felben Linie /das Alter der Perfon“ entfcheidend 15). 


$. 72. ($. 53.) 
b. Succeffionsorpnung nad Tem Wchte der Primogenitur. 


Schriften über das Recht der Primogenitur f. bei Pütter, Literatur des 
Staater. Th. II. $. 1531. 1532. ©. 754 — 758. — Klüber’s 
Fortſetz. F. 1532. &. insbefondere von ben bafelbft angeführten 
Schriften: Hofacker, de originib. et fatis successionis ex jure 
primogeniturae in familiis illustribus Germaniae. Goelt. 1771. — 
Mofer, teutich. Staatsrecht. Ih. XI. ©. 373 f. IH. X. ©. 
421 f. u. deſſen Familien-Staatsr. Th. I. Kap. II. ©. 73. ff. — 
Hütter, Erörterung. u. Beifpiele. Ih. I. S. 307 f. — Hoch 
ftetter, Verſuch über die Natur der Erftgeburtsfolge. Frankfurt 
1787. — Leiſt, Lehrb. des t. Staatsr. $. 37. — est bef. H. 
3. Fr. Schulze, das Recht der Erfigeburt in den beutfchen Kür: 
ftienhäufern u. feine Bedeutung - für die deutſche Staatenentwides 
lung. Leipz. 1851. 


I. Das Recht der Primogenitur befteht darin, daß von 
mehrern fonft zur Succeffion Gerufenen allein der Erftgeborne, 
resp. Aeltere der Geburt nad), oder der kraft Repräſentations⸗ 
rechtes in ſeine Stelle rückende Deſcendent mit Ausſchluß der 
übrigen — mit ihm in gleichem Verwandtſchafts-Verhältniß zum 
letzten Beſitzer Stehenden — zur Regierung gelangt. In Ber: 
bindung mit der Lineal: Succeffion hat dann dad Primogenitur: 
Recht die weitere Folge, "daß 1) bei der die übrigen audfchlie: 
Benden Defcendenz des Erftgebornen in derfelben Weife wieder 
ber Vorzug der Geburt entfcheidet und daß 2) Die zweite resp. 
britte Linie, mit dem wieder eintretenden Rechte der Erfigeburt, 
erſt dann zur Succeffion fommt, wenn von der vorgehenden Li- 


15) Vergl. das Meining. Grundgef. $. 4. u. das Altenburg. $. 15, 
weiche die Voljährigkeits: Erklärung des Thronfolgere nach zurück⸗ 
gelegtem 18ten Jahre vom Senior des ſächſiſchen Gefammthaufes 
abhängig machen; und die 8. Sächſ. Verf. Url. $. 7. bei der 
cognatifchen Erbfolge. 
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nie und deren weitern Verzweigungen gar Fein ſucteſſlongfahiges 
Glied mehr vorhanden iſt 1). 

II. Ueber die Einführung der, jetzt in allen deutſchen ſou⸗ 
veränen Zürftenhäufern, wenigftens in den Sperciallinien, an 
erfannten, Primogenitur, entfcheiden die allgemeinen Srundfäße 
über Errichtung eines, beftehende Rechte der Zamilienglieber 
fchmälernden, Hausgeſetzes 2). Daß die Primogenitur auch da, 


ı) Die golbne Bulle Garls IV. befchreibt die für die Kurfürften: 
thümer angeordnete Primogenitur Cap. VI. 8.2. in folgender Weife: 
„= praesenti lege perpetuis temporibus valitura decernimus, ut, 
postquam iidem Principes Electores seculares, et eorum quilibet 

« esse desierit, jus, vöx et potestas eleotionis hujusmodi ad fllsum 
suum primogenitum, legitimum, laicum; illo vero non exstante, 
ad ejusdem primogeniti filium similiter laicum, libere, et sine con- 
tradictione cujuspiam devolvatur.“ $. 3. „Si vero primogenitus 
"hujusmodi, absque haeredibus masculis, legitimis, laicis, ab hac 
luce migraret, virtute praesentis Imperialis edicti, jus, vox et po- 

“ testas electionis praedictae ad seniorem fratrem laicum per ve- 
ram paternalem lineam descendentem, et deinceps ad illius pri- 
mogenitum laicum devolvatur.“ (Bergl. über eine früher diefer 
Stelle gegebene unrichtige Ausleguug, ale ob hiernach hei dem 
Tode des erften Bruders, der dritte Bruder, ald Senior, ſei⸗ 
nes verftorbenen zweiten Bruders Sohn ausfchlöffe, mithin für die- 
fen Fall zugleich ein. Seniorat angeorbnet wäre, Dienfchlager’s 
neue Erläuterung ber: goldnen Bulle ©. 344. — Hofacker, a. a. 
O. &. 100. — Pütter, Erört. u. Beiſp. Th. J. S. 310 fi). 
Außerdem vergl. auch golbne Bulle Kap. XXV. 8. 4. wo, nach⸗ 
bem von ber Regierungsunfähigkeit des Primogenitus die Rede ges 
wefen ift, weiter verfügt wirb: „In quo casu, inhibita sibi succes.. 
sione, secundogenitum, si fuerit in ea progenie, seu alium seni- 
orem fratrem, vel consanguineum laicum, qui paterno stipiti in 
descendenti recta linea proxzimior fuerit, volumus successurum.“ 
Pütter a. a. D. ©. 318 f. — Wiebetholt wurde das Primogenis 
turrecht der weltlichen Kürhäufer beftätigt in der Wahlcapitulat. 
Art. 1. $. 2. (fpäter Art. I. $. 4.). „Inſonderheit auch die weltli: 
chen Shurhäufer, bei ihrem Primogeniturrechte, ohne baffelbe 
veftringiven zu laffen, — erhalten." 

3) Bergi. ob. 8.34. Ro. I. $.30. No. II. Mofer, Familien: Staater. 
Th. J. S. 302 f. — Leift, Lehrb. $. 87. No. IV. Eine Mehr: 

Baharis’s Staatsrecht. Ir Bb. 2te Aufl. 22 
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wo fie nicht auf den Reichs-, Haus: oder Verfaſſungsgeſetzen 
oder dem Herfommen beruht, fich jest von felbft verftehe, laͤßt 
fich nicht behaupten 3). Nicht nothwendig war zwar zur Zeit 
des Reich die kaiſerliche Bellätigung, wurde aber meiftens 
nadhgefucht, um das Hausgeſetz deſto mehr gegen Anfechtung zu 
fihern %). Zum Theil ſuchte man auch dadurch die Primogenitur 
zu flügen, daß die, wegen der dadurch bedingten Untheilbarkfeit 


3) 


%) 


zahl befonberer Källe theilweifer und befchräntter Yrimogenitur = 
Einführungen und flreitiger Fragen, ob fie wirklich angeordnet fei 
oder nicht? f. bei Mofer, teutfh. Staater. Th. XII. ©. 421 f. 
Daß mon es mit ber freien Einwilligung der Intereſſenten nicht 
immer ganz fireng genommen, anderer Seite ſich oft unnüge privat- 
rechtliche Skrupel gemacht hat, 3. B. in Vetreff der Nascituri, der 
Töchter u. f-w., lehrt die Gefchichte der Einführung ber Primogeni- 
tur in verfchiedenen Käufern. Eine Mehrzahl in dieſer Hinficht 
früher bedeutender Rechtsfragen beantwortet Mofer a. a. O. ©. 
439 f. | L 

4 M. Maurenbrecder, Lehrb. $. 234. Not. b. Wichtig kann die 
Trage möglicher Weiſe werben, wenn andere, durch bas beftehende 
Primogenitur = Gefeg nicht gebundene Linien, Erbverbrüberte oder 
Gognaten zur Succeffion kommen. Indeſſen dürfte Hinfichtlich der 
beiden lestern doch zu behaupten fein, daß ihnen die Succeffion 
nur in ber Geflalt eröffnet wird, die fie durch die gefeßmäßige 
Ausübung der Autonomie des regierenden Haufes und ber legislati⸗ 


ven Gewalt im Staate erhalten hat. Die Einwilligung ber Erb: 


verbrüderten einzuholen ift auch nie üblich gewefen. Mofer, t. 
Staatör. Th. XIII. ©. 449. Hinfichtlih der Epgnaten würde ge⸗ 
ſtritten; Mofer, t. Staatsr. Th. XVI. ©. 465 f. ; die richtige 
Anfiht aber — abgefehen von der coincibirenden Frage Über das 
vermeintliche Recht der. Regredient «Erbin — von Cramer de re- 
nunciat. filiar. Cap. I. $. 40 vertreten. Mofer’s Geogengrände a. 
a. D. u. im Familien» Staater. Th. I. ©. 925 find ſchwachz obwohl 
ibm auch Schnaubert, Erläut. des Lehnrechts. S. 494 u. Leift, 
Lehrb, $. 39. Note 4. beiflimmen. ©. dageg. bei. Pütter, Exört. 
u..Beifpiele Th. I. &. 334 — 386, 

©. bef. ausführlich hierüber Mofer, teutich. Staatsr. Th. XII. ©. 


‚469 f. Familien Staatsreht Ih. I. S. 323 ff. — J. Fr. Runde, 


de confirmatione .caesarea juris primogeniturae in familiis illustri- 
bus Germaniae. Goett. 1770. — Leiſt, Lehrb. ©. 120, 
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bes Landes intereffirten, Lanbftände für berechtigt erklärt wur: 
den, darauf zu halten und die Huldigung von ber Anerkennung 
des Primogenitur = Gefebed abhängig zu machen 5). 


$. 73. (. 54.) 
c. Aucceſſion ver Cognaten. 


Ueber das (eventuelle) Succeſſions recht berfelben überhaupt f. oben $. 66. 
Bon ber Succeffionsordnung, bei Eröffnung der cognatifchen 
Zhronfolge: Mofer, Bamilien » Staater. Th. I. S. 921. und von 
den Berzichten ber Zöchter ebendaf. Kap. VII. 8. 717f. — Def 
felben Staatsredht. Ih. XV. S. 454 f. XVI. S. 267 f. Daf. auch 
eine Maffe älterer, theils allgemeiner, theils einzelne Häuſer betref- 
fender, Literatur (Ih. XVI. ©. 270—288.). — doBoste), de ori- 
gine renunciationum filiarum illustrium ex diplomatibus medji 
aevi eruta. Giess 1766. — Pütter, Erörter. und Beifpiele. Th. 
I. ©. 330 f. u. Ro. 7. „Wie nad) Abgang des Mannsſtamms der 
Anfall an weibliche Seitenverwandte nadı dem Rechte der Erft- 
geburt zu beftimmen fey?« &. 334—386. — Poffe, von der Son: 
derung ber Staats⸗ u. Privatverlaffenichaft. S. 236 f. — Schott, 
über die Natur der weiblichen Erbfolge in Allodial-, Stamm: 

und altoäterliche Güter. Zübingen 1809. — Jaup u. Grome, 
Bermanien. &h. IV. Heft. 2. ©. 185 —221, — Leift, Eehrb. $. 
39. — Eichhorn's deutfche Staats: u. Rsgeſch Th. TI. $ 454. 
sh. IV. $. 541. 


J. Daß aud bier ber Unterfchied zwifchen gemeiner und 
befonderer Succeffionsorbnung, inöbefondere nach dem Rechte 
ber Erftgeburt, in Frage kommen kann, unterliegt keinem Zwei: 
1 Letztere muß aber, wenn fie einmal hausverfaffungs: 

mäßig ift, auch ohne ausdrüdliche Beſtimmung, auch auf die 
Succeſſion der Cognaten bezogen werben 1). 


5) z. B. Braunſchweig. landſchaftl. Privilegien v. 1770. Art. 9. 
Landſchaftsordn. v. 1820. $. 79. S. Mofer, teutſch. Staatsr. Th. 
XII. ©. 449 f. u. Deffen Zamtlien : Staater. Ch. L ©. 312 f. 
Urkunden Über die Einführung ber Primogenitur in den einzelnen 
Territorien f. in Mehrzahl bei Pfeffinger, Vitr. illustr. T. IV. p. 

: 169 f. 

1) Vergl. ben vorig. Sphen Note 3. Ueber die Möglichkeit einer zu 

gleicher Zeit ftattfindenden agnatifchen und cognatifhen Suc⸗ 
22* 
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1. Sehr beftritten war, befonderd im vorigen Jahrhundert 
dei Erlöſchung des habsburgiſchen Mannöftammes, die Frage, 
ob bei Eröffnung der cognatiſchen Erbfolge die früher durch 
den Mannsftamm ausgiefhloffenen Weiber, oder beren 
Defcendenz (die f. g. Regredient- Erben), den Vorzug 
vor der, dem legten Befiger vom Mannsſtamm am näch— 
ften flehenden, Gognatin (der f. g. Erbtodter) in An- 
ſpruch nehmen könnten 2)? Diefe Frage hätte gar nicht ent: 


) 


ceffion f. Pütter, Erört. u. Beifpiele -Bb. I. S. 390 f. Weber 
die Unftatthaftigkeie einer mütterlichen Erbfolge ober einer Suc- 
ceffion mütterlicher Seitenverwanbdten f. J. D. Reiche, de matre -’ 
illustri legitimae liberorum successionis experte. Lemgo 1784. u. 
Pütter, von ber Unftatthaftigkeit der mütterlihen Erbfolge in 
gehn- u Stammgütern und damit in Verbindung ftehender Ungrund 
ber Anfprüde möütterlicher Seitenverwandten auf Allobialverlaffen- 
Ihaft zum Nachtheile nody vorhandener Nachkommen bes erſten Er⸗ 
werberd; in ben Erörter. u. Beifpielen. Bb. I. ©. 387 — 446. 

2) Kür die Regrebienterbin, die jegt wohl kaum noch einen -Vertheibiger 
finden dürfte, f. 3. U. de Cramer, de renunciationibus filiarum, 
clausulis successionis reservativis, harumque valore. Marb. 1736. 
(Opusc. Tom. I. No. V. VI.) Idem de vero ordine succedendi 
feminarum sec. jus primogeniturae indeque fluente jure succedendi 
domus bavaricae in plerasque terras austriacas. Marb. 1742. (0puso. 
T. I. append, T. IV. No. IL.) — . (Hofher’s) Samml. merkwürb. 
Rechtsfälle am E. Reichscammergerichte Th. V. &. 144 f. —: v. | 
Kreitmayr’e Anmerk. zum Cod. bav. civil. Th. III. ©. 1315 f. 

| 
| 


[2 


— Gottfr. Dan. Hoffmann, Redtsbeftand der Regrebienterb- 

- Schaft (für Hohenlohe gegen die Limburg. Allodial= Erben) 1775. 

. Derfelbe: Beftens begründeter Regreß zu ber Hanau =Lichtenberg. 

Allodial-Erbſchaft. 1766. — dv. Neurath, von der Negredienterb- 

Schaft und den dabei vorkommenden Rechtsfragen. Gieffen 1807. — 

Dagegen: H.Chr.Senkenberg, demonstratip, Aliam ultimi gentis 

suae in regnis et principatibus privative succedere. Goelt. 1736. 

Auch unter dem Titel: de sussessione fililarum. Giess. 1742. — 

- . Deffelben Disquis, ulterior de jure succedendi proximioris femi- | 
nae illustris prae remotiore. Goett.1737. — Pütter, Ungrund ber 
Regredienterbſchaft; in den Rechtsfällen. Bd. I. Th. I. S. 1-67. — 
Fr. J. Wedekind, de vanitate. juris regrediendi collateralium. 
Manh. 1767. — 3. 3. Mofer, teutfhes Staater. Th. XVI. ©. 


- 


— 


1. Vom Staatsoberhaupt. ($. 73.) 341 


ftehen tünnen, wenn nicht früher durch die Romaniften irrige 
Anfichten über das Succeſſionsrecht der Cognaten verbreitet wor: 
ben wären. Diefe giengen nämlich von der falfchen Prämiffe 
aus, daß auch bei der Succeffion In Zürftenhäufern eigentlich 
bie gemeine römifche, einen Worzug der Söhne vor ben Töch⸗ 
tern nicht kennende, Succeffiondorbnung eintreten müffe 3). Zum 
Zweck der vermeintlichen Audgleichung bed entfchieben abweichen: 
ben deutfchen Herkommens mit dem römiſchen Rechte, hielten fie 
ed daher für nothwendig, bei Verheirathungen -fürftlicher Töchter 
theild Werzichte berfelben auf bie Nachfolge zu Gunften des 
Mannsſtammes (befonders eidliche), welche nach Principien bes 
canon. Rechts für gultig erflärt wurden, in Anwendung zu brin⸗ 
gen, theild denfelben zugleich Vorbehalte des Succeffionsrechtd 
ber Verzichtenben für den Fall der Erlöfhung des Mannsſtam⸗ 
med beizufügen, worauf dann bie fcheinbaren Anfprüche der Re⸗ 
grebienterbin geftügt wurden. ‚Allein fobald man ſich von 
der irrigen Anficht eines urfprünglich gleichen Rechts der Weiber 
zur Succeffion los machte, mußten jene-Verzichte und Vorbehalte 
als rechtlich ganz bedeutungslod erfannt werden. Man mußte 
einfehen, daß überhaupt von einem Bucceffionsrechte der. Cogna⸗ 
ten erft mit Erlöfchung des Mannsſtammes die Rede fein könne 
und daß alfo auch die Succeffionsorbnung der Cognaten nur 
nah dem allgemeinen Principe berfelden, d. h. nad) ber 


270 (daf. aud) ein Verzeichniß ber den öfterreich. Kall betreffenden 
Abhandl., Deductionen u. Gegen» Debuctionen). S. auch Deffelben 
Samilien » Staatöredht.. Th. 1. S. 839 fe — Deffelben Rechts⸗ 
materien. St. 16. ©. 669 f. — Leift, Lehrb. $. 39. — Bönner, 
Staatör. $. 238. — Schmalz, deutfch. Staater. $. 278. — Eich: 
born, deutſche St. u. Rsgeſch. a. a. O. 

So urtheilt auch Moſer, teutſch. Staatsr. Th. XVI. ©. 464: „In 
denen neueſten Zeiten, oder dem 16den und 17den Seculo, hingegen 
haben die Concipiſten derer Verzichte, Ehepacten, u. d. wie auch 
die Gerichte, ſich zuweilen mehr nach dem Röm. Recht, als nach 
dem alten deutſchen Herkommen gerichtet und auch verſtorbener Töch⸗ 
tern Deſcendenten admittirt, dadurch aber zu viler inextricabler Con⸗ 
fufion Beranlaffung gegeben.« 


3 


—f 
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Nähe der Verwandtfchaft zum legten Beſitzer, beftimmt werben 
könne. 

IM. Was die weitere Streitfrage betrifft, ob dad männ- 
liche Geſchlecht bei der cognatifchen Erbfolge einen, Grab, Linie 
und Erfigeburtörecht überwinbenden, Vorzug gebe? fo kann 
es zunächft für dad gemeine Lehnrecht keinem Zweifel unterliegen, 
daß dann, wenn die Succeffion einmal auf ein Weib devolvirt 
war, unter ihren Nachkommen wieder ber Mann und beffen 
Stamm ben Vorzug erhält und daß dadurch bie cognatifche Erb⸗ 
folge, fo zu fagen, wieder in eine agnatifhe verwandelt 
wird 9). 

% 1. F. 17. pr. „Qui (A.) sibi vel haeredibus suis masculis vel his 
deficientibus foeminis per beneficium investituram feudi accepit: 


una tantum filia (B.) euperstite, nullo alio descendente relicto, 
decessit. 





Haeo marito paternum feudum in dotem dedit et 

decessit, duobus Aliis (C. D.) ex eo procreatis, 

B quorum unus duas Alias (F. G.) reliquit, alter 

vero uno filiv masculo (H.) relicto decessit. De 

€ D, praedicto itaque feudo urgentem vidimus quae- 

stionem, masculo (H.) quidem hoc feudum totum 

re sibi, quia solus ejus, qui primo investituram ac- 

cepit, baeres masculus sit, vindicante, foeminis vero (F. G.) totam 

sui patris partem sibi defendentibus, quia ex eo nullus extitit 

masculus., Cumque inter sapientes saepe super hac quaestione 

sit disputatum, tandem pro masculo pronuntiatum est. Non 

enim patet locus foeminae in feudi successione, do- 

nec masculus superest ez eo qui primus de hoc feudo 

fuerst investitus." 

‚Hlermit fheint im Widerſpruch zu fehen: IL. F. 51. 8. 3. „Si 

quis (A.) investitus fuerit de feudo, sta ut ad foeminas Iransiret 

et duas filias tantum (B. C.) reliquerit, quarum 

una filium (D.) habeat, et altera Alliam (E.): utrum 

post mortem illarum masculus tantum feudum 

3 © habere debeat? secundum Gerardum masculus 

D tantum, Obertus contra; et e contra, si 

filios ille habuerit“ Diefe Stelle fpricht 

le von einem Ehen, weldes ohne Einfchränfung auch auf Weis 
pw Ühergehen ſollte. &. auch II. F. 30. pr. 


zn 
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Wenn aber beim Eintritt ber cognatifchen Erbfolge, Män: 
ner und Weiber concurriren, fo wird man nach dem Entfchei: 
dungsgrunde von U. F. 17. pr. unbedenklich annehmen Tönnen, 
daß bei gleihem Grade und in derfelben Linie das 
männliche Geſchlecht unbedingt den Borzug gebe. Daß 
aber das männliche Gefchleht au den Vorzug der Linie und 
bes Grades zu überwinden im Stande fei, läßt fi, fo: 
bald man den Enticheidungdgrund in ber angeführten Stelle 
nicht zum dispofitiven Sefege erhebt, nicht behaupten 3). 


IV. Die neuern Haus: und Verfaffungsgefeße, welche 
nach erloſchenem Manndftamme ein Succeffionsrecht der Weiber 
und Cognaten anerkennen, flimmen darin überein, daß fie die 
Succeffionsorbnung, zum Theil mit ausdrücklicher Ausfchlie: 
Bung der f. g. Regredient:Erbin 6), entweder nad) ber 
Nähe der Verwandtfchaft zum Lebten des Manndftammes und 
bei gleihem Grade nah dem natürlichen Alter reguli: 
ren oder, wie beim Mannöftamme, nad) dem Erftgeburts: 
rechte und der Lineal-Erbfolgeordnung beflimmen, und 


5) Es wird daher ein entfernterer cognatifcher Vetter nie die Zod): 
ter des letzten Beſitzers ausfchließen können; 
alfo 3.8. nicht E die D. — Wie aber, wenn in ber- 
felben Linie zwar der Grad verfchieden ift, aber der 
entferntere Dann jure repraesentationis in die Stelle 
eines parentis praedefuncti einräden will? 


D OE 


3. B. D will deshalb die B ausfchließen, fei es nun 
ihr Erftgeburtsrecht oder ihr Mitfucceffionsredht. So 
B [IC weit darf aber. das Repräfentationsreht um fo weni⸗ 
ger ausgedehnt werben, als bier ein Recht in Ans 
D ſpruch genommen wird, welches ber parens praede- 
functus gar nicht hatte. 


6) ©, jedoch das Badiſche Hausgefeh v. 4. Detbe. 1817. 8. 3, welches, 
ohne Rüdficht auf die Nähe dev Verwandtſchaft mit dem verftorbes 
nen Regenten, bie Gognaten nadı ber Prärogative der Linien 
ruft. 
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den Borzug bed Geſchlechts erſt bei den Nachkommen bes 
zur .Succeffion gerufenen Weibed wieder. eintreten laffen 7). 


$. 74. (. 66.) 


€. Bon der Succeffion Fraft Erbvertrags und Teſtamentes. 
Expectanz und Eventualbelehnung. 


S. Yütter, Literatur des Staatsrechts. Th. III. S. 766. und über Zeftas 
mente vegierender Herren daſ. ©. 782 f. und Klüber’s Fortſetz. 
$. 1540. $. -1661. — F. Chr. Harpprecht, de successione 
pactitia, fideicommissaria et testamentaria. II Tom. Ulm. 1698. — 
3 3. Mofer, teutfch. Staater. Th. XVIL ©: 1 f. (Won Teſta⸗ 
menten.) &. 9 f. Bon Grbverbrüberungen u. daſ. ©. 159 von 
ihrer Gültigkeit. Perſönl. Staatsreht: Th. I. Kap. XVI. (Bon 
Zeftamenten.) S. 254 ff. — Deffelben Familien-Staater. ZH. 
Il. ©. 964 f. &. 969 f. Dafelbfl u. im Saatsreht Th. ZVIL ©. 
11 f. ein Berzeihniß Älterer Schriften über Erbverträge, Erb⸗ 
verbrüderungen Überhaupt und einzelner Reichsſtände insbeſondere. 
Urlunden auch bei Pfeffinger, Vitriarius illustratus. Lib. II. 
Tit. XX. (Tom. IV. p. 218 f) — v. Römer, Staatsr. u. Statiſtik 
v. Sadjfen. Th. I. S. 188 f. Weiß, Heffiiches Staatsrecht. Th. 
1. 8. 62. u. Schweiger, Öff. Net bes Großhzgth. Weimar. I. ©. 
39. — Leift, Lehrb. $. 41. 42. 43. — Gönner, Staater. $. 





7) Nach dem Erftgeburtsrechte und ber ginealfolge, ohne Unterfchieb 
des Geſchlechts, vuft die Gognaten bie Baier. Verf. Url. Zit. IL. 
8.5. Die Würtemb. Verf. url. $. 7. läßt, wenn die Thronfolge 
auf bie weibliche Linie übergeht, ohne Unterſchied bes Ge— 
ſchlechts, die Nähe der Vermändtfchaft mit dem Zulestregierenden 
entfcheiden, und giebt bei gleichem Werwandtfchaftsgrade dem na= 
türlihen Alter den Vorzug. Ebenſo bie Großherz. beffifche 
Verf. Urt. $. 5. und bie Königl. Sächſiſche Verf. ur. $. 7., 
jedoch mit der Modiflcation, daß, bei gleicher Nähe der Verwandt: 
haft, zuerft das Alter der Linie und in felbiger erft das .Alter der 
Perſon entfcheidet.. Die Braünſchw. Landfchaftsordn. v: 1832. $. 

14. fagt blos: »„Erlifcht der Mannsſtamm bes fürftt. Gefammthaufes, 
fo geht die Regierung auf die weibliche Linie nach gleichen Grund⸗ 
fügen (wie beim Mannsflamme) über.» Noch unbeftimmter brädt ſich 
das hannov. Grundgefeg $. 11. aus. Das Landesverf. Geſetz von 

9. $. 12. ſtimmt gänzlich mit der Königl. Sächf. Verf. Urf. 
ein. 
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240 — 242. — Klüber, Öffentl, Recht. $. 242. — Schmalz, 
deutſch. Staatsr. $. 279. — Maurenbrecher, Lehrb. bes Staatsr. 
$. 239 — 241. 


l. Erbvertrag 1), inöbefondere Erbverbrüberung. — 


Das außerordentliche Succeffionsrecht kraft eines Erbver⸗ 


trags, und insbefondere kraft einer f. g. Erbverbrüderung 
(pactum confraternitatis), wodurch zwifchen zwei. ober mehrern 
Häufern für den Fall ded Ausſterbens ded Mannsſtammes ein 
gegenfeitiged Erbfolgereht in das Xerritorium conflituirt wird, 


kann 


I) 


2) 


auch noch jegt in Deutfchland wirkfam werben 2). Es fest 


Es ift Hier nicht von folchen Erbverträgen (und lestwilligen Anord⸗ 
nungen) die Rede, wodurch ein ſchon vorhandenes, auf gemeinfchafts 
licher Abflammung beruhendes, Succeffionsrecht beftätigt oder auch 
mobificirt ward; (f. darüber Mofer, Bamilien: Stäatsr. Th. I. 
Kap. XI. XI) fondern von folchen, wodurch ein bisher nicht vorhan⸗ 
dener SucceffionssAnfpruh begründet wird. 

als Erbverbrüberungen, weldhe fouveraine Häufer betreffen u. ber 
ven Wirkſamkeit möglicher Weife nod) in Frage kommen kann, find 
zu betrachten: 1) Die Erbverbrüberung zwifchen dem Sächſiſchen 
und Braunfhweig:tüneburgfhen Haufe von 1389 (beider 
feitig mit Ausfchluß der Cognaten). Mofer, Staatsr. Th. XV. 
©. 16. — 2) Die Erbverbräberung zwifhen Sachſen u. Heffen, 
nachweisbar erft v. 3. 1373 u. noch in demf. Jahre vom Kaifer 
Karl IV. betätigt. WBeiderfeitd auf Abgang rechter Leib⸗ und Le⸗ 
hens⸗Erbenz fpäter öfters erneuert u. wiederholt kaiſerlich confir⸗ 
mirt. Moſer a. a. O. S.16f. Pfeffinger, Vitriar. illustr. T. IV. 
p. 217 fe Brandenburg trat diefee Erbverbrüberung bei zu 
Nürnberg am 29. April 1457 und wiederholt 1537, 1538, 1555, 
1571, 1687 u. 1614. Mofer a. a. O. ©. 32 f. Die Beftätigung 
durch Kaifer Kriedrich IIL deren die Urk. v. 1457 gedenkt, Tcyeint 


‚ nicht erfolgt zu fein. (Pfeffinger 1. c. p 292%. Mofer a. a. O. 


&. 32.) Beim weftphät. Frieden wurbe darüber verhandelt; eine kai⸗ 
ferliche Beftätigung ift aber auch bier nicht erfolgt. ©. die Verhandt. 
bei Mofer a. a. D. ©. 72 f. Ihre Erwähnung in dem Prager 
Frieden v. 1635 $. 79. zwifchen Sachfen u. dem Kaifer enthält kei⸗ 
ne Eaiferl. Sonficmation, fondern feat biefelbe voraus. Auch geſchieht 
weder in Heffen (Mofer a. a. O. ©.104.),. noch, ‚wie Schweis: 
der öff. Recht des Großh. Weimar ©. 39 bezeugt, in dem Sädjfi- 
fen Huldigungseide bes Haufes Brandenburg Erwähnung. S. bei 
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aber voraus, baß der Erbvertrag in der, zur Zeit feiner Errich⸗ 
tung zu feiner Gültigkeit nothwendigen, Form abgefchloffen wor: 
den ſei. Dazu gehörte: 

a. bie faiferliche Beftätigung bei lehenbaren Territorien 
zur Zeit des Reichs, deren Nothwendigkeit zur gültigen Errich⸗ 


tung 


durch Feine reichögefegliche Beflimmung befeitigt worben 


iſt 2). — Daß der Mangel ?aiferl. Beflätigung durch eine An- 


Schweiger, mehrere ältere Schriften über biefe Erbverbrüberung, 
für die man eine indirecte Beftätigung aud) in der, von Kaifer Mar 
U. der Brandenburg = Pommerfchen Erbverbrüderung ertheilten, Con⸗ 
firmation v. 1574 bat finden wollen. Mofer a. a. O. S. 98 f. ©. 
112 f. — 3) Die Erbverbrüderung zwifhen Schwarzburg, (Ho⸗ 
benftein) und Stolberg v. 1433. Mofer a. a. D. ©. 154. Ueber 
andere, nicht mehr in Betradyt kommende Erbverbrüdberungen, 3.8. 
auch die zwifchen Braunfchweig-tüneburg u. Oftfriesland v. 20. März 
1691, f. Material bei Mofer a. a. O. (&. 127 f. ©. 136 f.) 

Ein vertragsmäßiges Succeffions= refp. Rückfallsrecht ift 3. 8. 
begründet: 1) Für Defterreich auf die Laufig für den Fall bes 
Ausfterbens der Nachkommen des Kurfürften Joh, Georg I., Traft 
des Prager Vertrags v. 20. Mai 1635. Ueber den jest Preußifchen 
Anteil f. Wiener Congr. %. Art. 18. — 2) Für Brandenburg 
od. Preußen: a) auf die Mecklenburgiſchen Lande kraft bes 


| Wittfloder Vertrags v. 1442 Mofer a. a. O. S. 108 f. b) auf 


die hohenzollernſchen Fürſtenthümer durch Erbuertrag vom 26. 
Novbr. 169. Mofer a. a. O. S.116f. u. Lünig Selecti Scriptor. 


ilustr. &. 399 f. Derfelbe wurde erneuert und beftätigt 30. Zan. 


1707. Mofer Staater. Th. XXI. ©. 33. S. au H. Simon, 
Dreuß. Staater. Th. U. ©. 108. Inzwifchen erledigt durch die Sou⸗ 


- verainetätös@efflon v. 7. Dechr. 1819. Sonftige, auf andern Ziteln 


9) 


beruhende, Succeffionsrechte oder Prätenfionen find hier zu Übergehen. 
Wahlcapit. Leopold I. v. 1668 Art. VI. $. 5. „Wie wir bann aud) 
die vor biefem unter ihnen (den Ehurfürften) den Reichsconsiilutio- 
nibus gemäß gemachten uniones gleicher geftalt, zuförberfl aber 
die unter Churfürften, Fürſten und Ständen aufgerichteten Erb: 
verbrüberungen hiermit confiemiren und approbiren.« &. über 
die Entſtehung bdiefer Stelle Mofer, Bamtilien-Staatsr. Th. I. ©. 
1018 f. Statt derfelben wurde dann in die Wahlcapitulation Carls 
VI. von 1711 Art I. $. 9. (f. biefe, auch in die fpätern Wahlcapi- 
tulationen übergegangene, Stelle ſchon oben $. 34. Note 9.) daß 
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ertennung ber Erbverbrüberung Seitens ber Intereflenten nad 
aufgelößtem Reichsverbande erfeht werben inne, unter: 
liegt keinem Zweifel. „Nur darf man nicht ohne Weiteres fchon 
mit ber eingetretenen Allobification diefe Wirkung verbinden ®). 
Gewiß ift aber, daß der Verzicht: Artikel 34 der Mheinbunds : 
Acte auf Erbverträge nicht bezogen werben barf 6). 

b. Einwilligung Derjenigen, deren Succeffionb: 
rechte burch die Erbverbrüderung beeinträchtigt wer: 
ben. Hierzu müffen bei frühern Allodien und Weiberlehen auch 
bie Gognaten gerechnet werben, infofern burch bie Erbverbrübe: 
rung ihr eventuelles Sırceffionsrecht befchränkt werben ſoll 6). 


Verfprechen des Kaifers aufgenommen, daß er bie fowohl vor als 
nach diefem Wahlvertrage gemachten, oder noch in Zufunft zu ma⸗ 
chenden, „den NReichsgefegen gemäßen Unionen, insbefondere 
aber die Erbverbrüberungen, auf gebührendes Anſuchen, 
ohne Weigerung u. Aufenthalt in beſtändiger Form confirmiren wolle.“ 
Hiernach läßt fi nicht behaupten, daß allen ältern Erbverbrübes 
rungen ohne Unterfchied die Faiferliche Beſtätigung, als ertheilt 
zu betrachten fei, daß erft feit 1711 die Laiferliche Betätigung noth= 
wenbig gewefen, oder erft feit 1658 im Einzelnen nachzuweifen ſei. 

* Ueber diefe und andere bamit zufammenhängende Bragen, fowie über 
die Nothwendigkeit der kaiſerlichen Beſtätigung Überhaupt iſt jedoch 
vielfach geſtritten worden; beſonders mit Rückſicht auf den Beitritt 
Brandenburgs zur Erbverbrüderung zwiſchen Sachſen und Heſ⸗ 
fen. (©. die Note 2). S. Übrigens Pütter, 'ob es als eine allge⸗ 
meine Regel angenommen werben Tönne, daß die Erbverträge reiche: 
ftändifcher Häufer ohne Taiferliche Beftätigung nicht zu Mecht beftäns 
dig feien? in deffen Beiträgen zum deutſch. Staats und Kürftenr. 
Th. I. S. 179. — Mofer’s Familien⸗Staatsr. a. 0.0. Def: 
felben Rechtsmaterien. St. 18. ©. 365 f. ©. 392 f. 

%) Wie Schmalz, deutſch. Staatör. $. 279 behauptet. 

5) Vergl. oben ©. 150. 

6) Poffe, von ber Sonberung reichsfländ. Staats⸗ u. Privatverlaffens 
ſchaft. &. 65. Daß die neuern Verf. Urkunden bie Weiber zum 
Theil erft nach den Erbverbrüberten berufen, ift kein Beweis für 
das Gegentheil, wie Maurenbrecher, Lehrb, des Staater. $. 239. 
glaubt. S. dageg. auch Drefch, Abhandi. üb. Gegenſt. des öff. Re. , 
S. 227 f. — Daß aud der zur Succeffion gelangte Weibsftamm 


— 
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ec. Einwilligung derLandſtände in die im VBertrage ent: 
haltene eventuelle Kandesveräußerung 7). 

d. Einwilligung des deut ſchen Bundes. innerhalb ber Grän- 
zen bed Art. VI. der Wiener Schlußacte. 

Die Rechte der durch Erbvertrag Berechtigten Tonnen, wie 
ſich von felbft verfteht, nicht größer fein ald die der Agnaten 
oder kraft Blutöfreunbfchaft-zur Succeffion Gerufenen, 3. B. in 
Betreff der Verfaſſungs-Aenderungen. Ob fie aber fo viel 
Recht haben wie die Agnaten, 3. B. bei partiellen Landes⸗ 
oder Domanial=Beraußerungen, hängt vom Inhalt bed Vertrags 
und dem darin etwa enthaltenen Veräußerungs-Verbot ab 8). 

I. Zeftament. — Die Bedingungen der Gültigkeit ded in 
einem fürftlichen Zeftamente verliehenen Succeffionsrechts find im 
Ganzen die nämlichen, wie die der Erbverbrüberung oder über: 
haupt des Erbvertragg. Denn. ein einfeitiges Dispofitiondrecht 
des zeitigen Regenten über die Regierungsnachfolge giebt es nicht 9). 
Die neuern Verfaſſungs-Urkunden fchließen es ftilfchweigend 
aus 10), Die zum Theil .beftrittene Srage über bie nothwendi⸗ 
gen Förmlichkeiten eines fürftlichen Teflamented gehören nicht 
hierher‘ 1D). 


eine Erbverbrüderung eihzugehen berechtigt fei, läßt fich nicht bezwei⸗ 
feln. Vergl. bef. mit Rüdfiht auf Baiern: Dreſch a. a.O. S. 219 f. 
7) AM: Dreſch a a O. Die Einwilligung liegt bei den ältern 
-  Erbverbrüberungen in ber :von ben Unterthanen und Ständen be⸗ 
gehrten und 'geleifteten eventuellen Erbhuldigung. S. unten von der 
Landesveräußerung. 

8 ©, 3. B. den Brandenburg= Hohenzollern’fchen Erboertras v. 1695 

bei Mofer, t. Staatsr. Th. XVII. ©. 116 f. 

9) Das Privileg. Friederich I. für Defterreich v. 1156 enthält nur einen 
Verzicht auf den Conſens von Kaifer und Reich. Berg. Mofer, t. 
Staatör. Th. XVII. S. 2 f. Deffelb. Famil. Staater. Ih. I. S. 964. 

109) Ausdrücklich fagt nur die Kurhef. Verf. Urk. v. 1831 9. 4, daß 
bet Landesherr nöthigenfalls in Uebereinfiimmung mit ben 
Ständen burd ein weiteres Grundgefes über die Thronfolge Vor⸗ 
ſorge treffen fol. 

1). Vergl. Pfeffinger, Vitriar. ilustr. Lib. IH. Tit. XX. $. 6 s. (Tom. 
IV. p. 106 s.) u. Pütter, 0b und in wie weit Römiſche Gefese in 
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IH. Aufnahme in die gefammte Hand, Paiferliche 


Eventual:Belehnungen und Erpectanzen. — In Betreff 
der erftern entfcheiden die Grundſätze vom Erbvertrag, insbeſon⸗ 
dere der Erbverbrüderung. DieEventualsBelehnung und Er: 
pectanzertbeilung — (zuweilen, wie 3. 3. bei ber Taiferlichen 
Zuficherung an Brandenburg, auf Succeffion in Holftein vom 
Sabre 1317, Tann e& zweifelhaft fein, welches von beiden ge: 
meint fei) — war in Betreff der Reichslehen durch das fpätere 
Reichörecht an gewiffe Bedingungen der Gültigkeit gebunden 12). 


12) 


perfönlichen Angelegenheiten Zeutfcher Fürften Anwendung finden ? 
infonderheit in Anfehung der Korm ihrer Teſtamente; in deſſen Er⸗ 
Örterungen u. Beyfpielen. Th. I. No. V. ©. 186-207. A. M. ift 
Mofer, perſönl. Staatsrecht Th. U. S. 312 f. — Leiſt, Lehrb. 
g. 42. | 

J. J. Mascov, de expectativis in feuda imperiü. Lips. 1719. — 
Mofer, von der teutfchen Lehnsverfaffung. Leipz. 1774. ©. 169 f. 
Das, nach ber golbnen Bulle noch unbefchränfte, Recht des Kaifers 
wurde durch die Wahlcapitulationen, deren Beftlimmungen aber in 
einer Hinficht nicht zur Ausführung gelommen find, in immer en= 
dere Gränzen eingefchloffen. Aurea bulla. Cap. VII. 8. 5. „Si ve- 
ro aliquem ex hujusmodi Principatibus ipsorum Imperio sacro 
vacare contingeret: tum Imperator seu Rex Romanorum, qui pro 
tempore fuerit, de ipso providere debebit et poterit, tanquam 
de re ad se et Imperium legitime devoluta.“ Schon Cart V muß: 
te aber in der Wahlcapitulation v. 1519 Art. 24 verfprecdhen, bie 
erledigten größern Reichslehen nicht wieder zu verleihen, fondern 
zu Reichsdomainen zu machen, und Ferdinand II. verfprady in 
feiner Wahlcap. v. 1619 Art. 28, darauf auch Feine Anwartfchaften 
zu ertheilen. Ferdinand's IV. Wahlcap. v. 1653 verlangte zur Wies 
derverleibung und Ertheilung einer Anwartfchaft bie 
Einwilligung der Kurfärften und feit 1711 verordnete bie 
Wahlcapitulation Art. XI. 8. 8: „Und follen audy bie Lehensbriefe 
und Expectantien fber des heil, Reiche angehörige Lehen bey Feiner 
andern, als bey bet Reichs-Cantzley ins Fünftige ertheilet und aus⸗ 
gefertiget werden, $.9. Sobann biejenige, weldye, denen von vorigen 
Kayfern ertheilten und beftätigten Anmwartungen, aud) barauf bes 
ſchehenen und confirmirten Erb-Vergleichen zu Praejuditz, und ans 
dere, fo in denen alten Lehenbriefen nicht begriffen, extendirt wor⸗ 
den, gang ungültig feyn. $..10. Wann auch ins Fünftige Lehen 
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Gegenwärtig künnen dabei nur noh Eventual-Belehnungen 
möglicher Weiſe in Betracht kommen 33). 


$. 75. (6. 56.) 
KEN. Umfang der Staatöfucceffion. 


A. Scheidung Der Staat3: und Privatverlaffenfhaft y, 


J. J. Mofer, Staatsreht. Th. XXVI. S. 61 — 191. — Deffelben 
Familien » Staatsrecht. Ih. L S. 460 f. &. 732 f. Th. I. ©. 1167 f. 


dem Reich durdy Todesfälle oder Verwürkung eröffnet, und ledig 
beimfallen-werben, fo etwas merdlicyes ertragen: Als Churfürftens 
thümer, Kürftenthümer, Grafſchafft-Herrſchafften, Städt, und der⸗ 
gleichen, die follen und wollen Wir, die Churfürftenthümer ohne des 
Shurfürftl. Collegii, bie Fürftentyämer, Graf: und Herrichafften, 
Städte und dergleichen aber, ohne deren Churfürftl. Fürſtl. auch 
(wann es nemlich eine Reichsſtadt betreffen thut) Städtifcher Colle- 
giorum Borwiffen, und Consens, ferner Niemanden leihen, auch 
niemanden einige Exspectantz, oder Anwartung darauf geben, 
$. 11. Sondern zu Unterhaltung des Reichs, Unfer, und Unferer 
nachlommenber König und Kayſeren behalten, einziehen und incor- 
poriren, $. 12. Doch Uns, von wegen Unferer Erblanden und fon= 
ften männiglichen an feinen Rechten und Freyheiten, auch de= 
nen von Unferen Vorfahren am Reid denen Ständen pro- 
pter bene Merita ertheilten, und denen bamahligen Reiche: 
Constitutionibus gemäßen Anwartungen auf Fünfftig fid 
erledbigenbe Reichslehen an ihrer Krafft und Bindlicdh 
keit ohnſchädlich,⸗ Vergl. Leift, Lehrb. $. 43. 

13) Meber die heutige Wirkſamkeit Kaiferliher Eventual-Beleh- 
nungen und Erpectanzen f. ſchon oben F. 37. Ro. V. ©. 157. 
Nachweiſungen Über Eventual = Belehnungen und Erpectanzen, welche 
vom SKaifer auf größere Neichslehen ertheilt worben find, giebt 
Pfeffinger, Vitriar. illustrat. Lib. II. Tit. I. (Tom. IL p. 962 s.). 

1) Früher ſprach man blos von ber Separatio feudi ab allodio, und 
ftritt darüber, ob die praesumtio pro feudo ober pro allodio fei. 
Mofer fah zuerft ein, daß diefe Bezeichnung viel zu enge fei, weil 
fie den, aud bei rein allodialen Zerritorien möglichen, Fall 
einer nothwenbigen Sonberung der Staats von ber Privatverlaffen- 
“0 eben fo wenig umfaßte, als die Grundſätze Über die Frage, 

eim Abgange der Iehenfähigen Nachkommen einer Linie ober 
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— Deffelben perföntl. Staatsredht. Th. IL. ©. 532 f. Zuſätze 
zum neuen Staater. Ch. I. ©. 477. — Pütter, Erört. u. Bei⸗ 
fpiele. Th. L 8.392. — Poffe, über die Sonderung reichsſtändi⸗ 
[her Staats» und Privatverlaffenfchaft. Göttingen 1790. — von 
Kamptz, Erört. der Verbindlich. des weltl. Reichsfürften aus den 
Handl. fein. Vorfahr. S. 8— 43. — Leiſt, Lehrb. des Staater. 
$. 40. — Gönner, Staater. $. 239. — Klüber, Öffentl. Recht. 
$. 243. — : Schmalz, beutfches Staatsr. $. 287. 288. 


I. Der Staatdfucceffor als folher — einerlei auf wel⸗ 
chem Titel die Succeffion beruht, — fuccedirt in alle aber auch 
nur in ‚diejenigen Mechte und Pflichten, welche ald Beſtandtheile 
der Staatögewalt oder nach ber concreten Staatdorbnung als 
Annera oder Pertinenzen berfelben zu betrachten find. — Der 
Snbegriff diefer Rechte und Pflichten heißt die Staatöver: 
laffenfhaft im Gegenfab zur Privatverlaffenfchaft des letzten 
Regenten 2). . 

U. In ber Regel gehören zu den Beſtandtheilen ber 
Staats-Verlaffenfhaft”): 1) Alle Hoheitörechte, die als 
natürliche Beftandtheile der Staatögewalt zu betrachten ober po⸗ 
fitiv rechtlich damit verbunden find, resp. die vorhandenen Er: 
trägniffe derfelben (Steuern und andere öffentliche Abgaben). 


eines ganzen Geſchlechts, von den eigentlichen Familiengütern auf 
den Landesſucceſſor übergehe? in fich aufnehmen konnte. Er wählte 
daher die feitbem beibehaltene richtigere Rubrik „von der Sonderung 
der Staats- und Privatverlaffenfhaft.“ Vergl. die Vor: 
erinnerung zu Poffe’s oben citirter Schrift. v. Kamp, a. a. 
D. ©. 8. Poffe’s Schrift hat Übrigens die ganze Frage zuerft 
gründlicdy behandelt. Nur dürfte die Sache heufiges Tages in ben 
allermeiften Ländern weit einfacher fein als früher und felten mehr 
der vielen von Poffe gemachten Unterfcheidungen bebürfen. Gegen 
die Hypotheſe der urfprünglichen Lehenbarkeit aller Reichslande 
und bie darauf gegründete Praesumtio pro feudo f. Poffe a. a. 
D. ©. 1—37. S. 117 f. 

2) Poffe a. a. O. S. 38. — v. Kamps a. a. O. S. 4. 

3) Vergl. Poſſe a. a. O. 5. 13—24. 8. 33. 9. 50 63. — v. Kampttz, 
a. a. O. S. 38 ff. Ein Verzeichniß hausgeſetzlicher Anordnungen daſ. 
S. 236 f. Beſonders genau und beſtimmt iſt der Nafſauiſche 
Erbverein v. 1783. Art. 37 — 42. 
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2) Alle- Rechte, bewegliche und unbeweglihe Sachen, welde zur 
Befriedigung von Staatdzweden ober öffentlichen Bedürfnif: 
fen beftimmt find, insbefondere (wenigftens fo lange die Succef: 
fion in ber Familie bleibt) die-f.g. Domainen od. Kammer: 
güter , infofern fie verfaffungsmäßig (entweder zunächft, oder 
fubfidiar) zur Beftreitung von Staatöbebürfniffen beftimmt find, 
und infofern auch die Kammercaffe oder die Ueberfchüffe von 
ben Einfünften ber Kammergüter; nie Dagegen bie Privatgüter 
und eigenen Erfparniffe. des Regenten. 3) Ale Grundftüde 
und Gebäude, weldhe eine öffentliche Beſtimmung haben, 
3. B. auch Reſidenzen und landeöherrlihe Schlöffer. 4) Alle 
Vorräthe für Staatsbebürfniffe, Kriegsmaterial u. f. w., 
öffentliche Bibliotheken, Kunftfammlungen u. dgl. 5) Alle Er- 
werbungen, welche frühere Landesregenten als ſolche oder 
nicht dufch einen erkennbaren Privatact gemacht, resp. nicht als 
Privatgut fi) vorbehalten haben. 6) Alles, was durch fideicom⸗ 
miflarifhe Stiftung ausbrüdlihd mit der Staatöfucceffion ver: 
bunden ift 5). 

I. Was die neueren Landeögrundgefege betrifft, fo 
kommen bier fchon diejenigen Beſtimmungen in Betracht, welche 
feftfegen, wad zum Domanial=Kron= oder Staatögut. gehöre, 
woraus fih dann auch von felbft ergiebt, daß Alles dazu Ge: . 
börige auf den Regierungs- Nachfolger, mit. Ausfchluß der 
Alodial=Erben übergeht 6). 


— 


4) Vergl. dv. Kamps a. a. O. S. 22 f. 

9 Ueber Familien-Kleinodien ſ. Moſer, Famil. Staatsr. Th. II. s. 
1167 f. Bon Familien-Fideicommiſſen deutſcher Zürften überhaupt 
ſ. Mofer, von der Reichöftände Landen. S. 226 f. — Deffer- 
ben Bamilien-Staater. Ch.’ IL. ©. 1192 f. und bie dafelbft, fo 
wie bei Pütter, Literatur des Staatsrechts. Th. II. ©. 742 f. ci⸗ 
tirten Schriften. 

So zählt 53.8. die Baier. Verf. urf. Zit. II. genau diejenigen Ges 
genftände auf, welche „im Falle einer Sonderung.des Staatsver⸗ 
mögens von ber Privatverlaffenfchaft in das Inventarium der letztern 
richt gebradht werben dürfen“ und beftimmt, daß nicht blos die ges 
jenwärtig vorhandenen Beftandtheile des Königreiche an Landen, Leu⸗ 


6 


Nass 


>» 
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w. Verhindlichkeit früherer Megierungsacte für jeden 


Regierungs : Nachfolger: - 


Die ältern Schriften fiber die Verbindlichkeit des Regierungs-Nachfolgers 


von Gerdes, Bergmann, Gocceji, Bayer, v. Ludewig, 
Nettelbladt, Böhmer, u. m. a. f. bei Pütter, Litteratur. Th. 
IH. S. 767 f. — Klüber’s Fortſetz. $. 1543. — S. aud) Pfef- 
finger, Vitriar. illustr. Lib. IH. Tit. 17. $. 72. (Tom: III. p. 1243 
8). — v. Eramer’s Nebenftunden. Th. 116. ©. 507. — 
Strube’s redhtl. Bedenken. Ausg. v. Spangenberg. Bd. II. ©. 
289 f. ©. 316f. — Moſer's teutfch. Staater. Th. XXI. ©, 408 
f. Deſſelb. perſonl. Staatsr. Th. II. Kap. 7. u. Kap. 10. ©, 212 
f. — v. Zwierlein, NRebenftunden. Eh. 1. S. 61 f. — Pof- 
fe, über die Sonderung reift. Staats- u. Privatverlaſſenſchaft. 
Abth. II S. 203 f. — C. Chr. Alb. Heinr. v. Kamptz, Er- 
Örterung ber Verbindlichkeit des weltlichen Reichsfürſten aus den 
Handlungen feines Vorfahren. Neu⸗Strelitz. 1800. Daſelbſt auch 
$. 37 ff. eine ausführliche Literatur= u. Dogmengefchichte der gan: 
"zen Frage). — Ideen Über das Herzogl. S. Coburg = Saalfelbifche 
Hausgefeg -über die Nidjtverbindlichkeit ber Regierungsnadfolger, 
die Schulden und Beräußerungen ber Regierungsporfahren anzuers 
Eennen. &pz3. 1802. — Wedekind, tönnen bie teutfhen Stamm: 


‘ 


ten, Herrſchaften, Gütern, Regalien und, Renten mit allem Zubehör 


fondern auch alle neuen Erwerbungen aus Privattiteln, an uns 
beweglichen Gütern, fie mögen in ber Haupt= oder Nebenlinie 


geſchehen, wenn ber erſte Erwerber während feines‘ Lebens "nicht 


darüber verfügt bat, in den Erbgang des Mannsftanımes kom⸗ 


ven und der Sefammtmaffe als einverleibt betrachtet werben fols 


"Ein Zufag, die Sammlungen ‚für Künfte und Wiſſenſchaften 


beten, (zu zit IE $. 2. No. 7), wurde dunch ein Verf. Geſetz 


v. 9. März 1828 gemadht. Bergl. 3. Pozl, Samml. der bayerifch. 
Berfafl. Gefese. Münd. 1852. S. 22f. — Würtemb. Verf. urk. 
$. 102. 103. — Meiningfhes Brundgef. $.37f. — Kurbeff. 
8. m. $. 139. — Altenburg. $.3. 8.18. Abgeändert durch Ver⸗ 
trag zwiſchen Landesherrn u. Landſchaft v.1849. +— Könige Gädy 
ſiſche 8.u. 8.16. — Hannov. Grundgeſ. $. 122. 136. Landesverf. 
Gef. 5. 129 f., an befien Stelle dann wieder die Beflimmungen des 
Berf. Gef. v. 5. Septbr. 1848. $. 78 f. getreten find. — Diden- 
burg. 5. 156 f. — Gotha. 8. u. v. 1849. Beil. II. 


Bedhariä’s Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 2 








v 
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gutsgrundſat⸗ einen Regierungsnachfolger befreien, die Regenten- 


bandlungen feines Borfahren zu vertreten, mithin die erweislichen 
und redlichen Gculden deſſelben zu bezahlen? Frankf. 1802. — 
Wie find deutſche Reichefärften verbunden, die Handlungen ihrer 
Negierungsvorfahren. zu vertreten? Frankf. u. Leipz. 1803. — 
B. 3. Behr, Stgatswiffenfhaftl. Erörtefung der Fragen: L In 
wie ferne ift ber Regent eines Staats an die Handlungen feines 


Regierungsvorfahrers, gebunden u. f. w. Bamb. u. Leipz. 1818. — — 


v. Eberz, Berfudy üb. bie Verbindlichk. d. Handlungen eines Re 

. genten für feinen Regierungsnadjfolger. Landsh. 1819. — Maus 

renbrecher, die beutich. regier. Zürften. S. 112 f. u. bef. Rey: 
fer in der Zeitſchr. f. deutih. R. Bd. I. ©. 68 f. 

Bergl. auch Pütter, prim. lin. jur. priv. princ. $. 64. — 

Schnaubert, Anfangsgr. des Staater. der d. Reichslande. $. 

126—128. — Leift, Lehrb. $. 4. — Gönner, GStaater. $. 


244. — Klüber, Öffentl. R. $. 252. — Schmalz, beutid. 
Stantör. $. 289. — Maurenbreder, Lehrb. 5. 243 f. 
. 1. Einleitung. 


Die Anſichten über dad Rechtsprincip, welches bei der 


Entſheidung der Frage über die Verbindlichkeit des Regierungs: 


Nachfolgers aus. den Handlungen der Vorgänger in der Regie- 


zung zu Orunde zu legen fei, find fehr verfchieben gewefen. Die 
‚ Romaniften wollten au hier nur nad) römiſchem Givilrecht 


entfpeiden’und daher Alles davon abhängig machen, "ob der Rad): 
folger ald wirklicher Erbe des Vorgängers. benfelben repräfentire, 


- ob er ihm hereditario jure fuccedire, oder, wie es wohl auöges. 


drückt wurbe, Lege regia, b. h. Eraft des beſondern, bie Staats: 


fueceffion beſtimmenden Geſetzes; nahmen aber doch auch im er⸗ 
ſten Falle die, ihrem Ptincipe wdiderſtreitende, Ausnahme an, . 
daß ˖ das in detrimentum reipublicae Geſchehene vom Nachfolger 

nicht anerfannt zu werden brauche; ‚und behaupteten für den . 


zweiten Fall, wo die Regel gegen die Verbindlichkeit des Nach⸗ 
ſolgers fein follte, die eben fo wenig zu begründende Ausnahme, 
daß -der Rachfolger die Handlungen bed Vorfahren anerkennen 
müffe, wenn zum Nuben der res publicta gehandelt fei 1). 


I) Vergl Pfeffinger, Vitriar. inustr. T. II. p. 1293, und über 


— 


1. Rom Staatdoberhaupt. (6. 76.) 355 


. Dann, ald dad longobardiſche Lehnrecht Eingang gefunden 
“ hatte, wurbe bei. lehenbaren Territorien: dieſes zur Entſchei⸗ 
, „bungsquelle erhoben und. man wendete die darin ausgefprochenen 
Grundſätze über.die Verpflichtung der Lehnsfolger zur. Aner: 
kennung ber auf bad Lehen gelegten Schulden auch auf bie 
deutfchen weltlichen Fürſtenthümer in der Maße an, daß der 
Nachfolger, ald bloßer successor singularis, befugt fein follte, 
bie dem Lande nachtheiligen Handlungen des Vorfahren aufzuru: 
fen, wenn er nicht zugleich beffen Erbe geworben fei, in wel: 
chem Kalle Staats: und Privatverlaffenfchaft ald eine Univer-: 
ſal⸗Erbſchaft betrachtet wurde 2). Die höchft wichtige Berfchie: 
denheit, daß der deutfche Fürſt nicht blos Lehnsmann, fondern 
Regent mit. .beffen- eigenthümlichen Rechten und Pflichten fei, - 
oder, wie man ed auch ausbrüden kann, bie ſtaatsrechtliche 
Seite der Frage wurde dabei ganz überſehen und .bie letztere 
auch bei dieſer Entſcheidungsquelle ganz in das Gebiet des Pri⸗ 
vatrechts herabgezogen. Daher der Theorie nach die faſt völ⸗ 
lige Ungebundenheit des agnatiſchen Nachfolgers und 
bie ſtrenge Verpflichtung bes Sohnes, welchen man eis 
gentlih nad I. F. 25 zur Annahme der väterlichen Erbfchaft 
mit bem Lehen für verpflichtet Hätte halten müffen: Allmälig 
fieng Man indeß an, einzufehen, daß die Frage nicht blos nad) 
ben gewöhnlichen privatrechtlihen Principien beurtheilt werben 
Tonne, und gelangte namentlih, jedoch nür langfain, zur Unter: 
fheidung Desjenigen, was reipublicae nomine oder intuitu offi- . 
cii” geſchehen ſei, von den übrigen Handlungen, obwohl man 
dieß immer nur zur Aufſtelluͤng von Ausnahmen für die beibe⸗ 
haltenen unrichtigen Regeln .benußte 3). a Jun 
„ Andrerfeitd war die Perfonificirung ded fürftlichen Am: 
tes und die aus der Fortdauer des Staats abgeleitete Idee 
einer von dem Leben des Individuums, das fie bekleidet, unab: 


Mobification ber Zolgen bes- Prineips durch Herbeiziehung anderer, 
nicht paffender Entfcheibungsquellen, v. Kamm, a. a. D. 8. 37. 
9) v. Kamptz a. a. O. $. 39. . 
3) v. Kampt a. a. O. 5.40 f. $. 43. 
| 99* 
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hangigen, den Staat felbft repräfentirenden Macht fchon. im. 
1äten Jahrhundert von italiäniſchen Zuriften ausgeſprochen und 
in Beziehung auf das Faiferlihe Amt und in andern fouveränen 
Staaten, wie 3. B. in Frankreich in dem Spiüchworte ;le roi 
ne meurt pas“, längft practifh geworben ?). Jemehr fi nun 
ing Berlauf der Zeit die Lanbeshoheit zu einer wirklichen Staatss 
gewalt in Deutſchland entwidelte, deſto mehr. mußte jened ein⸗ 
fache ftaatsrechtliche Prinzip auch bier Anerkennung finden 5). 
Auch Reichsgefeße aboptirten baffelbe in einzelnen Beflimmungen, 
wo nicht einmal von einer gewöhnlichen .Succeffion die Rebe 
fein Eonnte6), und ein. entfchiebened Reihsherfommen und die 
Praris der Reichsgerichte ſetzte für das deutſche Staatsrecht 
den Sätz außer Zweifel: „Daß der Nachfolger alle red— 
liche, zum Nutzen des Landes vorgenommene Handlun- 
gen feines Vorfahren anerfennen und erfüllen -müf- 
fe« 7). Ein fehr beflimmtes Anerkenntniß des, allgemein in da 


4) Schon Baldus (+ 1400); eine der größten Autoritäten für bie deut: 
hen Romaniften, lehrte (in feinen Consiliis Lib. I: Cons. 27. Lib. II. 
Cons. 159. n. 4.): „Imperator in persona mori non potest, sed 
ipsa dignitas, offecsum Imperaloris est immorlale; quae faciunt 
itaque reges, nomine, non suo, sed regni, i. e. gentis suae, illa 
obligant genlen el principem ejus successorem, nisi laederent facta 

.  ipsum regnum, quia regni tutela est commissa, non dilapidatio.“ 

.5) Schon im 17ten Jahrhundert wurde die Thefis verteidigt: „Succes- 
sores ea privslegia revocare non Posse, quae nec .ab ipsorum 
Antetessoribus, si vixissen!, revacarsi poluissent. — „Sibi ipsi 
nainqueo contravenire dicitur Princeps,' qui Antecessoris -bene or- 
dinata infringit.“ Vergl. Pfeffinger, Vifriar. illustr. T. UL p. 
1243. u. die daſ. citirten -Schriftfteller. " 

6) 3.3. was die Verpflichtung neuer Landesherrn zur Anerkennung ber 

Staats- und Religionsverfaffung‘ betrifft; I. P. Osnabr. Art. V. g. 
33. Art. VII. $. 1. Art. X $. 16. Art. XI: $. 11.12. Art. XIII. 8.4. 
(vergl. oben $. 54.) ©. audy bie aus demſelben Prinzipe gefloffenen 
Beflimmungen bes Reiche» Deputations =. Hptfchl. v. 1803. $. 59. 60. 
77. 78. über ben Uebergang beflehender Werpflichtung gegen Staats⸗ 
diener, Landſtände und Gläubiger auf bie Nachfolger in ben Ent: 
ſchädigungslanden. 

7) ©. überh. v. Kamptz a. a. O. F. 61. 62. u. Reyſcher in der 
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lebendige Rechtsbewußtſein getretenen, Prinzips, oder des Reichs⸗ 
herkommens, liegt auch in einem Handſchreiben Kaiſers Franz II 
an geſammte Kurfürſten v. 7. Septbr. 1795 8). Für die wiſ— 


8) 


Beitfche. f. deutfch. R. Ih. IL. S. 68 f. Cine Reihe voh thatſäch— 
lichen Anerfenntniffen für das, die Verbindlichkeit diefes Prinzipes 
beftätigende, Herkommen bei den weltlichen Reichsſtänden ftellt Mofer 
ſchon ‚im teutfch. Staater. Th. XXI. ©. 408 f. zufammen. S. aud) 
Deffeib: perfönt. Staatör. Th. II. Kap.' X. $.'30. Andere ſuchten 
daſſelbe mehr aus dem allgemeinen Staatsrechte zu begründen. Au⸗ 
torität wurde auch hier befonderd H. Grotius de J. B. et P. Lib. 
I. Cap. xIV. welcher ganz richtig von ber Unterfcheibung zwifchen 
actus regii und’ actus privati ausging. — Pfeffinger, Vitriar. 
illustrat. T. III. p. 1244. : „Mea de hac re sententia est, eos, qui 
jure quoque proprio, veluti: ex pacto gentilitio, Lege Regia, Ex- 
pecfantia, Electione etc. succedunt, Antecessorum faclis slare 
feneri, recte dici, si facta ista .Legidus fundamentalibus.non re- 
luctentur; aut consensu eorum, quorum interest, cohtigerint; aut 
ex quibus notorie Respublica sncrementum ceperit: secus, ubi, 
vel cum Legibus fundamentalibus, Pactisve cum Ordinibus Pro- 
vinciae, illa pugnent; aut subditorum quaesita jura, et oblenla 
justo titulo privilegia, evertant; aut in evidens Reipublicae dam- 
num vergani: — Ut enim, priori modo, non tam Princeps, 
quam ipsa Respublica, aliquid fecisse censelur, mörluoque Prin- 
cipe, Respublica nihslominus durare noscilur, el proinde ad 
gesla per Principem, tanguam Caput suum, servanda, semper 
adstricta manet, etiamsi novum Regentem sortialur ; ita casu 
posteriore, Successor Antecessoris facta non solum adimplere non 
tenetur, sed et eorum auctores ex merito punire.‘ — Vergl. 
auch Weſtphal's Staater. Abh. XVI. ða 

Darin heißt es „Man überläßt hierbei einem Jeden, die weitausſe⸗ 
henden Folgen zu berechnen, welche nothwendig in ganz Deutſchland 
entſtehen würden, wenn ja die Meinung herrſchend werden 
ſollte, daß der Nachfolger in der Regierung an die Handlun⸗ 
gen feiner Vorfahren, bie fie in ihrer Eigenſchaft als re- 


- gierende Fürften vorgenommen haben, ber Regel nad) nit 


gebunden ſey!“ Vergl. v. Kamptz a. a. O. ©. 205 f. Biel frü- 
her ſchon fehrieb (vergl. Mofer, von ber Reichsſtände Landen ©. 


1093.) König Georg I.. ale Oberſt des niederſächſ. Kreifes an den 


gewaltthätigen Herzog Karl.Leopold v. Meckltenburg (6. Mai 
1718): „Mir wollen — Euer Liebben — — zu erwegen freund: 
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fenfehaftliche Begründung des Prinzips im pofitinen Rechte, 
für weldhe durch Poffe in Beziehung auf bie bamit verwandte 
Frage (über die Sonderung des Staats: und Privatvermögens 


des Regenten) ſchon eine gute Vorarbeit geliefert war, madte 


fih dann insbefondere v. Kamp verdient. Sehr treffend wurbe 


von ihm die Unhaltbarkeit der- meiftlen von "Altern Schriftftellern . 


gemachten Unterfcheidungen nachgewiefen ). Doch Lonnte fi 


auch diefer Schriftfteler von bisher dominirenden theoretifchen 
Irrthümern nicht ganz Iosmachen und gab namentlidy durch die. 


Dehnbarkeit der, der Regel beigefügten, Ausnahme, infofern . 


die Handlung nicht gegen die Etaatöwohlfahrt laufe, jene der 
willführlichften Anwendung Preis 19). 


vetterlich und wohlsnteinentlich anheintgeben: Ob es möglich, daß ein 
unpräoccupirtes, Recht⸗liebendes und chriftlichsgefinnetes Gemüthe deme 
Beyfall geben, und es für wohl gethan achten. könne, — daß ein 
Reichsſtand feiner Vorfahren Hand und Siegel, und resp. 
burch Kayſerliche Confirmationes beftättigte Pacta, Receſſe und Ab⸗ 
fhiede, auf einmal umfigßen, ſich deren Verbindlichkeit 
eigenmächtig. entreißen, fie für null und unträfftig ers 


— 


klären und um ſich davon vermeintlich los zu machen, die Reichs⸗ 


Conſtitutiones zum Behelff nehmen und allegiren wolle?“ Dagegen 

iſt der von Maurenbrecher, die deutſch. regier. Fürſten ©. 145. 

fo gepriefene Satz ber Baier. Verordnung v. 20. Octbr. 1804. $. 

9: — „nach den Schranken, welche die Natur der Macht eines zeit: 

lichen Herrſchers gelegt bat, ſteht keinem regierenden Landesfürften 

zu, feinen Nachfolger zum Voraus zu beſchränken⸗ — felbft in Be⸗ 
ziehbung auf ihren fpeciellen Gegenftand (die Nichtverbindlichleit von 

Lehnserpectanzen für ben Nachfolger) unpaffend, und als allgemei- 

ner Grundfag widerfinnig. 

9) v. Kamptz a. a. O. S. 240 f. 

10) Blos aus dem natürlichen Staatsrecht deducirte fpäter Behr in ber 
oben angeführten Schrift, umd auf einen totalen Irrweg gerieth in 
neuerer Zeit Maurenbrecher, bie deutfch. vegier. Fürſten ©. 142 
f., indem er aus feinem patrimonialen Prinzipe den Beweis zu 
führen fuchte, daB der Nachfolger gar nicht an die Hands 
lungen des Vorfahren gebunden fei, außer infofern „wohl: 


erworbene Rechte dadurch begründet worden feyen“, mit dem höchſt 


trivialen Grunde, „weil es die Natur des: fürftlichen Rechts an dei 
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Die Bundeögefege und neuern Verfaffungen erken⸗ 
nen ohne Ausnahme dad Prinzip, daß die Regentenhandlungen 
für den Nachfolger eben fo verbindlich find ‚wie für den Vorgän- 
ger, theild fHillfehweigend dadurch an, daß fie entweder von 


Verbindlichfeiten des Staates reden, oder menigftens den Fürs 


ften als eine moralifı he Derfon Hinftellen, in deren Rechten 
und Verbindlichkeiten durch den Wechſel des bie Staatögewalt 
ausübenden Individuums durchaus nichts geändert wird, theils 
finden ſich in neuern Grunbgefegen auch ausdrückliche Sanctionen 
bed Prinzips ID. 


$. 77: ($. 58.) . 
2. Bas Prinzip umd deſſen Anwendung im heutigen Stantsrecht. 


Scheidet man vor allen Dingen zwifchen den Privathands 
lungen und den wirflihen Regierungsacten bed Regenten, 
fo kann ed einem Zweifel unterliegen, daß in Betreff der er: 
ftern lediglich die civilrechtlichen Srundfäge über den Weber: 


". Souverainetät fey, baß der Fürft vegiere, fo lange er lebt, nicht 
- aber, wenn er geftorben ift.« Dabei hat er freilich das nahe liegende 
Nätbfer nit gelößt, wie denn möglicher Weife in Beziehung auf 
den Nadıfolger von einem wohlerworbenen Rechte foll die 
Rede fein können, wenn fein Souverain „die Staatögewalt in der 
Art üben barf, daß er in die Ausübung des Nachfolger hinüber⸗ 
greife.u S. dageg. (Nebelthau), Wahrheit u. Irrthum ©. 51. 

11) Altenburg. Verf. urk. im $. 14: „Dietegentenhbandlungen 
des Vorfahrers find von dem Landesnachfolger anzuerken— 
nen und zu vertreten, fo fern fie ohne Neberfchreitung ber 
verfaffungsmäßigen und hausgefeglichen Befugniß unters 
nommen wurden Vergl. auch daſ. $. 266. und Kurheff. Verf. 
Ur. in fine. Walbed. Landesvertr. $. 43. Badiſche Verf. Urk. 
&. 22. Ein Anerkenntniß der richtigen Theorie giebt in Beziehung 
auf Schulden au die Meining. V. u. $. 43, ©. noch haf. $. 44. 
46. Auch die aufgehobene Def fau. 8. u. $. 62 u. bie Verf. urk. 

für Reuß $. 58. fagt: „Die Regierungshandlungen der Vorfahren 
find von den Nachfolgern anzuerkennen und zu vertreten, fofern fie 
ohne Weberfchreitung der verfaffungsmäßigen und gefeglichen Befug- 
niß unternomnien wurben.” 


‘ 


360 | Staatör. d. Bundesſtaaten. — Verfaſſungsrecht. ($.77.) 


gang von Verbindlichkeiten eritfcheiden müflen, fobald nur erſt 
feſtſteht, vaß der fragliche Act blos als -Privathandlung zu be= 
trachten fei 1). In Betreff det Kegierungshandlungen aber 
muß der zweifellofe Worderfag, daß jeder Fürft (Landesherr) In- 
baber oder Repräfentant einer und berfelben, banernden 
Staatögewalf ift, nothwendig zu der Folgerung führen, daß die ' 
rechtliche. Dauer der Regierungdacte (ihre Geltung oder Berbind- 
lichkeit) nicht ‘vom. Leben desjenigen Regenten, welcher: fie vor: 
nahm, abhängig fein kann. Andrer Seits hat jeder Nachfolger 
ald Regent eben fo viel Recht wie der Vorgänger, ift, wie der 
Lestere, zur Ausübung der vollen Regierungdgewalt berechtigt, 
und kann daher die Regierungsacte. der Vorfahren in der Regie: 
gierung .eben fo gut einer Abänderung für die Zukunft unter: 
ziehen, ald es von dem Regenten felbft, von dem fie ausgiengen, 
hätte gefchehen können 2). Annulliren dagegen kann er fie 


1) Heutiges Tages, we Form und fonflige Bedingungen ber Regierungs⸗ 
Acte durch die Verfaſſungsgeſetze faſt überall feftgeftellt u. der Staats⸗ 
haushalt von dem Privathaushalt des Fürſten geſondert iſt, wird die 
Frage meiſtentheils weniger ober keine Schwierigeit barbieten. Früher 
war aber- gerade dieß oft ber Hauptftreit, 3.8. bei fürftlihen Schulz 
den, Verwilligungen, Erwerbungen u. f.w., wobei ein künſtlicher 

"Beweis aus vorausgehenden (Grund u. Zwed), gleichzeitigen (äußere 
Form) und nachfolgenden Umftänden (3.8. Art ber Verwendbungs An⸗ 
ertennung bei entfchieden öffentlichen Acten u. f. w.) zu führen war. 
Heutiges Tages wird hauptſächlich die Form der Handlung entfchei- 
dend fein; aber dody mehr nur negativ, d.h. bei mangelnder Form 
kann von keinem Regierungs:Act die Nebe fein; weniger pofitiv, d. 
h. das Dafein einer Zörmlichleit, 3. B. daß ein landesherrlicher Act 
contrafignirt ift, wirb denfelben nicht immer zur Regierungshandlung 
machen können. Wo der Handlung die Eigenfchaft eines gültigen Re⸗ 

8gierungs⸗Actes abgeht, bleibt dann nur bie Privathandlung übrig. 
Dagegen verſteht es fich von ſelbſt, daß die Anerkennung des Nach— 
folgers zwar für diefen rechtsverbinblich, aber nicht von ber Wirkung 
begleitet fein kann, eine. Handlung ihrem Weſen entgegen zur Re: 
gierungshandlung zu machen und damit auch die folgenden Staats: 
fuccefforen zu verpflichten. _ 

2) Nur fo weit bat, die im vorig. Sphen Note 8 angeführte Aeußerung 
ber baier. Verordn. v. 1804 einen vernünftigen Sinn. Eine Lex in 
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nur dann, wenn fie von vornherein nach den beftehenden Haus: 
oder Verfaſſungs-Geſetzen nichtig waren. Die Behauptung, 
daß bie Handlung des Vorgängers (z. B. eine gegebene oder 
vereinbarte Werfaflung) dem Staatswohl nachtheilig fei- oder mit 
gewiſſen allgemeinen Prinzipien, 3. B. den Confequenzen des 
monarchiſchen Prinzips, im Widerſpruch flehe, berechtigt nicht 
zur willführlichen oder einfeitigen Revocation, ſondern mur 
zur Abänderung in verfaffungsmäaßiger Form, ohne 
rückwirkende Kraft und mit Achtung der inzwifchen begründeten 
wohlerworbenen Rechte 3). Auch verfteht fih von felbft, daß 
Bedingungen und BZeitbeflimmungen, melde von vorn: 
herein die rechtliche Dauer eined durch eine Regierungshandlung 
begründeten Werhältniffes modificiten, auch für den Nachfolger 
ihre Wirkung äußern und daß insbefondere die Dauer einer. Ver 
pflihtung ausbrüdlich oder ſtillſchweigend an das Leben 
des zeitigen Herrfcherd gebunden, ober das obligatorifhe Wer: 
hältniß auf ihn befchrankt. fein könne ). Dagegen giebt es 


perpstuum.valitura Tann es nady ber weſentlichen Natur alles po⸗ 

ſitiven Rechts nicht geben. — Bon der Natur proviſoriſcher 

Einrichtungen ſ. oben $. 53. No. IV. 

Welcher Mißbrauch gerade Hier in älterer und neuerer Zeit mit ber 

Conſequenz⸗Macherei aus Pactum et providentia majorum und mo⸗ 

narchiſchem Prinzip (oder wie es fonft hieß: ratio status, Fürſt⸗ 

liche Zandes=Superierität und. angeflammte Jura) getrieben worben 
ift, dafür liefert die Gefchichte mehrerer deutfcher Länder eclatante 

Belege, wie z. 3. im vorig. Jahrhundert die Gefchichte der Verfaſ⸗ 

fungs- Streitigkeiten in Oftfriesliand, Würtemberg, Medlenburg u. A., 

wozu fih in Mofer, von der Reicheftände Landen B. IV. Kap. II. 

retchliches Müterial geliefert findet. In der cräffeften Geftalt tritt 

z. B. jene Theorie in einer Debuction für den Herzog von Mecklen⸗ 

burg hervor bei Mofer a. a. O. S. 10945 f. auch die Würtem- 

berg. Reſolution v. 3. Ian. 1763. daf. S. 1120 f. (vergl. oben $. 

54. Rote 6). 

4 Ein Beifpiel liefert unter Anderem die in neuerer mehrfach vorge⸗ 
kommene Regulirung der Verhältniſſe des Domaniums oder Be⸗ 
ſtimmung der ſ. g. Civilliſte blos für die Lebensdauer des zeitigen 

Regenten. 


3 


— 
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feine Regierungsacte, die ihres Gegenflandes wegen,‘ ohne 
ausdrüdliche Rechtöbeflimmung ; auf den zeitigen Regenten bin- 
fiehtlich ihrer rechtlichen Verbindlichkeit zu befchränten wären. 
Snöbefondere. können dazu Privilegien, Diöpenfationen, Verlei⸗ 
hung von Staatsämtern, EventualsBelehnungen "und andere 
auf einer Lex specialis beruhenbe Verfügungen, ja felbft Ex: 
pectanz⸗ Ertheilungen an fich nicht gerechnet werben 5). End— 


5) S. Überh. über einzelne Fragen: von Kamptz a. a. O. ©. 224 f. 
und, was bie Revocation von Privilegien betrifft: Weftphal, 
Staatsr. Abb. XV. Pfeffinger, Vitriar. ill. Tom. III. p. 1240 
"se. Befonders über bie Verbindlichkeit von Lehns- und Dien ſt⸗ 

. erpectänzen herrſchte fonft Streit und es fehlt nicht an Beiſpie⸗ 
len der Aufrufung berfelben durch den Nachfolger, während anderer 
Seite das Reichdcammergericht die Verbindlichkeit des Nuchfolgers 
aus ertheilten Lehnserpectanzen mehrfach anerkannt hat. Bergl. G. 
L. Boehmer, de obligatione successoris ex exspectativa feudali 
Antecessoris. Goett. 1749. — Hofmann, von ber Verbindlich. bes 
Landes= und Lehnsnachfolgers an die von feinen Vorfahren ertheilte 
Anwartichaft und eventuelle Lehnung. Weblar 1778. — Stru— 
be's rechtl. Bedenken. Th. 17. No. 115. — Runde's Beiträge 
zur Erläut. verfh. Römat. Th. II. No. 4. 5. Infofern bie Erpec- 
tanz nicht an ſich hausgeſetz- ober verfaffungswibrig ertheilt ift, 
tann aus ihr felbft und’ aus dem nur auf Privat- (weltliche und 
geiftliche) Lehen anmwenbbaren Lehensterte IL. F. 26. $. 2. Cvergl. 
auch I. F. 9. II. F. 35.) kein Grund entnommen werben ‚um ben 

- Nachfolger daran nicht für verbunden zu achten, (v. Kampk a. a. O. 
©. 229. u. Klüber, öffentl. R. $. 252), vorausgefeht, daß eö eine 
Negentenhbandblung war, und daß nur überhaupt von einer Naſch⸗ 
folge in biefelbe Regentengewalt bie Rebe fein Tann. ©. aber 
noch eine Entfcheidung nad) der ältern unrichtigen Theorie in ©. E. 
Böhmer’s Rechtsfällen. IH. II. No. 137. Da aber die Ertheis 
lung von Anwartfchaften auf öffentliche Aemter gewichtige 
Gründe gegen fih hat, fo haben die neuern Berfaffungsgefese fie 
überhaupt und mit Recht verboten..- Baier. Verf. Urk. Zit. II. $. 
5. Heſſen-Darmſt. Verf. ur. $. 48. Kurheff. Verf. url. $. 54. 
Hannov. Grundgef. $. 160. Anwartfchaften auch auf künftig ber 
Krone heimfallende Güter verbietet ausbrüdlich die Baier. Verf. 
uk. zit. IM 85  SKönisl. Sächſiſche Verf. Urk. $. 17. Still: 
fchweigend fcheinen die Ertheilung ſolcher Anwartichaften auszufchlie= 
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lich bedarf es kaum der Bemerkung, daß die ftaatörechtliche 
Ungültigkeit einer Regierungshandlung den Nachfolger von ben 
privatrechtlichen Werpflichtungen, infoweit fie begründet find 
- und aus civilrechtlichen Gründen auf ihn übergehen, nicht be⸗ 
freien kann. 


$. 78. ($. 68.) 
©. Bon f. g. Zwifchenherrfcher. 


H. Grotius de J. B. et P. Lib. I. Cap. IV. 8.15. IL XIv. 814. — 
Cocceji, de regimine Usurpatoris. — Weftphal, Staatör. Abh. 
I. u. 1 $. 28 31. — B. W. Pfeiffer, inwiefern find Regie⸗ 
- rungsbandlungen eines Zwifchenherrfchers für den rehtmäß. Regen 
ten verbindlich? 1818, — 8%. Schaumänn, bie recht. Berhältniffe 
des legitimen Fürften, bes Ufurpators und bes unterjochten Volke. 
Caſſel 1820. — F. 8. Stidel, Beitrag zu der Lehre von der 
Gewährleiftung und ber Rechtsbeſtändigkeit der Handlungen eines 
Bwifchenherrfchere. Bieflen 1825. — v. Bülomw’s Abhandl. über 
einzelne Materien des röm. bürger!. Rechts. Bd. I. S. 1 f. Bb. II. 
®.ıf — Dre Jacobſon, Dentihrift, die Staatsſchuld des 
ehemal. Königr. Weftphalen betr. Berlin 1852 (Nachtrag zu eis 
ner früheren Schrift: Die rechtl. Anfprüche ber Befiger weftphär. 
“ Obligationen.) — Klüber, öffentl." R. 5.253.254. — Mauren 
breder, Lehrb. $. 146. 


1 Bon Zwiſchenherrſcher und Zwiſchenherrſchaft 
(interregnum) fann in einem augedehntern und einem engern 
Sinne die Rebe fein. Im weitern Sinne fann Jeder, welcher 
in einer die ordentliche Befekung des Throns unterbrechenden 
Zeit die Regierungsgewalt ausgeübt hat, dazu gerechnet werden, 
dergeftalt, daß auch die gefegmäßige Regentſchaft und 
dad Interregnum oder Reichsvicariat in der Wahlmonarchie dazu 
“gehört; im engern Sinne denft man aber nur an ben Fall, 
wenn, mit Ausfchluß des eigentlich berechtigten Herrſchers oder 
Thronfolgerd, ſich ein anderer Nichtberechtigter dauernd in ben 





* 


fen, weil fie nur von heimgefallenen Lehen reden: Würtem- 
berg. Verf. urk. $. 107. Beffen- Darmft. Verf. Urk. . 1l. Kurs 
beff. Verf. Urk. $. 142. 
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Beſitz der Staatögemwalt geſetzt hat, und auf ihn, resp. eine un: 
terdeflen flattgefundene neue Staatöbildung, eine Reftauration des 
frühern Herrſchaftsverhältniſſes gefolgt iſt 1). Practiſch wichtig 
ſind die hier einſchlagenden Fragen 2) für Deutſchland beſonders 
in Folge der franzöſiſchen Occupation deutſcher Länder zu 
Ende des vorigen und zu Anfang dieſes Jahrhunderts und we: 
gen der weftphälifchen Zwiſchenherrſchaft in Betreff derjenigen 
Länder geworben, deren. bepofledirte Regenten durch einen Zrie- 
dendfchluß ihre Nechte nicht abgetreten hatten 3). 


1) Auch für diefen Fall Tann man wieder die Zwiſchenherrſchaft im 
guten Glauben, 3. B. von’ Seiten eines nachher ‘zurüd tretenden 
Prätendenten, ober wenn man gar nidyt wußte, baß.ein näher Be⸗ 
vechtigter vorhanden fei, —. von ber gewaltfamen Verdrängung des 
legitimen Regenten, 3. B. durch eine innere Revolution, ober einen 
auswärtigen Feind (Eroberer) unterfcheiden. Ein Ball ber erften 
"Art im 14ten Zahrh. ift in Braunfchweig:Lüneburg ‚vorgelommen, ala 
nach dem Ausfterben bes alten Lüneburg. Hauſes bie fächfifchen Her⸗ 
zöge (als die nächften. Cognaten) ſich in den Beſitz ber Lüneburg. 
Lande gefest hatten und es fich fpäter, bei dem endlichen Giege der 
braunſchweigiſchen Agnaten, um die von den fächfifchen Herzögen Als 
brecht und Weitzeslaus 'ertheilten Privilegien u. ſ. w. handelte; eine 
Trage, worüber 3. B. noch im vorigen Jahrh. in einem Prozeß der 
Stadt Velzen mit der Kammer wegen Zollfreiheit geſtritten wurde. 
Vergl. Weſtphal, Staatsrecht. Abh. I. ©. 10 f. 
2) Diefelben ſind theils ſtaatsrechtlicher, theils privatrechtli— 
der, theils völkerrechtlicher Natur. Hier handelt es ſich nur 
um bie flaatsrechtliche Verbindlichkeit der eigentlichen Regenten⸗ 
bandlungen eines Zwiſchenherrſchers währenb einer. — nad) been- 
digtem Kriegszufland — eingetretenen definitiven ftaatlichen Or d⸗ 
nung. Dem Völkerrecht zuzuweiſen find die Fragen über das Verhält- 
niß des occupirenden Feindes zum Regenten bes beſetzten Landes, wäh: 
vend des Krieges, über jus postliminii, unbedingte Unterjocyung unb 
bie Wirkungen eines Friedensſchluſſes, in welchem fich der occupivende 
Feind das Land abtreten läßt, mithin bie Fortdauer des Rechts des 
bisherigen Regenten bis zu biefem Zeitpunft anerkennt. Ein interef> 
fantes, dieſe Fragen erörterndes Austrägal:Erfenntniß bes Ober- 
App. Gerichts zu Celle, das Kurtrierfche Schuldenweſen betreffend 
v. 8. Zun. 1838 f.-in den Protoc. der B. V. v. 1838. ©. 656 f. 
3) Aus ben Bundestags-Protocollen gehören hierher die Verhandlungen 


U 
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1. Daß dba, wo ber bisherige Regent die Zwiſchenherrſchaft 
ausdrücklich oder flillfehweigend anertannt hatte, nach erfolgter 
Reftauration er ſelbſt und alle andern ihr Recht von ihm ablei- 
tenden Staatöfuccefforen die Handlungen der Bwifchenherrfchaft 
innerhalb der Gränzen der Verbindlichkeit eined Regierungs: Nach: 
folgers anzuerkennen verbunden feien 2), ‚unterliegt Teinem Zwei: 


fel. 


Aber auch dann, wenn eine folche Anerfennung nicht flatt- 


gefunden hat, müflen diefe Grundſätze über die Verbindlichkeit 
bed Regierungd= Nachfolgerd zur Anwendung kommen ®), voraus: 


%) 


5) 


über die Neclamationen ber weftphätifchen . Staatögläubiger, 
Domainenkäufer, Dienft:Gautionäre und dienftlos geworbenen Staats⸗ 
biener. Bemerkenswerth ift vorzüglicd der Inhalt der 15. Sitz v. 5. 
Suni 1823. $. 98. und ber dazu gehörige Vortrag ber Reclamat. 
Commiſſion. Beil. 8. S. 243— 278.» Vergl. Meyer's NRepertor. 
Heft. II. S. 379 f. ine kurze Weberficht der Verhandlungen giebt 
Klüber's öffentl. R. $. 169. Not. e. ©. auch über die Schuld⸗ 
fordberung von Kurheffen 1) an Walde: Prot, ber Bundesverf. 
1818. $. 19. Beil. 6. ©. 41. 51. 1820. $. 172. ©. 560. 2) An 
Raffau, Lippe, Schaumb. Lippe, Mecklenburg; Protoc. ber B. 8. 
1819. $. 158. ©. 478. 1828. $. 26. ©. 33. 1830. $. 289. ©. 1223. 
1833. $. 223. ©. 516. Staatsrechtliche Fragen Über die Rechts— 
güttigkeit einer von ber weftphäl. Regierung gemachten Erwerbung, 
von Kippe vorgelegt, Protoc. 1831. $. 35. ©. 106. Erklärung von 
Braunſchweig und Hannover 1835. $. 508. &. 1153—1160. 
In diefer Lage befindet fi 3. B. Preußen ber frangöfifchen und 
weftphälifchen Bwifchenherrfhaft gegenüber, und au) Bannover. 
in Betreff der von Preußen 1815 erworbenen Provinzen. 

Denn das rechtliche Dofein oder die Fortdauer des Staats kann 
unmöglic von ber Ausübung der Regierungsgewalt durch bas biöher 
berechtigte Subject abhängig gemacht werden. Die Annahme bed Ge- 
gentheils heißt die organifche Anftalt des Staates zum bloßen Object 


eines perfönlidhen Rechts machen und kann nur durch Aboption einer 


verwerflichen Patrimonialitätss Theorie gerechtfertigt werden. (8. 
insbefondere Protoc. ber Bund. Verf. u. 1823. ©. 25153 aber auch 
die Gegenbemerfungen S. 240 f.) Die Annahme ber Kortbauer ei: 


nes flaatsrechtlichen Zuſtandes mit allen feinen Berbindlichkeiten hat 


mit dem monardjifchen Prinzipe gar nichts zu fhaffen und auch aus 
dem Legitimitätss Prinzip folgt nur bie Anerkennung des Rechts ber 
Reftauration, ‚nicht aber ber Sag, daß während ber Befeitigung des 
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gefeßt:. a) daß die Zwifchenherrfchaft nicht blos den Character vor: 
übergehender feindlicher Occupation hatte; b) daß es fich um Regie- 
rungsacte handelt, welche nach der inzwiſchen beſtandenen Staats⸗ 
verfaſſung gültig waren und. c) daß; was obligetorif he oder 
Schüld verhältniſſe betrifft, wirklich von einer Succeffion in 


die Staatögewalt der Bwifchenherrfchaft die Rede fein Tann 6)... - 


Bon felbft verfteht fich übrigens, daß es ſich hier überal nur 
um willführliche Revocation und Nichtigkeitserflärung der 
- Handlungen ded Zwiſchenherrſchers handeln kann; nicht um die, 


ganz zweifellofe, Befugniß zur Abänderung derfelben für die 


Zufunft innerhalb der Gränzen der gefeßgebenden Gewalt. 


$. 79. 6. 57.) 


IV. Bom Antritt der Negierung Seitens des 
Thronfolgers. — Termin der Bolliährigkeit. 


Mofer, perſönlich. Staatsr. Eh. II. Kap. I. insbefondere ©. 12— 38. — 
Deffelb. Staatsredht. Th. XVIII. ©. 471.f. — Leift, Lehrb. $. 
47. — Bönner, Staatör. $. 243. — Schmalz, deutidh. Staater. 
8. 268. — Klüber, öffentl, K. $. 264. — Maurenhrecher, 
Staater. $. 242. | 


L Der erfolgte uebergang der Staatsgewalt auf sen neiien 
Inhaber wird durd ein Patent öffentlich verkündigt ‚worin zu⸗ 





legitimen Farſten der Staat gar nicht: eriftirk Habe. "Privatrecht 
liche Prigzipien über bie gänzlihe Ungültigkeit ber Verfügungen 
eines unberechtigten Beſitzers über die widerrechtlich betintete Sache 
können bier unmöglich’ entfcheiben,; weil eben ber Staat fein Privat⸗ 
"gut des Regenten iſt. 
6) Eine ſolche Succeffion- muß gerade der c Shatfache ber döligen Xuke. 
Töfung des Königreichs Weftphalen gegenüber bezweifelt werben. 
Das. Verbältniß ber einzelnen Theile- deffelben ift bier in ber That 
‚das nämliche wie bad der einzelnen Territorien zur” aufgelöften 
Reichsſtaatsgewalt, wo audy von einer Succeffion gar keine Rebe 
fein kann. Vergl. oben $. 37. No. VI. Die Fortdauer inzwifchen be= 
gründeter wohlerworbener Rechte dinglicher Natur, ift aber auch 
bier von eimer Succeffion in die anfgehobene Staatögewalt unab⸗ 
bängie. S. oben $. 37. Ro. V. 
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gleich gewöhnlich ein, ſich von felbft verſtehendes, Anerkenntniß 
der Verfaffung und ber verfaflungsmäßigen Rechte der Untertha= 
nen, auch wohl ber Rechte der Staatsdiener, geiftlicher und welt: 
‚licher Gorporationen u. f. w. ausgeſprochen, auch Beſtimmung 
über bie verfaffungsmäßig von den Unterthanen gegem jenes Ans 
erkenntniß zu leiftende Huldigung getroffen wird ). Eine Kr: 
nung fümmt bei den beutfchen Souveränen nicht‘ vor 2). 


1. Der Antritt oder die wirkliche Ausübung.der Regierung ' 


durch den Thronfolger wird, abgefehen von andern Gründen 
mangelnder Regierungs: Fähigkeit, durch deffen Boltjährigfeit 
bedingt. — Welches aber der Termin ber Volljährigkeit 


für- deutſche Zürften fei? iſt weber durch ein allgemeines Geſetz,“ 


noch durch ein, eine feſte Regel bildendes, Herkommen beftimmt 


‘ 


worden 3). Die goldne Bulle ſetzte nur für die Kurfür- 


BY; Ueber die ber Huldigung und bie bamit verbundene (vorausgehen- 
de) Anertennung ber Landesverfäffung f. oben $. 66. $. 65. 
No. IM. 5. 4. Mofer, perfönt. Staatsr. Th. II. S. 14f. Schriften 


über die Huldigung ber Unterthanen f. bei Pütter, Litteratur bes 


Staater. Eh. IT. ©. 96 f.- und Klüber's Fortfeg. $. 893. — 


Bunz, Grundſaãtze der Huldigung. Tübing. 1794. Die Borm.der 


Huldigung und ihre Ausdehnung hiaſichtlich der Perſonen, welche ſie 
leiſten, iſt verſchieden. Die Formel des Huldigungseides. beſtimmen 


+ B. Baier. Verf. Ur, zit. X. 8 3. Heſſen-Darmſt. Verf. 


urk. 8.108. Coburg. Verf. urk. 8.120. Kucheff. Verf. Urk. 
g. 21. Konigl. Sächſiſche Verf. Ark. 5 189. 


— 


2 


Mofer, perfönt. Staatsr: Th. n. ©..13. „Die öſterreich. Reiches 


Eine Krönung konnte zur Zeit des Reichs bei. ben deutſchen 
Reichsſtänden nicht Statt finden; eine Ausnahme machte nur das 
‚Könige. Böhmens’ feine Ansnahme der König in Preußen. Berge. 


verf. 0.1849 fagt 8.12: „Der Kalfer wirb als Kaifer von Defter- 


reich gefrönt.u — Weber bie Krönung des beutfchen Kaifers f. Plef- 
. finger, Vitriar. ill. Tom. 2. p. 870 f. Moſer, Teutſch. Staater. 
Th. II. ©. 434 f. Derfelbe, vom Roͤm. Kayfer, dem Röm. König 
u. f. m. (1767.) S. 20 f. — Das Kapitel von der Verbindlichkeit 


ber . neuen Banbesheren zum Empfang der kaiſerlichen Belehnung 


ftilt aus dem heutigen Staatsr. weg. Vergl. Leiſt, Lehrb. g. buf. 
. 3 Vergl. Überhaupt: Moſer, perſönl. Stautsr. Th. I. ©. 560 f. — 
Deſſelben teutfih. Staatsrecht. Th. XVII. &. 383 ſ. und die bei 
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ſten das 18te Jahr feft %); eine Beftimmung, die an fih nicht 
einmal .auf bie übrigen Prinzen ‚oder Agnaten des Kurhaufes 
bezogen werden, Eonnte 5). In den andern Zürftenhäufern war 
dad Herkommen verſchieden. Häufig ift ebenfalls dad 18te Jahr 
(zum Theil freilich vermöge kaiſerlicher Privilegien) ald Termin 
ber Volljährigkeit anerkannt gewefen, 5. B. in Oeſterreich, Bran= 
benburg, Braunfchweig, Baden, Heflen, Holftein, Naffau, wäh: 
rend man in den Ländern des ſächſiſchen Rechts das 2lte auch 
für die Fürſten anerkannt findet, 3. B. in den fächfifchen Her⸗ 
zogthümern, in den Anhaltfhen und Reußifchen Zürftenhäufern, 
wogegen .in andern Zerritorien, z. B. in Medlenburg 6), ber _f. 
g. gemeinrechtliche Termin von 25 Jahren galt. Jene Beflim- 
. mungen erhielten fich auch meiftend gegen das römiſche Recht, 
welchem die Suriften, befonderd nachdem, wie Mofer a. a. O. 
©. 588 fagt, „durch die ReichöpoligeisOrbnungen v. 1548 u. 
1577 die Materie von den Vormundfchaften auf den römifchen 

Fuß gefegt worden“, auch bei diefer Frage die Eigenfchaft eines, 
felbft- die Fürften bindenden, und durch Hauögefege nicht ab⸗ 
zuändernden (?) Rechtes beilegen wollten; fo- daß für den früs 
hern Regierungd= Antritt die Ertheilung der Venia aetatis durch 
den Kaifer für nothwendig erachtet wurde. Diefe Anficht, welche 
zur berrfchenden im Reichsſtaatsrecht wurde 7), erflärt es übri⸗ 


"Pütter, Litteratur. Th. II. ©. 781. u. Klüber’s Kortfeg. $. 1558. 
verzeichneten Schriften über die Volljährigkeit in reichsſtändiſchen 
Häuſern, von Kemmerich, v. Ludewig, Fr. 6. v. Mofer, 
Gerſthacher u. Dahm. 

4) Aur. Bulla, Cap. VII. g. 4. „Quam (sc. Jegitimam aotatem) in Prin- 
cipe Eleclore decem ei octo annos completos censeri völumus 
ot ‚statuimus perpetuo haberi. Quam dum attigerit, jus, vocem et 
potestatem et omnia ab ipsis dependentia tutor ipse sibi totaliter 
‘cum officio teneatur protinus assignare.“ 

Mofer, perſönl. Staater. Th. I. ©. 694 f. 587 f. 

Vergl. Hagemeifter Medienb. Staatör. $. 18. Das Staatägr. Gef. 
v. 1849. $. 64. feste das vollendete 18te Jahr fell. 

Auch die NReichögerichte aboptirten biefelbe in ber fpätern Beit; 
Häberlin, Repertor. bas Staats- und Lehnrechts. Th. IL. ©. 371. 
und für diefelbe erflären ſich noch die Testen publiciftifchen Schrift: 


5 
6 


— 


7 


Sr 
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gend, wie in-Häufern, welche zutſchieden dad 18te Jahr ald Ver: 
min der Volljährigkeit hergebracht hatten, z. B. in Braun: 
fhweigsMvas auch das ff. Pactum Henrioo - Wilhelm. v. 1535 
anerkannte), in einzelnen Fällen (3. 8. im Zeftamente bed Her: 
3098 Julius), gegen da@ Herkommen das 25te Jahr beflinemt 
wurde. Indeſſen hat man. Schon früher erfuuiet, daß durch dieſe, 
auf einem Irrthume beruf de, Beflimmung das Herkommen des 
Haufes nicht abgekindert worden feid). Die neyern Verfaf- 
furgdurfunden haben die in manchen Häufeen bis auf die 
nggieße Zeit herrſchende, Ungewißheit befeiigt und meiftens das 
vollendete 18he Jahr 446 Tennuin der Valljährigkeis ˖ feſtgeſetzt 2). 


* 





ſteller des Reſchs. Pütler, fat priv. peinc. 8. 77; Leiſt, Lehrb. 
| $.”495 Gönntr, Stackrecht. 4 70. 
8). Bergl. Geyser, Meditat. ad Pad. Sp. 317. n. 7. — Sqeib, 
Anmerkungen zu Mofies Braanſchip. Lüneb. Staator. 53 f. — 
Moftr, perfönt. Staater. Th. I. ©. RD. ©. aber auch Rib- 
bentrop,; Bentsäde zur Werfof des Herzogth. Brimfihw. 1787. 
S. 115 f. — Hrurlebuſth, ber rer Zeitpunkt der Vdujährigk. 
Pe" ber Prinzen aus dem Haufe Braunſchweig. Braunſchw. 1827 und 
die andern fiber bie Brurltigkeis des Herzog® Carl mit feinem ges 
wefenen Vormunde erſchienenen Schriften bei Milker, öffentt. R. 
$. 247. Rot. a. S. auch Protoc. ber Bunbesverf. Jahrg. 1829. $. 
67. S. 163. und Anl. 1L—5, ©. 239— 244 Anl. 9. 
Baier. Berf. url. Tit. II. 87 Würtemb. Verf. url $. 9. 
Kurbeff. Verf. Url, 8% Köniel Sähf. Verf. ur. 8. 8. 
Braunſchw. Landſchafta⸗Ordn 5. 16. Hannov. Grundgeſ. $. 1% 
Lanbesverf. Geſetz. 8. 13. Dorfelbe Termin gilt in Baden, in Huf: 
fen Darmftadt, in Weimar (Schweiger, öff. Recht des Grßh. 
Weimar. $. 27). Auch fanctionirt Ihn die Oldenburg. B. U. Art. 
10. Preußiſche Art. 54. Ueber Oeſterreich |. v. Hormayr, Über 
Minderjährigkeit, Vormundſchaft und Großjährigkeit in dem 
Öfterreich. Haiferhaufe. Wien 1808. Netchmerfefl. v. 1849. 8. 10. 
Das zurädgelegte 21ſte Jahr hat beibehakeksw bie Meiningfche 
Verf. Urk. $. 4. die Altenburg. Verf. Urk. #76. die Sonbers- 
häuf. 8. u. v. 1841. 9: 8. Doch wire in Yiefaa Verf. WR. eine 
Volljährigkeits - Erklärung nad) vollendetem "18. Jahre "zugelaffen. 
Auch die Walded. ©. U. $. 85. beflimmt 21 Jahre. Ebenfo bie 
Bothaifche v. 1849. $. 7. u. die Coburg⸗Gothaiſche v. 1852. 
$. 11, die Deffauifche $. 63. Daß nech jest im Zweifel das 
Zachariä's Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 24 


9 


— 
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8. 80. 59) 


V. Bon der vormundſchaftlichen Regieruug oder 
Negentſchaft )). 
Pfoeffinger, Vitrierius illustrat. Lib. HI. Pit. XX. (Tom. W. p. 112 — 
154.). Woler’s Staatsrecht. ih. XVII. XVM. Deffelben 
poexqnl. Stagtereiht. Th. I. Buch Wa Kap. 2. (S. 288 f.) u. Kap. 
4. S. 610 f. Dafelbft aud ein Wrzeichniß äfterer Schriften über 
die tutela” „personarum illustrium überhagpt 1% insbefgnbere über- 
bie Bevormundung der minderjährigen Kurfückten nach ben Be: 
flimmungen ber Mönen Bulle Wuläſſigkeit einer teftament 
Vormundſchaft). ©. auch Mtter, Lihratur TH IL ©. 770 f. 
u. Klübder’s Fortſetz. S. 636 f. — 9. % €. von Epnder, 
Abhandl. von der Vormundſchaftsleſgulung il ‚Privat und er 
lauchten Perfonen. Th. 4 U. Jena IEÜR, 191: — J. Fr. Reis 
temeier, Grundfäge der. Regentſchaft in ſouverainen und ab⸗ 
bäggigen Staaten. Berlin 1789. — 0. Grae%, de tutela et 
Aura principump, Riltk 1306. — Aler. Müfter, über Regenten⸗ 
besogmunbung: Almenau BA_— 6. W. Schenk, über Res 
vgentenbevormundung, Stände usb fläudilhe Verfafiang. Hmenau 
1823. — 9. Zöpnf L, die Regieruugsvormunbfchaft im· Berhältniffe 
zur Landesverfaſſung. (ohne Deadgst) 1830. 
Pütter, pr. in. jug. priv. prine, 8. 74 s — Leift, Lehrb. $. 49. 50. 
— Gönner, Staatsr $. 245. — Klüber, öffentl. R. $. .247. 


Fälle, in denen fle eintritt. 


Hinfihtlih der Frage, in welden Fällen eine vor 
mundſchaftliche Verwaltung ober-Regentfchaft eintre- 
ten könne oder müffe, war ſchon nad älterem Staatsrecht 
als entfchieden zu betrachten, daß fie nicht blos im Falle ber 
Minderjährigkeit, wo fie auch die goldne Bulle für die 





te Jahr anzungkmen fei, lehrt Klüber, öffent: R. $. 347. Not. 
a. Den allgemeinen landesgejeglichen Termin will Mauren 

brecher, Lehr 8. 248. Note 8. 

1) Won eines auf Selbſtbeſtimmung beruhender Annahme eines Mitres 
genten Seitens bes regierenden Heren ift hier ‚nicht die Rebe. Beis 
Spiele kommen, namentlich auch im 17. u. 18ten Jahrh. in mehreren 
beutfchen Ländern vor, Mofer, perſonl. Staatsr. a. I. S. 610 
f. Gergl. oben $. 21. Ro. II.). 
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Kurländer anorbnete, fondern auch bei einer aus andern Grün⸗ 
den fich ergebenden Regierungsunfähigkeit des (fchon zur 
Regierung gelangten, volljährigen) Landesheren Statt finde. Hier: 
bei konnte ed keinem Zweifel unterworfen fein, daß, vermöge ber 
obervormundfchaftlichen Gewalt des Kaifers, bie oberften Reich 8s 
gerichte fowohl- wegen Minderjährigkeit ald wegen Geiftedzers 
rüttung ober Blödſinns2), in Ermangelung eines gefeßlichen ober 
teftamentarifchen Wormundes, "zur Anordnung einer Gurafel bes 
rechtigt feien. Sollte dagegen ein Landesherr wegen groben 
Mißbrauchs der Landeshoheit und daraus ſich ergebenber 
RegierungdsUnfähigkeit unter Curatel geftellt werben, fo Eonnte 
zwar bie Buläffigkeit “einer folchen Anordnung von Reihäw.es 
gen 3) nicht bezweifelt werben. Da aber nicht bloß bie befinis 
tive, fondern auch die proviforifche Entfehung eines Reichs⸗ 
ſtandes von der Landedregierung-ber Zuſtimmung des Reichstages 
bedurfte 4), ſo war die Meinung, daß auch zur Einſetzung einer 


3) Wegen ber in biefem Falle nothwendigen vorgängigen genauen Un⸗ 
terſuchung bezog man ſich auch auf L. 6. Dig, de curat. furios. 
IXVII. IO. 

3) Beiſpiele, daß die Sache im Lande mit den Landſtänden und resp. durch 

dieſelben abgemacht ober ein anderes Regiment zeitweife eingeſett 

wurde, kommen in früherer Zeit auch vor, z. B. in Würtemberg. 

Moſer, perfönl. Staater. Ih. I. ©. 453. 613. Weber einen noch 

dem 16. Jahrh. angehörigen Kal im Braunſchw. Lüneb. Haufe — 

wo Altersfhwäde ber Brund war — f. Mofer, Staatsr. Th. 

1. &.612. Reht meier's Chronik ©. 1618 f. Wei ber 1788 (zum 

erſtenmal) eintretenden Regentſchaft für König Georg III. wies das 

hannoverſche Minifterium bie Eaiferliche Einmiſchung entſchieben zus 

rüd. Neuß, Staatscanzlei Bd. XIX. ©. 20 f. 

Weahlcapituf. Art. I. 8.3. „— und ohne ber Kurfücften, Fürs 

fin und Stände vorhergehende Bewilligung einen Reichsſtand, der 

Sessionem et Votum in ben Reichscollegiis hergebracht, davon ums 

ter‘ einigerlei Vorwande — — fuspenbiren und ausfchließens $. 4. 

Noch feiner Landesregierung, es gefchehe gleich provisorie, ober 

in contumaciam, oder auf irgend eine andere Weife entfegen.« 

Mofer, perfönl. Staatsr. Th. I. S. 663 f. 656 f. Der $. 4 kam 

erft 1742 in die Wahlcapitulation. KNeranlaffung dazu gab, nach 

dem RaffansSiegen’fäen Fall (1707 f.), befonders bie Guss 
24* 


m 
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ſolchen Regentſchaft, resp. obervormundſchaftlicher Uebernahme 
der Landesverwaltung der Reichsſstag zuſtimmen müſſe, nicht ohne 
rechtlichen Grund 5). Daß der deutſche Bund in dieſer Hin⸗ 
ficht nicht an die Stelle der Reichögerichte und ber Reichsſtaats⸗ 
.gewalt getreten fei, unterliegt feinem Zweifel; ebenfo wenig aber 
auch fein Vermittelungs⸗ und resp. Interventiondrecht, insbe⸗ 
fondere im Falle einer an ihn gelangenden Beſchwerde, und bei 
einer Damit verbundenen Gefährbung der innern Sicherheit Deutſch⸗ 


» 


penfion des Herzogs Karl Leopold von Medienburg- Schwerin 
durch Kaiferl. Refolution v: 11. Mai 1728, durch welche „Krafft ob⸗ 
habenden allerhoͤchſten Kayſerl. Obrift: -Ridterlichen Amts, aus triff- 
tigen Reichs-kundigen Urfachen, bie fonft Herrn Herzog Carl Leo- 
pold zu Medienburg gehörige völlige Landes-Regidrung fiftiret 
und felbige Dero Brubern, Kern Herzgg Chriftian Ludwig zu ' 
Mecklenburg als Agnato proximo“ — aufgetragen wurde, u. zwar 
um fie im Namen des Kaifers zu führen. Dabei wurden _bie 
Landftände m. Unterthanen von ihrer dem bisherigen Landesherrn 
geleifteten Hulbdigung entbunden und in Eid u. Pfliht Ihro 
Kayfer!. Majeftät u. Kayſerl. Herren Adminiſtratoris ges 
nommen. Später (1732) wurbe die Sache dahin mobificirt, daß ber 
Abminiftrator die Regierung im Namen feines Bruders führte. Da⸗ 
bei blieb es aber audy nad) der Wehlcap. v. 1742. Die Gründe 
enthält das gleichzeitig an ben Herzog Carl Leopold erlaffene Re⸗ 
feript. ©. die Geſchichte des Falls und die Documente bei Mofer, 
Staatsr. Th. XXIV. &. 264 f. Derfelbe, perſönl. Staatsr. Th. I. 
©. 657 f. ©. 628 f. Vom Raffauifhen Falle daf. &. 615 f. 
5) Eine Zufammenftellung einer Mehrzahl einzelner Fälle aus der Zeit 
des Reiche f. bei Klüber, öffentl. R. $. 247. Not. b. Intereſſant 
ift insbefondere die Lippefche Euratel-Gefchichte in den neunziger 
Jahren bes vorigen Zahrhunderts. &. die Rechtfertigung der Lip- 
pefchen: Landflände in Häberlin’s Staatsarhiv. Bd. I. &. 274 
ff. und ben Vertrag bes Fürften mit ber Landfchaft v. 1794, daf. 
S. 74 f. Confirmatoriſche Sentenz des Reichscammergerichts, daſ. 
S. 81 f. Ueber den merkwürdigen, viel Aufſehen machenden Fall 
des Zürften von Neuwied f. ben Bericht des Reihscammergerichts 
und die zum Theil fehr gründlichen und interefjanten reichscammers 
gerihtlihen Vota in Häberlin’s Staatsarchiv. Bb. I. ©. 180 f. 
Bd. 1. ©. 114 f. Bd. II. ©. 310 f. S. 396 f. Bd. IV. ©. 20 f. 
©. 397 f. Bb. V. ©. 273 f. 
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lands 6), . Für dad heutige Recht würde Sie Frage won Anord: 
nung einer. Eurdiel oder Negentfchaft wegen Mißbrauchs ber 
Staaͤtsgewalt ae; mit der über die rechtliche Zuläſſigkeis einer 
Entfegung des Souveränd zufammenfallen 7). 

Die neuern Verfaſſungs-Urkunden gebenten theild nur 
der Wormundfchaft wegen Minderjährigkeit, wie 3. B. die Co: 
burgifche, Meiningifche, Altenhurgifche und Braunfchweigifche, 
theils beftimmen fie, daß eing Regentfchaft eintreten foll, 1) or: 
dentlicher Weife, wenn Minderjährigkeit des Nachfolgers, 
oder 2) außerordentlicher Weiſe, wenn ein anderer 
Grund den Fürſtenan deu eigenen Ausübung« der Regierung 
behindert} allein meiftens Haben fies unterlaffen, die manderen 
Gründe» näher zu bezeichnen, und auch richt immer. beftimmt, 
wer — abgefehen vom Tale der Minderjährigleit — über das 
wirkliche Dafein einag Behinderungsgrunded, ober über die Noth— 
wenige einer Regentfchaft zu, entſcheiden babe 8)2 Darin 


9 Ein Anerkenniniß dafür f. in dem Gutachten der Bunbestags-Com⸗ 

miffton im - eotocoll der Bunbesverfammlung 1830. ‚s 304. ©. 

1296. - 

Vergl. unten $. 24. 

Nach der Wärtemb. Verf. Urt. g. 13 ſoll 1) für den Fall, daß 

ſich bei dem zukünftigen Thronfolger eine ſolche Geiſtes- oder 

körperliche Beſchaffenheit zeigte, welche demſelben die eigne Ver— 

waltung des Reichs unmöglich machte, durch ein förmliches Staate- 

” geſetz Über die künftige Regentfchaft entfchieden werben. 2) Beigte 
fih ein ſolches Kinderniß bei oder nach Antritt ber Regierung, fo 
fol durd den Geheimenrath ber Beſchluß eines fürftlichen oder - 
agnatifchen Familienrathes veranlaßt und duch diefen mit Zus 
ffimmung ber Stände Über ben Eintritt der gefesmäßigen Re 
gentfchaft entfchieden werben. Vergl. Mohl, Würtemb. Staatsr. 
Th. I. S. 287 f. Ziemlich übereinflimmend find hiermit die Be: 
flimmungen der Kurheſſ. Verf. Urk. 8. 7. 8 u. 9. und der Königl. 

—Sächſ. Verf Urk. $. 10. 11. Aehnliche Verfügungen macht für den 

Fall, daß es an einer vom Könige angeorbneten Regentfchaft fehlt, 
das Hannov. ;Grundgeſetz $. 18— 20. Landesverfaffungs » Gefes 
$, 20. ©. ferner das Cob. Gothaiſche Staatd-Grundgef. v. 3. 
Mai 1852. $. 15. 16. Oldenburg. Art. 12—14. Preuß. Verf. 
urk. Art. 56. 


"7 
8 
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flimmeg aber die meiſten Verf. Udk. überein, daß fie dabei ein 
Mitwirkungsrecht des Stände zum heil felbf® woch (everituell) 
ein Wahlrecht derſelben anerkennen, wie es ſchon im sr 
teren Staatsrecht begründet war?) ° ° 


9) Bergi. Mofer, perfönlihes Staatsrecht. Th. 1. S. 471 u. 544 ff. 
Auch 5.8. in Heſſen ganz erffchieden 1514. Webeithau) Wahr⸗ 
heit u. Irrth. in dee Maurenbrecherſchen Schrift & 41. Ferner 
in Brausſchw. Lüneburg u. Wolfenbüttel. Moſer a. a. B. S. 
* A. unebes Weimar vergl. Schweiser, öff. Recht. F. 27. 

©. auch Überh. Oppenheim in ben Conſittut. Saheb. Sb. IL ©. 
282 f. Auch in biefer Begichunge kat das Kurfürſtl. Heft Verfaſſ. 
Reglement v. 1888 bad hiſtoriſche Recht weggeſtrichen. Daß das 
Hinzugiehen dee Stände bei ber Beſtellung der Regentſchaft nefere 
Chiang fei, ift eine aus ber Luft geäriffene Behaußtung von 
Maurenbrecher, die deutſch. regier. Fütſten. ©&.-140. Nöte 2 
Sogar Fälle, daß die Lanbftände ſelbſt die Bormundföje Fäpdten, 
oder Contutoren flelten, find früher nicht felten gewefen. Möfer, 
perfönk Staatör. TH. J. ©. 498. — Bargl, MWas-die neueze Verf. 
urk.betrifft, die Allegate der Note,8 u. oben,S..30.- Das Recht 
der KQammern, auf. Berufung des Miniſteriugnag, Mn Regenten 
zu wählen, wenn kein volljähriger Agnat veehanden. uns nicht 
vorher durch ein Geſetz Vorſorge getroffen ift, erkennt felbft bie 
Preuß. Verf. Url. Art. 57 ausbrüädlic an. Schon früher auch 
bie Braunſchw. Landſch. Ordn. $. 19 um bus Hannov. Staate- 
grundgef. v. 1833. Das Landeöverf. Geſetz v. 1840, welches im 
$. 19 auch Beſtimmungen Über bie Regentfchaft für.den Zall bes 
Uebergangs auf die weibliche Linie trifft, hat ben Ständen das even: 
tuslle Wahlredht entzogen unb giebt es °pen auf Anfuchen der 
Miniſter und der Stände von der Bundbesverfammlung benann= 
ten drei Bunbesfürften. Dabei ift es auch 1848 geblieben. Am we⸗ 
nigften Täßt der fländifhen Mitwirtung Raum die Baierifche | 
Verf. urk. Zit. II. $.9f., indem fie im Voraus, in Ermangelung eis 
nes fähigen Agnaten, einer Wittwe des Könige und einer vom letz⸗ 
tern erfolgten Ernennung, ben erflen Kronbeamten zum Regenten 
beruft. Eine Zuffimmung ber Stände für den Eintritt der 
Regentichaft, außerhalb bes Falles der Minderjährigkeit, fordert aber 
auch. die Baier. B. u. Lit. ILS 11. 
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$. 81. (8. 59.) 
B. Art Der Berufung bes vormundſchaftlichen Negenten. 


J. Was den Berufungs- oder f. g. Delationsgrund 
betrifft, ſo konnte man zur Zeit des Reichs auch in Beziehung 
auf die Regierungs⸗Vormundſchaft zwiſchen einer teſtamenta⸗ 
riſchen, geſetzlichen und von Obrigkeitswegen angeordne⸗ 
ten Regentſchaft unterſcheiden. Hinſichtlich ihres Verhältniſſes 
zu einander legte man die Beflimmungen -ded gemeinen Vor⸗ 
mundfchaftsrechted zu Grunde. Doc herrſchte binfichtlich der 
. Möglichkeit der Ausfchließung oder Beſchränkung des legitimus 
tutor durch legtwillige Verfügung des Vaters (oder Vorgängers) 
des minderjährigen Nachfolger, befonderd binfichtlich der Kurs 
länder Streit, weil Viele die Beftimmung der goldnen Bulle 
als abfolute Norm betrachteten i). Heutiges Tages kann von einer 
wirflihen Dativ-Tutel in Beziehung auf Souveraine nicht 
mehr die Rede fein, da auf den Beutfhen Bund and in die: 
fer Hinſicht nicht die Rechte von Kaifer und Reich übergegangen 
find; dagegen dürfte e8 auch für das heutige Recht keinem Zwei⸗ 
fel unterworfen fein, daß, Infofern Hausgeſetze, Familienverträge 
oder dad Landesverfaffungsgefeß nicht dad Gegentheil befagen, 
durch eine Dispofition des regierenden Landesfürften 
der gefeßlich zu® Regentfchaft Berufene aus befondern Grün: 
den und mit Zuſtimmung ber Landftände entweder ganz 


1) Diefe verorbnet nämlidy Art. VII. 8. 4. „Ea tamen conditione et 
modo, ut, si Principem Eleetorem seu ejus primogenitum aut filium 
seniorem laicum mori, et haeredes — defectum aetatis patientes 
relinquere contingeret,- tunc frater senior ejusdem primogensiii 
iutor eorum et administrator ezistat —.“ Vergl. Mofer, pers 
font. Staater. Th. J. ©. 456—462. Im Weimariſchen Haufe 
wurde fchon durch Bertrag v. 1688, zur Vermeidung weitern 
Streites, feftgeftellt, daß „wenn Eein tutor testamentarius vors 
handen, von dem Aelteften in pari gradurftehenden Agnaten bie 
Bormundfchaft allein übernommen werben folle.u« Schweiger, dff. 
Recht $. 27. S. Über die langen Streitigkeiten: Mofer, teutfch. 
Staatsr. Th. XV. ©. 240. 
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ausgefhloffen, oder durch einen Mitregenten ober Regent- 
fhaftsrath beſchränkt werben Tonne 2). 

I. Geſetzlich berufen zur Regentſchaft ift der nachfte, 
regierungsfähige Agnat, und, wie fhon nad der goldnen 
Bulle, bei mehrern nad Linie und Grabe gleih Raben der 
Erfigeborne 3). Doc kommt fchon früh, befonders feit der Ein- 
führung des römifchen Rechts, mit Ausnahme der Kurländer?), 
eine Näher⸗ oder Mitberechtigung der Mutter des Minderjäh⸗ 
rigen uor 5), und bei Abweſenden oder Geiſtesſchwachen hat auch 
wohl die Gemahlin bderfelben die Regentfchaft geführt 6). Das 


2, Mofer, perfönl. Stäatsredht. Th. L ©. 466 f. Ausbrücklich ge⸗ 
fleht dem Monarchen das Wahlrecht unter den volljährigen Prin⸗ 
zen bed Haufes zu, die Baier. Berf. Urk. Zit. IL 8. 10 (den Mo— 
dus beftimmt $. 12.) Auch erkennen eine Befugniß zu befondern 
(von der legitimen Tutel' abweichenden) Beftimmungen an: bie Al⸗ 
tenburg. Verf. Url. 8.16. Braunfhmw. Landfch. Ordn. $. 17. 
Hannov. Grundgef. $. 16. Lanbesverf. Geſetz $. 18. Eine Ab⸗ 
weichung burd) eine, mit Zuſtimmung der Stände getroffene, Dis⸗ 

- pofition fcheint zu geflatten die Kurheff. Verf. Urk. $. 7. Aus: 
gefchloffen wird eine Abweidhung van ber gefeßlidhen Berufung des 
nächften (fähigen) Agnaten durch bie Würtemb. Verf. Urt. $. 12. 
13. in Webereinftimmung mit dem ältern würtemb. Staatsrechte. 
Mohl, Würtemd. Staatsr. Th. I. ©. 295. Daffelbe, fcheint zu 
gelten von der Köhigl. Sächfifchen Verf. urk. 8. 9. 

3) Oder auch der den Jahren nach Aeltere (Senior). Bexsl. 3. B. 
Schweiger, Öff. R. bes Großhth. Weimar. I. $. 27. Note 85. 

4) Geftritten wurde aber befonders in ben, mit Turfürftlichen ver⸗ 
wandten, oder baraus entfprungenen, Häufern. Moſer, teutſch. 

Staatsr. Th. XVII. ©. 169 f. 

5) Cramer, Observ. Tom..V. p. 130 f. Mofer a. a. DO. und über 
die Entftehung der mütterlichen Vormundſchaft in Deutfchland über: 
haupt: Kraut, die Vormundfchaft nach den Groſ. d. deutfch. NE. 
zb. I. ©. 669 f. Das erfte Beifpiel mütterlicher Bormundfchaft 
im Braunfhw. Lüneburgifhen Haufe, hauptfählich von -ben 
Landftänden duschgefegt, ift 1540 die Vormundſchaft der Herzogin 
Elifabetb übewihren Sohn Erich den Züngern. Mofer a. a. O. 
&. 359 f. 1582 feste Herzog Julius feine Gemahlin zur Vormuͤn⸗ 
berin über feinen Sohn Heinrich Zulius ein. 

6) Mofera. a. O. Th. XVII. ©. 251: Daſelbſt auch (©. 250) ein, 
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Vorzugsrecht der Mutter vor den nächften Agnaten iſt jedoch 
immer ſehr beſtritten geweſen 7). 


In den neuern Verfaſſungs- u. Hausgefegen herrſcht 


hinſichtlich der zur Regentſchaft berufenen Perſonen keine Ueber⸗ 
einſtimmung. In einigen wird die Mutter ganz ausge: 
fhloffen, oder ihr nur die Erziehung des minderjährigen Thron: 
folgerd überlaflen, in andern geht fie fogar den Agnaten vor, 
und noch in andern tritt fie erfi in Ermangelung eined re: 
gierungsfähigen Agnaten ein 8). 


— — — — 


9) 


8) 


Baden betreffendes, Beiſpiel, daß die (väterliche) Großmutter 
Mitvormundſchaft und Verwaltung führte. 

Vergl. Pfeffinger, Vitriar. illustrat. Lib. III. Tit. XX. 8.21. (Tom. 
IV. p. 144 s). — Moſer, teutſch. Staater. Th. XVII. ©. 238 f. 
u. über das Herkommen resp. eine Menge Streitigkeiten in ben 
verfchiedenen fürftlihen und gräflichen Häufern daſ. Ih. XVII. Bud) 
II. Kap. 86. ©. audy Deffelb. perfönl. Staater. Th. I. ©. 477 f. 
S. 483 f. — Daß der volljährige und vegierungsfähige Sohn ale 
Thronfolger bei einer wegen Geiſteskrankheit des Vaters nothmens 
digen Regentſchaft zu berfelben zu berufen fei und die Brüder bes 
Vaters ausfchließe, ift nicht zu bezweifeln. Vergl Bas, Gedanken 
über das Recht bes Prinzen von Wallis zur Interimd- Regierung 
don Hannover. Stuttgarbt 1789. 

Bor den Agnaten wird die Mutter zur Regentſchaft gerufen, 3. B. 
in der Altenburg. Verf. Urk. $. 16, in der GoburgsGoth. v. 
1852. $. 1335 und in der Kurheff. Verf. url. $. 7. (bier jedoch bei 
anderer Vechinderung bed Landesherrn die Gemahlin, wenn ein 
fucceffionsfähiger Prinz aus ihrer Ehe vorhanden iſt). Erft in Er- 
mangelung von Agnäten witb die Mutter und nach ihr der- 
erfte Kronbeamte gerufen in der Baier. Verf. Urk. Tit. II. $. 13. 
In der Gonftitution von 1808. Zit. IL. $. 9. war die Mutter ganz 
ausgefchloffen; und noch jest iſt dieß der Kal nad) der Königl. 
Sächſ. Verf. urk., weldye der Mutter und in subsidium ber väter 


lichen Großmutter nur die Erziehung dea minderjährigen Thronfols 


ger überläßt. Auch erft nad) ben Agnaten wird die Mutter, und 
nach der Mutter bie väterliche Großmutter, gerufen in ber Wür⸗ 
temberg. Verf. urk. $. 12. Ebenfo in ber Braunſchw. Landſch. 
Ordn. 5.19. Das Hannov. Srundgefeh $. 15 u. Landesverf. Gef. 
$. 19 ruft auch erft die Agnaten, dann bie Gemahlin des Königs, 
nach ihr die Mutter und die Großmutter väterlicher Seite. Nach 


378  Staatör. d. Bundesftaaten. — Verfaſſungsrecht. ($. 81.) 


IM. Daß der vormundfchaftliche Regent die zur Uebernahme 
der Regierung nothwendigen Eigenfchaften haben müfle, z. B. 
was fein Alter betrifft, verfteht ſich von ſelbſt; zumeilen ift 
aber (auch in neuern Berfaffungen) ein höheres Alter vorgefchrie: 
ben). Hinſichtlich der f. g. excusationes necessariae und. 
voluntariae brachte man fonft auch wohl dad gemeine Recht zur 
Anwendung 10), — Die Frage über die Nothwendigkeit.der Bes 
flätigung der teflamentarifchen ober gefeßlihen Vormünder durch - 
die Reichögerichte, als obervormundfchaftlicher Behörde, war durch 
Einmifhung des römifchen Rechts beftritten 1). Daß die Regel 
für die Anwendung der römifch rechtlichen und reichögefeßlichen 
Beftimmungen fei, und zwar ſowohl in dieſer Hinficht, ald auch 
was die Pflicht zur Cautionsleiſtung, den Vormundfchaftseid, 
den Verzicht der Mutter auf die zweite Ehe und auf das 
Vellejanifche Senatusconfult betrifft, wurde vielfach behauptet 12). 


ber Oldenburg. Verf. Urk. Art. 13 f. haben Mutter und Groß⸗ 

mutter väterlicher Seite kein geſetzliches Recht, find aber bei ein⸗ 

tretender Wahl vorzugsweife zu berüdfichtigen. Auch nad der 

Preuß. Verf. Urt. Art. 56 f. ift nur der nächſte Agnat geſetzlich 
- zur Regentfchaft berufen. 

9). S. übrigens Mofer, perfönl. Staatsr. Th. J. S. 488f. Die Frage, 
ob ein außerdeutſcher, dah. nicht zu den Bundesgenoſſen gehören— 
der, Souverän vormundfchaftlicher Regent eines deutſchen Bundes⸗ 
ftaats werben könne? muß aus nahe liegenden politifchen Gründen 
und nad) Analogie ber Bundesacte Art. 1 u. 2 und der Wiener 
Schlußacte Art. VI entſchieden verneint werden. Schon Mofer, 
perfönl. Staater. Th. I. ©. 495 bemerkt für die Zeit des Reiche 
fehr richtig: „Dann obfchon weder ein ausbrüdliches Reichsgeſetz 
noch ein Reichs-Herkommen pro vel contra vorhanden iftz fo brin⸗ 
gen es doch die Reglen des allgemeinen Staats-Rechts mit fi, 
bag keinem Glid eines Staats erlaubt feye, einer fremden Potenz 
auf defgleichen Weife Gelegenheit zu machen, ſich in die Interna bes 
Staats zu mengen.« 

10) Vergl. Mofer a. a. ©. ©. 490 ff. 

1) Mofer aa. O. ©. 506 f. 

22) 3.8. noch von Leift, Lehrb. $. 49. SS, aber Hütter, Erört. u. 

Beiſpiele Th. I. S. 168. Ueber Errichtung eines Inventariums 
f. Mofer, perfönt. Staatsr. Th. I. ©. 522. 
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Heutiged Zaged Tann offenbar von ber Anwendung biefer Be: 
flimmungen auf Staatdvormundfchaften nicht mehr die Rebe fein. 
— Nur zur Ableiftung des, gewöhnlich beſonders normirten, 
Regentfchafts= oder .Vormundfchaftseibes, entweder in 
Mitten-der Stände oder in Gegenwart ihrer Präfidenten und 
vor verfammeltem Staatsminifterium, ift der Reichöverwefer ober 
vormundfchaftliche Regent verpflichtet 19). Nach andern Berfaf- 
fungsbeflimmungen hat der Reichöverwefer oder vormundſchaft⸗ 
liche Regent nur, ebenfo wie ber Regierungsnachfolger, ben 
Ständen die Beobachtung der Landesverfaffung feierlich zuzuſi⸗ 
chern 1%). Die Weigerung ded Vormundes, den verfaffungsmä- 
Bigen Eid zu leiſten ober die Reverſalen auszuftellen, würbe 
zweifellos als ein Werzicht auf bie Regentſchaft zu betrachten 
fein 15). 


$. 82. (6. 60) 


C. Befugniffe und Pflichten der vormundfchaftlichen 
Regierung. 


1. Ad Reg el muß feflgehalten werben, daß der vormunb: 
fhaftliche Regent alle Regierungsrechte anftatt )) des minder: 
jährigen oder fonft behinderten Landesherrn in ‚voller Vertres 


13) Baier. Verf. Url. zit. I. 9. 16. Heffen-Darmftädt. Verf. U. 
$. 107. Coburg. Verf. Url. $. 120. Hannov. Grundgeſ. $. 22. 
Landesverf. Geſez $. 22. Preuß. Verf. url. Art. 58. 

14) Würtemb. 8. u. $. 14. Weimar. Grundgefek $. 138. Brauns 
ſchweig. Landſchaftsordn. v. 1820. $. 79. Meiningifhe Verf. 
urk. 8. 107. Kurheſſiſche Verf. url. $. 8. Königl. Sächſiſche 
Verf. Url. $. 138. Braunſchw. Landſch. Ordn. v. 1832. $. 20, 

15) 9. Mohl, Würtemb. Staater. Ih I. ©. 299. 


1) Bei Minderjährigkeit und (unfreiwilliger) Abwefenheit kann es heißen: 
im Namen. Bei einer wegen Geiftestranktheit eintretenden Regent⸗ 
fhaft iſt diefe Formel eigentlich unpaffend. Der beutfchrechtliche 
Gefihtspunkt der Vertretung aus eignem Rechte, im Gegenfag 
zur bloßen Ergänzung unvolllommener juriftifcher Perſönlichkeit oder 
bloßer Gefchäftsführung, hat ſich gerade bei ben Kürftenhäufern ents 
fhieden erhalten. Zöpfl, die Regier. Vormundſchaft S. 54 f. 
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tung beffelben auszuüben berechtigt und verpflichtet ift, infofern 
bie pofitive Verfaflung Feine Beſchränkungen enthält 2). Selbſt 
Berfaffungsänderungen auf verfaflungsmäßigem Wege find 
mithin an fich nicht auögefchloffen. Denn »die vormundfchaft: 
lihe Regierung über einen fouveränen Staat läßt fich nicht 
“mit der vormundfchaftlihen Verwaltung bed Vermögens eines 
Nrivatmanns auf eine Linie flellen» 3). 


2) Diefe ald gemeines Recht zu betrachtende Regel wird binfichtlich der 


3) 


Kurfürften ausbrüdtich ausgefprochen in der Goldaen Bulle Cap. 
VII. 8. 4. „quam (sc. legitimam aetatem) dum exegerit jus, vocem 
et potesialem et omnia ab ipsis dependentia tutor "sibi tolaliter 
cum officio tenealur protinus assignare.““ Hierzu kömmt, daß 
nad) unbeftrittener Obfervanz vormundfchaftliche Regenten bie wich: 
tioften den ganzen Rechtszuftand und die Außern Berhältniffe des 
Landes betreffende Acte gültig vorgenommen baben.- Go concurrir- 
ten 3. B. fowohl bei Abfchluß der Bundesacte als ber Wiener 
Schlußacte für. mehrere Bundesftaaten (Anhalts Köthen, Lippe, 
Braunſchweig) vormundfchaftliche Regenten. ©. die Einleitung der 
Bundedacte, u. Böpfla. a. O. ©. 86. 

Erklärung Hannover’s im Prot. der Bundesverfammi. 1829. ©. 477. 
Selbſt 3. 3. Mofer, der fonft gerade in diefer Lehre dem röm. 
Privatrecht eine ganz unzuläffige Anwendbarkeit zugefteht, fast, Bon 
der Reicheftände Landen ©. 1133: „Stehet ein Landesherr unter 
der Vormundſchaft; fo ift bekannt, daß dife alles bas thunfan, 
was der Regent felber thun könnte, unb baß es eben die 
Rechts-Krafft Hat, als wann es von dem Negenten felber gefchehen 
wäre. Es haben aber fhon vor Mlofer alle beffern Reichspus. 
bliciften die Unanmwendbarleit des Privatrechts bei allen die Aus: 
Übung ber Landeshoheit und das Verhältnif zum Reid 
betreffenden Fragen anerkannt und ausgefprocdhen, daß ber Bormund 
den minderjährigen Zürften völlig vertrete und vertreten müſſe. 
Zöpfl a. a. O. S.58f. S. aud) die Formel ber Faiferlicyen Zutoria 
bei Mofer, perfönt. Staatsr. Th.I. 8.533. — In ber neuern Zeit 
ift die Frage Über die Befugniß eines vormundfchaftliden Regenten 
zur Aendernng ber Landesverfaſſung befonders in ber, die erneuerte 
braunfchweigifche Lanbfchaftsorbnung von 1820 betreffenden, bei 
der Bundesverfammlung verhandelten, Befchwerbe, theild des Herzogs 
Earl gegen feinen gewefenen Vormund, theils der Landſtände 
gegen den Herzog zur Erörterung gekommen. Gegen die Be: 
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Indeſſen haben neuere Verfaffungs : Urkunden die vormund⸗ 


ſchaftliche Regierung durch die Beſtimmung befchräntt, daß Aen⸗ 
derungen ber Grund: Berfaffung entweder gar micht?), ober 
nur mit Einwilligung des verfaſſungsmäßig conftituirten Fas 





> 
Pf] 


fugniß des Vormundes zu Verfaffungsänderungen f. bie Ausführuns 
gen in den Protocollen ber Bundesverfammi. 1829. ©. 165 f. ©. 
552 f. ©. 599 f. ©. 695 f. Kür diefelbe: Ebendaſ. 1829. ©. 549 
f. 1830. ©. 689 f. S. 1097 f. Ferner Klüber, öffentlihes R. $. 
247. Not. e. und bef. die oben cit. Schrift von Zöpfl. Daß übri⸗ 
gens der, die Landfchaftsorbn. v. 1820 ſchützende, Bundesbeſchluß v. 
4. Novbr. 1830 (Protoc. der Bundesverf. 1830. S. 1166) wirklich 
ein Präjudiz für die richtige Anficht fei, läßt fi) um deswillen 
nicht mit Sicherheit behaupten, weil bee Gommiffionsvortrag in feis 
nem Gutachten (Protoc. ber B. 8. 1830. S. 717 ff.), obgleidy er 
allerdings ©. 728 f. die oben aufgeftellte Regel anerkennt, doch das 
Hauptgewicht auf die eigene (ftillfehweigende) Anerkennung ber 
Landfchaftsorbnung durch den Herzog Earl legt, der Bundesbefchluß 
felbft aber Keinen Entfcheidungsgrund enthält. — Wenn bie von ber 
Fürftins®ormünderin und Regentin von Lippe durch ein Decret 
vom 8. Zuni 1919 erlaffene landftändifche Verfaffungs »Urkunde von 
Bunbeöwegen fuspendirt wurde, fo lag der Grund jebensfalld nicht 
darin, weil fie von der vormundfchaftlidhen Regentin gegeben 
war. DVergl. Protoc. der Bunbesverfammi. 1819. ©. 591 ff. u. ine: 
bef. ©. 638 f. 

Wie 3. 3. nach dem Hannov. Grunbgefege $. 23. Landesverf. Ge: 
feg $. 23. Es ift auffallend, daß gerade in das hannoverſche Ge: 
ſetz eine folche, die vielleicht höchft nothwendige Entwidelung bes 
Staats hemmende, Beichränkung gebracht worden ift, nachdem Han⸗ 
nover in ber Braunſchw. Sache fo entſchieden das Recht der Regie 
rungs= VBormundfchaft vertreten hatte und biefes Recht gerade in den 
Braunfchweigstüneburg. Landen im Herkommen ſtets feftgehalten 
worden war. Erft Herzog Carl v. Braunfchweig flellte in dem Pa⸗ 
tent v. 10. Mat 1827 den aus ber Luft gegriffenen Sa& auf, daß bie 
von der vormunbfchaftlichen Regierung gefaßten Regierungs-Beſchlüſſe 
und erlaffenen Verordnungen nur in fomeit eine rechtliche Ver- 
bindfichkeit zu probuciren vermöcdten, als badurd nicht über 
wohlerworbene Regenten= und Eigenthumsrechte dispo— 
nirt worden fei, — was, infofern damit eine willtührliche und 
verfaffungswibrige Dispofition gemeint fein follte, ebenfogut auch 
von dem regierenden Landesherrn gilt. 
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milienrathes 5) von ihr vorgenommen werben dürfen, ober baß 
fie nur für die Dauer der Regentfhaft gültig fein follen ©). 
Auch finden ſich noch andere Befchräntungen der Regierungs- 
rechte im engern Sinne, wie 3. B., daß der Reichsverweſer alle 
erledigten Aemter, mit Ausnahme der Juflizämter, nur pro- 
viforifch befest, Feine neuen Aemter einführen, Krongüter 
gar nicht veräußern und heimgefallene Lehen nicht wieder: 
verleihen Tann 7); oder der NReichöverwefer darf Feine Standes: 
erhöhungen vornehmen 8), keine neuen Ritterorben und Hofam- 
ter errichten und Fein Mitglied bed Geheimenrathed anders als 
in Folge eines gerichtlichen Erkenntniffes entlaffen ?). 

U. Eine formelle Beichräntung bed vormundfchaftlichen 


Negenten liegt häufig darin, daß er bei Ausübung der Staate- 


gemalt an dad Gutachten oder die Beiflimmung eines f. g. Re⸗ 
gentfhaftrathes gebunden ift und ohne ihn nicht8 vornehmen 
darf. Im älterer Zeit bildete gewöhnlich, in Folge väterlicher Dis- 
pofition oder auch ohnedieß, ein Ausfchuß der Landftande den Re: 
gentichaftsrath, oder fie hatten wenigftend bei der Landesverwal⸗ 


tung eine weitergehende Mitwirkung 19). Nach neuern Verfafz 


fungs Urkunden ift entweder der Geheimerath, oder dad Staats: 
miniftertum, ober für gewiffe Fälle auch die Verſammlung ber 
Agnaten, 3. B. bei von den Ständen beantragten Berfaffungs- 
änderungen, ber Regentſchaftsrath 1), 


5) ©. 3.8. bie Königl. Sähf. Verf. url. 8.12. Oldenburg. Art. 17. 

6) Lesteres verfügt 5. 8. die Würtemb. Verf, urk. 5.15. v. Mohl, 
Würtemberg. Staatsr. Th. I. ©. 301. 

7) Bater, Verf. Urk. Zit. II. $. 18. Die Wieberverleihung heimgefal⸗ 
lener Lehen verbietet auch die Würtemb. V. U. 8. 15. 

8) Würtemb. &. u. $. 15. Hannov. Landes- Verf. Geſetz $. 23. 

9) Würtemb. Verf. url. 5.15. Nah Mohl, würtemb. Staater. Th. 
I. ©. 303 ſoll. das Verbot auch auf die Verleihung beftehender Or⸗ 
ben zu beziehen fein. 

10) Vergl. 3. B. befonders die ältern Dispofitionen in ben Brauns 
fhweigsLüneburg. Landen v. 1477. 1535. 1540. 1582 bei Mo⸗ 
fer, teutfch. Staater, Th. XVII. &. 358 f. 

N) Baier. Verf. url. Tit I. $ 19. Württemberg. $. 14. 15. Als 
tenburg. $.17. Sächſ. V. U. 8.12.14. Rad ber Kurheſſ. Verf. 
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II. Die perfönliche Majeftät des wirklichen Souveraind, 
kann der vormunbdfchaftliche Regent gar nicht und die Unver: 
antwortlichkeit wenigftend nicht nach beendigter Regent: 
fhaft, in Anfpruch nehmen 12), infofern er damit nicht felbft 
Souverain wird, oder ed in einem andern Lande iſt. Hiermit 
ſteht nicht. im Widerfpruch, wenn die Strafgefege Angriffe ge: 
gen den Regenten wie Hochverrath ober Majeftätöbeleidigung ge: 
ahndet willen wollen 13). 

IV. Die Erziehung des minderjährigen Thronfolgers 1%) 
fprechen die meiften neuern Verfaſſungs-Urkunden zunächſt der 
leiblichen Mutter, in subsidium auch der Großmutter von vä= 
terliher Seite, zu, auch wenn fie die Regentfchaft nicht führt, 
jedoch unter Zuziehung und Beiflimmung ded Reichsverweſers 
oder vormunbfchaftlichen Regenten und des Megentfchaftsrathes, 
was bie Ernennung ber Lehrer und Erzieher und den Erziehungs⸗ 
plan betrifft 15). Andere Verfall. Urkunden erklären den Regen: 


url. $. 8. follte der Regentſchaftsrath aus vier Mitgliedern beftehen, 
welche zugleich Minifter oder Geheimeräthe fein können, aber wenig 
ſtens zur Hälfte mit Beiftimmung ber Stände zu wählen find. 
Sm Verf. Gef. v. 1852 natürlich geftrichen. , 

" 12), Aus politifchen Gründen vertheidigt diefelbe: Mohl, Würtemb. 
Staater. Th. I. S. 300. S. aber Maurenbredyer, bie deutfch. 
regier. Kürften &. 141. Won ben neuern Verfaffungen legt 3.8. bie 
Cob. Gothaifche v. 1852 $. 21 ausdrücklich auch bem Regierungds 
verwefer die Unverleglichleit wie dem regierenden Herzog bei. 
— Vergl. auch nod Über bed vormundſchaftl. NRegenten jura per- 
sonalla: Mofer, perſönl. Staatsr. Ih. I. S. 521. 

33) Vergl. 3. B. Würtemb. Strafgefesb. Art. 140. 153. Braunſchw. 
Grim. Gefehb. $. 81. Nur bei der Beleidigung gegen Perfonen der 
Königl. Familie gedenkt des „Regenten« bad Hannov. Crim. Geſetzbe 
Art. 140. und flelt fie. damit im Strafmaaß niedriger als bie 

\ wirkliche Majefläts- Beleidigung. 

14) Vergl. Mofer, perfönl. Staatör. Ih. I. ©. 522. 

135) Baier. Verf. url. it. U. 8. 14. Würtemb. Verf: Url. $. 16, 
v. Mohl, Würtemb. Staatsr. Th. I. $. 63. Königl. Sächſiſche 
Verf. urk. $. 15. Hannov. Grundgef. 8. 25. Lanbesverf. Geſet 
8.25. Dabei findet ſich aber auch nody die befondere Beftimmung, 
daß bie Aufficht über die Perfon des buch Geiſtes-⸗Krankheit 


x 
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ten auch für den perfünlihen Vormund des Thronfolgerd und 
geben der Mutter und nach diefer der Großmutter von väterlis 
cher Seite nur dad Recht, bei der Erziehung mit ihrem Gutach⸗ 
ten und Rathe gehört zu werben 16). 


$. 83. (. 61) 


D. Beendigung der vormundfchaftlichen Regierung. 


3. J. Mofer, teutſch. Staatsr. Th. XVIII. ©. 352 f. Deffelb. perfänt. 
Staatör. Ih. J. ©. 528 f. 


I. Im Allgemeinen läßt fi hier A. die Beendigung 
derfelben überhaupt und B.. das Aufhören der Regent: 
[haft des zeitigen Vormundes unterfcheiden. Jenes ift 
der Fall: 1) wenn bie Perfon, für welche die Regentſchaft ein- 
trat, flirbt und die Regierung an einen fähigen Thronfolger über 
geht. 2) Wenn der Minderjährige volljährig, oder fir volljäh- 
rig erflärt wird, oder der fonftige, die vormundfchaftliche Regie- 
rung veranlaffende Grund (das Hinderniß der Selbftregierung) 
wegfält ). Diefed, 1) wenn der Bormund flirbtz 2) wenn er 
abdankt; — eine wirkliche Geffion kann nicht als zuläffig betrach⸗ 
tet. werden; — 3) wenn die Mutter fich wieder verheirathet 2); 
4) wenn der vormundfchaftliche Regent feines Amtes entfegt 
wird. Daß dieß zur Zeit ded Reichs kraft der Eaiferlichen ober: - 
vormundfchaftlihen Gewalt auf den Grund fchlechter Adminiftra- 


an ber Ausübung ber Regierung verhinderten Königs und bie Sorge 
für denfelben nie der Regent übernehmen dürfe... Die Oldenburg. 
B. U. Art. 19° fagt allgemein; „Der Regent mit Ausnahme ber 
Mutter und Großmutter kann die Bormundfchaft über den min- 
berjährigen Großherzog nicht führen.“ 

16) Braunſchweig. Landſch. Drdn: $. 22. 

1) Baier. Verf. urk. zit. IL. $. 21. Würtemb. Verf. ur. $. 17. 
Königl. Sähfifche Verf. Urk. $. 9. Braͤunſchw. Landſch. Ordn. 
$. 21. Hannov. Grundgeſ. $. 24. Landesverf. Geſetz $. 24. 
Dieß wurde ſchon früher als ſich gemeinrechtlich von ſelbſt verſtehend 
betrachtet, iſt in den meiſten fürſtlichen, die Wittwe zur Vormünde⸗ 
rin beſtellenden, Dispoſitionen ausdrücklich ausgeſprochen und wird 


7* 
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tion gefchehen Eonnte, unterlag teinem Zweifel 3). Ron wem 
aber jest die Entfegung zu erkennen fei? ift beim Mangel einer 
für folhe Kragen competenten Bundesbehörde und bei dem Stil: 
fhweigen ber neuern. Verf. Urkunden über diefe Frage ſchwer zu 
beftimmen 9). 

U. Ueber die Frage, ob, z. B. bei Statt gefundenem Blöd⸗ 
finn oder einer fonftigen Geifteöfrankheit, das Hinderniß der 
Selbftregierung gehoben und die Fähigkeit dazt wie 
der eingetreten fei? hatten zur Zeit des Reiche, im Falle 
entftehenden Streited, gewiß die Reichögerichte zu entfcheiden 5). 
Heutiged Tages fehlt ed auch in diefer Hinfiht an einem an 
fich competenten Gerichte für diefe Frage. Wo indeß durch die 
Verfaſſung der Weg vorgezeichnet ift, auf welchem über die Roth: 
wenbigfeit des Eintrittes einer Regentfchaft entfchieden wer: 
den fol, da muß auf denfelben Wege auch dad Ende berfelben 
beflimmt werden. Denn wenn man.auch zugiebt, daß der Lan: 
besherr, fobald dad Hinderniß gehoben ift, von Rechtöwegen (ipso 
jure) die Selbftregierung wieder erhalte, fo bebarf es doch im= 
mer einer Conftatirung jener Zhatfrage. Auch tritt hier die na= 
türliche Rechtöregel ein, daß jeded Nechtöverhältniß in der Regel 
auf demfelben Wege aufgehoben wird, auf welchem es entftand 6). 


auch durch neuere Berfaffungs= Beftimmungen beftätigt. Vergl. 
Kurheff. Verf. url. 7. Altenburg. Berf. url. &16. Han: 
nov. Grunbgef. $. 15. Landesverf. Gefeh $. 19. 

3) Mofer, perfönl. Staatsr. Th. I. ©. 531 f. 

4) Die Sompetenz des Bundes und eine austrägalgerichtliche Ent⸗ 
fhheidung würde fich denken laffen, wenn fi die Frage in einen 
Streit zwilhen zwei Souveränen auflöste, und es unterliegt keinem 
Zweifel, daß nad) beendigter Vormundſchaft dergleichen Strettigkei⸗ 
ten zur bundesrechtlichen Erledigung geeignet fein können. So lange 
aber der Vormund den minderjährigen Thronfolger auch im Bundes⸗ 
verhältniß vertritt, läßt fich fchwerlich von einem Streit zwifchen 
zwei Bunbesgliedern reden. 

5) Vergl. oben $. 78, u. die Beifpiele in Note 5 bafelbft. 

6), Ein ausbrüdliches Anerlenntniß enthält dafür das Hannov. Sans 
desverf. Geſez $. 24. (Die Concurrenz der Bundes: Berfammiung 
welche fi) nur auf die Beftimmung der drei Bundesfürften bezieht, 

Bahariä’s Staatsrecht. Ir Bd. Ite Aufl. 25 
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- 40. Bei eingetretmer-Bolkjährigteit des Zihronfolgers 
dagegen hört die Regentfchaft ipso jure auf und eine eigen- 
mächtige Verlängerung berfelben Seitend des NRegenten 
könnte ſelbſt unter den Begriff einer hochverrätheriſchen Hand⸗ 
lung fallen”). Ein Rechtfertigungsgrund für die Verlängerung 
der Bormundfchaft über den hauögefeglichen. Termin der Voll: 
jährigkeit kann aber (abgefehen von der geiftigen ober körperli⸗ 
chen Uhfähigkeit des’ biöherigen Minderjährigen) in einer, den 
ZTermin-der Volljährigkeit hinausfchiebenden, väterlichen Dispo: 
fition, oder auch in der Einwilligung des Mündels liegen 8). 


IV. Die Beendi gung der vormundfchaftlichen Regierung 
wird darch ein Patent zur öffentlichen Kunde gebracht 9). Der 
Regierungsantritt des regierungsfähig gewordenen Landesherrn 
geſchieht in der verfaffungsmäßigen Form und über die Ber: 
pflichtung deffelben zur’ Anerkennung der vormundfchaftlichen Re⸗ 
gierungshandlungen entſcheiden bie. allgemeinen ſtaatsrechtlichen 
Srundfäge. Won der ſchon früher beſtrittenen Anwendung des 


- welche den Regenten ernennen ſollen, iſt hier bei ausgeſchloſſen. Auch 
das Cob. Goshaifche Grundseſ. v. 1852 8. 18 erkennt ausdrücklich 
die Richtigkeit des Prinzips an. Hier gehört daher auch zur Erklä⸗ 
rung wieder vorhandener Regierungs-Fähigkeit die Zuſtimmung der 
Stände. Daffelbe gilt von dem Oldenburg. Staatsgrundgeſetz 
Art. 18. Die Mecklenburg. Verfaſſ. $. 68 verwies für folche 
Streitigkeiten auf das erwartete NReichsgerichts eventuell erklärte fie 
das oberfte Landesgericht für competent. In Preußen würden 
nach Analogie des Art. 56 auf Antrag des Staats Minifterium bie 
Kammern in «vereinigter Sisung zu entfcheiden haben. Verſchie⸗ 
bene Anfityten und Bedenken ſ. bei Mohl, Würtemberg. Staater. 
Th. 1. 8. 60. Not. WW. (8. 294.) 
7) Mod, Würtemb. Staatst. Th. 1. ©. 289. | 
8) Vergl. Mofe t, perfönt, Staatsr. Th. 1. ©. 589. — ueber bie 
Befchwerbe bes Herzogs Earl v.Braunfhmeig.gegen Hannover 
wegen Verlängerung des vormundfchaftlichen Regierung f. Protocol 
ber Bundesverfamml. 1829. ©. 238— 252. Gegenerklärung Hanno⸗ 
vers, ebendaf. ©. 476 f. , 


9) .Mofer, perfönt. Staatsr. Th. I. &. 632. 
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rein privatrechtlichen beneficii restitutionis in integrum 19) kann 
heutiges Tages jedenfalls nicht mehr Die Rede fein. 


6. 84. 6. 92.) 


VI. Vom Verluſte der Sandeöhoheit oder 
Souverainetät. 


3. J. Moſer, teutſch. Staatsr. Ih. XXIV. S. 229 f. von ber Pänbesho- 
heit überhaupt Kap. VI. (S. 90f.) Kap. XIX. Deffelben perſön⸗ 
liches Staatsrecht. Th. I. Buch II. Kap. 3. (S. 609 f.). — J. H. 
a Seelen, de modis finiendi superioritatem territorialem. Lips. 
1730. — Fr. K. v. Strombed, Was ift Rechtens, wenn bie 
oberfte Staatsgewalt dem Zwecke bes Staatsverbandes entgegen⸗ 
handelt? Ate Aufl. Braunſchw. 1832. und eine Zuſammenſtellung 
ber verfchiebenen Anfichten in 3. Murhard, über Widerfband, 
Smpdrungen und Zwangsäbung der Syagtsbluger gegen vie befter 

. bende Staatögewalt. Brſchw. 1832. H. Zöpfl, die Eröffnung ber 
Thronfolge, als rechtliche Kolge des Mißbrauchs der, Stagtägewalt. 

Brſchw. 1833. : S. v. Wisleben, die Gränzen’ ber Volksreprã⸗ 
ſentation S. 20. f. Schnaubert, Anfangsgr. bes Staa«r. ber 
d. Reichslande. Buch IT. Kap. 10. 11. — Leiſt, Lehrb. 5. 46. — 
"Gönner, Staatsr. 3. 246. — Klüber, offentl. Recht. $. 255. 
256. s 


Es ift hier nur won der Frage bie Rebe‘, wie. ein deutfcher 
fouveräner Fürſt bei feinen Lebzeiten I) aufhören könne regie⸗ 
render Herr zu fein? Dieß kann aber geſchehen: 

I. durd freiwillige Entfagung, Nieberlegung der Re⸗ 
gierung, was jedoch nur zu Gunften des gefeglicher Thronfolgers 
gefchehen kann 2). Diefes Recht, werm man es fo nennen will, 





10) Berge. Mofer, perfint. Staater. Th. I. ©. 542, und, Kon der 
Keicheftände Landen S. 1133. 

1) Der Tod geftattet Feine Rechtöfrggen, — er läßt als fürftl. Recht 
nur bie Landestrauer übrig. Vergl. 3. 3. Mofer, teutic. 
Staatsr. Th. XIV. ©. 380 f. C. Er. v. Mofer, teutſch. Hofrecht. 

Th. I. ©. 377 f. (Vom Sterben u. Begräbnif des Wegenten) — 7. 
H. Böhmer, de eo quod justum est circa Luctum pahlioum. Bal. 
1706. 17386. 
2) In welches Verhältniß ein abdicirender Füurſt nad nußen hin trete, 
25* 
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bat den deutſchen Fürften auch zur Beit ded Reichs unbeftritten 
zugeftanden 3), und fie haben es, wie alle Souveräne, unbezwei- 
felt auch jegt noch 4). In der Annahme eined Mitregenten 
kann eine factifche Entäußerung ber Regierungdgewalt liegen; 
aber die rechtliche Bedeutung einer wirklichen Abdication 
bat fie niht. Dagegen ift lestere allerdings enthalten in ber 
Beräußerung des ganzen Staatögebietes an einen Nicht 
Succeffiondberechtigten, deren Gültigkeit jedoch von ganz andern 
Bedingungen abhängig iſt 5). Was dagegen 

1. die Entfegung eines deutſchen fouveränen Für— 
ſten von der Regierung wider deffen Willen betrifft, fo 
findet diefelbe im heutigen Staatsrecht Feine Stelle, man 
mag nun dabei die Möglichleit einer Entjegung duch Land: 
flämbe oder Unterthanen oder die Entfegung durch eine recht: 
lich ‚beflhende, höhere Bewalt ins Auge faffen. Denn wenn 
auch 

A. das den Landſtanden in älterer Zeit zugeſtandene, durch 
Landesperträge nicht ſelten ausdrücklich beftätigte,. Recht des 





ift eine völßervechtlicye Frage. In dem Staate, deſſen Regent er war, 
muß er nothmendig zum neuen Souverän in das Verhältniß ber 
. Unterorbnung fommen, in welchem fich die Mitglieder des regie⸗ 
renden Hauſes befinden. Vorbehalt wirklicher Souveränetäts- oder 
Majeſtätsxechte iſt rechtlich unſtatthaft, weil ſie nur dem wirk⸗ 
lichen Inhaber ber Staatsgewalt zuͤſtehen Fönnen. Was blos Sache 
ber Gourtoifie iſt ober zu. ben äußern Ehren gehört, bleibt hier un⸗ 
berückſtchtigt. Daß aud bier der Satz gilt: „ad. jura renunciata 
‚non datur regressus“, verſteht fid) son ſelbſt. Nur fräge fi, ob 
bucch eind neue Abdieation bem fräher Abdicirenden ber Beſitz der 
NRegierungs= Gewalt wieder eröffnet werben könne? — Bon feldft 
gemiß nur dann, wenn Fein anderer zur Thronfolge Berechtigter 
vorhanden wäre. — 
©. eine Mehrzahl von Fällen bei Mofer, Staatsrecht. Th. XXIV. 
&. 36% ff. und Deffelben perfönt. Staater. Th. 1. ©: 608 f. 
9 In der Behaupfung. von Klüber, öffentl. Net $. 258- if Grund 
und Holgerung falſch. S. dagegen Maurenbrecher, die deutſch. 
regier. Fürſten. ©. 115 f. 
©. unten Th. II. im auswärt. Staaterecht die Lehre vom Staats⸗ 
gebiete und deſſen Weräußerung. 


— 


— 
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bewaffneten Widerſtandes (jus armorum; jus resistendi) 
gegen ben eignen Landesherrn, in feinen Folgen zu einer Ver: 
treibung des Landesherrn führen Eonnte, fo lag doch auch hierin 
fein wirkliches Entfegungsrecht. Noch viel weniger konnte nad) 
der Aufhebung jened Recht 8 durch ber Landfrieden und bie 
Einfegung der permanenten höchften Meichögerichte von einer 
Entfegungd = Befugniß. die Rede fein. Auch fchloffen fpätere 
Reichsgeſetze jeden gewaltfamen Widerſtand der deutſchen Un: 
terthanen wider ihre Landesherrn ˖ausdrücklich aus 6), und ebeflfo 
führen die Beftimmungen der Bundesgefege, indbefondere der 
Wiener Schlußacte Art. 28 f. zu ganz gleichem Reſultate. 
Auch kann nach f. g. natürlihem Staatsrecht in einer Mo: 
narchie überhaupt, ohne begrifföwibrige Umkehrung des Verhält—⸗ 
niffes, wie fie in der Theorie der Volksſouveränetät enthalten 
ift, von keinem Rechte des Volkes den Negenten zu entfegen die 
Rede fein 7). 


6, Wahlcapitulat. Art. XIX, $. 7. Art, XV. $. 8, f. oben,$. 32. Not. 
9. Kaiferl. Refolution v. Febr 1618; f. oben $. @, Note. 3. 
7) Die von Hugo Grotius, de jüre belli et’pacis. Lib. I, Cap. IV. 
8. 8—14, nad Barcley aufgeftellten Ausnahmen find entweder 
gar nicht Fälle eines erlaubten Widerſtandes gegen den wirklichen 
Souverain, . B. Witerftond gegen ſolche, qui principes sub 
populo sunt, gegen ben rex, qui Naperium abdieayis.u. f..w., ober 
fie tönnen,, — wenn fie auch in der Geſchichte eine Revolution als 
Thatſache entſchuldigen, — abgefehen von. der Not hwehr dar Eins 
zelnen gegen wiberzechtliche, Angriffe auf unenfegliche Rechte, wenigs 
ftens nicht Juriſtiſch beggünbet- werben, weil bie nothwendige Vor⸗ 
ausfegung, daß das Volk Richter Über deu Souverain fein, könne, 
eine vechtliche Unmöglicyleit iquolgivt: Dieß gilt insbefondere auch 
von dem vierten von Hugo Grotius 1,c. 8. X. aufgeftellten 
Halle, welchen man mit verfchiebehen Anshgudg- ab Begründungs⸗ 
weifen bei den neuern Publiciſten “als den. einzigen Bau - angeführt 
findet, wo ein Widerſtands recht Statt finden fol, und welchen 
jetbft von Haller, Reflaurat. der Staatswiſſenſchaft. Bd. II. ©. 
450 f. ats. begründet aneräisant. „Quarto, ait idem Barclajus, amit- 
ti regnum, si rex vere hostili animo ja lotius populi Tzilium fe- 
ratur. Quod concedo: consistere enim simul non posgunt volun- 
tas smperandi et voluntas perdends. Quare qui se hostem totius 
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B. Daß zur Seit bed deutfchen Reichs ein Landeöherr wegen 
Mißbrauchs der Landeshoheit- und wegen Verbrechen 
gegen Kaifer und Reich durch die Reichsſtaatsgewalt von ber 
Regierung des Landes entfegt werben konnte, und daß insbeſon⸗ 
dere auch die gegen einen Reichöftand gefegmäßig erfannte Reich: 
acht 8) jene Folge hatte, war ein unbeflrittener und aus ber 
ftaatörechtlichen Unterorbnung ber Territorial= Gewalten unfer 
Kaiſer und Reich fich hinreichend redhtfertigender Grundſatz Des 
Reichsſtaatsrechts, den auch noch die Wahlcapitulation Carls VII 


pöpuli profitetur, is eo #pso äbdical regnum. Sed vix videtur id 
accidere posse in rege mentis compote, qui uni populo impefret. 
Quod si pluribus pöpulis imperet, accidere potest, ut unius populi 
in gratiami alterum velit perditum, üt colonias ibi faciat.“ - In 


Deutſchland wirb hoffentlich der Fali „gllgemeiner und unerträg⸗ 


licher Bedrückung⸗ nicht wieder vorkommen, und wenn es, quod 
Deus avertat, dennoch der Fall ſein ſollte, der Gebrauch der durch die 
Landes⸗ und Bundesverfafſung gewährten gef eglidhen Mittel aus⸗ 
reihand fein! Literatur über diefe ſchwiertige und fubtile Brage, 
unter "Auirkennüng des Widerſtandsrechtes für den Fall eines uner- 
träglichen Despotismus auf Yen Grund ber Vertrages Theorie, f. bei 


. Ktüser, öffentl. Rebt $. 255. &. auch bie oben allegirten Schrif- 


ten von Strymbed, Murhard u. Zöpftl. Geholfen wirb aud) 


. nichtrdusch die von Zöpfta>a. D. ber Sache gegebene Wendung, 


walche zum Theil ſchon Ber Sitel feiner Schrift ausdrückt, ba zur 
Entſcheidung det Frage, wer über das Dafeyn eines folden Miß⸗ 


Graue, welcher einen fEilifchweigenden Verzicht bes Zürften 


8) 


enthalten *und‘4pao jufe den Igajtimen Shronfolger zur Succeſſion 
rufen WU, das Urtheil zu fällen habe, immer ein über dem Sou⸗ 
wsein ſtehender Richter vorausgefest wird. Vergl. Abrigens Mau: 
renbredher, bie deutſch. regierenden Fürſten. S. 188 f. — Daß 
auch der Aufruhr in Braunſchweig und die Vertreibung des Herzogs 


"Carl sur den Bundesbeſchl. v. 2. Dechr. 1830 (Protoc. der B. 


2. 180. ©. 1902.) nit‘ Tagalifirt worden ſei, zeigt No. 3. 
diefes Beſchluſſes, worin die Erwartung ausgefprochen wird, „daß 
die Unterſuchung gegen bie Urheber und Zheilnehmer des flrafbaren 
Aufruhts vom 6. u. 7. Septbr: ihren gefehlichen Fortgang habe.“ 

Beral. oben 5. 32 u:Goncept der E. G. ©. Th. I. Zit. 10. $. 1 
—12. Wahlcapitul. Art. XX. $. 1—5. Instr. pac. Osnabr. Art. VII. 
$. 3, Ze 
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v. 1742 und jede ber folgenden Art. I. $.3—5 auöbrüdlich an⸗ 
erfannte, wenn gleich fie gegen kaiſerliche Willkühr felbft bei ei: 
ner proviforifchen Entfegung dadurch zu fehügen fuchte, daß 
Nichts ohne die Zuftimmung des Reichötages. gefchehen follte 9). 
— Daß aber ein folches Suspenfions = oder Entfegungsrecht auf 
ben.deutfhen Bund oder gar auf die Agnaten. eines regie: 
renden Fürften.feit der Auftdfung des deutfchen Reiches übergegan⸗ 
gen fe, wird fich In Feiner Weife rechtlich begründen laffen. Auch 
würbe man fich vergeblich bemühen, aus dem in Folge ber Vor: 

gänge in Braunfchweig im Septbr. 1830 flattgefundenen Re⸗ 
gierungswechfel in diefem deutfchen Bundesſtaate, aus dem, hier: 
auf bezüglichen, durch Die Srundgefege und den Zweck ded Bun: 
des (Bundesacte Art. 2, Wiener Schlußacte Art. 1, 3, 7,9. 
18) gerechtfertigten, Befchluffe der WBundeöverfammlung v. 2. 
Dechr. 1830, und aus der, auf letztern fich baſirenden, Hannove⸗ 
riſch⸗ Braunſchweigiſchen Familien-Acte v. Febr. 1831 ein allge⸗ 
meines Anerkenntniß eines folgen Entfegungsredhtes 
des Bundes ober der Agnaten ableiten zu wollen 10). 


BL &. über ben Medlenbargiſchen Fall und andere Fälle ber Sus⸗ 
penſion eines Landesherren von ber NRegierugg durch kaiſerliche 
Verfügungen oben $. 80. M.ofer, perfönl. Staatsr. Th. J. ©. 628 
—653, unb einen .Eurzen ‚Sommentar zu obiger Stelle ber Wahl⸗ 
cäpitulation ebenbaf. ©. 65% f. Ueber hit erzwungene Abdankung 
Rudolphs II. in Defterreich ebendaſ. ©. 667. 

10) S. die merkwärdigen Verhandlungen, des Bundestages über biefe 
Angelegenheit, insbefonbere: 1) den umfaffenden und gründlichen 
Commiffions= Bericht. Protoc. der B. 8. 1830. $. 304. ©. 1280 — 
1298. 2) Den Bundesbeſchl. v..2. Decbr. 1830. daſelbſt, &. 1302. 
3) .Die Erflärung von Hannover und Braunſchweig, daf. 1831. $. 
62. ©. 192 f. 4) Die Rechtsverwahrzg bed Herzogs Carl unb 
bie biefelbe betreffenden Abftimmungen, worin fich ſchon eine Diver: 
genz der Anfichten Über bie Frage kund giebt, ob wagen der Regie⸗ 
rungsunfähigleit bes H. Carl, nur eine Regentfchaft eintreten Tönne, 
ober ber Thron als erledigt zu betradyten, und wie es mit der legi- 
timen Nachlommenfchaft bes Herzogs Garl zw halten fei? im: Pro⸗ 
tocoH der B. V. 1831. $. 92. ©. 406 f. S. 408— 414. 8.97. ©. 
421. 8. 106. ©. 458. 5. 110. &. 461f. $& H7. ©. .473. 8. 120. ©. 


x 
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Nimmt man aber die rechtliche. Möglichkeit einer Ent ſe— 
‚bung ober mit dem Verluſt des Regierungsrechts felbft verbun- 


483. 5) Die Anzeige von Brauffchweig über den erfolgten befinitis 
ven Regierungsantritt des Herzogs Wilhelm durch Patent vom 20. 
April 1831. Dafelbft 1831. ©. 483. (Das Patent als Beil. 1. ©. 
507.) Ausführliche Rechtfertigung der agnatifhen Dispofltion Sei⸗ 
tens Hannovers, daſelbſt S. 488 — 495. Beiflimmende Erklärung 
von Preußen ©. 486. Mißbilligung des Verfahrens durch Defter: 
reih ©. 484. und dem entäprechender, einen Vorbehalt der Succef- 
flonsrechte der eventuellen legitimen Nachkommenſchaft des Herzogs 
Carl enthaltender, Beſchluß der Bundesverf. v. 11. Mai 1831. S. 
519. des Protoec. — Aus ber angeführten Hannoverſchen Er- 
klärung möge folgende Stelle hervorgehoben werben: ©. 490. „Wenn 
nun auc anzunehmen ift, daß weder ben. Agnaten, noch ber Ges 
fammtheit bes beutfhen Bundes ein eigentliches Richteramt 
über: einen fouverainen bdeutfchen Bunbesfürften zufteht, daß fomit 
auch weder dem Einen nody dem (den?) Anderen das Recht einges 
räumt werden kann, einen fouverainen deutſchen Zürften feiner Re⸗ 
sierung für. verluftig zu erklären; fo bringt es doch die Natur ber 
Sache mit fih, daß, ungeachtet der mit dem beutfchen Reiche erko= 
fchenen oberftrichterlichen Gewält, welche Kaifer und Reich zuftand, 
den Agnaten zum wenigften diefelben Rechte verblieben 
ſeyn mäffen, welche ihnen zur Beit des Reiche eingeräumt wurden, 
» und bie ihnen um fo mehr erhalten find, als gegenwärtig bie im Kai⸗ 
fer und ‚Reich gelegene Souverainetät auf. die beutfchen Fürften und 
deren Familien (2) übergegangen iſt. Gben dieſe Natur der. Sache 
bringt es aber ferner, mit fi), daß an die Stelle jener oberftrichter- 
lichen Gewalt eben biefen Agnaten wenigflens eine confers 
vatorifghe Einſchreitung zuſtehen muß, um den aus einer 
abſolutenKegierungsunfähigkeit entſpringenden verderblichen 
Folgen auf eine der Ehre des fürſtlichen Hauſes, der bleibenden Si⸗ 
cherheit und Ruhe im Lande und im deutſchen Bunde, fo wie ben 
angeflammten Rechten der Agnaten entiprechende Weiſe möglichft 
volfigmmen zu begegney: daher, wenn zur Erreichung eines folhen 
Zweckes bie bloße Einrichtung einer Regentſchaft nicht zureicht, 
bie zu ‚treffende Anorpnung diejenige Ausdehnung erhalten muß, wels 
he die nöthige Kraft und Stabilität der Negierungsgewalt ſichert, 
um Volksreactionen vorzubeugen, und wozu bie Agnaten das 
ihnen ipso jure zuſtehende Succeffiohsreht berechtigen 
up.” Letzteres iſt mindeſtens rechtlich höchſt problematiſch und 
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den Ausfchließung eines deutſchen fouveränen Fürften vom 
Throne an, fo wird man auch die Ausfchließung der zur Zeit 
des Thronverluftes noch nicht gebornen Defcendenz deſſelben 
von der Regierung ald eine nothwendige rechtliche Folge aner⸗ 
fennen müſſen 11). 


11) 


und ſelbſt aus dem aͤltern Rechte ſchwerlich zu begründen. Jenes 
aber (die Einſetzung einer Regentſchaft) wäre ganz unbedenklich, 
ſobald nur die aus Mißbrauch der Staatsgewalt abzuleitende vab- 
folute Regierungsunfähigkeit« durdy einen dazu competenten Richter 
als feftgeftellt betrachtet werben kann. 

Zu beachten ift hierbei zunächft bie Beſtimmung ber MWahlcapitul. 
Art. XX. 5. 8. »Geftalten auch — — bei verwirkten Gütern bes 
Achters, deffelben Verbrechen den Agnaten unb allen andern, fo 
Anwaͤrtung und Recht daran haben, und ſich des Verbrechens in der _ 
That nicht theilhaftig gemacht, an ihrem jure succedendi in feudum 
und Stammgütern nicht präjubiciren, ſondern das prin- 
cipium, als 0b auch agnali innodentes propter feloniam des Aech⸗ 


“ters des dadurch verwirkten Lehens und andern zu priviren, keines⸗ 


weges Statt haben ſoll.“ Hierdurch ift der Unterfchied, welchen das 
Lehenrecht (II. F. 24. 8. 11. IL. F. 37.) zwifchen den Wirkungen der 
eigentlihen Felonie und der f. g. Quäfifelonie macht, wie es fcheint, 
hinfichtlich der deutſchen Reichsſtände aufgehoben, fo daß alfo in je= 
dem Falle (wie bei der Quafifelonie) der nächftberechtigte (unſchul⸗ 
dige) Succeffor, Defcendent oder Agnat, ipso jure eintreten mußte. 
Richt entichieben ift freilich dadurch Über die Frage, wie es mit der 
nachgebornen Defceudenz des Ausgefchloffenen zu halten fei? Da 
indeß 1) auch bei der Lehensfolge der Satz gelten muß, daß nur 
die bei Eröffnung ber Lehensfolge vorhandenen Perfonen als Tuccefs 
ſionsberechtigt betrachtet werben Eönnen, da 2) auch burch das Le⸗ 
henrecht entfchieden anerkannt ift, daß bei einem’ Verzichte eines 
Succeffionsberechtigten auf die Nachfolge, auch feine Defcendenz 
bis zum Abgange bed Stammes besjenigen, zu deſſen Gunften ber 
Verzicht geſchah, ausgefchloffen bleibt, II. F. 50. Eichhorn, deutfch. 
Privatr. $. 357., da 3) der richtigen Anficht zufolge, aud) bei Auf: 
hebung eines Fideicommiſſes die erſt fpäter geborene Defcapdenz des 
Einwilligenden die Aufhebung und Veräußefung nicht anfechten kann 
und ba 4) eine weitere Ausdehnung ded ex pacto et providentia 
majorum herzuleitenden Erbrechtes eine für die Ruhe des Staates 
durchaus nothwenbige Regulirumg der Succeffionsordnung unmöglich 
machen und in der That die Gültigkeit aller Primogeniturorbnungen 
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| Brittes Kapitel. 
Bon den Untertbanen oder Staatöbürgern. 


Erfter Eitel. 

Das ſtaatsbürgerliche VBerbältuif Der Untertbanen 
überhaupt. 
6. 85. 6 6.) 

I. Begriff und verfchiedene Slafien. Unterfchied 
der Stände. 

H. Conring, de germanici imperii civibus. Helmst. 1641. — J. N. Herit, 

de subjectione territoriali. Giess. 1698. — Pf effinger, Vitriarius 


illustr. Lib. I. Tit. 19. (Tom. 1. p. 835 s.) — Mofer, von ber 
beutfch. Reichsſtände Landen. Buch IM. Kap. 1. (8. 903 f.). — 
Schnaubert, Staatör. der gefantmten Reichslande. $. 30 f. — 
Klüber, Öffentl. Recht. $. 257 f. — Schmalz, deutſqh. Staatsr. 
„S. 234 f. — Maurenbrecher, Lehrb. 8. 129 ff. Weiß, 
Syſtem $. 267 f. ” 

Ueber den Urfprung der verfchiedenen Stände in Deutfchland f. 5. ©. €. 
Mereau, Abriß von der erften muthmaßl. Entſtehung der Verfchie: 
benh. der Stände in Deutfchl. in deffen Miscellaneen zum d. Staats⸗ 
u. Privater. Th. I. Gotha 1791. ©. 349 f. — Pütter, über ben 
Unterfchied der Stände, befonders bes hohen und niedern Adels in 
Zeutfchland. Gött. 1795. — 3. C. Majer, Germaniens Urverfaf: 
fung. Hamb. 179% ©. 45 ff. — K. D. Hüllmann’s Geſchichte 
des Urfprungs der Stände in Deutfchland. IT Th. Frankf. a. d. O. 
1806—1808. 3te Aufl. 1830. — E. Montag’s Geſch. der deutich. 
ſtaatsbürgerl. Freiheit, ober ber Rechte der gemeinen Seien, bes 
Adels und ber Kirdien Deutfchlande, Bd. I. u. IL Bamb. 1812. 


- in Brage flellen würde, fo wird auch bei ber Eröffnung der Thron⸗ 
folge bei Lebzeiten des bisherigen Inhabers der Staatsgewalt — 
durch Verzicht oder Ausſchließung wegen abfoluter Regierungsunfähig- 
keit — auf bie zulünftige Defeendenz deſſelben Feine Rüdficht ge⸗ 

° nommen werben Eönnen, obwohl ihr eventnelles Qucceffionsrecht für 
ben Bau ber Erlöſchung der zur Regierung gelangten Linie dadurch 
nicht ausgefchloffen werden mag. 


* 
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1815. —. ©. auch v. Bunge, geſchichtl. Entwid. ber Standes⸗ 
verhältniffe in Liv» Efth= u. Gurland bis zum Jahre 1561. Dorpat 
1838. — Eichhorn's deutſch. St. u. Rsgeſch. Th. J. 8. 15f. $. 
47 f. Sb: I. $. 337 f. SH. III. 8. 445 f. Th. IV. 8. 640 f. g. 
563. — Böpfl, deutſche St. u. Rsgeſch. Abth. I. 2 15. $. 41 f. 
'$. 59. Abth. I. 8. 90. Abth. III. 5: 110. 

Bapdifches Ebict die Grunbverfaffung ber verfchiederien Stänbe betef. in 
Wimkopp's rhein. Bund. Bd. VIII. &. 63 f. Bd. X. ©. 117 f. 


J. Alle unter einer Staatsgewalt vereinigten Glieder eines 
bürgerlichen Gemeinweſens heißen von dieſem öffentlichen Verhält- 
niß der Unterordnung zum herrfchenden Subject Unterthanen; 
als Träger Öffentlicher Rechte und Pflichten aber und im Gegenfas 
zu denjenigen, welche nicht zu ben felbftberechtigten Sliedern der 
concreten Staatdorbnung gehören, Staatsbürger). Audgenom: 
nen "hiervon ft nur der Souverän in ben Ddeutfchen monar: 
hifchen Staaten; dagegen gehören auch die Mitglieder ber regie- 
renden Familie, felbft die Gemahlin des regierenden Herrn und 


1) Das franzöfifche „il n'y a plus de sujets“ hat auch in Deutfchland 
Wiederhall gefunden. Zweifellos liegt in bem Proteft eine Lächerlicye 
Webertreibung und infofeen er Ausfluß der Wolksfouveränetäitss he 
orie ift, eine Verkehrtheit. Dagegen kann man ihn in fomweit gelten 
laffen, als bamit einem craffen Legitimitäts- u. Yatrimonial = Prins 
‚zip gegenüber bezeichnet werben fol, daß man nicht einem abfolus 
ten Herren unterthan, fonbern innerhalb ber gefeglichen Gränzen 
ein freies, felbftberechtigtes Glied bes Gemeinweſens fei. Vergl. 
über den verfchiebenen Sinn ber Benenmungen Mohl, mürtemb, 
Staater. Th. I. ©. 316. — v. Aretin, conftitut. Staatsr. Bd. 
I. ©. 218. Die Bundesgeſete reden blos von Unterthanen; 
ebenjo viele beutfche Verfaſſungsgeſetze; zumeilen jedoch promiscue 
mit Staatsbürger. Gar nit von Untertbanen, fondern nur 
von Staatsbürgern und Landeseinwohnern fprich® die Bais 
er. Berfaffungs= Urkunde. Auch die Würtemb., Coburg. u. Bas 
diſche Verf. Urk. bediehen ſich, die Einleitung abgerechnet, nur ber 
Ausdrücko Staatsbürger, Staatsbürgerrecht u.fw. Eine Begriffe- 
beffimmung von Staatsbürger giebt bie Heffen-Darmft. Verf. 
url. 6. 14. Goburg. V. U. 8.7. Was Unterthanen überhaupt 
feien, befinirt die Meining. Verf. url. 8.6. — Am beftimmtes 
ften unterfcheidet zwifchen Sanbesunterthanenfhaft und Staatsbürger: 
recht die Altenburg. Berf. ur. 8. 40 u. 81. 
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ber Thronfolger, zu ben Unterthanen ?). Da aber nach den frü= 
ber beftehenden Berhältniffen in Deutfchland, abgefehen von dem 
Berhältnig zum Reiche 3), ganze Claſſen von, einer Zerritorial- 
Gewalt unterworfenen, Perfonen von jeder öffentlichen Berech— 
tigung im engern Sinn ausgefchloffen waren, fg konnten aller: 
dings nicht ale Unterthbanen oder Landedeinwohner Staats: 
bürger genannt werden; und auch gegenwärtig kann nod von 
einen: folchen Gegenfas die Rede fein. Die Fremden, weldye ſich 
vorübergehend im Staatögebiete befinden, als Unterbanen (sub- 
diti temporarii) zu bezeichnen, ift unpaffend 4); auch der Aus- 
länder, welcher Grundbeſitz erworben hat, gehört nicht zu 
den Unterthanen, wenn auch dad Srunbflüd der Hoheit des Staats 
in jeder Beziehung unterworfen iſt 5). | 

U. Was die verfhiedenen Elaffen der beutfchen Unter: 
thanen betrifft, fo Fann man unterfcheiden: 

A. Nach der Rechtsfähigkeit zwifchen Staatsbürgern 
im engern Sinne, Activbürgern, — und Unterthanen im 
engern Sinne, Paffivbürgern, Schußgenoffen ©). 

B. Nach dem verfchiedenen Berhältniffe dee Unterordnung 
unter die Staatögewalt zwifchen unmittelbaren und mittel: 
baren Unterthanen. So unterfchieden fich im beutfchen Reich Die 
KReihdunmlttelbaren von den mittelbaren Unterthanen des Reichs, 
ein. Segenfaß, welcher auf das jegige Bundesverhältniß ganz un: 
anwendbar if. Der Bund hat überhaupt keine Unterthanen, 
fondern es giebt nur Bundeöglieder und Unterhanen der einzelnen 


2) Vergl. oben $. 37. No. I. 

3) S. oben $. 29. Note 1. $. 32. 

4) Det Zremde hat auch wähend feines Aufenthalts ine Staatögebiete 
nicht die Rechte und Pflichten eines Unwerthantn, wenn er aud) 
ven beſtehenden Polizei= und Strafgefogen unterworfen ift. 

5) Eine Ausnahme macht das particularrechtliche Verhältniß des Land- 
sassiatus plenus. Die deutfche Bundesacte Art. 18. Lit. a. ſtellt die 
bloßen Grundb.efiger ausdrüdlich den Unterthbanen gegenüber. 

6) In neuern Gefegen werden die ledtern auch als „Staatsange⸗ 
hörigen den „Staatsbfirgern« gegenüber gefebt. Bergl. z. 8. 
Cob. Gothaiſche Verf. Url. $. 23. 24. 
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deutfhen Staaten. — Schon die Gefeße des deutfchen Reiche 
unterfcheiden aber auch, „mit oder ohne Mittel unterworfene Uns 
terthbanen der Landbesfüurften“ 7); und von diefem Unterfchiebe 
kann, wenn er auch im heutigen Staatörechte feine politifhe Be⸗ 
deutung faft ganz verloren hat, mit Rückſicht auf die noch vor: 
kommenden fubjicirten Landeshoheiten und auf die nicht überall 
völlig befeitigte. Patrimonial⸗Gerichts⸗ und Polizei: WVerfaflung 
auch noch gegenwärtig die Rede fein 9). Ä 
C. Ne den biftorifch entwidelten Standesverhältnif: 
fen in Deutfchland: geiftliher und weltlicher Stand; Adel, 
Bürger: und Bauernftand 9), 


7) Vergl. Reichsabfch. v. 1848. $. 66. Wahlcapitulat. Art. XV. $. 2, 
Mofer, von ber Reichsſtände Landen. S. 908. 

8) Doch ift 3. B. in Baiern, die VBezeichnung ber f. g. Hinterfaffen 
der Gerichts⸗ und Gutöheren durch „Unterthanen« unterfagt. Vergl. 
Klüber, öffentl. Recht. $. 268. und Über bie verfchiedene Bedeu⸗ 
tung des Ausdruds Landfaffen, ebendaf. $. 269. 

9) Vergl. bef. Schmid, Lehrb. bes Staatsr. 8.17.18. "Die Auffebung 
der Stanbesunterfchiedbe ober Vorrechte in den, eine Beit lang 
mit Frankreich vereinigten Provinzen bes Tinten Rheinufers und in 
einigen, nad franzöſiſchem Muſter organifirten, deutſchen Staaten 
war allerbings nur temparärz vergl. Klüber, öffentl. Recht. $. 262, 
Not. g — Maurenbreder, Lehrb. $. 131. Not. c. Allein auch 
die deutfchen Verfaſſungen giengen barauf aus, die Standesborredhte 
auf dem Gebiete bes öffentlichen Rechts mehr und mehr zu befeitigen 
und ben Grunbfag ber Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Ges 
fege ins Leben zu führen. Vergl. bie Ausfprüce in dem Raffaus 
ifhen Verfaſſ. Patent v. 2. Septbr. 1814. Einleit. Baier. Verf. 
ur. Einleit. Badiſche Verf. urk. $. 7. 9. 10. 19. Würtemb, 
Verf. urk. $. 21. 22. Heffen-Darmft. Verf. Url. $. 18. 19. 
Coburg. 8. u. 5.10.11. Meiming. Grundgef. 8.15. Kurheff. 
Verf. Urk. 8.26.28. Altenb. Grundgef. 8. 44. Sähfifhe Verf. 
url. $. 34. Braunſchweig. Landſch. Ordn. $. 25. 34. 200. Hans 
nover. Srunbgef. 5. 158. Lanbeöverf. Geſet. $. 173. Das Prinzip 
ber Gleichheit ift allerdings ebenfo gemißbraucht worden, wie bie 
ihre vorausgeftelte Freiheit. Den Standes⸗Vorrechten gegen 
über bat ed aber gewiß infoweit Anfpruch auf volle Anerkennung, 
als es die Forderung enthält, daß a) Niemand wegen feines Stans 
des von der Wahl eines Lebensberufes ausgefchloffens b) ber Zus 
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. 86. 6.6) 
I. Bon den RNechten der deutſchen untertbanen. 


Moſ/ er, von der teutſchen unterthanen Rechten und Pflichten. Frankf. u. 
Leipz. 1774. — Em. Vogel, Darſtellung der Rechte u. Verbind⸗ 
lichkeiten der Unterthbanen in wohleingerichteten Staaten — mit 
befond. Rüdf. auf d. Königr. Sachſen. Leipz. 1841. Ottow, bie 
Grundrechte des deutſchen Volks nebft ben Entwärfen zu dem Ges 
fege u. Hinmweifungen auf andere Verfaffungen. Frankf. a. M. 1849. 
— Sehr belehrend für das gemeine Recht ift auch Mohl, Würtemb. 
Staatsreht. Bd. I. S. 323 — 432. — Weiß, heff. Staater. L 
$. 70 f. Vergl. auch Reyfcher, publicift. Verſuche. ©. 134 ff. 
— Schweiter, Öff. R. des Großhth. Weimar. I. $. 32 f. 


Allgemeine und befondere Normen, — S. g. allgemeines 
Deutfches Bürgerrecht. 


Schon zur Zeit des Reichs hieng Die Beflimmung des Rechts: 
zuftandee ber Unterthanen ber einzelnen Zerritorien des Reiche 


tritt zu öffentlichen Aemtern und Würden nur burd) Tachtigkeit und 
Würdigkeit bedingt; c) die rechtlichen Folgen einer Handlung, z. 
B. die Strafe nicht nad) Standesrückſichten verſchieden beſtimmt; 
auch d) der Maaßſtab der öffentlichen Pflichten und Leiſtungen nicht 
burdy Standesprivilegien alterirt werde. — Dagegen Tann ed nur 
als Zhorheit bezeichnet werben, wenn das Geſetz darauf ausgeht, 
die beftehenden Stanbesverhältniffe felbft zu annulliren, ober wenig- 
flens den Adel wegzubecretiven, wie das Geſetz, betr. die Grundrechte 
des deutſchen Volks Art. 2, und einige bemofratifhe Verfaffungen es 
verfucht haben. Weberhaupt gehört ber Art. 2 ber Grundrechte mit 
feinen Wieberholungen, unmöglichen Forderungen und lächerlichen Les 
bertreibungen zu den fchlechteften Parthien des Gefeßes. Cr lautet: 
„Bor dem Geſetz gilt kein Anterfchied ber Stände. Der Abel als 
Stand ift aufgehoben. — Alle Standesvorrehte find abgefchafft. — 
Die Deutfchen find vor dem Gefege gleih. — Alle Zitel, infoweit 
fie nicht mit einem Amte verbunden find, find aufgehoben und dürfen 
nie wieder eingeführt werden.-— Kein Gtaatsangehöriger darf von 
einem auswärtigen Staate einen Orden annehmen. — - Die öffent⸗ 
lichen Aemter find für alle Befähigten gleich zugänglich. — Die 
Wehrpflicht ift für alle gleichz Stellvertretung bei detſelben findet 
nicht flatt.« 
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baupffächlich von bei: Territorials Gefeggebung ab und mehr und 
mehr hatten ſich jene wie unabhängige Staaten gegen einander 
abgeſchloſſen, dergeftalt, daß jebed andere Territorium als Aus: 
land und bie Unterthbanen anderer beutfcher Länder ald Fremde 
behandelt wurden I). Dabei fehlte ed außerhalb Deutichland ſchon 
ganz-an einem Schub und einer Vertretung ber „beutfchen Nas 
tion« 2) und beöhalb von einem „Reichsbürgerrechte“, wels 
ches doch begriffemäßig noch beftehen konnte, wenig oder gar 
Feine Rebe. Dennoch konnte der Eigenfchaft, daB man wenig: 
ftend zu ben mittelbaren Unterthbanen des beutfchen Reichd ge: 
hörte, „für bie- innern Werhältniffe infofern ein Werth beigelegt 
werben, ald bie Meichöverfaflung zugleich eine Garantie ber Rechte 
der Untertbanen in fich fchloß, die nach Umſtänden mehr ober 
weniger wirffam war, und daß ber Grundzug alles deutſchen 
Staatslebens, der.überall eintretende rihterlide Schuß 
gegen willkührliche Rechtsverletzung auch binfichtlich des 
öffentlichen Rechtszuſtandes beutfcher Unterthanen. wirffam war 3). 
Dofitive Einfhräntungen der Landeshoheit im Verhältniß 
zu den eigenen Unterthanen enthielten freilich die Reichögefege 
faft gar nicht; nur bie Religions-Uebung macht hiervon feit 


1) Dieß tritt in allen Beziehungen, namentlih was die Steuers, 
Juſtiz- u. Polize i-Verfaſſung betrifft, mehr und mehr hervor. 
Dabei ift das Recht ber Nachfteuer, größere Belaſtung ber Korenfer 
und Zurüdfegung der „Ausländer bei Gollifionsfällen mit Einpels 
mifchen, ganz allgemein. 

2) Deren Redte und Gerechtigkeiten zu wahren freilich jeber Raifer bes_ 
fhwor. Bergl. Wahlcap. Art. J. $. 2. Stehende Reichsgeſandtſchaf⸗ 
ten (Gonfulate u. f. w.) bat es nie gegeben, und feit ber zweiten 
Hälfte des 17. Jahrh. Tann von einer Ausübung bes activen Meiche- 
sefandtfchaftsrechts gar nicht mehr bie Rebe fein. Vergl. Mofer, 
Auswärt. Staater. B. I. Kap. 4. (S. 89 f.). 

3) Nach der Verfaffung des deutfchen Reihe Bonnte jeber rechtswidrige 
Eingriff in die Freiheit ber Perfon und bes Eigerthums, ſelbſt wem 
Geſetzgebung dazu mißbraucht war, vor ben NReichögerichten verfolgt 
werden. Der Kalfer verfprad, auch in ber Wahlcap. Art. 1. $. 2 nicht 
blos die Fürſten, fondern „ſonſt aud) einen jeben bei feinem Stand 
und Wefen zu laffen.» Vergl. auch oben $..54.2Rlote 2. 
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den Religiondfrieben des 16ten und 17ten Jahrhunderts eine - fehr 
erhebliche Ausnahme. 

Mit der Auflöfung der deutfchen Reichöverfaffung gieng nun 
freilich jener Hauptinhalt des „beutfchen Reichsbürgerrechts“, der 
reichögerichtlihe Schuß, verloren; keineswegs wurden aber bamit 
die Rechte der Unterthanen felbft befeitigt. Auch gieng man auf 
dem Wiener Congreffe von mehrern Seiten von der Nothwen⸗ 
digfeit einer audgebehntern Anerkennung der Rechte der deutfchen 
Unterthbanen und eines durch ben Bund zu gemährenden Schußed 
gegen willführliche Verlegung aus). Denn, abgefehen von den 
die fländifche Verfaflung, die Einrichtung eines Bundesgerichts 
u. A. betreffenden Propofitionen, und außer demjenigen, was 
wirklich in der Bundesacte eine Stelle gefunden hat, follte fchon. 
die Zwedbeflimmung des Bundes den innern Schuß. „ber verfaf- 
fungsmäßigen Rechte jeder Claſſe der Nation» in fich aufneh⸗ 
men 5) und nad Inhalt verfchiedener, namentlich von Preußen 
ausgehender Entwürfe der Bunbesacte, befonderd zu ben ⸗deut⸗ 
fhen Bürgerrechten« gerechnet werben: 1) Die Freiheit 
fih- anf jeder beutfchen Lehranftalt zu bilden. 2) Die ge⸗ 
fegmäßige Freiheit und Sicherheit ber Perfon, fo daß Feine 
dieſelbe kränkende Verfügung getroffen werben könne, welche nicht 
genau mit den Landesgefeten übereinflimme und durch den 


4) ©. bef. die Erklär. ber 29 verbünd. Fürften ‚und Städte v. 16. 
Novbr. 18145 die Note der hannov. Bevollmächtigten v. 21. Octbr. 
1814. Klüber’s Acten des Wiener Congr. Th. I. Heft.1. ©. 68f. . 
®&. 72 f. 
5) So beſtimmen die XII Artikel v. Octbr. 1814 (oben $. 40. Rote 3) 
unter No. 2. neben ber „Erhaltung ber äußern Ruhe und Unab- 
hängigkeit den Zweck bes Bunbes, und ftellen (No. 12) in Ausſicht: 
"Der Bundesvertrag beflimmt gewiffe Rechte, welche jeber Deut⸗ 
fhe — in jedem deutfhen Staate ungekränkt genießen fol.“ 
Auch ber Preuß. Entw. vom Febr. 1815 (Klüber's Acten Bd. II. 

&, 20.) ſtellt noch „Sicherung ber verfaffungsmäßigen Rechte jebes 
Einzelnen» zum, Zweck des Bundes. Im Entwurf vom Mai 1815 
bleibt dieß zuerft weg. S. aber no $.8 biefes Entwurfs (Klüber 
Bd. I. ©. 30).. 
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ordentlichen Richter verfügt‘ werde. - 3) Die Sicherheit bes 
Eigenthums gegen jede Beeinträchtigung. 4) Die Aufhebung 
der Leibeigenfhaft®). 

Zn bie deutfche Bunbesacte fam dann als Reſultat der 
Berathungen folgender Artikel: 

Art. 18. "Die berbünbeten Fürften u und freien Städte tom: 
nmen überein, ben Unterthanen der deutſchen Bundesſtaaten 
„folgende Rechte zuzufichern 7): 
aß Örundeigenthum außerhalb bes Staates, ben fie 

bewohnen, zu erwerben und: zu- befisen, ohne beßhalb in 
— dem fremden Staate mehreren Abgaben und Laſten unter: 
worfen zu ſeyn, als beffen eigene Unterthanen. 

ab) Die Befngniß: 1) des freien Wegzichend aus 
"einem Deutfchen Bundesſtaat in den andern, der erweislich 
„He zu Unterthanen annehmen will; auch 2) in eivits und 
"MilitärsDienfte deffelben zu treten. 

‚Beides jedoch nur, in fofern. Feine Berbindfichkeit 5 zu 
"Militärs Dienften gegen das bisherige Baterland im Wege 
nftebe. Und damit, wegen der dermal -vorwaltenden Verfchie: 

-  ndenheit der. gefeglichen Vorfchriften über Militär - Pflichtig- 
„feit, hierunter nicht ein ungleichartiges, für einzelne Bun⸗ 

„desſtaaten nachtheiliges, Verhältniß entſtehen möge, ſo wird 

„bei der Bundesverſammlung bie Einführung mög— 


nlichft gleihförmiger Grundſätze über diefen Segen: 


„ftand,-in Berathung genommen werben. - 
me) Die Freiheit von aller RNachſteuer (jus detractus, 








6) Berg. die Entwürfe zu einer Bundesacte, und zwar: ) Preuß. 
- Entw. v. 13. GSeptbr. 1811. Klüber’s Acten bes Wiener Congr. 
Bd. 1. Hft. 1. S. 47. .2) Defterreidh. Entw. v. Dechr. 1814. 
‚Klüber a. a. O. Bd. I. ©. 5. 3) Preuß. Entw. v. Febr. 1815. 
Klübex daf. ©. 45 f. 4) Preuß. Entw. v. Mai 1815. Klüber 
daſ. ©. 305.. Die ſpätern Entwürfe (Klüber baf. ©. 308 f.) ent 
‚ halten entweber weniger, oder nicht.mehr als bie Bundesacte. ©. 
auch Klüber’s Ueberfüht der. Verhandl. bes W. Gongr. ©. 247 ff. 
- 7) Diefer Eingang wurde erft in ber 10. Gonferenz v. 8. Juni 1815 fo 
gefaßt. Vergl. Klüber’ö Acten Bd. II. &. 536 u. venen: Quellen - 
Samml. ©. 175. Note 2. 3._ 
Zachariä's Staatsrecht. IT Bd. 2te Aufl. 26 
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»gabella emigrationis), in. fofern bad Bermögen in einen ans 
„dern Deutfchen Bundesflaat übergeht, und mit dieſem nicht 
»befondere Verhältniffe durch Freizügigkeits⸗Verträge beftehen. 
„d) Die Bundesverfammlung wird fich, bei ihrer erften 
„Zuſammenkunft, mit Abfallung gleihförmiger Verfügun⸗ 
„gen über die Preßfreiheit und Sicherftellung der Rechte 
„der Schriftfteller und Verleger gegen den Rantrad be⸗ 
„ſchäftigen.“ 

Auch iſt, abgeſehen von Demjenigen, was in den allgemei- 
nen Beflimmungen bes Art. 12 und 13 als mitenthalten zu be: 
trachten ift, befonderd der Art. 16 der Bundesacte hierher zu 
ziehen, welcher die Rechtögleichheit der chriftlihen Religions 
Partheien« und den Zufland „der Bekenner des jüdiſchen Glau⸗ 
bend« betrifft. 

In Beziehung auf biefe, zum Theil freilich nur mangelhaft 
oder gar nicht erfüllten, Zufiherungen hat man auch wohl von 
einem allgemeinen deutfhen Bürgerrecht (felbft im 
Schooße der Bundesverſammlung) gefprochen 8). Es fehlte aber 
diefem allgemeinen beutfchen Bürgerrechte der nothwendigſte In⸗ 
halt und bie Anerkennung feiner practifhen Bedeutung 9), ber: 


8) Schon in dem Präfidial= Vortrag bei Eröffnung der B. V. (6. No- 
vember 1816) wird von ben Beftimmungen des Art. 18 der B. A. 
gefagt, fie begründeten »ein wahres beutfhes Bürgerredht.« 
Vergl. auch Protoc. v. 17. Febr. 1817. &. 77. — Kerner heißt es 
3. B. bei der Berathbung über -Nachfteuer= u. Abzugsfreiheit im 
Großh. Heſſiſchen Botum: „Wenn bie. Beftimmungen ber beutichen 
Bundesacte Art. 18 ihre wohlthätigen Wirkungen nicht verfehlen und 
in ber That ein allgemeines dbeutfhes Bürgerrecht begrün- 
ben follen, fo fcheint es nöthig, daß denſelben — die vollftändigfte 
"Ausdehnung in der Anwendung gegeben werde», und Medlenburg 
macht dabei bie Aeußerung: aus Art 18 der B. X. laſſe ſich „als 
Zweck ertennen, daß der Deutfhe in keinem Theile bed verbün- 
beten Deutſchlands als Fremder behandelt und dadurch das Gefühl 
eines gemeinfamen Vaterlandes wieder erwedt werben folle.«“ 
Protoc. ber Bundesverſ. v. 1817. $. 233. 

Richt blos Fein Recht der freien Niederlaffung, — wenigftens 
ohne Erwerb von Srunbeigentbum, — fondern nid einmal ein in ' 
irgend einer Weife gefchüstes Recht des Aufenthalts oder nur des 


— 
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geſtalt, daB der Unterthan eines beutfchen Bundesſtaats in ei: 
nem andern Bundesſtaate nicht anders behandelt wurde als ein 
außerdeutſcher Ausländer 39). 


— 


freien Durchzugs hat der Deutſche in Deutſchland. Man ſollte frei⸗ 
lich meinen, daß jenes allgemeine deutſche Bürgerrecht, wovon man in 


den erſten Jahren in der Bundesverſammlung ſprach, mindeſtens auch 


10) 


bie Befugniß zum freien Aufenthalt in jedem beutfchen Bundesftaate, 
fo lange fie durch Gefegesübertretung nicht verwirkt ift, als politie 
ſches Recht in ſich fchließen müſſe. Allein nad) Art. 14 der deutfchen 
B. A. ift „die unbefchränkte Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem zum 
deutfihen Bunde gehörenden (oder mit demfelben in Frieden lebenden) 
Staat zu nehmen“ ein Vorrecht der f. g. Mebiatifirten — kann 
alfe nach Art. 18 nicht Inhalt des f. g. „allgemeinen beutfchen Bür⸗ 
gerrechts« fein. Etwas anders war es, wenigftens dem Rechte nach, 
zur Zeit des dbeutfchen Reiche. Denn das Reichsſtaatsrecht verpflich- 
tete jeben Reichsſtand, „des andern Unterthanen geiftlich und welt- 
lich, durch fein Fürſtenthum, Landichaften, Graffchaften, Herifchaften, 
Obrigkeit und Gebiet, frey, fiber und unverhinbert wans 
dern, ziehen und werben zu laffen.« Landfriede v. 1548. $.1. Und 
daß Niemand der Religion wegen in diefer Hinſicht beſchränkt werben 
dürfe, fanctionirte Instr. Pec..Osnabr. Art. IX. 8. 2. „— adeoque 
ea omnibus et singulis utriusque partis foederatorum vasallis, 
subditis, clientibus et incolis eundi, negotiandi, redeundigue po- 
testas data sit, virtuteque praesentium concessa sit.“ Hierdurch 
waren freilich bie Reichsſtände nicht behindert, polizeiliche Maßre- 


geln zur Weberwachung ber Fremden zu treffen; aber jeder Deutfche 
konnte doch auch Über witlkührlicdye Störung des Aufenthalts= und 


Durchzugsrechts bei ben Neichsgerichten Klage erheben. 3. 3. Mo: 


fer, nahbarl. Staatsrecht. ©. 676. v. Berg, Polizeirecht. Th. IV. 


S. 322 f. — Nur hinfihtlich des Ermwerbes und Befides von Grund: 
eigentbum fteht jeder „deutfche Ausländer“ dem Unterthan gleich (8. 
A. Yrt. 18. lit. a.), und hierin liegt gewiß auch dasjenige zugefichert, 
was ber Weftphäfifche Friebe Art. V. $. 36 den ber Religion halber 
zur Auswanderung Gendthigten zugefteht. Vergl. unten $. 87. Note 5. 
Gewiß ſtände es um die Ruhe und Zufriedenheit der deutſchen Nation 
beſſer, wenn der ſchöne Ausſpruch des Präſidiums ber deutſch. Bun⸗ 
desverſammlung, welchen das Protoc. der B. V. v. 17. März 1817. 
$. 105 aufbewahrt, zu einer Wahrheit geworden wäre. Jener Aus⸗ 
ſpruch, weldyer in der Beſchwerdeſache des Decononten Wilh. Hoff: 
mann zu Marburg einer Kurheflifchen Erklärung gegenüber erfolgte, 
26* 
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Bei der, mit der Auflüfung der beutfchen Reichöverfaffung 
befeitigten, höhern formellen Schranke der Regierings⸗Willkühr, 
batten nun bie feit 1815 entflandenen Verfaſſungs-Urkun⸗ 
den um fo mehr Grund, eine gewiſſe Berbriefung der Rechte 
der Unterthanen zu gewähren. Gie enthalten daher auh — 
infofern fie eben nicht bloße Landſchafts⸗Ordnungen find — ge: 
wöhnlih ein befonderes Kapitel von den ftaatöbürgerlichen 
Rechten und Pflichten. Allein die feheinbar fehr viel fagenden . 
Zuficherungen von Unverleglichkeit „der Freiheit der Perfon und 
des Eigenthumd, der Zreiheit der Gewiſſen u. |. w. IH Tonnten 
meiftens ſchon vermöge ihrer unbeflimmten Faſſung feine erheb- 
liche reelle Bedeutung haben und wurden, beim Mangel anderer 
wefentlicher Garantien einer gefeglichen Freiheit, unter dem Drud 


lautet: „Bei den zahlreichen bereits ous den Kurheffifchen Landen 
eingefommenen Befchwerben über lanbesherrlicdye Verfügungen wirb 
fie (die Bundesverfammlung), eingedenk ber hoben Beflimmung 
zu der fie berufen worden, und der Borfhhriften und 
Zwede ber Bundesacte, fich durch keine ungleiche Beurtheilung 
eines einzelnen Bundesgliedes abhalten laffen, innerhalb ber ihr 
vorgezeichneten Schranten, die fie nie vergeffen hat, noch je vergeffen 
wird, ſelbſt bebrängter uUnterthanen fidy anzunehmen, und 
aud) ihnen bie Ueberzeugung zu verfhaffen, daß Deutfhland nur 
darum mit dem Blute ber Völker von fremdem Joche be: 
freiet und Länder ihren rehtmäßigen Regenten zurüd: 
gegeben worden, bamıt Überall ein rechtlicher Zuſtand an 
bie Stelle ber Willkühr treten möge.» ©. auch Klüber, 
Öff. Recht. $. 217 Note c. mit den weitern dafelbft gegebenen Nach⸗ 
weifungens befonders aber noch das Votum bes Gefandten v. Ga⸗ 
gern für Luremburg im Prot. der B. V. v. 1817. $. 107. 

1) Vergl. Baier. Verf. Url. Tit. IV. mit den dazu gehörigen Beil. I. 
1.0 Badiſche $. 7 f. Würtemb. $. 21 f. Großh. Heffifche 
8.12 f£E Goburg. v. 1821. $.5f. Meining. Grogeſ. 8.6 f. 
Kurheſſ. 8. u. 8. 19 f. Altenburg. Grundgef. $. 44f. Säch⸗ 
fifhe Verf Urk. 5. 24. Braunſchw. Landſch. Ordn. v. 1832. 
Hannov Gtaategrundgef. v. 1833. $. 27 f. Landesverf. Gef. v. 
1840. $. 27 f. in vielen Punkten wefentlich umgeftaltet und ergänzt 
durch das Verf. Gefeh v. 5. Septbr. 1948. 5. 3 f. Sondersbäuſ. 
dandesgrundgeſ. v. 1811. 8. 39 f. 
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der Genfur, vermöge der Herrſchaft des Inguifitiond = Proceffes 
und der Verkümmerung -ded Rechtöfchuges der Polizei und Ad⸗ 
miniftration gegenüber, in ihver practiſchen Bedeutung faſt ganz⸗ 
lich annullirt. 

Aus den betrübenden Erfahrungen, die in mehrern deutſchen 
Bunbrrſtanuen von den Unterthanen gemacht werden mußten, aus 
dem gerechten Verlangen, /daß der. Deutſche in keinem deutſchen 
Lande ald Fremder behandelt werden möge», und aus dem 1848 
befonder8d lebendig gewordenen ⸗Gefühle eined gemeinfamen Va⸗ 
terlandes« erklärt fich die Forderung nach Feſtſtellung von „Grund: 
rechten des deutfchen Volks« welcher zunächſt der Siebzehner⸗ 
Entwurf einer deutſchen Reichsverfaſſung (Art. IV. $. 25 f.) ge: 
recht zu werden -fuchte. Auch die deutfche National: Berfamm: 
“ Tung. betrachtete eine folhe Feftfielung der ” Grundrechte» ald 
ihre- (erfte) Aufgabe, gieng aber dabei in vielen Punkten weiter 
als nüßlih und nothwendig war 12). Die von ihr befchloffenen 
„Grundrechte⸗ ſollten „den Verfaſſungen der einzelnen deutſchen 
Staaten zur Norm dienen und von keiner Verfaſſung oder Ge⸗ 
feggebung eines Einzelſtaats je aufgehoben ‚oder. befchränft wer: 
den Fönnen» 13); eine Beſtimmung, deren. Bedeutung mit ber 


12) Mit einigen Mobdificationen gingen die Srankfurter Grundrechte auch 
in den vom Dreilönigsbändniß aufgeflellten Entwurf der Reichever: 
faffung $. 128 f. über und bildeten einen Hauptgegenftand der Er- 
furter Parlamentöbefchläffe. — In noch überfchwänglidjerer, über 
die Frankfurter Grundrechte hinausgehender, und bie NRegierungs: 
gewalt fat ganz lähmender Weife wurden in einigen feit 1848 ent⸗ 
flandenen Berfaffungen die „Grundrechte⸗ feftgeftellt. Vergl. über: 
"haupt: Das (aufgehobene) Defterreich. Gef. über die Grundrechte 

(oben &.:235). Preuß. Verf. Url. v. Dechr. 1848. Art. 3 f. in 

- mæehrern Punkten mobdificiet durch die Verf. Urk. v. 1850. Art. 3 f. 

Staatsgrundgeſ. für Schleswig=:Holftein Art.6f. Anh. Deffau 

3. u. 8. 6 f. Oldenburg. Staatögr. Gel. Art. 32 f. (Bremi- 

ſche Verf. urk. Art. 5f.). Gothaifche v. 1849. $..68f. Walded. 

v. 1849. $. 3 |. (Bamburg. Berf. Entw. v. Juli 1849. Art. 9f.). 
Mellenburg:- Schwerin If. Reuß j.2. 4 f. 

13) Vergl. den Eingang des Reichsgeſetzes betreff. die Grundrechte bes 

deutſch. Volks v. 27. Dechr. 1848. S. übrigens oben $. 47. 
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gefcheiterten Durchführung. ber Reichöverfaflung von ſelbſt ceffi- 
ren mußte 1). Es beichräntt fih mithin Dasjenige, was jeder 
Deutfche in allen Bunbeöftaaten in Anfpruch zu nehmen berech⸗ 
tigt ift, noch jeßt auf den fhon erwähnten Inhalt ber beutichen 
Bundesacte, welche Eraft der, gegen den Bund übernommenen 
Berpflihtung, allerdings auch nicht durch bie Gefeßgebung ber 
Einzelftaaten aufgehoben oder beſchrä inkt werden kann. 


q. 87. 6. 61 


WB. Unterſchied zwiſchen bürgerlichen und politiſchen 
Nechten. — Allgemeine Bedingung der ſtaatsburgerlichen 
5 Nechte. 


IL. Abgeſehen von den reinen Privatrechten, ſei es dinglicher 
oder perſönlicher Natur, die der Staat nur ſchützt, können in 
Betreff der Rechte, welche der Staat ſeinen Gliedern gewährt, 
und die wenigſtens inſofern öffentlicher Natur ſind, als ihre Aus⸗ 
übung im Intereſſe des Gemeinweſens regulirt werden muß, wie⸗ 
der die bürgerlichen von den politiſchen Rechten im engern 
Sinne unterſchieden werben !). Dieſer Unterſchied tritt beſonders 


14) S. auch über die formelle Beſeitigung des Geſetzes über die Grund⸗ 
rechte als Reichsgeſetzes den Beſchl. der B. V. v. 23. Aug. 1851. 
Oben $. 49. No. VI. 


1) Wir behalten bier den gewöhnlichen Ausdbrud „Rechtes bei, obwohl 
bei dem Meiften, was hierher gehört, ober in den Verfaffungen unter 
diefem Titel aufgezählt wird, von Rechten des Einzelnen, ale Be: 
ftandtheilen einer individuellen Rechtefphäre, gar Feine Rede fein kann, 
fondern e8 entweder Befugniffe find, welche der Ginzelne vom Gan⸗ 
sen empfängt, oder rechtliche Srundfäge über gewiſſe, aus der 
Natur u. Beftimmung des Staats u. dem Verhältniß des Einzelnen 
zum Ganzen ſich ergebende Schranken der Negierungsgewalt, 
resp. Normen ihres Handelns. Nur bie verkehrte Idee, daß man 
von einer urfprünglich unbefchränften „natürlichen Freiheit⸗ des Ein: 
zelnen ausgieng, oder von „Urrechten des Menfchen» fprady, wo der 
Einzelne als ſolcher gar Fein Recht hat, erklärt die gewöhnliche Be⸗ 
jeichnung. Cine unbefchränkte Sreiheit ift gar eine Zreiheit, und es 
iſt daher auch ganz wiberfinnig, allgemeine Sätze aufzuftelen, wie es 

ı neuern Berfaffungn und in den Grundrechten des deutfchen Volks 
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in einer für ganz Deutfchland maaßgebenden Beftimmung- der 
Bundesacte hervor, indem nach Art. 16 bei den chriftlichen 
ReligiondsPartheien von einer Gleichheit der bürgerlichen und 
politifhen Rechte gefprochen wird, während in Betreff ber 
Juden nur eine möglichft gleichfürmige Einräumung ber bürs 
gertichen Rechte in Audficht geftellt wird 2). WIN man nun 
die politifchen Rechte im engern Sinne allgemein definiren, 
fo find es diejenigen, welche in einer unmittelbaren Be 
theiligung an dem Lebensproceß des Staatd resp. ber 
Gemeinde im Staate beſtehen. Daher gehört die Fähigkeit 
zu öffentlichen Aemtern, dad active und paffive Wahlrecht, die 
Befugniß Schöffe oder Gefhworner zu fein, zu den politifchen 
Rechten. Alle übrigen Rechte vffentlicher Natur dagegen gebüren 
zu den bürgerlichen Rechten. In entfprechender Weife kann 
man dann auch zwifchen bürgerlichen und politifchen Pflichten 
unterfcheiden.. Nur finden wir nicht überall, wo bie politifchen 
Rechte bisher gewillen Perfonen oder Glaffen von Unterthanen 
fehlten, in gleichen Verhältniß eine Befreiung von ben politi: 
Shen Pflidten. 

1. Bon droßer Bedeutung für die Zuftändigkeit der bür— 
gerlichen und politifhen Rechte war früher dad Religions— 
Bekenntniß. Bürgerlich rechtöfähig war im deutſchen Rei: 
che nur der römifch= fatholifche Chriſt. Erſt die Religiondfrieden 


gefchieht, 3.8. die Kreiheit der Perfon, bie Wohnung, das 
Eigenthum u. f. w. ift unverleslich, bie eben als allgemeine 
Sätze ganz unwahr find und gewöhnlich durch die folgenden Sätze 
über Verhaftung, Hausſuchung, Erpropriation u. f. w. wieder auf: 
gehoben werben. 

Auch die Acceſſ. url. zur Rheinb. Acte gebrauchen bei berfelben Ges 
legenheit den Ausbrud: „droits civils et politiques.“ &. unten Note 
7. — Zuweilen werben aber unter bürgerlichen Rechten offenbar 
auch bie politifchen begriffen, wie 3. B. im Reichsdep. Hptſchl. v. 
1803 $. 63. Andrerfeitö begreifen neuere Verfaſſungs⸗Geſetze unter 
Staatsbürgerreht im engern Sinne nur die Fähigkeit zum Ge: 
nuß der politifchen- Rechte, 3. ®. Meining. Grdgef. $. 13. Al 
tenburg. $. 88. und unterfcheiden davon das „Randeseinwohners 
recht», im Gegenſatz zu ten Fremden ober Ausländern. 


3 


u 
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fiherten auch den ‚Ständen. bes Reiche, welche zu ben Augdbur: 
gifchen Gonfeffions= Verwandten gehörten, im Berhältniß zum 
Reiche, gleiche Rechtöfähigkeit zu 3), ohne in den Ländern und 
Gebieten der Stände und Glieder des Reichs die, von den an⸗ 
erkannten Religiond=Partheien gegen einander. mit ‚gleichem Eifer 
feftgehaltene Ausfchließlichkeit der politifhen Berechtigung zu 
befeitigen, und ohne im Entfernteften daran zu benfen, bie bür⸗ 
gerliche Rechtöfähigkeit überhaupt von dem Religions⸗-Bekenntniß 
ganz unabhangig zu machen 9. Doch ficherten fie, dem landesherr⸗ 
lichen f. g. jus reformandi gegenüber, 1) beiden Religionspar⸗ 
theien ‚gegenfeitig den Befigftand des Normaljahrs 1624 und 2) 
ben nur gebuldeten oder zur Auswanderung genöthigten Unter: 
thanen bie Unverleglichkeit gewiffer Rechte zu 5). In ben einzel: 


3) Instr. Pac. Osnabr. Art. V.$.1. „— ila ut, quod uni parti ju- 
stum est, alteri quoque sit justum —-.“ 


4) Verbot doch noch der Weſtphäl Frieden ben Reichsſtänden ausdrüd- 
lich außer den Katholiken und Augsburgiſchen Religions-Verwandten 


riftliche Secten zu dulden. Instr. Pac. Osnabr. Art. VIE. 8. 2. -- 
5) Instr. pac. Osnabr. Art. V. 8. 34. ‚Placuit porro, ut illi Ca- 
.tholicorum subdili Augustanae confessioni addicti, ut et Calholici 
_ Augustanae Confessionis Statuum subditi, qui anno 1624 publieum 
vel etiam privatum Religionis suae exercitium nulla anni parte 
hahuerunt, nec non qui post pacem publicatam, deinceps futuro 
 tempore diversam a Territorii Domino Religionem profitebuntur, 
oe amplectentur, palienter lolerenlur, et conscientia libera domi 
devolioni suae sine inquisilione aul lurbalione privaliın vacare, 
in vicinia vero, ubi et quoties voluerint, publico Religionss- erer- 
citio inleresse, vel liberos suos exteris suae Religionis scholis, aut 
privatis domi Praeceptoribus instruendos commsltere non prohi- 


- beantur, sed .ejusmodi Landsassii, Vasalli et subditi in ceteris of- 


ficium suum cum, debilo obsequio et subjeclione adimplcanl, nul- 
lisque turbationibus. ansam praebeant.“ Art. V. 8. 35. „Sive autem 
Catholici, sive Augustanae Confessionis fuerint subditi, nullibi ob 
Religionem despicului habeantur, nec a mercatorum, opificum, 
aut tribuum communione, haereditalibus, legalis, hospitalibus, 
‚leprosoriis, eleemosynis, aliisve juribus aut commerciis, multo 
minus publicig cpemiteriis, honorove : sepwllurae :arceanlur, aul 
juicquam pro exhjbitione funeris a superslitibus. eæxigotur, ‚praeter 
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nen Zerritorien waren. aber bie nicht: zur herrfchenden Kirche ge⸗ 
hörigen Unterthanen felbft in Betreff der rein bürgerlichen Rechts: - 
fähigkeit, z. B. Srundeigenthum zu erwerben, öfters beſchränkt. 
Diefer Zuftand blieb im Ganzen unverändert im beutfchen Reiche 
bis zu deſſen Auflöfung; nur räumte der Reichsdep. Hauptfchluß 
$. 63. in ben f. g. Entfhädigungslanden (derem Religions: 
übung im Webrigen gegen Aufhebung und Kränkung aller Art 
gefhüst fein ſolltey, den. neuen Landesherrn, mit Befeitigung 
gewiffer, in der Landeöverfaffung begründeter (z. B. angeblich) 
auch die Geftattung eines unfchädlichen Simultaneumd ausſchlie⸗ 
Bender) Fefleln, die Befugniß ein, andere Religiondners 
wandte zu bulden und ihnen ben vollen Genuß bürger: 
liher Rechte zu geflatten« 6), — Demnädft haben ſich die⸗ 
jenigen deutfchen Fürften, welche dem fchon geftifteten Rhein⸗ 
bunde beitraten, mit Ausnahme des Großherzogd von Würzburg, 
in den Xcceffions Urkunden verpflichtet, den Katholifen freie Re: 
ligionsubung. und gleiche bürgerliche und politiſche Recht⸗ 
einzuräumen 7). 


eujusque Parochialis Ecclesiae jura, pro demortuis pendi solita; 
sed et-in his et similibus pari. cum concivibus jure habeantur, 
aequali justilia proteclioneque tuti.“ — Art.V. 8. 36. „Quöd si 
vero subditus, qui nec publicum nec privatum Religionis exer- 
citium Anno 1624. habuit, et etiam, qui post publicatam Pacem 
Religionem mulabil, sua sponte emigrare voluerst, aut a Territo- 
rii Domino jussus fuerit, liberum ei sit, aut retentis bonis aut 
alienatia discedere, retenta per ministros administrare, et quo- 
ties ratio dd postulat, ad res suas inspiciendas vel persequendas' 
lites, aut debita exigenda, libere et sine literis commeabus adire.“ 

6) &, oben S. 14. 

7) Vergl. oben $. 38. Note 8. In dem, mit dem König von Sachſen 
abgeſchloſſenen Vertrage, lautet der hierher "gehörige Paſſus (im Art. 
V): „Les loss et acles qui determinaient les droits reciproques 

. des divers cultes etablis en Allemagne ayant été abolis (?) par le 

. fait de la dissolution de l’ancien corps germanique, et n’dlant pas 
d’aslleurs, compalibles uvec les principes. sur lesquels la confe- 
deration a oté formee, Pexercice du culte calholigue sera, dans 
la totalit6 du royaume de Saxe, pleinement assimile & l'exer- 
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Endlih Hat die-deutfhe Bundesacte im. Art. 16. allge: 
mein ausgefprochen: . 

„Die Berfchiedenheit der hrifllihden Religions: 
Partheien kann in den Ländern und Gebieten 
des deutſchen Bundes keinen Unterfchieb in dem 
Genuſſe der bürgerlihen und politifhen Rechte 
begründen.” 

Fragt man aber, ob fih diefe Beſtimmung auf alle 
chriſt lichen Secten beziehe, oder auf die in Deutfchland bis 
dahin Öffentlih anerfannten Religions - Partheien zu bes 
fchränten fei? fo ift die le&te Alternative gewiß zu bejahen 8). 


cice du culte Iutherien, et les sujels des deux religions joui- 
ront, sans resirichion, des memes droils civsls ei politiques.“ 
Ganz gleichlautend iſt in den übrigen Xcceffions- Urkunden ber Art. 
IV. Nur ift die offenbar unridhtige Motivirung in dem Königl. 
Sächſiſchen Acceffions = Vertrage hier weggeblieben, dagegen am 
Scyluffe des Artikels hinzugefügt: „sans cependant deroger à la 
possession et jouissance actuelle des biens des églises.“ 

8) Aus dem 5ten Conferenz-Protocolle v. 31. Mai 1815 ift, in biefer 
Hinſicht folgende Stelle (Klüber’s Acten bes W. Congr. Bb.II. ©. 
439 f.) von Bedeutung: „Ad art. 14. (nämlich des Entwurfes) wur- 
de, fo viel bie chriſtlichen Religions-Partheien betrifft, be⸗ 
merkt, baß in einigen Abfchriften des Entwurfs, der Ausdrud: drei 
chriſtliche NReligions-Partheien, eingefchlichen fey, und auf bie Krage 
hierauf: ob bie Beflimmung biefes Artikels auch auf andere hriftliche 

Secten, 3. B. Anabaptiften, Mennoniten, Herrenbuter u. f. w. zu 
zieben ſey? zwar diefe Ausdehnung bedenklich gefunden, 
gleihwohl, da bie Bezeichnung von drei chriſtlichen Religionspar- 
theien felbft der vormaligen beutfchen Reichsverfaſſung nicht ange⸗ 
meffen fei, beliebt, die Zahl 3 auszuftreihen und bloß zu fegen: 
„chriftliche Religionspartheien.« Hat nun die Bezugnahme auf bie 
vormalige Reichsverfaflung nur den Grund und Sinn, daß in den 
beutfchen Reichsgeſezen nur von zwei Religionspartheien (Status etc. 
utriusque religionis, cf. Instr. pac. Osnabr. Art. V. 8. 1. Art. VII. 
8. 1.) die Rebe iſt, fo wird nady ben Aeußerungen bes Gonferehz = 
Protoc., daB die Ausdehnung auf andere Secten bedenklich fei, 
ungeachtet der Streichung ber Zahl drei angenommen werben müfz 
fen, daß die deutfche Bundesacte nur von ben bisher in Deutfchland 
allgemein anerfannten Kirchen reden wollte. -Mohl, Würtemb. 
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Auch liegt in diefer Beſtimmung keineswegs eine Parität in 
dem Sinne bed Reichsſtaatsrechts, wonach die Reichscollegien im: 
mer in beftimmter Weife mit Katholifen und Augsburgiſchen 
Gonfeffiond - Verwandten befeßt werben-mußten 9). Dagegen muß 
allerdingd angenommen werden, daß in den von der Bundesacte 
‚ garantirten Rechten auch der Anfpruch auf freie, insbefondere 
auch öffentliche Religionsübung enthalten fei, indem bie 
Freiheit ber Religionsübung dem Staate gegenüber zweifellos zu 
den bürgerlichen ober politifchen Rechten gehört 19). — Die Ga: 
rantirung der Rechte der Fatholifchen und evangelifchen 
Kirchen, infoweit fie auf Friedensfhlüffen, Grundgefeken und 
andern gültigen Verträgen beruhten, welche in mehrern Ent: 
würfen der Bundesacte vorgefchlagen war, ift in dem Grunb: 
vertrage bed Bundes weggeblieben 1). 

Was endlich die neuern Verfaffungsgefege der einzel: 
nen Bundeöflaaten betrifft, fo machen bie vor 1848 erfchienenen 
Grundgefege den vollen Genuß der bürgerlichen und politifchen' 
Rechte noch durchgängig von dem Belenntniß ber hriftlichen 
Religion resp. davon abhängig, daß der Staatsangehörige zu 
einer ber anerkannten öffentlichen Kirchen gehöre 12). Ebenſo 


Staatsrehht. Bd. I. S. 375. Kür diefe Anficht fprechen ſich auch bie 
Verfaffungsgefese der einzelnen Bundesflaaten vor 1848 we⸗ 
nigftens inbirect dadurch aus, daß fie die Rechte, weldhe andere 
hriftlihde Secten haben follen, von befonderer gefeglidher 
Berleihfung oder Anerlennung abhängig machen, was bei ans. 
derer Auffaffung des Art. 16 der B. A. bundesgeſetzwidrig fein 
- würbe. 

9% Bergi. Über Anfprüde der Katholilen in Frankfurt a. M. deren 
Eingabe und die darauf erfolgte Declaration des Senats v. 25. Juli 
1816 Klüber’s Staatsarhiv Bd. I. &. 290 f. 

10) Die Verhandlungen des Wiener Eongr. geben darüber keinen Auf: 
Schluß. Vergl. Klüber's Acten des W. Congr. Bd. II. S. 366. 
4%. 501. 

1) Vergl. oben $. 50. Note 4. und Klüber’s Ucten bes W. Gongr. 
Br. II. ©. 441. ©. 5355 ſowie Deffen Ueberfiht der Verhandl. 
des W. Congr. S. 397 — 457. 

12) Berge. Baier. V. 1. Tit. IV. 5.9. Würtemb. 8: 27. Bef: 
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übereinſtimmend haben dagegen die feit 1838_errichteten Berfaf- 
fungen (wie die Frankfurter Grundrechte im $. 16) ausgeſprochen, 
daß durch das religiöfe Bekenntniß der Genuß ber bürgerlichen 
und politifchen (flaatöburgerlichen) Rechte nicht bebingt werde, oder 
daß ihre Ausubung davon unabhangig ſei 13). 


IM. Eine Bedingung der politifchen Berechtigung nach 


älterem Rechte war ziemlich allgemein der privatrechtliche oder 
ſtaatsrechtliche Srundbefig. So war die Reichsſtandſchaft 
durch den Beſitz eines reidhdunmittelbaren Territoriums be: 
dingt 14) und in den einzelnen Ländern beruhte bad Recht der 
Standfchaft von Prälatn, Rittern und Städten wefentlich.. auf 
Srundbefig und den damit verbundenen obrigkeitlichen (patrinte- 
nialen, gerichtöherrlichen) Rechten 15). Heutige Tages Tann 
Srundbefig nicht mehr als eine Bedingung der flaatöbürgerlichen 
Rechte überhaupt betrachtet werben, wenn ſich auch bis jest in 
manchen Ländern eine hervorragende Bebeutung des Grundbe⸗ 
ſitzes erhalten hat. 

IV. Im Gegenſatz zu den Bedingungen ber Zuſtändig—⸗ 
keit, kann die Ausübung der ſtaatsbürgerlichen Rechte durch 
manches Andere bedingt oder die ſchon ſtattgefundene Ausübung 
aus beftimmten Gründen bei Einzelnen ſuspendirt fein 16), 
Abgefehen hiervon können aber auch durdy allgemeine Verfügung 
bei Verkündigung ded Belagerungdftandes im Krieg oder im 
Kal eined Aufruhrs gewiſſe Rechte, namentlich die Beſtimmun⸗ 
gen zum Schuß. der individuellen Freiheit, über Verſammlungs⸗ 
und Bereinsrecht und Preßfreiheit, unter Beobachtung gewiſſer 


fensDarmft. $. 15. 20. Soburg. 8. 12. Kurbeff. $. 29. Säch⸗ 
ſiſche. $ 3. Hannov. Grdgef. $. 30. Landesverf. Gef. v. 1810. 
32. Altenburg. Grdgef. $. 42. Sondershäuſ. Grundgef. v. 

1841. $. 42. 

3) Hannov. Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848, $. 6. Preuß. Verf. Urk. 
Art. 12. Oldenburg. Art. 31. Coburg-Goth. v. 1852, $. 31 
ua m. Luremburg. v. 1848. Art. 20. 

14), Bergl. oben. $. 31. Note 4. 

15) ©. darüb. unten die Lehre von ben Landſtänden. 

16) &. unten vom Erwerb und Verluſt des Staatsbärgerrechte. 


® 
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Formen zeit: und diffrictöweife außer Kraft gefebt werben. Näs 
here Beflimmungen hierüber kommen erft in ben nach 1848 ers 
laſſenen Berfaflungdgefegen vor 17). Die Anwendung ber außer: 
ordentlichen Griminal=Procebur des f. g. Standrechts dage⸗ 
gen tft bereits in. älteren: Geſetzen einzelner Länder regulirt 18). 


. §. 88. ($. 64.) . 
C. Einzelne f. 9. Nechte Der Iinterthanen oder Staatöblirger. 


1. Gewiſſens und SMleinungsfreiheit. 


Zu den allgemein in Deutfchland anerkannten, in ben beit: 
fhen Verfaſſungsurkunden fanctionirten Grundfäßen über bie 
rechtlichen Schranfen ber Staatögewalt und bas. rechtliche Wer: 
haltniß der Unterthbanen oder Staatsbürger 1) zur Regierung 
gehört: 

I. Freiheit des Gewiffens und des religiöfen Be: 
Fenntniffes?) und ald nothwendiged Annerum davon, meiftend 








17) ©. 3. B. Preuß. Verf. urk. Art. 111. Geſetz üb. den Belagerungs⸗ 
ftand v. 4. Zuni 1851... Oldenburg. Grundgeſ. Art. 50. 

18) Deſterreich. Strafgeſetzb. v. 1803. Th. I. 8.500 f. Baier. Straf: 
gefegb: v. 1813. Ih. II. Art. 441 f. Kleinfhrod, üb. das Standes 
recht im Neuen Archiv des Criminalrechts Bd. IX. &. 270 f. 

1) Daß Vieles davon eben beshalb, weil e& nur eine allgemeine Schranke 
ber Staatsgewalt oder Anerkennung ber rechtlichen Sphäre bes Staats 
ift, eben fo gut auch den Ausländern gegenüber gilt, Tann feinem 
Zweifel unterliegen. Die Sache ift nur die, daß eine formale Ver: 
fafſungs-Verletzung nur dann vorliegt, wenn einer. ber fanctionirs 
ten Grundſätze in Beziehung auf: einen StaatssUnterthan-verleht 
worden ift. 

2) Es verfteht fich von felbft, daß wir hier nur Gewiffens: u. Religions 
freiheit im Verhältniß zum Staate im Auge haben. &. Übrigens 
die trefflichen Erörterungen- u, Betrachtungen über Sewiffensfreis 
heit in Deutſchland v. Wilda in der Zeitfchr. für deutſches Mecht 
Bd. XI. S. 161 f. Beſonders zu beachten ift die Bemerkung ©. 185: 
„Anfere deutſchrechtliche Sewiffensfreiheit iſt — auf dem 
Boden der Überlonmenen Religionsherrfhaft .erwachfen und 
befteht in der Beſchränkung des von Kirche und Staat geübten 
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auch ausdrücklich Die f. g. devolio domestica simplex, oder über- 
haupt freie Uebung bed Gotteödienfted, Schub in ber Gottesver⸗ 
ehrung feines Glaubens 3). Dagegen enthalten mehrere neuere 
Berfaffungs = Gefege und Religions sEdicte den, in beſchränkterer 
Maße fhon im Instr. pac. Osnabr. Art. V. 8. 34. in f. (©. 
oben $. 87. Note 4.) auögefprochenen, einer Seits fich von felbft 
verftehenden, anderer Seits aber die Glaubens: und Gewiſſens⸗ 
freiheit in der Anwendung wieder problematifh machenden 
Sat: "Daß die Gewiffensfreipeit Feinen Borwand abgeben bür- 
fe, um fich irgend einer, nach den Gefeßen obliegenden Verbind⸗ 
lichkeit zu entziehen“ 9. 


Religionszwanges, zunähft durch den weitphälifchen Frieden, 
burch eine milder gewordene Praris und Gejeggebung in den einzel: 
nen Staaten.» — Ueber die Abhängigkeit des Genuſſes politifcher 
Rechte von dem Religions-Bekenntniß f. oben $. 87 No. U. 

3) Raffau. Patent v. 2. Septbr. 1814. Baier. Verf. url. Tit. IV. 
$. 9. Badifche Verf. Url. 8. 18. Würtemb. Berf. url. $. 24. 
$. 27. Vergl. Mohl, Würtemb. Staater. Bb. I. S. 372 f., wo: 
-feloft auch beadytungswerthe Bemerkungen über die Gränzen ber 
Bewiffensfreiheit in bärgerliher Hinſicht. Heſſen— 
Darmflädt. Verf. urk. $. 22. Coburg. Verf. Urk. $. 14. Mei- 
ning. Grundgeſ. $. 29. Kurhefi. Verf. Url. F. 30. Altenb. 
Grundgeſ. 8.129. Königl. Sähfifhhe Verf. Urt. $ 32. Braun- 
ſchweig. Landſch. Ordn. 8.29. Hannov. Grdgef. $. 30. Landesverf. 
Geſetz. $. 32. S. auch die Preuß. Gefege üb. Glaubens⸗ u. Reli: 
gionsfreiheit v. 30. März 1817 und darüber def. Wilda, in Zeit: 
fchrift für deutfch. Net Bd. XI. ©. 266 f. 

4) Heffen:Darmft. Verf. Url. $. 22. Goburg. Verf. urf. $. 14. 
Meining. Verf. Urk. $. 29. Kurheff. Verf. urk. $. 30. Alten: 
burg. Grögel. $. 129. Braunſchw. Landſch. Ordn. $. 29. Han⸗ 
novder. Landesverf. Gef. $. 32. Vergl. auch die Frankfurter Grund: 
rechte $. 16 und die entfprechenden Beflimmungen ber neueften Ver⸗ 
faffungs- Gefeße. Es leuchtet ein, daß diefer Sag in der That Ge= 
wiffenszmang fanctionirt, fobald die Beflimmung des Staategefeges 
wirflih dem Glauben wiberftreitet. Denn, was ber Staat nicht 
verorbnen könne, iſt dabei nicht gefagt.- Die Möglichkeit, firh durch 
Auswanderung den mit bem Gewiffen nicht zu vereinigenden Geſe⸗ 
gen zu entziehen, auf weldye von Mohl a. a. DO. &. 376 derwieſen 

- wird, .ift ein leidiger Troft. 
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I. Das ſ. g. Recht der freien Meinungs:Aeußerung 
und ber Mittbeilung von Thatfachen als Grundbebingung 
des menfchlichen Verkehrs, infofern nicht dadurch Rechte ande⸗ 
rer Perfonen und bie wiber ben Mißbrauch jener Befugniß 
beftehenden Geſetze verlegt werben 5). — Diefed Recht an fich 
iſt nie beſtritten geweſen; auch hat man ſtets anerkannt, daß, es 
an ſich nicht auf die Richtigkeit des Urtheils ankommen 


könne, und daß auch über Handlungen ber Regierung ein 


freimüthiger Zabel zuläffig Tei, fobald er nur nicht in beleidigen= 
ber Form vorgebracht, oder dadurch zu einer Verlegung bed 
Staates. aufgefordert werde, was auch die Strafgefeßgebung ber 
meiften beutfchen Staaten anerkennt 6). 


5) J. Theod.Buys, Spec. jurid. de jure cogitata communicandi. Amstel. 
1850. Hierin liegt auch die f. g. Lehrfreiheit, die aber ebenfalls 
ihre rechtlichen Schranken im Verhältniß zu Kirche u. Staat hat. 
S. unten Th. II. $. 178 (Ausg. 1.) — und das Recht der Protes 
ftation, infomeit fie nit durdy ihre Borm zum Vergehen wird. 
Einer Anerkennung ber f. 9. Denktfreiheit wirb es, wenn man 
darunter nicht mehr verfteht, als ber Ausdruck befagt, nie bedürfen. 
Was aber die Würtemb. Verf. Url. $. 24. darunter verſtehen foll, 
f. bei Mohl, Würtemb. Staatör. Th. I. ©. 352 ff. Nach ihm find 
in ber Denkfreiheit folgende Rechte enthalten: 1) das Recht, fid) 
mit jedem Gegenflande des menſchlichen Wiffens zu befhäftigen 
und denfelben nach den bem Korfcher rechtlich offenftehenden Quellen 
unterfuchen zu dürfen. 2) Das Recht feine Gedanken über jeben be= 
Tiebigen Gegenfland mündlich gegen Beben, der freiwillig zuhören 
will, zu äußern, jedoch mit mehrern nothwenbigen Befchränfungen. 

3) Preßfreiheit. 4) Freiheit des Buchhandels und 5) Res 
fefreiheit. 

6, Richtig beſtimmen die Sache neuere Berfaffungs s Urkunden im Allge⸗ 

- meinen dahin, daß fie fagen, „Niemand kann wegen der freien Aeu⸗ 
Berung bloßer Meinungen zur Verantwortung gezogen werben, 
den Fall eines Vergebene oder einer Rechtsverlegung ausgenommen.“ 
Vergl. auch die Braunſchw. Landfch. Orbn. $. 30. u. das Alten: 
burg. Srdgef. $. 67. In den Grundrechten bes deutſch. Volks 
dagegen Art. IV. ($. 13)-heißt es: „Jeder Deutfche hat das Recht, 

.durch Wort, Schrift, Drud und bildlihe Darftelung feine Meinung 

» frei zu äußern.» Gbenfo die Preuß. Verf. Url. Art. 27: wIeder - 
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Bad insbefondere bie ſ. g. Preßfreiheit, sber. die von 
keiner vorgängigen obrigleitlichen Genehmigung abhängige Mit 
theilung von Gedanken, Meinungen und Erfohrungen auf dem 
Wege des Drudes, oder dur dad Mittel der Preife, be- 
trifft; ſo hat ihrer die deutfche Bundesacte im Art. 18 bei Auf: 
zäblung der Rechte, welche den deuticben Unterthanen. zuflehen 
ſollen, unter Lit. d. gedacht 7), und es kann feinem Zweifel un⸗ 
terliegen, daß man dabei die Abficht gehabt habe, die Preß⸗ 
freigeit — im Gegenfag zur f. g. Eenfur — für ein Recht 
der deutſchen Unterthanen anzuertennen; andrer Seits wurde 
aber dadurch die Aufflelung von VBorfchriften gegen den Mif- 
brauch nicht ausgeſchloſſen 8). Beides ergiebt fi auch aus den 
in den frühern Entwürfen der Bundesacte gemachten Vorſchlä⸗ 
gen 9), - 


— 


Preuße⸗ u. ſ. w. und andere neuere Berf. Urk. — In fo allge⸗ 
meiner Fafſung enthält auch dieſer Satz eine Unwahrheit. — 
Bergl. oben S. 402 und überh. Zul. Aug. CGCollmann, Quellen, 
Materialien u. Commentar des gemein deutſchen Preßrechts. Berlin 
1844. 

Nur durfte dieß nicht in das Gegentheil der Preßfreibeit — bie 

Genfur — umfhlagen! Herr v. Gens freilich ſtellte ſchon in ben 

f. 9. Grunblinien (Beil. C. zum I. Prot. der Carlsbader Sonferenzen, 

bei Welder wid. Urk. 6.201) die naive Behauptung auf: "baß bie 

Worte des 18. Art. nad) allen Regeln einer gefunden und aufge⸗ 

Härten Politil auf nichts anderes bezogen werden follten, als auf 
eine wohlgeorbnete, liberale, in fänmtlidyen Bundesftaaten möglichft 
. gleihförmig verwaltete Genfur« 

9% In dem Preuß. Entwurfe v. 13. Septbr. 1814 iſt unter ‚ben zu= 
zufichernden deutſchen Bürgerredyten genannt: „SPreßfreiheit nad, zu 
beflimmenden Mobificationen« unb genauer in dem Preuß. Entw. 

. 9 Mai 1815: Preßfreiheit — weldye..— aber keinesweges die 
Berantwortlicdzkeit der Berfaffer, Verleger und Druder, fowohl ge: 
gen den Staat als gegen Privatleute, und zwedtmäßige polizeiliche 

Aufficht auf periobifhe und Zlugfchriften ausſchließt.“ In bem 
Entwurfe, welcher ber im Mai 1815 begonnenen gemeinſchaftlichen 

. Berathung zuerfl zur. Grundlage biente, (Klüber’s Acten des W. 
.. Congr. Bd. IE ©. 306 f.), war ſchondie Beflimmung ‚über bie Preß- 
“ freiheit im Art. 16 faft ‘eben fo abgefaßt, wie wir fie in der Bun- 


7 


— 


— 
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Später ift durch das f. 9. Bundes: Preßgefeh v. 20. 
Septbr. 1819 die zugeficherte Preßfreiheit für „ale Schriften, ' 
bie in der Form täglicher Blätter oder heftweife erftheinen, deß⸗ 
gleichen folche, die nicht über zwanzig Bogen im Druck ſtark 
find“, durch die Verfügung aufgehoben worben, daß fie „in kei⸗ 
nem Bunbeöftaate ohne Borwiffen und vorgängige Genehm⸗ 
haltung der Landesbehörden zum Drud befördert werben“ fols 
len 19), Kraft diefes proviforifchen, fpäter aber wiederholt 
ernenerten, Bundeögefeged trat nun bie Genfur, für mehrere 
Staaten unter Befeitigung ber bereitd verfaffungsmäßig be— 
ftehenden 11) Preßfreiheit, factifch in Wirkſamkeit. Dabei 

besacte finden; (flatt „gueichförmiger Verfügungen“ hieß ed nur ⸗zweck⸗ 
mäßiger Geſetze⸗). Die Aenderung für den revidirten (in der Tten Si⸗ 
gung vorgelegten) Entwurf beruht auf einem Vorſchlag yon Baiern 
in der 5ten Sizung. Klüber’s Aeten Bd. U. S. 442. Der Art. 
19. lit. d. des revibirten Gntmurfes flimmt ganz mit ber Bunbesacte 
überein. Klüber’s Acten Bb. Il. ©. 492. 

10) Dieß gefhah in Folge ber CarlsbaderWeſchlüſſe (Welcker, wicht. 
Urt, ©. 118, 193 f.). Snfofern der Beihluß ber B. V. vom 20. 
Septbr. 1819 über bie Preffe, wenn nicht eine — nad) dem Obigen 
freilich nicht zu beftreitende — Abänderung der Bundesacte ent⸗ 
hielt, jedenfalls ein, bie Bunbesacte felbft betreffenber oder eine aus 
thentifche Interpretation entbaltenber, Beſchluß war (cf. B. A. Art. 
6), Eonnte er nicht, wie gefchehen, im engern Mathe in verbinb- 
licher Weife gefaßt und mußte deshalb als formell ungültig bes 
trachtet werden. Vergl. Protoc. ber B. 3. v. 1819. $. 220. v. 
Meyer, Staatsacten Th. II. S. 140. Klüber’s Quellen Samml. 
S. 235f. Reyſcher, publicift. Berfudhe S. 122f. &.178f. Ganz 
etwas Anderes ließ nody der fo gründliche Vortrag des Herrn v. Berg, 
bes Gefanbten für Dibenbuvg u. ſ. w. über bie Preßfreiheit erwarten, 
welcher fi in ben Protoc. der B. 8. vom Jahre 1818 findet. (In 
der Quart= Ausgabe 3b. VI. Hft. 3.). 

1) Bon den v or biefem Bundes⸗Preßgefetze entſtandenen Verfaſſungs⸗ 

> gefegen fpricht bas Raffauifcye Patent v. 2. Septbr. 1814 aus, daß 
„bie vormalige Zreiheit bes Buchhandels und der Druder: 
preffen — ben Unterthanen zurüdgegeben« fei. Demnächft erklärte 
ber Großherzog von S. Weimar am Schluffe ($. 129.) bed Grund⸗ 
geſetzes v. 5. Mai 1816, daß das bereit anerfannte Recht der 
Unferthanen auf Freiheit der Preffe hierdurch ausdrücklich anerkannt 

Zachariä's Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 27 
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blieb e8 (au in Preußen, trog ber für die damaligen Ber: 
bäktniffe dankenswerthen Einrichtung des Obercenfur=Gerichtd) 
bis zum Jahre 1848, wo fi bie beutiche Bundeöverfammlung 
veranlaßt fand, durch Beſchluß vom 3. März dad ſ. g. proviſo⸗ 
rifche Preßgefeh vom 20. Septbr. 1819 für aufgehoben zu erklä: 
ren 12), und ba man inzwiſchen bie genügenbfte Erfahrung ge 


12) 


und geſetzlich begründet fei. Auch bie Baieriſche Berf. url. Zit. 


IV. 5. 11. und die Badifche $. 17., garantiren die Preßfreiheit 


als Regel, doch nimmt bie erflere auf das befondere (Beil. IIL ber . 
Verf. urk. bildende) Edict, die Badifche aber ſchon auf „bie Lünfs 
tigen Beflimmungen ber Bundesverfammlung« Bezug. Doch wurbe 
in Baiern, trotz bes Bunbesbefchluffes, an dem erwähnten Ebiet 
feftgebalten. Die, erſt nad) dem Bundesbeſchl. v. 18. Septbr. (am 
25. Septbr.) abgefchloffene Würtembergiſche Berf. Url. 5. 28. 
ſichert merkwürdiger Weife noch bie Freiheit der Preffe zu win 
ihrem vollen Umfange, jebod unter Beobachtung ber gegen ben 
Mißbrauch beftehenden ober künftig zu erlaffenden Geſetze.“ Vergl. 
über das Verhältniß der Würtembergifchen zur Bunbess Gefesgebung 
Reyſcher, public. Berfuhe S. 83 f. und Mohl, Würtemb. Staats- 
reiht Th. 1. ©. 859 f. Bon ben feit dem Jahre 1820 entflanbenen 
Berfaffungs- Urkunden flimmte bie HeffensDarmft. im $. 35. mit 
der Würtemb. Verf. url. überein. Vergl. Weiß, Heſſ. Staatör- I. 
S. 239. Die Soburg. u. Meiningfche Verf. Urt. gebachten der 
Prepfreiheit gar nicht. Mit den bundesgefeglichen Beſchränkungen 
erkannten fie an die Kurheſſ. Verf. Urk. $. 37., das Altenburg. 
Grundgef. $. 67., bie Königl. Sächſiſche Verf. url. $. 3A Braun: 
ſchweig. Landſch. Ordn. 8.31. Hannov. Grundgeſ. $.40. In das 
Landesverf. Geſetz gieng dieſer Artikel nicht Über. Den Göttinger 
Profeſſoren verblieb aber fortwährend volle Cenſurfreiheit. Uebrigens 
verwieſen mehrere dieſer Verfaſſungsgeſetze auf ein zuvor zu erlaf⸗ 
ſendes Geſetz, und ließen bis dahin die, zum Theil die Cenſur über 
die bundesgeſetzlichen Beſtimmungen ausdehnenden, Verordnungen in 
Kraft. — Das, Preßfreiheit gewährende, Badiſche Geſetz v. 28. 
Decbr. 1831 (Pölitz, Europ. Verfafſ. Bb. I. S. 493) mußte ver⸗ 
möge des eriaffenen Befchluffes der Bundes-Verſ. v. 5. Zuli 1832 
(Polis a. a. D. ©. 509) in fo weit wieder befeitigt werben. 

Der 8. Belt. v. 3. März 1848 lautet: „1. Jedem beutfchen Buns 
beöftaate wird freigeftellt, die Genfur aufzuheben und Prepfreiheit 
einzuführen. 2. Dieß darf jedoch nur unter Garantien gefchehen, 
welche bie andern beutfchen Bundesſtaaten und ben ganzen Bund 


- 
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macht hat, daß ſich auch die Regierungen bei geregelter Preß⸗ 
freiheit beſſer ſtehen als bei der Cenſur, ſo iſt auch von Bun⸗ 
deswegen eine Wiederherſtellung der Cenſur nicht zu befürchten. 
Die Preßfreiheit beſteht gegenwärtig in. allen beuts 
fhen Bundesftaaten verfaffungsmäßig 13). Die Preß: 


* 


13) 


gegen den Mißbrauch ber Prepfreiheit möglichft ficher ſtellen.“ — 
Man kann nicht fagen, daß biefer Beſchluß ganz unvorbereitet ges 
wefen fei. Bereits vor 1848 war die Nothivendigfeit einer befini- 
tiven, der Bundesacte entfprechendern Regulivung der Preßangele- 
genheit durch Beicht. des Bundes mehrfacd, in Anregung gebracht, und 
befonders hatte Preußen ſchon 1846 (22. Juli) bei ber Bundesver⸗ 
fammlung' (mit Sachſen) den Antrag auf Aufhebung ber provifor. 
Beftimmungen über bie Preffe geftellt und einen Entwurf zu einer 
nenen Preßgefeggebung vorgelegt. Der Hauptzwed war ſchon babei 
dahin ausgebrüdt werben, daß jedem Bundesſtaate freigeftellt wer⸗ 
den folle, die Genfur aufzuheben und zum f. g. Repreflivs Syitem 
überzugeben. Grft 1847. erfolgte ein Sommiffions- Bericht in biefer 
Sache (Prot. der 28. Sitz. v. 9. Geptbr. $. 268),. in Folge beffen meh⸗ 
rere Vorfragen zur Inſtructions⸗Einholung und Abflimmung 
verftellt wurden. Abſtimmungen, bie ſich gegen die Kortdauer des 
provifor. Preßgefeges v. 1819 und für eine Repreſſiv⸗Geſetzgebung 
ausfpracdhen, erfolgten nun auch von Sachſen, Würtemberg, Baben 
und Großherzogth.. Heffen. Wann es bei dem Widerſtreben Anderer 
(befonders Defterreiche) zu einem entfprechenden Beſchluſſe gekommen 
fein wärbde, ohne bie Ereignifle vom Febr. 1848, läßt fich freilich 
nicht beflimmen. Nun erllärten aber Einzelne (3.8. Baden), daß fie 
auch ohne Bundesbeſchl. genöthigt fein würden, zum Syſtem ber Preß⸗ 
freiheit fi) zu wenben, worauf am 3. März 1848 ber Ausfhuß in 
Dreß: Angelegenheiten einen fummarifchen Bericht erftattete und ans 
heimgab, „nad No. 3 der vorgebachten Vorfragen, die 85. 1 u. 2 
des von Preußen vorgelegten Entwurfs eines Bundes⸗Preßgeſetzes 
— fofort zum Bundesbeſchluß zu erheben,“ — was benn audy ges 
hab. Protoc. ber B. 8. 1848. $. 119. &. 201. Vergl. Roth u. 
Merd, Quellen⸗Samml. Th. I. No. 10. 11. 13. 

Es ift nicht nöthig, dieß im Einzelnen nadyzumweifen. Die Grundrechte 
bes deutſchen Volks beflimmten Art. IV. ($. 13.): „Die Preßfreiheit 
darf unter Leinen Umftänden und in Feiner Weiſe durch vorbeu⸗ 
gende Maßregeln, namentlid Eenfur, Concefjionen, Sicherheits: 
beftellungen, Staatsauflagen, Beſchränkungen der Druderfeien od. des 

27% 
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gefeggebung ift aber noch ſehr verfhieden 14) und dafür als 
lerdings die Aufftellung gewiſſer allgemeiner Normen von ber 
Bundesverfammlung, zur Ausführung bed Art. 18. lit. d. der 
Bundesacte, zu erwarten. 


$. 89. (8. 66.) 
2. Steiheit der Perſon und des Eigenthums. 


Was die Zreiheit der Perfon und des Eigenthums, 
d.h. Schuß berfelben gegen ungeſetzliche Beſchränkungen, bes 
trifft, fo erkennt 

1. in Betreff der Freiheit der Perfon die deutſche 
Bundedacte Art. 18. Lit. b. an: „die Befugniß: 1) des 
freien. Wegziehens 1) aus einem beutfchen Bunbesflaat in 


Buchhandels, Poftverbote ob. andere Hemmungen bed freien Verkehrs 
befchräntt, fuspenbirt ober aufgehoben werben. Weber Preßvergehen, 
“welche von Amtöwegen verfolgt werben, wirb durch Schwurgerichte 
geurtheilt. Ein Preßgefes wird vom Weiche erlaffen werden.“ In 
biefer überfchwänglichen -Korm gieng bie Beflimmung in eine Mehr⸗ 
zahl neuerer Verfaſſungen über, felbft in bie octrolirte Preuß. Ver⸗ 
foffung v..5. Dechr. 1848. Art. 24. Einfacher und richtiger bes 
flimmte das Hannov. Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848. $.3: „Es foll 
Zreiheit der Preffe unter Beobachtung ber Gefege ſtattfinden.“ In 
der revid. Preuß. Verf. v. 1850 beißt ed Art. 27, nachdem „bas 
. Recht feine Meinung zu äußern“ anerkannt worden: „Die Genfur 
darf nicht eingeführt werben; jede andere Beſchränkung ber Preß⸗ 
freiheit nur im Wege der Gefehgebung.« Wie die Erfahrung lehrt, 
Laßt fich freilich fehr viel mit Drohung von Conceflions » Entziehung 
gegen Drucker und Verleger, polizeiliche Verweiſung ber Rebacteure 
u. f. w. ausrichten. 
14) Man vergl. 3. B. das fehr einfache Hannoverfche Preßgeſetz vom 
237. Apr, 1848 mit den Defterreihifhen, Preußiſchen und 
andern neueren Preßgefegen. S. Übrigens unten im II. Th. die Polis 
zei ber Preſſe. 
©. überh. Al. Müller, bie deutfh. Auswanberungss, Freizügigkeits⸗ 
u. Heimathös Berhältniffe. £pz. 1841. — Die deutſch. Grundrechte bes 
flimmten in einer in bie abgefchloffenen ZerritorialsBerhältniffe fehr 
einfhneidenden Weife: „Jeder Deutfche hat das Recht, an jebem Orte 


ı 


—R 
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ben anbern, ber ermeislich fie zu. Unserthanen annehmen wills 
auch 2) in Civil: und Militairdienfte deffelben zu treten, 
Beides jedoch nur, inſofern Feine Verbindlichkeit zu. Militairbiens 
ften gegen bad bisherige Vaterland im Wege fteht.« Dabei auch 
sub Lit. c. die, hiermit in Verbindung ftehende, aber- auch auf 
jede andere WBermögens-Erportation fich beziehende, „Freiheit 
von aller Nachfteuer 2) (jus detractus, gabella emigrationis), 
infofern dad Vermögen in einen andern deutſchen Bundes 
ſtaat übergeht, und mit biefem nicht befonbere Verhältniſſe durch 
Freizügigkeits-Verträge beftehen.« Der bei Berathung der Buns 
dedacte (von Sachſen) gemachte Antrag, die in biefer Hinficht 
befiehenden Privatberehtigungen vorzubehalten, warb an⸗ 
fangd angenommen, fpäter aber verworfen 3). Nähere Beſtim⸗ 
mungen hierüber machte dann ber Bundesbeſchl. vom 23, Juni 
1817 4), worin auch bie Aufhebung ber NachfteuersBerechtis 
gungen für alle |. g. Unterobrigfeiten ausdrücklich ausgeſpro⸗ 
chen wurde 5). 
Die neuen Verfaſſungs-Urkunden fielen den allgemei- 
nen, im beutfchen Staatörecht fchon längſt anerkannten Grund- 
fab auf, daß die. Freiheit der Perfon der Unterthbanen einen 
andern Beſchränkungen unterliege, als welche dad Recht und 


‚ des Keichögebietes feinen Aufenthalt und Wohnftg zu nehmen, Lies 
genfchaften jeher Art zu erwerben und barüber zu verfügen, jeben 
Naghrungszweig zu betreiben, das Gemeinbebürgerrecht zu gewinnen.“ 
2) Der Nachfteuer, als einer herksmmlichen Abgabe, gedenkt zu= 
erſt der Reichsabſch. v. 1555. $. 24. Sie follte auch von den ber Re⸗ 
lision wegen Auswandernden gefordert werben können. 
3) Klüber’s Acten des Wien. Congr. Bb. II. ©. 502. 508. u. 536. 
Klüber’s Ueberficht der Verhandl. ©. 262 f. 
9 Kläber’s Quellen- Sammi. © 2361 f. v. Meyer’ 8 Staatdacten 
IL ©. 68 f. 
5) ©. auch noch eine authentifche Interpretation bes Sten Art. jenes 
- Bundeöbefchluffes durch Beſchl. der Bundesverſ. v. 2. Aug. 1827. 
Meyer’s Staatsacten H. ©. 318 f. Weber die Ablöfung bes Ab: 
zugs⸗ u. Nachftenerrechts der Standes- u. Grundherrn in Baden, 
foweit es noch im Verhältniß zu außer=beutfchen Ländern befteht, 
f. Rettig in Bälnus Jahrb. 1842. März. ©. 18. 


— 
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bie Gefege ©) beffimmen und. daß insbeſondere Niemand ver: 
folgt und verhaftet werden dürfe, ald in ben durch das Geſetz 
beftimmten Fällen und in ber gefelichen Form. Auch ift mei: 
ſtens vorgefchrieben, daß der Verhaftete binnen 24 oder 48 Stuns 
den verhört und über die Urfache. feiner Verhaftung im Allgemei- 
nen in Kenntniß’gefebt werden müſſe7). Es lag aber in biefem 
allgemeinen, die Freiheit: der Perfon anerfonnenden, Sabe, wie 
bie Erfahrung zeigte, der Polizei: Gewalt gegenüber, gar Feine 
Garantie, weil nicht zugleich auögefprochen war, daß jede (def i⸗ 
nitive) Sreiheitäbefchräntung nur Durch richterliches Erkennt: 
niß verfügt werden könne 8), und weil ed an eimem, bie mates 
tiellen und formellen Bedingungen der Verhaftung, Haus: 
fuhung u. f. w. möglichft genau beftimmenden Gefege in den 
deutfchen Staaten gänzlich fehlte 2). 

Im Segenfab zu bem vielfach und ſchwer empfundenen will: 
kührlichen Eingriff der Polizei in das Gebiet der Juſtiz mach⸗ 
ten dann die Grundrechte ihre, die Verhaftung, Haudfuhung, Be: 
fhlagnahme ber Papiere u. f. w. betreffenden, Beflimmungen, 
welche größtentheild in bie. Gefeßgebung resp. in die Verfaſ⸗ 
fungs = Urkunden ber Einzelftaaten übergegangen find 19). 


6, Vergl. Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. V. No. VIL ©. 521. „Was 
beißt Recht u. Geſetz im Sinne ber neuern Verf. Urkunden“ etc.? 
u. dagegen meine Abhandl. im Magaz. f. d. hannov. Recht v. Grefe 
u. Klente Bd. I. ©. 30 f. 

Baier. Verf. urk. Tit. IV. $. 8. Badiſche Verf. urk. & 13. 6. 
15. Würtemb. Verf. ui F. 24. 26. Heffen:Darmfl. Verf. 
url. $. 23. $. 33. Coburg. Verf. Url. $. 15. 22. Kurheff. 
Verf. url. $. 31. $. 115. Altenburg. Grundgef. $. 51. Königl. 
Sächſiſche Verf. url. $. 27. 51. Braunſchw. Landſch. Ordn. $. 
32. 8. 202. 203. Hannov. Brundgef. 8. 33. 34. Landesverf. Gef. 
6. 28. $. 30. 

Wie ein Preuß: Entwurf zur Bundesacte vorfchlug. S. oben ©. 
400. 

Vergl. Mittermäaier, das beutfche Strafverf. Ite Auft. Abth. I. 8. 
7ı f. und beſonders auch Mohl, Würtemb. Staatsr. Th. J. ©. 
342. f. 

10) S. die Grundredte Art. II. ($. 8-12) Preuß. Geſetz zum 


7 


— 


De 
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Als einzelne Ausflüffe bed Meghted der perfönlichen 
Freiheit find anerlannt: 1) die Freiheit der Ausbildung im 
In- und Audlande agb bie freie Wahl von Stand und 
Sewerbe!)). 2) Die Auswanderungdfreiheit, meiftend 
ohne Befchräntung auf die Ueberfiedelung in einen ankern Bun: 
desſtaat, und mit dem allgemeinen Zuſatz: »Iffſofern nicht uns 
erfüllte Werbindlicheiten gegen den Staat ober Privatperfonen 
im Wege fliehen“ 12). Auch ifi 3) bie Aufhebung ber fyiher 
beftandewen Leibeigenfhaft mit allen ihren Wirkungen inaeb- 
rern Verfaſſungen ausbrüdlich ausgeſprochen 13). In Verbindung 

% 





Schuß bee perfönL Prelheit v. 12. Febr. 1850 (bei Rauch, Archiv 
der GBefeggeb. Jahr 1860. Ih. J. ©. 17 f. u. daf. S. 136. auch ein 
AnhaltsBernburg. Gef. v. 10. März 1850). ©. ferner bie in 
diefer Beziehung viel beftimmtern und mehr fichernben Beſtimmun⸗ 
gen ber neuern Strafproc. Ordnungen für Hannover, Braunfchweig 
uf. w. Coburg-Goth. provifor. Geſetz üb. verfchiedene Gegen= 
fände der Crim. NRechtöpflege und Polizei v. 3. Mai 1852. 

1) Würtemb. Berf. url. 5.29. Mohl, Würtemb. Staatsr. Th. J. ©. 
486 f. Heſſen⸗Darmſt. Verf. Urk. $. 36. Coburg. Verf. Urk. 
$. 4. Meining. Grundgef. $. 8 (jedodh nur zum Theil, Kurs 
beff. 8. u. 8.27. Altenburg. Groͤgeſ. 8.58.68 Sächſiſche 8. 
u. 8.28. Braunfhmweig. Landſch. Ordn. 8.34. Die Freiheit fich, 
wenn man nicht zur Claſſe der Hülfsbedürftigen gehört, mit einer 
Ins ober Ausländerin zu verheirathen und einen eignen Haus: 
fand zu gründen, erkennt befonders an das Altenb. Grogeſ. $. 64. 

12) Baier. Verf. Ur. Zit. IV. 8. 14. Badiſche Verf. url. $. 12, 
welde das Gefeg Über bie MWegzugsfreiheit v. 14. Aug. 1817 für 
einen Beftandtheil der Verfaffung erklärt. Würtemb. Verf. urk. 
5. 24. 32. Heſſen-Darmſt. Verf. url $. 24. Coburg. Verf. 

U 5. 16. Meining. Grundgeſ. 5. 9. Kurheff. Verf. urk. 8. 
41. Altenburg. Grundgef. $.69. Sächſiſche Verf. urk. $. 29. 
Braunfhw. Lanbfch. Ordn. $. 35. Hannov. Grundgef. $. 41. 
Lanbesverf. Geſetz $. 43. Mebrentheils iſt dabei auch die Freiheit 
von aller Nachſteuer ausdrücklich ausgefprochen. 

13) NRaffau. Patent v. 2. Septbr. 1814 und in den Verf. url. für 
WBürtemberg $.25. Baden $. 11. Baiern Lit. IV. 8.8. Heſ⸗ 

-  fen-Darmf. 5.25 Kurheffen $. 25. Ueber die, auch zur prag- 
tiſchen Entfcheibung gelommene, Brage, ob ein Fremder in den, 
nad) ben Gefegen feines Vaterlandes befiehenden, Red: 
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biermit fleht die verfaflungsmäßig garantirte Ablösbarkeit der 
die Freiheit der Perfon beſchränkenden Zwangsverhältniſſe, wie 
Frohnden, Dienſte und Bannrechte 19. 

U. Was die Freiheit des Eigenthums, b. h. den Schub 
ber wohlerworbenen Rechte, und zugleich die Freiheit des Ver⸗ 
mögenderwerßes, insbefondere des Grundbeſitzes betrifft, fo 
enthält die beutfhe Bundesacte Art. 18. Lit. a. nur die ſchon 
erwähnte Zuficherung 19), durch welche dad Verhältniß ber f. g. 
Forenſer gegen ungleiche .Beurtheilung in ben einzelnen Bun: 
beöftaaten jedenfalls in Beziehung auf den eigentlichen Grund: 
befig gefichert ifl, und nach dem Geifte der Bundesacte analog 
auch Hinfishtlich anderer Vermögensrechte, insbefondere fol- 
cher, welche als dingliche Berechtigungen auf Grund und Boden 
haften, wie z. B. die Rechte von Zehnt⸗, Zins- und Lehenher: 
herren, Pfand: und Patronatrechte 16). Auch ältere, mit ben 
Worten und dem Geifte der Bundesacte im Widerſpruch ftehende, 
Iandeögefegliche Beflimmungen, wie 3. B. die Benachtheiligung 


ten über bie auf deutſchen Boden gebraten Leißeigenen 
oder Sclaven von beutfdhen Gerichten zu ſchützen, ober je: 
‚nen, wenn fe die Freiheit vindiciren, diefelbe zuzufprechen fei? eine 
Frage, welche nad) dem Grundfaße, daß der Richter das ausländifche 
Recht nicht berüdfichtigen darf, fobald es gegen ein einheimiſches Pro⸗ 
hibitiv-Geſetz verftößt; was ben erften Punkt betrifft, gewiß zu ver: 
neinen, in le&terer Hinſicht aber offenbar zu bejahen ift, Kind, 
Quaest. forenses. Tom. If. p. 393. — Falck, de seorvo libertati 
donato si Europae solum attigit. Amstel. 1834.— Mohl, Würtem- 
‚berg. Staatsr. Th. J. S. 346 f. 

14) Naffau. Patent v. 2. Septbr. 1814. Einleit. Baier. Verf. urk. 
Tit. IV. $. 7. Badiſche Verf. urk. $. 11. — Ueber Würtemberg 
f. Mohl, würtemb GStaater. Th. J. 340 f. — Heſſen-Darmſt. 
Verf. url. $. 26. Coburg. Verf. Urk. $. 17. Kurheſſ. Verf. 
urk. 8. 33. 34. Altenburg. Grundgef. 8. 53. Braunſchw. 
Landſch. Ordn. F. 36. 37. Hannov. Abloſungsordn. v. 23. Juli 
1833. Landesverf. Gef. $. 41. 

5) ©. oben ©. 401. Iſt dadurch der frühere Zerritorial=Netract 
(Weftphbal Staatsr. Abb. XLIH.) ‚aufgehoben ? Diefe Brage laßt 
ſich ſchwerlich bejahen. 

16) Dafür f. Klüber, öffentl. Recht, 5. 228. 
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auswärtiger Zehntheren, Zurüdfegung auswärtiger Grebitoren im 
Concurd u. f. w. müflen ald aufgehoben betrachtet werben. 

Die neuern Verfaſſungsgeſetze enthalten fammtlich ben, 
auch fihon im frühern Rechte feftftehenben Srundfag, daß dad 
Eigenthum ber Unterthanen nur den gefeslichen Belchrän- 
ungen unterliege 17). Auch ift häufig in der Verfaflung die Ab⸗ 
lösbarkeit der, die Eultur bed Grund und Bodens zu fehr beein: 
trächtigenden Reallaften, Behnten, Binfen, Hut: und Weibe: 
rechte u. dergl. gefeslich fanctionirt 18); ferner das früher oft 
verlegte Eigenthum der Kirchen, Gemeinden und anderer Corpo⸗ 
rationen unter den Schuß der Verfaſſung geftellt 19). 

Seftgeftelt find ferner in neuern Verfaſſungen die Bedin⸗ 
gungen, unter welchen Privateigenthbum erproprürt, d. h. für 


1). S. die oben Note 7 Allegirten, die Freiheit der Perfon betreffenden, 
Stellen, welche neben ber Perfon auch das Eigenthum nennen. 
Gefege find aber nur Normen, welche eine Regel für die Zukunft 
feftfteHen, und deshalb auch unzuläffig |. 9. Geſetze oder authentifche 
Snterpretationen mit rüdwirkender Kraft, welche Eigenthumsrechte 
ber Unterthanen verlegen. Sehr wahr fagte der Niederländ. Ge: 
fandte v. Gagern 1817 in der Bunbeöverfammlung: „fiscalifche, 
confiscatorifhe Verfügungen find nicht Sefege und ent- 
weihben ben Namen, Das Recht des Eigenthums ift das erfle 
menfchliche u. bürgerliche Recht; es enthält ein beinah' jungfräuliches 
noli me tangere, Irgend ein Vorwand Kann ben Angriff darauf nicht 
rechtfertigen» u. f. w. Protoc. ver B. V. v. 1817. $. 107. Dieß 
bezog ſich auf die Heflifche Werorbnung wider die Domänenkäufer. 
Ein Beiſpiel aus neuefter Zeit ift die in Anhalt=Deffau ergangene 
Verordnung Über die Regalität der Eihbäume auf Privatgrundftü- 
den. " 

18) ©. bie oben in der Note 14 angeführten Beſtimmungen über Ab: 
Löfung. 

19) Baier. Berf. url. Tit. IV. $. 9. 10. Badiſche Verf. Urt. 5. 20. 
Würtemb. Verf. Urt. $. 66. 67. 77. 82. 83. Heffen-Darmft. 
Verf. url. 5. 43. 46. Coburg. Verf. Urk. $. 29. 33. Meining. 

- &rundgef. $. %6. $. 33. Kurheff. Verf. url. $. 45. $. 138. Al 
tenburg. Grundgeſ. $. 113. 155. Sächſiſche Verf. Urk. $. 60. 
Braunſchw. Landſch. Ordn. $. 45. 8. 216. 217. Hannov. Grunbgef. 
$. 48. 49. 68. Landesverf. Geſetz $. 53. 57. . 
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öffentliche Bwede in Anfpruch genommen . werden kann 20), umb 
meiftend ift auch die Aufhebung der Strafe der allgemeinen 
Vermögens: Confiscation, welche gemeinrechtlic noch in 
ben gefeßlichen Fällen zuläffig ift, auögefprochen 21). 


$. 90. ($. 66.) 
3. JSormelle Rechte. 


Ald formelle Rechte betrachten wir hier diejenigen, welche 
fih nur auf Schuß, Sicherung und ungehemmte Geltendmachung 
der Intereffen des öffentlichen und Privatlebend und Erfüllung 
ber Lebenszwecke des Menfchen im focialen Verhältniß beziehen. 
Dazu gehört nach deutfchem Staatörechte: 

L als das Wichtigfte und in einem Rechtöftaat Unentbehr: 
lichfte, der rihterlihe Schuß der Privatrechts-Sphäre, 
oder ber fchon zur Zeit des deutfchen Reichs feftftehende, durch 
die Bundesgefege und alle Lanbeöverfaffungen anerkannte Grund: 
faß, daß, mit Ausfchluß aller f. g. Cabinets-Juſtiz in Cri⸗ 
minal= und Civil: Jufliz- Sachen, Niemand an ber Betre 
tung und Verfolgung bed Rechtsweges vor ben beftell: 
ten ordentlichen Gerichten in ben zur Gognition ber Ge: 
richte gehörigen Sachen gehindert, und in der Regel Nie: 


2) ©. die Verf. Url, für Baiern Zit. IV. $. 8. (Baierifches Geſetz 
v. 17. Novbr. 1837.) Baden $. 14. Würtemberg $. 30. Hef: 
fen-Darmftabt $. 277. Coburg 8. 18. Meiningen $. 16. 
Kurhbeffen $. 32. Altenburg 9.54. Sadfen $. 31. Braun- 
fhweig $.33. Hannover. Grundgef. 5.35.36. Lanbesverf, Gef. 
$. 35: Sondershäuf. $. 50. Oldenburg. Art. 566. Preuß. 
Art. 9. Anhalt=Deff. $. 26. Neuß. $.34. Cob. Goth. $. 49. 
&. übrigens das Nähere über Erpropriation unten im Regterungs- 
recht. 

215 Baden $. 16. Württemberg 59. Heffen-Darmftabt $. 
105. Kurheſſen $. 128. Altenburg 9. 48. Sadfen $. 53. 
Braunfhweisg $. 207. Hannover. Grundgeſetz $. 33. Lanz 
desverf. Befeh $. 29. — Grundrechte $. 40 und alle neuern Ber: 
faffungen. 
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mand feinem ordentlichen Richter entzogen werden 
könne Yy. — | 


1) Vergl. unten Th. 11. bie Grunbfäge der deutfchen Zuftizverfaffung. — 
Schon die Neichdcammerger. Ordn. v. 1555. Th. 1. Zit. XXVI. $. 1 
fagt: „Segen und orbnen Wir, baß ein jeder, dem alfo auf fein 
Anfuchen, nicht, wie fich gebührt, verholfen, ſondern das Recht künd⸗ 
lich verfagt, Macht und Gewalt haben foll, das nechſt Obergericht, 
Obrigkeit oder Herrfchafft, um rechtliche Hülfe zu erſuchen, und wo 
ihme durch diefelbig audy nicht verholffen, oder aber fonft bie Sadı 
ohne Mittel an das Gammergericht gehörig, an dbemfelbin Gammer⸗ 
gericht anzubringen, bafelbft ihm auch förberlichen NRechtens geftattet 
und verbolffen werben fol.» Daf. Zit. XXVII. 8. 5 (nad) dem Verbot 
der Appellation): „Dock ob fidy jemand an dem Gdmmer: Gericht 
beklagen würbe, daß in peinlihen Sachen, audy Leibftraff be- 
langend, fein unerfordert und unverdört, und alfo nichtig- 
lich, oder Tonft wider natürliche Vernunft und Billichkeit 
wider ihn procedirt, gehanbelt und geurtheilt, — fol 
alsdann der anſuchenden Parthey, folcher Nichtigkeit halben Ladung 
erkannt, unb barauf vehhtliche Hülffe mitgetheilt — alsdann 
(aber) bie Hauptfach wieder an bie ordentliche Oberkeit, förmlich 
und vehtmäßiglih barinn zu handeln zu procebiren und 
zu urtheilen rvemittirt werben.“ Vergl. auch Deput. Abfch. v. 1600 
5.15. Reichsabſch. v. 1654. 5. 108. Gegen kaiſerliche Hof» und Mi⸗ 
nifterial= Eingriffe in die Juſtiz fchüste die Wahlcapitul. Art. XVI. 
6. 1. 2. 7. 8. Art. XVII. 8. 6. Art. XIX. $. 3. 4. Mofer, von ber 
t. Unterfhan. Rechten u. Pflichten. Bud. IL. Kap. 6. ©. TI. unb 
insbefondere Leift, Lehrb. des Staatsr. F. 124 155. 156. — Kür 
die Zeit des Nheinbundes f. die Gedanken Über Gabinetsjuftiz der 
Herrn v. K.lamps) und v. St.(ein) in Winkopp’s rvhein. Bund. 
Bd. IV. S. 402—419. Bon den Beftimmungen ber Grundgeſetze des 
deutihen Bundes gehören hierher: Die Bundesacte, Art. 12, unb 
bie Wiener Schlußacte, Art. 29. S. audy bie „Grundrechte Art. 
9. Was die partieularrehtlihen Quellen betrifft, fo ift faft in 
allen ältern Landesprivilegien, in Lanbtagsabfchieden u. |. w. ben - 
Ständen und Unterthanen überhaupt die Zuficherung ertheilt, dba 
ber Zufliz ihr v„firadera und ungebinderter Lauf gelaf- 
fen werben folle. Mecklenb. Erblandesvergl. v. 1756. 5.393 f. 
und Über Hannover und Braunfhweig: Privil. Eric, des Ael⸗ 
tern v. 1526. Art. 6. 9. Kleinfhmidt, Samml. ber Landtags: 
Abſch. Th. II. S. 15. Lande. Abſch. zu Gandersheim v. 1601. Art. 
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IL Beſonders anerkannt iſt auch das Recht ber Unterthanen 
zur (außergerichtlichen) Beſchwerdeführnng über verfafſungs⸗, 


IL Art. XXVIL — Kleinſchmidt, a. a. D. ©. 196 f. Landt. 
abi. d. d. Hannover b. ten April 1639. Corp. Const. Calenb. 
T. IV. Cap. VII. p. 72 s. »baß bie liebe Justälz einem Jeben 
ohne Refpect, Thleunig mitgetheilt, keinen zur Ungebühr 
aufgehalten, niemand mit Eztrajuditial-Decreten, Mandaten, 
Referipten, ober wie es fonften Rahmen haben mögte, beſchweret, 
“ fondern ber Justilz ihr firader Lauf gelaffen — — und 
darin rechtlich cognosciret und procediret-werben, ba entgegen bie 
Mißbräuche allenthalben abgefchaffet, und den Affefforen keineswegs 
verftattet feyn foll, daß fie unter einigen, und vielweniger bem Prae- 
text, daß das Interesse principis mit unterlaufe — ſich abfentiren und 
auffländen — u. ſ. w. Es hat auch der gnädige Landesfürft fidy aus 
felöft eigenem Fürſtl. Beweg dahin gnäbdig erfläret, daß Sie bie 
fhwebendbe Process mit Eztrojudicsal befebligen Decreten 
unb andern Rescriplen in Feine Wege hemmen, nod daß 
Jemanden barin eine Befchwerbe zugezogen werbe, verftatten wol⸗ 
len, und ba fich befien etwas begeben hätte, ober in’s künftige noch 
begeben würbe — fo foll nicht alleine foldyes alles spso jure, 
als sub-el obreptitie ausgebradht, null und nichtig feyn, 
fonvern aud, foldye unfügfame Impetranten nad; Befinbung, andern 
zum Abſcheu, ernftlich geftraft werben. — Daffelbe fagt mit we⸗ 
niger Worten bie Braunfhw. Wölfenbüttelfiye GanzleisDrbn. v. 
1651. Art. 2. Steinader, Samml. ber braunfchw. Organifat. und 
Verwalt. Gefehe. Holzminden 1837. ©. 92. Braunſchw. Berorbn. 
fiber die Eompetenz ber Landesbehörden v. 30. Aug. 1699. mit dem 
Zuſatz: „viel weniger was in dergleichen (Griminals Juſtitz⸗ u. Par- 
they⸗) Sachen von unfer fürftl. Ganzley erkandt, verorbnet und re- 
quiret worben durch conträre Verordnungen und Befehle geändert, 
verhindert, ober aufgehoben werben.» Lanbfchaftl. Privil. v. 1770. 
Art. 13. Art. 20. Vergl. auch das Votum bes Nieberländ. Gefanbten, 
Freih. v. Gagern, in ben Protoc. ber B. 8. 1817. $. 107. - In 
den neuern Berfaffungsgefegen ift der obige Grundfag (No. 
1.) mit mehr ober weniger Beflimmtheit ebenfalls anerkannt. Vergl. 
die Grundgefege und Verf. Url. für Naſſau (Patent v. 2. Septbr. 
1814. Einleit.) Waldeck (Landesvertr. v. 1816) $. 25. Weimar 
$. 129. Baiern Zit. IV. 8. 8 zit. VII $. 3. Baden 8. 14. 
15. Würtemberg $. 26. 92. 98. HeffensDarmftabt $. 31. 
32. Coburg $. 21.2. Meiningen: $. 305. Kurheffen 8. 
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geſetz⸗ oder orbnungswibriged Verfahren öffentlicher Behörden, 
ftufenweife biß zur Höchften Behörde und jebenfalld dann, wenn 
auch dieß nichts fruchtet, Die Bitte um Verwendung bei den 
Ständen ?). 

An den Angelegenheiten, für welche bie Bundesverf amms 
lung competent ift, kann von den Bethelligten auch bei dieſer 
Beſchwerde erhoben werben, wenn bie lanbesverfaffungsmäßigen 
Mittel erfchöpft find 3). 

I. Das f. g. Petitionsrecht, d. h. das Recht, Wün⸗ 
ſche und Bitten unmittelbar bei dem Lanbesfürften, den, höhern 
Staatöbehörden, bei den Ständen und bei ber Bundesverſamm⸗ 
Yung, münbfich ober ſchriftlich (letzteres allein zuläſſig bei den 
Ständen und bei der Bundesverſammlung) auözufprechen 9). 





113. 114. 123. Altenburg $. 45 — 47. Sachſen $. 47—50. 
Braunſchweig $. 192. 193. 201. Hannover. Grundgefeg $. 34. 
37. 48. 156. Lanbeöverf. Gefeh $. 31. 38. 170. Verf. Gef. v. 5. 
Septbr. 1848. $. 5. 10. 105. — Oldenburg. Art.36f. Preuß. 
At. 7. Cob. Goth. $. 31. 

Ueber die Frage, ob bie Befchwerbe erft bis zur höchſten Inſtanz ver⸗ 
folgt fein mäfle? f. ſchon Mofer, von ber Reicheftände Landen. ©. 
1195. — Beftimmte Vorfchriften hierüber enthält die Würtemb. 
Verf. Url. $. 36—38. Badiſche Verf. url. 8. 67. Kurheff. 
B. u. $. 35. Altenburg. $. 65. 66. Sächſiſche $. 36. Braun: 
ſchweig. $. 38. Hannover. Grundgef. $. 39. Landesverf. Geſetz 
$. 42. ©. auch Weimar. Grundgef. $. 112 u. 113, wo das Bes 
ſchwerderecht des Einzelnen mit dem Beſchwerde⸗ und Klagerecht ber 
Stände Über Verlegung der Verfaffung in Verbindung tritt. In 
einigen biefer Verfaſſungsgeſete ift ausbrüdtich beflimmt, daß bie 
Zurückweiſung der Beſchwerde unter Angabe von Gründen er- 
folgen müffe. Vergl. Überhaupt Mohl, Würtemb. Staatsr. TH. I. 
&. 414—424. 

Vergl. Provifor. Competenz⸗Beſtimmung ber 8. ®. v. 12. Juni 
1817. $. 5.. Wiener Schlußacte. Art. 28. 30. 53.60. 61. 63. Rey⸗ 
her, public. Verfuhe. ©. 145 f. — Klüber, öff. Recht. $. 217. 
Vergl. Sähfifhe Verf. url. 5. 36. Braunſchweig. Landſch. 
Ordn. $. 38. Hannov. Grundgef. $. 39. Landesverf. Gef. $. 42. 
Altenburg. Grundgef. $.66. Kurheſſ. Verf. Urk. $. 35. Vergl. 
auh Mohl, Würtemb. Staatör. SH. I. ©. 424 f. 


— 


3 
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Beſchränkt war daB Petitionsrecht indeinzelnen Bundesſtaa⸗ 
ten zum Theil Durch die Beflimmung, daß mehrere Gemeinden 
und Corporationen, über Angelegenheiten, in Anfehung deren fie 
nicht ohnehin in einem verfaflungsmaßigen Verbande mit einans 
der fiehen, keine gemeinfchaftlihen Gefuche übergeben dür⸗ 
fen» 5). Auch hatte die deutſche Bundesverfammlung alle ges 
meinfchaftlichen Vorſtellungen oder Addreſſen über öffent: 
liche Angelegenheiten des deutfchen Bundes, weil eine 
Befugniß hierzu in der Bundesverfaſſung nicht begründet fei, 
als unftatthaft erflärt 6). 

IV. Das Berfammlungs= u. Vereinsrecht (f. g. Aſ⸗ 
ſociationsrecht) 7), als Recht des freien Verkehrs und der Ver: 
bindung mit andern Menfchen zur Förderung geifliger und ma⸗ 
terieler Intereffen, Tann man zwar ein Recht der f. g. na⸗ 
türlichen Zreiheit bezeichnen. Es darf aber auch diefes Recht 
nicht als ein feiner Natur nach unbefchranftes betrachtet werden, 


5) So das Hannov. Grundgef. u. das Lanbesverf. Gef. v. 1840. 8. 

42. Diefe Beflimmung ift aber durch 8. IL bes Verf. Gef. v. 5. 

-  Geptbr. 1848 befeitigt. — Nah der Heffen:Darmft. Berf. Urk. 

8.81 giebt es kein Petitionsredht der Einzelnen u. ber Eorporationen 

hinſichtlich allgemeiner politifher Intereſſen, welde zu 

wahren, blos. ben Ständen gebühre.. Vereinigungen zu biefem 
Zwecke follten ftrafbar jein. 

6) Bundesbeſchl. v. 27. Octbr. 1831, in v. Meyer’s Staatsacten II. 
©. 391 u. Klüber’s Fortſetz. der Quellen Samml. ©. 33. Vergl. 
hierüber Reyfcher, public. Verſuche. S. 143—161. Mohl, Wär: 
temberg. Staatsr. Ih. I. S. 426 f. — Insbeſondere bei Strafe 
verboten war aud die Benugung erlaubter Bollöverfammlungen und 
Volksfeſte, um Addreffen oder Beſchlüſſe politifhen Snhalts in 
Vorſchlag zu bringen und durch Unterfchrift ober mündliche Beiſtim⸗ 
mung genehmigen zu laſſen. Bundesbefhluß vom 5. Juli 1832. 8. 
3. Vergl. Reyſcher, publicifl. Verſuche. S. 161. Dispenfation 
hiervon bei Ertheilung ber Erlaubniß geftattet Mohl, Würtemb. 
Staater. Th. I. ©. 358. 

7) Vergl. Überh. Leift, Staatsr. 8. 180. Zirkler, das Affociationgs 
recht der Staatsbürger. Leipz. 1834. Welder im Staatslexikon: 
Art. Affociation Mohl, Würtemb. Staater. Th. I. S. 377 f. 
Reyſcher, public. Verſuche S. 164 f. 
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fondern muß in gewiffe rechtlihe Gränzen eingefchloffen fein. 
Keine Regierung kann und darf eine Ausübung, geftatten, durd) 
welche ihre eigene Autorität negirt ober untergraben wird, - An= 
derer Seitd fol das Verhinderungs⸗ und Werbietungdrecht ber 
Regierung kein unbefchränftes, ſondern ein gefeglich geregeltes fein. 
Ein faſt unbedingtes Verbot aller Volksverſammlungen und 
politifchen Vereine, wie es früher für ganz Deutfchland 
durch einen Bundesbefchluß hingeftellt war ®), läßt fich eben 


® Die Reichsgeſetze enthalten ein folches allgemeines Verbot nicht. 
Shre Beſtimmungen beziehen fi) nur auf Vereinigungen (Wergattes 
zungen) mit an ſich rechtswidrigen und unerlaubten Zwe⸗ 
den, insbefonbere auf folche, welche auf einen Bruch des Landfriebene 
gerichtet warenz fo 3. B. die Reiche» Erecutionsorbn. v. 1555. $. 34 
über bie gefährlichen Wergatterungen u. Verſammlungen bed Kriegs⸗ 
volles. Allgemeiner lautet 8. 43. ibid. „Daß auch die Obrigkeiten in 
ihren Churfürſtenthümern u. ſ. w. allen ihren Unterthanen gebieten, 
daß fie fich in keine Weife rottiren, vergattern, ober zu eini⸗ 
ger Berfammlung wider Eaiferl. Majeftät ober irgend ei- 
nen Stand bes Reichs, weder heimlich noch Öffentlich begeben, 
beftellen, ober annehmen laffen.« Vergl. auch Landfrieben v. 1548. 
Prooem. unb Instr. pac. Osnabr. Art. XVII. 8. 7. — Reiter gehen 
binfichtlih Sffentliher Verfammlungen ältere particularredhtz 
liche Berordnungen; fo 3. B. bie Würtemb. Landesorbn..v. 1567. 
Tit. VOL 8.1. Reyſcher, public. Verſuche. S. 100. Der gewiß zu 
ben Ausnahmagefehen gehörige Bundesbeſchluß v. 5. Juli 1832 (v. 
Meyer, Staatsacten U. ©. 415.) beftimmte: 8. 2. „Alle Vereine, 
welche politifche Zwecke haben, ober unter anderm Namen zu po⸗ 
titifchen Sweden benugt werben, find in fämmtlihen Bundesſtaaten 
zu verbieten und iſt gegen bie Urheber und Theilnehmer an benfelben 
mit angemeffener Strafe vorzufchreiten“ 8. 3. u Außerordentliche 
Volles VBerfammlungen u. Volksfeſte, nämtich folche, welche 
bisher binfichtlich der Zeit und bes Drtes weder üblich noch geftattet 
- waren, bürfen, unter welchem Namen und zu welchem Zwecke es 
audy immer fey, in keinem Bundesftaate, ohne vorausgegangene Ges 
nehmigung ber competenten Behörde, Statt finden. Diejenigen, 
. welche zu foldhen Verſammlungen ober Feſten durch Verabredungen 
ober Ausſchreiben Anlaß geben, find einer angemeſſenen Strafe zu 
‚unterwerfen. Auch bei erlaubten Volksverſammlungen und Volks⸗ 
feften ift es nicht zu dulden, daß Öffentlidhe Reden politis 


\ 


432 Staatsr. d. Bunbesftaaten. — Berfaffungsrecht. ($. 90.) 


fo wenig rechtfertigen, ald.die Forderung, Bolföverfammlungen 
und Vereine gar nicht gefsglich zu beſchränken 9). Jedenfalls 
dürfen Vereine, wenn auch feine obrigkeitlihe Genehmigung zu 
ihrer Bildung erforderlich ift, nicht als Nechtsfubjecte mit öffent: 
licher Autorisät auftreten, oder Eorporationsrethte in An: 
fpruch nehmen. Beftrafung der Theilnehmer ift nur dann zu: 
läffig, wenn und infoweit fie verbrecherifhe Zwecke verfolgen, 
oder ein beflimmted, mit Andeohung eimer Strafe verbundenes, 
gefegliched oder obrigkeitliches Verbot übertreten haben. Auch 
kann dad Recht der Regierung, dad Beftehen von Vereinen an 
gewiflg Bedingungen, z. B. Anzeige der Mitglieder und bes 
fonderö ber Borfteher, zu binden, und die für gefährlich zu er: 
achtenden Vereine aufzuldfen, nicht -beftritten werben 10). 


Then Inhaltes gehalten werben; biejenigen, die ſich bieß zu 
Schulden Fommen laffen, find nachdrücklich zu beſtrafen —.“ Vergl. 
über biefen Bundesbeſchluß Reyſcher, publicift. Verſuche. S. 162 
fe — Gegen die geheimen, ober nicht autorifirten Verbindungen 
auf den Univerfitäten f. den provifor.- Beſchl. der Bundesverſ. 
v. 20. Septbr. 1819. 8. 3. u. Bundesbeſchl. v.-13. Novbr. 1834. 
Art. 6— 9. Sie konnen beide nicht mehr als geltend betrachtet 
werden. . 

9) Zu weit, befonbers hinfichtlich des Vereinsrechts, gehen die deutfchen 
Grundrechte. Art. 7. Sie beflimmen: (8.29.$ „Die Deutfchen haben 
das Recht, ſich friedlich und ohne Waffen zu verfammeln; einer be- 
fondern Erlaubniß bazu bedarf es nicht. Bollsverfammlungen unter 
freiem Himmel können bei dringender Gefahr für die äffentlidhe Ord⸗ 
nung und Sicherheit verboten werben.“ 8.30. „Die Deutfchen haben 
das Recht, Vereine zu bildew. Diefes Recht fol durch keine vorbeu⸗ 
gende Maßregel beichränkt werben.“ 8. 31. „Die. in ben gg. 29 
und 30 enthaltenen Beflimmungen finden auf das Heer und bie 
Kriegöflotte Anwendung, inſoweit die militärifchen Disciplinar⸗-Vor⸗ 
fhriften nicht entgegen ſtehen⸗ Kür die Dauer der Reichſsverſamm⸗ 
lung verbot alle Volksverſammlungen unter"freiem Himmel innerhalb 
einer Entfernung yon fünf Meilen von dem Sie der Berfammlung 
das Reichsgeſetz v. 9.— 10. Octbr. 1848. 

10) Mit Recht behalten daher neuere Verfaſſungen -(jeit 1848), neben 
Anerkennung bes Verſammlungs⸗ und Vereinsrechts der Staatsbür⸗ 
ger, eine gefegliche Regelung ber Ausübung vor. Dieß that auch der 
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AL. Die allgemeinen ftaatöblrgerlichen Pflichten. 


Wippermann, Beiträge S. 82 f. — Reyſcher, in ber Zeitſchr. f. 
deutſch. Recht. Bd. I. ©. 134 f. 


I. Die allgemeinfte, auch: durch die Religion Fanctionirte, 
Pflicht der Unterthanen oder Staatöbürger tft die zum Gehor: 
fam und zur Treue gegen ben Landesheren oder bad Staats: 
oberhaupt. Es folgt aber ſchon aus dem Wefen jeder Staatd- 
verbindung und ber an fich befchränften Sphäre ded Staats 
(vergl. oben $.12— 14), daß der Gehorfam, bie Beherrfchungs : 
und Negierungdform fei welche fie wolle, kein unbedingter, 
blinder oder felavifcher, Feine obedientia mere pussiva, fon: 
dern nur ein, durch ben Zweck des Staatd und die Rechte ber 
Stantögewalt geregelter und begranzter fein könne. Wo und 
infoweit aber die Verfügungen der Staatögewalt durch die Ver: 
faffung an beflimmte Borausfehungen und Formen gebun: 
den find, wird die Pflicht des Gehorfams auch durch das Da- 


Preuß. Entw. der Reichöverfaff. vom Mai 1849. Art. VIII. (8. 160.) 
Hannov. Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848. 8.4. „GEs foll freies Vereis 
nigungs⸗ u. Berfammlungsreht unter Beobachtung ber Geſetze 
ſtatt finden.» (Ein beſonderes Geſet iſt in Hannover noch nicht 
erlaffen.) Für Preußen erſchien zunächſt bie (oetroiirte) Verordn. 
v. 29. Zuni 1849. (Rauch, parlamentar. Taſchenb. 5te Lief. S. 146 
f.z Deſſelb. Archiv f. Geſetzgeb. Jahr 1848 u. 49. Bd. I. S. 504 
f.) Dann. bie. allgem. Beftimmungen ber Verf. Url. v. 1850. Art. 29 
—313 und das mit Zuſtimmung ber Kammern erlaffene Gefeg v. 11. 
März 1850. (Rauch's Archiv. 1850. Bd. I. &. 280 f. — Baier. 
Geſetz üb. Verfamml. u. Vereinsrecht v. 29. Kebr. 1850. Rauch's 
Archiv a. a. O. S. 136 fe — K. Sähfifhes Geſetz v. 3. Juni 
1850. Rauch's Archiv a. a. O. ©. 424 f. — Heffen-Darmft. 
Verordn. v. 2. Octbr. 1850. (Unbebingtes Verbot aller polit. Ver⸗ 
eine bei Rauch, baf. Bd. II. ©. 152 f.) In die Verfaffungen, die 
feit 1848 entflanden find, wurben bie Beflimmungen ber Grund: 
. rechte aufgenommenz bei der Revifion berfelben wird man nit uns 
terlafien haben, eine gefegliche Beſchränkung aufzunehmen. Geſchehen 
ift dieß auch in der Cob. Gothaiſch. Verf. v. 1852, $. 44—47. 
Bahariä’s Staatsrecht. Ir Bb. 2te Aufl. 28 
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fein diefer Vorausſetzungen und Formen ald bebingt- betrachtet 
werben müflen. (S. g. ſtaatsbürgerlicher, verfaffungs: 
mäßiger Sehorfam; Obedientia civilis.). Dieſer Grundſatz 
ift auch in Deutfchland, wo Willtührherrfchaft und Despotie nie 
Rechtens gewefen ift, von jeher anerkannt geweien 1), und aus; 
drückliche poſitivrechtliche Anerkenntniffe beffelben finden fich; 
abgefehen von der reichs verfaſſungsmäßig fehr begränzten Pflicht 
des Gehorfams der Reichsſtände gegen Kaifer und Reich, in den 
äftern und neuern Landesverfaffungen?). 


1) Bergi. Üverhaupt Antimakhiavell, ober Über die Gränzen bes 
bürgerl. Gehorfams. Halle 1794. 2te Aufl. von Jacob. 17%. — 
Zeuerbad, Antihobbes, ober Über die Gränzen ber höchſten Gewalt 
u. f. w. Erf. 1798. 1803. — 8%. Gervais, Eleine Mittheil. aus 
dem ſtaatswiſſ. Gebiete. Leipz. 1822. Th. U. ©. 141f. — Klüber, 
ff. R. 8.4.5. — Mohl, Würtemb. Staatör. Ih. I. S. 324 f. — 
Reyfcher a. a. DO. — Mofer, von ber Landeshoheit in Anfehung 
ber Unterthanen Perfon u. f. w. &. 71: „Beſonders aber kan ein 

. Herr von denen Unterthanen Leinen Gehorfam verlangen, wann er 
ihnen etwas anbefiehlt, welches offenbar und unftreitig denen Landes⸗ 
freiheiten und Verträgen entgegen iſt.“ So lehrt aud) Stahl, die 
Philoſophie bes Nechte: Bd. II. Abth. 2. S. 90. (?te Aufl. ©. 223.) 
„Denn der Unterthan darf zwar nicht richten über feinen Regenten, 
er darf und muß aber richten über fein Gewiſſen, und da muß 
irgenbwo «eine Gränze bes Gehorfams und der Willfährigkeit ſich 
finden. Sie findet fih aud in ber unumfchränften Monars- 
hie da, wo ber Befehl gegen Gottes Gebot, gegen bas allges 
meine Gefühl von Recht und Ehre if. Iſt aber das Gefeg aus- 

. gebildet und als Schranke bes Königs anerlannt, dann werben 
auch die pofitiven Beflimmungen beffelben und die beftehende Ver⸗ 
faſſung zur Gewiffensfade, fo daß kein Wohlgefinnter ſich zu 
ihrem Umſturz hergeben darf.“ u 

2) Vergl. 3. B. Würtemb. Berf. Urk. 8. 22, welche von den Staatö- 
bürgern ausbrüdlich nur verfaffungsmäßigen Gehorfam verlangt, 

- woburd aber nichts Neues verordnet, fondern nur das ältere 
würtemberg. Recht beftätigt wird, indem fchon ber Landesvergleich 
v. 1770. Ch. I. ad Grav. 1. 8. 3. befagt: „Wie dann ˖ auch Ihro 
H. Durchl. von treu gehorfamften Prälaten und Landſchafft, 
deren größeren und engern Ausfchuß, auch Magiſtraten, Herzog⸗ 
lien Beamten und allen Übrigen Landess@imgefeffenen 
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Da ed nun Feine Pflicht. geben Tann; die weiter gienge, alB 
das gegenüberftehende Recht, fo folgt allerdings, duß der Untere 
than widerredjtlichen Befehlen Folge zu leiſten nicht ſchul—⸗ 
dig fer 3): Wil man dieß ald Mecht bed negativen oder paf: 
fiven Widerflandes bezeichnen, fo läßt fich dagegen nichts 
erinnern... Indeſſen muß man boch ..diefes im Allgemeinen be: 
gründete Recht, mit Nüdficht auf die Forderungen einer geregel: 
ten Staatdordnung und die für die Obrigkeit fireitende praesum- 
tio legalitatis, in feiner Ausübung noch bedingen und begränzen: 
1) in formeller Hinfiht durch den Mangel eines höhern 
Richters, bei welchem Beſchwerde geführt werben kann; voraus: 
geſetzt, daß der Befehl nicht zweifellos der gefeglich nothwen- 
digen Form entbehrt %), oder materiell nicht auf etwas abfolut 


keinen andern ald Neich8: und Landesverfaſſungsmäßigen 
Gehorſam erfordern und weder ihnen noch denen Herzogl. Beamten 
und Magiftraten wider ihre beſchworene, nach denen Landesverträgen 
eingerichtete Staaten, oder AmtssInftructionen und. Beflallungen, 
gn. nichts anfinnen noch befehlen wollen.» 8. 4. „Zu dem Ende fols _ 
len und werden auch alle Herzogl. Minifters, Räthe, Beamten 
ingleichen die Magiftratsperfonen — bei ber Sr. Herzogl. Durchl. 
ohnehin alleinig zu leiften habenden Verpflihtung, auf famtlidhe 
Landes:Compactata Leiblich mit beeidigt.« In allen neu= 
ern Verfaſſungen liegt ein Anerkenntniß des nicht: unbedingten, ſon⸗ 
bern gefeglich begränzten Gehorfams in ber Kormel bed Huldi—⸗ 
gungseides, in ben Beftimmungen über bie Form dev Geſetze, 
Verordnungen und obrigkeitlihen Befehle, und in ben beſondern 
Vorfchriften Über -Steuererhebung u. f. w. Bergl. 3. B. abgefehen 
von den neueften Verfaſſ. url, Thon Baier. Verf. Url, Tit. X. $. 
3. Heſſen⸗-Darmſt. Verf. url. $. 108. Coburgiſche $. 120. 
Kurbeffifhe $. 21. Sächſiſche $. 139. Braunfchw. Landſch. 
Orbn. $. 25. 26. — Selbſt für Staatsdbiener kann das Prinzip 
bes. unbedingten Gehorfams nicht gelten. Vergl. unten ˖ Th. II. die 
Lehre vom Staatsdienſt. 

3) Vergl. Dahlmann, Politik J. GS. 173--181. — Schmalz, deutſch. 
Staatsredht. $. 18. — Maurenbrecher, Lehrb. $. 56. — Gewiß 
tritt bei jeder Verfaſſungsform, wo der Befehl offenbar wider Gottes 
Gebot iſt, der Spruch der Apoſtel⸗Geſch. 4, 19 u. 5, 29. ein, wo⸗ 
nad; man Gott mehr gehorchen ſoll, als den Menſchen. 

.Y Dazu gehört ganz allgemein bei allen Verfügungen. bes Landesherrn 

28* 
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Böfes oder (Verfaſſungswidriges) Widerrechtliches gerichtet, 
oder die Befolgung nicht mit einem unerfeglihen Rechtsver⸗ 
Iufte verbunden if. In andern Fällen, db. h. wo die formelle 
oder materielle Rechtmäßigkeit des Befehls zweifelhaft ifl, ober 
wo ed fich nicht um unerfeßliched Gut handelt, muß inzwifchen 
Folge geleiftet und der Weg der Beſchwerde betreten: werben >). 


[4 





die minifteriele Sontrafignatur. Nur würde es eine offenbare 
Verdrehung bes richtigen Stanbpunftes fein, wenn man annehmen 
wollte, daß mit der Gontrafignatur jebe andere Rechts⸗ und Ver⸗ 
faſſungswidrigkeit gedeckt werde, oder m. a. W. daß jede contra⸗ 
ſignirte Verfügung ohne Rückſicht auf ihre ſonſtige Verfaſſungs- oder 
Nechtswidrigkeit zum unbedingten Gehorfam verpflichte. Das hieße 
ben Garbinalfag, daß der Untertban nur verfaffungsmäßigen Ges 
horfam ſchuldig fei, geradezu aufheben und ben Despotismus bed Mi⸗ 
niſters an bie Stelle bes Fürftlichen, ben man ſich gewiß noch lieber 
gefallen laffen wird, fegen. Was hätte dann der „blos verfaſſungs⸗ 
mäßige Gehorfam“ im ältern Rechte, wo bie Korm ber Gontrafig- 
natur noch nicht für fo nothwendig galt, zu bebeuten gehabt?! — 
Wenn neuere Berfaflungen (vergl. oben S. 294), 3.8. bie Kurheif. 
von 1831 $. 108, fagen, die Verorbnungen würden durch die Con⸗ 
trafignatur vollziehbar, fo kann bieß offenbar nichts Anberes hei⸗ 
Ben, als fie find ohne Gontrafignatur nicht vollziehbar. 
Aud Tann in biefer Hinſicht zwifchen Beamten und andern Unter 
thanen, Richtern und Abminiftrativ- Beamten, kein Unterſchied ge= 
macht werben. Vergl. Rechtl. Beleuchtung ber Kurheff. Verorbnuns 
gen u. f. w. Herausgeg. v. . %. Bahariä Bött. 1851. ©. 25 f. 
und das Göttinger Gutachten in der Vertheidigungsfchrift: Der per 
manente Landftänd. Ausfhuß in Kurheffen. Gaffel 1851. Anl. C. ©. 
137 f. ©. auch daf. das Heidelberger Gutachten Anl. B. S. 108 f. 
Ein pofitivrechtliches Anerkenntniß bafür ift in der Wahlcapitu= 
lation Art. ZIX. $. 7. enthalten. (8. dieſe Stelle oben $. 32. Note 
9.). - Denn während fie den Reichsſtänden das Recht giebt, reichs⸗ 
verfaffungswidrigen Befehlen ber Neichöftaatsgewalt Leine Pari- 
tion zu leiften, follen bie Landesunterthanen, bis zur oberftrichter- 
lichen Entfcheidung ihrer Beſchwerden, „inmittelft zum fhuldigen 
Gehorfam gegen ihre Obrigkeit« angewiefen werben, was aber jeben= 
falls mit der im Texte gegebenen Beſchränkung verftanden werden 
muß. Dieß erkennt au Mofer a. a. O. ©. 70 an, indem er hin⸗ 
fihtlich der angeführten Stelle der Wahlcapitulation bemerkt: „Es 
fließet einer Seits ‚allerdings daraus, baß die Unterthanen Gehorfam 


Nut 
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Doch wird in jedem Falle das Recht der Proteftation bei vor: 
läufig geleiftetem Gehorfam nicht ausgefchtoffen. 2) In mate 
rieller Hinficht darf die Weigerung des Geborfams nicht weis 
ter gehen, als der Befehl. ES darf alfo wegen eined auch 
offenbar gefegwibrigen Befehles nicht die Erfüllung anderer 
Unterthanspflichten verweigert ober ber Gehorfam überhaupt auf: 
gekündigt werben 6). 

Vebrigens ift gemeinrechtlich als feftftehend zu betrachten,. 
daß die bloße Weigerung des Gehorfams, felbft einem recht: 
mäßiger Befehle gegenüber, an und für fich nicht ald Wer: 
breden geftraft werben Bann, fondern im Allgemeinen nur bie 
“ Anwendung von Zwangsdmitteln gegen den Ungehorfamen recht: 
fertigt 7). 

Dagegen tft der Unterthan nicht berechtigt, fih zum Richter 
über die Handlungen der Obrigkeit aufzumwerfen und dieſe durch 
Gewalt oder Drohung zum (vermeintlich) gefeß= ober verfaf- 
fungömäßigen Handeln zu zwingen. Activer Widerſtand ifl 
alfo ftet3 unerlaubt und auch nach den pofitiven Geſetzen ftraf: 
bar (vergl. Feuerbach a. a. D.), infofern nicht der Einzelne 
von dem Rechte der Nothwehr gegen einen widerrechtlichen, 
und ein überhaupt oder den Umftänden nah unerfegliches 
Sut unmittelbar bebrohenden, Angriff, ohne Ueberfchreitung 
der Gränzen der Selbftvertheidigung, Gebrauch gemacht hat 8). 





und Parition fchuldig feyen: Da aber anberer Seite bes Gehorſams 
und der Parition nicht fchlechterbings gebacht wird, aud) die Landes 
hoheit durchaus nicht uneingefchräntt ift, fo Tann alfo audy von dem 
Landesherrn kein weiterer, ale ber nad göttlichen, natürlichen, 
Reichs⸗ und gemeinen Rechten ſchul dige Gehorfam gefordert wer: 
ben.“ 
Eine Anmwenbung dieſes Satzes auf die Zuläſſigkeit einer Steuer: 
verweigerung f. unten bei biefer. 
Feuerbach, Lehrbuch des peinlichen Rechts. $. 01. — - BWähter, 
Lehrb. des Strafrs. II. &. 65. Meine Abhandl. im Archiv des Gri- 
minalr. Sahrg. 1843. S. 344 f. 
Feuerbach a. a. DO. Anerkannt im Hannov. Erim. Gefeßb. Art. 
. 160. Vergl. auch Mohl, Würtemb. Staatör. Th. I. ©. 327 f. und 
meine Note 7 angeführte Abhandl. 


ar 


7 


— 


8 


— 
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- 4. Die Mlicht der Landesunterthanen zu den Bedürf— 
niffen bes Staatö bie erforberlidje Beifteuer,-au Geld 
oder Dienften, zu leiften, bat. ſich erft mit der erlangten 
Souverainetät, alfo mit der vollftändigen Entwidelung der Staatd- 
idee, zu einem, Feines befonderen Anerkenntniffes bebürfenden, 
Grundfag feflgeftellt, während zur Beit des Reichs im Allgemei- 
nen noch an dem Prinzipe feftgehalten wurde, daß ein Jeder nur 
in fo weit verpflichtet fei, als die Pflicht durch das Herkom⸗ 
men oder befondere Rechtötitel begründet werde). Daher 
auch der Unterfchied zwilchen nothwendigen und freiwilli- 
gen Eteuern im Sinne bes frühern Staatsrechts — und daher 
faft in allen Zerritorien die höchſt ungleiche Vertheilung der 
öffentlichen Laſten, fowie die vielen Eremtionen, befonders hin- 
fihtlih der Steuern, der f. g. Landfolge u. f. w. 1). Die 
neuern beutfchen Berfaffungen erkennen Dagegen durchgängig 
dad, auch aus der Natur ded Staatd ſich von felbft ergebende, 
Prinzip an, daß alle Unterthbanen auf verhaltnißmäs 
Big gleihe Weife zu den Staatslaften beizutragen 
fhuldig feien, und haben die vormald beflandenen befonberen 
Befreiungen meiſtens aufgehoben 1), 


9). Ausgeſprochen ift dieſes Prinzip fehr deutlich binfichtlich des f. g. 
juris collectandi in der Kaiferl, Nefolution vom Febr. 1671. ©. 
Schmauss, Corp. jur. publ. p. 1077 s. und Leiſt, Lehrb. des 
Staatsr. S 680. und oben 8: 51. Note 2. 

10) S. darüber unten bie Lehre von den Steuern und seih, Lehrb. des 

-  &taatör. 8. 231 ‘u. 232. 

11) &. darüber unten befonberd bie Lehre von den Steuern und allges 
meine Anerlenntniffe des Grundfages in: Naſſau. Patent vom 2. 
Septbr. 1814. Eint. Baier. Verf. Url. Tit. IV. $. 13. Badiſche 

Verf. Urk. 8. 8. Lichtenftein. Verf. urk. $. 12: Würtemb. Berf. 
urk. $. 21. Heffen-Darmft. Berf. url. $. 30. Coburg. Verf. 
urk. $. 72. Meining. Grundarf. $. 10. Kürheff. Verf. urk. $. 
26. Altenburg. Grundgef. $. 74. Sächſiſche Werf. urk. $. 38 
—40. Braunfhw. Landſch. Ordn. $ 39. Sondershäuf. Verf. 
Urk. 8. 43.44. Hannov. Grundgeſ. $. 28. Die hierin aner⸗ 
kannten Ausnahmen wurden wieder vermehrt und weiter ausgedehnt 
im Landesverf. Geſetz F. 34. Dagegen beſtimmt dann, noch durch⸗ 
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II. Auch die Pflicht zum Waffendienfte war früher nur 
infofern eine allgemeine für alle waffenfähtge. Männer, ald in 
Zeiten eines feindlichen Angriff zum Schuge ded Territoriums 
oder auch des Reichs ein. Aufgebot berfelben erfolgen konnte. 
Dagegen befland, - abgefehen von der zur Aufftellung eines Reichs. 
oder Kreiscontingent® und zur Beſetzung ber nöthigen Landes: 
feftungen erforderlichen Aushebung, Feine Verbindlichkeit zum ‘re: 
gulairen Militairdienfte, wenn fie nicht, durch befondere 
Landesverträge oder Obfervanz begründet war 12). — Im 
heutigen Staatörecht der monardhifchen Staaten ift dagegen 
das Prinzip anerlannt, daß in der Negel alle waffenfähige Un: 
terthbanen die Pflicht haben, während der gefeglich beflimmten 
Zeit, theild im activen Militair, theild in der f. g. Sand: 
wehr, oder auch in den ſ. g. Bürgergarden Waffendienft zu 
leiften. Auch ift zum Theil audgefprochen, daB dieß ein Ehren: 
recht der Staatöbürger fei 13). An einer allgemeinen Be 


greifender als das Grundgeſetz v. 1833, das Verf. Gef. v. 5. Septbr. 
1848. $. 8: „Alle Real= u. Perfonal-Befreiungen von all: 
gemeinen Staatslaften fallen ohne Entfhädigung hin 
weg.“ S. das Nähere unten im Regierungsrecht ($. 205 der erften 
Aufl). Vergl. auch, was bie neueften Verfaſſungen betrifft, außer 
der Reichsverfaſſ. $. 173. Preuß. Verf. Url. Art. 4. 101. Olden; 
burg. Art. 61. Coburg- Gotha. $. 58 u X. 

12) Vergl. Mofer, von Nöthigung ber Unterthanen zu regulairen Kriegs: 
bienften. 1766. Derfelbe, von der Landeshoheit in Militair:&a:- 
hen. Frkf. u. Leipz. 1773. ©. 118. und von der t. Unterthanen 
Rechten u. Pflichten. ©. 72. 

13) Vergl. im Allgemeinen: Baier. Verf. Url. Einleit. und Zit. IV. 
$. 12. Badifhe Verf. Urk. 5 10. Würtemb. $. 23. Heſſen—⸗ 
Darmſt. $. 29. Coburg. $. 19. Meining. $. 10. Kurheff. 
5. 40. Altenburg. $. 77. Sähftfhe.$. 30. Braunfhw. $. 
40. Hannov. Grundgef. $. 28. Landesverf. Sef. $. 33. Sonbers: 
bäuf. Grundgeſ. 8. 54. — Denn beftimmten bie „Grundrechte- 8. 
7: „Die Wehrpflicht ift für Alle gleich; Stellvertretung bei bevfelben 
findet nicht flatt» was in alle fpäter erfchienenen Verf. Urk. über: 
ing. Doch iſt des letzte Say in mehrern Bundesftaaten bereits 
wieder befeitigt. -&. das Nähere unten bei der Militärhoheit. — 
-Ueber die bundesgefegliche Wefreiung der f. g. Mebiatifirten f. un 
ten- bei biefen. 
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flimmung über die Militair-Pflichtigkeit in fämmtli- 
hen deutfhen Bundesflaaten fehlt ed bis jest. Denn 
obgleich die deutliche WBundesacte Art. 18. Lit. b. da, wo fie der 
Verbindlichkeit zu Militeirdienften gegen das bisherige Vaterland 
als eined Hinderniffed der Auswanderung gedenkt, feſtſetzte, daß 
bei der Bundesverfammlung die Einführung möglichft gleich: 
fürmiger Grundfäge über biefen Gegenfland in Berathung 
genommen werben“ folle, fo ift diefe Beflimmung doc bis jeht 
noch nicht zur Ausführung, fondern nur gelegentlich in Anregung 
gebracht 11), 


59. (6.68) 


EV. Unterwürfigkeit unter die Staatögewalt. — 
Begründung, Sudpenfion und Aufhebung des Un: 
tertband : Berbältnifies. 


Aeltere Schriften Über Indigenat und deffen Erlangung f. bei Pütter, 
Literatur. Th. IL ©. 607 f. — Hert, de subjectione territoriali. 
Opusc. Vol. I. Tom. II. No. 6. p.257s. — Geisler, de land- 
sassiatu. Marb. 1780. — Mofer, von der Randeshoheit in Anſe⸗ 
hung ber Unterthanen Perfonen und Vermögens. Kap. I-V. — 
Leift, Staatsr. $. 21. 45. 182. — Gönner, Stäater. 8. 231. — 
Schnaubert, Staatsr. ber gefammit. Reichslande. 8.90 f. 8.314 f. 
— Weiß, Syſtem bes deutſch. Staatsr. 8. 268 f. 


1. Landesunterthbanen, ober der Staatögewalt in den 
deutfchen Bundesſtaaten unterworfen, find alle phyfifche und 
juriftifche Perfonen, welche fich innerhalb des Staatögebietes 
nicht blos’ vorübergehend befinden I). Ausgenommen hiervon was 


14) Bergl. Protoc. ber Bundesverf. 1817. 8. 68. S. 108. 8. 147. &. 
275. Gommiffionsvortrag: 1817. 8. 186. Beil. 56. ©. 348. 358. 
a—k. S. auch $. 254. ©. 505. und 1818. $. 27. ©, 65. Durch 
Verträge zwifchen einzelnen Bundesftaaten ift aber die Zeit der Mi⸗ 
kitairpflichtigleit gegenfeitig in Abficht auf die Auswanberungsfreibeit 
feftgefest. Vergl. Klüber, öffentl. Kedht. 8: 228. Not. f. . 
©. g. Territortals Prinzip im Gegenfag zum ältern germanifchen 
. Yrinzip der perfönlien Rechte. — Die für das ältere Staats⸗ 
recht höchſt wichtige Materie von dem Beweife ber Landes ho⸗ 

heit, bez. Landesunterthänigkeit, theild bei f. 9. Exemtions⸗ 


.1 


— 
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ven zur Beit des deutfchen Reichs alle reihöunmittelbare 
Perfonen, wenn fie auch im Lande domiciliirt waren, infofern nicht 
durch den Befig mittelbarer Güter oder Durch Eintritt in den Dienſt 
des Landesherrn eine Modification bewirkt wurde 2), ohne Daß jedoch 


Streitigkeiten, theils bei Hoheits⸗Streitigkeiten verſchiedener Stände 


. bes Reichd unter ſich, wofür man ein ganzes Regiſter, meiſtens aber 


2) 


zugleich als trüglich angefochtener, Beweisgründe ober Kennzeichen ber 
Landeshoheit, zum Zwecke eines f. g. Fünftlichen Beweiſes, aufzuftel- 
len pflegte, — hat für bie heutigen Staatsverhältniffe ſehr viel von 
ihrer practifchen Bedeutung verloren, und gehört in der Weife, wie 
3. B. Klüber öffentl. R. 8. 270 f. die Dinge zufammenftellt, gar 


"nicht hierher, fondern, in fo fern ein Streit zwifchen verfchiedenen 


Staatöhoheiten Über Land und Leute vorausgeſetzt wird, in das Völ⸗ 
ferrecht resp. auswärtige Staatsrecht. ©. darüber das fehr aus⸗ 
führlihe Kap. „von flreitiger Landeshoheit- in Mofer, von der 
Landeshoheit überhaupt. S. 95—196. Aeltere Schriften de pro- 
batione superioritatis territorialis, und de notis characteristicis 
Superioritatis territorialis f. bei Mofer a. a. O. Berner in Pütz 
ter's Litteratur. Th. II. ©. 827 f. und Klüber's Fortſetz. 
8. 1618 f£. — de Cramer, Observ. jur. un. Tom. VI. p. 194 f. 
p. 312 f. — Strube, vom Beweife der Lanbeshoheit, in beffen 
Nebenftunden. Eh. IV. S. 141 f. — Nettelbladt's Erörterungen. 
©. 245 f. — Weſtphal, Staatser. Abb. 50. — dv. Tröltſch, 
Anmerkungen u. Abhandl. Th. IE S. 172 f. — (dv. Epplen’s) 
Geſchichte der Landeshoheits Streitigkeiten. ulm 1795. — Leift, 
Staatsr. &. 78. — Klüber, öffentl. Recht. 8. 270-277. — ©. 
auch in Betreff des jus reformandi als eines Beſtandtheils der Su- 
perioritas territorialis ‚die negativen Beftimmungen bes WWeftphäl. 
Friedens. Instr. Pac. Osnabr. Art. V. 8. 42— 44. — Daß zur Seit 
des deutfchen Reichs eine Laiferlihe Standeserhöhung nicht 
von’ ber einmal begründeten Landesunterthänigkeit befreien Eonnte, 


beweiſt die Wahlcapit. Art. XXL 8. 5. 2So follen auch des ein: 


oder andern unter den Shurfürften, Fürſten und Ständen des Reiche 
Geſeſſenen und Begüterten dergleichen höhere Standeserhöhun: 
gen dem juri territoriali nit nadhtheilig feyn, und derſelbe 
fowohl, als die ihm zugehörigen unb in ſolchen Landen gelegenen 
Güter, einen als den andern Weg, unter voriger Lanbesfürft: 
liher Obrigkeit verbleiben.“ 

Bon der Reichsritterſchaft fagt dieß ausdrücklich "Instr. pac. 
Osnabr. Art. V. 8.28. Deshalb will es auf fie befchränten: Gönner 
Staater. 8. 265. ©. 404. 
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der im Rande vielleicht geltende volle Landfafflat dazu gebraucht 
werben durfte, um folchen reich8unmittelbaren. Berfonen ven: ih: 
nen in perfünlihen Sachen zulommenden Gerichtöftand zu 
entziehen 3). Dieß gilt mutatis mutandis auch noch heutiged Ta- 
des von ben Gliedern ber fouveränen Fürftenfamilien, infofern fie 
in einem andern Bundesſtaate Befigungen haben 9. 

I. Das wirkliche Unterthandverhältnig (Indigenat und be: 
fond. Staatsbürgerrecht) mit deſſen Rechten und Pflichten wird 
begründet durch Geburt und burh Einbürgerung. Lestere 
Fann erfolgen durch ausdrückliche Aufnahme, welcher parti: 
eularrechtlich öfters der, eine beflimmte Zeit hindurch (z. B. 10 
Zahre) fortgefeste, weientliche Aufenthalt gleichgeftellt tft, ferner 
durch Anftelung eines Ausländer im Staatsdienft, und durch 
Verheirathung einer Ausländerin mit einem Inländer 5). 





. 


3) Vergl. Pütter’s Rechtsfälle. Bb. J. Th. J. 8.6.7. — Leift, 
Staatsr. 8. 21. (G. 76.). 

4 ©. jedoch Über Sachſen: Klüber, öffentl. Recht. 8. 269. Not. f. 
Die Annahme u. Fortſetzung eines Dienftverhältniffes in einem nicht 
zum Rheinbunde gehörigen Staate verbot die Rheinbunds=Acte. Art. 
VII, Die deutfche Bundesacte enthält kein Toldyes Verbot. Ueber Er- 
territorialität überhaupt u. insbefondere fremde Geſandte f. bag 
Völkerrecht, deffen Beflimmungen, abgefehen von dem was befon- 
ders fiber das Verhältniß der Gefändten in Frankfurt normirt ift (f. 
unten bas Bundesrecht), aud) zwifchen ben beutfchen fouveränen Staa- 
ten zur Anwendung kommen. 

5) Mofer, von ber Landeshoheit in Anfehung der Unterthanen. ©. 32 

f. (Kap. 4. 5.). Derfelbe, von der Unterthanen Rechten und 
Hflihten. © 3. — Die Aufnahme neuer Unterthanen fann 
Übrigens nur von ber Landes-NRegierung, nidyt von Magiftraten 
oder Yatrimonial- Gerichtöherren geſchehen, infoweit ihnen. das Recht 
dazu nicht verfaſſungsmäßig zuſteht. Leiſt, Staatsr. 8. 182. Andrer 
Seits kann es aber auch Bedingung der Aufnahme durch die Landes⸗ 
regierung ſein, daß der Aufzunehmende von einer beſtimmten Ge⸗ 
meinde die vorläufige Zuſicherung des Bürger- oder Beiſitzrechtes er⸗ 
halten habe. S. überhaupt über Begründung bes Indigenats Baier. 
Berf. Url. Zit. IV. 8. 1. und Edict Über das Indigenat, Beil. 1. der 

- Berf. Url Würtemb. Verf. Url. 8.19. 8.63. Heffen-Darmft. 
8. 13. Meining. 8.6. Kurbeff. 8. 28. Altenburg. 8. 41. 83. 
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Zur Beſtärkung der Landesunterthänigfeit muß meiftens 
von Denjenigen, für welche das Unterthansverhältniß fchon durch 
bie Geburt begründet ift, nach erlangter Bolfjährigkeit, oder ſchon 
früher 3.8. nach vollendetem 18ten Sabre, von fpäter Aufges 
nommenen aber bei ber Aufnahme, der herfümmliche oder lan 
beöverfaffungsmäßig normirte Huldigungseid (abgefehen. von 
ber bei einem Regierungswechſel Statt findenben allgemeinen Hul⸗ 
digung) geleiſtet werden 6). 

Nicht begründet dagegen wird die Staatsangehörigkeit durch 
ben temporären Aufenthalt, mag er auch Jahre lang dan: 
ern, und auch noch nicht durch Beſitz von Grundeigen— 
thum. Denn 

A. wer ſich nur zeitig im Staatsgebiete aufhäit (ſ. g. subditus 
temporarius) genießt zwar den Schuß der Geſetze, iſt aber, abgeſe⸗ 
ben von ber Verpflichtung zur Beobachtung der Polizeis u. Crimi⸗ 
nal=Gefege, von den aus unerlaubten Handlungen und andern 
Berhältniffen entſpringenden befondern Gerichtsſtänden, und 
von den gerade für Ausländer, z. B. ihres Gewerbebetriebs hal⸗ 
ber, Bedingungen des Aufenthalts u. ſ. w. erlaſſenen Verordnun⸗ 
gen, der Juſtiz-⸗, Finanz- und Militair-Gewalt des Staates, 
wo er ſich aufhält, nicht unterworfen 7). | 


Sächſiſche 8.25. Braunfhm. 8. 24. Hannov. Grunbgef. $. 27. 
Landesverf. Geſ. g. 27. 8. 55. — Cob. Both. Staatsgrunbgef.’ v. 
1852. 8:24 f. Die Sondbershäuf. Verf. Url., da8 Olbenburg. 
Grundgef. Art. 32, die Preuß. Verf. urk. Art. 3 u. A. vermeifen 
auf die beftehenden Geſetze. Vergl. v. d. Heyde, Staate- u. Orts⸗ 
bürgerrecht, ober Samml. von Verordn. Über Aus- und Einwande⸗ 
‚rung u. f. w. in ben Preuß. Staaten. Magdeb. 1839. 
Vergl. 8. 79. Note 1. Mofer, von der Lanbeshoheit in Anfehung 
der Untertbanen. Kap. VI. ©. 46-67. — Leiſt, Staatör. $. 21. 
‚8 77 f. — Weiß, del. Staatör: $. 77. 
Vergl. Mofer, von der Landeshoheit in Anfehung der Unterthanen 
"Sf. Baier. Verf. urf. it. IV. 8.1. Würtemb. ©. u. $. 19. 
Heſſen-Darmſt. $. 12. Coburg. $. 5. Meining. $. 6. Kurs 
heſſ. $. 19. 20. Braunfchw. Landſch. Orbn. $. 28. Sächſiſche 
Berf. url. 8. 24 fe Hannov. Grundgef. $. 27. Landesverf. Gef. 
$. 27. Nähere Beflimmungen über das Verhältniß. der im Staate 


.6 
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1 
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B. DerBefig von Grunbeigenthum unterwirft gemein- 
rechtlich nur den f. g. Dinglihen Statuten (forum rei sitae) unb 
bewirkt keine perfönliche Landesunterthänigkeit, wo nicht der f. g. 
volle Landfaffiat gilt 9). 

IH. Die Erlöfhung des Unterthansverhältniſſes er- 
folgt uberali durch freiwillige Auswanderung. Gefeslich gleich 
geftelit ift öfters der Eintritt in fremben Staatsdienſt unb bie 
Verheirathung mit einem Ausländer ?). Als Regel des gemeinen 
Rechts in Deutfhland laßt fidh die aber nicht betrachten, da 
ein Reichsangehöriger zweifellos Unterthan verfchiebener Landes: 
berrn fein konnte. Auch febt die Beflimmung der Bundesacte 
Art. 18 lit. b. 2. (oben ©. 401) jedenfalls die Zuläffigkeit eines 
Vorbehaltes der Untertband-Qualität voraus 19). Ein Zwang 
zur Auswanderung findet rechtlich nicht Statt und ed muß 
auch das noch im Weftphäl. Frieden den Landesherrn eingeräumte - 
‚Recht, Unterthanen anderer: Confeſſion, welche im Entſcheidungs⸗ 
jahre fein publicum oder privatum religionis exercitium hatten, 
oder nach publicirtem Frieden die Religion ändern würden, zur Aus- 
wanderung zu nöthigen, (oben $. 87. Note 5), da der Aufenthalt 
im Staatögebiete zweifellos zu ben flaatöbürgerlichen Rechten ges 


fih aufhaltenden Fremden madıt das Meining. Grögef. 8.18. Al 

tenburg. $. 94-98. Die Befugniß der Verwaltungs-Be- 

hörden zur Berweiſung der Fremden aus dem Lande iſt hier 

und in dee Braunſchw. Landſch. Ordn. $. 28. ausbrüdtidh aner⸗ 

kannt. — ©. Überhaupt Mofer, von ber Landeshopeit in Anfeh. 
. der · -Unterthanen. ©. 38—31. 

8) Schriften hierüber f. bei Pütter, Litteratur. Th. II. ©. 102%. — 
Kiübder’s Fortſet. $. 896. — Leiſt, Staatör. $. 21. (8. 76.). 
— Klüber’s öffentl. Recht. $. 269. — Ueber ben vollen Land⸗ 
fafflat in Sachſen f. Römer, Churſächſ. Staater. TH. H. ©. 13. 
und bie baf. angeführten Schriften. — Haubold, ſächſ. Privatr. 
5.391. — Milhaufer, Staatsr. 8.13. Ueber-Baiern, f. Declar. 
v. 3. Apr. 1807. Winkopp, rhein. Bund. Bd. II. S. 479. Bd. 
I. &. 334. — v. Moh, Lehrb. des baier. Staatsr. I. ©. 430 f. 
©. 3. B. Würtemb. Verf. Url. 5. 33—35. Heſſen-Darmſt. $. 
17. Altenburg. $. 86. Cob. Both. g. 26. 

Anerkannt .z. B. im Coburg⸗Gothaiſchen Grundgefek $. 26. 


u. 


j) 
2 
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hört, ober als Grundbedingung ihrer Ausübung zu betrachten ift, 
durch Art. 16. der deutfchen Bundesacte (oben S. 410) als auf: 
gehoben betrachtet werden. — Aufgehoben ift audy hinfichtlich 
der Landesunterthanen jegt überall die im gemeinen Rechte, bes 
fonderd in ber peinlichen Gerichtdorbnung, häufig angeorbnete 
Strafe der Landedverweifung. Selbft die Außlieferung 
eines Landesunterthanen zum Zwed der Beftrafung ift unftatthaft 
und durch die neuern Griminals und Verfaſſungs-Geſetze aus⸗ 
drüdlich unterfagt 1). 

IV. Berfchieden von der Erlöfhung der Landesunterthänig- 
keit ift der bloße Verluſt oder au die Suspendirung bed 
activen Staatöburgerrehtd, wovon jener auch zur Strafe 
und biefe bei eingeleiteter Griminal-Unterfuhung und aud 
aus andern Gründen, 3. B. wenn Goncurd über dad Vermögen 
erkannt, oder eine Guratel angeordnet ift, nach den Beſtimmun⸗ 
gen ber neuern Verfaffungägefege eintreten Tann 12), 


Dweiter Titel, 


Bon den befondern Rechten der einzelnen Stände. 


8. 93. (8. 69) 
EI Vom boben Adel in Deutfchland. 
A. Im Allgemeinen. 


Vergl. die oben zum $. 87. angeführte allgemeine Literatur über die ver: 
fhiebenen Stände. Eftor, gründl. Beweiß bes großen Unterfchies 


11) Preuß. Crim.⸗Ordn. $. 96.97. Baier. Strafgefesb. Ih. II. Art. 30. 
Würtemb. Strafgefehb. Art.6. Mohl, Würtemb. Staatsr. Th. II. 
S. 695. Defterreich. Geſetzh. üb: Verbr. 5.30. Meining. Grund 
gefeh $. 7. Altenburg. Grundgeſ. $. 45. Braunſchw. Landfch. 
Ordn. $. 206. — Daß Landesunterthanen nicht ausgeliefert zu wer⸗ 
ben brauchen, erkennt aud) der Bundesbeſchl. v. 18. Aug. 1836. Art. 
2. in Beziehung auf politifche Verbrechen an. 
12). Vergl. HeffeneDarmft: Verf. url. 8. 16. Coburg. 8.9. Mei: 
- ning. Grundgef. 8. 14. Kurheff. Verf. Url. 8. 23. Altenburg. 
Grundgef. 8. 86-1. Sächſiſche Verf. Urk. 8. 74. Braunfhw. 
Landſch. Ordn. 8. 27. Cob. Both. Srundgef. 8. 27. 
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Ob aber neben der, mit voller Landeshoheit verbundenen, hoch⸗ 
adblihen Würde auch der Beſitz des Rechtes der Reiche: 
ſtandſchaft, ald weientlihes Requifit des hoben Adels 
betrachtet werben müfje? 3) ift flreitig. "Indeflen, wenn auch in kei: 
ner ber, hierbei gewöhnlich in Bezug genommenen, reichögefeßlichen 
Beftimmungen?) über den Begriff des hohen Adels direct ent: 


mahlı ohne Präjubiz und Gonfequenz für die Zukunft, zu Sig und 
Stimme im Reichsfürſtenrath abmittirt wurden, macht, unter wieder 
- holter Beftätigung ber Regel, ber Reichsabſchied von. 1654. $. 197. 
3) Entſchieden ift dieß die Anfiht von Eichhorn, im beutfch. Privat: 
recht 8. 56: „RBielmehr beflimmte fidy gerade dadurch«- (d. h. durch 
die feit dem 16ten Zahrhundert immer häufiger werbenden Kaiferl. 
Standeserhöhungen, Verleihung bes Fürften:, Grafen= u. Freiherrn⸗ 
titels) „der Begriff des hohen Adels um fo ſchärfer dahin, daß biefer 
durd Feine Art von Zitel allein, fondern nur durch deffen 
Berbindung mit der Erwerbung eines Landes, auf weldyem die Reichs: 
ſtandſchaft hafte, erlangt werben könne.» Kerner iſt dieſer Anficht 
nebft vielen Andern: Klüber,. öffentl. Recht. 8. 262. Deffelb. 
Abhanbl. und Beobacht. Bd. I. ©. 217. u. Bb. U. ©. 193. „Das 
wefentliche Unterfheidungsmertmal zwifchen beiden (hohem und nie⸗ 
derm Adel) fand ſich in ber reihsftändifchen Eigenfchaft bes Ge: 
fchledhts, wit der einzigen Ausnahme, daß auch ohne Reichsſtand⸗ 
fhaft die erblichen NReichsfürften zu dem hohen Adel gerechnet wur: 
ben.» Heffter, in ben. angef: Beiträgen ©. 15: „Zum hohen Abel 
rechnete man allein bie mit Reihsftandfchaft verfehenen Großen 
des Reichs und ihre Familien. Man befrage deshalb die ältern Pu⸗ 
bliciften. Es ift falſch, wenn man aud die bloßen Lanbesherrn 
ohne Reichsſtandſchaft dahin rechnen will.« 

4) Reichsabſch. v. 1548.58. 66. und Reichsabſch. v. 1654. 8.197. f. vor: 
hin Rote 2. Kerner: Wahlcap. Art. I. 8. 5. (feit 1711.) „(Mir wol 
len) auch keine Fürſten, Grafen und Herrn in fürftlihen und 
gräflihen Kollegiis an= oder aufnehmen, fie haben ſich dann 
vorher dazu mit einem Immediatfürftenthume, refpective Graf- ober 
Herrſchaft genugfam qualificiret, und mit einem flandeswürbi- 
gen reichd= u. Fammergerihtlichen MatrilularsAnfchlage — in einem 
gewifjen Kreife eingelaffen und verbunden, und über ſolches Alles ne⸗ 
ben dem kurfürſtlichen andy dasjenige Kollegium und Bank, barinnen 
fie aufgenommen werben follen, in die Admiffion orbentlid 
gewilligetz⸗ und befonders Wahlcapitulat, Art. XXIV. 8. 9, 
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fhieden und in Feiner geradezu gefagt wird, daß diejenigen Lan 
desherrn, welche keine NReichöftandfchaft hatten, ober fie nicht 
ausubten, nicht zum: hohen Adel gehörten, fo muß doc, mit 
Rückſicht auf die flaatsrechtliche Bedeutung der NReichsftandfchaft, 
durch welche man erſt Mitglieb der zur Regierung des Reichs 
concurrirenden Ariftofratie wurde, fowie im Hinblid auf Die ganze 
Entwidelung der Standesverhältniffe in Deutichland und auf Die 
rechtliche Bedeutungslofigkeit der vom Kaifer verliehenen bloßen 
Titel von Fürſt und Reichögraf, endlich aber auch deshalb, weil es 
eine Menge Perfonen gab, die trog ihrer Reichsunmittelbarkeit, 
landeshoheitlichen Gerechtfame und f. g. Zitel ded hohen Adels, 
doch entfchieden nicht zum hohen Abel gehörten, an dem Erfor: 
derniß der Reichsſtandſchaft, und zwar nicht blos der Fähig— 
feit dazu, fondern ber vollendeten Erwerbung des Rechtes 
felbft, feftgehalten werben 5). Unbezweifelt ift übrigens, daß bieje 


wo biejenigen Grafen und Herren, die nicdyt zu ben Reichsſtänden 
gehörten, denen vom Nitterftande, ober dem niebern Adel und zwar 
mit ausdrücklicher Beziehung auf das alte Herkommen, gleichgefteitt 
werden, in ben Worten: „Daß in unferem Reichshofrath auf der 
Ritterbank zwifchen benen vom Ritterftanbe, welche zu Schild 
und Helm ritter= und ftiftsmäßig gebohren, und ben Grafen und 
Herrn, fo in den Reihhscollegien Feine Geffion oder 
Stimme baben— dem alten Herkommengemäßkeinunter— 
fhied gehalten, fondern ein jeder nach Ordnung ber. angetretenen 
Rathsdienſte ohne einigen von Standeswegen ſuchenden 
Vorzug bleibe» Auch ift noch Gewicht gelegt 1) auf Art. II. $. 
23. der Waplcapitulation, nach welcher „bey Kayferlichen und König: 

lichen Krönungen, und anbern Reichs-Solemnitäten den Immediat= 
Reichs-Grafen und Herren, die im Reich Sessionem el Volum 
haben, vor andern auss und inländifthen Grafen und Herren« 
— ber Bortritt gebühren fol, vergl. E. Fr. v. Mofer, t. Hof- 
recht. Th. II. 8. 1785 und daß 2) in der, die ‚unftreitig notorifchen 
Mipheirathen« betreffenden, Stelle ber Wahlcapitulation Aut. XXI. 
8. 3. (8. 4.) nur von Reichsſtänden, oder aus reichsftändi- 
fhem Haufe entfproffenen Herrn die Rebe ift. 

5) Gegen die gewöhnliche Meinung hat bef. Tabor in ber Zeitfchr. für 
deutſch. Recht a. a. O. nachzuweifen gefucht: „daß fich nach dem Reichs⸗ 
ſtaatsrecht des 18. Jahrh. ein Theil des reichsunmittelbaren Adels 

Zachariä's Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 29 
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nigen altgräflichen, bez. zeichöftändifchen, Geſchlechter, wie z. B 
die Shönburg’s in Sachlen, welche ſich im Verlaufe Der. Zeit 


‘ 


mit einer f. g. befchränften ober fubjicieten Landeshoheit einem an 


als ein höherer Stand von dem übrigen unterfchieben,„ und daB bad 
Wefen diefes höhern oder hohen Adels in dem Beſitz ber 
zeihsfürftlihen oder reihsgräflihen Würde, verbunden 
mit ber Lanbeshoheit über ein reih8unmittelbares Gebiet, 


- alfo in der Eigenfchaft eines regierenden Herrn, oder wenn 


man bie Reichsſtandſchaft damit in Verbindung bringen wolle, in 
der perfönlichen und dinglihen Reichsſtandſchaftsfähigkeit be= 
flauden habe.» Für dieſe Anſicht bat ſich unter Andern auch ent- 
Tchteden ausgeſprochen: Wilda, der reichägräfl. Bentindfche Erb⸗ 
folgeftreit. -Zeipz. 1840. ©. 42 f. (und in der Seitfhr. für-beutich.- 
Recht. Bd. IN. S. 132 f.). Eine Beitlang babe auch ich diefe Anſicht 


“ für die richtige gehalten, muß aber bei wieberholter Prüfung ber 
Sache bekennen, daß ich zu ber herrfchenden Meinung, weldye be- 


fonders durch die gründlichen Ausführungen ber Entſcheidungsgründe 
bes urtheils der Jenaer Juriſtenfacultät in ber Bentinckſchen Sache 
und in ber Schrift von Göhrum geftügt worden iſt, zurückzukeh⸗ 
ven genöfhigt bin. Daß völkerrechtlich bie Angehörigen eines aner⸗ 
fannten Souverains (3. B. die Glieder der Napoleonifchen Zamilie), 
oder früher die Töchter (erwählter) Polnifcher oder Böhmifcher Könige 
als ebenbüstig betrachtet worden find, Tann Über den Rechtsbegriff 
bes hohen Adels in Deutfchland nicht entfcheiden, ober bie nach 
Geſchichte, Doctrin und Praris feftftehenden Bedingungen beffelben 
nicht alteriren. Man vergefje nur nicht, daß bie deutfchen Landes: 
berrn als foldhe immer noh Unterthanen von Kaifer und Reich 
waren und daß fie erft duch die Reichsſtandſchaft an einer wirkli- 
chen Souveränetät (der bes Reiche) participirten. Indirect wird 
bie richtige Anſicht audy betätigt durdy die deutſche Bundesacte, 
Art. XIV, indem fie nad) zweifellos richtiger Interpretation nur in 
Betreff derjenigen fürftlihen und gräflichen Käufer, welde zu ben 
„ehemaligen Reichsſtänden« gehörten, beflimmt, daß fie „fortan 
nichts befto weniger zu dem ‚hohen Adel in Deutfchland gerechnet 
werden-follen.“ ©. bef. Göhrum, geſch. Darftellung des Lehre von 
der Ebenbürtigkeit. Th. II. ©. 371 f. Den wegen ber Reichögrafen 
Bentind ergangenen Bundesbeſchluß, ber jebenfalts nicht als eine 
allgemeine Entfcheibung - ber Streitfrage betrathtet werben Tann, 
j. unten $. 9: Vergl. auch darüber: Zöpfl, im Archiv für civ. 
Prar. Bb. XXVII. ©. 388 f. 
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dern Landesherrn hatten unterorbnen müſſen, an ihren Stan: 
desrechten-nichts eingebüßt haben ©). 

mM. Hinſichtlich der Frage, wer, abgefehen von particular: 
rechtlichen Standeöverhältniffen, nad) Auflöfung des Reichs (ge: 
genwärtig) zum hohen Abel in Deutfchland gerechnet ‘werben 
müffe? hat die Anficht 9), daß gegenwärtig die fouveränen 
Zürften, ebenfo wie zur Zeit bes Reichs der Kaifer, nebft den 
Gliedern ihrer eigenen Familie und aller Nebenlinien, 
als über allem Adel flehend betrachtet werben müßten, infowelt 
Grund, ald zweifellos ſtaats rechtlich der Souverän felbft 
über alle Standedunterfchiede der Staatöglieber erhaben if. Al: 
fein mit Rüdfiht auf die völkerrechtlichen Stipulationen, z. 
B. befonders der Wiener Congreß- und beutfchen Bundes-Acte, 
ſteht nichts im Wege, and) die deutfchen Souveraine noch bem 
hohen Adel Deutſchlands beizuzählen und in Betreff der Fami⸗ 
lien-Glieder liegt auch ftaatsrechtlich kein Grund vor, um fie 
ala über allem Adel ftehend zu betrachten. Man wird daher 
unbedenklich für die jegigen Verhältniffe in Deutfchland zwifchen 
einem ſouveränen und mebdiatifirten hohen Adel unterfcheis 
den können. Wo wäre denn auch der hohe Adel, zu dem nad 
Art. 14 der deutfchen Bundesacte die mediatißeten fürftlichen und 
gräflichen Häufer nichts deſtoweniger ri ortan in -Deutfchland ge⸗ 
rechnet werben follen? 

Bu dem hohen Adel werden Demnach hier gezählt: 

I. Die, Mitglieder der regierenden oder ſouberänen Fürften: 
häufer und zwar der Haupt: und Nebenllnien. 
1, Die Mitglieder derjenigen Häufer, welche ſchon zur Beit 

- bed Reihe, obwohl fie einem andern Landesherrn unter: 

geordnet waren und nur eine befchrankte Landeshoheit 
ausübten, doch zum hohen Adel gezählt werben mußten. 


6) Vergl. unten 8. 95. — Eichhorn, deutſch. Privatr, $. 6. 57. 
Mittermaier, Grdſ. des d. Privatr. I. $, 58. 

7) 8. befonders Klüber, öffentl. Recht. $. 259. 5. 262. Ro. JIL, und 
Abhandlungen u. Beobachtungen, Bd. 1. ©. 269 f. Mauvenbre 
der, Lehrb. des Staatsr. 8. 133. 

29* 
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11. Die im Jahre 1806 Ind feitdem 8) „mittelbar gewor: 
denen“ ehemaligen Neichöftände, oder bie fürftlichen und 
gräflihen Häufer, welche der Art. 14 ber deutfchen Bun⸗ 
desacte zum hohen Abel zählt. 


$. 94. (. 70) 
B. Insbeſondere: 
1. Rechtsverhältniß der Mitglieder der Familie des Sonverans. 


> I. Mofer, Staatsrecht. Th. XIV. — Deſſelben, Familien-Staats⸗ 
seht. Th. J. Kap. IL ©. 360 f. Verzeichniſſe von Schriften, theils 
über das perfönliche Verhältniß der Nachgebornen, theild über 
Apanage und Paragium und ben (beftrittenen) Unterfchied beider 
. ff bei Mofer, Fam.:Staater. a. a. O. S. 361 —365, und in 
Päütter's Eiterat. des Staater. Th. II. ©. 759-764, au) Klü- 
ber's Fortfegung. $. 1534 f. Eine Sammlung mehrerer darauf 
bezüglicher älterer Schriften von Springsfeld, Hert, Schilter, 
‚Berger, Cocceji, Hofmeifter, Martini, Weidling, Mey- 
er u. &. ift: Joach. Meyer, Corpus juris apanagiü et paragii. 
Lemgo 1727. ©. aud) Pfeffinger, Vitriar. illustrat. Lib. IM. Tit. 
20. $. 61 s. und Tit. XXI. (Tom. IV. p. 189 s.). — Leift, Lehrb. 
des Staater. $. 38. — Gönner, Staatör. $. 237. — Schmalz, 
beutfch. Staatör. 5. 280 f. — Klüber, öffentl. Bedht. $. 248— 
250. — Weiß, Syſtem $. 283. $. 243. 


In Folge der, durch die Auflöſung des Reichs, herbeige⸗ 
führten Aenderung in dem perſönlichen Rechtsverhältniß 
der Glieder der regierenden Familien, ſowohl der Haupt: als der 
Nebenliniend), hängt jest die nähere Beſtimmung ihrer Rechte in 


* 


8) Dazu gehören die Mitglieder bes Rheinbundes, welchen ſpäter, bez. 
erft durd) den Wiener Gongreß, bie Gouveränetät entzogen worden 
if. Vergl. oben ©. 154. und in Betreff Aremberg, Looz⸗Corswarem, 
und Bentheim: Wiener Gongr. Acte Art. 323 andrer Seite in 
Betreff der Reftitution Heffen-Homburgs: baf. Art. 48. 

1) Berg. oben 8. 37. No. II. 8. 85. No. I. und Über bie ſchon beftrit- 

tteene Frage, ob fie reichsunmittelbar, aber der Landeshoheit bes 
regierenden Heren unterworfen feien? bie Schriften in Pütter’s 
kiteratur. Th. IM. ©. 7635 in Klüber’s Kortfeg. 8. 1536. und 
bei Mofer, Bam. Staatsr. 2. I. ©. 361. Für die richtigere, bie 
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ſtaatsrechtlicher Beziehung, insbeſondere ihr Gerichtsſtand und ihr 
Antheil an den organiſirten Stä inden oder Kammern, von der 
Beſtimmung der Landesgeſesgebüun g ab. Indeß leidet dieß 
doch manche Einſchränkung 2) und man darf auch behaupten, daß 
von ihnen da, wo nicht durch die Verfaſſung oder neuere Haus: 
gefehe eine andere Beflimmung getroffen ift, abgefehen von ihrem 
gefeglichen Gerichtsſtande, noch das hausgeſetzlich oder durch das 
Herfommen anerkannte Vorrecht der Austräge in Anfpruch ge: 
nommen werden Tann 3). 


) 


2) 


3) 


Reichsunmittelbarkeit der” Nachgebornen vertheidigende, Anſicht f. 
Mofer a. a. D. ©. 449 — 457. und Denſeib., von ber teutſch. 
Zuftizverfaff. Th. 1. S. 35 f. 

©. 3. B. binfihtlih ihres Succeſſionsrechts oben 6. 65: No. I. 


— Bu den „Standesherren“ im Sinne der Bunbesacte Art. XIV 
‚gehören die Prinzen des regierenden Haufes natürlih'nicht und es 


verfteht fich ganz von ſelbſt, daß ber Ausdruck „die Häupter dev mes 
diatifirten Häuſer feien die erften Standesheren« keinen Anfprud) 
auf einen Norrang vor ben Gliedern des regierenden Hauſes b bei der 
ſtändiſchen Vertretung begründen kann. 

Vergl. C. S. Zachariä, Ueber den Gerichtsſtand der apanagirten 
Mitglieder der deutſchen regierenden Häuſer, im Archiv für civiliſt. 
Praxis? Bd. I. S. 96-104. Dagegen ſcheint Klüber, öffentl. R. 
$. 249. Rote f. zu fein. Die Beſtimmung der Wiener Schluß: 
acte Art. 24, daß „frühere Familien- u. Vertrags: Austräge durch 
Errichtung der Bundes - Aufträgal= Iıfftanz nicht aufgehoben feien«, 
bezieht ſich allerdings nur auf Streitigkeiten der Bundesglieder 
unter ſichz allein daraus, daB bie Nachgebornen jegt Anterthanen 
des regierenden Deren find, und daß die Bundesgefege ihrer nicht 
gedenken, Tann die Ausfchließung des Nechts der Austräge nicht ge= 
folgert werden. Daß die bunbdbesgefegltiche Aufträgals Snftanz 
auf die apanagirten Prinzen keine Anwendung finde, wurbe bei 
der Berathung der Aufträgal- Drbnung mehrfach erflärt, z. B. von 
Würtemberg und Baden. Protoc. d. Bunbesverf. 1817. ©. 351. 373. 
neber Würtemberg ſ. Mohl, würtemberg. Staater. Th. I. ©. 


441. — Ueber den Anſpruch der Rachgebornen auf gleiche Zitel 


und Wappen mit bem regierenden. Herrn (mit Ausnahme bes kur⸗ 
fürſtlichen Titels) ſ. Moſer, Familien-Staatsr. Th. I. S. 449, — 
Von ‚der Einwilligung des Souveräns in die Ehe aller 
Familienglieder ſ. oben $..68. No. I. Die Folgen des Mangels 


454 


Staatör. d. Bundesſtaaten. — Verfaſſungsrecht. ($. 94.) 


Bon befondberer, auch ſtaatsrechtlicher Bedeutung iſt der 


Anfprucd der Nachgebornen auf I. 9..Apanage ?) (Abfin- 
dung, Deputat) und der fürftlihen Töchter auf eine f. g. Aus⸗ 
fteuer 5) aus ben Samiliengütern, resp. den Mitteln des Lan: 
be8.6). 


4 


— 


5)- 


6) 


der Kinwilligung auf Stand, Zitel und Wappen, Gtaatserbfolge, 
Apanage, Auöfteuer u. Witthum beflimmt beſonders genau bie Al- 
tenburg. Verf. urk. $. 33. Das Eintreten in auswärtige Dienfte 
beſchränkt 3. 8. die Kurheſſ. Verf. Url. $. 13. — Vergl. aud) 
über die perfönlichen Werhältniffe der Nachgebornen Mohl, wür⸗ 
temb. Eitaater. Th. J. ©. 209 f. ©. 437 f. Altenburg. Verf. 
url, $. 34. 36. 

Unterfchieb zwifchen Apanogium und Paragiun. (Gtymologie: Du 
Fresne, Glossarium s. v. Apanare; i. e, „panem ac cibum por- 
rigere, pascere: Panem enim pro quöcunque alimento usurparj, 
palam est.“. (Unrichtige Ableitung von Abbannen, abbamnare i. e. 
excludere a paterna hereditate).. Eine Abfindung mit Land und 
Leuten und unter Zugeftändniß einiger Regierungsrechte hat man, 
zum Unterſchied von ber, in Gelb ober Einkünften beſtehenden, Apa= 
nage, Paragium, apanagium improprium genannt. „Paragium 
dicitur, pro parte hereditatis paternae — quae secundogenitis da- 
tur a primogenito fratre.“ Pfeffinger, Vitriar. illustratus. Tom. 
IV. p. 190. Ueber frerage und parage |. Schulze, das Recht der 
Erftgeb. S. 216 f. Daß die ganze Unterſcheidung auf eine unnds 
tbige und nus Gonfufion anrichtende Schul⸗Zänkerei binauslaufe 
und daß die Benennung an fich nicht Über das Nechtöverhältniß ent⸗ 
fcheibe, bemerkt mit Recht Mofer, Tamilien-Staatsreht. Ih. I. 
S. EAs f. ©. auch Über das Paragium Pütter’s Rechtsfälle. Bd. 
II; 3b. 2, ©. 49 f. 8b. IV. Ih. 2. ©. 305 f. 327 f. Runde’ö 
Beiträge zur Erläut. verſchied. Rechtsmaterien. Bd. I, ©. 448 f. 
&. ferner J. A. Kopp, de incongrua applicatione paragüi. et apa- 


.nagi improprü ad familiag Germanorum illusires; in Pütter’s 


Sylloge commenrtatianum jus privat. principum illustrantium, Goett. 
1779. dB: Hl Mittermaier, beutjch. Private. 5. 451. 

©. über die Fräuleinz oder Prinzeffinfeuer unten im. Regie: 
rungsrecht bei den Steuern. ($. 199 u. 200 der erft. Ausg.). 

Die Verpflichtung des Landes ift nur eine fubfidiäre; d. h. in= 
ſöweit das Hausvermägen, bas Domanium nicht ausreichend ifl. Wo 
das Kron > oder Fürſtengut vom Staatsgut gefondert ift, bat das 
Erſtere die Apanagen primär zu beftreiten. Bergl. 3. B. hannov. 
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ſtaatsrechtlicher Beziehung, indbefondere ihr Gerichtöftand und ihr 
Antheil an den organifirten Ständen ober Kammern, von der 
Beftimmung der Landeögefesgebung ab. Indeß leidet dieß 
doch manche Einfchranfung 2) und man darf auch behaupten, daß 
von ihnen da, wo nicht durch die Verfaffung oder neuere Haus: 
gefeße eine andere Beſtimmung getroffen ift, abgefehen von ihrem 
gefeglichen Gerichtöftande, noch dad hausgefeglich oder durch das 
Herkommen anertannte Vorrecht der Austräge in Anfpruch ges 
nommen werden kann 3). 





) 


2) 


3) 


KReichsnnmittelbarkeit der Nachgebornen vertheidigende, Anficht f. 
Mofer a. a. O. ©. 449— 457. und Denſelb., von der teutſch. 
Juſtizverfaſſ. Th. I. ©. 35 f. 

©. 3. 8. hinſichtlich ihres Succeſſionsrechts oben 8. 65. No. I. 
— Bu den „Standesherrn“ im Sinne der Bundesacte Art. XIV 
gehören die Prinzen des regierenden Hauſes natürlid nicht und es 
verfteht fih ganz von felbft, daß der Ausdruck „die Häupter ber me: 
biatifirten Häufer feien die erften Standesheren» Teinen Anfpruc 
auf einen Vorrang vor den Gliedern des regierenden Haufe 5 bei der 
ftändifchen Bertretung begründen kann. 

Bergl. ©. S. Zachariä, Ueber den Gerichtäftand der apanagirten 
Mitglieder der deutfchen regierenden Häufer, im Archiv für civitift. 
Praris: Bd. I. S. 96—104. Dagegen feheint Klüber, öffent. R. 
8. 249. Note f. zu fein. Die Beltimmung ber Wiener Schluß: 
acte Art. 24, daß „frühere Familien- u. Vertrags = Austräge durd) 
Errichtung der Bundes» Aufträgal- Iıfftanz nicht aufgehoben feien«, 
bezieht fich allerdings nur auf Streitigkeiten ber Bundesglieder 
unter ſichz allein daraus, daB bie Nachgebornen jest Anterthanen 
des regierenden Herrn find, und daß die Bundesgeſetze ihrer nicht 
gebenken, Tann bie Ausfchließung des Nechts der Austräge nicht ge= 
folgert werden. Daß die bundesgefegliche Aufträgals Inftanz 
auf die apanagirten Prinzen keine Anwendung finde, wutbe bei 
der Berathung der Aufträgal= Ordnung mehrfach erflärt, z. 3. von 
Würtemberg und Baden. Protoc. d. Bundesverf. 1817. ©. 351. 373. 
ueber Württemberg f. Mohl, wäürtemberg. Staater. Tb. I. ©. 


441. — Ueber ben Anfprud) ber Rachgebornen auf gleiche Titel 


und Wappen mit bem regierenden Herrn (mit Ausnahme des Tur- 
fürftlichen Titels) ſ. Mofer, Familien Staater. Th. I. S. 19. — 
Bon der Einwilligung des Souveräns in die Ehe aller 
Familienglieder f. oben $..68. No. I. Die Folgen des Mangels 
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mer fchon die goldne Bulle an”). Ebenfo wurbe in allen 
Fürſtenthümern und Graffchaften bei Einführung der Primogeni- 
tur für die NRachgebornen als billige Entfhädigung für 
das entzogene gleihe Succeffionsredht eine Apanage 
beflimmt. Wo man ſich aber, nicht fogleich zu einer bloßen Ab- 
findung mit Grundbefig oder Geldeinkünften entfchließen Eonnte, 
bildete das, wad man Paragium oder auch apanagium impro- 
prium genannt hat, d. h. die Ueberweifung der Einkünfte eines 
beftimmten Landestheils mit gewiffen Hoheitsrechten, ein 
bie reine Primogenitur noch befchräntendes Verhältniß 8). Nach 
den neuern Berfaflungs= und Hauögefegen befteht die Apanage 
überall nur in beflimmten Geldeinfünften oder dem Ertrage ge: 
wiffer Güter, nebft den ihnen anklebenden Rechten. 
Ueber das Rechtsprintip, nach welchem der Anſpruch hin= 
fihtlich feiner Größe, Zuftändigfeit, Dauer u. f. w. zu be- 
“ urtheilen fei, find verfchiedene Anfichten aufgeftellt worden. Frü— 
her wollte man unrichtiger Weife die Grundſätze vom römifchen 
Pflichttheile zur Anwendung bringen, weshalb auch .in eini= 


kunft mit den Stänben feftgeftellt werden. S. auch Schweißer, 
Öff: R: des Großh. Weimar I. $. 30. 
Kap. XXV. 8. 5. „Qui (primo genitus) tamen apud alios. fratres 
ei sorores se clementem et pium exhibebit continuo, juxta — 
-ipsiug palrimonii facullales, divisione, scissione, seu dimembra- 
tione Printipatus et pertinentiarum ejus sibi modis omnibus inter- 
dicta.“ Vergl. auch Instr. Pac. Osnabr. Art. IV: 8. 12. 
Meber die auf das Paragium ficy beziehenden. verfchiedenen Rechts⸗ 
fragen |. Mofer, Kamilien: Staatsr. Tb. I. ©. 484-491. Meh⸗ 
rere hierher gehörige BVeifpiele aus den Käufern Brandenburg, Sach⸗ 
fen, Braunfchweig, Heflen fi. f. w. bei Mofer a. a. ©. ©. 365 f. 
Ein beſonders hervortretendes Beifpiel lieferte bis 1834 in Kurheſ⸗ 
fen das Verhältniß von Heſſen-Rheinfels in Betreff der ſ. g. Ro 
‚ tbenburger Quart, welches aber auch vielfadye Streitigkeiten im 
Heflifhen Haufe hervorgerufen hat. Vergl. Mofer, Staatsrecht 
Th. XII. XIV. Bamilien-Staater. Th. I: S. 377 f. — Pfeiffer, 
über die Grenzen der Eivil-Patrimonial- Zurisbdiction. S. 365 f. — 
Runde a.a.D. — Bauer, Beiträge zum, Privatfürftenredt. 
Gbtt. 1839. No. II. ©. 193 f. 


7 


—R 


Nat 
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gen Fällen von Abſonderung einer Quarta die Rebe gewefen ift. 
Die Apanage ift aber Feine portio portionis ab intestato und 
darf nicht als modus dividendi hereditatem betrachtet werben 9). 
Anbdrerfeits darf man aber auch nicht Alles nach ben Grundfägen 
des römifchen Rechts von ber Alimentationspflicht -entfchei- 
ben wollen, alfo 3. B. den Anfprudy ganz audfchließen 10), wenn 
der Nachgeborne aus eigenen Gütern ſchon binlänglichen Unter: 
halt bat, ober ihn auf die Perfonen befchränken, . welchen geſetz⸗ 
lih die Alimentationspflicht obliegt. Auch kann die Regel des 
Ufusfructus nicht zur Anwendung kommen, indem dadurch bie 
Dauer bed Berhältniffes feiner Natur zumider befchräntt wer: 
den würde, 

Hinfichtlih der Größe der Apanage, wo fie nicht obfer- 
vanzmäßig oder haußgefeglich feftfteht, enthält ſchon die golbne 
Bulle das richtige Princip: „juxta ipsius pätrimoniü facultates“, 
d. h. flandesmäßige Apanage nach den Kräften bes Hausvermö⸗ 
gend oder des Landes und mit Rüdfiht auf die Zahl der Be 
rechtigten fowie die fehon vorhandene Belaftung. Daher auch der 
Anſpruch aufVBergrößerung der Apanage, wenn die Einkünfte 
des primogenitus auf folhe Weife vermehrt werden, baß bie 
Nachgebornen daran Theil genommen haben würden, wenn fie 
nicht durch Einführung der ‚Primogenitur von der Succeffion ' 
ausgefchloffen wären 11). Umgekehrt könnte aber auch der Apa⸗ 
nagirte bei bebeutendern Berluften des regierenden Hauſes fich 


9 Vergl. Pfeffinger, Vitriarius illustrat. Tom. IV. p. 192 s. —- J. J. 
Moser, de legitima S. R. I. Statuum liberorum utriusque sexus. 
Frf. ad Viadr. 1738. — Deffelben Familien-Staatsr. Th. I. ©. 
476-483. — Leift, Lehrb. 8. 38. 

10) Wie es von Pfeffinger 1. c. gefchieht.. 

1) S. J. St. Pütter, de augendo apanagio auctis primogeniti redi- 
tibus. Jenae 1745. befonders Cap. II u. VI. (Aud in deffen Syl- 
loge Comment. jus priv. princ. illustr. p. 90 s.). — Mofer, Fa: 
milien-Staater. Th. IL. S. 500 f. — Leiſt, Lehrb. 9. 38. — 
Schmalz, db. Staater. $. 284. ine Recenſion verfciebener eine 
(bedingte) Vermehrung der Apanäge anorbnender Hausgeſetze f. bei 
Pütter l. c. Cap. IV. 
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eine- Berminderung der Apanage gefallen laſſen müflen 12). 
Der Anfpruch auf befondere Apanagirung beginnt mit der er 
langten (hausgeſetzlichen) Bohjährigkeit wirkfam zu werden. Ob 
aber bie Prinzen abgezweigter Nebenlinien überhaupt einen An- 
fprudy gegen ben regierenden Herrn haben, hangt von der. Art 
ber früher eingetretenen Apanagirung ab. Der Anfpruc ceffirt, 
wo bie Apanage bie Ratur. einer bauernben, vererbbaren Abfin- 
bung hatte, im Segenfaß zu den blos perfünlichen Apanagen 13). 

Bad die Semahlin, die Wittwe und Kinder bed Re 
genten betrifft, fo gehört nur wenig davon in das eigentliche. 
Staatsrecht 14). 1) Die Gemahlin, wenn fie nicht zur Mitre⸗ 
gentin erflärt ift, muß zwar jest ald Unterthanin des Re. 
genten betrachtet werben, inbeflen fleht fie doch nach völkerrecht⸗ 
lihen Srundfägen zugleich unter dem fortmährenden Schuße ih⸗ 
red väterlichen Hauſes. Ob fie reichöunmittelbar, oder der Ge- 


12) Mofer a. a. O. &. 501. 

13) Ueber den Anfang und die Dauer des Anſpruchs: G. D. Hoff- 
mann, de aetate apanagiali, sive de termino apanagiorum a quo. 
Tub. 1773. — ldem, de termino apanagiorum ad quam, sive 
quando spänagia deberi desinant. Tub. 4773. Weber die Buccef- 

ſion (möglicher Meife auch die befondere, nach dem Rechte, der Pri- 
mogenifur) der flandesmäßigen Defcendenz des Apanagirten in bie 
Apanage und Rückfall derfelben an das vegierende Haus, |. Mo: 
N fer, Famtlien-Staater. Th. 1. ©. 502 f. 504 f. — Ueber bie 
Rechte ber Apanagirten bei einer (zur Beit des Reiche) gegen das 
regierende Haus eingetretenen Debit-Commiffion, f. Mofer, 
vom reichsſtänd. Schuldenwefen. Eh. II. &. 339. 361. Gegen bie, 
in ber Differtätion von B. C. H. Heydenreich, de jure apanagiü 
comitum S. R, I. mediatorum in Saxonia, conturbata re familiari. 
Lips. 1785, in Beziehung auf einen Stollbergifchen Goncurs, aufs 
geftelten Grundſätze f. Pütter’s Rechtsfälle. Bd. IH. Th. 4. ©. 
899-929. Deffelben, Erört. u. Beifpiele. Th. 1. ©. 180 f. — 
J. C. Zimmermann, diss. de jure apanagii in processu contur- 
"bationis s. concursu illustrium. Goett. 1786. — Ktüber’s Fort: 
feß. der Pütterfchen Literatur. $. 1534. 

4) Vergl. überh. Mofer, Kamilien- Staatsr. Th. IT, worin von fürft- 
lien Bermählungen, Eheſachen, Wittwen, Kindern und wallerlei 
Ramilien » Sachen“ gehandelt wird. - 


\ 
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-richtöbarkeit ihres Gemahls und den Landeögefehen unterworfen 
fei, war zur Beit bes Reichs beftritten 15). Die Frage über Ehe- 
flreitigteiten, insbefondere Ehefcheidung proteftantifcher Lan: 
desherrn ift in das Kirchenrecht zu verweifen 16). 2) Die Fürfll. 
Wittwe hat Anſpruch auf ein ſtandesmäßiges Auskommen, felbft 
wenn nichts flipulirt iſt, und es kann keinem Zweifel unterlie 
gen, daß auch der Nachfolger das hausgeſetzliche, obfervanzmä⸗ 
Bige, oder gültig flipulirte Vidualitium bis zur Wiedervermählung 
leiften müffe, fomwie daß bieß in subsidium aud aus Landesmit: 
teln gefchehen müffe 17). 3) Das Verhältniß der Kinder auch 
des regierenden Zürften zum Water gehört ebenfalld nicht in das 
Staatörecht 13), — Die Beflimmungen neuerer Verfaflungen 


15) Chr. Schoene, vechtl. Bedenken: Ob eines regierenden Fürſten 
und Landesherrn Gemahlin ihres Gemahls Unterthbanin ſeye? Keipz. 
1733. 1750. — 3.3. Mofer’ 8 Staater. Th. XX. ©. 332 f. — 
Defſelben, Familien-Staatsr. Th. II. ©. 365 f. 

16) Vergl. Übrigens Mofer a. a. O. ©. 398 f. — ‚Heltferd’ 8 Bei⸗ 
träge zum Staatsr. und der Geſch. v. Sachſen. Th. J. No. I. — 

Schweizer, öffentl. Recht bes Großhzth. S. Weimar. I. S. 46. 
S. auch von Mohl, würtemb. Staatsr. Th. I. ©. 279. 

17) Moſer, Famil. Staatsr. Th. II. ©. 447 f. ©. auch Poſſe, von 
der Sonberung reiheftänd. Staats» u. Privatverlaſſenſch. S. 216 f. 
Mofer bemerkt dabei a.a. O. 8.719: „Wann ich aber fagen fol, 
was Herlommens, mithin Rechten’ feyes fo ift aus denen oben in 
fo großer Menge beygebrachten Erempeln unmwiberfprechlich und uns 
wiberleglich erweislich, ed ſeye ordentlicher Weife in allen Fürſt⸗ 
und Gräflichen Häufern herkömmlich: 1. Eine Wittwe, die fich wie⸗ 
der vermählt, müffe von denen Wittumsgätern und. Gefällen abtret= 
ten, hingegen bekomme fie (nebft ihren Paraphernalien etc.) 2. ihr 
eingebracytes Heurathegut, 3. die Morgengab,. 4. entweder das Gas 
pital der Wieberlage felbfl, (gegen Gaution wegen bes Rückfalls,) 
ober boch die Intereffen daraus, auf Lebenslang und zwar fogar 
meiftens 10 von 180. Da ed nun einmal fo ift, fo kan ich es nicht 
anderft machen und müßte in dubio darnach ſprechen.“ 

18) Vergl. Schweiger, Öff. R. des Großhzth. Weimar. I. ©. 46. (bes 
Hauptet mit Schmalz, Staater. $. 30%, daß die väterliche Ge: 
walt hier mit der Staatshoheit zufammenfalle (22)). .&. übri⸗ 

‚ gend Mofer,. Bamiliens Staater. Th. IE. Kap. XVIL ©. T2L f. 
Bon ber Einwilligung in die Ehe derſelben f. oben $. 88. 
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über Erziehung betreffen nur den minderjährigen, unter Vor: 
munbdfchaft flehenden, Thronfolger 39). 


$. 95. (. 71.) 


2. Der ſchon zur Beit des Beiche der Fandesheheit eines Weichs- 

ftandes unterworfene hohe Adel. — Verhültniß der freien Herrſchaft 
Aniphauſen. 

©: überh.: Heffter, von einzelnen ſtaatsrechtl. Anomalien in den deutſch. 

-  Bunbesftaaten, in ben Beiträgen z. db. St.u. Fürſtenr. S. 299 f. 


I. Abgeſehen von dem beſondern Verhältniß apanagirter 
Nebenlinien, welche, kraft teſtamentariſcher oder vertragsmä⸗ 
ßiger Beſtimmung, in den ihnen zugewieſenen Landestheilen in 
Unterordnung unter den regierenden Herrn gewiſſe landeöhoheit: 
liche Rechte ausüubten, kömmt auch fonft noch im deutfchen Reiche 
dad Verhältniß einer fubjicirten Landeshoheit reichsſtän— 
difcher Sefchlehter vor. Die Entftehung eines ſolchen ano: 
malen Verhältniffes, wovon jedes aus dem befondern Herkom⸗ 
men und ben fpeciellen Verträgen beurtheilf werden muß, er: 
Bart fich hiſtoriſch aus der frühern Unterordnung bed Gra- 
fenamtes unter dad Fürftenamt. Es gehört dazu: 

. A. Das Verhältniß des fürftlichen und gräflihen Hauſes 
Schönburg zum Königreich Sachſen 1). Das Territorial: Ber: 
hältniß diefes Haufe, welches ſich im Beſitz der Reichöftandfchaft 
befand und unmittelbar zum Reichsdienſt u. f. w. contribuirte, 


9) ©. Übrigens v. Mohl, würtemb. Staatör. Th. I. S. 281. — v. 
Aretin's conftitut. Staatsr. herausg. v. Rotteck, 2te Ausg. Ih. 
I. &. 209 —217. 

1) ©. bie baffelbe betreffenden Actenftüde zufammengeftellt in ©. v. 
Meyer, Corp. Eonftit. Germaniae J. S. 50 f. S. darüber auch 
Mofer, von den teutſch. Reicheftänden ©. 881f. — v. Römer, 
churſächſ. Staater. Bd. I. S. 73-83. — Weiße, Lehrb. bes 
Sächſ. Staater. Th. I. ©. 32. Th I. ©. 440 f. — Pintber, 
jur. puhl. quo possessiones princ. ac comitum dynastar. a Schoen- 
burg in Saxonie elect. utuntur, adumbratio. Lips. ‘1800. Neuere 
Erörternagen biefes Verhältniffes f. in Heffter’s Beiträgen. ©. 
316327. und Pernice, Quaestionum de jure publ. Part. I. p. 
VI—AXL. ° 
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wurde nach längerem Streite feftgeftelt durch den Receß v. *ar. - 
Mai 1740, welcher. diefem Haufe neben andern hoheitlich= herr: 
fchaftlichen Befugniffen in weltlichen und geiftlichen Sachen ins⸗ 
befondere das Recht ber Steuerhebung und des eigenen Mili- 
taird zufprah. Auf dem Wiener Gongrefle wurde durch eine 
Erflärung des Königs von Sachſen vom 18. Mai 1815 2) ber 
Receß von 1740 ausdrüdlich anerkannt und in Folge eines Ans 
trages des Hauſes Schönburg faßte die deutfche Bundesverſ. 
am 27. Aug. 1828 den Beſchluß: „Daß dem Schönburgifchen 
Haufe, in Rüdfiht auf feine vormalige Stellung zum beutfchen 
Reiche — unbefchadet aller aus dem Receſſe ded Jahres 1740 
hervorgehenden Rechtöverhältniffe — diejenigen perfünlichen und 
Familienrechte und Bortheile eigeräumt feyn follten, welche ben 
im Sabre 1806 mebtatifirten, ehemaligen reichöftändifchen Fami- 
lien im Bunde zugefichert worden feyen“ 3). Mit Rüdfiht auf 
die inzwifchen in Wirkſamkeit getretene neue Verfaffung des Kö: 
nigreih8 Sachfen und deffen Beitritt zum Zollverein erfolgte 
eine neue Regulirung des Werhältniffes durch den Aoditional: 
Receß vom 9. Octbr. 1835 und es hat der Bund auch ben 
Schutz der von der Krone Sachfen dem Haufe Schönburg auf 
Grund ber Receffe von 1740 und 1835 (nebft Declaration vom 
7. Novbr. deff. 3.) zu gewährenden NRechtshülfe übernommen %). 
2) Klüber, Acten bes Wiener Congr. Bd. VI. ©. 139 f. Bd. VII. 
S. 155. 
Bergl Protoc. der B. 3. 1828. 5. 144. v. Meyer’s Staatsacten. 
U. ©. 322 ff.; f. auch die Shönburg. Denkſchrift im Protoc. der 
Bundesverfamml. v. 1818. ©. 105 f. Vortrag ber Bunbestags- 
Gommiffion, ebendaf. 1825. ©. 98 f. Der Receß v. 1740 findet ſich 
auch abgedrudt als Beil. zu $. 90 bes Protoc. der Mindesverſ. v. 
1825, und in v. Meyer’s Staatsacten. II. S. 323—345. . 
Beſchluß v. 3. Zuni 1836. Protoc. v. 1836. $. 125. v. Meyer, 
Corp. Eonftit. Germ. ©. 52. 53. Der Receß v. 1835. Abfchn. IX. 
$. 4. beftimmt nämlich, daß, wenn den Kürften und Grafen von 
Schönburg die vertragsmäßig regulirte Betretung bes Rechtsweges 
oder die zugefiherte Rechtshülfe in irgend einer Weife beſchränkt od. 
verweigert werben follte, dem Kaufe Schönburg der Recurs an die 
Bundesverſammlung offen ſtehe. 


3 
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B. Das gräflihe Haus Stolberg: in ſeinem frühern Wer: 
hältniſſe zu Rurfachfen, Brandenburg und Braunſchweig⸗Lüne— 
burg, jezt zu Preußen und Hannover. — Daffelbe was zut 
Zeit des Reichs ebenfalls im Beſitze der Meichöftandfchaft, hatte 
volle Landeshoheit in der Grafſchaft Königftein, "welche aber 
1806 der Souverainetät von Heffen-Darmfladt unterworfen 
wurbe, und bat daher, weil e8 infofern zu den im Jahre 1906 
mediatifirten Reihsfländen gehört, Anfpruch auf die Diefen bun- 
beögefeglich garantirten Mechte 5). Mit untergeorbneten landes⸗ 
hoheitlichen Rechten befaß ed dagegen 1. die unter brandenbur⸗ 
gifher Oberhoheit flehende Graffchaft Wernigerode). — 2. 
Die Grafſchaft Stolberg früher unter Kurſächſiſcher, jest un: 
ter Preußifcher Hoheit). — 3. Die Braffhaft Hohnſtein 
unter Hannoverſcher Hoheit 8). 0 | 


5) Vergl. Mofer’s teutfch. Staatsr. Eh. XXVI. ©. 442. Derf. von 
den teutich. Reichöftänden. S. 851. 888. — Heffter’s Beiträge 
S. 328 f. — Klüber's Abhandl. u. Beobacht. Bd. IL. S. 291 f. 
Das Verhältniß war vegulitt durch Reteß v. 19. Mai 1714. Nädı 
der weitphälifchen Zwiſchenherrſchaft kehrte die Grafſchaft vermöge 
ber Wiener Gonge. Acte Att.23 in ihr früheres Verhältniß („com- 
me aupäravant“‘) zu Preußen zurüd. Eine neue Regulirung erfolgte 
durch Receß v. 13. Aug. (17. Septbr.) 182%. S. darüber Heffe 
ter’s Beiträge ©. 329 f. | 
Receffe darüber find v. 12. Mai 1668, 22. Rovbr. 1671, 5. Ian. 
- 1684 u. a. Vergl. Weiße, fähf. Staatsr. Th. I. S. Bf. — 
Römer, churſächſ. Staater. Th. M. ©. 71. — Weiße's biplom. 
Beiträge zur Sächf: Geſch. Leipz. 119. S. 1. BB f. — Def 
felben, Neues Muſeum f. Sächf. Geſch. Freib. 1801. Bd. Ti. Hft. 
1. ©. 40 f. Ueber ben uebergang der Hoheit an Preußen im J. 
1815 f. Heffter‘. a. O. ©. 332. 
Dieſelbe fiel‘, nach Auöfterben der Grafen v. Bohnftein im J. 1598, 
an die Grafen v. Stolberg, welche durch Verträge don 1692 und 
1635 die Landes- u. Lehnaherrfchaft bed braunſchw.⸗ iüneburg. Bau: 
fesranerkännten. Die über Hoheitsrechte entſtandenen Irrungen ver 
ſuchte man ſchon durch zwei im Fahre 1630 abgeſchloſſene Vergleiche 
beizulegen. Vaterländ. Archiv f. Hannov. Gel. 1833. &. 651 — 
661. Neue Irrungen führten zu dem, dad ganze Verhälthiß be⸗ 
flimmter regulitehben, Abkommen v. Mai 1733, bei Strube, recht. 
Bedenken. Th. I. ©. 195 f. (Unsg. v. Spangenberg. Th. 1. ©. 


— 


| 


— 


8 


— 
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C Die Fürſten von Hohenlohe ald Befiger ber Grafſchaft 
Gleichen im Verhältniß zu Sachſen Coburg⸗,Gotha 9y. 
1. Ein ganz eigenthümliches, mit: keinem der ſonſt in 
Deutfchland noch beftehenden ſtaats- und völferrechtlichen Zus 


305 f.). Der feit 1777 wegen Forderungen beftandene Immiſſions⸗ 
Beſitz Hannover's wurde aufgehoben durch Vertrag v. 4. Aug. 1821; 
und dabei theils die Declaration v. 1733 anerkannt, theils aber auch 
noch eine nähere Beſtimmung der Königl. Souveränetätsreihte gege⸗ 
ben. ©. Strube, rechtl. Bedenken. Ausg. v. Spangenberg. 
Th. J. © 813 f. — Grefe, Leitfaden z. Studium bes hannov. 
Privatrs. Th. I. 2te Ausg. Gött. 1838. ©. 2-85. — Heffter, 
Beiträge, ©. 333. — Klüber, Über den Rechtszuftand ber Bräfl. 
Stolberg. Grafſchaft Hohnftein u. f. w. in ben Abhandl. u. Be: 
obadıt. Bb. II. ©. 294—317. | 
9) S. darüber Pernice, Comm. qua de jure quaeritur, qub princi- 
pes.Hohönloenses tanquam comites Gleichenses duci Saxonfae Co- 
burgensi et Gothano subjecti sunt. Hal. 1835. In neuefter Zeit 
find Gerichtsbarkeit und andere Hoheitsrechte (id Ohrdruf am Thü⸗ 
ringer Walde beftand eine Ganzlet als Juſtiz- und Negierungs- 
Collegium und ein Eonftftorium) an ben Herzog abgetreten worden. 
Einige andere Berhältniffe biefer- Gattung: 1. Die Grafen (feit 
1710 Fürſten) von Schwarzburg, Über welde Kurſachſen bie Ober⸗ 
hoheit behauptete, erlangten nad) langjährigem Streite durch ver- 
fchiedene Bergleiche, mit Ausnahme ber Aemter Heeringen, Kelbra 
und Ebeleben, Reichsunmittelbarkeit und volle Lanbeshohelt. ©. 
barüber Römer, hurfähf. Staatsr. Th. I. ©. 65-71. Die hin: 
fihtlii) der ausgenommenen Güter an Preußen Übergangenen Ho⸗ 
heits⸗Anſprüche find im Jahre 1816 durch Uebereinkunft aufgehos 
ben. Klüber, öffentl. R. $. 818. Nöt. b. Ueber bie ©. Gothai⸗ 
ſche Hoheit. über das Rubolftäbt. Amt Ilm f. Protoc. der Bundes⸗ 
verf. 1818. 8.20. — 2. Von Subjection ber Grafen v. Solms 
binfichtl. der Herrfhaft Wildenfels in Sadıfen |. Römer, churs 
ſachf. Staatsr. SH. II. ©. 72. 73. Ih. IL ©. 140. — % eher 
das Sondominat Mayfcheidt im Preuß. Regierungss Bezirke Cob⸗ 
Veng, die Herrſchaft Schauen bei Halberfiäbt und ben reichsfreien 
Stolberg sWernigerebifchen Flecken Schwarza in dem Preuß. An⸗ 
theil der Graffchaft Henneberg f. Klüber, Öffentl. Recht. $. 318. 
Note c. — Heffter, Beiträge. ©. 343 f. — Klüber, Abhandl. 
u. Beobachtungen. Th. IL. &. 318 f. S. überh. noch Moſer von 
den teutich. Reichsftänden &. 1472 f. 
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flände auf eine Linie zu ſtellendes, Verhältniß iſt das ber Reiche: | 
grafen Bentind in Betreff der von ihnen mit voller Lan- 
dveshoheit befeflenen freien Herrſchaft Kniphaufen 10). 


10) Die diefelbe betreffenden Actenftüde f. zufammengeftellt in G. v. Mey⸗ 
er Corp. Conſt. Germ. I. ©. 44 f. Ueber bie frühern Verhältniſſe 
ber Herrſchaft Kniphaufen und das nur mit f. 9. flandesherrli- 
chen Rechten befeffene Barel, f. die zahlreichen Schriften über den 
Bentindfhen Erbfolgeftreit von Klüber, © ©. Zadhariä, 
Heffter, Died, Labor, Mihaelis, Wilde u. A. Kurz ge 
denkt ihrer auch Mofer von ben teutſch. Reichefländen &. 1487. 
Als ein felvftfländiges Reichsland gieng bie Herrſchaft Kniphaufen 
hervor aus einer teſtamentariſchen Anorbnung bes letzten Gra⸗ 
fen Anton Günther von Oldenburg und Delmenhorft v. 23. Apr. 

1663 zu Gunften feines unehelihen Sohnes Anton, weldyer vom 
Kaiſer 1651 in ben Sreiherenfland erhoben worben war und 1653 bie 
gräflihe Würbe ald Graf von Albenburg erlangt hatte. Auf dieſen 
erften Befiger, Graf Anton I (1667-1680), folgte deffen Sohn 
Graf Anton I (erft nad) dem Tode bes Waters geboren 1681). 
Diefer hinterließ bei feinem Tode (1738) ‚nur eine Tochter, bie 

‚ Bräfin Charlotte Sophie, weldhe 1733 mit einem, zum beutfchen 
Reichsgrafen erhobenen, Freiherrn v. Bentind aus ‚Holland ver: 
mählt worden war. So kam bie Herrlichkeit Kniphauſen, weldye 
bereits don Anton Günther 1667 dem König Karl II-.von Spanien 

918 Herzog von Brabant zu einem freien Erblehn aufgetragen war, 
in den Belig der Familie Bentind. S. über das Factifche über⸗ 
ſichtlich beſ. die Entfheidungsgründe des Urtheild ber Juriſten-Fa⸗ 
cultät zu Jena, herausſsgeg. v. Died 8.35 f. Ueber bie Schickſale 
zur Zeit des Rheinbundes: Winkopp, vhein. Bund. Bd. V. ©. 
426 f. Bd. VII. S. 100 f. Weber die Zuſtände beim Aufhören ber 
franzöfifhen Herrſchaft, bie Streitigläiten mit Oldenburg und bie 
Verfuche des Grafen von Bentind auf dem Wiener Congreſſe f. 
Klüber’s Acten Bb. I. Hft. 4. ©. 40 f: Bd. I. ©. 581. u. ins 
bef. Klüber’a Darftellung des flaatsrechtl. Verhältniffes von Knip⸗ 
haufen u. ſ. w. daſ. Bd. IL. S. 553 f. mit Beilagen. GVergl. auch 
oben S. 174). Durch das Berliner Abkommen wurde dem Grafen 
v. Bentind in Beziehung auf die Herrſchaft Kniphauſen Art. I 
„Beftg und Genuß der Lanbeshoheit und der perfönl. Rechte 
und Borzüge zugefprocdhen, wie ihm biefelben vor Auflöfung ber 
deutſchen Reichsverfaffung zuftanden. Dagegen follte die Hoheit über 
Kniphaufen, ihn felbft u. feine Familie fo, wie fie vorhin bei 
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Das gegenwärtige Verhältniß derfelben 11) beruht auf dem zwi: 
fhen dem Großherzoge von Oldenburg und dem Grafen von 
Bentind, unter Vermittlung von Defterreich, Preußen und Ruß: 
land, zu Stande gebrachten f. 9. Berliner Ablommen v. 8. 
Suni 1825, deſſen Garantie die beutfche Bundesverſammlung 
durch Beſchluß v. 9. März 1826 übernahm. Auch bat diefelbe 
durch Beſchluß vom 12. Juni 1845 (Protoc. $. 218) erflärt: 


11) 


Kaifſer und Reich gewefen, jedoch mit Ausſchluß der gefeßges 
benden Gewalt bes Reiche, auf Didenburg als ſouveränes Bun⸗ 
deöglieb übergehen, welches Kniphaufen im Verhältniß zum Bunde 
mit vertritt, dergeftalt, daß auch die vom Grafen zu ftellende Mann- 
fhaft dem Oldenburg. Sontingente einverleibt wirb. (Art. IT. III. IV.) 
Der Art. V erkennt das Recht ber befondern Flagge für Kniphauſen 
anz Art. VI betrifft die Juſtiz-Verfaſſung, bergeftalt, daß das Ob. 
App. Gericht zu. Oldenburg in näher beftimmter Weife an bie Stelle 


der ehemaligen Reichsgerichte tritt, auch in Streitigkeiten ber 


Glieder der Zamilie, und ale [hiebsrichterliche Behörde (Art. VID 
für Erledigung der Irrungen und Streitigkeiten zwifchen Oldenburg 
und Kniphaufen. Im Art, VIII verfpridht der Graf die Annahme 
der Dlbenburgifchen Einrichtungen wegen ber inbirecten Abgaben. 
Art. IX behält die Garantie des Abkommens burdy den beutichen 
Bund nor und Art. X beftimmt noch, daß andere Rechte und Vor⸗ 
züge des Grafen und feiner Samilie, außer der Beziehung zur Herr⸗ 
haft Knipbaufen, keinen Gegenftand des Abkommens ausmachen. — 
©. das Berliner Abkommen in ben Protos. der Bundesverſamml. v. 
1825. $. 92. Beil. ©. 137 f. v. Meyer’s Staatsacten. IL ©. 
289 f. Die Verhandlungen der Bundesverfammi. in Betreff der 
Hebernahme der Garantie und dagegen geäußerte Bedenken f. in ben 
Protoc. der B. V. 1825. $. 92. ©. 87 f. 1826. $. 7. 10. 24. 30. 
Mehreres davon in v. Meyer's Staatögcten. II. ©. 285 f. ; insbe⸗ 
fondere den, die Uebernahme der Garantie enthaltenden Bundesbe⸗ 
ſchluß v. 9. März 1826. (Protoc. $. 30.) daf. ©. 288. — ©. aud 
Bundesbeſchl. v. 30. Apr.-1831 (Protoc. $. I11.), das mit dem Ol⸗ 
denburg. Militair vereinigte Contingent ber Herrfchaft Kniphauſen 
betreffend, daſ. ©. 389. 

Eine Ueberficdyt des befondern ſtaats⸗ und bundesrechtlichen Verhält⸗ 
niſſes dieſes „Vundeslandes⸗ giebt Klüber, öffentl. R. 5.319. ©. 
auch deſſen Abhandl. und Beobacht. Bd. 1. S. 214 f. — Heff—⸗ 
ter's Beiträge. ©. 366 f. 


Zahariä’s Staatsrecht. I7 Bd. 2te Aufl. 30 
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„Daß der Gräft. Familie Bentinck nad ihrem Stanbeöverhält- 
niffe zur Zeit des deutfchen. Reichs die Rechte des hohen Adels 
und der Ebenbürtigkeit im Sinne des Art. 14 der beutfchen 
Bundesdacte zuflehen“ 12). 


$. 96. 6. 72.) 


3. Die ſ. g. mediatiſirten cfürſten und Grafen oder die Standes- 


herren im Sinne der deutfchen Bundesacte. 


Bon biefen überhaupt f. I. 9. v. Sensburg’s Entwurf für eine um⸗ 


faffende und gleichheitliche Beſtimmung ber ſtandes⸗ und grundherrl. 
Rechtsverhältniffe. Garler. 1821. — Archiv. für ſtandes⸗ und grund- 
herrl. Rechte und Berhältniffe u. f. w. -Bb. I u. IL. (Heilbronn, 
Carlsruhe u, Baden). 1821-1823. — C. Bollgraff, bie deut⸗ 
ſchen Stanbesherrn. II Bde. Sieffen 1824. — v. Dreſch, von ben 
Rechtöverhättniffen der Standesherrn, nach dem beutfchen Bundes⸗ 
u. bayerifchen Staatsrechte; in deffen Abhandlungen. München 1830. 
S. 119f. &. 237 f. — Kohler, Handbuch bes Privatfürſtenrechts 
Sulzb. 1832. und Derfelbe, bie ſtaatsrechtl. Berhältniffe des mit- 
telbar gewordenen, vormals veichöftändifchen Adels in Deutichland. 
Sulzb. 1844. — Die beutfchen Standesherrn; Ein ueberblick über 
ihre Lage und Verhältniſſe. Iena 1844. 


Klüber, Öffentl. R. 8.301f. — Schmalz, deutſch. Staatsr. 8.308 f. — 


12) 


Maurenbrecher, Lehrb. $. 134. — Weiß, Syſtem bee deutſch. 


Abgeſehen von der ſehr zweifelhaften Competenz der B. V. zur Ab⸗ 


gabe einer ſolchen Erklärung, wird die Bedeutung derſelben für die 
gerichtliche Entſcheidung bes anhängigen Rechtsſtreits zweifellos 
nach den anerkannten Grundſätzen über Selbſtſtändigkeit bes Rich⸗ 
teramtes zu beurtheilen Tein- Vergl. Zöpfl, üb. das Verhältniß 
der Beſchlüſſe des deutſch. Bundes in Sachen der ſtreitig. Gerichts⸗ 
barkeit u. ſ. w. im Archiv für civil. Praxis Bd. XXVI. ©. 388 f. 
Michaelis, Über die gegenwärt. Lage bed Reichsgräfl. Bentind. 
Erbfolgeftreits. Zübing. 1845. ©. Benfey, Einiges üb. die Be⸗ 
deut. des die gräfl. Familie VBentind betr. Bundesbeſchl. vd. 12. Zuni 
1845. Gött. 18463 und auf der andern Seite: K. A. Labor, die 
Statusfrage des hohen Abels mit bef. Bezieh. auf die rechtl. Wirk. 
des B. Beſchl. v. 12. Juni 1845 u. ſ. w. Gött. 1845. — Ein auf 
Ansführung (2) diefes B. Beſchl. gerichteter Teichtfinniger Erlaß des 


damal. Reichs = Juftizminifteriums v. 18. Novbr. 1849 hat glädticher 


Beife feinen Erfolg gehabt. 
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Staater. $. 72 f. — von Mohl, MRürtemb. Staater. Th. 1. ©. 
455 —495. — Weiß, Heſſlſches Staater. I. ©. 281— 329. — v. 
Moy, bayer. Staater. I. ©. 304 f. u. Pötzl, Lehrb. des bayer. 
Verfaſſungsrechts. Mind, 1861. ©. 172 f. 


a Eniſtehung und weitere Entwichelung dieſes Verhãlmiſſes. 


Als im Jahre 1806 eine große Anzahl bisheriger Reichs⸗ 


ſtände der Souveränetät der Rheinbundsfürſten unterworfen, oder 
wie man es genannt hat, mediatiſirt wurden (vergl. oben $. 
36. u. daf. Note 11), glaubte man ihnen doch einige Beruhigung 
in Betreff ihres zukünftigen Schickſals Ichuldig zu fein und nahm 
baher . eine Reihe von Nechtözuficherungen in die Bundesacte 
auf d. Indeſſen waren fie daburch Feineswegs vor willkührlicher 
Behandlung gefichert 2) und in der Regulirung ihres Berhältnif: 


1) Rheinbundsacte Art. XIU—XXV. Art. XXVI. XXVN. XXVIH. XXXI. 


Vergl. oben $. 36. Note 22. Eine Zufammenftellung der Literatur üb. 
das Nechtöverhältniß der f. g. Mebiatifirten überhaupt und über bie 
einzelnen Rechte berfeiben aus bdiefer Zeit f. in Winkopp's rhein. 
Bund. Bd. VI. ©. 180— 194. Weber bie Zweifel, welchen bie all: 
gemeinen Beftimmungen der Rheinbundsacte Raum ließen, f. Klüber, 


Ueberſicht ber Verhandl. bes Wiener Congreſſes. ©. 276 f. Vor⸗ 


ſchläge bes Fürften Primas.zur nähern Regulirung ihres Verhältnif- 
ſes, ebend. &.278. Verſchiedene Anfichten über die Bedeutung 
der ben" Mebiatifirten in ber Rheinbunds-Acte zugeficherten Rechte 


. im Verhältniß zu den Souverainen; insbefondere Behauptung, daß 


» 


dieß blos willkührlich einzüfchränfende Privilegien feier. Behr, ſy⸗ 
ftemat. Darftellung bes rhein Bundes. 8.146. — ©. S. Badhariä, 
Abhandl. zur Erläut. bes Staatsrs. der rhein. Bundesſt. Abh. I. 
S. 24 f.“ S. auch über ihr Verhältnis überhaupt: Winfopp’s 
rhein. Bund. Bb. II. ©. 49 f. S. 124 f. ©. 145 f. S. WO f. Bb. 
IV. ©. 262 f. Bd. VI: ©. 386 f. Bd. VII. ©. 89. 

Gerechte Klagen der Mebiatifirten Über Winkühr und übergroße Ber 
drüdung in den einzelnen Ländern, befonders in Würtemberg. Win 
kopp, rhein. Bund. Bd. V. ©. 403. ©. 5. B. die Würtemb. Ver⸗ 
orbnungen in Winfopp’s rhein. Bund. Bb: II. ©. 132. Bd. IV. 
S. 154. Sequeftration und Gonfiscation der Güter der in Sfterreich. 
Dienften befindlichen Mediatiſirten. Winkopp a. a. DO. Bd. XI. 
©. 443 f. Vergl. Mohl, würtemb. Staater. I. ©, 458 f. — 
Klüber’s Ueberficht der Verhandl. des Wien. Congr. ©. 279 f. 

30* 
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fed „zum Staat» durch Werorbnungen ihrer neuen Souveräne 
herrfchte Feineswegs Webereinftimmung 3). 

I. Die Auflöfung des, die Urfache ihrer Subjection bilden: 
den, Rheinbundes hatte für die Mediatifirten Feine Aenderung ih: 
res Geſchicks im Gefolge 2). Vergebens waren auch ihre Bemü⸗ 
bungen auf dem Wiener Congreffe, die ihnen entzogene Landes⸗ 
hoheit wieder zu erlangen 5). Won den Gründern des beutfchen 





3) Vergl. über die verfchiedene Beflimmung ihrer Nechte in einzelnen 


Beziehungen: Zaup, in Deffen u. Crome's Zeitfchr. Germanien. 


$H.1. ©. 332 f. — In Betreff der Regulirung ihres Verhältniffes in 
einzelnen Staaten bes Rheinbunbes, ſ. befonders 1. bie Königl. Bai⸗ 
erifche (noch jest für den Rechtszuſtand der Mediatifirten wichtige) 
Declaration, die Souveränetätds und Subjectionsverhältniffe in 
den fuborbinirten Ländern betr. v. 19. März 1807, zu finden bei 
Winkopp a. a. O. Bd. I. S.372. in v. Mey er's Staatsacten. II. 
S. 16f. u. Deſſelb. Corp. Conſtit. German. Hft. I. S. 17 f. Erläu⸗ 
terung v. 25. Mai 1807. — Winkopp Bd. II. S. 175 f. Andere 
baierifche Verordnungen, die gutsherrlichen Rechte, die Verhältniffe 
des Adels u. ſ. w. betreffend, find nachgewiefen bei Klüber, öff. R. 
$. 313. Not. c. Berg. Winkopp aa. O. 3b. V. ©. 295 f. 3b. 
VIII. ©. 138. ©. 436 f. und v. Moy, Bayer. Staater. I. S. 204 
f. — 2. Ueber Württemberg f. Klüber, öffentl. Recht. $. 313. 
Nok. e. Mohl, würtemb. Staater. J. ©. 458 f. — Zuſammen⸗ 


ſtellung ber, die Verhältniſſe der Fürſten u. ſ. w. beſtimmenden Ge⸗ 


. 4) 
u 5) 


fege. Stuttg. 1811. — Würtemberg's Souveränetäts-Mißbräuche. 
Teutſchl. 1814. — Winkopp a. a. O. 3b. V. ©. 431 f. 3b. VI. 
©. 116. 326. — 3. Großherzogth. Baden: Verordnungen über 
die ftandesherrlihen Verhältniffe vom 20. März, 22. Zul. u. 8. 
Octbr. 1807. u. A. Winkopp a. a. O. Bb. IH. ©. 106. Bb. IV. 
S. 321 f. Bd. V. ©. 190 f. Bd. VI. ©. 272. Bd. VII. ©. 435. 
Bd. IX. ©. 123. Bd. XI. ©. 303. — 4. Großherzogth. Heffen: 
Declar. vom 1. Aug. 1807. Winkopp a a. O. Bb. V. ©. 54 f. 
©. 96. — Erome u. Jaup’s Sermanien. Bb. I. ©. 33 f. ©. 
auch nachträgl. Verordnungen bei Winkopp a. a. DO. Bd. VH. ©. 
256, Bd. II. ©. 489. — 5. Naffau. Verhältniffe der Fürſten v. 
Wied. Winkopp a. a. DO. Bd. I. S. 1% f. S. 321 f. 

Bergl. bef. Jaup, üb. bie Auflöf. bes rhein. Bundes. Gießen 1814. 
Berfchiedene zum Theil fehr derbe Vorſtellungen berfelben f. in KIü- 
ber’s Acten bes Wiener Congr. Bd. I. Hft. 2. ©. 4L. 53. 124. 
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Bundes wurde eine folche Wiederherſtellung ald eine politifche 


Unmöglichfeit betrachtet, doch fühlte man Allgemein bie Ber: 
pflihtung, den Mediatifirten von Bundeswegen diejenigen Vor: 
rechte zuzugeftehen und gegen einfeitige Kränkung zu fichern, 
welche mit den „gegenwärtigen Verhältniffen« als vereinbar er: 
fchienen 6); ja man dachte fogar an bie Möglichkeit, ihnen im 
Scooße der Bundesverfammlung eine gewiffe Repräfentation zu: 
zugeftehen 7). Das Refultat der Berathungen 8) wurde im 


[4 


Hft. 3. S. 106. 135. Hft. 4. S. 1. 3. 8. 16. 36. 100. Bd. II. ©. 
215. ©. 220. 235. 237. 244. 31. 


6) S. die Verhandlungen darüber im Zufammendange dargeſtellt in 


) 


8) 


Klüber?’8 Ueberficht der Verhandl. ded Wien. Congr. ©. 274. ©. 
291 f. S. 311 f.e Göhrum, geld. Darftell. der Lehre von ber 
Ebenbürtigkeit. Bd. II. ©. 372 f. 
Bunbdesacte Art. 6: „Ob den miediatifirten vormaligen Reichsftänden 
auch einige Curiatſtimmen in Pleno zugeflanden werden follen, wird 
die Bundesverfammlung bei der Beratdung ber orgınifchen Bundes⸗ 
gefege in Erwägung nehmen. Klüber’s Acten Bb. II. S. 359. 
362. 436. 446—450. 487. 500. 532. 534, 

Daß die Mebiätifirten hiermit nicht zufrieden waren, zeigt ihre von 
einer großen Zahl unterfchriebene „Recytöverwahrung» wider ben fie 
getreffenden Inhalt ber deutfchen Bundesacte d. d. Wien den 13. 
Zuni 1815: „Die unterzeichneten unterbrüdten Reichsſtände ſind in 
ihrer gerechten Erwartung, durch die deutſche Bundes-⸗Acte 


‚ihren Rechtszuſtand von 1805, mit Hinſicht auf die von ihnen 


zu Beförberung bes deutſchen Gemeinwohls freiwillig dargebotenen 
Opfer, wieder hergeftellt zu ſehen, fchmerzlich getäufcht. Die 


Verhältniſſe nöthigen fie zwar, in Anfehung ber in der neuen Con⸗ 


ſtitutions-Acte für ihren Eünftigen Rechtözuftand bickirten Nor⸗ 
men, fih für jest der Gewalt der umftände zu fügen. Sie 
fehen ſich jebod) verpflichtet, für Tich, ihre Rachkommen und ihre 
angeftammten Untertbanen vor bem hohen Gongreß und vor ber 
ganzen Welt die Verwahrung einzulegen, daß fie ſich den U m= 
fang ihrer Rechte u. Befugniffe, wie ihn der Befisftand von 
1805 bezeichnet, für ewige 3eiten vorbehalten und nur in 
diejenigen Opfer willigen können und werden, weldhe als Refultat 
freiwilliger Uebereintunft mit ihnen, einzig und allein eine 
rechtliche Aenderang ihres altehrwürdigen, garantirten Rechrszuftandes- 
zu begründen vermögen. Sie behalten fid) vor, den Umfang biefes 
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rt. XIV. der deutfchen Bundesacte zufammengefaßt, welcher fol- 
gender Maßen lautet: 


„Um den im Sabre 1806 und feitbem mittelbar gewordenen 
ehemaligen Reich sſt anden und Reihsangehörigen?) in 
Gemaͤßheit der gegenwärtigen Berbältniffe, in allen Bundeöflaaten 
einen gleichförmig bleibenden Rechtszuſtand zu verfchaffen, fo 
vereinigen bie. Bundesſtaaten ſich dahin: 


-9) 


a) 


daß diefe fürftlihen und gräfligen Käufer fortan 
nichts deftoweniger zu dem hohen Adel in Deutfchland 
gerechnet werden, und ihnen das Recht der Ebenbürtig- 
feit in dem bisher damit verbundenen Begriff, verbleibt. 


b) Sind die Häupter dieſer Käufer die erſten Stanpes- 


9) 


herren in dem Staate, zu dem fie gehören; fle und ihre 
Familien bilden die privilegirteſte Claſſe in demfelben, 
indbefondere in Anfehung der Befteuerung. 

&8 .follen ihnen überhaupt, in Nüdfiht ihrer Perfonen, 


Familien, und Beflbungen, alle. viefenign Rechte und 


Vorzüge zugefichert werden, oder bleiben, welche aus ih- 
rem Eigenthum und deſſen "ungeflörtem Genuß herrũh⸗ 
ren, und nicht zu der Staatögewalt und ven höhern 
Regierungsrechten gehören. 


Unter vorerwähnten Rechten find insbeſondere und namentlich 


begriffen: 


1) 


2) 


Die unbeichränfte Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem 
zu dem Bunde gehörenden, oder mit demſelben in Frie⸗ 
den lebenden Staat zu nehmen. 

Werden nach den Grundfägen der frühern deutſchen Ders 
faffung, die noch beftehenden Familien-VBerträge auf- 
recht erhalten, und ihnen. die Befugniß zugefichert, über 
ihre Güter und Familien-Verhaltniſſe verbindliche Verfü⸗ 
gungen zu treffen, welche jedoch dem Souverain vorgelegt, 


- und bei den Höchften Landesſtellen zur allgemeinen Kennt⸗ 


Rechtszuſtandes bei der künftigen Bundesverfammlung und ‚bei jeber 
rechtlichen Beranlaffung geltenb zu maden.« ©. biefe Rechtsver⸗ 
wahrung -in Klüber's Acten des W. Congr. .Bb. II. ©. 584. — 
Ueber die freiwillige Unterwerfung Einiger (Witgenftein, Wieb, 
Bentheim Rheda u. Solms). unter Preußen f. Klüber, ff. Recht 


$. 308, 


u. Stein's Leben v. Pers Bd. IV.:S. 306. 417.- 


Diefer Ausbrud bezieht fid, offenbar auf den am Schluffe des Art. 
XIV. 'audy bedachten vehemaligen Reichsadel⸗ oder die Mitglieder der 
unmittelbaren : Reichsxitterfchaft. ©. bef. Gsöhrum a. a. D. ©. 
378 f. und-ber Schluß des Art. XIV unten im $. .101. 
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niß und- Nachachtung gebracht werben müflen. Alle bis⸗ 
ber Dagegen (d. 5. auch gegen die Aufrechterhaltung 
der Familien-Verträge, vergl. unten S. 480 f.) erlaf- 
fenen Verordnungen, follen für Fünftige Faͤlle nicht weiter 
anwendbar feyn, - 
: 3) Privilegirter Gerichtöftand und Befreiung von 
aller Militair-Pflichtigkeit, für ſich und ihre Fa— 
mmilien. 

4) Die Ausübung der buͤrgerlichen und peinlichen Gerech⸗ 
tigkeitspflege, in erſter, und, wo die Beſitzung groß 
genug iſt, in zweiter Inſtanz, der Forſtgericht sb ar⸗ 
keit, Ortspolizei und Aufſicht in Kirchen⸗ und 
Schuͤlfachen, auch über milde Stiftungen, jedoch näch 
Vorſchrift der Landesgeſetze, welchen ſie, ſo wie der 
Militair-Verfaſſung und der Oberaufficht ver Regierungen 
über jene Zuftändigfeiten, unterworfen bleiben. 

Bei :der nähern Beſtimmung der angeführten Befug- 
niffe fowohl, wie überhaupt in allen übrigen Punkten, 
wird zur weiteren Begründung und Feſtſtellung eines, in 
allen. veutfchen Bundesſtaaten übereinftimmenvden Rechts⸗ 
zuftandes ber mittelbar gewordenen Bürften, ‚Grafen und 
Herren, die in dem Betreff 'erlaffene Königl. baieriſche Ver⸗ 
ordnung vom Jahre 1807, als Baſis und Norm unter- 
gelegt werben.“ 


| 11. Der Rechtszuſtand der Mebiatifirten oder deutfchen Stan: 
deöheren ift dann auch öfters Gegenftand von Verhandlungen und 
Befchlüffen der deutfhen Bunbesverfammlung gewefen 10). 


10) Eine Ueberficht ber Verhandlungen f. in v. Meyer’s Reperterium 
Hft. I. ©. 222 f. Archiv für ſtandesherrliche Rechte. Hft. 1. ©. 
219 f. Hft. III. S. 181 fe Klüber's öffentl. Recht. $. 310. 311. 
— Schon im Fahre 1816 wurde von 34 Fürftl. und Gräfl. Häufern 
eine Borftellung und Bitte um Regulirung ihrer ſtaatsrechtlichen 
Verhältniſſe und Verleihung einiger Curiatſtimmen bei der Bundes: 
verſammlung eingereicht. Beſchl. diefe Vorſtellung vor ber Hand zu 
reponiren. Protoc. 1816. $. 31. Beil. 22:- ©. 108. 143. Wieder: 
holte Vorſtellung; berfelbe Beſchluß. Protoc. 1817. $. 5. ©. 4. — 
Befchluß, die Berathung Über den Rechtszuſtand von der 
über die Curiatſtimmen zu trennen. Protoc. 1817. $. 388. 
S. 760. Niederfegung einer Commifflon zur Begutachtung der Be⸗ 
ſchwerden der Mebiatifirten und alles Desjenigen was zur Erfüllung 
des Art. 14. der B. A. erforderlich fei, durch Beſchl. v. 1: Octbr. 
1818 Protoc. der B. V. v. 1818. $. 225. Gutachtlicher Vortrag 


* 
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Demnächſt beſtimmte dann die Wiener Schlußacte von 1820, 


63; 

„Es liegt ver Bundesverfammlung ob, auf die genaue 
und vollſtändige Erfüllung verjenigen Beftlimmungen 
zu achten, welche der vierzehnte Artikel ver Bundesacte in 
Betreff der mittelbar geivordenen ehemaligen Reichsſtände 
und beö ehemaligen unmittelbaren Reichsapels enthält, 
Diejenigen Bundesglieder, deren Ländern vie Beſttzungen ber 
felben einverleibt worden, bleißen gegen den Bund zur 
unverrücdten Aufrehthaltuug der durch jene Beftim- 
mungen begründeten ſtaatsrechtlichen Verhält nifſe 
verpflichtet. Und wenn gleich die, über die Anwendung der 
in Gemäßheit des vierzgehnten Artifeld der Bundesacte erlafienen 
Verordnungen oder abgefchloffenen Verträge entſtehenden, Strei- 
tigfeiten in einzelnen Bällen an die competenten Bebör- 
den des Bundesftaatd, in: welchem die Beſttzungen der mit- 
telbar gewordenen Kürften, Grafen und Herren gelegen find, zur 
Entfcheidung gebracht werden müffen, fo bleibt denſelben doch, 
im Sal der verweigerten gefeglidhen und verfaſſungs— 
mäßigen Rechtshülfe oder einer einfeitigen zu ihrem 
Nachtheil erfolgten legislativen Erklärung der durch 
die Bundesacte ihnen zugeficherten Rechte, ver Recurs an 
die Bundesverfammlung vorbehalten; und diefe ift in 
einem folchen alle verpflichtet, wenn fle die Beſchwerde gegrün- 
bet findet, eine genügende Abhülfe zu bewirken.“ 


Endlich ift in Folge wiederholter Eingaben und Anträge von 


Mediatifirten 1), ihnen zur Entfcheibung über ihre Beichwerben eine 
rihterlihe Inftanz zu gewähren, durch Beſchluß der B. 0. 


il) 


dieſer Sommifjion v. 24. Mai 1819. im Protoe. ber B. 8. 1819. 
Beil 20. zu $. 101. Vergleichende Darftellung des Rechtszuſtandes 
der Mebiatifirten daſ. Beil. 24. zu $. 101. In Folge hiervon wer- 
den bie einzelnen Regierungen von ber Bundesverfammlung um Be: 
feitigung der noch vorhandenen Befchwerben ber Standesheren (unb 
Reichöritter) erfucht. Vorlegung ber erlaffenen Edicte zur Regulirung 
des Rechtszuftanbes der Mebiatifirten von Baiern, Baden, Preußen, 
Wiürtemberg u. X. 

Berge. Klüber, Hffentl. R. 8. 312. Denkfchrift des Erbprinzen 
von "Löwenftein- Wertheim wegen Feftfegung einer richterlichen 
Inſtanz zur Entſcheidung der Beſchwerden der Mebiatifirten v. 
1834. Die Anficht, daß bas 1834 errichtete Bundesſchiedsgericht 
analog zu benutzen ſei, findet ſich ſchon in Abſtimmungen im Protoc. 
dev Bundesverſamml. v. 1837. ©. 790. 
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v. 15. Septbr. 1842 eine entfprechende, die Inftitution ded Bun: _ 
desſchiedsgerichts (v. 30. Octbr. 1834) benugende, Einrichtung ge: 
troffen worden 12). Auch bat die deutfche Bundesverfammlung 
eine nicht unbeträchtliche Zahl theild gemeinfamer, gegen mehrere 
Bundesftaaten gerichteter Beſchwerden, theild Recurfe Einzelner 
gegen Anwendung neuer Landeögefege auf ihre ftandeöherrlichen 
Gerechtſame, in einem, den Mediatifirten keineswegs ungünftigen, 
Sinne zu erledigen oder einer gerichtlichen Entfcheidung entgegen 
zuführen gefucht 13). 

IV. Die Regulirung "bed Rechtöverhaltniffes ber Standes: 
herren in den einzelnen Bunbeöftaaten ift theild allgemein 


12) Protoc. der B. 8. v. 1842. $. 283. ©. 635. f. unten das Bundes 
recht ($. 259 ber 1. Ausg.). ° 

13) Klübder, öff. R. $. 312. Hervorzuheben ift außer den von Klüber 
angeführten Fällen noch insbefondere: KL) die Beſchwerde des Für⸗ 
ften von Bentheim gegen Hannover, die Ablöfungsorbn. v. 1833. 
betr. Bundesbeſchl. v. Septbr. 1836. Gegenbebuction von Hannover. 
Protocoll. 1837. $. 15. S.I1f. Erklärung v. Hannover, worin die 
Gompetenz der B. B. anerkannt und bie vorläufige Suspenfion 
der Ablöfungsverhandlungen notificirt wird. Protoc. 1838. $. 21. 
©. 67. Gommiffions- Gntadhten u. Abftimmungen, mit Geltendma- 
ung verfchiebener Anfichten,, f. in ben Protoc. 1838. ©. 532 f. ©. 
739. 796. 811. 846. 865. 893. Protoc. 1839. ©. 476. ©. 684 f. 
Bundesbeſchl. v. 29. Zuli 1841, wonach die Enticheidbung über bie 
Anwendung ber Ablöfungs : Orbn. von ben competenten Gerichten 
erfolgen fol. S. aber nachher Note 14 bei Hannover. — 2) Er: 
neuerte Beichwerde der Ritterſchaft im Großberz. Baden wegen 
des Zehntablöfungsgefeges v. 1833. Protoc. der B. 3. v. 1838, ©. 
59 f. Beſchl. der B. V. auf vorläufige Suspenfion ber erzwungenen 
Behntablöfung. S. 595. Nochmalige Beſchwerde Über Größe und Art 
der. Entfchädigung. Protoc. 1839. S. 74. Gegenerklärung v. Baben. 
©. 318. Weitere Verhandlungen. ©. 545. ©. 631. ©. 644. ©. 869. 
©. 910. — 3) Beſchwerde des Kürften v. Leiningen gegen Baden. 
Protoc. 1839. S. 590. Des Grafen v. Leiningen Billigheim 
baf. ©. 701. — 4) Beichwerbe des Fürften v. Iſenburg und bes 
Grafen von Solms-Rödelheim gegen Kurheffen wegen Berle- 
sung ihrer flanbesherrlicdyhen Rechte durch die Gemeindeorbn. v. 23. 
Detbr. 1834. Protoc. der B. V. 1838. ©. 749 f. &. 856. 879. 894. 
933. 959. 1033. Protoc. 1839. S. 126. 370. 869. Beſchl. ber 8. 
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deutfchen Bundesacte Art. XIV erwähnten 1806 und fpäter mit- 
telbar gewordenen vormaligen Reichöftäande mit ihren Samilien 
und diejenigen, welchen bie in ber Bunbdesacte garantirten Rechte 
durch Bundeöbefchluß beigelegt worden find. Es find deshalb 
nicht alle Standeöherrn der einzelnen Bundesflaaten ald Deut: 
fhe Standesherrn zu betrachten. Die ihnen in der Bundesacte 
beigelegten Rechte find theils perfönliche, theild dingliche 
in fo fern 2), als fie den Befiß eines früher reichdunmittelbaren, 
reichsftändifchen Gebiets (einer Standeöherrfchaft) voraudfegen, 
und flehen entweder allen Gliebern ber mittelbar gewordenen 
fürftlihen oder gräflichen Häufer, oder nur den ⸗Häuptern⸗ 
berfelben zu. Der hohe Adel ald Geburtöftand bedingt zweifel: 
108 auch die Zuftändigkeit der dDinglichen Borrechte dergeftalt, daß 
fie nicht auf jeden Erwerber der Standeöherrfchaft übergehen; 
bie perfünlichen, mit dem Geburtäftand verknüpften, Rechte da: 
gegen gehen durch Weräußerung der flanbeöherrlichen Befibung 
nicht verloren 3). Auch können die Mediatifirten nur für ihre frü- 
ber reichsunmittelbaren Befigungen, nicht für ſpätere (nicht bereits 
ftandeöherrliche) Erwerbungen die bundesrechtlichen Borrechte in An⸗ 


nennungen: Stanbeöheren, Mebiatifirte, mittelbar geworbene Für: 
ſten und Grafen, und das firenggenommen Unrichtige ber beiden 
lehten Bezeichnungsweifen |. Klüber, öffentl. Recht. $. 301. Not. g. 
— Ein genaues Verzeichniß fämmtlicher Standesherrn im Sinne ber 
beutfchen Bundesacte f. bei Klüber, öffentl. Recht, im Anhange. 
©. 815— 846. 

Auch die deutſche B. A. unterfcheidet zwifchen den Rechten, die ihnen 
in Kückſicht ihrer Perfonen, Familien und Befigungen zu 
fteben. 

Versi. Klüber, öffentl. Recht. $. 306. Not. d. Nicdyt redjtfertigen 
läßt fidy die Anficht von Drefch, Abhandl. &. 206, daß aud) der 
hohe Abel und die Ebenbürtigfeit durch Veräußerung ber 
Standesherrfhaft verloren gebe. Dagegen fpricht auch bie 
Analogie bes NReichsdeput. Hptichl. v. 1803, welcher im $. 48. allen 
abtretenden geiftlichen Regenten ihre perfönliche Würde mit dem 
davon abhängenden Range und petfönliche Unmittelbarkeit re- 
fervirte. Man könnte demnach foldye, welche ihre Stanbesherrfchaft 
veräußert haben, fiandesherrliche Perfonaliften nennen. 


2 


Nass 


3 


—f 
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fprucd zu nehmen. Weber die Erforberniffe einer gültigen Wer: 
außerung müffen die Familien- oder Haudgefege und in subsi- 
dium die Grundſätze des deutſchen Privatfürftenrechts entfcheiden, 

U. Was dad Verhältniß der Standesherrn zur Staatögemalt 
und zur Landesgefehgebung betrifft, fo haben fie entfchieben 
gar feineLandeshoheit mehr, auch Beine fubjicirte. Es kann 
Daher ftreng genommen auch nicht mehr von-Unterthanen bderfels 
ben die Rede fein 9. Dagegen gehören fie felbft ohne Zweifel zu 
den Unterthanen, wenn fie auch mit ihren Familien die pri⸗ 
vilegirtefte Claſſe/ bilden follen, und fie haben die allgemeinen 
Rechte und Pflichten der Unterthbanen, in fo weit nicht eine 
Ausnahme zu ihren Gunften gemacht if. Sie find daher hin⸗ 
fichtlich ihrer Perfonen, Samilien und Befigungen der 
Landesgeſetzgebung unterworfen‘5), welche jedoch die ihnen 





4) v. Berg, Abhandi. ©. 138. u. Erome u. Jaup, Germanien. Bd. 
TI. ©. 364 f. Bemerkenswerth ift Übrigens bie Verſchiedenheit ber 
- eheinifhen und der deutſchen Bunbesacte binfichtlich der allge 


meinen Begränzung ber ihnen bleibenden Gerechtſame. Jene 


beftimmt pofitiv, welche Rechte in der Souveränetät enthalten fein 
follen (Art. 26.), und läßt ihnen im Art. 27. alle droits seigneuri- 
auk et f6odaux non essentiellement inhörens & la souverainete (b. 
b. wohl alle, welche ber Art. 26. nicht nennt); bie deutſche Bundes⸗ 
acte dagegen fpriht ihnen alle „zu ber Staatögewalt und zu ben hö⸗ 
bern Regierungsrechten“ gehörenden Befugniffe ab, ohne eine Auf: 
zählung berfelben zu geben. 

5) Denn die Bundesacte orbnet fie überhaupt mit ihrem Gigentgum und 
fonftigen Rechten der Staatsgemwalt und ben höhern Regie 
rungsrehhten unter und erwähnt ausdrücklich, daß fie die ihnen zu 
belaffenden Rechte „nach Vorſchrift ber Landesgefege« auszu⸗ 
üben haben, „welchen fie fowie ber Militär-Verfaffung und ber 
DOberaufficht der Regierungen — unterworfen bleiben.“ - Das Recht 
der Landſtandſchaft ſichert ihnen den gebührenden Einfluß auf die 
Geſetzgebungz ein darüber hinausgehendes Veto gegen alle das Ei⸗ 
genthum betreffende Geſetze ihnen beizulegen, iſt etwas in einem or⸗ 

ganiſirten Staat rechtlich Unmögliches, und es iſt geradezu undenkbar, 
daß man bei der Aufſtellung des Art. 14 bie Staatsgewalt ſelbſt 
dem ‚negirenben - Privat: Intereffe einzelner Privilegirter babe unter: 
orbnen wollen. | 
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von Bundeswegen zugeficherten Rechte nicht kränken darf, und, 
wo ed noch nicht gefchehen fein follte, diefe Rechte ihnen ein⸗ 
räumen muß. Insbeſondere läßt ſich nicht behaupten, daß durd) 
Art. 14. lit. c. der Bundesacte, worin ihnen” alle Rechte zuge: 
fprochen werden, welde „aus ihrem Eigenthum und beflen un- 
geftörtem Genuſſe herrühren-, biefes Eigenthum den auf allge: 
meinen Gefetzen beruhenden Befchränkungen des Privateigenthums, 
neuen Zwangs⸗, Ablöfungs-, Erpropriations-, Gemeinheitsauf- 
hebungs⸗, Pfand⸗ und Hppothelen-Gefegen eritzoger ober deren 
Sültigkeit von der Einwilligung der Stanbesherrn abhängig ge- 
macht fei 6). Ebenſo find die Standesherren der richterli⸗ 
hen Gewalt der einzelnen Bundesſtaaten ſelbſt hinfichtlich der 
rüber die Anwendung ber in Gemäßheit des läten Art. ber Bun: 
desacte erlaffenen Verordnungen oder abgefchloffenen Verträge ent: 
fiehenden Streitigkeiten- unterworfen. Die Regulirung ihres 
Rechtsverhältniſſes in den einzelnen Bundesflaater kann zweifel: 
los auch einfeitig auf dem Wege der Geſetzgebung geſchehen, 
wobei die Analogie der baierifhen Verordnung von 1807 zu be: 
achten iſt; ihre Vorrecht iſt aber, daß fie im Fall einer einfei- 


6) Die Stelle fagt nicht mehr als Art. 27 ber Rheinbundsadte, d. b. 
fie garantirt den Standesherrn den Befis ihrer Domainen als 
Privatgüter und befeitigt alle befondere Anſprüche, welche vielleicht 
auf den Grund der frühern rechtlichen Natur diefer Domainen, ins⸗ 
befondere wegen ber barauf haftenden Berbindlidykeit zur Beſtreitung 
ber Koſten ber Landesverwaltung, von Staatswegen gegen fie ge⸗ 
madyt werben Fönnten, Diefe, ohne Zweifel richtige, Anficht iſt be⸗ 
fonders gut entwidelt in der Erklärung v. Hannover, betr. die 
Beſchwerde des Fürſten v. Bentheim über die Hannov. Ablöfungss 
ordnung dv. 1833 in den Protocol. der Bundesverfammi. v. 1837. 
$. 15. &. 11 f. S. audy die beiflimmende Erklärung vom Königr. 
Sachſen in benf. Protoc. 1838. S. 846 f. und beffen frühere Ab⸗ 
flimmung in den Protoc. v. 1834. $. 42. — Hinfihtl. Würtem- 
berg’s f. Mohl, Wärtemb. Staater. TH. I. ©. 483. — E. ©. 
Badhariä, die Souveränetäts-Redyte der Krone Würt. in ihrem 
Verhältniffe zu dem flandesherrl. Eigenthumsredhte. Heidelb. 1836. 
— Reyſcher, die grundherrl. Rechte des Würtemb. Adels. Tübing. 
1836. 
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tigen zu ihrem Nachtheil erfolgten legislativen Erklärung 
der ihnen durch die Bundesacte zugeficherten Rechte den Re: 
curd an die Bundeöverfammlung haben 7). 


$. 98. (. 74.) 
c. Die einzelnen Vorrechte ver deutſchen Standesherren. 


1 Bu den perfönlihen VBorrechten gehört: 

A. fortan nichtd defloweniger- d. b. obgleich die Vorausſe— 
gungen dazu weggefallen find, „der hohe Adel und das Recht 
der Ebenbürtigfeit, in dem bisher damit verbundenen Be⸗ 
griffe.» (Bundedacte Art. 14. lit. a.) Daß die Bundesacte hier: 
bei die Ebenbürtigfeit mit den fouveränen Häufern im 
Auge habe, Fann vernünftiger Weiſe nicht bezweifelt werden 1). 
Auch ift durch den Bund eine diefer Ebenbürtigkeit entfprechende 
Beftimmung in Betreff der gegen die Zürften und Grafen zu 
beobachtenden Gourtoifie gemacht worden 2). Bedingung für die 


7) Wiener Schlußacte Art. 63. (Oben ©. 472). 

1) Dafür fprehen 1) ber Ausdrud und Zweck biejer Beftimmung ber 
Bundesacte; vergl. auch Acten des Wiener Congr. Bd. II. ©. 437. 
443. 2) Die Wiener franzöfiihe Ueberfegung der Bundesacte, weldye 
bei dem Acte final du congrös als Beilage befindlidy ift und das 
Wort Ebenbürtigkeit mit dem Zuſate überfegt: „le droit de nais- 
sance egale avec les maisons souveraines.‘ 3) Die Bundesbe⸗ 
ſchlüſſe v. 18. Xug. 1825 und 13. Febr. 1829 (v. Meyer's Staates 
acten II. S. 284. ©. 347), welche von-ihrer „Ebenbürtigkeit mit ben 
fouveränen Häufern“ reden; 4) bie übereinſtimmende Erklärung 
des Ausdrudd der Bundesacte in den das Werhältniß der Standes: 
herrn regulirenden Landesgefegen. Deffen ungeachtet ift die Eben- 
bürtigkeit mit den fouveränen Häufern in Folge unrichtiger Prämif- 
fen und feldftgebildeter Schwierigkeiten in Zweifel geftelt von Kluü⸗ 
ber, in deflen Abhandl. und Beobachtung. Bd. I. 9. 223 f. vorzügl. 
S. 377 f. Deffen, öffentl. Recht. $. 303..Rot. g — m. ©. aber 
dagegen ſchon Heffter in den Beiträgen zum beutfch. St. u. Für: 
ſtenrecht. S. 57. 83. 100 f. 

2) Die Eourtoifie für die mebiatifirten Kürften betrifft der Bun⸗ 
desbeſchl. v. 18. Aug. 1825. „Die fouveränen Zürften und freien 
Städte Deutfchlande haben ſich dahin vereinigt, daß den mittelbar 
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Ebenbürtigkeit ift aber natürlich auch fernerhin die Abflammung 
aus haudgefeglich gültiger und ebenbürtiger Ehe. 

B. Das umfaffendere und auch der Landedgefehgebung gegen: 
über garantirte Recht der Autonomie in Betreff ihrer Güter 
und KamiliensBerhältniffe 3. Dabei iſt jedoch die Frage be: 


gewordenen, vormals reicheftändifchen -Zamilien, ein ihrer Eben: 
bürtigkeit mit den fouveränen Häufern angemeffener Rang und 
Titel gewährt, und den Fürften das Prädicat: Durchlaucht, er: 
theilt werbe.» Unter Bezugnahme auf biefen Beſchluß und mit ber: 
felben Motivirung erklärte dann ber Bundesbeſchluß v. 13. Febr. 
1829 über die Gourtoifie für die mebdiatifirten Strafen: »— -fo 
wird nunmehr auch den Häuptern ber vormals reichsftändifchen 
Gräflihhen Familien bie nadygefuchte Auszeichnung durch Verlei⸗ 
bung bes. Präbicats „Erlaudt« gewährt.» — In Folge hiervon 
find von den einzelnen Bunbesftaaten bei ber Bundesverfammlung 
diejenigen fürftlichen und gräflicden Häufer zur Anzeige gebracht 
worben, welchen hiernach das Prädicat „Durchlaucht⸗ und resp. „Er: 
laut» zulomme. Vergl. die Verzeichniffe und Nacdyweifungen in v. 
Mayer’s Staatsacten. II. ©. 284 f. 347 f. Vergl. auh Klüber, 
öffentl. R. 8. 303. Not. q. Ausführlich Handelt von dieſem Gegen: 
ftande Pernice, Quaestion. de jure publico german. Part. ll. Hal. 
1831. befonders Cap. II u. II. Nähere Beftlimmungen über Titel 
u. fe w. über Gebraudy des Ausdrucks „Wir⸗, Unzuläffigfeit 
des Zuſatzes „regierend« oder „von Gottes Gnaben« finden ſich 
in den einzelnen Bundesſtaaten. Vergl. Weiß, heſſ. Staater. I. ©. 
290. Daffelbe gilt von dem Rechte eine Ehremwade zu halten, von 
dem Anfprudy auf Zrauergeläute, Erwähnung im Kirchengebete u. 
dergl. 
Aufredhthaltung ber beftehenden Familien⸗Verträge nad ben 
Grundfägen der frühern deutfchen Werfaffung, — Befugniß zu ver- 
bindlidyen Verfügungen über ihre Güter und Familien sBerhältniffe, 
welche jedoch dem Souverain vorgelegt und bei den höchſten Landes⸗ 
ftelen zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht werben 
müffen. — Unanwenbbarkeit aller bisher dagegen erlaffenen Verord⸗ 
nungen für künftige Fälle. Bundesacte Art. 14. lit. c. No. 2. Vergl. 
überh. Klüber, über „ſtandesherrl. Familien-Autonomie und 
Bamilienverträge, im Sinne ber teutfch. Bundesacte und nad) 
‚ Beftimmungen teutfcher Bundesſtaaten⸗, in ben Abhandl. u. Beob⸗ 
achtungen. Bd. I. ©. 83 f. 154. 


Nat 
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firitten, ob fich die Beflimmung der Bundesacte in den Worten: 
"Alle biöher dagegen erlaffenen Verordnungen u. |. w.“ blos 
auf die unmittelbar vorher erwähnte Befugniß zur Errichtung 
neuer Familien: Statute, oder auch auf die Aufrehthal- 
‚tung ber vach den Grundfägen der frühern deutfchen Verfaffung 
errichteten Altern. Familien Verträge beziehe? Lebtered ift das 
NRichtigere, und man muß annehmen, daß die Abficht der Bun: 
dedaete gewefen fei, diefe älteren FamiliensQerträge auch da, wo 
fie inzwifchen durch Verordnungen der Soͤuveraine des Rhein: 
bundes aufgehoben waren (jedoch ohne rüdwirfende Kraft), wie: 
der herzuftellen %)% Auch die Beſtimmung der Bundesacte, 


4% Kür das Erftere hat fi erllärt: die Interpretation bes Königl. 
Preuß. Minifteriums der auswärt. Angelegenheiten v. 27. Juni 1827, 
abdebr. bei Klüber a. a. O. ©. 145 f. und nad ihr Pernice, 
Observ. de principum comitumque subjectorum juris privati mu- 
tata ratione. Halae 1827. Ferner Klüber, Öffentl. Recht. $. 306. 
Rot. a. und ausführlich in der Note 3. angef. Abhandl. ©. 121 ff. 
Die Gründe für diefe Anficht find: 1) die Bundesacte fpreche von 
„noch beftehenden« Kamilienverträgen und nicht von „Wieberhers 
ſtellen fondern von „Vufrechthalten⸗ berfelben, was unmöglich 
auf die zur Zeit bes Rheinbundes durch Iandesherrliche Verordnun⸗ 
gen aufgehobenen Familien= Verträge bezogen werben könne. 2) 
Der Wortftelung nad) laſſe fi der Satz: „Alle bisher dagegen er⸗ 
laffenen Verfügungen u. f. w. nur auf bie unmittelbar vorber er⸗ 
wähnte „Befugniß« beziehen, wofür aud) die franzöfifche Ueberfegung 
der Bundesacte fpreche, indem fie fage: „Les lois par lesquelles 
oette faculld a ôté restreinte jusqu’ici, ne seront plus applicables 
aux cas à venir.“ 3) Durch unbebingte Wiederherftellung ber auf: 
gehobenen Kamilien » Statute hätten leicht Rechte britter Parteien 
verlegt werben können und man habe Überhaupt mehr das Tünftige 
Verhältniß der Mediatifirten reguliven, als Über bie Vergangenheit 
beftimmen wollen. — Allein biefe Gründe können nicht als entfchei- 
dend betrachtet werben. Ca fpricht vielmehr für die entgegenftehende 
Anfiht: 1. Der Geiſt und Zweck des Art. 14. Man wollte den 
f. g. Mebiatifirten, um das an ihnen verübte Unrecht fo viel als 
möglich zu mildern, offenbar Alles von ihrem frühern Rechtszuſtande 
gewähren, was fich mit den veränderten Verhältniffen noch vereinis 
gen ließ. Deshalb. die Erklärung Über ihren Stand, ihre- Eben 
bürtigkeit u. |. w. So konnte man aud, ihre älteren Familien⸗ 

Bahariä’s Staatsrecht. Ir Bb. te Aufl. 31 
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"daß Die neu errichtetin Familien Statute dem Souverain vor- 
gelegt werben follen», ift in den emzelnen Bundesſtaaten in 


Statute aufrecht erhalten und mußte es thun wegen bes innigen 
Zufammenhanges ihrer Beftimmungen über Erbfolge, Mißheirath, 
Primogenitur u. f. w. mit dem zu erbaltenden Standesverhältniſſe. 
. Rüdwirkende Kraft für das, was in der Zwiſchenzeit gefchehen war, 
fonnte und follte aber biefe Wieberherftelung nicht. haben. Mithin 
war eine Kränkung wohlerworbener Rechte dritter Perfonen nicht zu 
beforgen. 2, Die Gefhichte der Entftehung des Art. 14. der Bun: 
besacte. In den der YBundesacte vorausgegangenen Entwürfen war 
ausdrüdlich ausgefprodhen, „baß alle Gefebe und Berorbnungen, wo⸗ 
durch die auf Verträgen und andern rechtlichen Ziteln beruhenden: 
Primogeniturs und Kamilien- Einrichtungen aufgehoben, die Stamm: 
guts> Eigenfchaft der Kamilienbefigung vernichtet und das alte Fa- 
miliengut der Dispofition des gemeinen Rechte unterworfen worben 
fey, „außer Wirkung geſetzt feyn follten.« &o in ben Preuß. Ent- 
würfen bei Klüber, Acten des W. Congr. Bd. II. S. 36. 60. 
Ebenſo deutlid in dem Defterreich. Entw. bei Klüber a. a. O. 
&. 319. u. &. 360. wo es heißt: „Die vor Errichtung des Rhein⸗ 
bundes beftandenen Familien⸗-Verträge werben aufredht erhalten 
und es Tann ohne Einwilligung fämmtlicher Agnaten kein neuer. er 
richtet werden. Alle dagegen feit Errichtung des Rheinbundes erlaf- 
fenen Verorbnungen werben außer Wirkfamkeit geſetzt.“ Dadurch 
aber, daß im legten Entwurfe der Bunbesacte in Kolge eines Baier. 
Antrages (Klüber’s Acten II. ©. 361.) eine Beftimmung über die 
Rotbwendigkeit der landesherrlichen Beftätigung u. f. w. bazwifchen 
gefhoben wurde, trennte man die früher näher verbundenen 
Säge und gab zu dem fpäter entflandenen Zweifel Veranlaſſung, 
ohne daß jedodh irgenbwo in ben Verhandlungen anges 
deutet würde, baß man bie früher klar ausgeſprochene 
Abfiht der Aufrehthaltung der frühern Familien-Ver—⸗ 
träge geändert habe. Im Gegentheile fpricht die franzöfifche 
Ueberfegung für die Kortbauer biefer Abficht, indem fie ganz alls 
gemein zufichert „Ze maintien des pactes de familles, conforme- 
ment & l’ancienne constitution de l’Allemagne“,. woßurd fie zugleich 
den aus ihr für bie Hier beftrittene Anficht entlehnten Beweisgrund 
entlräftet. 3. Die Ausbrüde „noch beſtehende Familien Verträgen 
und „aufrechterhalten“ ſtehen nicht entgegen. Denn ber lestere 
war au im öfterreichifchen Entwurfe gebraucht und da man, um 
bie Erwähnung des Rheinbundes zu vermeiden, ſich nur- auf bie 
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verfchiebenem Sinne. aufgefaßt; theils fo, daß dadurch überhaupt 
ihre verbindliche Kraft bedingt wird, theils nur fo, daß davon 
und von ihrer öffentlichen Bekanntmachung dürch bie oberfte Lan: 
deöftelle ihre Wirkung gegem dritte Perfonen abhängig gemacht 
iſt 5). 


„Grundſätze der frühern deutſchen Verfaffung/ bezog, To mußte noth⸗ 
wendig ber Ausdruck „beſtandene/ in «beftehende« umgeändert wer: 
den, und ‚man wollte dadurch ausbrüden, daß alle Bamilien= Ver: 
träge, welche nad) ben Grundfägen ber frühern deutfchen Verfaffung 
als nod) gültig zu betrachten feien, aufrecht erhalten werden, und 
daß alle gegen biefe Anfrechterhaltung erlaffenen Verordnungen : für 
künftige Fälle nicht weiter anwendbar fein "follten. Hätte man dieß 
nicht fagen wollen, fo würben theils die Worte mad ben Grundfägen 
ber frühern beutfchen 'Berfaflung« ganz müf fig daftehen, „eHeils 
würde man den Nechtszuftand des Mebiatifirten. nicht verbeffert, 
theils aber auch, gegen die Elar ausgefprochene Abficht, denſelben 
nicht in allen deutſchen Bundesftaaten „Übereinftimmenb», fondern 
höchſt ungleichförmig gemacht haben. ©. inshefondere Heffter a. 
a. 9. ©. 93 f. Auffallend if übrigens, daß Klüber u. Heffter, 
welche doch ganz entgegengeſetzter Anficht find, ſich gegenſeitig 
auf einander berufen. Doch ſcheint Klüber früher anderer 
Anſicht geweſen zu fein und ſagt auch noch in der Quellenfammlung 
3te Aufl. Erlangen 1830. zu Art. 14. der deutfchen Bundesacte (©, 
168. Not. 7.), die Worte: „Alle bisher, dagegen“ ı“ f. w. bezögen 
fih auf „Familienverträge aufrecht erhalten“, während er body zus 
gleich die eigene, gerade die entgegengefegte Anſicht burchführende 
Abhandlung in derſelben Rote allegirtz und dann wieder im Öffentl. 
Recht. $. 306. Not. a. den ihm beiftimmenden Pernice als feinen 
Gegner anführt. Für die hier vertheidigte Anſicht fprechen endlich 
die meiften den NRechtözuftand der Mebiatifirten auf“ den Grund ber 
Bundesacte normirenden particularrechtlichen Gefege und Vereinba⸗ 
rungen, namentlich das Badiſche Edict v. 16. Apr. 1819. $. 4.5 
das Baier. Edict v. 26. Mai 1818.35 die Würtemberg. Declara⸗ 
tionen für Taxis und für andere Standesherren $. 9. od. 10. (vergl. 
Mohl, Würtemb. Staatsr. Th. I. ©. 476.); Hannov. Verordn. 
v. 18. Apr. 1823. Art. 13. und Verordn. v. 9. Mai 1826. Art. 14. 
Vergl. die Auszüge aus diefen landesgefeslichen Normen bei Klü⸗ 

ber, Abhandl. I. ©. 134 f. 
5) So 3.8. im Heffen: Darmſtädt. Ediete v. 17. Febr. 1820. $. 10 
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C. ⸗»Privilegirter Gerichtsſtand und Befreiung 
vom aller Militair-Pflichtigkeit für ſich und ihre Fami⸗ 
lien.» Die rheiniſche Bundesacte ſprach den f. g. Mediatiſirten 
in Criminalfachen ein Gericht-ven Standeögenoffen zu. (Vergl. 
oben S. 149). Dieß ift nun zwar durch den Ausdrud der Bun 
desacte „Privilegirter Gerichtöftand“ nicht gewährt. Da aber bie 
Baier. Verordn. v. 1807, auf welche die Bundedacte hinfichtlich 
des für die Standeöherren zu begründenden gleichförmigen Rechts: 
zuſtandes verweift, denfelben auch: ein Gericht von Standeöge- 
noffen zufpricht, fo hat män hierauf die Behauptung gegründet, 
daß bieß in allen Bundesſtaaten gewährt werben müffe 6). Ue⸗ 
brigend bezieht fich der in der Bundesacte zugeficherte privilegirte 
Gerichtsſtand nicht blos auf die ftreitige Gerichtöbarkeit (Perfonal- 
und Realklagen), fondern aud auf Handlungen ber f. g. frei- 
willigen Gerichtöbarkeit, befonderd was Hypotheken, Vormund⸗ 
fchaften und Verlaffenfchaftsregulirungen betrifft 7). 

D. „Sie und ihre Familien bilden die privilegirtefte 
Claſſe in dem Staate zu dem fie gehören, befonderd in Anfe= 
bung ber Befteuerung« 8). In Folge hiervon find auch da, 
wo ſonſt dad, Steuereremtionen audfchließende, Gleichheits⸗Prin⸗ 
zip verfaffungsmäßig feftfteht, den Standesherren doch Befreiun- 
gen von gewiffen pecuniären Laften und Abgaben, insbefonbere 
Perfonal: Steuern, von Chauffeegeld innerhalb der Standesherr: 
fhaft, vom Zolle binfichtlich aller zu eigenem Hausbebarf erfor: 


6) Anerkannt iſt das Gericht von Standesgenoffen in Baiern durch 
das Edict v. 18185 in Heffen-Darmftadt durch das Edict von 
1820 (Weiß, Hefl. Staater. I. S. 293)5 in Hannover . 8. in 
ber Verorbn. für Bentheim. v. 1823. Art. 105 und für Aremberg 
v. 1826 Art. 11. S. auch die, fernere Beftätigung im Geſet üb. 
Aufhebung des privilegirt Gerichtöftandes v. 18. Aug. 1848. $. 7. 8. 
u. Verordn. v. 21. Zuli 1848. 8.4.55 — in Würtemberg. in 
den Declarationen und in der Verordn. v. 31. Dechr. 1829.- Vergl. 
Mohl, Würtemb. Staatsr. I. S. 480. 484. 

7) Kür Bentheim macht in Betreff des Hypothekenweſens eine Aus- 

nahme bie Hannov. Verordn. v. 21. Zul. 1848. $. 2. 

Vergl. Klüber’s Acten des W. Congr. Bd. IL &. 360 ff. 398. 

469. 487. 475. j 
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berlichen Gonfumtibilien, von Wohnungsfteuer und zuweilen auch 
von einen» Theile der Grundfteuer, eingeräumt 9). " 

E. »Unbeſchränkte Freiheit, ihren "Aufenthalt in 
jedem zu dem Bunde gehörenden, ober mit demfelben in Frieden 
lebenden Staate zu nehmen.« Dabei ift zwar ber Freiheit in 
fremde Dienfte zu treten nicht ausbrüdlich gedacht, fie folgt 
aber ald allgemeined Recht beutfcher Unterthanen aus Art. 18 
der Bundedacte und ift den Stanbesherren in einzelnen Bundes: 
ftaaten auch ausdrücklich, nur mit der Verpflichtung zur Anzeige 
beim Souverän, eingeräumt 19). 

DO. Borrehte, welche durch den Befiß einer Stan: 
dbesherrfchaft bedingt find. 

Dazu muß man rechnen: 

A. Dad Recht der Landflandfhaft in dem Bundesſtaa⸗ 
te, zu dem fie gehören, welches die Bundesacte ben Häuptern 
der flandesherrlichen Familien zufpricht 11). Daß dieſes Recht 
durch den Beſitz einer Standesherrfchaft bedingt fei, fagt bie 
Bundesacte zwar nicht ausdrücklich. Es folgt aber aus der Ana- 
logie der bier befonderd maaßgebenden frühern Reichs ftandfchaft; 
auch ift in den einzelnen Staaten das ftandeöherrlihe Recht der 
Landſtandſchaft ausdrüdlich an diefe Bedingung geknüpft 12). 


9%) Bergl. z. B. v. Mohl, Würtemb. Staater. Ih. I. S. 478 f. — 
v. Moy, bayer. Staater. Th. J. ©. 211 fe — Weiß, heſſiſches 
Staater. Eh. I. S. 300. No. XV. S. auch Hannov. Grundgef. $. 
28. Landesverf. Gef. $. 34. ©. jedoch in Betreff Bentheim’s bie 
Königl. Verorbn. v. 21. Zul. 1848. $.1. 11. 16.17. — Vergl. auch Überh. 
unten von ben Steuers&remtionen, insbef. $. 205. der 1. Ausg. 
Vergl. Klüber, Öffentl. Recht. 5.304. Rot. f. v. Mohl, Wür- 
temberg Staatsr. Th. I. S. 478. Daß das ſtandesherrliche Fami⸗ 
lienglied, um fich auf das bunbesgefegliche Recht berufen zu können, 
niht im Staatsbienfte flehen dürfe, verfteht fich von ſelbſt. ©. 
übrigens Weiß heſſiſch. Staatsr. SH. I. ©. 291. 
‚2, Wergl. Klüber’s Weberfiht der Verhandl. des W. Gongr. ©. 291 
ff. Deſſelb. öffentl. Recht. $. 292. Not. a. 
13) Baier. Berf. urk.-Zit. VI. $. 2. No. 4 Würtemb. Verf. ur. $. 
129. (vergl. Mohl, würtemb. Staatsr. Bd. I. ©. 468. 471.). Ba: 
diſche Verf. Urk. $. 27. 28. Heſſen⸗Darmſt. Verf. Url. $. 52. 
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B. Das Recht der Serichtöbarkeit (Ausübung der bürgerli- 
chen und peinlichen Serechtigkeitöpflege, in erfler, und wo bie Be- 
figung groß gemug ift, in zweiter Snflanz), Zorfigerichtöbarkeit, 
Ortspolizei und Aufficht über Kirchen- und Schulverwaltung und 
über milde Stiftungen 3). 

Alle diefe Vorrechte, welche den Mediatiſirten, fo lange die 
Bundesacte beflebt, nur mit ihrer Einwilligung entzogen 
werden bürfen, können aber nur in Betreff der früher (vor 1806) 
mit Landeshoheit befeffenen reihöunmittelbaren Beſitzun⸗ 
gen, nicht hinfichtlich fpäterer Acqufitionen oder bereits früher 
in andern Zerritorien belegener landfäffiger (ment auch zum 
Hausfideieommiß gehöriger) Guter in Anſpruch genommen werden. 
Auch bezieht fich die in der B. Acte Art.14. lit. c. ausgefprochene 
befondere Garantie der Rechte, welche aus ihrem Eigenthume 
und’ deffen ungeſtörtem Genuß herrühren⸗, nur auf die ſtandes⸗ 
herrlichen Befigungen im Sinne der Bundedacte 14). 


Kurheſſ. Verf. url. 8. 63. No. 2. Hannov. Grundgef. 8. 9. 
No. 2. Landesverf. Geſetz. $. 84. No. 2. Werfafl. Gef. v. 5. Septbr. 
1848. 5.36. No. 2 u.4. Bergl. auch Naffau. Patent v. 3/4. Novbr. 
1815., die Bildung der. Derrenbant betr. 

13) Bundesacte Art. 14. lit. c. No. 4. Ueber Mobdificationen und Erz 
weiterungen der allgemeinen Beflimmung der Bundesacte in den ein 
zelnen Ländern: Klüber, öffentl. Recht. '$. 305. — v. Mohl, 
Würtemb. Staater. Th. 1.8. 485 f. — Reyſcher Würtemb. Pris 
vatredht Th. I. $. 233 f. — Weiß, beififhes Staater. I. $. 302. 
323. — v. Moy, bayern. Staatöreiht. $. 67. — v. Dreſch, Ab: 
handlungen. S. 179 ff. ©. auch baier. Declaration v. 1807. Abfchn. 

D. E. F. G. 

14) Vergl beſonders die Ausführungen in ber oben S. 475 apgeführten 

“ nBeleuhtung» ©. 13 f. ©. 226 f. Ueber Abtheilung der auf 
den Domainen und Befisungen zur Beit der Subjection haften 
den Schulden hat zwar die Rheinbundsacte im Art. XXX. eine Ver⸗ 
fügung getroffen, nicht aber die deutfche Bunbesacte. Wo der Gegen 
ftand nicht regulirt fein fallte, würbe auch die Analogie der baier. 
Declaration von 1807. Abfchn. H. u. I. zur Grundlage ber Vereins 
rung ober fonfligen Regulirung genommen werden müffen. Auch 

rer die flanbesherrlichen Beamten. und Behörden, Verleihung von 
iteln u. f. w. bat die Bundesacte nichts beftimmt. In der baier. 
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uU. Der Stand der Prälaten. 


Mofer, Bon den teutfch. Neichsftänden II. Buch, 3tes Kap. (S. 
7137 f.) Derfelbe Von der KReicheftände Landen. Buch IH. Kap. 
11. &. 910 f. und on der teutfch. Untertbanen Rechten u. Pflich⸗ 
ten. Buch II. Kap. I. II. S. 272 f. Sted, Abhandl. aus dem 
Staats u, Lehenrechte.. Halle 1757. ©. 63 f. — Vergl. S. Sus 
gentheim, Staatöleben bes Klerus im Mittelalter. Berl. 1839. 
Vd. I. ©. 66 ff. 


Obwohl der Werfuch der Hierarchie, die Bifchöfe und andere 


Prälaten auch hinfichtlich ihrer Beſitzungen und weltlichen Rechte 
der Paiferlichen Obergewalt ganz zu entziehen, durch ben Aus: 
gang, welchen ber von Gregor VII angeregte Inveftiturftreit nahm, 
völlig fcheiterte 1), fo behaupteten fich doch die höhern geiſtlichen 
Würdenträger in ihren, fhon.fruh (theilweife ſchon durch Privile⸗ 
gien Karls des Großen und Lubwigd bed Frommen) erhaltenen 
Smmunitätörechten, befonders ber Freiheit der geiftlichen Befigun: 
gen von der Jurisdiction der königlichen Beamten: (Grafen) 2) 


1) 


2) 


Declar. v. 1807. handelt davon der Abfchn. L. Ueber den Lehens- 
verband ſ. diefelbe Declar. Abſchn. M. und oben ©. 158 f. 
Bedeutung bes zu Worms errichteten Concordatum Calixtinum v. 
23. Septbr. 1122, durch welches die Abhängigkeit (Lehenbarkeit) der 
weltlichen Rechte (der Regaliew) der Bifchöfe und andern Prälaten 
von. Kaifer u. Reich anerlannt werben mußte. „Electus autem Re- 
galia a Te (Imperatore) recipiat.“ Gegen bie einfihränlende Erflä- 
rung von Poffe, von der Sonderung reiheftänd. Staates und Pri- 
vatverlaſſenſchaft. S. 13 f. ſ. Eihhorn deutſch. St. u. Rechtsgeſch. 
Th. 11.$. 300. Erfte Anmerk. (8. 424 f.) S. au Dertel, Staates 
grundgel. ©. 5 f. 

Eine allgemeine Beftätiguug gab Kaifer FriederidyI in ber be: 
tannten Const. de jurib. Principum ecciesiasticorum d. d. Frank⸗ 
furt 26 Apr. 1220, welche, neben andern Berzichten des Kaifers, 
Einfchränkung der Rechte dev Schirmoögte u. f. w., auch die Zuſicherung 
enthält: „Inhibemus — ne quis officialium nostrorum in civi- 


"tatibus eorundem Principum, jusisdictionem aliquam sive in te- 


loneis, sive in monetis, seu aliis officiis quibuscunque 8653 ven- 


dicet — — sed Princeps et-Dominus ejus (d. b. eines seiſtlichen 


Territoriums) in ea plena gaudeat potestate.““ 
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und erwarben felbft die Rechte der Grafſchaft, welche fpäter in 
Landeshoheit üubergingen, fowie dad daburch beflimmte Recht der 
Reichsſtandſchaft 3). In analoger Weiſe erlangten diejenigen geift- 
lichen Gorporationen (Klöfter und Stifter), welcdye einer landes⸗ 
berrlihen Vogtei unterworfen (landfäffig) blieben, vermöge ihres 
großen Grundbefiged und der darüber zuflandigen Gerichtsherrlich⸗ 
keit, bei der weitern Entwidelung ber Zerritorial-Berfaflung, das 
Recht der Landftandfchaft und andere Privilegien bed niedern 
Adeld oder der landfaffigen Ritterfchaft und übten diefelben durch 
ihre Borgefeste (Prälaten) aus. (Prälaten⸗Curie in den äl= 
tern Iandfländifchen Verfaſſungen.) Auch erhielt fi) diefer, ber 
Regel nad) erfte, Stand felbft nady der Reformation in prote= 
ftantifchen Ländern, 3. B. in Würtemberg, Braunfchweig, den 
bannoverfchen Landen, in Kurfachfen und andern Zerritorien 9). 

Eine Berminderung erfuhr der Pralatenftand im Reiche 
fchon durch den weftphälichen Frieden 5). Vernichtet wurde aber 
feine politifche Exiſtenz in der Reichsverfaſſung erft dur 
die große Säcularifation des Reich8= Deputationd: Haupt: 
ſchluſſes v. 1803, in welchem aber zugleich über die Suftentation 
der abtretenden geiftlichen Regenten und der Mitglieder der Dom: 
und freien Reichöftifter Beflimmung getroffen wurbe 6). Hierauf 


3) Berg. Eihhorn, deutfh. St. u. Rechtsgeſch. TI. $. 292. Beiftliche 
Ehurfürften, Fürftbifhöfen. gefürftete Aebte. Mofer, v. 
ben teutſch. Neidjefländen ©. 372 f. 552 f. ©. 739 f. Geiftliche 
Bank im Reiche: Fürftencollegium bis zum Lüneviller Frieden. Vergl. 
oben $. 31. No. II. Leift, Staater. $. 76. 
Vergl. 3. B. Privilegia der Braunfhw. Wolfenbütt. Landſch. 
v. 1710. Art. 60-66, wo es zu Anfang ber Privilegia specialia für 
den Prälaten= Stand heißt: „Der Praelaten Stand als eine fon- 
derbahre Seule.und Zierde diefes Fürſtenthumbs, fol 
nicht in Abgang kommen, derfelbe auch bei freier Adminiftration der 
GloftersGüther -— gelaſſen werben.“ Theilweiſe giengen bie Präs 
latenrechte auf Univerfitäten über. Haufen, von dem Prälatenrechte 
her Itniverfitäten, in Kopp’s nieberfächf. Archiv f. Zurisprubenz. 

No. 6. 

orn, beutfche St. und Rsgeſch. Th. IV. $. 522. 

:Dep. Hptſchl. v. 1803. $. 4758. Vergl. oben 8. 35. 


4 


—f 
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bezieht fich, neben dem fonftigen Inhalt, die Verfügung der beut- 
fhen Bundesacte Art. 15: 


„Die Fortdauer der auf die Rheinſchifffahrts⸗Octroi 
wangewiefenen, birecten und fubfidiarifchen Renten, die 


adurch den Reichsdeputationsſchluß vom 25. Febr. 1803, 


„getroffenen Verfügungen, in Betreff des Schuldenwefens 
„und feftgefeßter Penſionen an geiftliche und weltliche 
„Sndivibuen, werden von dem Bunde garantirt.” 

"Die Mitglieder der ehemaligen Dom: und freien- 
„Reichäftifter haben die Befugniß ihre durch den er: 
„wähnten Reichs: Deputations: Schluß feftgefeßten Pen: 
„fionen ohne Abzug, in jedem mit dem deutfchen Bunde 
win Frieden lebenden Staate verzehren zu dürfen“ 7), 


Schließlich beftimmte der Art. 15. der -Bundesacte noch: 


— 


„Die Berathung über die Regulirung der Suſtentations⸗ 


- »Gaffen und. der Penfionen für die überrheinifchen 


„Biſchöfe und Geiftlichen, welche Penfionen auf die Beſitzer 
„des linken Rheinuferd übertragen werben, ift der Bun: 
„besverfammlung vorbehalten. Diefe Regulirung ift bin- 
„nen Jahresfriſt zu beendigen; bis dahin wird die Bezah: 
„lung der erwähnten Denfionen auf die bisherige Art fort: 


„gejeßt“ 8), 


7) Vergl. Kluͤber's Ueberfiht der Verhandl. ©. 458 f. XActen bes 


8 


Nu 


W. Eongr. Bb..I. S. 470. 489. ©. auch Protoc. der B. 3. 1821. 
$. 140. 259. und 1823. $. 113. S. 373 — 379. Beſchl. v. 26. Yun. 
1823, wonach biefe Penfionen dadurch nicht von ber landesgeſetz⸗ 
lihen Befteucrung erimirt find. Klüber, Öffentl. R. $. 235. 
Not. a. Weber den Kürften Primas und: die Diener bes Großher- 
zogth. Frankfurt f. Wiener Songreßacte. Art. 45. u. Protoc. der B. 
V. 1823. ©. 748., wonach ſich die Garantie der Bundesacte Art. 
15 hierauf nicht mit bezieht. | 
Der hierauf bezügliche Bundesbefchluß ift v. 14 Zuli 1817. ©. benf. 
u. andere auf die »transrhenanifche Suftenitations-Angelegenheit» be⸗ 
zügliche Erklärungen von Euremburg, Frankreich, Bern u. Bafel zu⸗ 
fammengeftellt in v. Meyer’s Staatsacten Th. I. ©. 80 f. ©. 
auch über bie vöige Erledigung derſelben Angelegenheit: B. Beſchl. 
v. 10. Zuni 1824. daf. ©. 243 f. , 


490 Staatsr. d. Bundesſtaaten. — Verfaſſungsrecht. ($. 99.) 


Abgefehen von der Kortdauer der Prälaten=Eurie in einigen 
landftändifchen ProvinzialsVerfaffungen ift der Präalatenftand 
in den neuern VBerfaffungen verfhwunden. Was in ben 
neuern Verfaſſungsurkunden über Landſtandſchaft katholiſcher und 
evangelifcher Geiftlichen vorfümmt, kann mit ber Bedeutung des 
Drälatenftanded in den Altern Verfaffungen nicht verglichen wer- 
den. Grund und Zwed diefer Vertretung ift ein anderer 9). 


$. 100. (. 76.) 


III. Die geiftlichen Nitterorden. 


Schriften über den beutfchen Orden und den Johanniter-Orden Überhaupt 
f. in Pütter’s Eitteratur. Th. IIL.©. 212 f.u. Klüber’s Fort: 
fes. $. 999. 1000. Weber bie ftaatsrechtl. Verhältniffe diefer Orden 
im beutfchen Reiche f. 3. 3. Mofer, Zeutfches Staater. XXXIV. 


9) In Braunfhmweig war zwar nad) ber Landſch. Ordn. 0.1820. $. 2. 
4. die Berechtigung ber Prälaten infofern beibehalten, baß fie, ohne 
eine befondere @urie zu bilden, zur Hälfte in der IAflen, und zur 
andern ‚Hälfte in der 2ten Section der gefammten Landfchaft ihren 
Platz gefunden hatten; in ber neuen Landſch. Ordn. v. 1832 iſt aber 
auch dieſes weggefallen. Eine gewifle Vertretung ber proteftanti- 
ſchen Stifter und Klöfter Fam noch vor: 1) in der allgemeinen Stän- 

‚ beverfammlung bed Könige. Hannover, wo nach dem Patente v. 
1819 bie Aebte zu Loccum und zu St. Michaelis (zu Lüneburg) in 
die erfte, und.6 Deputirte der Stifter in die zweite Kammer ge- 
rufen werden follten. Das Staatögrundgefed und das Lanbesverf. 

Geſetz befihräntten bie Zahl ber Stiftsbeputirten quf drei, fügten 
jedoch drei vom König wegen bes Klofterfonde Srnannte hinzu. Das 
Berfafl. Gef. vom 5. Septbr. 1348. $. 31 verfügt bie völlige Auf: 
hebung der ſechs näher bezeichneten Mannöftifter und bie Vereinigung 
ihres Vermögens mit dem Kloftergut. 2) In der Kurheffifchen 
Verfaſſung, wo nady $. 63. der Verf. Url. einer von ben Obervor⸗ 
ftegern ber abeligen Stifter Kaufungen und Wetter zur Stänbever- 
fammlung berufen wird und auch bie Stifter Fiſchbeck und Obern⸗ 
kirchen als Wahlberechtigte vorfommen. Vergl. jedoch Verf. Urk. v. 
1852. $. 41. 3) Im Königr.-Sachfen, wo nach $. 63. der Verf. 
Url, das Hochſtift Meißen, das (kathol.) Domftift St. Petri zu Bu⸗ 
difin und das Collegiatſtift zu Wurzen Deputirte ‚zur erſten Cam⸗ 

‚ mer fenden. 
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25..©.387f. — Derfelbe Bon Zeutihland u. beff.. Staatöverf. 
überh. S. 111 f. Won ber Reicheflände Landen. Buch II. Kap. II. 
©. 914 f. Bon der Unterthanen Rechten u. Pflichten, Buch III. 
Kap II. S. 347— 380. Bon der Tanbeshoheit überhaupt. Kap. 
VII. ©. 144 f. ©. 96. 110. 125. 151. Ron ben teutfch. Reiche: 
ftländen. ©. 554 f. 563 f. — Staats-Lexikon von Notted und 
Welder Bd. XI. S. If. — 8 v. Biedbenfeld, Geſch. und 
Verfaſſung aller geiſtlichen u. weltl. Ritterorden. Weimar 1840. 
2ter Bd. 1841. ©. auch ausführliche Nachweiſungen über bie 
Schickſale diefer Orden in neuerer Zeit bei Klüber, öffentl, Recht. 
g 234. Rot. b. u. c. 


Der deutſche Drden und der Johanniter-Orden hatte 
zum Theil Reihdunmittelbarkeit, Landeshoheit und 
auh Reihöftandfchaft erlangt, indem ber f. g. Hoch: m. 
Deutfchmetfter gleih nah den unmittelbaren Erzbifchofen, 
und der f. g. Johannitermeifter unter den gefürfteten un: 
mittelbaren Prälaten mit Virilſtimmen ihren Platz auf der geift: 
lichen Bank des Reichöfürftencollegiums einnahmen. Doc ‚wurde 
ihnen Reichöunmittelbarkeit und Landeshohnit Hinfichtlich mehrerer 
Befitungen, z. B. von Öefterreih ), Baiern und Heffen 
“ beftritten, und in. mehrern Territorien waren ihre Güter (Com: 

menben) entſchieden landſäſſig geworden 2). | 

Durch den weftphäl. Frieden Art. XI. 8. 3. verlor ber 
Sohanniter- Orden einige Commenden an Medlenburg und erlitt 
auch fonft anfehnliche Verluſte, deren Reftitution die Wahlcapitu: 
lation Art. X. 8. 8. zufagte Dem deutfchen Orden wur: 
de 1796 von Preußen die Landeshoheit über anfehnliche Bezirke 
in Sranfen entzogen. Durch eine einflußreiche Verwendung ent: 


1) Snsbefondere dem Sohanniter-Meifter in Betreff der Beflsungen 
im Breisgau u. andern Öfterreich. Landen. Defterreich. behauptete ſich 
im Befig ber Landeshoheit; der Zohanniter -Meifter aber auch fich 
im Befis der Reichsſtandſchaft. Vergl. J. 3. Mofer, von ben t. 
Reichsſtänden S. 563 f. 

2) 3. 8. in BraunfchweigsLüneburg, Thüringen, Magdeburg, Kur- 
ſachſenz f. Römer, churſächſ. Staater. Th. H. ©. 89 f. f. auch 
Mofer, von ber t. Reichsſtande Landen S. 914. Instr Pac. Osnabr. 
Art. V. $. 14. 25. 
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giengen zwar die geiftlichen Ritterorden noch der Säcularifation 
des Jahres 1803 3). Indeſſen wurde fhon durh den Preß- 
burger Frieden v. 1805. Art. 12 die Würde des Großmeifters 
des deutſchen Ordens, mit allen Rechten, Domainen und Ein 
fünften, welde von Mergentheim dependirten, einem Oeſter⸗ 
reichifchen Prinzen, erblich im Mannsſtamm mit Primogenitur: 
Ordnung überwiefen. Die Stiftung des Rheinbundes brachte den 
Drden neue Berlufte %). Durch Deeret Napoleons v. 24. Apr. 
1809 5), wurde der deutſche Drden in allen rheinifchen Bun: 
deöftaaten unterbrüdt 6) und auch der Sohanniter- Orden in ben 
einzelnen Staaten (mit Ausnahme Defterreich8) aufgehoben. 
Die Ordensgüter wurden (auch in Preußen) fäcularifirt oder 
für Staatögut erlärt. Der Wiener Gongreß erkannte dieß ftill- 
fhweigend an und die Wiener Congreßacte Art. 51 überwies 
das Deutfchordenshaus und den Sohanniterhof zu Frankfurt zum 
fouverainen Befiß an Defterreih 7). Auch erfolgte gleichzeitig 
ein Dauptvertrag ber, an ben vormaligen Beſitzungen bed deut: 
fhen Ordens betheiligten, Staaten (Baiern, Würtemberg, Baden, 
Heffen, Naſſau) über die Auseinanderfegung der fich hierauf be⸗ 
ziehenden Berhältniffe, gefchloffen zu Mergentheim, den 18. 


3) Der Reichs-Deputat. Hauptſchl. v. 1803 verfügte im $. 26: „Aus 
Rückſicht für-die Kriegsdienfte ihrer Glieder werden ber Deutfche 
und der Malthefer-Drden ber Säcularifation nicht unterwor- 
fen und erhalten für ihren Verluſt auf der Linken Rheinfeite zur 
Bergütung» u. f. w. 

4) Rheinb.-Acte Art. 17. 18. 19. Klüber’s Gtaater. des Rhein: 
bunbes $. 100. Vergl. auch oben $. 36. Note 11. 

5) ©. baffelbe in Mayer’s Staatsacten. I. ©. 131. 

6). Seine Güter wurden ben Rheinbundsfürften überwiefen, mit der Vers 
pflihtung den Mitgliedern Penfionen zu zahlen. Das Gebiet von 
Mergentheim mit Zubehör, wie ed der Art. 12 des Preßburger 
Sriedens erwähnt, Überwies der Protector der Krone Würtemberg. 
©. bef. die Dentfchrift des Oberamtm. Wahnſchaffe wegen Lud- 
lum’s in den Prot. der B. V. von 1816. 

?) Ueber die Bemühungen bed Johanniter Drdens auf dem Wiener 
Gongreffe ſ. Kiikber, Ueberfiht ber Verhandt. ©. 110 f. 274, 553. 

60. u, Acten des Wien. Congr. Bd. I. Hft. 3. ©. 85. 
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Mai 18158). — Die -deutfche Bunbesacte verfügte Nichtd uber 

den Johanniter-Orden. Dagegen beflimmte fie hinfichtlich bes 

Deutfchen Ordens im Art. 15: 
„Die Mitglieder des deutfhen Ordens werben eben: 
„falls nach den in dem Reichd =: Deputationd Hauptfchluß 
„v. 1803 für die Domftifter feftgefegten Grundfägen, 
„Penſionen erhalten, infofern fie ihnen noch nicht hin⸗ 
„reichend bewilliget worden, und Diejenigen Fürften, 
„welche eingezogene Befißungen des deutfchen Ordens er: 
„halten haben, werden diefe Penfionen, nah Ber: 
„bältniß ihres Antheild an den ehemaligen Dr: 
„bendbefißungen, bezahlen.“ 

Auch erfolgte dann hinfichtlich des Sohanniter= Ordens ein 
Beſchluß der Bundedverfammlung 9), „daß foviel die Penfioni- 
„rung ber dermaligen Mitglieder des Johanniter-⸗Ordens in Deutfch- 
„land "betreffe, die in dem Art. 15. der bdeutfchen Bundesacte, 
„in Betreff der Penfionirung der Mitglieder ded Deutfchen Or⸗ 
„dens, enthaltenen Beflimmungen und deren Anwendung 
„auch auf die Mitglieder und Diener ded Johanniter: 
„Ordens audzudehnen fey.- Zugleich wurde 19), nachdem fich 
fehr verfchiedene Anfichten über die Anwendung des Art. 15 fund 
gegeben, befchloffen, daB die zu dDiefem Zwecke ernannte Commilffion 
fi) bemühen folle, ein gemeinfames Einverftändniß der betheiligten 
Regierungen über die anzuwendenden Grundfäge oder eine Weber: 
einkunft mit den Drdend- Mitgliedern herbeizuführen. Auch ver: 
wendete fich die Bundesverfammlung dafür, daß den Mitglie: 
dern und Dienern des Deutfchen Ordens bi zu erfolgter Ver: 
einbarung wenigftend eine angemeffene proviforifche Penfion 
bewilligt und angewiefen werde. Endlich hat fich die Bundes: 
verfammlyng in der Entfcheidung über eine bei ihr angebrachte 
Befchwerde dahin ausgeſprochen (Befchl. v. 20. Aug 1832), daß 


8) ©. bdenjelb. in Martens, Recueil Supplem. Tom. VI. (Nouv. Re- 
cueil Tom, II.) p. 491. 

9 Beſchl. v. 17. Zul. 1817. Protoc. der B. 8. $. 351. ©. 693. 

10) In ber nämlihen Sitzung der B. V. v. 17. Zuli 1817. Protoc. $. 
352. ©. 695 f. 
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fie ein Aſßcenſions recht in Betref der zu fordernden Penſionen 
nicht anerkenne 11). 


G. 101. 6. 77) 


IV. Der niedere Adel. 
A. Die vormalige reichsunmittelbare Bitterfchaft. 


Bon der Verfaffung u. f. w. ber unmittelbaren reichsritterfchaftlichen Terri⸗ 
torien zur Beit des Reichs ſ. das Verzeichniß der Schriften in Püt- 
ter's Litteratur, Th. II. $. 1571—1595. — Klüber’s Fortieb. 
8. 1571 f. Insbefondere: Lünig’s Reichsarchiv. Part. spec. Con- 
tin. II. — 3. St. Burgermeifter's reicheritterfchaftl. Corpus 
juris od. Codex diplomat. equestris. Ulm 1707. 2te Auög. 1721. 
2 Bde. Deffelben, Thesaurus juris equesir. publ. et priv. 
Ulm. 1718. II. Tom. — 3.3. Mofer, vermifchte Nachrichten von 
reichsritterſchaftl. Sachen. Rürnb. 1772. 17%. — Deffelben, 
Beiträge zu einer Geſchichte ber NReichöritterfchaft. Leipz. 1775. und 
Neueſte Geſchichte der Reichsritterſch. Frankf. u. Leipz. 2. Ih. — 
Derfelbe, von den beutfchen Reichsftänden. S. 1241 ff. — J. Ma- 
der, selecta equestria. II. Tom. Lips. 1774, 1775. — Des: 
felben, Samml. reichögerichtl. Erfenntniffe in reichsritterfch. Ange- 
legenheiten. XXV. Th. Frankf. u. Leipz. 1776 f. — Deffelben, 
reichsritterfchaftl. Magazin. ZI. Th. Frankf. u. Leipz. 1780 f. — 





11) Verhandlungen ber Bundesverfammlung über bie Penfionirung der 
Drbengritter u. f. w. f. in ben Protoc. v. 1817. 8.407. 408 u. ben, 
Beil. 83. erfichtlichen, Gommiffionsbericht daf. &. 819. Weberficht der 
Denfionss Anfprüde von Gliedern und Dienern bes deutfchen Ordens : 
Protoc. v. 1817 S. 827 — 837. Berner: Protoc. 1818. $. 10. 35. 
68. 1819. $. 84. 1820. $. 114. 127. 158. 181. 215. 1821. $. 3. 
171. 1822. $.54. 103. 200. 1823. $.96. 134. 142. 183. 1832. $. 
87. Den Beſchl. v. 23. Aug. 1832 gegen das Ascenfionsredht in ein⸗ 
träglichere Stellen nad) der Aufhebung bes Ordens: Pro. v. 1832. 
$. 329. (v. Meyer’s Staatsacten Th. II. &.419.) S. auch Antrag 
ber Commiffion auf Einleitung eines austrägalgeridtli- 
hen Berfahreng Über die Vorfrage, welche von den betheiligten 
Regierungen u. nad welchem Verhältniſſe fie zur Penflonirung 
ber Mitglieder des Deutfchen Ordens und des Sohanniter-Orbens bes 
deutfchen Großpriorats beizutragen verpflichtet feien? Prot. 1838. $. 
281.839. Abflimmungen barüber f. in den Prot. v. 1839. u. 1840. 
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Pfeiffer, Verſuch eines Staatsrechts der ohnmtittelbar. fr. Reiche: 
ritterfch. Heilbr. 1778. 2 Ch. — 3. G. Kerner, Staatör. der 
unmittelbar. freien Reicheritterfchaft. Lemgo 1786 f. 3X. — J. 
Tr. Brandis, üb. das reichsritterſch. Staatsr. u. deſſen Quellen. 
Gött. 1788. — Abhandl. v. Dr. Neff, über die Reichsritterſchaft 
von ihrem Entftehen bis zu ihrer Auflöfung in Winkopp's rhein. 
Bund. Bd, VI. S.161f. — Leift, Staatör. 856-658. und beffen 
Comment. de subsidio charitativo nobilitatis immediatae. Gött. 
1793. — Gönner, Staater. $. 263 — 272. Eine Ueberficht ihres 
Rechtszuftandes in ben rheinischen Bundesftaaten giebt Neff, in 
Winkopps Beitfhr. Bd. VII. S. 199 f. — Klüber’s Staatsredht 
des Rheinb. $. 220 f. 

Archiv für ſtandes- u. grundherrl. Rechte. Bd. J. I. — Klübers 
öffentl. R. 8. 320-327. — Eichhorn db. St. u. NRechtög, Th. IM. 
$. 401. 409. 436. Th. IV. $. 539. — Laspeyres, üb. bie 
flaatsrechtl. Stellung ber ehemal. Reichs⸗Ritterſchaft zur Landes⸗ 
verf. im Allgem. u. deren Gerichtsftand in Polizeis Sachen inöbef. 
Beitfchr. f. deutfch. Recht. Bd. VI. ©. 97-165. Mittermaier 
Grdſ. des deutfch. Privatrechts. Th. I. $. 60. 65. 


Die bis zur Auflöfung des deutfchen Reichs beftlandene Ver: 
faffung der »freien und unmittelbaren Reichsritter— 
ſchaft⸗ (des „ehemaligen Reichsadels«, wie die Bundesacte 
Art. XIV. fagt) hatte fich erft im 16ten und 17ten Jahrhundert 
feftgeftelt U. Reichsſtandſchaft hatten die Glieder berfelben we: 
der für fich felbft, noch fand das Necht derfelben dem ganzen 
Corpus oder den einzelnen Kreifen zu 2). Dagegen genoffen fie 
volle Reihsunmittelbarkeit in Betreff ihrer Perfonen und 
Süter und ubten in ihren Zerritorien eine ber Landeshoheit der 


1) ©. beſ. überſichtl. Leift, Staatsrecht. $. 56 f. Beſonderer Berhand⸗ 
fung mit ber „Ritterfchaft» in Kranken, am Rhein u. f. w. wegen 
des gemeinen Pfennigs gedenkt bereits der Reichsabſch. v.1495. 8.19 f. 
Später erwähnt ihrer befondbers der Neligionsfrieden von 16555. $. 
260. — Abtheilung bed ganzen reicheritterfchaftlihen Corpus in 
drei Kreife, ben ſchwäbiſchen, fräntifhen u. rheiniſchen. 
Seftftelung ihrer Berfaffung buch die ſchwäbiſche Ritterorbnung 
v. 1560, bie fränfifche v. 1590 und die cheinifche v.- 1662: 

3) Die Reichöritterfhaft nahm daher auch an ber Kreisverfaffung 
des Reiche keinen heil und in Folge bavon auch nicht an der Reichs⸗ 
triegsverfaffung. Vergl. oben $. 30. Note 15. 
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Reicheftände nahe kommende, jedoch nicht fo abgefchloffene, weil 
durch befondere Rechte des Kaiferd und durch bie Cantons- und 
Kreisdirertorien eingefchräntte, Gewalt aus, welche von Mandyen 
Landesherrlichfeit genannt wurde 3). In mehreren Bezie: 
hungen ftelten die Reichögefege die reichsunmittelbare Ritterfchaft 
ausdrudlich den Reichöftänden gleich *). 

Die Ereignifle, welche ald Vorboten die Auflöfung des deut⸗ 
ſchen Reichs ankündigten, brachten auch ber Reichöritterfchaft fhon - 
manche Berlufte. So büßte bereitd gegen dad Ende des vorigen 
SZahrhunderts der fränkiſche KRitterkreis einen Theil feines Ge⸗ 
bietes durch die Preußifchen Occupationen in Franken ein ?). 
Bald darauf verlor bei der Abtretung des linken Rheinufer an 
Frankreich durch den Luneviller Frieden v. 1801 der größere Theil 
der Mitglieder des rheinifchen Nitterkreifes definitiv feine ho— 
heitlichen und grundberrlichen Rechte 6). Kine Entfchädigung 


3) Die Reicheritter hatten die Präfumtton der Zuftändigkeit aller Rechte 
ber öffentlichen Gewalt nicht in der Art für fih wie die reidhe- 
ftändifchen Landesherren 5 fondern nur diejenigen Rechte, welche ent- 
weber bie Reichsgeſetze ihnen beilegten, oder weldye fie nad) dem 
Herkommen ausübten, ober welde der Kaifer, welcher hier noch 
fortwähreub als der urfprüngliche Quell der oberherrlichen Rechte 
galt, ihnen verliehen hatte. Bergl. Kerner, reicheritterfchaftl. 
Staatsreht Th. L S. 184 f. und 3. B. in Betreff der ihnen nicht 
von feldft zuftändigen Griminalgewalt baf. ©. 256 f. 
Binfichtlih der Religionsfackhen, Instrum. Pac. Osnabr. Art. V. 
8. 28. „Libera et smmediala imperii nobilitas, omniaque et 
singula ejus membra una cum subditis et bonis suis feudalibus 
et allodialibus — — in juribus religionem concernentibus — dem 
jus habeant, quod supradictis Statibus competit.“ &. aud) Art. 
V,$. 48. und andere Fälle der Gleichſtellung derfelben binfichtlich 
einzelner Berechtigungen mit den Reichsſtänden in ber Wahlcapi⸗ 
tulation Art. I. 8. 2. 9. 10. 11. Art. I. $. 3. Art. XI. $. 1. Art. 
XV. $. 2. 6. 8. Art. XI $. 1.4 ©. aud Mofer, von ber Lan⸗ 
deshoheit überhaupt. ©. 58 f. und Klüber’s Ueberfiht der Ver⸗ 
handl. des W. Congr. ©. 343. " 
5) Vergl. Häberlin’s Staatsarchiv. Bd. II. ©. 328 f. 
6) Ueber den Umfang biefer Verluſte f. Klüber, weberfiht ber. Ber- 
handlung ©. 345 f. . 


4 
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dafür wurde ber Reichöritterfchaft als folcher nicht zu Theil. 
Doch ftelte der Reichs-Deput. Hptſchl. v. 1803 8. 28 für bie 
„Entfchädigungen, welche etwa einzelnen Mitgliedern der Reichs⸗ 
ritterfchaft gebühren dürften“, fowie für bie Indemniſations⸗ 
ergänzung der Reichögrafen, eine Anweifung auf immerwährens 
de Renten aus denjenigen Einkünften aus, „welche zu einer weis 
tern Beftimmung übrig bleiben bürften.« — Zwar wurde dann 
die Neichsritterfchaft noch einmal gegen bie, zu Ende bed Jahres 
1803 von-Pfalzbaiern, Heffen, Naffau und einigen andern Zürften 
unternommene, widerrechtliche Occupation reichBritterfchaftlicher Ge⸗ 
biete und verfuchte Vernichtung der Reichsunmittelbarkeit durch 
die Reichsſtaatsgewalt (teichöhofräthliches Confervatorium v. 23. 
San. 1804) wirkſam in Schug genommen 7); thr völliges Vernich⸗ 
tungdurtheil empfing fie aber durch die Rheinbunds-Acte v. 
1806 8), welche die Refte der rheinifchen und fränfifchen, fowie bie 
fchwäbifche Ritterfchaft der Souveränetät der Rheinbundsfürften 
unterwarf, und indem fie nichts über ihren künftigen Rechtözu: 
ftand feftfeßte, die Beſtimmung deſſelben gänzlich der Willkühr 
der Bundesfürften Preis gab 9. 


7) Berg. Häberlin's Staatsarchiv. Heft 43 u. 44. Leift, Staats⸗ 
recht $. 56. Note 3. 
8) Schon vorher ermädhtigte ein franzöfifcher Kriegsbefehl u. 19. Dechr. 
1805 Baiern, Würtemberg u. Baden, von allen innerhalb ihrer 
Territorien belegenen Gütern ber „bisherigen Reichs: Ritterfchaft 
Beſitz zu ergreifen; was ber Kaifer im Presburg. Frieden v. 26. 
Decbr. ftilfchweigenb genehmigte. Vergl. bie Art. 43 f. dieſes Fries 
densfchluffes. 
v. Berg, Abhand! zur Erläut. der rhein. Bundesacte. ©. 130 f. 
— Klüber, Ueberfiht der Verhandl. S. 348. — Ueber die Ber: 
hältniffe der vormaligen Reichsritterfchaft in ben Staaten bes Rhein 
bunbes f. überhaupt Klüber, Staatör. bes Rheinb. $. 219 — 231. 
Eine überfidhtlihe Zufammenftellung ber gefehlichen Beftimmungen 
diefer Zeit giebt Neff in Winfopp’s rhein. Bund. Bb. VII. ©. 
19— 242. — S. auch bief. Zeitſchrift. Bd. II. ©. 218 f. Bo. IV. 
©. 3. 76. 82. 86. 8b. V. ©. 213. ®b. VII. ©. 153. 277. — 
Grome u. Jaup, Germanien Bd. I. ©. 229. Bd. II. ©. 215 f. 
S. auch die Weberfiht der Verordnungen aus ber Zeit des Rheins 
bundes in Klüber’s öffentl. R. $. 326. Not. a. 
Bahariä’s Staatsrecht. Ir Bb. 2te Aufl. 32 
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Auf dem Wiener Eongreg!9) fanden dann Berhandlungen 
über eine in die Bundedacte aufzunehmende, die Reichsritterſchaft 
betreffende Beflimmung flatt 1). Bon felbfi drängte fich dabei 
die Nothwendigkeit einer Unterfcheidung zwiſchen der Ritterfchaft 
des, 1801 an Frankreich abgetretenen, Linken Rheinufers, mo die 
franzöfiihe Municipal⸗Gexrichts⸗ und Polizei-Berfaflung eingeführt 
war, von ben übrigen Mitgliedern derfelben auf !2). Deshalb machte 
die deutfche Bundedacte in dem, zunächſt die f. g. mebdiatifirten 
Fürften und Grafen betreffenden, Artifel 14 die Beftlimmung: 

„Dem ehemaligen Reih8abel werben die sub num. 1. 

und 2. angeführten Rechte» (nämlich Zreiheit der Wahl des 

Aufenthalts und ZamiliensAutonomie, oben S.470 ff.), „An: 

theil der Begüterten an der Landſtandſchaft, Patrimonial- 

und Forfigerichtöbarkeit, Ortöpoligei, Kirchen= Patronat, und 
der privilegirte Gerichtöfland zugefihert. Diefe Rechte wer: 
den jedoch nur nach Vorſchrift der Landeögefege audgeübt.“ 

"In den durch den Frieden von Lüneville von 9. Febr. 

1801 von Deutfchland abgetretenen, und jebt wieder damit 

vereinigten Provinzen, werden bei Anwendung ber obigen 

Grundfäge auf den ehemaligen unmittelbaren Reichsadel, 

diejenigen Beſchränkungen ftatt finden, welche die dort befte- 

benden befondern Berhältniffe nothwendig machen.“ 
Dazu kömmt ˖ dann noch die Wiener Schlußacte v. 1820 Art. 
63. Denn was hier von der Pflicht der Bundesverfammlung 
zum Schuge der Rechte der Standeöherren und von der Zuläf: 
figkeit eines Recurſes an die B. V. gefagt if, bezieht fich auch 
auf die vormalige unmittelbare Reichöritterfchaft 13). 


10) S. Anträge und Denkfchriften der Bevollmächtigten der vormaligen 
Reicheritterfhaft in Klüber's Acten des W. Gongr. Bd. J. Hft. 2. 
©. 124. Hft. 3. ©. 106 f. Bd. IL. ©. 467. 494. 547 f. Bd. VI. 
©. 475 f. 

1) Klüber’s Acten Bd. IL. ©. 360 f. 435. 453. 468 f. 475. Defs 
felben Weberfiht. ©. 341 f. 

12) Die Gründe für diefe Unterfcheibung f. in Klüber's Acten Bd. I. 
©. 468. Deffelben Ueberfiht. S. 369. 

13) ©. diefen Art. oben ©. 472. Bon Verhandlungen bei ber Bun⸗ 
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Demnach ift dann der Rechtözuftandb der vormaligen unmit- 


telbaren Neichöritter in den einzelnen Bundesftaaten durch ges 
feglihe Beflimmungen regulirt worden 1). 


14) 


dbesverfammlung, die vormalige Reichöritterfchaft und ihren ge⸗ 
genwärtigen Rechtözuftand betreffend, ſ. das Archiv für flandes= u. 
grunbherrl. Rechte. Bd. I. Heft 1. ©. 94. 166 f. Heft 2. ©. 116 f. 
Klüber, öffentl. Recht. $. 325. u. oben &. 473. Note 13. 

1. Preußen. Gefege über die gutsherrlich «bäuerlichen Verhältniffe 
in den preuß. Landestheilen des vormal. Königr. Weftphalen, Groß⸗ 
herzogth. Berg. u. f. mw. v. 21. April 1825. Verordnungen über 
Titel, Prädicate und Bamilien: Fideicommiffe des frühern Reichs: 
abeld dv. 18. Ian. und 25. Febr. 1826. Geſetz, die Fideicommilfe 
bes Adels im vormal. Großherzogth. Berg betr. vom 23. März 1828. 
— 2. Baiern. Verf. ek. Tit. V. $. 3. „Die ber baierifchen Hoheit 
untergebenen ehemaligen unmittelbaren Reicheabelichen genießen die⸗ 
jenigen Rechte, weldye in Gemäßheit der Königl. Declaration durch 
die conftitutionellen Ebicte ihnen zugefichert werden.u Die bier er= 
wähnte Königl. Declaration iſt die v. 31. December 1806. Die con= 
ftitutionellen Edicte Über den Adel, über die gutsherrl. Rechte und 
die Familien-Fideicommiſſe, welche Beil. VI. u. VII. zur Berf. rk, 
Tit. V. $. 4. bilden, find v. 26. Mai 1818 Vergl. v. Moy, bayer. 
Staater. 1. ©. 3233—227. — 3. Würtemberg Berf. url. $. 
39--42. Hierdurch ift bie frühere reichgunmittelbare Ritterſchaft mit 
dem fchon zur Beit bes Reichs Lanbfäffigen Adel zu einem Ganzen (zu 
einer Körperfchaft) vereinigt. Durch die Königl Declaration v. 8. 


" Dechr. 1821. wurde der. Rechtszuftand der erftern nach Maßgabe der 


Bunbesacte beftimmt, und burdy die Königl. Verordn. v. 24. Octbr 
1825 ber Inbegriff diefer Rechte auch dem altlandfäffigen Adel ein- 
geräumt. ©. Übrigens das Nähere Über ben Rechtszuſtand in Wür⸗ 
temberg in v. Mohl’s Würtemb. Staater. Bd. I. S. 495—513. — 
4. Baden. Verorbn. die Nechtsverhältniffe der vormaligen Reiche: 
fände u. Neichsangehörigen betr: v. 23. Apr. 1818 und dann Ebict 
über die flandes= uud grundherrl. Nechtöverhältniffe v. 16. Apr. 
1819. (Protoc. der B. V. 1819. $. 68. Beil. 13.) Verordn. über 
den Rechtezuftand der unter badifche Souveränetät gefallenen ehemal. 
unmittelbar. Reicheritter v. 22. Apr. 1824. — 4. Broßherzogth. 
Heffen. Aud hier ift, wie in Würtemberg, die unter Beffifche 
Souverainetät gefallene reichgunmittelbare Ritterfchaft mit ber land: 
fäffigen Nitterfchaft zu einem Ganzen mit gleihförmigem Rechtszu⸗ 
flande vereinigt worden. Dieß geſchah durch bie noch gegenwärtig 
32* 
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B. Bie ſchon zur Beit des Keichs landſäſſige Bitterfchaft. 


Schriften überhaupt f. in Pütter's Litteratur. Th. IL ©. 264. und 
Klüber’s Kortfeg. $. 10947. — 93. Ehr. Lünigs Collectio no- 
va von der mittelbaren ober landſäſſigen Ritterfchaft. (Oben ©. 129.) 
Ehr. Sottl. Riccius, Entwurf v. landfäffigen Abel in Deutfchland. 
Nöürnb. 1735. — D. G. Strube, de origine ac progressu or- 
dinis equestris in Germania juriumque ejus, in beffen Observ. 
Hildes, 1735. Hannov. 1769. — Derfelbe, vom Urfprunge und 
Vorrechten des alten niebern Adels, in deſſen Nebenftunden IH. II. 
No. 21 — Chr. &. Scheid, hiſtoriſche u. diplomat. Nachrichten 
vom hohen u. niebern Abel in Deutfchland. Hannov. 1754. 3. 3. 
Mofer, von ber teutſch. Reicheftände Landen Buch II. Kap. II. 
Derfelde, Von der t. Unterthanen Rechten u. Pflichten Buch II. 
Kap. 4. 5. u. Bon ber Landeshoheit Überhaupt. S. 224 f. — Bon 
allgemeinerm Intereffe ift auch: Nachricht von einigen Häufern bes 
Geſchlechts der von Schlieffen. Eaffel 1780, — ©. %. Bielig, 
Darftell. ber Rechtsverhältnifie des Adels in Preußen. Berl. 1840. 
— Bergl. auch 3. Ehr. Fleifhhauer, bie beutfche privilegirte 
Sehens und Erbariftofratie. Neuft. a. d. DO. 1831. 


gültige Großherzogl. Declaration über die flaatsrechtl. Verhält- 
niffe der ehemaligen unmittelbaren Neichsritterfchaft und der ſonſti⸗ 
gen adlıgen Gerichtäherren vom 1. Dechr. 1807. (Erome’s unb 
Jaup's Germanien. Bd. I. G. 229 f.). Da hierin die in ber 
Bunbesacte als wefentlidy zugefiherten Befugniffe ſchon anerkannt 
waren, fo ift durch jene keine Veränderung bes Rechtszuſtandes be⸗ 
wirft worden. S. das-Nähbere in Weiß, heffiih. Staatsrecht. I. 
S. 332—341. — Einen befonberen, aus ältern Verhältniſſen bers 
vorgegangenen und fi dem ber Standesherrn nähernden Rechtszu⸗ 
fland genießt bie freiberrlihe Bamilie Riedefel zu Eifenbad). 
Derfelbe ift in neuerer Zeit vegulirt burch die Declaration v. 13. Zul. 
"1927. S. auch Heffen=-Darmft. Verf. rk. $. 52. No. 3. Vergl. 
Weiß, heſſiſch. Staatör. I. S. 329— 332. Auh in Kurheffen 
bat biefe Kamilie befonbere Rechte. Verf. Url. $. 63. Ro. 3. — 
6. Großherzogth. Weimar. Vergl. deſſen Öffentl. Recht von 
Schweiger $. 37. $. 51. Die Bemerkung deſſelben S. 59. Note 
23. kann in fo fern nicht als ganz richtig betrachtet werben, als bie 
Nechte des „ehemaligen Reichsadels⸗ eben auch nicht ber willlührli= 
hen Beflimmung der Ranbesgefeggebung unterliegen. 
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Die bevorzugte fiaatsrechtliche Stellung des niedern Adels }) 
(ober der Ritterfchaft) in der Altern Verfaſſung ber Territorien 
beruht, ihrer Grundlage nach, weniger auf verliehenen be: 
fondern Rechten oder Privilegien 2), als vielmehr darauf, daß 
die Dazu gehörigen Perfonen, wenn gleich fie zu ihren Für: 
ften im Verhältniß von Bafallen oder Miniftertelen fanden, ſich 
doch im Beſitze der Rechte eines Freien und, binfichtlich ihres 
Srundbefiges, " in ben Rechten eined nach deutfchen WBegriffen 
hchten Eigenthums erhalten hatten, während die große Maſſe der 
gemeinen Freien, befonders feit der Weränderung ber Kriegsver⸗ 
faffung durch die faft ausfchließliche Geltung des Reiterdienftes, 
für ihre Perfon und Güter in dad Verhältniß ber Unfreiheit 
(Hörigkeit) getreten war. Dieraus erflärt fich theild die Freiheit 
von allen Laften, welche regelmäßig auf dem Eigenthbum an: 
derer Perfonen ruhten, weil bie f. g. Ritterfchaft dafür den Kriegs: 
dienft zu leiften hatte, theild der Befib und Genuß aller Nubung 3: 
rechte bed Eigenthums, während bei ben bäuerlichen Grund: 
ſtücken gewiffe Rechte, wie z.B. Jagd u. dergl. ordentlicher Weiſe 
dem Grund= oder Schugherrn zuſtanden, theild, der fi) entwideln: 
den Landeshoheit gegenüber, die Entftehung der Landſtandſchaft, 
wobei fich, zur Behauptung ihrer hergebrachten Freiheit, die Rit— 
terfchaft theils für fich zufammenfchloß, theild mit den ber Ian: 
desherrlichen Gewalt gegenüber in gleicher Lage befindlichen Prä- 
laten und Städten, kraft des freien Aſſociationsrechts, verbündete 3). 


1) ueber deffen Entftehung f. befondere Eichhorn, deutidh. Staats= u. 
Rechtsgeſch. TH. J. 8. 47. Th. TI. $. 337 f. und Mittermaier, 
Grdſ. des gem. deutſch. Privatr. Eh. I. $. 52 f. u. bie daf. $. 52. 
Note 8. 11. angef. Schriften. — Weber den Städteabel oder das 

* Patriziat ſ. daf. $. 61 u. Kleifhhauer a. a. D. Kap. IV. 

3) Manches, was für die Vermehrung der Macht des Adels fehr bedeu- 
tend gewefen ift, wie 3. B. bie erblich gewörbene Vogtei und bie 
Patrimonial-Gerichtsbarkeit, beruft allerdings auf Verleihung 
oder dem bie Stelle einer folchen vertretenden Herkommen. Mitters 
maier, Grundf. bes d. Privatr. Th. I. $. 57. 

3) Urfpränglih war dasjenige, was man das Recht bes Abeld nennt, 
wefentlih mit dem Grunbbefiße verbunden. Snfofern ſich inbeß 
nad) und nach bei der weitern Entwidelung der Zerritorial-Ver: 


St 
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Andererfeitd gingen die vom Adel befeilenen Güter ſchon feit dem 
16. Jahrhundert in größerer Zahl in den Befig von Nichtablichen 
über, und diefe erlangten badurd die mit dem Grundbeſitz 
verbundenen Vorrechte, insbefondere auch die Landflandfchaft, die 
als ein Recht des Rittergutes felbft betrachtet wurde, fo daß dann 
zur »Ritterfchaft» des Landes alle Befiger Ianbtagsfähiger Ritter: 
güter ohne Rückſicht auf den Stand, gehörten ®). 

Der Mangel ded Standes der landſäſſigen Ritterfchaft zeigt 
fih nur ausnahmöweife in einigen XZerritorien, 3. B. im Der: 
zogthum Würtemberg, wo fich im L6ten Jahrhundert der Adel 
ganz vom Lande getrennt und mit ber Reichöritterfchaft vereinigt 


hältniſſe auch perfönliche Vorrechte mit dem Adel verbanden, theils 
ftaatsrehtlidher, theils privatrehtlicher, theild gemiſchter 
Natur, wie 5. 3. die f. g. Steuerfreiheit, Militärfreiheit, Zollfrei⸗ 
beit, privilegirter Gerichtöftand, ausfchließliche Befähigung zu gemif: 

* fen Aemtern, Stiftsftellen und geiftlichen Orden, bas Recht der Aus 
tonomie, Zitel u. Wappen, welche auch durch kaiſerliche Standess 
erhöhung ertheilt werben und unabhängig vom Grundbefige fortbauern 
Eonnten, mußte fih audy ein unbegüterter Abel, neben ben an= 
dern Gegenfägen zwifhen altem und neuem, Erb= und Ver: 
dienftabel, Geburts- und Briefadel bilden. 


4% So in Braunfdhweig (Privilegia der Landfh. v. 1770. Art. 
55) 53 in mehren Hannoverfhen Provinzen (Anders im Bre⸗ 
mifchen. &. noch der Brem. Nitterfchaft revidirte Statuten. Bann. 
Gefegfammi. 1844. Abth. I. No. 8)5 in Preußen feit 1807 und in 
mebrern andern Ländern, 3.3. in &ippe, Verf. Urk. v. 1836 $. 1. und 
in Medlenburg, wo aber bie Adlichen den Richtadlichen verſchie⸗ 
dene Rechte (der Wählbarkeit in den engern Ausfhuß, zur Iheilnahme 
an den Wahlen der Klofterämter u. |. w.) ftreitig gemacht haben. 
C. ©. Bahariä Rechtsgutachten üb. den Anfpruch der Gutöbefiger 
in Medienburg, welche bürgerl. Standes find, auf alle der M. 
Nitterfchaft zuftehenden Rechte. Heidelb. 1841. cf. auch Fleiſch⸗ 
bauer, bas gutöherr!. bäuerl. Verhältn. in Deutfchl. Reuftadt a. d. 
O. 1837. ©. 113 f. ©. auch C. S. Zachariä, gegen bas ausfchlie= 
ende Sitz- und Stimmrecht des alten Abels auf den hurfädf. 
Landtagen. Leipz. 1806. — Eichhorn, deutſch. Privatr. $. 65. 
Not. f. u. hauptſächlich Mofer, von ber Keicheftände Landen ©. 
500 f. 
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hatte 5). Anderer Seitd kömmt die Unterfcheidung zwifchen 
Ritterfhaft und landfälfigem Herrenftand (Grafen und 
Herren) auch nur in einigen Territorien vor, z. B. in Kurſach⸗ 
fen, wo aber die Grafen und Herren mit ben Prälaten- eine 
Curie bildeten, und in Sahfen:Gotha, wo die Grafen von 
Gleichen (fpäter bie Fürften v. Hohenlohe) wegen ber Graf: 
fhaft Gleichen die flandifche Grafenbank befesten 6). 
Hinfichtlich, der Vorrechte des Adels oder der Mitterfchaft 
bieng, — abgefehen von ber allgemein geworbenen, außfchließlis 
chen Fähigkeit des alten Adeld zur Aufnahme in die Domftifter 
und geiftlihen Ritterorden 7), fowie in gewiffer Hinficht auch 
dem Wappenrecht und ber FamiliensAutonomie 8) — das Meifte 
von dem Herkommen und den Beflimmungen ber einzelnen Landes: 
verfaffungen ab. Defterd enthalten!die landfchaftlichen Privilegien 
einen befondern Abfchnitt „Privilegia specialia für die Ritterfchaft«, 
wo fie auch wohl als der „Mittelftand“ bezeichnet wird 9). 


5) Mofer, v. d. teutfch. Unterthanen. S. 395. Derf. Von den teutfd. 
Reichsſtänden ©. 1262. — Mohl, Würtemb. Staater. I. S. 6. — 

6) Vergl. Römer, hurfähf. Staster. Th. II. S.7. Gothaiſche Lan- 
desorbn. v. 1666. Kap. II. Zit. I. Länig, Collect. nova von ber 
landſäfſ. Ritterfch. Tit. U.p. 9 f. ©. auch Mofer, v. der t. Un- 
terth. Rechten u. Pflichten. &. 393. v. d. t. Reichsſt. kanden ©. 549. 

T) Bergl. Fleifhhauer, die Lehn- u. Erbariftolartie. Kap. VI. VII. 
u. VII. (Wegen ber barin herrſchenden argen Nebertreibung und un: 
biftorifchen Auffaffung mit Vorſicht zu gebrauchen.) 

8) Vergl. Eichhorn, beutfch. Private. $. 62—65. Mittermaier a. 
0.8. $. 69—73. 

9 Die darin anerkannten Vorrechte beziehen fich hauptſächlich auf die 
Freiheit von den orbinären (birecten) Steuern, von Bol, Brüdens 
geld, Accife, Impoſt und Licent hinfichtlich des Bedarfs ihrer Haus⸗ 
haltung, auf die regelmäßige Befreiung von der Einquartirung, fer: 
ner auf die Befesung gewiffer landſchaftlichen und höhern Juſtiz⸗ 
Aemter, (adliche Bank in den böchften Landescollegien), auf die auss 
fchließfiche Fähigkeit zur Aufnahme in Stifter uud geiftliche Ritter: 
orden, auf den privilegirten Gerichtsftand und das Recht auf be= 
flimmte canzleimäßige Surialien und Titulaturen, auf Patrimonial: 
Gerichtöbarkeit, Ortspolizei und Gemeinbeverwaltung, Dienflzwang 
und Pfänbungsrechte gegen ihre Dinterfaffen, auf Patronatrecht und 


- 
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Mit dem, in den neuern Verfaflungen (feit 1815) mehr und 
mehr zur Anerkennung gelangenden, Prinzip der Gleichheit aller 
Staatöbfirger vor dem Gefe und der verhältnigmäßig gleichern 
Vertbeilung der politifchen Rechte und Pflichten, mit der Auf: 
bebung der Patrimonial: Gerichtsbarkeiten und privilegirten Ge: 
richtöftände und der Einrichtung der fländifchen Verfaſſung nad 
ben Forderungen ded Repräfentativ :Spflemd u. |. w. mußte aud) 
die flaatörechtliche Stellung des Adels eine wefentlich andere wer: 
ben 10). Indeſſen find doch noch in einigen vor 1848 errichteten 
Verfaffungen befondere Rechte Des Landesadels anerkannt II). 
Auch ift mehrfah ein Streben, die Bedeutung ded Adels ober 
der Mitterfchaft ald eines befondern Standes durch Erneuerung 


Kirhyendisciplin (Befugnip zu Haus-Taufen und Gopulationen, 
Zrauergeläut, Beifegung ber Leihen in der Kirche u. f. w.), auf 
Forſt- und Zagdgeredhtigkeit und andere Gegenſtände. ©. 5.83. bie 
Privilegien der Braunſchw. Wolfenbüttel. Landfchaft v. 1770. Art. 
54 — 74. Mofer, von der t. Unterthbanen Rechten und Pflichten. 
©. 389 f. 

10) Vergl. oben $. 85. Note 9. Klüber, öffentl. R. $. 264. Ueber 
Preußen f. Bielig « a. O. &9f. — Auch erkennen bie in 
Folge ber Concordate u. f. w. neueingerichteten Domcapitel das Er⸗ 
forderniß der adlichen Geburt nicht mehr an. Eichhorn, Grund: 
ſätze des Kirchenrechts. Th. II. ©. 610. 618. . 

1) Mehrere, auch ben früber fchon Lanbfäffigen Abel betreffende, Be⸗ 
flimmungen f. $. 104. Rote 14. Nach ber Baier. Berf. urf. Zit.V. 
$. 4. hat der Adel des Reiche, außer den, jedem Gutseigenthümer 
(nad) Beil. V. der Verf. Url.) zuftehenden, gutsherrlichen Rech— 
ten, folgende Vorzüge zu genießen: 1. ausfchließend das Recht, eine 
gutsherrliche Gerichtsbarkeit auszuüben (Beil. VI. ber Verf. Urk.). 
2. Hamilien= Fideicommiffe auf Grundvermögen zu errichten. (Beil. 
VI). 3. Befreiten Gerichtsſtand in Givils und Criminalfadhen. 4. 
Die Rechte ber Siegelmäßigkeit (Beil. VIIL). Vergl. über die Sie- 
gelmäßigen in Baiern fchon Codex jur. bavar. civ. Cap. XX. $. 9. 
5. Eine Auszeichnung bei ber Wilitairconfcription, wo bie Söhne 
der Adelichen als Cadetten eintreten. Mehrere diefer Vorzüge theilt 
ber Abel mit den Geiftlihen und wirklichen Sollegialräthen. Verf. 
urk. zit. V. $ 5. Auch in andern Ländern find die noch gebliebenen 
befondern Rechte des Adels unter den Schug ber Verfaſſung geftellt. 
Vergl. auh Helfen: Darmfl. Verf. url. $. 37. 38. u. Statut für 
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einer corporativen Berfaffung zu erhalten, Hervorgetreten 12). 
Endlich find in einer Mehrzahl der deutfchen Staaten vermöge 
der in den neuften Verfaſſungsgeſetzen auögefprochenen Aufhebung 
aller „Standesvorrechte» oder „Vorzüge der Geburt“ alle bis- 
ber noch feftgehaltenen politifchen Worrechte des Adeld befeitigt 
worben 13), 


$. 103. (. 79.) 
IV. Der Bürger: und Bauernftand. 


3.3. Mofer, von ber t. Untertanen Hechten und Pflichten. Buch IM. 


Kap. VI. VII. VIE. S. 460 fi Derfelbe, von ber Reicheflände 
Landen. ©, 925 f. 929 f. — Schriften Über die, meiftens gar nicht 





12) 


13) 


die ritterfhaftlidhe Korporation im Fürſtenth. Lippe v. 17. 
Octbr. 1837. — Ueber bie Stellung bes mit Grundbefis begüterten 
Adels oder der Ritterfchaft in ben neuern landfländifchen Verfaſſun⸗ 
gen f. unten bei den Landſtänden. 

Hannovı Grundgef. v. 1833. $. 36. Landesverf. Gef. v. 1840. $. 
62. — von Grone, Geſch. der corporativen Verfaffuug ber braun 
ſchweig. Ritterfchaft nebft Vorſchlägen zu ihrer Neorganifation. 
Dannover. 1842. ©. dagegen: W. 3. &. Bode, Beitr. zur Geld. 
ber Beubalftände in Herzogth. Brſchw. u. ihrer Verhältniffe zu dem 
Fürften u. dem Volke. Brſchw. 1843. und A. Jürgens in db. Con⸗ 
ftitutionell. Zahrb. v. Dr. Weil. Bd. II. (1843) ©. 103 f. 
Durchgeführt ift dieß z. B. in Hannover) abgefehen von ber nod) 
fchwebenden Frage über die Reorganifation der Provinzial: Lanbfchafs 
ten. Verfaſſ. Gef. v. 5, Septbr. 1848. 5.7. „Alle Worzüge der Ges 
burt, unbefhadet ber Privatredhte, werden aufgehoben.« 
Hiermit find auch die im $. 173. des Landesverf. Gef. v. 1840 noch 
beibehaltenen Ausnahmen bei Befegung der Staatsämter, z. B. au 
die Beftimmungen über alternirende Wahl eines Adlichen und eines 
Bürgerlichen bei Yräfentation zu NRichterftellen, als aufgchoben zu 
betrachten. Schon vorher war ausdrücklich durch Geſetz vom 22. Zuni 
1848 der Unterſchied einer ablichen und gelehrten Bank im Oberapp. 
Gericht befeitigt worden. Auch gehört hierher die Aufhebung bes pri: 
vilegirten Gerichtsſtandes durch Gef. v. 18. Aug. 1848 und die Befeiti- 
gung der nur mit Adlichen befesten Oberforftämter durch Verordn. 
v. 19. Aug. 1848. Auch 5. 8. das Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848 
(vergl. oben $. 91. Rote 11.) fchlägt wefentlich bier mit ein. 
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hierher gehörigen, bäuerlichen Berhältniffe ſ. in Pütter's Literatur. 

Th. I ©. 267. — Klüber, Fortſetz. 5. 1098. — Leift, 
Staatsrecht $. 28. — Klüber, öffentl. R. $. 265 f. u. vorzügl. 
auch Mittermaier, Grundf. des beutfch. Privatredhts. Th. I. 
8.74 f. 8. 80 f. 


I. Der Bürger und Bürgerftand, ein Audbrud, wel: 
cher in verfchiebenen Bedeutungen, ald Gegenfag von andern 
Begriffen, gebraucht wird, hat, — abgefehen von dem weitern mit 
Landeseinwohner, oder Staatöbürger übereinflimmenben, 
MWortfinne, — nur infofern eine befondere politifche oder flaatd- 
rechtliche Bedeutung, ald dadurch die Mitglieder einer Stadtge- 
meinde od. ftädtifhen Corporation bezeichnet werben, welche 
in der deutſchen Reichs- und Landesverfaſſung allerdings eine in 
mehrfacher Hinficht auch bevorrechtete politifche Stellung in Ab⸗ 
fiht auf Freiheit ihres Eigenthbums, Werwaltung ihrer Angele⸗ 
genheiten, Ausübung gewiffer Hoheitsrechte, Landſtandſchaft und 
audfchließliche und zunftige Betreibung gewifler Gewerbe einige: 
nommen haben, welche auch auf die Rechte der einzelnen Mitglie- 
der biefer Corporationen von Einfluß fein mußte. Vieles hiervon 
ift nun zwar durch die neuere Staatdorganifation, insbefondere 
die Erweiterung der Gewerbefreiheit, Aufhebung von Zwangs⸗ 
und Bannrechten, Ausdehnung der politifchen Reprafentations- 
rechte u. f. w. befeitigt; indeffen wo nicht die franzöfifchen Gleich⸗ 
machungs-Prinzipen ganz zur Geltung gelangt find, befteht doch 
auch jest noch in flaatörechtlicher Hinfiht ein Unterfchieb zwi- 
fchen Stadt und Land, namentlich in Betreff der fländifchen 
. und ber Gemeinde-Berfaffung D). 

I. Die ſtaatsrechtliche Bedeutung des Bauernftan: 
des2) ift bis auf die neuere Zeit in Deutfchland mehr eine ne= 
gative gewefen, infofern ihm befonderd wegen des Mangels eines 


1) ©. das Nähere unten bei ben Landſtänden, bei den Gemeinden und 
bei der Gewerbe = Polizei. " 

23) Mittermaier dbeutfch. Privatr. $. 97 f. Die befondern, mehr pri⸗ 
vatrechtlichen Beſchränkungen des Bauernſtandes, 3.3. bie noth⸗ 
wendige gerichtliche Konfirmation der Verträge der Bauersleute u. a. 
m. hleiben bier unberührt. 
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freien Eigenthums und häufig auch wegen perfünlicher Unfreis 
heit (Hörigkeit, Keibeigenfchaft) ein Antheil an den politifchen Ge: 
rechtfamen der andern Stände abgieng. Sehr viele Bauern wa⸗ 
ren in Abficht auf ihr Verhältniß zum Landeöherrn f. g. mit: 
telbare Unterthbanen (vergl. oben S. 396.) und ed mangelte 
ihnen größtentheild dad Recht ber Landftandfchafl. Eine Aus⸗ 
nahme hiervon machten in einigen Verfaſſungen die Befiger f. g. 
Sreigüter. Auh fand z. B. in der Würtembergifchen 
Berfaffung, ohne Rüdficht auf die dinglichen und perfönlichen Ab⸗ 
bängigkeitöverhältniffe, eine Vertretung der Bauern, welche mit 
den Bürgern ben zweiten Stand bildeten, Statt, und auch in 
andern Ländern, wie 3. B. im Bayreutbifchen, Trierſchen 
und Bafelfhen, im Stift Kempten, in den Saynfcen, 
Waldeckſchen, Reuffifhen und Heffifchen Landen hatten 
die Bauern Antheil an der Landflandfchaft. In Oftfriesland 
bildeten fie fchon früh den dritten oder Hausmannsftand, 
und im Lande Habeln die »Landſchaft«3). 

Die Aufhebung der Leibeigenfchaft ), die Befreiung des 
Grundes und Bodens von den darauf haftenden Laſten durch Ab: 
löfung, die Befeitigung der Patrimonials Gerichtäherrfchaft, oder 
wenigſtens ihre firengere Unterordnung unter die Landeöherrfchaft 
in Verbindung mit der fortfchreitenden Entwidelung der Staats: 
idee, konnte nicht verfehlen, auf die Öffentliche Stellung bes 
Bauernftandes einen erheblichen Einfluß auszuüben und ihn mehr 
und mehr in den vollen Befiß der ſtaatsbürgerlichen Rechte ein: 
treten zu laffen, namentlich auch in das Recht der Landſtand—⸗ 
[haft in den neuern Repräfentativ:Berfaffungen, mit deren 
Seifte die Behandlung der großen Mehrzahl der Bewohner bes 


3) Poſſe über das Staatöeigenthum in den beutfch. Reichſslanden. ©. 
207 f. — Mofer, von der Reicheftände Landen. ©. 327 f. 416 f. 
450 f. 459. 484. — Derfelbe, von ber t. Unterthbanen Rechten 
und Pflidhten. ©. 481. — Mohl, Würtemberg. Staater. I. ©. 5. 


4) Vergl. oben ©. 423. Klüber, öffentl. Recht $. 266. Not. c. Vergl. 
aud) Winkopp's rhein. Bund. Bb. V. ©. 335. Bd. VI. S. 461. 
Bd. X. ©. 482. — Eichhorn, deutfch. Privatr. $. 69. — Mit: 
termaier a. a. O. $. M. 
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flachen Landes als bloßer Hinterfaffen der Ritter und Stäbte 
oder als der unbefchrankten Landeshoheit überlaffener Domanial⸗ 
Bauern, ald vollig unverträglich erfcheinen mußte >). 


x 


$. 104. ($. 80.) 


Anhang: Bon den Juden. 


Schriften über den frühern Rechtszuftand der Zuben in Deutfchland und 
insbefondere das Recht des |. g. Judenſchutzes ſ. in Pütter’s 
Litteratur. Th. III. ©. 604 f. — Kiüber’s Fortfeg. $. 1365. u. 
überhaupt Falck, Encyclopädie $. 63. Befondere Schriften: J. 
od. Bed, de juribus Judaeorum, vom Jubenredhte. Rürnb. 1731. 
— Fischer, de statu et jurisdictione Judaeorum sec. leges ro- 
manas, germanicas et alsaticas. Argent. 1763. — J. Horix, de 
statu Judaeorum hodierno in Germania. Mog. 1764. — 9%. 23. 
Mofer, teutſch. Staatsr. Th. IV. ©. 72. Th. XXX. ©.517. 26. 
XL. 8.512. Derf. von der Landeshoheit, in Anſehung ber Unter: 
thanen Perfonen und Vermögens. Kap. II. S. 10-27. Bon ben 
kaiferlihen Regierungsrechten. S. 223. 636. — S. auch: Pu- 
fendorf, Observ. jur. univ. Tem. IL obs. 1. — Strube's 
rechtl. Bedenken. ZH. II. No. 70. Th. IV. No. 123. (Ausg. von 
Spangenberg. Th. II. Bed. 520. 521. ©. 416 f.) — Ferner: 
5. 3. Scheppler, über die Aufhebung des Judenleibzolls, nebft 
einer flizzirten Gefhidhte — — ber flaatsrechtlicdyen Verhältniſſe 


5) Was Hannover betrifft, fo ließ fchon die Verfaffung von 1819 einige 
Deputirte ber freien Gutöbefiger, die nicht zur Ritterfchaft gehörten, 
aber auf Provinziale Landtagen zugelaffen würden, nach den Ver⸗ 
hältniffen ber verfchiedenen Provinzen in fehr verfchiedener Zahl zu. 
Vergl. das Berzeichniß ber Mitglieder der allgem. Ständeverfamml. 
nach dem Patent v. 7. Dechr. 1819, 2te Kammer No. 44 f., Be: 
flimmungen, bie aber zum Zheil nicht zur Ausführung kamen. Erft 
durch die Verorbn. v. 22. Febr. 1832, die Zheilnahme von Depu= 
tirten bed Bauernſtandes an ber allgemeinen Ständeverfammlung 
betreffend, wurde die Vertretung bes Bauernftandes in letzterer 
auf alle Provinzen in gleicherem Verhältniß ausgedehnt. Hannov. 
GSefepfammi. v. 1832. Abth. I. ©. 23. Vergl. dann ferner das 
Staatögrundgef. v. 1833. 5. 98 No. 73 das Lamdesverf. Gef. v. 1840. 
8.88. No.8. woburd fämmtlichen unter einer anbern Nummer bes: 
rufenen Grundbefigern nod) einige Deputirte mehr (38 resp. 39) als 
den namentlich aufgeführten Städten (37) zugeftanden wurben. 
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(der Juden) in Deutfchland. Hanau 1805. — ©. W. Spieler, 
über bie ehemal. u. jetige Lage der Juden in Deutfchl. 1809. — 
Schmid, über das Bürgerredht ber Juden in Deutfchl. in Deffen 
Zeitfhr. Der deutfhe Bund. Bd. I. Heft 2. Hildburgh. 1816, — 
C. A. Buchholz, Actenftüde die Verbeſſerung bes bürgerl. Bu: 
ftandes der Sfraeliten betr. Stuttg. u. Zübing. 1815. — Klüber, 
Ueberfiht der Verhandlungen bes Wiener Gongr. S. 375 ff. — 
Cohen, über die Lage der Juden nad) gem. beutfchen Rechte. Hans 
nover 1832. — x 

Leift, Staatör. $. 182. — Gönner, Staater. $. 368. — 
Klüber, Öffentl. Recht $. 465 f. — Eichhorn, deutſch. Privatr. 
$. 80 f. — Maurenbredher, Lehrb. des deutſch. Privatr. 2te 
Aufl. 1. 154 f. — Mittermaier, Grunbfäg. des gem. beutich. 
Privatr. $. 116 f. 

Schriften über ihr Verbältniß in einzelnen Ländern: GE. Sidori, Geſch. 
der Juden in Sachſen mit befonberer Rüdf. auf ihre Rechtsver⸗ 
hältn. Leipz. 1840. — 2. Hoffmann, bie flaatsrechtl. Verhält⸗ 
niffe ber Zuden in ben Preuß. Staaten. Berl. 1829. — v. Rönne 
u. Simon, bie frühern u. gegenwärt. Verhältniſſe der Juden 
in ſämmtl. Landestheilen des preuß. Staats. Bresl. 4743. ©. auch 
die fehr ausführliche BZufammenftellung in H. Simon, Preuß. 
Staatsredht. Th. I. ©. 515 f. — Pözl, Lehrb. bes Bayer. Ber: 
faffungsrechte. $. 84. — Mohl, Staater. des Königr. Würtem- 
berg Ih. 1. ©. 516 f. — Weiß, Heffifches Staatsr. 103. 104. 
— Hagemeifter, Medlenb. Staater. $. 101. — Schweiger, 
Öff. R. des Grhzth. Weimar. $. 42. 


Das ältere deutfche Reichs- und Landesrecht beruht durch: 
gängig auf der Anficht, daß die Juden Fremdlinge feien, die nur 
da geduldet werden und einen gewiflen rechtlichen Schuß genießen 
könnten, wo fie den f. 9. Königsfchuß erhalten hätten). Das Recht 
des Judenſchutzes war daher früher ein ausfchließliches Recht 
des Kaiſers, weshalb die Juden ald „Faiferlihe Kammerknechte⸗ 
bezeichnet werben, wurde aber fpäter Beftandtheil der Landesho⸗ 
heit 3. Von den einzelnen Xerritorial= Gewalten wurden fie bald 


) Vergl. Eihhorn beutih. ©. u. Rechtsgeſch. Th. I. 8. 297. No. 4. 
$. 350. | 

2) Noch die Goldne Bulle Kap. IX. $. 3 macht unter ben befons 
dern Rechten der Kurfürften auch das Recht des Judenſchutzes („nec 
non Judaeos habere“) namhaft. Die Reichs⸗,Polizeiordnungen v. 


J 
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gebuldet, bald wieder vertrieben, oder auf eine gewiffe Zahl be- 
ſchränkt, in manchen Ländern wurden verfaflungsmäßig überhaupt 
keine Juden geduldet. Einzelne Städte waren öfterö durch be: 
fondere Privilegien gegen die Zulaffung von Juden geſchützt 3). 
Abgefeben von den, auch in Neichögefegen vorkommenden, 
privatrehtlichen Beſchränkungen ber Rechtöfähigkeit der 
Suden, und der fich von felbft verftehenden Audfchließung von 
eigentlich Firchlichen Rechten, 3.3. dem Patronat, ift in ftaats- 
rechtlicher Hinfiht die völlige Unfähigkeit auch der Schuß- 
juden (vergleitete Juden; Judaei recepti) zu allem was als pofitiver 
Inhalt des Staats: und Gemeinde-Bürgerrehts betrachtet 
werden muß, daß fireng feftgehaltene Prinzip des ältern Rechts 9). 
Dazu gehört die, zum Theil fchon im römifchen Rechte aus: 


1530, 1548 und v. 1577 betrachten ben Judenſchutz bereits als ein 
landesherrliches Recht. Lestere jagt Zit XX. $. Li „So feßen, orb- 
nen umb wollen wir, daß binfüro- niemanden, Juden anzunehmen 
ober zu halten geftattet werden fol, dann benjenigen, die von 
uns und bem heil. Reiche NRegalia haben, oder infonderheit 
derhalben privilegirt feynd.« Weſtphal, Staatsr. Abh. 
XXXIX. ©. insbefondre Strube u. Yufenborf. aa. O. und 
Ayrer, de jure recipiendi Judaeos, cum generafim, tum specia- 
tim in terris Brunsvico-Luneburg. Gott. 1741. 
3) Vergl. Über Würtemberg v. Mohl, würt. Staater. Th. J. S.517 
f. In Braunfchmw. Lüneburg wurden die Schußbriefe immer nur auf 
10 Jahre ertbeilt.e Mofer, braunſchw. lüneb. Staatör. &. 500. — 
Weiß, heff. Staater. I. S; 377. ‘ 
Andrer Seite gab es im Altern Recht auch f. g. Privilegien der 
Suden in Betreff des Zinfennehmeng, des Antaufs geflohlner Sachen, 
ber Freiheit vom orbentlicdyen Gerichtszwang u. f.w. Eichhorn, 
deutfche St. u. Rechtsgeſch. Ih. II. 8. 350. Die auf Privatfachen 
beſchränkte (fchiebsrichterliche) Zurisdiction ihrer Rabiner ift fchon im 
römifhen Recht anerkannt, obwohl fie fonft dem gemeinen Recht 
und ben Gerichten dafelbft unterworfen werben. L. 10. Theod. Cod. 
de jurisdict. (II. 1.) Vergl. auch über den Gerichtöfland der Juden: 
Strube, rechtl. Bedenken. Ausg. v. Spangenberg. Th. I. No. 
8215 und über die Zurisdiction ber Landrabiner: G. L Boehmer, 
de officio et potestate rabbini provincielis in terris Brunsv. Lune- 
burg. Elect. jur. civ. T. II. No. 23. 
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gefprochene, Unfähigkeit der Juden zu allen öffentlichen Xem- 
tern und Würden), inöbefondere zum Richteramt, Zu andern 
Staats- und Gemeindeämtern 6), zur Adoocatur und zum Nota⸗ 
riat 7), ferner zur Landſtandſchaft, zur Aufnahme in Gilden und 
Zunfte u. f. w. Hierzu Fam noch die Befchranfung, wenn nicht 
Unfähigkeit in Betreff der Erwerbung von Grunbeigenthum, die 
Verpflichtung zur Bezahlung befonderer Schußgelder und zu 
Entrichtung eined f. g. Leibzolled u. A. 8). 


5) 


6) 


) 


8) 


Die academifhen Würden ın ber juriftifhen, mebizinifcdyen und 
philofophifchen Facultät find fchon feit längerer Zeit quch für bie 
Zuben zugänglich gewefen. Hinſichtlich der juriftifchen Doctorwürbe 
find in neuerer Zeit wegen bes canonifchen Rechts Zweifel erhoben. 
Elvers, pract. Arbeiten. Roftod 1836. No. VI. 

L. 19. C. de Judaeis. (I. 9) ,„-- neminem Judaeorum, quibus 
omnes administraliones et dignilales interdictae sunt, nec de- 
fensoris civilalis saltem officio, nec patrise honorem ‘ arripere 
concedimus, nee — — — judicandi vel pronuntiandi quamlsbel 
habeant potestatem. “| 

Sn der Berord. der Kaifer Honorius und Theodoſius v. 418 


L. 24. Theod. Cod. de Jud. (XVI.-8.) werben die Juden ausdrüdlidh . 


noh zur Advocatur zugelaflen. Eine fpätere Conftitution ber 
Kaifer Leo u. Anthemius v. 468 (Doppelt im Cod. Just. L.ult. de 
post. II. 6. L.15. de episcop. audient. (I. 4.) verfchließt allen nicht 
Rehtgläubigen den Zutritt zum togatorum consortium, womit die 
„libertas exercendae advocationis“ überhaupt nicht aufgehoben war. 
Daß aber die gegen die Ketzer erpangenen Berorbnungen, nament- 
lid) die L.18. Cod. de haeret. (I. 5.), welche allgemein fagt: „Neque 
advocationibus funguntur“ auch auf die Juden zu beziehen feien, 
muß noch immer fehr bezweifelt werben. Indeſſen ift nad) dem 
Geifte des älteren Redyts in Deutichland an die Fähigkeit eines Juden 
zum Kürjprecher gar nicht zu denken. Auch die Samm. Ger. Ordn. 
von 1555 Th. I. Zit. 30 fchloß alle von ber Advocatur aus, bie 
nicht zu reichsgeſetzlich anerkannten Religions = Partheien gehörten. 
Auf dem Wege ber Dispenfation ift in Hannover nach der Weit: 
phälifchen Zeit einzelnen jüdifchen, von ber Landes sUniverfität pro⸗ 
movirten Doctores juris bie licentia praxeos, jedoch mit Ausfchluß 
ber Kirchen⸗-⸗, Sriminals u: Armenſachen ertheilt worden. ©. 
bef. v. Bülow u. Hagemann, pract. Erdrt. Bd. III. No. 80. ©. 
435 f. - 

Vergl. Mofer’s Heine Schriften. Th. XU. ©. 34. v. Berg's jurift. 
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Ein Streben, die bürgerliche Lage der Juden zu verbeſſern 


und ihre Rechtsfähigkeit zu erweitern, tritt erſt in der deutſchen 
Particular⸗Geſetzgebung aus den beiden erſten Decennien dieſes 
Jahrhunderts hervor, wobei ihre bürgerliche Gleichſtellung in der 
franzöfifchen Geſetzgebung wohl nicht ohne Einfluß geweſen ifl?). 
Auch erlangten fie natürlid bürgerlihe und politifche Gleich⸗ 
fellung in den mit Frankreich vereinigten deutfchen Ländern, be= 
fonderd auch den Hanfeflädten; in Frankfurt durch das 
Edict v. 28. Dechr. 1811 19), 


9) 


10) 


‘ 


Beobachtung. 3. L &. 133. — Leiſt, Staater. S. 560. — Uhl 
(praes. Mascov) de censu judaico. Gott. 1735. In Braunfdyweig 
wurde ber jübifdhe Leibzoll im Jahre 1802 aufgehoben. Berg. die 
oben cit. Schrift von Scheppler. 

ueber Defterreih f. Barth v. Barthenheim, Beiträge zur 
polit. Geſetzkunde im öflerreich. Kaiferflaat. Bd. I. Abth. . — Ba- 
diſches Ebict v. 13. Jan. 1809. ©. audy Winkopp, rhein. Bund. 
Bd. X. S. 10. Sachſ. Meining. Edict v.5. Ian. 1811. — 
Preuß. Geſetz. v. 11. März 1812, mit fehr liberalen Grundfägen 
(silt nur in ben ältern Provinzen) S. überh. fehr ausführlid H. 
Simon Preuß. Staatsr. Ih. 1. S. 515 f. Medlenburg. Ebict 
v. 22. Kebr. 1812 (fehr freifinigs 1817 wieder ſuspendirt). Bai- 
erifches Gefeg v. 10. Zun. 1813. Pötzl, Verfaſſungsrecht ©. 196. 
Edict für Holftein v. 29. März 1814. Hildburgshauf. Ebick v. 
11. Mei 1814. ©. biefe Belege in Buchholz Actenftäde u. f. w. 
Winkopp, rhein. Bund Bd. V. ©. 3098. ©. auch Weftphäl. 
Decret bei Winkopp a. a. D. Bd. V. S. 472. Reaction gegen bie 
Juden in den Hanfeflädbten, und Verwendung Preußens für bie: 
feiben in einem Schreiben des Staatscanzlers v. Harbenberg v. 4. 
San. 1814. in Klüber’s Acten bed W. Congr. Bb. 1. Hft. 4. ©. 
77 f. Verwahrung ber Stadt Frankfurt gegen das Ebict v. 1811, 
in Klüber's Ycten II. ©. 468. u. S. 542. Ueber die Entziehung 
der burd) das Edict von 1811 erlangten Rechte in Frankfurt, nad) 
der Wieberherftellung ber Kreiheit ber Stadt, haben die Juden ſpäter 
bei ber Bunbesverfammlung ‚ohne Erfolg Beſchwerde geführt. Cs 
beziehen fi) darauf eine Reihe von, zum Theil fehr ausführlichen, 
Actenftücden in ben Protocollen den B. ®. und deren Anlagen. S. 
Nachträgliche Actenftüde ber deutichen Bundesverhandlungen (Quart- 
ausgabe) Th. IL. S. 113 f. In einem Schreiben v. 9. Zuni 1815 
erflärte Fürſt Metternich bie durch Vertrag erlangten Rechte ber 
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Auf dem Wiener Congreß erfolgten einflußreiche Verwen⸗ 


dungen für die möglichfte Sleichftelung der Juden im Genuß 
der fiaatöbürgerlichen Rechte. Das Refultat der Verhandlungen 
war die Beflimmung der Bundesacte Art. 16 (nach der über bie 
hriftlichen Religions =Partheien) 41): 





11) 


jüdiſchen Gemeinde in Frankfurt für geſichert (daſ. S. 145.) und 
Fürſt Hardenberg machte in einem Schreiben gleichen Inhalts 
v. 8. Novbr. 1815 bie (auch in Betreff der neueſten Bundes-Ver⸗ 
fügung gegen bie politifche Gleichberechtigung der Juden in Frank: 
furt) Höchft bemerlenswerthe Aeußerung: „Ein hochedler Rath wird 
fih überzeugt halten, — daB ber Artikel 46 der Eongreß=Aete, 
indem er die Verſaſſung der Stabt Frankfurt auf die Gleichheit der 
Rechte der verſchiedenen chriftlichen Religions - Belenntniffe grünbet, 
bierdburd das Bürgerrecht der jübifhen Gemeinde nicht 
auszufhließen — beabfihtigt.“ (daſ. S. 146 f.) In demfelben 
Sinne ſprach fi) wieberholt Metternich aus, in einem Schreiben 
an den Rath v. 13. Novbr. 1815 (daf. ©. 148 f.) S. aud) die acten- 
mäßige Darlegung des Bürgerrechts des Ifraeliten zu Frankf. a. M. 
daf. ©. 153 f. — Gegenerklärung bes Senats zu Franff. u. andere 
Actenſtücke daf. Bd. IV. u. Bd. V. Vergl. aud) 2. v. Dreſch, üb. 
die Anſprüche ber Juden auf das Frankfurter Bürgerrecht. Tübing. 
1816. 

Verhandlungen des Wiener Congreſſes über den Rechtszuſtand 
der Ju den. Entwurf der Bundesacte v. Mai 1815. Art. 14. „Den 
Belennern des jübifhen Glaubens werben, in fo fern fie fich der 
Leiftung aller Bürgerpflichten unterziehen, bie benfelben entſprechen⸗ 
den Bürgerrechte eingeräumt, und wo biefer Reform Landesuerfaf- 
fungen im Wege ftehen, erklären die Mitglieber bes Bundes, biefe 
Hinderniſſe fo viel als möglich Hinwegräumen zu vollen.“ Klüber’e 
Acten. Bb. I. ©. 320. Diefe Faffung (befonders der Ausbrud 
„Bürgerrechte») und zum Theil überhaupt bie Aufnahme einer Bes 
flimmung über die Suben in die Bunbesacte fand mehrfachen Wider: 
ſpruch, befonders von Seiten Sachſens. Klüber’s Acten Bd. 
II. ©. 365. 578. 440. 471. Dieß veranlaßte eine veränderte Faflung 
bes Artikels, Klüber II. ©. 456, welche aber auch noch Widerfpruch 
fand. S. die Erklärungen v. Holftein u. Sachfen, Klüber a. a. 
O. V. ©. 463. ©. 477 f. Der in ber Tten Sitzung den Bevoll- 
mächtigten vorgelegte Entwurf enthielt bereits im Art. 17 (Kt: 
ber a. a.D. ©, 490.) bie mit der Bundesacte bis auf ein Wörtchen 
gleichlautende Beſtimmung. Bei den weitern Berathungen erfolgte 


Zachariä's Staatsrecht. Ir Bb. 2te Aufl. 33 
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"Die Bundedverfammlung wird in Berathung ziehen, wie 
auf eine möglichft übereinftimmende Weife, die bürger- 
lihe Verbefferung der Belenner des jübifchen Glau- 
bens in Deutfchland zu bewirken fey, und wie infonber: 
heit venfelben der Genuß der bürgerlichen Rechte, 
gegen bie VUebernahme aller Bürgerpflidten, in 
den Bunbeöftaaten verfchafft und gefichert werben könne; 
jedoch werben den Bekennern diefed Glaubens, bis dahin, 
die denfelben von den einzelnen Bundesftaaten bereits 
eingeräumten Rechte erhalten.“ 


Nach der Errichtung des deutſchen Bundes ift die Geſetzge⸗ 


bung in mehrern Staaten darauf bedacht gewefen, bie bürger: 
lichen Verhältniffe der Juden zu reguliren und eine Annäherung 
ihres Rechtszuſtandes an den ber chriftlichen Unterthanen zu be: 
wirken. Auch ficherten einige Verfaffungs - Urkunden ausdrüdlich 
eine folche Regulirung zu 12). Doch die meiften ſeitdem erfchie: 
nenen Berfaffungs Urkunden und befondern, den Rechtszuſtand 
ben Juden betreffenden, Geſetze find von einer völligen Gleich 
flelung derfelben mit den chriftlihen Staatöbürgern noch weit 
entfernt 13). Die befondern Abgaben, welche fie fonft zu entrichten 


1) 


die Erklärung, baß die von Frankreich während feiner Occupation 
in ber 32. Militärs Divifion in Hinfiht der Juden gemachten Ab⸗ 
änderungen dieſen Leine noch jest verbindlidhen Rechte verfchaffen 
könnten (Klüber a. a. DO. U. ©. 502.), und es wurden darauf in 
bem Artikel des Entwurfs die Worte „in den Bundesſtaaten⸗ in die 
Worte „on den Bunbesflaaten“ verwandelt. Klüber’s Xcten. I. 
©. 535. Mit diefer bebeutungsvollen Abänderung gieng der Art. 
bes vevidirten Entwurfes im Uebrigen wörtlih in bie deutſche 
Bundesacte Art. 16. Über. Vergl. überhaupt: Klüber’s Ueber: 
fiht der Berhandi. des W. Congr. S. 375—396. . 
Meining. Grundgeſ. $. 12. Kurheff. Verf. Url. $. 29, worin 
zugleich die den Juden bereits zuftehbenden Rechte unter ben 
Schutz ber Verfaſſung geftellt werben. Hanno v. Grundgef. v. 1833 
F. 30. Im Landesverf. Gef. v. 1840 wurde dieſer Paragraph weg⸗ 
gelaffen. i 

Richt ohne Bedeutung ift, welches Prinzip die Gefeggebung beherrſcht: 
ob fie den einheimifchen Juden das Staatsbärgerreht und bamit 
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hatten, find bei der neuern Regulirung des Rechtözuftandes über: 
al aufgehoben. 

Eine durchgreifende Veränderung ift erft feit 1848 für die— 
jenigen Staaten eingetreten, in welchen die Verfaſſung den Ge: 
nuß aller bürgerlichen und politifchen Rechte von dem Religions: 
betenntniß unabhängig machte 1%), Wo aber auch diefer Grund: 
fat nicht auögefprochen iſt und die frühern Gefeße noch fortdau⸗ 
ernd mit ihren befondern Befchranfungen gelten, find doch durch 
bie über die wichtigften politifchen Rechte ergangenen neueften 
Sefeße, 3. B. die Wahl-, Schwurgerichtdö-, Gemeinde - Orbnun: 
gen u. f. w., die Juden nicht mehr von der Theilnahme ausge: 


fchloffen 15). 





die Fähigkeit zu Allem, was ihnen nicht ausnahmsweiſe entzogen 
ift, beilegt, — oder ob fie ihnen das Staatsbürgerrecht von vornherein 
abfpricht, fo daß fie nur bie Rechte haben, die ihnen ausdrücklich bei⸗ 
gelegt find. Das erftere ift 3. B., abgefehen von ben Ländern wo 
noch das franzöfifhe Hecht gilt, das Prinzip des Preuß. Gef. v. 
1812, des Weimar, Edicts v. 20. Suni 1823, des Kurhefſ. Geſetzes 
v. 29. Octbr. 1833. Mehr auf dem entgegengefesten Prinzip beruht ' 
das Hannov. Geſetz vom 30. Septbr. 1842, bag Sächſiſche Gel. 
16. Aug. 1838 mit den Nadyträgen v. 13. Febr. 30. Mai u. 3. Novbr. 
1840. ©. auch Würtemberg. Gefeg v. 25. Apr. 1828 u. darüb. 
Mohl, Würtemb. Staater. I. ©. 619 f. und über bie Geſetzgebung 

“in Heffen:-Darmfladtı Weiß Heff. Staater. Th. I. ©. 385 f. 
u. die Verf. url. $. 15, wonach audy den Juden das Staatsbürger: 
recht verliehen werben Tann, 

14) Dazu gehört auch Hannover. S. überh. oben $. 87. No. II. (©. 
412.) 

5) S. 3.83. Über Baiern: Pötzl, Verfaſſungsr. ©. 197. — Ein 
Rücktritt zu den ältern Prinzipen liegt in der neuen Kurheff. Verf. 
Url. v. 1852. $. 20. In Frankfurt a. M. ift das auf Gleichheit 
der polit. Berechtigung beruhende Wahlgefe& v. 1848 auf Verlangen 
des Bundestags wieder außer Wirkfamkeit gefegt (Octbr. 1852.) und - 
damit Art. 5—7 der Conſt. Ergänz. Acte v. 1816 reftaurirt worben. 
Abgefehen von ber fehr zweifelhaften formellen Berechtigung ber 
3. 8. in einem Kalle, wo ein Streit zwifchen verfaffungsmäßigen 
Drganen bes Freiftaats gar nicht vorlag, ift auch bie Bezugnahme 
auf Art. 46 ber Wiener GongreßsActe in materieller Hinfiht zu 
keiner Rechtfertigung bed Gefchehenen geeignet. Vergl. oben Note 10. 
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Wiertes Kapitel. 
Bon den Bemeinden im Staate. 


B. Pagenftecher, bie beutfche Gemeindeverfaffung u. Berwaltung. Darmfl. 
1818. — dv. Sensburg, Entwurf einer Gemeinbeorbnung. Karlö- 
zube 1831. — Sparre Wangerflein, GEntw. der Grundzüge 
einer Gemeinbeorbn. Gannov. 1823. — NReihard, Anfidhten u. 
unterſuchungen in Betreff der flädt. Verfaſſungen in Deutichland. 
Leipz. 1830. — E. M. Schilling, Eehrb. des Stadt⸗ u. Bürger- 
rechts der d. Bundesſtaaten. Leipz. 1830. 2 Bbe. — v. Beisler, 
Betradhtuugen über Gemeinbeverfafl. u. Sewerbwefen. Augsb. 1831. 
— Graf Blome, Über Gemeindewefen. Hamb. 1832. — WMit- 
termaier, in ber Zeitſchr. f. Gefeugeb. u. Redytew. des Ausl. Bd. 
VI. ©. 447 f. u. im Archiv für civ. Prar. Bd. XXII. ©. 73 f. — 
Def. Deutfdy. Privatrecht. ZH I. 5. 122. — BZambelli, in ber 
Zeitſchr. für Rechtswiſſ. u. Gefehg. des Ausl. Bd. XV. ©. 192 f. 
G. Stüve, Weſen u. Berfafl. der Landgemeinden u. |. w. Jena 
1851. Bergl. auch Dahlmann, Politil Th. J. S. 219f. v. Are 
tin conftitut. Staater. Th. IL ©. 22 f. Stein, die Munici- 
pal⸗ Verfaſſung Frankreichs. Leipz. 1843. 

Ueber die frühere deutſche Communal⸗Verfaſſung, abgeſehen von ben freien 
Reichsſtädten, f. die Schriften in Pütter’s Litteratur Th. IM. 
©. 170 f. ©. 268 f. ©. 472. 832. — Chr. GBottl. Riccius, 
zuverläfliger Entwurff von Stattgefegen ober Statutis, vornemlich 
der Landſtätte. Frankf. u. Leipz. 1740. A. Fr. Schott, Samm- 
lungen zu ben deutſchen Land= und Stadtrechten. 2 Ih. 1772. 
1773. — Mofer, von ber t. Reidyeflände Landen ©. 925 f. u. 
def. Bon der t. Unterthanen Rechten u. Pflidyten Buch II. Kap. 3. 
(8. 160 f.) — &. auch: Jargow von ben Regalien S. 202 f. — 


$. 105. (6. 100.) 


I. Geſchichtliche Einleitung. 


S. befonders üb. die Entſtehung der Städte und ſtäd tiſcher Verfaffung 
in Deutihland Pfeffinger, Vitrier. ilustr. Tom. IL p. 802 f. 
Tom. IH. p. 143 f. — K. Fr. Sihhorn, über den Urfprung ber 
ſtãdt. Verfaſſ. in Deutfchland, in ber Zeitſchr. f. geſch. Rechtsw. 
Bd. 16. 147 f. Bo. LS. 165 fe — E. 8%. Gaupp, üb. deut: 
ſche Städtegründung, Stäbteverfaffung u. Weichbild. Jena 1824. 
— 8. D. Hällmann, Stäbteweien bes Mittelalters. 4. Th. 
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Bonn 1826-1830. — C. W. v. Lancizolle, Grundzüge der Geſch. 
bes. deutfchen Städteweſens. Berl. 1829. — Wilda, dc libertate 
Romana, qua urbes Germaniae ab Imperatoribus sunt exornatae. 
Hal. 1831. — F. Löher, Fürften u. Stäbte zur Beit der ‚Hohen 
ftaufen, dargeftellt in ben Reichögefegen Friedrichs II. Halle 1846. 
— F. W. Barthold, Geſchichte des deutfchen Städteweſens. 
3 Th. Leipzig 1850. 1851. — Vergl. auch Gemeiner, über ben 
Urfprung ber Stadt Regensburg u, aller alten Freiſtädte. Regensb. 
1817. — Wigand, Gefhichte ber gefürft. Abtey Corvey und ber 
Städte Corvey u. Hörter. Hörter 1819. — v. Fichard, die Ent: 
ftehung der Reichsſtadt Frankfurt a. M. u. die Verhältniffe ihrer 
Bewohner, Frankf. 1819. — Donandt, Gef. des bremifchen 
Stadtrechts. IT Th. Bremen 1830. — Maurer, über bie bais 
erifhen Städte und ihre Verfaffung unter der Römifh, u. Frän⸗ 
kiſchen Herrſchaft. 1829. — H. Leo, Entwidelung der Berfafs 
fung der Lombarb. Städte. Hamb. 1824. — G. Ezörnig, die 
lombard. Gemeinde-Verfaſſ. nad) ihrer Eniftehung u. Ausbildung 
u. f. w. in ber Beitfchr. für Geſetzg. u. Rechtsw. des Auslandes 
Bd. XV. Beil.⸗-Heft. — J. A. Beucker Andreae, Spec. hist. 
jurid. de origine juris municipalis. Traj. ad Rhen. 1840. 


©. über. Eichhorn's deutfh. Staats: u. Rechtsgeſch. Th. I. $. 173. 


- 


Th. II. 8. 224. $. 243. $. 310. Ih. IM. $. 431. — v. L8w, Ges 
fhichte der deutih. Reichs- u. Territor.-Verfafſ. Heibelb. 1832. 
8.155 f. — Böpftl, deutſche Staats» u. Rechtsgeſch. 2te Ausg. 
Th. II. $. 55. — Mittermaier, beutfh. Privatrecht $. 120 
f. $. 134. 


Die Vereinigung der Landesbewohner zu Gemeinden, 


mit einer gewiffen felbfifländigen Verwaltung der, ihr gemein 


fames 


Intereſſe betreffenden, Angelegenheiten ift von Alteröher 


bie Grundlage der deutfchen Staatöverbindung geweſen und zeigt 
fih ſchon in der alten Friedensbürgfchaft, der Gauverfaffung und 
ben fpätern Markgenoffenfchaften, früher als von Hoheitsrechten 
des Staats in’ Betreff derfelben die Rede fein konnte ). Mit 


) ©. Mittermaier, Grundf. des deutfch. Privatrechts Th. I. $. 120. 


Unger, bie altdeutfdy. Gerichtsverfafl. Gött. 1842. 8. 5. S. 24 f. Das 
die Sermanen Feine Städte und Dörfer in fpäterer Weile hatten, fagt 
Tacitus Germania cap. 16. „Nullas Germanorum populis urbes 
habiteri satis notum est: ne pati quidem inter se junotas sedes. 
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dem veränderten Heerbannsdienſte, unter dem Einfluffe der bi- 
fhöflihen Immunitäten und der Nothwenbigkeit fich in befeftig- 
ten Pläßen vor feindlichen Angriffen zu fhügen, entwidelte ſich 
aber feit dem Ilten Sahrhundert mehr und mehr der Unterfchied 
zwifchen Dörfern und Städten. Die Dorfgemeinden, zum Theil 
urfprünglich freie, zum Theil dur Gutöheren veranlaßte Ans 
fiedlungen, kamen auch erftern Falls, obmohl fie fi noch in einer 
gewiffen Selbftftändigfeit in Betreff der Wahl ihrer Vorſteher 
und bei der Verwaltung der Gemeindegüter erhielten, doch meis 
ſtens ald Hinterfaffen ihrer Schutzherrn in das Verhältniß der 
Hörigkeit, während die zur Vertheidigung ihrer Mauern pflichti- 
gen freien Leute in den befeftigten Orten, nad der Befreiung 
von den ordentlichen Gau= oder Landgerichten, allmählig immer 
größern Antheil an dem, von dem Vogte ded Burgherrn gehand: 
habten, Regimente der Stadt erlangten 2). Diefed Stadtregiment 
fam in die Hande ber von den Bürgern gewählten Bürgermeifter 
und Rathmannen, woraus ſich, anfangs noch unter dem Prafivium 
bed Vogtes, eine collegialifche Verwaltung aller die Stadt 
betreffenden Gefchäfte entwidelte. Selbft die Verwaltung der 
bürgerlichen und peinlichen Gerichtöbarkeit, welche unter Concur⸗ 
ren; der aud der Bürgerfchaft gewählten Schöffen am längſten 
in den Händen der landesherrlichen Vögte blieb, — die f. g. 
Vogtei —, und andere SHoheitörechte, wie 3. B. Zoll und 
Münze, wurden dur Kauf und andere Rethtötitel von Kaifern 
und Landesherrn erworben und Anertenntniffe ded Autonomie: 
rechtö der ftädtifchen Gemeinde und ber ausfchließlichen Befugniß 
zur Betreibung des Handels und der f. g. innungdmäßigen Ge⸗ 


— Vicos locant, non in nostrum morem, connexis et cohaerentibus 
aedificiis: suam quisque domum spatio circumdat“ (mie noch jegt 
3. B. im Lande Weftphalen.) 

Bosse, de regiminis municipalis origine et progressu. Amstel. 1834. 
Daß bie beutfche Stäbteverfaffung des Mittelalters fi auf der 
Grundlage der römiſchen Municipalsßerfaffung in den römifchen Colo⸗ 
nien entwidelt habe, läßt fich nicht beweifen. Vergl. bef. die aus- 
führlichen Nachweiſungen bei Mittermaier deutſch. Privatr. F. 
134, Rote 2. 


2 


— 
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werbe erlangt 3). Auf diefe Weife wurden die meiften Stäbte 
aus blos freien Gemeinden zu felbfifländigen, .nach eigenem 
unbefchräntten Gemeinwillen regierten Corporationen ®), und 
das f. g. Stadtrecht beftand demnach, nächſt der Eremtion der ' 
Derfonen und Güter der Stadtgemeinde von dem Landgerichte 
und der Freiheit von landesherrlicher Befagung, in der Befugniß, 
eine felbftgewählte Obrigkeit zu haben, welcher bie unabhängige 
Verwaltung ded Gemeindegutd, die Ausübung‘ der der Stadt⸗ 
gemeinde verliehenen Hoheitörechte, die Handhabung der bürger⸗ 
lichen Ordnung, bie polizeiliche Beauffichtigung der Betreibung 
der. ftädtifchen Gewerbe, und unter Zuziehung der Bürgerfchaft, 
auch die Ausübung des Geſetzgebungs-, Befleuerungs- und Feh⸗ 
berechtö der Stadt zuftand. Bald früher bald fpäter gieng die 
unmittelbare Zuziehung der Bürgerſchaft unter verfchiedenen Mo: 
dificationen in die Goncurrenz der Bürger-Ausſchüſſe ald Res 
präfentanten ber Bürgerfchaft über, wobei die Gilden oder Con- 


3) Snfofeen gründet ſich die Erhebung eines Orts zur Stadt ſchon nad) 
dem Rechte des Mittelalters immer auf ein Privilegium. Zöpfl, 
Rechtsgeſch. Abth. IH. S. 164. Ueber den Fortgang ber Entwidelung 
f. befonders Üüberfihtlih Mittermaier a. a. O. $. 135. 136. — 
©. aud) 5. B. Weftphalen, Hamburg's Verfaſſ. u. Verwaltung 
in ihrer allmähl. Entwidelung. Hamb. 1841. Bd. 1. ©. 1. f. — 
Jac. v. Melle, gründl. Nachricht von Lübel. S. 102 f. 

4) Die wachſende politifche Bedeutung der, ſich auch mit einander zu 
Schutz und Trug verbindenden, Städte, ihre Streitfähigkeit und der 
Schub, den ihre Mauern gewährten, veranlaßte häufig bie Einbürs 
gerung der Rittermäßigen auf bem Lande. Die geiftlichen und welts 
lichen Fürſten des Reichs ſahen die wachſende Macht der Städte mit 
Mißgunft und fuchten dagegen unter den Hohbenftaufen Schuß in der 
Reichsgeſeggebung. Heinrichs VI Reichsſchl. v. 1231 gegen die 
Affociationen der Städte (Dertel, Staatögrundgefege des deutſch. 
Reichs S. 20) Friedrich's II Constit. d. d. Ravenna 1232 zur Bes 
ſchränkung ber Autonomie der Städte (Dertel a. a. DO. ©. 24 f.) 
Landfrieden v. 1235 c. 9 und Goldne Bulle Karls IV v. 1356. c. 16. 
wider bie Pfahlbürger. S. aud das wiederholte Verbot ber 
Bündniffe der Städte (ohne Einwilligung bes Kaiſers und bei Land: 
ftädten des Landesherrn) in ber golbn. Bulle c. 15. Zöpfl, Rechts⸗ 
gefch. IH. ©. 168. 
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vivia, Conjunctiones, Zehen oder. Bünfte von weſentlichem 
Einfluß waren 5). 

1. Der Unterfchieb zwifchen Reichſsſtädten und Zand- 
oder Erbflädten, welcher mit der Entwidelung der Landesho⸗ 
beit und der feſtern Seftaltung der Reichöverfaffung immer bes 
ſtimmter bervortritt, beruhte urfprunglich darauf, ob die Vogtei 
über die Stadt einem geifllihen oder weltlichen Landesherrn als 
eigenes, erbliched Recht überlaffen, oder dem Kaifer verblieben 
war 6). Die Verfuche mancher urfprünglichen Lanbftädte, welche 
zu befonderer Macht gelangten, wie 3. B. der Stadt Braun 
ſchweig, in die Reihe der Reichsſtädte einzutreten, und anderer 
Seit das Beflreben von Landesherrn, die Landeöhoheit über 
Neichöftädte zu erwerben, waren ber Grund für eine Menge von, 
oft Zahrhunderte hindurch dauernden, Zehden und Procefien, Die 
bald zum Vortheil der Städte, wie z. B. bei Lübel, Hamburg 
und Bremen, bald zum Wortheile der Landerheren, z. B. bei 
Braunfchweig 1671, endigten. Die Reichsſtädte erlangten An- 
theil an der Reichsſtandſchaft; die Landftädte traten, zum heil 


) Die Stadt ferbft ift als beſchworne Schupverbinbung der Buürgerſchaft 
bie hoch ſte Gilde. Innerhalb berfelben entwideln ſich bie Gilden 
der Kaufleute und Handwerker. Aber audy der ariftokratifche Theil 
der Bürgerfchaft (die Patrizier) bildet gewöhnlich eine befonbere 
Gilde, welche fih in manchen Städten in dem ausfchließlichen Rechte, 
den Nath und die Schöffenftühle zu beſetzen, behauptete, vielfach 
aber in bem entflehenden Kampf zwifchen Ariftofratie und Demokratie 
ganz unterlag, ober bie Herrfchaft mit ben andern Gilden ober ber 
auf atidere Weife geglieberten Bürgerfchaft theilen mußte. Vergl. 3.83. 
über die noch bei der Bundesverſammlung (1816) geltend gemachten 
Rechte der alten Sefchlechter der adlichen Sanerbfchaft Altstimpurg 
und ber adlichen uralten Geſellſchaft Frauenſtein zu Frankfurt a. 
M. auf Beſetzung einiger Rathöftellen, die Protocolle der Bundes = 
Verfammt. 1816. $. 36. $. 64. ©. die Vorftellungen felbft audy in 
den Nachträgl. Actenftüden der Quartausg. Bb. I. &. 31 f. ©. 255 
f. 35pftl, Rechtsgeſch. II. $. 22. $. 55. Note 17. Eichhorn, 
deutſche Staats⸗ u. Rechtögefch. TH. IU. 5. 432. 

Eihhorn, a. a. O. $. 431. Mittermaier dbeutiches Privatrecht 
8. 137. ü . 


us 
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erft nach längerer Zögerung, in bie Vereinigung der Landfchaft 
ein. Die Iandeöhoheitlichen Rechte der erflern und dad Votum 
becifivum derfelben beim Reichdtage wurbe erft fpät gegen fernern 
Widerſpruch gefihert . — Die innere Verfaſſung der Reiche: 
und größern Landflädte war im Wefentlichen nicht verfchieden. — 
Bei den Landſtädten bildete fich bier und da auch noch ein Uns 
terfchied zwifchen fchrift- und amtfäffigen Städten. Diejenigen 
Drte, welche, obgleich fie zunächft unter Grund= und Gerichts: 
berrichaften ftanden, doch Stadtrechte erlangten, hießen Patris 
monialftädte 8). 

IM. Das Verhältniß der Landftädte) zum Landesherrn, 
welches ſich noch im 16ten Jahrhundert faft blos auf die allge: 
meine Beſtätigung ded Stadtrecht, Huldigung und Entrichtung 
der übernommenen Beben befchränfte, ohne daß bei ber noch un: 
organifirten Landesregierung von einer Beauffichtigung der ſtädti⸗ 
(hen Verwaltung und der Ausübung ber zuftändigen Hoheits: 
rechte die Rede geweſen wäre, gieng feit dem 17ten Sahrhundert 
mehr und mehr in Unterordnung unter die Iandeöhoheitliche Geſetz⸗ 

gebung und Oberaufficht über 10). Die meiften Städte wurben 


D Instr. Pac. Osnabr. Art. V.$. 29. Art. VII. 8. 4. Reichsdep. Hptſchl. 
v. 1803. $. 27. 
8, Mebiatftädte nennt. fie das Preuß. Landr. Th. II. Zit. 8. $. 166 f. 
9) E. A. Haus, de habitu antiquo municipiorum provincialium medii 
ı aevi Germ. ejusque ab hodierno discrimine. Mainz 1790. Weber 
die Urfachen ber ſich verringernden Macht der Städte (Aufhebung 
des Fehderechts, verändertes Kriegsweſen, Verfall ber Bündniſſe und 
fremder Schusherrfchaften u. f. w.) f. Struben’s Nebenftunden 

Th. I. No. 6. 

10) Auch hier wirkte die Theorie der Romaniſten von der Anwendbarkeit 
der Rechte des Princeps auf die deutſchen Landesherrn. Seit dieſer 
Zeit wird auch das „jus statuendi“ ben Städten beſtritten, vergl. 
Riccius von Stadtgeſetzen B. I. Hptſt. 1. $. 5. u. B. II. Hptſt. 
U. (p. 329 f.) Denn von ber beutfchrecdhtlichen Autonomie wußte ja bag 
römiſche Recht nichts; ber Landesherr mußte nach biefer Theorie ber 
alleinige Geſetzgeber fein. J. H. Böhmer, de natüra Statutorum, 
quae in civitat. provincialibus conduntur, eorumque obligandi prin- 
cipiis. Hal. 1721. Horn, de confirmatione Statutorum per Supe- 
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nun dem landeöherrlichen Beſatzungsrecht unterworfen, der Rath 
ber Stadt trat mehr und mehr in dad Verhältniß einer, den Re: 
gierungscollegien untergeorbneten, Behörde und mußte ſich theils 
den allgemeinen polizeilichen Anordnungen, theild Befchränkungen 
bei Verwaltung ber fläbtifchen Güter, Super:Revifion der Rech⸗ 
nungen u. f. w. unterwerfen, wofern ed ihm nicht gelang, fidy noch, 
durch befondere Umſtaͤnde begünftigt, in einer freiern Stellung zu 
erhalten 1). Im übrigen blieben aber doch die Städte felbit- 
berechtigte Sorporationen, die befonderd vermöge ihrer Landſtand⸗ 


1) 


riorem. Wittenb. 1737. — Mofer, v. der t. Unterth. Recht. u. 
Yfl. S. 196 fagt zwar „es laffe fi darinn wiederum keine Regel 
geben“z; allein er fügt hinzu: »Ordentlicher Weiſe ftehet zwar wohl 
dergleichen Obrigkeiten frey, in Kleinigkeiten Drbnungen zu mas 
hen; Was aber ein wenig von Wichtigkeit ift, darzu wirb wenig- 
ftens die landesherrliche Genehmigung erfordert.» — Was die landes⸗ 
herrlichen Auffichtsrechte, Notwendigkeit der Genehmigung von Die: 
pofitionen Über Gemeinde: Vermögen u. f. w. betrifft, fo wußten aud 
hierfür die Romaniften zu helfen, indem fie die dem römifchen Rechte 


© entlehnte Beflimmung vom jus minorum ber Städte (L. 3. Cod. de 


jure reipubl. XI. 29.) dazu benugten, um eine allgemeine Obervor⸗ 
mundfdjaft der Landesregierung über bie Städte zu rechtfertigen. 
Eichhorn deutſch. St. u. Rechtsgeſch. Th. IV. $. 544. Mitters 
maier im Arc. f. civ. Praris Bd. XXI. S. 77 f. Vollftändig aus⸗ 
geprägt wurbe diefe Theorie im Preuß. Landr. Th. I. Zit. VIII. $. 
86 f. bef. $. 116. $. 123. $. 149 f. 

Vergl. 3. B. Über Leipzig Römer, churfähf. Staater. Th. II. ©. 
819 f. Ueber Roftod f. Hagemeifter Mecklenb. Staatsr. $. 31 
f. Von Wismar, Instr. Pac. Osnabr. Art. X. 8. & Struben in 
den Nebenftunden Eh. I. Ro. V. $. 15 ſagt noch: „Nicht alle mit- 
telbare Städte haben jedoch die feit vielen Seculis genoffene Kreiheit 
und Vorrechte verloren. Noch verfchiedene berfelben find Meifter 
von ihren Thoren, Wällen und Mauern, ftehen mit fremden Fürften 
in Bünbniß, machen Gefege, ohne ben Landesherrn zu fragen, und 
entrichten ihm Keine Steuern, fondern erheben fie vielmehr felbft von 
ihren Bürgern, — Üben auch andere wichtige Regalia, obwohl fie 
auf gewiffe Maaße, bevorab in Juſtiz⸗-Sachen, bem Landesherrn 
unterworfen find.» ©. aber felbft in Betreff der letztern über einen 
Anſpruch der Stadt Llineburg noch 1806: v. Bülow u. Hage⸗ 
mann, pract. Erört. 8. V. ©. 72 f. 
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ſchaft eine wichtige politifche Stellung in den deutfchen Xerritos 
rien behaupteten und fich auch, ebenfalld vermöge ihrer Landſtand⸗ 
Schaft, in ihren Privilegien, namentlich in der Befugniß zur aus⸗ 
fohließlichen Betreibung der r g. ſtädtiſchen Nahrung, zu ers 
balten wußten 12). 


Erft zu Ende des vorigen und zu Anfang dieſes Jahrhun⸗ 


derts fand die neue Theorie, daß dad Gemeindevermögen mittels 
bares Staatögut fei, oder daß der Staat ein Miteigenthumdrecht 
babe, und daß die den Gemeinden zuftehenden Corporationdrechte 
einer willtührlichen Revocation und Beſchränkung unterlägen 13), 
in einigen Ländern Eingang und führte zur gänzlichen Suppref: 
fion der bisherigen freien Municipal=Berfaffung, fowie zur Ver⸗ 
nichtung ihrer politifchen Rechte, welche durch Aufhebung der 
landftändifchen Verfaſſung vollendet wurde. Nah franzöfifchem 
Mufter wurden die zur Verwaltung der Gemeinde: Angelegenhei: 
ten erforderlichen Beamten entweder vom Landeöherren oder def: 
fen Regierungsbehörden ernannt, oder ohne weitere Unterfchei- 
dung für Staatödiener erklärt 1%). Doc hat man ſich fpäter 
wieder von der Nothwendigkeit einer freiern und ſelbſtſtändigern 
Gemeindeverfaffung überzeugt und, unter Berüdfichtigung der hi: 
ftorifch begründeten Werhältniffe, ift durch neuere Geſetze bie 
Communal-Verfaſſung in mehrern Bundeöftaaten neu belebt und 
geordnet worden. Mit einem rühmlichen Beifpiele gieng in dieſer 
Hinfiht Preußen durch die Städteorbnung v. 19. Novbr. 1808 
voraus 15). 


22) ©. 3. 3. Braunſchw. Landtags-Abſch. v. 1770. Art. 63 —65. 
Privilegia der Landſchaft v. 1710. Art. 106 — 116. Priv, v. 1770. 
Art. 75—78. — Medlenb. Erbl. Grundvergl. v. 1755. Art. XIIIf. 

13) Vergl. m B. Bönner, deutſch. Staatsr. $. 76. 

14) Richt weniger verfehlt und die Grundlage des Rechts ber Gemeinben 
völlig verrüdend war bie Theorie, welche dem Preuß. Landrecht zu 
Grunde liegt, nach welcher bie Gemeinden als privilegirte Gefell: 
haften im Staate behandelt und zur Aushülfe auf das Societäts⸗ 
recht verwiefen wurben. 


15) Vergl. unten $. 106. Note 4. 
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II. Verſchiedene Syſteme und die neuere 
Gefeßgebung. 


J. Nicht blos von einem fpeculativen Standpunkte aus, fon: 
‚bern auch hiftorifch, d. h. nach den vorhanden gewefenen oder nod) 
beftehenden Zuftanden, laflen fi in Betreff des Verhältniſſes der 
Gemeinden zum Staate drei Syſteme unterfcheiden D: 

A. Dad mittelalterlihe Verhältniß der Zreiheit und 
Unabhängigkeit in Verwaltung ihrer Angelegenheiten, auch in Be: 
ziehbung auf dad, was zu den allgemeinen Staatöinteref: 
fen gehört. Die Gemeinden bilden hierbei Staaten im Staate, 
regieren fich durch ihre eigenen Obrigfeiten, üben die wefentlichften 
Hoheitsrechte aus, erfennen, im Verhältniß zum Staat oder Lan: 
beöhern, in ber Regel nur die auf Vertrag oder Herkommen 
beruhenden Verpflichtungen an und find nur in fehr limitirter 
Weife, 3. B. bei Verfaflungsftreitigfeiten und in Proceffen mit 

dritten Perfonen, der oberftrichterlichen Gewalt, der Reichögewalt 
oder Landeshoheit unterworfen. | 

B. Das entgegengefegte Syſtem der Revolution ober de 
Staatsdespotismus. Die Gemeinden werden bier blos als 
ein Compler von Staatögliedern, ald Staatdanftalten oder Ver⸗ 
waltungsbezirte betrachtet. Die Gemeindebeamten gehören baber 
von vornherein und in jeder Beziehung zu den Staatöbeamten, 
die Gemeinde Angelegenheiten find Regierungsfachen, d. h. 
fie gehören in Feiner Weife zu den Juftizfachen, und unterliegen 
in aller Hinfiht der Beflimmung und Entfcheidung der obern 
Regierungsbehörben; dad Gemeinde-Vermögen ift (mittelbares) 
Staatögut, und jede Autonomie und jedes felbftftändige Leben 
der Gemeinden ift damit ausgefchloffen. 

C. Das die Rechte der Gemeinde und die ded-GStaatd aus: 
gleichende oder vermittelnde Syſtem, welches einer Seits den 
Gemeinden das nicht vom Staate abzuleitende Recht der Perfönlich- 


1) v. Aretin, conftitut. Staatsr. herausgegeb. v. Rotted. (2te Aufl.) 
Bd. III. (1810.) S. 24 f. — v. Mohl, würtemberg. Staater. CH. 
1.8. 143 f — Bambellia. ad. 
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keit, die ſelbſtſtändige Verwaltung ihrer Angelegenheiten und bie 
Unverleglichkeit ihrer Rechtöfphäre (ihres Wermögend und anderer 
wohlerworbener Gemeinderechte) auch im Verhältniß zum Staate 
zugefteht, — anderer Seitö aber bdiefelben in allen allgemeinen 
Staatdangelegenheiten überhaupt der Staatögemwalt ald unterworfen 
betrachtet und auch die Berfaffung und Verwaltung der Gemeinden, 
fowie die Bildung neuer und die Veränderung beftehenber Gemein: 
deverhältniffe, wegen ber Wichtigkeit ihred Beftandes für den Staat, 
ber gefeglich geregelten Oberauffiht der Staatöregierung unter: 
wirft. — Dabei wird der gegebene Unterfchied zwifchen ben, die 
Bedingungen an ein felbftftändiged organifches Leben in ganz 
verfchiebener Weife erfüllenden, Stadt: und Landgemeinden feft- 
gehalten. 

1. Wa8 den gegenwärtigen Rechtszuftand betrifft, fo giebt 
ed noch einige deutſche Länder, wo die ältere Gemeindever— 
faffung fortdauert. Hier entfcheidet die hergebrachte, zum Theil 
auch in den Landeögrundgefegen beftätigte, Verfaſſung ber ein: 
zelnen Gemeinde (Stadt) über das innere Verhältniß und Die 
Unterordnung unter die Landeöregierungdgewalt 2). Daß aud 
bier auf dem verfaffungsmäßigen Wege der Landes-Geſetzge— 
bung Aenderungen, wenn fid ihre Nothwendigkeit ergiebt, ge: 
macht werden fünnen, unterliegt Teinem Zweifel; dagegen find 
willkührliche Eingriffe in die hergebrachte Verfaffung auf dem 
Wege der Verwaltung nichf zu rechtfertigen. Sn den meiften 
deutfchen Bundesftaaten ift aber die Verfaffung der Gemeinden 
neu organifirt worden; öfters find über das Werhältniß ber 
Gemeinden zum Staate und ihre innere Organifation ſchon in den 
Verfaſſungs-Urkunden bie Grundzüge feftgeftelt; außerdem 
aber audy allgemeine, die Gemeinde-Berfaffung betreffende, Ge: 
fege (Gemeinde resp. Städte: und Communal-Ordnungen) 


3) Allgemeine Ordnungen für bie Gemeinden find überhaupt in früherer 
Beit felten als befondere Geſetze erlaſſen; ſ. jebodh 3. B. Würtem: 
berg. Communorbn. v. 1758. bei Mofer, von ber Landeshoh. in 
Anfehung ber Untertban. ©. 157. — v. Mohl, würtemb. Staater. 
Th. II. ©. 149. Das Allgemeine findet fich in den Landes= u. Poli- 
zei Ordnungen, Landtagsabfchieben, Landesreceſſen u. f. w. 
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erlaffen, welche ven f.g. Ortöflatuten zur Bafiö Dienen und von 
denfelben nicht abgeändert werben können, denfelben aber für die 
individuellen Berhältniffe der Gemeinde einen gewiflen Spielraum 
geben 3). Durchgängig. haben die feit 1848 erfhienenen Ber: 
faffungs= Urkunden und Gefege dem Principe möglidfter 
Selbfifländigkeit der Gemeinden im Staate, welches auch 
die von ber National: Berfammlung beſchleſſene Reichsverfaſ— 
fung ſanctionirte, gehuldigt 9). 


> 


9 


Vergl. Reichard, Statiſtik u. Vergleich. den jetzt geltenden ſtädti— 
ſchen Verfaſſungen in den monarch. Staaten Deutſchlands Altenb. 
1844. — J. Weiske, Sammlung der neuern deutſchen Gemeinde- 
Geſetze. Leipz. 1818. 

Deutſche Reichsverfaſſ. $. 184. „Jede Gemeinde hat als 
Grundrechte ihrer Verfaſſung: a) Die Wahl ihrer Vorſteher und 
Vertreters b) Die felbfländige Verwaltung ihrer Gemeinde: Anges 
legenheiten mit Einfhuß der DOrtspolizei, unter gefeglich geordneter 
Dberauffichl bes Staats; c) Die Veröffentlihhung ihres Gemeinde- 
haushalts; d) Deffentlichkeit ber Gemeindeverhandlungen als Negel.“ 
Mas bie Gefeggebung in ben Bunbesflaaten betrifft, fo ift hervor: 
zubeben::- 

1. Defterreidh. ©. einiges von Provinzials Gemeindeorknun= 
gen bei v. Meyer Corp. Eonft. Germ. Lief. 1. ©. 151. Dann ift 

erſchienen das Proviſoriſche Gemeinde-Geſetz v. 17. März 1849 bei 

Rauch Archiv der Geſetzgeb. Jahr. 1848 u. 49. Bd. I. S. 132 f. 
S. dann aber das Kaiferl. Gabinetsfchreiden v. 31. Dechr. 1851. 
Ro0.7—14. (Vergl. oben $. 51. Note 8. u. Rauch, parlam. Taſchenb. 
Ite Lief. ©. 237 f.) 

2. Preußen. Stäbteorbnung vom 29. Novbr. 1808, weldye 
durdy bie revidirte Stäbteordnung v. 17. März 1831 wefentlich 
mobificirt, aber für die Städte, welche nach jener eingerichtet waren 
und dieſe nody nicht angenommen hatten, nicht aufgehoben wurde. 
2.0.Rönne u. H. Simon, die Preußifchen Stäbteorbnungen u. ſ. 
w. Breslau. 1843. Eine Vergleichung beider Gefege f. 3. 8. bei 
Dahlmann a. a. O. S. 223f. Eine foldhe enthält aud die Schrift 
von 8. Stredfuß, bie beiden preuß. St. Ordn. Berl. 1841. ©. 
audy v. Savigny, die Preuß. Städte-Ordn. in Ranke's hiftor. 
polit. Beitfchr. 1832. Hft. 3. S. 392. — In ber Rheinprovinz galt 
fortwährend bie, zwifchen Stadt u. Land nicht unterſcheidende, franz 
söfifche Municipalverfaffung. Dann if eine Gemeindeordnung für bie 
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III. Die Gemeinde an fi und ibr Berbältnifi 
zum Staat. 


Vergl. die allgemeinen Schriften vor $. 105 u. bef. Stahl, Rechts⸗ u 
Staatölehre. 2te Aufl. Abth. II. ©. 19 f. 


l. Die rechtliche Natur der Gemeinde im Staate tft weder 
nach dem Rechte einer willtührlich gebildeten Gefellfhaft, noch) 


⁊ 


Rheinprovinz v. 23. Juli 1846 erſchienen. Für die Landgemeinden in 
den übrigen Provinzen gab es, abgeſehen von den Beſtimmungen des 
allgem. Landrechts Th. II. Tit. VII. S. 18 f. keine allgem. Ordnung. 
Bergl. LavergnesPequilhen, die Landgemeinde in Preußen. 
Königsb. 1841. v. Hartbaufen, die ländl. Verfaff. in ben einz. 
Provinzen der preuß. Monardie. Königsb. 1839. Kür die Provinz 
Weſtphalen erſchien dann eine Landgemeinde⸗Ordnung nebſt einer 
Verordn. üb. die Einrichtung der Gemeindeverfaſſ. in den Städten, 
in welchen bie Stäbteorbn. noch nicht eingeführt war, v. 31. Octbr. 
1841. — Ginige allgemeine, ber beutfchen Reicheverfaffung (f. oben) 
im Ganzen conforme Säge, mit Zuficherung einer neuen Gemeinde: 
ordnung (für alle Provinzen), fprach dann die Verf. urk. v. 31. Ian. 
1850 $. 105 aus. Nun erfchien die, unter Zuftimmung beider Kammern 
erlaffene, „Gemeindeordnung für den preußiſchen Staat⸗ v. Il. März 
1850, mit dem Cirkular des Minifterd des Innern üb. bie Ein- 
führung v. 23. März und der neuen Kreis⸗, Bezirks- und Provin- 
zial⸗Ordn. v. 11. März 1850, abgedr. bei Rauch, Archiv. der Ger 
fegg. Jahr 1850. Bd. IL. S 141—197. Die Gemeindeorbn. unters 
fcheidet nicht zwifchen Stadt u. Land, fondern nur zwifchen Gemein: 
den, welche mehr, und foldhen, welche nicht mehr als 1500 Einw. 
haben. Später (1851) ift die Ausführung der Gemeindeorbnung auf 
dem Wege der Verordnung fiftirt worben. 
3. Baiern. Gemeindeorbn. v. 17. Mai u. Gem. Wahlordn. v. 
5. Aug. 1818, nebft Gef. die Umlagen für Gemeindebedürfn. betr. 
v. 22. Gebr. 1819, wodurd) das von entgegengefesten Prinzipien be⸗ 
herrichte Edict vom 17. Mai 1808 aufgehoben wurde. Reviſion v. 
1. Juli 1834. Pözl, Samml. ber Verf. Gef. S. 219 f. ©: au 
Döllinger, bie Verfall. u. Verwaltung der Gemeinden in Baiern. 
I. Th. Münden 1819. Debes, das baier. GemeindesEdict nad 
feiner Reviſion im 3. 1834, in Burhein’s Beitfchrift. Bd. IT. ©. 
77—145. und die fchon angef. Schrift von Beisler. — Die Ges 
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nad dem einer, durch den Willen des Staats bedingten, oder Ve: 
biglich von bemfelben getragenen, Staatsanſtalt zu beurtheilen. Die 


meindeverhältniffe in ber Rheinpfalz blieben im Wefentlichen fran⸗ 
zöfifh. Einige Aenderungen macht ber Landtags-Abſch. von 1837. 
Moy, bayer. Staater. Th. I. S. 336-434. 

4. Königreich Sach ſen. Stäbteorbnung v. 2. Febr. 1832; Lanb- 
gemeindeorbnung v. 7. Ropbr. 1838, nebfl dem Geſetze, die Anwen⸗ 
dung berfelben auf Fleinere Städte betreffend. Zufammen heraus- 
gegeben Leipz. 1839. 

5. Hannover hatte bi8 auf bie neuere Zeit keine allgemeine 
Gemeinbeorbnungen. Die Berfaflung einzelner Städte und Fleden 
wurbe feit 1819 durch befonbere Gefege regulirt. Hierauf ftellte das 
Staatsgrundgefes v. 1833 im Kap. IV. $. 42—56 die allgemeinen 
Grundfäge feſt, bob alle Eremtionen von Gemeinbelaflen auf und 
verfügte eine, feinen Beflimmungen entfprechenbe, Regulirung der 
Berfaffung und Berwaltung ber Städte. Bergt. aber audy das 
Yublicat. Pat. v. 26. Septbr. 1833 $. 8. Diefe Beflimmungen 
giengen mit einigen nicht unwefentlidhen Mobificationen, 3. B. was 
die angeorbnete Superrevifion der ftäbtifchen Rechnungen betrifft, in 
das Landesverf. Geſetz v. 1840 Kap. II. $. 45 f. über. Das Berf. 
Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 12—21 flellt aber nicht blos die Prin⸗ 
zipien bes Staatsgrundgefeges v. 1833 wieber her, fonbern geht in 
der Sicherung ber Selbfiftändigkleit der Gemeinden noch einen be- 
deutenden Schritt weiter. Auf der, befonders durch $. 19 u. 20 
diefes Geſetzes feftgeftellten, Grundlage ift dann die fehr freifinnige 
Städteordnung v. 1. Mai 1851 und das Gefes Über bie Lanb- 
gemeinden v. 4 Mai 1852 mit ben Ständen vereinbart worden. 
Vergl. bef. die vorzüglich Hannover berüdfichtigende Schrift von 
Stüve, Wefen u. Verfaffung ber Landgemeinden. Jena 1851. 

6. Für Würtemberg gab ſchon die Verf. urk. $. 62—69 eini⸗ 
ge allgemeine Beftimmungen. Als umfaffenbes Regulativ 'erfchien 
dann das Edict Über die Verwaltung ber Gemeinden u. f. w. v. 1. 
März 1822. (Mit den abändernden Gefegen, herausgegeben von 
Weißer. Stuttg. 1832. 2te Aufl. 1841.) Hierzu kam noch das 
Gefeg fiber das Bürger- und Beifigredht v. 18. Apr. 18285 revib. 
unter dem 4. Dechr. 1833. Vergl. Schüg, bie Gemeindeorbnung 
Würtembergs. Stuttg. 1837. v. Mohl, Würtemb. Staater. Th. 
U. ©. 143—222. Bißer üb. bie Reform ber Würtemb. Gemeinde: 
verfaſſ. in der Zeitſchr. für die gefammte Staatswiſſ. Wh. IV. 

7. Baden erhielt, nachdem die im Jahre 1819, 1820 und 1822 
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Gemeinde bat vielmehr. ihre originäre Rechtöfphäre, deren Schuß 
und Regelung allerdings in die alle irdiſchen Verhältniſſe um: 





⁊ 


den Ständen vorgelegten Entwürfe einer Gemeindeordnung keine Re: 
flimmung gefunden hatten, in der Gemeindeordn. v. 31. Dechr. 1831 
eine auf fehr liberale Principien gebaute Gemeinveverfaffung. ©. 
Hermsdorf, Jahresbericht Bd. I. ©. 178. Pölitz, Europ. Ber: 
foffung Bd. I. Abth. IL. S. 51l f. Neue Geſetze v. 28. Aug. 1835 
n. 3. Aug. 1837. ine amtliche Ausgabe der badifchen Geſetze Über 
die Verfoffung u. Verwaltung der Gemeinden u. f. w., ift in Karles 
ruhe 1843. erichienen. S. auch Chrift, das bab. Semeindegefet mit 
Erläut. 1846. 

8 Für Kurheffen ftellte die Verf. urk. $. 42—48 das Vers 
hältniß der Gemeinden im Allgemeinen feft und ficherte eine Städte: 


-und Gemeindeordnung zu. Sie ift erfihienen und batirt vom 23. 


Octbr. 1834. (Weber eine Beſchwerde kurheſſiſcher Standesherrn 
dagegen ſ. oben $. 36. Note 13. No. 4.) 

9. Heffen=Darmftadt. Verf Urk. $. 45. 46. und Gemeinde 
ordn. dv. 30. Zuni 1821. Eine ausführliche Darftellung der Gemein⸗ 
deverhältniffe in Darmſtadt giebt Weiß, heſſ. Staater. I. &. 390 
— 444, beffen Anſicht von dir angeblichen Selbftftändigfeit ber Ge- 
meinden nach diefem Gelege befonders durch feine eigne Zuſammen⸗ 
ſtellung dev. Rechte des Staats (im $ 123) widerlegtgwird. 

10. Naſſau. Mehr als abhängige Staatsanſtalten behandelt die 
Gemeinden die Eommunalordnung vd. s. Jun. 1816. in neues, auf 
den grundrechtl. Beſtimmungen beruhendes, Gemeindeselet iſt v. 12. 
Dechr. 1848. 

11. In Braunſchweig erfolgte, nach der Verordn. v. 26. März 
1823 die Polizei= u. Gemeinbevermwaltung betreffend, die neuere 
Otganifation der Gemeindeverhäftniffe, auf. Grund ber Principien 
der Landſch. Orbn. von 1832. $. 41-56 für bie Städte durd) die 
darin $. 54 vorbehaltene Stäbteorbnung v. 4. Jun. 1834. Vergl. 
auch Landt. Abſch. v. 25. Mai 1835 Art 20. Nevidirte Städte: 
ordnung v. 19. März 1850, u. nun auch die auch fihon 1832 zuge: 
fagte Landgemeindeordnung v. 19. März 1850 - Graunfchw. Geſetz⸗ 
ſamml. 1850. No. 23 u 24.) 

12. Sähfifche Herzogthümer Vergl. üb. Weimar: Schwei— 


der Öff. K. F. 46. Landgemeindeorbn. v. 2. Bebr. 1840. — Coburg. 


Berf. url. 'v. 1821. $. 31— 33. Gothaiſche Gem. Ordn. v. 30. 
Mai 1834. Coburg:Sothaifches Grundgef. v. 1852. $ 60-66. 
Für Altenburg regulirte das Grundgefeß v. 1831 ($. 99--127) bie 
Gemeinbeverhältniffes für Meiningen das Grundgef: $. 19—28. 


Bahariä’s Staatsrecht. Ir Bd 2te Aufl. 34 
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faflende Sphäre des Staats gehört (vergl. $. 12. 13.), Die aber 
der Staat (fo wenig wie dad Recht des Individuums oder ber Fa⸗ 
milien) in fich aufgehen laffen, ober, wie dad wad zu feiner un⸗ 
mittelbaren Rechtöfphäre gehört, willtührlich beflimmen darf. Die 
Gemeinde gehört zu den in fich felbft freien und von vornherein 
felbfiftändigen Grundlagen der Staatöorbnung I). Sie iſt aber 
auch ald untergeorbnetes Semeinwefen, ald dauernder, von der 
Willkühr der einzelnen Glieder unabhängiger, feiner Beflimmung 
nach unauflösliher Organismus, die wefentlihe Stütze ber 
beftehenden Staatdordnung, deren fi der Staat zu feinem 
eignen größten Nachtheil beraubt, wenn er ben Gemeinden ihre 
Selbſtſtändigkeit entzieht oder fie zu bloßen, eine gewiffe Seelen- 
zahl umfaflenden Verwaltungsbezirfen macht. Aus jener Bebeu- 
tung der Gemeinden für die Staatsordnung erllärt und rechtfertigt 
fi übrigens die Regel des neuern Staatsrechts, wonach alle 
Derfonen und Grundflüde im Staate einem beflimmten Gemein: 
deverbande angehören müffen 2). 

1. Die Gemeinde überhaupt iſt ein Analogon bes 
Staats und fann möglicher Weife bei voller politifcher Unab- 


13. Dldenburg. Landgem. DOrbn. v. 28. Dechr. 1831. Städte: 
orbn. v. 12. Aug. 1833. — Srundgeſ. v. 1849. Art. 62— 69. — 
Sondershäuf. Grundgef. v. 1841. & 95. — Bremen: Gemein: 
deverfafl. der Landgemeinden v. 25. Febr. 1850. 

14. Lippiſche Gemeindeorbn. v. 21. März 184. — Waldeck 
Berf. ur. 8.45 f.— Frankfurter Gemeindeorbn. v. 12. Aug. 1824. 
Nicht billigen läßt ſich daher 3. 3. bie Baffung bes $. 62 des DLden- 
burg. Staatsgr. Geſ., wo es heißt; „Die politifche Gemeinde als 
ſolche bildet eine Unterabtheilung des Staats und bient in fo- 
fern feinen Zwecken.“ 

Ausnahmen behielt auch die Frankf. Reichäverfaff. $. 185 in Betreff 
der „Maldungen und Wüftenelen« ber Lanbesgefepgebung vor. Die 
Regel felbft findet ſich ſchon in frühern Berfaffungen, mit weniger 
ober mehr Beſchränkungen. Vergl. vevib. baier. Gem. Ed. v. 1834. 
$. 1-7. Würtemb. Verf. 8. 69. Meining. Grundgeſ. 5. 19. 
Kurbeif. 8. 47. Altenburg. $. 100, Braunſchw. $. 41. 49. 
Hannov. Staatsgrundgef. v. 1833. $.42. Landesverf. Gef. v. 1840. 


$. 48. Verf. Sei. v. 8. Septbr. 1848. &. 12. Cob 
—S urg. Soth. v. 


[_ 7 
Nas 


2 


— 
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hängigkeit zugleich Staat fein, bergeftalt, daß Staatögewalt und 
Gemeindegewalt in bemfelben Organismus vereinigt find. Die 
einzige durchgreifend maaßgebende Analogie für die Gemeinde ift 
der Staat, nur mit dem Unterfchieb, daß ihre Sphäre eine viel 
befchränftere, und daß fie in allen das Staatöintereffe betrefz 
fenden Angelegenheiten dem Staat untergeordnet ift. Die na: 
türliche Sphäre der Gemeinde ift die Wahrung und Leitung der 
gemeinfamen, theild dad Zufammenmwohnen veranlaffenden, theils 
mit demfelben gegebenen, Iocalen Intereflen ber Gemeinde: Genof: 
fen). Was von der Entftehung, dem Rechtögrund des Dafeins 
beim Staate gilt, findet in ähnlicher Weife auch auf die Ges 
meinde Anwendung. Die f. g. Vertragö: Theorie ift auch bier 
zu verwerfen; die Gemeinde tft Feine bloße Geſellſchaft und das 
Recht und die Pflicht der auch hier nothmwendigen Obrigkeit 
von dem eines Geſellſchafts-Vorſtandes durchaus verſchie— 
den 2). Als Beamte eined Gemeinwefend haben fie an fich 
einen öffentlihen Character. Ob und inwieweit fie aber die Ge: 
meinde nad Außen hin vertreten, hängt von den verfaffungs- 
mäßig ihnen obliegenden Functionen ab. Ald Staatöbeamte 
können fie nur infoweit betrachtet werden, ald ihnen zugleich die 
Berwaltung von Staatdintereffen vom Staate übertragen ift. 


3) Inſofern die Intereffen der Landbewohner befchränkter und zum Theil 
anderer Art find, als die in den Städten, infofern die Wahrung: 
und Leitung der ledtern einen gefchloffenern, complicirteern und ges 
zegeltern Organismus nothwendig macht ald das in ber Hauptfache 
auf Aderwirtbfchaft ſich beziehende Intereffe der Dörfer, ift die Un⸗ 
terfcheidung zwifchen Stadt und Sand eine natürliche und gegebene, 
welche das Staatsgeſetz nicht wegdecretiren foll: 

4) Kann auch nady dem Wefen ber Gemeinde nur die vepwblicanifche 
Berfaffung als die naturgemäße betrachtet werben, fo ift doch ber 
Sharakter der Obrigkeit befonders in den Städten für den Rath 
oder Magiftrat feftzubalten. Won großer Wichtigkeit: ift dieß für 
feine rechtliche Stellung zur Bürgerfchaft oder deren Repräfentation. 
Es ift eben fo verkehrt als nachtheilig, jenen blos als den befolbeten 
Diener ber letztern zu betradyjten, oder Einrichtungen zu maden, 
welche in ihren Folgen bazu führen müſſen. Auch ber häufige Wech- 
fel der Magiftraturen in den Städten wiberftreitet der beſonders 
hier nothwendigen Stetigleit ber Ordnung. 

34* 


532 Staatör. d. Bundesſtaaten. — Berfaflungsredht. (9. 107.) 


mM. Die Gemeindegewalt umfaßt ald urfprünglihe Be: 
ftandtheile, jedoch überall befchräntt auf ihre Sphäre, 

A. dad Recht der Gefeggebung (bad f. g. jus statuendi 
oder Autonomierecht) 5) in Beziehung auf Verfaffung und Ber: 
waltung der Gemeinde und bie Regelung der Gemeinde: Angele: 
genheiten, aber imerhalb der durch die Gefeßgebung (Gemeinde 
und Städteorbnungen) des Staats vorgezeichneten Grundzüge 
und Schranten. Um fi von deren Beobahtung überzeugen zu 
können, und überhaupt wegen feiner faft überall coincidirenden 
Antereffen fordert der Staat, kraft feines Oberaufſichtsrechts, die 
Vorlegung ber Statute und ertheilt hiernadh fein Placetz auch 
bebürfen die Ortöftatute ſelbſtverſtändlich infoweit fie Zwangspflich⸗ 
ten Dritter begründen follen, oder über einen in die Sphäre des 
Staatd hineinreihenden Gegenftand disponiren, einer wirklichen 
Eanction durch die Staatdgewalt 6). 

B. Das Recht, dad Gemeinde: oder Ortsbürgerrecht zu 
verleihen und die Gemeindeämter zu befegen. Doc gebührt 
dem Staat befonderd bei foldhen Beamten, welche zugleich ‚Dr: 





5) Wie man vorzüglich feit dem 17ten Jahrhundert den Gemeinden, be⸗ 
fonders auch den Städten, dieſes Recht zu beftreiten fuchte, f. oben 
S. 521f. So fam man allmählig dazu, den Gemeinden ihre Orts⸗ 
ftatute von oben herab zu bictiren oder fie auch der Form nad) rein 
als Ausflüffe der landbesherrlihen Gefeggebung zu bes 
handeln. — Uebrigens ift es auch nidyt richtig, das mittelalterliche 
Verhältniß der Städte als das Spflem ber Autonomie zu bezeich- 
.nen wie e8 von Stahl, a. a. O. S. 23. gefhieht. Denn ein Selbft- 

. gefeßgebungsrecht follen die Gemeinden aud) jest noch haben. 

6) Daß in der Gemeinhegewalt aud) ein, dem jus eminens der Staate- 
gewalt vanaloges, Erpropriationsredt bei nothwendigen Ge- 
meinde Anlagen enthalten fei, 3. B. bei Erweiterung von Straßen, 

“ Anlegung von PVerbindungswegen, Brunnen, Kanälen, Bearäbniß- 
plägen u f. w., kann nicht bezweifelt werden. Wäre dieß nicht der 
Fall, fo Eönnten folche Fälle audy nicht in der Staatögefesgebun 
fanctionirt werden. Selhftverfländlich befchräntt es fich aber auf bie 
Slieder der Gemeinde und ift wiegen bes Schuges, welcen der Staat 
jedem Gemeindeglied auch gegen Willkühr der Gemeindegewalt zu ge⸗ 
währen hat, in ber Ausübung an die Concurrenz der obern Staate: 
behörbe zu binden. 
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gane ber Staatögewalt find, oder vom Staate abzulgitende Rechte 
zü verwalten haben, (Magiftrats- Mitglieder und Ortsvorſteher) 
dad Recht der Beflätigung. Diefelbe darf aber nur unter Angabe 
genügender Gründe verfagt werden 7). Auf die gewählten Ge: 
meindevertreter (Bürger: Repräfentanten, Stadtverordneten Bür⸗ 
gervorfteher) iſt dieß Beſtätigungsrecht nid;t auszudehnen. 

C. Das Recht der felbfifläandigen Verwaltung ded Ge: 
meindes®ermögens8) und der Umlage, ober Beſteuerung 
der Gemeindeglieder, für Erfüllung der Gemeindezwede, infoweit 
fie durch die Aufkünfte des erftern nicht beftritten werben können. 
In beiderlei Hinficht greifen aber nothwendig anzuerfennende 
Rechte des Staats in die Ausübung des Gemeinderechtd ein. Auch 
ber Staat hat ein nahe liegended Intereffe an der Erhaltung des 
Wohlſtandes der Gemeinde und der Subftanz des Gemeinde:Ber: 
mögend und macht daher die. Gültigkeit von, den Grundflod 
mindernden, Beräußerungen, die Aufnahme von Geldanleihen, durch 
welche die Schuldenlaft vergrößert wird, ſowie auch die Einfüh: 
rung neuer Abgaben und Laften von der Approbation feiner obern 
Behörden abhängige. Dagegen ift die öfters in Landeögefegen an: 
georbnete Genehmigung aller erheblichen Ausgaben, Veräußerun⸗ 
gen, Bahlungen, ' Dispofitionen, die regelmäßige Revifion ber 
Rechnung über den Gemeindehaushalt durch die Staatsbehörde, 
ferner die gefordete Einwilligung zu jeglicher Proceßführung u. 
ſ. w. lediglich Folge bed übertriebenen Bevormundungd: Syftems. 

D. Das Recht der Orts-Polizei, d. h. derjenigen Polizei, 


7) Am meiften fihert in biefer Hinfiht die Selbſtſtändigkeit der Ge⸗ 
meinden jedt das Hannoverſche Recht. Verf. Gef..v. 5. Septbr. 
1848. $. 18—20. Stäbteorbn $. 55—57. Landgem. Orbn. $. 6—9. 
Bei untergeorbneten Gemeinbebeamten bebarf es Feiner Beftätigung. 
Zu unterfcheiden ift von bem eigentlichen Gemeindevermögen das 
Vermögen von Stiftungen und engern Genoffenfhaften in 
der Gemeinde. Wo, früher verfchiebene, Gemeinden vereinigt find, 
"Tann eine gewiffe Selbfiftändigkeit. der Wermögens- Verwaltung fort- 
bauern. Zu ben allgemeinen Gemeinbelaften hat aber jebe Ab: 
theilung mit ihrem Vermögen in verhältnißmäßig gleicher Weife zu 
concurriren. 


8 


— 
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welche die Sicherung gegen vrtliche Gefahren und Nachtheile 
und die Förderung localer Wohlfahrtö: Intereffen zum Gegenftand 
bat (Marktverkehr, Nahrungsbetrieb, Sorge für die Dertlichkeit 
felbft, Straßen, Wege, Damme und Deiche, Feldſchutz, Armen- 
pflege, Gemeinde⸗Schulen u. f. w.). In Verbindung mit der 
Ortöpolizei fleht auch dad Recht der Gerichtsbarkeit, infoweit 
ed fich befonderd auf Verhängung von Strafen wegen Uebertre: 
tung der Gemeindeordnung bezieht. Das Recht auf eitte darüber 
hinausgehende Polizei-Verwaltung und Gerichtöbarkeit dagegen 
muß zu den erworbenen Rechten gezählt werden, die fich auf 
Vertrag, Herlommen und gefegliche Beftimmung gründen 9). In: 
foweit aber die Gemeinde Inhaberin von Hoheitörechten ift, tritt 
fie auch in die mit ihrer Ausübung verbundenen Pflichten, 3. B. 
bie wenigftend fubfidiare Haftungspfliht aus Handlungen oder 
Unterlaffungen der Beamten, ein. 

IV. Auch dad Berhältniß der ftändigen Gemeinde-Ber: 
tretung zur Gemeinde Obrigkeit und den Gemeinde-Öliebern 
ift nach Analogie der Vertretung im Staate zu beurtheilen. Con⸗ 
currenz zur Aufftelung. neuer Normen ded Gemeindelebend, zur 
Regelung und Prüfung des Gemeinde: Haushalts, zur Veräußerung 
und VBerpfandung von Gemeinbegütern, Aenderung ihrer Nugungs- 
weife, Einführung neuer Abgaben und Laften und Aenderung der 
beftehenden u. f. w. gehört daher zu den weſentlichen Rechten 
ber GemeindebürgersRepräfentation. 

V. Dad Prinzip der verhältnißmäßig gleichen Betheiligung 
an allen Laften und Abgaben muß auch auf die Glieder der Ge- 
meinde, unter Befeitigung aller Real: und PerfonalsBefreiungen, 
zur Anwendung gebracht werden 10), 


9) Vergl. bef. die Hannov. Stäbteorbn. $. 77 f. Landgem. Orbn..$. 52 f. 

10) Vergl. $. 13 u. 14. des Hannov. Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848. 
Auch alle andern neuern Gemeinde-DOrdnungen und Lanbesverfaff. 
Gefege erkennen dieß Prinzip an. Die Standesherren Tönnen auch 
bier auf Grund des Art. 14 der Bundesacte eine gewiffe Befreiung 
in Anſpruch nehmen. 
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"FSünftes Kapitel. 


Bon der landſtändiſchen Verfaffung der 
deutfhen Bundesſtaaten. 


Bon ftändifcyer und Repräſentativ⸗Verfaſſung überh. f. oben $.23 u. die daf. 
eitirten Schriften. Dazu noch befonders (über das Memorandum 
des Herrn v. Gens) Welder wihtige url. für den Rechtszu⸗ 
ſtand ber beutfch. Nation &. 20. &. 230 f. und Hoffmann, bie 
ſtaatsbürgl. Sarantieen. Th. I. Suttg. 1828. ©. 257 f. ©. auch 
Mopl, in der Zeitihr f. gefammt. Staatsw. Bd. II. Abhandl. 9. u. 
Deffelb. Diss. sistens discrimen ordinum provincialium et con- 
stitutionis repraesentativae. Tubing. 1821. — Dablmann’s 
Politil. 5.138 f. S.109 f. — Aeltere Literatur Über bie deutfchen 
Landftände überh. f. bei Pütter, Litt. des Staatsr. Th. II. ©. 
275 f. Klüber’s Fortſetz. $. 1056. und bei Mofer, von ber 
Reichsftände Landen. Buch I. Kap. I. 


&. insbefondere: G.D. Strube, Observationes de statuum provincialium 
origine et praecipuis juribus. In beffen ®bservat. jur. et histor. 
Hildes. 1735. Obs. IV. p. 157 f. Deffelben Nebenftunden Th. 
1. ©. 424 f. — 3 © Struv, Diecurs vom Urfprung, Unter: 
ſchied und Gerechtfamen der Landſtände in Deutfchland, infonder- 
beit im Herzogth. Mecklenburg. "Mit Anmerkungen von C. ©. 
I(argow). Hamb. 1741. — Moſer, von ber t. Reichsſtände Lan: 
ben, deren Lanbfländen u. ſ. w. (1769.) Buch II. Kap. IE - XXV. 
&. 323 — 903. Buch VII. ©. 1385 — 1531. Derfelbe von ber t. 
Unterthanen Rechten u. Pflichten. Buch II. Kap. I. ©. 85 — 147. 
— Reyſcher, in der Zeitſchr. f. deutſch. R. Bd. II. S.1f.— Die 
Lehre von ben Landſtänden nad) gemeinem beutfchen Staatsrechte von 
8. 4 (von Campe). Lemgo 18411. — Wurm krit. Verſuche ©. 
%f. — H. ©. Reihhard, Monarchie, Landflände u. Bundes: 
verfaflf. in Deutfchland. Leipz. 1836. — v. Kamps Abhandl. aus 
dem deuffch. u. Preuß. Staater. Bd. J. Berl.1846. — Häberlin’s 
Handbuch bes teutihen Staatsr. Th. II. S. 28-80. — Deffelb. 
Nepertor. bes t. Staatsr. s. v. Landftand. — v. Satori, geiſtl. 
u. welt. Staatör. bes t. Hoch- Stifter. Bd. I. Th. 2. Abſch. 2. — 
Schnaubert, Anfangsgr. des Staater. ber gefammten Reichslande. 
$. 214 fe — Leiſt, Staater. $. 53-55. — Bönner, Staater- 
$.250—260. — Klüber, öffentl. Recht $. 279-300. — Maurens 
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brecher, Staater. $. 145-158. — Weiß, Syſtem des beutfc. 
Staater. $. 291 f. 


Erfier Titel. 


Seſchichtliche Entwidelung nebft den Quellen des 
ältern und neuern Mechts. 


$. 108. (8. 9.) 


I. urſprung und Character der ältern landſtändi⸗ 
(hen Verfaſſung in Deutfchland. 


©. die angeführten Schriften von Strube und Struv. — 3.3. Mofer, 
von der Reicheftände Landen. ©. 347 f. — Juſt. Möfer, patriot. 
Dhantafien. Th. TV. Ro. 54. — Pütter’s Beiträge zum t. Staats: 
u. Fürftenrechte. Bd. I. No. VI. (Bem Urfprunge der Landeshoheit 
und dem in ben meiften Ländern bamit verbundenen Urfprunge 
der Landftände, ingleichen, was e8 mit Ländern, wo feine Land⸗ 
ftände find, für eine Bewandniß habe?) — Häberlin, Grundzüge 
einer Geſchichte der teutfch. Landflände in Schlözer's Staatsanzei- 
gen. Hft. 67. S. 265 f. — Deffelben Hanbb. bes t. Staatsr. 
Th. I S. 29 f. — Poffe, Über das Staatseigenthum und das 
Staatsrepräfentationsrecht der deutſchen Landftände. NRoft. u. Leipz. 
179. ©. 157 fe - © H. Lang, Prüfung bes vermeintlichen 
Alterö der. t. Landflände. Gött. 1796. — C. G. Weber, Diss. 
I. et Il. de vera ordinum provinciaium, tum in Germania ge- 
peratim, tum speciatim in Bavariae ducatu, epocha recte con- 
stituenda. Lips. 1797. — X% 8%. Jacobi, Auflöſung einiger 
Zweifel über das Alter und Repräfentationsrecht deutfcher Landſtände. 
Hannov. 1798. — 8. 3. Hartmann, über den Urfprung und 
das Verhältniß der Landftände Nürnb. 1805. — K. D. Hüll⸗ 
.mann’s Geſch. bes Urfprungs ber Stände in Deutfchland Th. III. 
Abſchn. IV. — Hoffmann, die flaatsbürg. Garantien. Stuttg. 
1828. Ih. 1: S. 257 f. — F. Mackeldey, de ordinum provin- 
cialium in Germania erigine. Bonn. 1832. — Fr. Krüger, de 
veterum in Germania provincialium ordinum origine alque na- 
tura, Gött. 1843. — F. W. Unger, Geſch. der. deutlich. Kandftände. 
Th. I. (Urgefchichte der deutſch. Volksvertretung u. deren Entwick. 
durcy)- das Lehnweſen des Mittelalters.) Th. I. (Vom Schluffe des 
großen Interregnums bis zum ewigen Landfrieden. Einfluß ber 
Einigungen des Mittelalters.) Hannov. 1844. 
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S. auch Überhaupt: Eichhorn, beutfche Staats- und Rechtsgeſch. Th. 
1, 5 423 f. — Böpft, deutſche St. u. Reg. Abth. I. ©. 160 f. 
Abth. I. S. 112 f. 

Nachrichten über den Urfprung und bie Zortbildung ber Lanbftände in ein 
zelnen beutfchen Ländern f. bei Mofer a. a. DO, — Vergl. Übers 
haupt die Literatur bes particulären Staatsrechts oben $. 10. ©. 
25 f. u, von ben einzelnen Verfaffungsgefegen $. 51. Insbeſondere 
aber noch 

1. über bie zu Deflerreich gehörigen Länder: Lünig von ber. landfäfl. 
Ritterſchaft. Th. I. S. 1—538. (dafelbft aud noch Über Schlefien) 
Mofer, von der Reichsft. Landen. ©. 361. 400. 653 f.. 1391. — 
9.9. Stransty, von böhmifhen Landfländen, Landtagen, Landes⸗ 
ämtern. Prag 170. — v. Bretfelb, hiſtor. Darftelung der 
öfterreich. Landtage. Prag 1810. — v. Hormapr, Archiv f. Geo: 
graphie. Jahrg. 1810. &. 426. — Tyrol unter der bayerſch. Regie⸗ 
rung. Aarau 1816. — Klüber, Öffentl. R. $. 287. Not.a. u. bie 
Literatur bei Unger a. 0. ©. Ch. 1. S. XVL f.. 

2. Preußifche Provinzen. ©. überh. H. Simon, preuß. Staater. Th. I 
S. 117f. Privilegien d. ältern Landestheile f. bei tünig a. a. O. 3.1. 
&.874 f. (Marl, Brandenburgs Herzogth. Magbeburgz Gleve, Mark 
u. Ravensberg, Pommern, Halberftabt, Minden.) Th. J. ©. 156 f. 
(Schlefien.) TH. I. ©. 1178. (Iütih u. Berg) TH. I. ©. 1378 (Pas 
berborn.) Ih. II. S. 166 f. (Bor= Hinter: Pommern.) — Moſer, 
von db. Reichsſt. Landen. ©. 357. 363. 401. 949 f. 973f. 1019 f. 1041 f. 
1388 f. 1410 f. 1421 f. 1933 f. — Hiſtor. Archiv. der Preuß. 
Provinzials VBerfaff. 7 Hefte. Berlin 1819. 1820. — (v. Klöber) 
Bon Schlefien vor und feit 1740. Th. I. u. IL. (1788) — 8. ©. 
Kries, biftor. Entw. der Steuerverf. in Schlefien u. ſ. w. ‚Ein Beitr. 
zur Geſchichte der fchlef. Stände. Bresl. 1842. — Buchholz, Geſch. 
der Churmark Brandenburg. VI. Th. Berlin 1765-75. — Bum 
Bach's Gef. des Urfprungs, der Bildung, Formen und Rechte in 
ben preuß. Rheinprovinzen. Cöln 1817. — K. Stebmonn, Beitrag 

‚zum Staatsrechte der Herzogthümer am Rheine. Berlin 1847, ©. 
22 fr — v. Wedel, bie Rechte der: Lanbftände der deutfchen Pro- 
vinzen in der preuß, Monarchie zwifchen bem Rhein und der Weichfel. 
Leipzig 1817. — Merkwürdig und ganz deutſchrechtlich ift auch bie 
ältere fländifche Verfafl. von Oft- u. Weftpreußen. Bergl. 3. 
Voigt, Darftell. d. Stänbifchen Verhältniffe in Oftpreuffen. Königsb. 
1832. Urkundliches zur Gef. u. Verfafl. der Provinz Preußen. Berl 
1841. ©. auch noch Racyweif. Über Pommern, Magdeburg, Pa: 
derborn bei Unger Th. 1. ©. XIXf. D. Mevius, delineatio der 
Pommerfchen Landesverfaffung — in Pistorii Amoenit. jur. T. IV. 
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p. 35 f. — v. Balthaſar, Abh. vom Urſprung, Amt, Recht. 
Wahl der Landräthe in Pommern. 1754. 

3. Baiern. Lünig, von der landſ Nitterfh. Eh. I. &. 567 f. — Mo: 
fer a. a. O. S. 969 f. 1402f. — Sammlung ber Baieriſch. Land⸗ 
ftänd. Sreiheitöbriefe und f. g. Handveſten, ob. der Privilegien u. |. w. 
des Herzogth. Ober⸗ und Nieberbaiern. Mündy. 1778. — (Panzer), 
Verſuch über den Urfprung und den Umfang der landſtänd. Rechte 
in Baiern. 1798. — v. Krenner, Xnleit. zur Kenntniß der bay: 
erſch. Landtage im Mittelalter München 1805. Vorzüglich aber f. 
J Rudhart, Geſchichte der Landflände in Baiern. Heibelb. 1816. 
2.Bde. 2te Aufl. 1819, fowie das fehr gründliche Werk des M. Frei: 
herrn v. Freyberg, Geſchichte der bayer. Landflände u. ihrer Ber: 
bandlungen. 2 Bde. Sulzbad) 1828. 1829. &. auch die vorhin angef. 
Dissert. v. Weber. u. noh Lipowski Geſch. der Landftände in 
Dfalzs Neuburg. 1787. — v. Egkher, Geſchichte der vormal. Land: 
ſchaft in der Oberpfalz. Amberg u. Münd. 1802. — Ueb. die früher 
Brandenburg. Lande f. Lünig a. a. O. %.1.68.9%f. Mo: 
fer aa. O. S. 373. 684. 

4. Kurſachſen. Lünig a. aD Th. J. S. 754 f. — Moſer a. a 
O. S 971 f. 14001 f. — Schreber's ausführl. Nachricht von den 
churſächſiſch Land⸗ und Ausſchußtägen. 3. Aufl. Dresden 1793. — 
Hausmann’s Beiträge zur Kenntniß der churſächſ. Landtags: Ber: 
fammlungen. 3 Th. 1798 —1800. — ©: KRömer’s churſächſ. 
Staater. Th. I. S. 1—-112. S. auch die oben ©. 502 N. 4. 
-angeführte Schrift von C. S. Bahariä, Klüber ff. Recht. $. 
2337. Rot. b. u. Unger, Geld. der Landft. Eh. I. S. XXIV. f. u. 
insbef. auch J. W. Naumann, Gef. der Landflände des Mark: 

grafth. Nieder-Laufig u. deren Berfaffung. Th. I. Lübben. 18143. 

5. Braunfhweig-tüneburg Lünig a a. O. Ih. I. S. 1203—1354. 
%. 3. Mofer, Eint. in das Br. Lüneburg. Staater. Kap. Al. — 
Derfelbe, von der Reichsſt Landen. &. 348. 404. 1049 f. 1437 f. 
S. ferner bie angeführte Schrift von Strube, und bie gegen 
Lang und Poffe gerichtete Schrift » Jacobi, Auflöfung einiger 
Zweifel u.f.w. S. auch die oben $. 34. Rote 4. angeführten Samm- 
Yungen ber Landtags = Abfchiede von Jacobi (für Lüneburg) und 
Kleinfhmidt (für Kalenberg u. Göttingen. — v. Liebhaber, 
zur Erört. der Staatäverf. der Braunfchw. Lüneb. Kurlande. Gotha 
1792. No. VIE. ©. 119 f. — Reyſcher, in der Zeitſchr. f. d. R. 
Bd. II. S. 5f. — v. d. Kneſebeck, die allgem. Stände u. die Propin- 
zialsLandfchaften des Königr. Hannover. 3 Lief. Hann. 1841 (Iſte Lief. 
die allg. Stände. 2te Kief. Fürftenth. Llineburg. Ite Lief. Salenberg zc.) 

Tür bie einzelnen Provinzen ift noch bemerfenswerth: 








V. Die landftandifche Verfaſſung. ($. 108.) 539 


a. Galenberg u.f.w. 8%. 2. Spittler, Gefhichte des Fürſtenthums 
Hannover feit ben Zeiten der Reformation bis zu Ende des 1Tten 
Jahrh. 2 Eh. Hann. 1786. — 3.6. v. Hugo, bie landichaftt. 
Verfaſſ. bes Kürftenth. Galenberg. Hann. 1790. — F. L. v. Ber: 
lepfch, pragm. Gefch. bes landfchaftl. Finanz» u. Steuerwefens ber 
Fürftenth. Galenberg u. Göttingen. Frkf. u. Leipz. 1799. 

b. £üneburg. C. C.v.Bilderbeck, delineatio jurium statib. prov. 
ducatus Luneburgici — competentium, in v. Selchow, Maga;. f. 
die deutſch. Rechte. Gött. u. Lemgo 1779. — 3.5. W. von Duve, 
Verf. Über bie Landtäge oder die landſchaftl. Verf. des Fürftenth. 
Lüneburg. Hann. 1795. (Der bei Hannover verbliebene Theil von 
Lauenburg ift mit Lüneburg vereinigt.) 

c. Bremen u. Verben. G. H. Ayrer, disp. de praediis nobilit. 
Bremensis equestribus, -eorumque jurib. et praerogativis. Goett. 
1745. — Spittler, Gefch. der Steuern in den Herzogth. Bremen 
u. Verden, im N. Gött. hiftor. Mag. Th. I. Hann. 1792. ©. 246f. — 
J. N. Götze, de orig. statu hodierno, juribusque praecip. ordin. 
prov, ducatuum Bremensis atque Verdensis. Gott. 1795. — J. H. 
Hinge, Bericht von den Gerechtfamen der Landflände u. Ritterfchaft 
des Herzogth. Bremen in (3%. H. Pratje) Die Hergogthümer Bre⸗ 
men u. Verden. Bremen 1759. II. p. 167 f. Pratje's vermifchte 
hiftor. Sammlungen. Stabe 1842. 1844. Bd. I. ©. 473 f. Bd. II ©. 
1 f. om Lande Habeln f. Lünig Th. I p. 1311. Mofer Br. 
Lüneb. Staater. ©. 612. 

d. Sraffhaft Hoya. v. Duve, glaubwürdige Nachricht von ber 
Hoyaifchen landſchaftl. Verfaff. (Beiträge zur Kenntn. der br. lüneb. 
Churlande. Bee 1795.) 

e. Osnabrück. Lodtmann, delineatio jur. publ. Osnabrug. Osnabr. 
1767. 3. Möfer, patriot. Phantafieen Th. IV. No. 51. (Vom Urs 
fprung ber Landſtände u. des Lanhraths in Stifte Osnabrück.) — 
Lünig von ber landſ. Ritterſch. Th. 1. ©. 1519. Mofer von ber 

Neicheft. Landen &. 1083. 

ſ. Hildesheim. Lünig. Th. J. S. 1358 Mofer a. a. O. S. 1067. 
1444. Strube's Nebenſtunden Th. II. p. 400 f. u. verfchiebene 
Schriften. in Streitigkeiten der Landflände des Hocflifts Hildesheim v. 
Goffaur, 8. Fr. Runde u. A. Schriften des Freih. v. Brabeck, 
von Grome u. K. Malchus. 

g. Oſtfriesland. Lünig, a. a. O. Th. U. ©. 1071. 1693. Mofer, 
von d. Reichsſt. Landen S. 356. 983 f. 1412 f. — (Brenneifen) 
Oftfriefifche Hiftorie u. Landesverfaffung. 2 Th. Aurich 1720 (mit Ur: 
tunden. Streitfchrift für den Kürften gegen die Stände). Kurzer, 
jedoch gründlicher Bericht von der oflfrief. Stände Freiheit, Macht, 
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Recht u. Gerechtigkeit u.f w. Auf Berorbn. ber Oftfrief. Stände 
zum Drud befördert. Emden 1723. (Th. D. Wiarda) Bon den 
Landtagen der riefen in den mittlern Zeiten bei Upſtalsboom. Bre⸗ 
men 1777. 2te Aufl. Leer. 18185 u. Deffeld. Oftfeief. Gefchichte. 10 
Bde. Aurich 179E— 1810. — Bei Erldſchung des oftfr. Fürftenge- 
ſchlechts wurden vom neuen Landesherrn K. Friedrich IT den Ständen 
ihre Rechte zugefichert (Vertrag v. 17. Zuli 1744), auch fpäter wie- 
derholt beftätigt. &. auch oben $. 60. Note 5. 

6. Württemberg. Lünig a aD. Th. 1.8. 706-786. — Mofer 
a. a. D. ©. 1103 f. 1488 f. S. aud oben $. 34. Rote 4. und bie 
Nachweiſungen bei Unger, Geld. ber Landſt. Th. I. S. XXXI. f. 
— Abdruck des Erbvergleid v. 1770 nebft Kayfer!. Beftätig. urk. 
Stuttg. 1771. — Spittler, üb. den Zübinger Bertrag v. 1514 im 
Bött: Hiftor. Mag: Th. I. 1787. ©. 49. Deffen zweite Samml. 
einiger Urkunden — famt einer Geſch. des landſch. Ausfchuffes. Bött. 
1796. — Pfaff in den Kieler Blättern Bd. I. 1815. ©. 145 f. 
401 f. Bd. IE. 1816. ©. 440 f. — 3.8. Pfifter, Bericht üb. das 
Weſen der Berfaff. des ebemal. Herzogth. Würtemb. Heilbronn. 1816. 
uebelen, Entftegung der Landftände des chemal. Herzogth. Würtemb. 
Leipz. 1818. — ine Ueberfiht der ältern landfländ. PVerfaffung 
giebt v. Mohl, würtemb, Staater. I. S. 5—13. 

7. Baden. Lünig a. a O. Th. I. ©. 834 f. — Mofer, von ber 
Reichsſtände Landen. &. 372. und die ©. 30. angeführten Schriften. 
— Duttlinger, Quellen bed babifh. Staatsr. Bd. I. 1822. — 
3. Bader, die ehemaligen Breisgauifchen Stände, bargeftellt nad) 
ihrem Urfprunge ihren Leiftungen u. ihren Schidfalen.: Karlör. 1845. 

8. Kurheſſen und Heffen Darmſtadt. — Lünig a. a. O. DE. II. 
©. 786 fe — Mofer a a. O. ©. 408. 1088. 1452. J. G. 
Estor, de comitiis et ordinib. Hassiae. Marb. 1732. 1745. — 
C. W. Ledderhofe, Heine Schriften. Marb. 1787. Th. J. S. If. — 
Bopp, Gefhichte des ftändifchen Wefens im Großherzogth. Heffen. 
Darmft. 1833. — B. W. Pfeifer, Gefhichte der Landftändifchen 
Berfaffung in Kurhefien. Caſſel 1834.— Weiß, heffifches Staatör. 
$. 9. Ro. IV. $. 13. No. I. — Vergl. au Klüber, öffentl. 
Recht. $. 287. Not. c. und über den heſſiſchen Theil der Grafſchaft 
Schaumburg, daſ. F. 286. Not. b. | 

9. Holftein. Lünis a. a. O. Th. II. S. 85 f.— Mofer aa. O. 
S. 1089 f. 1460. — Jenſen und Hegewiſch, Privileg. der hol⸗ 

ſtein ſchleswigſchen Ritterſchaft. Kiel 1797. — Falk's kurzer 
Inbegr. der ſchlesw. holſtein. Landesprivilegien, in den Kieler Blät- 
tern. Bb. II. Hft. 1. 1816. No. 6. S. auch deffelb. Vemerk. üb. 
den Entwidelungsgang der fchlesw. holft. Landesverf. Kieler Blätter 











V. Die landfländifche Verfaſſung. ($. 108.) 5a. 


1819. Bd. J. S. 154 f. — Dahlmann's urkundl. Darftellung bes 
dem fchleswig. holftein. Landtage zuftehenden Steuerbewilligungs- 
rechtes. Kiel 1819. — (Deffelben) Denkſchrift der Prälaten und 
Kitterfchaft des Herzogth. KHolftein, enthaltend die Darftellung ihrer 
in anerlannter. Wirkſamkeit beftehenden landſtänd. Verfall. Frankf. 
1822. Kol. Neuer Abdrud. 1840. 8 — Michelfen, über die vors 
mal. Landesvertretung in Schleswigs Holftein. Hamb. 1831. — 3. 
Bremer, üb. den Verfall u. die Wieberherftell. der landſtänd. Freiheit 
in Schlesw. Holftein. Braunfchw. 1831. — Die alten Landtage der 
Herzogthümer Schlesw. = Holftein v. 1588— 1675. Nach ben hands 
ſchriftl. Landtagsacten bearb. v. A. Ipſen. Kiel. 1852. — G. Waig, 
Schleswig - Holfteins Gefhichte in drei Büchern. Gött. 1851 f. Bd. 
1. ©. 353 f. ©. 410 f. Bd. II. Abth. 1. ©. 55. 145 fl 

10. Braunfhweig-Wolfenbüttel und Blankenburg ©. oben 8. 
31. No. II. Lünig a. a. O. Th. II. S. 138 — Moſer a. a. ©: 
©. 1449. T. ©. Ribbentrop, Samml. ber Landt. Abſch. Fürſtl. 
Reverſalien u. and. Urk. die landſchaftl. Verf. des Herzogth. Braun⸗ 
ſchweig⸗ Lüneburg Wolfenbütt. Theils betr. II Bde. Helmſt. 1793. 
1794. S. auch die Landtags=Abfchiede v. 1597 und 1619, Privile⸗ 
gien der Landſchaft von 1710, und Landtags⸗Ahſch. und landſchaftl. 
Privilegien von 1770 in Steinader’s Sammlung der größ. Or⸗ 
ganif. u. Verwalt. Gefege. Holzminden 1837. S. 1. 33. 521. 557. 

11. Medienburg Lünig a a. O. 3%. II. ©. 322-706. — Mofer, 
von den Reichsſt. Landen. ©. 350, 409. 1091. — J. D. Koeler, 
Diss. de origine et incrementis Jurium et privileg. nobilitatis Mock- 
lenburgicae. Goett. 1739. — Den Landeögrundgefegl. Erbvergleich 
v.1755 f. ob. 5.34. Note 6. Vergl. die oben angef. Schrift v. Struvz 
v. Flotow über das Recht des Adels in Medlenburg und deſſen 
Verhältniß zur Landeshoheit. Mit Anmerk. von einem Eingehornen 
im Lande ber Wahrheit. Schwerin 1790. (Betrifft den in neuerer Zeit 
wieder aufgeregten Streit üb. Vorrechte der ablichen Befiger ber 
Nittergüters f. Schlözers Staatsanzeigen Hft. 32. S. 418. Hft. 
35. ©. 281. Hft. 67. ©.36 f. Llders, in Biebermanns Monate- 
ſchrift. Leipz. 1844. Aprilheft. 3. v. Glöden, die Wählbark. zu 
einem Deputirt. der Nitterfchaft. Roftod. 1843.) — Hagemeifter 
mecklenb. Staatör. $. 50 f. — Klüber, Öff. Net. $. 287. Not. 
d. — Unger Geld. ber Landfi. Th. I. S. XXXVIL 

12. Sähfifhe Herzogthbümer Lünig a. a. O. Th. 1. S. 7-98. — 
Mofera. a. O. ©. 1101 f. 1484 f. — Gothaiſche Landesorbn. v. 
1653. Pars II. Cap. 3. Tit. 1. — Die beurkundete landftänd. Verf. 
des Fürſtenthums Koburg. Leipz. 1815. — Schweiger, Öff. R. des 
Großhth. Weimar I. $. 17. — Klüber, ff. R. $. 287. Not. e. 
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13. Anhalt, Reuß und Schwarzburg. BVergl. oben ©. 32. Lünig 
a. 0.8. Ih. . S. 1059. — Mofera. a D. ©. 1123. 1447. — 
Klüber, öffentl. R.’$. 287. Rot. lg. — Ueber Shwarzburg- 
Rubdolftadt f. Mofer a a. O. ©. 373 —393. — Häberlin, 
Repertor. Th. III. p. 110 f. 

14. LippesDetmold. Mofer, von ber Reichsſtände Landen. ©. 474. 
1122. 1491. Kluber, öff. R. $. 287. Rote 1. — Geſchichtl. und 
rechtl. Darftelung der in dem fürftl. Lippes Detmold. Rande befte- 
benden — landſtänd. Berfaffung. Frankfurt 1817. Fol. — ©. ©. 
Sloftermeier, krit. Beleuchtung ber von Seiten ber Landftände, 
von Ritterfchaft u. Städten des %. Lippe ber 9. d. Bundesverſ. Über: 
gebenen Drudfchrift (der vorigen). Lemgo 1817. u. bageg. wieder 
C. Ange, SGegenbeleuhtung u. f. w. in Auftrag der Landſtände des 
8. Lippe. Minden u. Bielefeld 1819. 

18, Schaumburg-Lippe. Mofer, von ber Reichsſt. Landen ©. 474 
Auch nad) der Theilung der Graffhaft Schaumburg zwiſchen Heſſen 
und Lippe=Alverbiffen erhielten fiy Stände und die allgem. Lands 
tage bis 1661. Nachher trennten fie fich freiwillig u.- giengen im 
Lippifchen Theil völlig ein. Vergl. Klüber öff. R. 8.286. Rote d. 
u. oben $. 34. Note 5. 

16. Walded. Mofer von ber Reichsft. Landen S. 397. 474. 1123. 1494 f. 


Nachrichten Über Streitigkeiten der Kandftände mit der Landesherrfchaft in 
einzelnen Ländern f. bei Mofer, von der NReichsftände Landen. Bud; 
V. Kap. 2. ©. 1196 — 1296. Vergl. au die Eurländifhen 
Landesprivilegien u. deren Confirmationen. Leipz. 1841. u. Die Liv: 
ländifchen Kanbesprivilegien u. deren Eonfirmationen. Zeipz. 1841. 


I. Obwohl die Landftände der fpätern Zeit in einem gewif:- 
fen Bufammenhange mit den alten Gau= und Landesver— 
fammlungen ſtehen D, fo beginnt doch die Entwickelungsge⸗ 
f&hichte der f. g. landſtändiſchen Verfaſſung erſt fpater. Sie er: 
folgt gleichzeitig mit der Landeshoheit der deutfchen Für: 
ften und geht mit der letztern Schritt vor Schritt weiter ?). Die 


1) Vergl. oben ©. 85 u. befond. über die früheren Gau- und Landes⸗ 
verfammlungen f. Unger Geſch. der Landſt. Th. I. ©. 103 f. Auch 
‘onst. Henrici VI. über das Recht der Fürſten „constitutiones 
ova jura facere“ v. 1231. (Dertel Staatsgrdgefege ©. 31 f.) 

t ſich noch auf die ältern Landesverfammlungen. 
. ©. 86. ©. 103 f. — Pütter, Beiträge Th. I. ©. 122 f 
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Bildung der geiftlichen und weltlichen Stände, insbefondere bed 
Adels, der Prälaten und der Städte, gieng natürlich voraus, 
und Anerkenntniffe der begrüdeten Rechte der einzelnen Stände 
und ihrer Glieder, fowie VBerfammlungen der Freien zur Bera⸗ 
thung öffentlicher Angelegenheiten, unter Autorität und Leitung 
der Herzöge und Grafen, find allerdings Alter ald die Entwide: 
lung der Landeshoheit ald eined eigenen Rechts zur Regierung 
der Territorien. Aber die Vereinigungen der Stände zu einem 
Corpus, um fich, gegenüber der Iandesherrlichen Gewalt, in 
ihren hergebrachten Freiheiten zu erhalten, und als Genofjen ei- 
ner ZLandedgemeinde (als gemeine Landfchaft) felbftftänpig 
aufzutreten, beginnen erft, durch verfchiedene Außere Veranlaſſun— 
gen (wie 3.3. bei verlangten Steuern oder Beten, bei geftörtem 
Landfrieden, Streit über die Succeffion, Uebergang des Landes 
an einen neuen Herrn, Wiedervereinigung getrennter Landeötheile 
und Einführung der Untheilbarfeit u. f. w.) hervorgerufen, mit 
der feften Begränzung des Territorialbeftandes, feit Ende bed 13ten 
und dem Anfange des Iäten Jahrhunderts, und zwar hier früher, 
dort fpater 3). Sowenig aber bie Landeshoheit von Anfang an 
eine, auf einen beflimmten Begriff zu bringende und daraus zu 
ergänzende, Gewalt war, fo wenig läßt fih von Anfang an für 
die Landftände ein beflimmter Begriff feftftelen. Am Beften 
laßt fih für die größern Xerritorien, die Entftehung der land: 
ftändifchen Verfaſſung urkundlich nachweifen Y. 


— Häberlin, Hanbb. des Staatör. Ih. I ©. 30 f. — 9. Berg, 
Abhandl. zur Erläut. der Rhein. Bundesacte. &. 232 f. 

S. vorzügl. Eichhorn, beutfhe Staats: u. Rechtsgeſch. Th. IN. 
$, 423. Ganz unbiltarifch iſt jedenfalls das 3. B. von Lang und 
Möfer a. a. D. eingefchlagene Berfahren, mit Zugrundelegung bes 
erft fpäter zu feiner Vollſtändigkeit entwidelten Begriffes ber Land⸗ 
flände, die Begründung der landſtändiſchen Verfaſſung erft v. 15ten 
ober I6ten Jahrhundert an zu batiren, weil fich bei den frühern Ver⸗ 
einigungen nach nidyt alle Attribute, wie 3. B. Steuern für das 
ganze Land zu bewilligen, finden, ober vielmehr, wie 3. B. audy 
Antheil an der Landesgefesgebung u. ſ. w. gar nicht finden konnten. 
ſ. dageg. beſ. Jacobi, Auflöf. einig. Zweif. Abfchn. 1. 

4) So flieht es 3.9. fe, daß in Braunfhweig-Lüneburg fehon 


3 


Sr 
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II. Weberall bilden die Landftände feit ihrer Bereinigung ein 


aus einzelnen berechtigten Perfonen, fowie aus geiftlichen und welt- 
lichen Eorporationen zufammengefeßted Corpus, weldes an der 
Verwaltung der Landedangelegenheiten gemeinfchaftlid) mit dem 
Furften durch Rath oder That Antheil bat und weldjes theils 
die Rechte der einzelnen Stände, theild der Gefammtheit und mit: 
telbar des ganzen Landes im Verhältniß zur Landesherrfchaft zu 
vertreten und durch die gefeglich erlaubten Mittel zu vertheidigen 
befugt ift 5). Worin dieRechte der deutfchen Stände beftanden, 





5) 


in der Mitte des 14ten Zahrhunderts Prälaten, Ritter und Städte 
ein, die Rechte jedes Standes und bie Kandesverfaffung ſchützendes, 
fowie ein das ganze Land vertretendes, Corpus bildeten. Vergl. ins⸗ 
befondere Jacobi, Auflöfung einiger Zweifel u. f. w. und Eid 
born a. a. D. $. 423. Not. c. und über die Bildung der Osna⸗ 
brückſchen Landſchaft daf. $. 424. Not. a. Ebenfo treten in ben alt= 
preußifchen Lanbestheilen, vergl. Simon, preuß. Staatör. Th. J. 
S. 120 f., fowie in Heffen die Landſtände ſchon in ber Mitte des 14. 
Jahrh. auf. Nebelthau, Wahrh. u. Irrth. in der Maurenbred. 
Schrift S. 38. u. B. W. Pfeifer, Geſch. der landſt. Verf. in Heſ⸗ 
fen ©. 17 f. Auch in den Meißniſch-Sächſiſchen Ländern war 
wenigftens ſchon 1350 die Landfchaft verfammelt, (Eichhorn a. a. 
D. $. 424. Not f.) und mit ben baierfhen Ständen wurde ſchon 
zu Anfang des 14ten Sahrhunderts Über Schagungen u. f. w. ver: 
handelt, obwohl eine dauernde Vereinigung der drei Stände auch erft 
in ber zweiten Hälfte bes 14ten Jahrhunderts erfolgte. Schnait= 
pacher Nittertag v. 1302. Landtage zu München im Jahre 1307., 
1315 u. f. w. Ewiges Bündnis der Ritter und Städte zu Lande- 
but 1347. Beitritt der Prälaten 1394 und 1396. Rudhart, 
Geſch. der Landſtände in Baiern. Th. 1. ©. 44 f. — v. Freyberg, 
Geſch. der bayerfch. Lanbftände. Th. J. S. 171f. In Lippe ertheilte 
ſchon Graf Simon 3. ſeinen Burgmannen u. Städten in dem pactum 
unionis von 1368 die Berſicherung, daß feine Lande ſtets ungetheilt 
bleiben und nie mehr als einen Herrn haben follten. S: auch über 
bie Vereinigung ber Stände in einzelnen Ländern: Mofer, von ber 
Neichsft. Landen ©. 659 f. — Häberlin, Handbuch des deutſch.. 
Staater. Th. IL ©. 35. 

Mofer, von der Reicheflände. Lariden ©. 322. — v. Freyberg, 
Gefch. der bayer. Landftände. Ih. I. ©. 3. — Eichhorn, deutfche 
St. u. Reg. Th. I. 3.423. ©. auch die, zum Theil treffende, all- 
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kaßt fich nicht für alle Zeiten auf gleiche Weife beflimmen, fowie 
aber auch anderer Seits fich nicht principmäßig für Die Altere 
Zeit feftftellen laßt, wozu fie nicht hätten concurriren können 6). 
Bei Allem, was das Intereſſe der. Stände und mittelbar des 
Landes berührte, mochte es auch zunächft eine Angelegenheit der 
 fürftlichen Familie fein, bei Theilungen, Vormundſchaften, Zr: 
rungen über die Succeffion, felbft bei Wermählungen des Landes: 
bern u. f. w. fehen wir die Stände mit Rath und That mit: 
wirken, und noch im 15ten und 16ten Sahrhundert nicht felten 
als wirkliche Mitregenteri auftreten; anderer Seits aber auch durch 
ihr treued Zufammenhalten und Präftige Abwehr äußerer Angriffe 
die Rechte ihres angeftammten Fürftenhaufes vertheidigen”?). Ge: 
brochen aber wurde ihre oft fehr weit greifende Macht: 1) durch 
die Aufhebung des, mit dem Gebote des ewigen Landfriediend 
wegfallenden, früher nicht felten ausbrüdlich.eingeräumten, Rechts 
des bewaffneten Widerſtandes; 2) durch die völlige Veränderung 
des Kriegsweſens; 3) durch die den fländifchen-Rechten nicht gün—⸗ 
flige Theorie der Romaniften und Hofpubliciften von der an fich 
unbefchräntten Gewalt des Princeps, wobei die ftändifchen Rechte 
unter den, ihnen fehr nachtheiligen, Geſichtspunkt widerruflicher 
Privilegien und Conceffionen fubfumirt wurden 8). Auch 
wurde ſchon im 16ten und noch mehr im 17ten Jahrhundert die 
Reichsgeſetzgebung dazu benußt, um die Selbftftändigkeit und 
Freiheiten der Stände zu befchränfen, oder bie Landeshpheit von 


gemeine Sharakteriftit der Altern ftändifch. Verfaffung in einem Er: 
pof6 von dv. Gersdorff in Stein's Leben von Pers. Bd. IV. ©. 
628 f. Ueber verfchiebene Ausbrüde und die in einzelnen Berfaffun- 
gen vorkommende engere Bedeutung von „Landfchaft« und 
„Ständen“ (befonders als Gegenfas von Ritterfchaft oder Prälaten) 
f. Mofer aa. O. ©. 323 f. 

6) Vergl. Eihhorn, deutfche Staats u. Rsgeſch. Th: II. $. 427. 

7) Dafür geben bie Heffifche (Pfeifer’s Geſch. S. 18f.), baierifche, 

würtembergifche und braunfchweig- tüneburgifdhe Special: 

Geſchichte genug Belege an die Band. 

Poffe, Über Staatseigentyum S. 190 f. — Häberlin, Handb. 

Th. I. S. 29. — - Eichhorn, deutfche St. u, Rechtsg. Th. III. $. 

: 435 a. ©. $. 427. 

Baharis’s Staatsrecht. Ir Bb. 2te Aufl. 35 


8 


— 
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ſtändiſchen Feſſeln zu befreien 9), und die publiciflifche Theorie 
wendete fich mehr und mehr zu ber Auffaflung bin, die Landed⸗ 
bern als bie urfprünglichen Inhaber der vollen unb ungetheil- 
ten Staatögewalt hinzuftellen, und bie Stände von Allem, was 
die Doctrin unter den Begriff des Mitregierens brachte, von 
vorn herein auözufchließen 1%). Ja wahrfcheinlicd wäre, vermöge 
der im Jahre 1671 von dem Reichstage verfuchten Ausbehnung 
- de $. 180 des 3. R. Abfchiedes, die fländifche Verfaſſung fchon 
damald ganz gebrochen worden, wenn fie nicht in ber Achtung 
- einiger größern Reichsſtände vor dem hergebrachten Rechtszu⸗ 
ſtande, in der Ungeneigtheit des Kaifers zu noch weitergehen: 
den Einfchräntungen der fländifdhen Rechte, wie auch in dem 
guten Willen der Reihögerichte, den über Rechtöverlegung 
klagenden Ständen und bebrüdten Unterthanen zu helfen, eine 
wefentlihe Stüge gefunden hätte 1). 

IL Der Umfang der Redte der Landflände, die aber in 
einer Mehrzahl befonders kleinerer Reichöterritorien ganz fehlten 12), 


9% Vergl. darüber im Allgem. Mofer von ber Reichsſt. Landen &. 1182 
f. und insbeföndere: Reichsabſch. v. 1654. $. 180 (f. unten 8. 198. 
der Aften Aufl.) ferner die Verſprechen bes Kaifers in ber Wahlca⸗ 
pitulation Art. XV. 8. 1-9. ° 

10) Mofer, von ber Reichsſtände Landen ©. 839. Derfelbe, von 
der Landeshoheit Überhaupt. S. 206 f. Poffe, über Staatseigen- 
thum. &.165.168. ©. aber au Pütter, ob Lanbfländen ein Mit- 
regierungsrecht zuftehe? in deffen Beiträgen zum beutfch. St. u. Für- 
fienr. Th. J. Ro. X. S. 179 f. und Leiſt, Staatsr. $.. 53. 

11) Vergl. überhaupt noch Moſet, von ber Reichsſt. Landen. Buch II. 
Kap. 4. &.398 f. „Won denen Schickſalen und dem heutigen Anſehen 
derer t. Landflände.x Schon Mofer’s Urtheil Über die Bedeutung 
ber Landflände ift freilich, (Won ber Reichsſt. Landen &. 1178): „daß 
den meiften Landftänden in Teutſchland nichts als gloria obsequii 
übrigverbleibet.« | 

12) Mofer, von ber Reicheſt. Landen ©. 410 giebt folgende Ueberſicht 
für feine 3eit: „A. In manchen Landen feynd zwar vormals Land= 
Stände vorhanden gewefen, aber fie feynb in Abgang geratben und 
zwar fo, daB man entweder gar nichts mehr von ihnen höret, 3. 8. 
im Badifchen, oder baß wenigftens keine Land⸗ u. Ausſchuß⸗Täge 
mehr gehalten werden, 3. E. in vilen Ehur⸗-Brandenburgiſchen, wie 
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war auch im vorigen Jahrhundert nicht überall derfelbe. Der 
Megel nach hatten fie aber überall eine Mitwirkung bei der 
Landesgeſetzgebung, und ganz unbezweifelt ftand ihnen das 
Steuerbewilligungsredht zul). Auch ihre Zufammenfe: 
gung war verſchieden. Gewöhnlich befanden ſie aus drei Cu⸗ 


13) 


— 


auch denen BrandenburgsBayreuth= und Onolzbachifchen Landen. 2. 
In mandyen Landen werden zwar noch Lands oder wenigftens Aus⸗ 
ſchuß⸗Täge gehalten, aber entweder felten, oder es haben body die 
Sandftände bey weitem das Anfehen nicht mehr, wie in vorigen 
Seiten; 3..@. in benen Defterreichifchen Erblanden, im Chur: Baprts 
fhen, Chur⸗Sächſiſchen, Heffifchen, u. f. ww. 3. In manchen Lan⸗ 
den hingegen haben die Land⸗Stände ihre alt⸗-hergebrachten Gerechts 
famen zwar nicht alle in der Maaß, wie vor Alters, doch nody fo 
ziemlich, erhalten, z. ©. in der geiftlichen Chur: und Fürften Lan⸗ 
den, in denen Ghur-Braunfchweigifchen Landen, in Mecklenburg, 
SchwebifhsPommern, Würtemberg 2c. 4. In einigen Landen end⸗ 
lic) fcheinet man ſeit kurzem den Nutzen berer LandsStände wiederum 
von neuem anderft anzufehen, und eine mehrere Achtung für fie zu 
bezeugen, als bißhero gefchehen ware; 3. E. im Seffen = Gaffelifchen.«“ 
— Vergl. Weſtphal Staatör. Abh. XIII. S. 124 f.- 


Mofer, von der Reichsſt. Landen ©. 411. „Zuweilen haben auch 
gewiffe Elaffen von Land» Ständen vor denen Übrigen ein großes 
Vebergewiht So liſet man in einer Fürftt Oft: Kriefifchen Facti 
Specje: Daß zwar bie Oſt-Frieſiſche Land» Stände aus dreyen Gli⸗ 
dern: 1. Der Ritterſchaft, 2. Dreyen Stätten, Emben, Norden und 
Aurich, fo dann 3. acht Aemtern beſtehen; daß aber die Statt Em: 


ben, und die aus privats@igennuges mit Ihr zu halten pflegen, 


das meifte zu fagen haben. . Anderwärts hat der geiftliche Stand 
anberwärts hingegen, (und zwar gemeiniglid,) die Ritter: 
[haft nit nur unter denen Ständen felbft vil zu fagenz fondern 
fie ſeynd auch die Färdefte Stüzge derer Landesſtändiſchen 


Gerechtſamen und Landes⸗Freyheiten, und wo keine Ritters 


fhaft ift, Eönnen ermelbte. Rechte Leichtlicher Schaden leiden: Dod) 
tönnen fie den Himmel auh nicht heben, wann er eins 
fallen wilt, und wann bie, fo bas meifte bey der Sache thun könn⸗ 
ten, das privatsIntereffe dem gemeinen Beſten vorzies 
ben, oder ſich durch Menfchenfurcht oder Gefälligkeit lencken laffen ; 
fo geht es hernach freylich, wie es da und dorten wircklich gehet.« 


‚Berg. dazu Bäberlin, Sandb. Ih. I. S. 76 f. 
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rien: Prälaten, Ritterfchaft und Städten 14), die Ritterfchaft mei⸗ 
fiend mit überwiegender Bedeutung. Doch fehlte es ‘hier und 
da, 3. B. im Hergogth. Bremen und Verden, Lauenburg, Medlens 
burg, Altenburg, an dem erfien Stande, oder zuweilen, wie z. 
DB. in Würtemberg, an dem zweiten Stande; ober bie landſäſſi⸗ 
gen Fürften und Grafen bildeten mit den Prälaten bie erfle Eu: 
rie (wie in Kurfachfen), oder auch eine befondere Bank ’5), und 
in einigen Berfaffungen fand auch eine Vertretung de Bauern 
ftandes Statt 16). Faſt in allen flandifchen Verfaffungen fanden 
fi) dabei eine oder mehre Arten von fländifchen Ausſchüſſen 
oder Deputationen ber gelammten Landftände, wodurch 
freilicdy die Wirkſamkeit der Letztern⸗nicht felten auf eine dem Inter⸗ 
effe des Landes nicht förderliche Weiſe beeinträchtigt wurde, in- 
dem dieſe ſtändigen Ausfchlüffe nad und nach faft alle Gefchäfte 
an fich riffen, fchreiende Mißbräuche verdedten und die Rechte 
der Stände der Regierung preiögaben 17). 

IV. Die Frage, ob den Landfländen ein repräfentati- 
ver Character (ein NRepräfentationsrecht) Hinfichtlich Des 
ganzen Landes zukomme? war befonderd in ber letzten Zeit 
des Reichs zu einer publiciflifchen Gontroverfe geworden 18). 


10) Vergl. Von ber Prälatenbant auf Landtägenz in ben Abhandl. aus 
bem deutſch. Staates u. Lehnrecht (von Sted). Halle 1757. S. 63 
f. und oben $. 99: 

15) Vergl. 3.8. Gothaiſche Landesordn. v. 1663. P. IL. Cap. 3. Zit. I. 

16) Vergl. die Nachrichten Über einzelne Länder bei Mofer, von ber 
Reicheflände Landen. Buch IL Kap..5. (von der Landſtände Claffen). 
S. aud) oben $. 102. 103. und Eichhorn, deutſche St. u. Rsgeſch. 

Th. II. $. 425. 

17) Mofer, von der Reichöftände Landen. Buch II. Kap. 18. — Mohl, 
wütrtemb. Staater. IH. 1. S. 12 f. ©. auch bie oben ©. 539f. bei 
Btaunſchw. Lüneburg und bei Würtemberg angef Schriften von v. 
Berlepſch und Spittler. 

18) Das Repräfentationsrecht beftreitet vorzüglich: poſſe, über Staats⸗ 
eigenthum und das Staatsrepräſentationsrecht der deutſchen Land⸗ 
ſtände. ©. 157 f. insbeſondere ©. 200f. Gegen Poſſe (und Lang) 
ift befonbers bie oben ©. 536 angef. Schrift von Jacobi, Auflöf. 
einiger Zweifel (Abſchn. 2.) gericht. &, auch: Rechtögutachten in 
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Inſofern nun bie Landftandfchaft nach der Entwidelung ber 
fländifchen Verfaſſung hauptſächlich auf dem Beſitze freien 
Eigenthums und den damit verbundenen Jurisdictions- und 
andern öffentlichen Rechten beruhte 19), und eine Menge von 
Grundbefigern, namentlich: faft überall der Bauernſtand, wenn er 
auf Iandesherrlihen Domänen faß, nicht einmal mittelbar ver- 
treten oder mancher Landestheil ganz von der Tandftändifchen Ver⸗ 
tretung auögefchloffen war, Fonnten die Landflände allerdings nicht 
(bevollmäachtigte) Repräfentanten aller Elaffen der Landeseinwohner 
genannt und ihnen auch 3. B. .ein eigentliched Bewilligungss 
recht für andere, welche nicht vertreten waren, nicht zugefprochen 
werben 20). Allein nichtd deſtoweniger konnten die Landftände in 
gewifler Hinficht ald Repräfentanten Des Landes betrachtet 
werben. Denn 1) hatten fie bei allgemeinen, dad Wohl und 
Wehe ded ganzen Landes betreffenden Angelegenheiten, 3.8. 
Landeöveräußerungen, Theilungen u. f. w. dad Recht und Inters 
effe des ganzen Landes wahrzunehmen, f. g. allgemeine Landes⸗ 
befchwerden an den Landesfürften.zu bringen, auch fich bei Bes 
drüdungen Einzelner für Diefe zu verwenden 21). 2) Sie fonnten 


der hannov. Verfaſſ. Sache herausgegeb. v. Dahlmann ©. 274 f. 
— Melder, wide. Url. ©. 233. — Krüger, de vet. in Germ. 
provinc. ord. origine atque natura p. 84 f. \ 

19) Es ift hier von dee Grundlage des Inftituts, nicht von ber Frage 
die Rede, wer auf den Landtagen ericheinen konnte. Go erledigen 
fih die Einwände von Krüger l. c. p. 86 f 

20) In feiner Allgemeinheit unrichtig ift der Ausſpruch Mofer’s von 
der Reichsſt. Landen S. 1300. „Wo nun Landftände feynd, reprä= 
fentiren felbige das ganze Land.u Won den Medlenburg. Lands 
ftänden läßt fich dieß 3. B. durchaus nicht behaupten, in dem dieſe 
die gar nicht in ber Ritter- und Landfchaft begriffenen Diftricte 
fowenig, wie die »Aemter, Domänen und Sammergäter und die barin 
gefeffenen Unterthanen,” fondern immer nur ihr eigenes Recht und 
Intereſſe zu vertreten hatten. Dieß ergiebt ſich fehr deutlich aus den 
Beftimmungen des lanbesgrundgefegelich. Erbvergleichd v. 1755. Art. 
VIII. über die Gränzen ber landesfürftl. Macht Gefege zu geben. ©. 
unten $. 128 der Iſten Aufl. 

21) Mofer, von der Reichsftände Landen. &. 843 f. 
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die befiehende Landesverfaflung auch auf gerichtlichen Wege (bei 
den Reichögerichten) vertheidigen und vertreten. 3) Wenn ihnen 
auch Fein Steuerbewilligungsrecht für Andere zukommen konnte, 
fo hieng doch nach den meiften Lanbeöverfaflungen die Recht: 
mäßigkeit der Beſteuerung aller Unterthbanen durch ven Landes⸗ 
bern, (3. B. auch ber f. g. Kammerbauern oder Inſaſſen ber 
Iandeöherrlichen Aemter), davon ab, daß die Stände die Noth- 
wendigfeit der Steuer (dad Vorhandenſeyn einer wahren 
Landeslaft oder eines Staatsbedurfniffes) anerkannt hatten, 
und bie unbefchränfte Ausubung der SHoheitsrechte ohne Mitwir: 
fung der Landſtände auch in den |. g. Iandeöherrlichen Aemtern . 
war zur Ausnahme geworden 22). In einzelnen Verfaſſungen 
war ed auch beflimmt auögefprochen, daß die Landflände dad ganze 
Land repräfentirten 3). — 


8. 109. ($. 85. 86. 87.) 


EE. YUufbebung und Wiederberftellung ber fände 
ſchen Berfaffungen in Deutfchland. — Bundes: 
rechtliche Normen. 


L Die unaufhaltfam fortfchreitende und befonders durch die” 
Reformation des 16ten Jahrhunderts und die Folgen des 30jähri- 
gen Kriegd geförderte Entwidelung der fürftlihen Macht gefchah 
nicht blo8 auf Koften und mit fortwährender Abſchwächung der 


22) Pütter, Beiträge 3. deutfch. St. u. Fürſtenr. Th. I. S. 182 f. — 
Leift, Staatsr. 5. 54. (8. 166.) — Eichhorn, beutfihe St. u. 
Rechtsgeſch. IH. II. $. 425. a 


3) ©. 3.8. Schwarzb. Rudolftadt. Landfhaft-Gonftitution v. 1722. 
bei Mofer, von ber Reichaft. Landen. ©. 386. Braunſchw. land⸗ 
Ihaffl. Priv. v. 1710. Art. fe Würtemberg. &.8&.X%. v. 1770. 
I. 4. 8. 2. „Se. Herzogl. Durchlaucht werden ſowohl ˖ die allgemeine 
£andesverfammlung als die landfchaftlidyen Ausſchüſſe als ein in den 
Landescompactaten ebemalen fehr weislich angeordnetes und "bisher 
aufrechterhaltenes Corpus repraesenlativum des gefammten lie: 
ben Baterlandes in corpore et membris — ungekränkt erhalten.« 
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Reichs gewalt, fondbern mußte nothwendig auch die ftändifchen 
Rechte, befonderd gegenüber den mächtigern Neichöfürften, welche 
mehr und mehr felbfiftändig in den Europäifchen Händeln aufs 
traten und von dem natürlichen Trieb, ihre Länder zu einem 
organifirten Staat. zufammen zu fchließen, geleitet wurden, in 
den Hintergrund drangen, dergeftalt daß z. B. in den altpreußi: 
fhen Provinzen die fortdauernde Beſtätigung der Altern ſtändi— 
ſchen Privilegien zu einer faſt inhaltölofen Formalität herab: 

ſank 1y. So gab es denn auch ſchon zur Zeit des Reiche 


h. In die Zeit des Z30jährigen Kriegs fällt das letzte Aufflackern ſtändi⸗ 
” Icher” Selbftftändigkeit, z. B. in den Öfterreich. Erblanden; in 
Schleſien u.and. Ländern. In Preußen beginnt bag Zurückdrän⸗ 

gen der” Stände befondere mit dem großen Kurfürften. Bekannt ift 

ber Ausfpruch Friedrich Wilhelms I. den oftpreußifchen Ständen 
gegenüber, „er flabilire feine Souverainet& wie einen Rocher von 

| ‚Bronce« (1717). Derfelbe König befahl, als ſich die Magdeburger 
8 Ritterſchaft der Einführung der Lehnpferdegelder widerſetzte und 
ſelbſt beim Reichshofrath mit Erfolg Klage gegen ben König über 
gewaltfam verleutes Recht erhoben hatte,. in einer Inftruction an 
das General-Direetor. v. 20. Dechr. 1722. Art. 26. $. 4: „Diefen 
renitirenden Edelleuten allerhand Chicanen zu machen, und ihnen 


re folchergeftallt ben Kigel zu vertreiben, gegen ihren ans 


gebornen Landesherrn und ihre Obrigkeit dergleichen 
frevelhaftes und gottlofes Beginnen weiter zu geben: 
ten, gefhweige denn felbiges wirklich vorzunehmen unb 
auszuführen. Auch, an andern Orten wurde, 3. B. den. Jülich 
Bergifchen Ständen (1723), welche fich auf ihre Privilegien beriefen, 
erwidert: „Dieß feyen alte Gefchichten und längft vergeffene Dinge.“ 
Mofer, von ber NReichöft. Landen ©. 1042. — Offenbar in Hin⸗ 
blick auf KursBrandenburg fagt Mofer von ber NReichft. Landen 
S. 1147.: „Breylich ift es, resp. feit 1713 u. 1740 in gewiffen Lan: 
ben in der That zu einer Despotifchen, willtührlichen u. unbefchränt- 
ten, Herefhaft ausgefhlagen und. einer nach dem andern möchte bife , 
Originalien copiren: Aber ihr ganzes Recht beſtehet darinn, daß ſie 
100,000 Dann auf den Beinen halten, und feinen Richter über fich 
oder doch felbigen nicht zu fürchten haben; hier, da wir von dem 
Saats:Recht Handeln, ift nicht bie Rede von dem was wirklich 
gefchehn, (da bekanntlich in Zeutfchland auch fonft viles gefchiehet, 
fo der Reichs⸗-Verfaſſung zuwider ift), ſondern was gefchehen folle, 
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Nicht ale deutfche Fürften machten ſich aber eines gleichen 
Unrechts durch willkührliche Aufhebung der alten Landesverfaſſung 
ſchuldig, ſondern ließen die hergebrachte ſtaͤndiſche Verfaſſung in 
ihrer Wirkſamkeit beſtehen 6). 

1. Auf dem Wiener Gongreffe 7) gieng man faſt allgemein 
von der Nothmwendigkeit der Anerkennung ded Rechtes der Deut: 
ſchen auf eine ftändifche oder Repräfentativ -Verfaffung aus, und 
nur darüber herrfchte eine Verfchiedenheit der Anfichten, ob über: 
haupt eine Beftimmung darüber in die Bundesacte aufzuneh- 
men fei, und wieviel darin ausgeſprochen werden folle 8)? 


- einer allgemeinen Reichsrepräfentation, abgefchafft worden waren; — 
in Anhalt: Köthen burd die Copatution v 28. Dechr. 1810. 
Winkopp a. a. O. In ben mit Frankreich vereinigten Provinzen 
hatten fchon früher die ſtändiſchen Verfaffungen zu erifliren aufgehört 
und in den zum Königreih Weftphalen, weldes das Trugbild 
einer Napoleonifhen Eonftitution erhielt, gefchlägenen Ländern 
fielen natürlich aud) die Altern fländifchen Verfaſſungen weg. Dage- 
gen berief der neue Großherzog v. Berg merkwürbiger Weife die 
alten Stände zum Zweck der Berathung einer neuen Landesrepräfen- 
tation nad) Düffeldorf zu einem Landtag. Berge. Binktopp a. 
0.08. Th. I. ©. 131 f. 160. 252. ©. Überhaupt au Klüber’g 
Ueberficht der biplomat. Berhanbl. des Wiener Congr. ©. 225 f. 

6, So erklärte der Herzog v. S. Hildburghaufen ffentlid (5. Aug. 
1807) es für ein „verläumbderifcyes Gerücht,“ daß er die landſchaft⸗ 
liche Verfaſſung aufzulöfen beabſichtige Wintopp, vhein. Bunb. 
Bd. Ul. 8.485 f. Wie früher wurden die Candtage gehalten 3.3. in 
8. Gotha (Winkopp a. a. O. Bd. XIII. ©. 473 f.), im Königreich 
Sakhfen (Winkopp a. a. D. Bd. XIX. ©, 117 f.); in ben Herzog⸗ 
thümern Medlenburg (Winkopp a. a. O. Bb. XVIII. ©. 278 f. 
Pslitz, Europ. Berf. I. 2. 8.1018 f.). In Weimar wurden 1809 
die Landftände von Weimar, Eifenadh u. Jena vereinigt und beftätigt. 
Sn Lippe-Detmold wurden zwar feit 1805 keine Landtage gehal- 
ten; inbeffen die fländifche Verfaffung wurde auch nicht aufgehoben, 
es wurden noch f. 9. Sommunicatiönstage gehalten, und die Regie 
rung fand fortwährend mit den Ständen in mannichfachen Beziehungen. 
Klüber’s Weberfiht der Verhandl. des W. Congreſſes. ©. 194 f. 
Wurm, kritifhe Verfuhe S. 17 f. Stein’s geben ı v. Der Br. 
IV. ©. 125 f. 

8 Münfter an Stein, 19. Octbr. 1814. Selbſt der Knfang 


7 


—f 
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war 4), die, in den Sahren 1804, 1805 -und fpäter aus ber 
Anwendung falfcher Begriffe von der neuerlangten Souperai- 
netät hervorgegangene, factifche Aufhebung der ftändifchen 
Verfaffungen in mehreren rheinifchen Bundesftaaten, ohne be: 
ſonderes Auffehen, ohne Theilnahme und faft ohne den gering: 
ften Widerfpruch, durchgeführt werden konnte 5). 


%) 


9) 


Abgefehen Hiervon nahm das Geſetz (Art. 60) bie beftehenden Vers 
faffungen in diefen Landen in Schuß, und dem gemäß ftritten bie 
Stände bes Herzogthums Weftphalen noch gegen das ihnen octroi= 
irte landgräfl. Heſſen-Darmſtädt. Organifat. Edict v. 1803. — Preus 
Ben hatte feine f. 9. Entfchädigungslande ſchon im Sommer 1802 
in Bejig genommen, ohne babei, 3.3. in Dildesheim u.Paderborn, in 
dem Patent v. 6. Jun, 1802 die fländifche Verfaffung anzuerkennen 
Auf verwahrte ber Kurbrandenburg. Gefandte in ber l4ten Sie 
der Reichs-Dep. v. 14. Octbr. 1802 „die unbeſchränkte Landes: 
hoheit und Souverainetät auf dem nämlichen Buße, wie ©e. 
Majeftät Ihre Übrigen deutfchen Staaten beiten“ auch für die Ent- 
Thädigungslande. Vergl. bie oben $. 35 Note 16 angef. Schrift 
von Runde ©. 37 f. 

Winkopp, rvhein. Bund. Bd. I. ©. 134 f. Eine damals erjchienene 
anonyme Schrift: Löfung bes Staatsproblems: Iſt mit dem Be- 
geiff der Souverainetät der Begriff ber Landitände vereinbar? 1806, 
wies bie Vereinbarkeit aus ganz richtigen Gründen na. Winkopp 
a. 0. D. ©. 381 f. Den Anfang machte der König von Würtem⸗ 
berg, weldier am 30. Dechr, 1805 die ftändifche Verfafinng bes 
alten Landes „als eine nicht mehr in bie itzige Zeit paſſende Einrich— 
tung“ für aufgehoben erklärte, und von nun an als unbefchränfter 
Monarch herrſchte. v. Mohl, würtemb. Staatsr. Th.I. ©. 22. ©. 
Nachrichten darüber in Winkopp's rhein. Bund. Bd. I. ©. 138. 
Diefem folgte bie Aufhebung der Stände im Breisgau durch Turs 
badifche Verorbn. v. 233. Mai 1806: „weil für das Beſte ber Un: 
tertbanen fchon hinreichend durd) die Staatsbehörben geforgt wer 


de, Winkopp 0.0.9. S. 1403 u. in Heffen:Darmftadt duch 


Verordn. v. 1. Octbr. 1806: „als bie freie Abminiftration hemmend 
und den Beitbebürfniffen nidyt mehr entjprechend — aus unumfchräntter 
Machtvollkommenheit.“ S. die Verordn. volftändig bei Winkopp 
a. a. O. J. S. 368. Vergl. Weiß, heſſ. Staatsr. ©.50f. — Ferner: 
in den altbaierſchen Provinzen u. Tyrol durch Decret v. 1. Mai 
1808 (Winkopp a. a. O. Bd. VI. ©. 468 f.), nachdem ſchon im 
Jahre 1807 die Landfländifchen Steuercaffen, unter Ankündigung 
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gegen erhoben aber Baiern und Würtemberg, welche ihre ver- 
meintlih unbefchräntten Souverainetätsrechte Feiner Beſtimmung 
des Bundes unterwerfen und nichts, was über den Character eines 
Staatenbundes hinausgehe, anerkennen wollten, lebhaften 
Widerfpruch 10), wogegen die preußifchen, öfterreihifchen 
und befonderd auch die hannoverſchen Bevollmächtigten mit 
Nachdruck „die Nothwendigkeit der Feſtſetzung der Rechte der Unter: 
thanen der deutfchen Nation und der Anerkennung des biftorifch 
begründeten Anfpruch8 auf eine „Repräfentativ:Berfaffung, 
weldhe vonden älteften Zeiten ber in Deutfhland Red: 
tend gewefen fei-, vertheidigten 11). 

Mas man aber damals als im Wefen der deutichen ſtändi⸗ 
fhen Berfaflung begründet betrachtete 12), oder ald Minimum 
ber den Ständen einzuräumenden Rechte auf dem Wiener Eon: 
greffe Regierungsfeitig anfah, ergiebt fi) aud dem Inhalt der 
von den verbündeten Fürften gemachten Erflärungen und ber, 
befonderd von Preußen und Defterreich, vorgelegten Entwürfe 
einer Bundedacte. In der Note der 29 FZürften und Städte vom 
16. Novbr. 1814 13) wird dazu gerechnet: 1. das Recht der Ber: 


willignng und Regulirung fämmtlicyer zur Staatöverwaltung - 


Mehreres einzuräumen, fondern auch ihnen eine der Landesart, 
dem Character der Einwohner und bem Herkommen angemeffene Ein- 
richtung zu geben.» Klüber’s Acten Bb. I. Hft. 1. S. 61. 

10) Vergl. -Stein’s Leben v. Perg Bb. IV. ©. 137 f. Klüber’s 
Acten. Bd. II. S. 80. 94. 102. 107. 

11) Klübers Acten. Bb. L Hft. 1. ©. 69. u. Bd. II. ©. 88. Stein’s 
Leben v. Pertz. Bd. IV. ©. 139 f. 

12) Vergl. Stein’s Urtheil baf. ©. 135: „Xheilnahme an ber Gefeg- 
gebung, Abgaben = Verwilligung, Schu ber Perfonen u. bed Eigen⸗ 
thums, Ausübung des Rechts, die Minifter zur Verantwortung zu 
ziehen — biefe Rechte hatten urſprünglich Überall bie beutfchen Land⸗ 
fände.» Kerner: „Sollen die Stände etwa nur das Recht haben 
Gravamina einzureichen, zu boliren? Dann ift das- ganze Inſtitut 
ein geiftlofes Machwerk, an dem kein verfländiger Menſch Theil neh⸗ 
men mag und ftatt auf den Geift der Nation zu wirken ihn nur nody 
mehr herabwärbdigt.» (Antwort an Münſter vom 20 Octbr. 1814.) 

13) Klüber’s Acten. Bb. I. Hft. 1. ©. 74. 
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nothwendiger Abgaben; 2. dad Recht der Einwilligung (rein 
Stimmrecht») bei neu zu erlaffenden allgemeinentandeögefegenz 
3. dad Recht der Mitaufficht über die Verwendung der Steu: 


ern 


zu allgemeinen Staatözweden; 4. das Recht der Beſchwer⸗ 


deführung, insbefondere in Fällen der Malverfation der Staates 
biener und bei fich ergebenden Mißbrauchen jeder Art. 


Hiermit flimmen die Erklärungen Hannover's 14) und bed 


Sroßherzogd von Baden 15) durchaus überein, und auch in ben 


von 


Preußen überreichten Entwürfen 16) war ausgefprochen: 


„Daß in allen deutfchen Staaten die beftehbende landſtändiſche 
Berfaffung erhalten, oder eine neue dergeftalt zu organifiren- 
de, daß alle Elaffen der Unterthanen daran Theil nehmen, ein 
geführt werden folle, damit den Landfländen das Recht der Be- 
willigung newer Steuern, der Berathung über Landes— 
gefeße, weldie Eigenthum oder perſönliche Freiheit be— 
treffen, die Befhwerdeführung über bemerkte Verwaltungs: 
Mißbräuche und die Vertretung der Werfaffung und der 
-au8 ihr berfließenden Rechte Einzelner zuflehe» 17). 


Allein der fehon erwähnte, von einigen Staaten gegen die 


allgemeine Feftfegung eines Minimums der fländifchen Rechte er- 
bobene, Widerfpruch war der Grund, daß man dennoch von einer 
foihen Beflimmung abflrahirte. Schon der Defterreich. Ent: 
wurf vom Mai 1815. (Art. 14.) enthielt nur den allgemeinen Aus⸗ 


14) 


15) 
16) 


17) 


“u 


Note vom 21. Dctbr. 1814. Klüber's Aeten. Bd. I. Hft. i. ©. 
70. Stein’s Leben v. Pers IV. ©. 139 f. cf. audy das Erpofe 
des Herrn v. Gersborff. daf. S. 624. u. den v. Marfchallfchen 
Entw. daf. ©. 682. 

Note vom 1. Dechr. 1814. Klüber’s Acten a. a. O. ©. 100. 
Entw. v. Zebr. 1815. $. 85 —88. Klüber a. a. O. Bd. I. ©. 
44. vom April 1815. 8. 9. Klübera. a. O. Bb. I. Hft. 4. ©. 
109. Entw. vom Mai 1815. $. 9. Klüber a. a. O. Bd. I. ©. 
304. 

©. aud) den übereinflimmenden Entwurf für Baden, von Freih. v. 
Marfchall verfaßt, worin als fünfter Punkt (lit. e) unter ben land- 
fländifchen Rechten noch erwähnt ift: der Recurs an den Bundestag 
nach den beshalb in ber zukünftigen Verfaffung (Deutſchlands) enthal- 
tenen Beftimmungen. Stein’s Leben v. Perg IV. ©. 219 f. 
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Art.13 überall in Erfüllung zu bringen, unter Ueberreichung ber 
deshalb bereits erlaflenen Edicte, allgemein anerkannt 39), wobei 
noch jest in mehrern Abflimmungen die Ausbrüde »fländifches 
und „Repräfentativ»=PVerfaflung als gleichbedeutend gebraucht 
wurden. Hierauf ſprach die Bundesverſammlung durch Beſchl. 
v. 25. Mai 1818 31) aus: „Sie habe aus den Erklärungen ber 
Bundesgefandtfchaften jener Staaten, welche durch die von ihnen 
angeführten unverwerflichen Gründe noch zur Zeit an. der voll- 
fländigen Erfüllung des 13. Art. der Bundesacte werhindert wor: 
den, mit gerechter Beruhigung die Verficherung entnommen, daß 
die betreffenden Regierungen diefen Artikel der Bundedacte auf 
eine, - feinem hohen Zweck angemeflene Weife in Vollziehung 


‚zu bringen, und dabei jede nicht in der Sache gegrün- 


dete Verzögerung zu vermeiden Fräftigfi-entfchloffen 
und befliffen feyen, auch nicht unterlaffen wollten, der Bun: 
desverfammlung binnen Sahresfrift die geeigneten Mitthet: 
lungen von ben fernern Einleitungen in den ſtändiſchen 
Einrihtungen, von deren Fortgange und, wo möglich, von 
ihren allerfeitigen endlihen Reſultate zu machen.” 

Mit dem Jahre 1819 und. dem Carlsbader Eongreß trat 
aber ein bemerkenöwerther Wendepunkt ein. Maaßgebend wurde 
eine willführlich erfonnene Theorie vom Gegenfag zwifchen ftan: 
diſch und repräfentativ mit der völlig ungerechtfertigten Fol⸗ 
gerung, daß die Bundedacte, wenn fie Iandfländifche Verfaſſun⸗ 
gen anerkenne, damit zugleich die Repräfentativ-Berfaffung ver: 
biete und daß ed. fich nicht um die Zeftflellung .eines Mini- 
mum's der ftändifchen Rechte, fondern vielmehr um ein Mari: 


30) GS. bie Defterreihifche, Preußifche, Baierifche, Hannover: 
The, Würtembergifche und andere (darunter einige völlig nichts⸗ 
fagende) Erklärungen in ben Protoc. der Bund. Verſaml. v.1818. $. 
26 (Preußen), $. 40 (Naffau), F. 41. $.-56 (Baden, Sacfen), $. 
79 (Defterreih, Hannover u. Würtemberg), $. 106 (Luxemburg u. 
Baden), $. 127 GKurheſſenz 15te u. 16te Stimme). Vergl. über 
Oeſterreich's Verhalten zu biefer Krage v. Meyer Eorp. Eonft. 
Germ. Hft. J. S. 121. Note 2. 

31) Protoc. der B. V. v. 1818. $. 127. &. 302. 
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mum, unter firenger Feſthaltung des monarchifchen Prinzips in 
der beliebten boctrinären Faflung, handele. Darüber befonders zu 
wachen fei die Hauptpflicht des Bundes 32). Hierauf wurden in 
die Wiener Schlußacte von 1820 folgende den Art. 13. der 
Bundesacte betreffende Beftimmungen aufgenommen: 


Art. LIV. „Da nah dem Sinn des breigehnten Artikel der Bun⸗ 
desacte und den darüber erfolgten fpätern Erklärungen in allen Bun⸗ 
desſtaaten landſtändiſche Verfaſſungen flatt finden follen, fo hat 
bie Bundesverfammlung darüber zu wachen, daß dieſe 
Beftimmung In feinem Bundesftaat unerfüllt bleibe.“ 

Art. LV. „Den fouverainen Fürften der Bunbesftaaten bleibt über- 
Iaffen, diefe innere Landesangelegenheit, mit Berüdfichti«- 
gung ſowohl der früherhin gefeglih beftandenen ſtändiſchen 
Rechte, als ver gegenwärtig obwaltenden Verhältniffe 
zu ordnen.“ 

Art. LVIL „Die in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden land⸗ 
ſtaͤndiſchen Verfaſſungen können nur auf verfaffungsmäßigem 
Wege wieder abgeändert werden.“ 

Art. LVII. „Da der deuntſche Bund, mit Ausnahme der freien Städte, 
aus fouverainen Fürſten beftebt, fo muß, dem hierdurch gege⸗ 
benen Grunobegriffe zufolge, die gefanmte Staatsgewalt In 
dem Dberhaupte des Staats vereinigt bleiben, und ber 
Souverain kann durch eine landfländifche Verfafiung nur in der 
Ausübung beftimmter Nechte an die Mitwirkung der 
Stände gebunden werben.” 

Art. LVIII. „Die im Bunde vereinten fouverainen Fürften dürfen 
durch feine landſtändiſche Verfaſſung in der Erfüllung 
ihrer bundesmäßigen Verpflihtungen gehindert oder 
befhräntt werden.” 

Art. LX „Wo die Deffentlichkelt Iandftändifcher Verhandlungen durch 
die Verfaffung geftattet iſ, muß durch bie Gefhäftsorpnung 
bafür geforgt werben, daß die geſetzlichen Gränzen der 
freien Aeußerung, weder bei den Verhandlungen felbft, noch 
bei deren Bekanntmachung durch den Drud, auf eine die Ruhe des 
einzelnen Bundesſtaats ober des gefammten Deutfhlandg gefaͤhrden⸗ 
de Weiſe überſchritten werden“ 33). 


32) Die v. GentZz'ſche Theorie Über die Bedeut. des Art. 13 ber B, 
A. ſ. in Welder, wicht. Url. &.220 f. u. dageg. Welder daſ. ©. 
230 f. ©. auch dal. S. 260 f. ©. 263. ©. 267. S. 271 f. u. befons 
ders noch die Ausführung des Naffau. Minifterd von Marſchall 
daf, ©. 274 f. Vergl. oben $. 22. $. 23. Note 4. $. 24. Note 3. 
8.42, 8.61. $. 62. 

3) Zu ben, den Art. 13 der B. %. betreffenden, Beilimmungen gehören 

Badhariä’s Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 36 
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Auch hat die Bunded-Berfammlung fich veranlaßt gefunden, 


noch mehrere, die Aufrechthaltung des f. g. monarchiſchen 
Prinzips bezwedende, die fländifchen Anſprüche in beflimmte 
Schranken zurüdmweijende und die Bundesfürften zur Einhaltung 
diefer Schranken gegen den Bund verpflichtende, Beichlüfle zu 
faſſen 3). 


3 


— 


auch noch bie Art. 60—62 die Wiener Schlußacte. Art. 60 betrifft 
bie Garantie ber Verfaffungen durch den Bund; Art. 61 überhaupt 
die Sompetenz ber Bundesverfammlung bei Streitigkeiten zwifchen 
Landesheren und Ständen. Der Art. 62 bezieht fi auf bie Ber- 
faffungen ber freien Städte. Die Motive zu biefen Beftimmungen 
der Schlußacte finden fih zum Theil fchon auögefprodhen in bem 
Präfidial= Vortrage vom 20. Septbr. 1819, weldyer bie dem Art. 13 
der B. X. gegebenen unrichtigen Deutungen, insbefonbere die Ver⸗ 
wechfelung des „nicht zweibeutigen Iandftändifchen Prinzips» mit „be= 
mokratiſchen Grundfägen und Formen“ beklagte. Protoc. der Bun⸗ 
desverfammi. v. 1819. $. 220. S. 656 f. 

Dierher gehört: 1) Der B. Beil. v. 16. Aug. 1824. $. 1. „Es 
fol in allen Bundesftaaten, in welchen landſtändiſche Berfaffungen 
beftehen, ftrenge barüber gewadht werben, bamit in ber Ausübung 
ber den Ständen durch die Iandftändifche Verfaffung zugeftandenen 
Rechte base monarchiſche Prinzip unverlegt erhalten blei— 
be, und bamit zur Abhaltung aller Mißbräudye, weldye durdy bie 
Deffentlichkeit in den Verhandlungen oder durch den Druck berfelben 
begangen werben Eönnen, eine ben angeführten Beflimmungen ber 
Schlußacte entfprechende Sefhäftsorbnung eingeführt und über bie 
genaue Beobachtung bderfelben flrenge gehalten werde. — Die beut- 
ſche Bundesverfammlung theilt den Wunfh Gr. 8. RK. Majeftät, 
daß diejenigen Bundesftaaten, bei welchen die Deffentlichkeit der land⸗ 
fländifchen Verhandlungen befteht, ſich Über die Grundlinien einer 
folhen Gefchäftsordnung im Sinne ber angeführten bundesgefeglicdyhen 
Borfchriften vereinbaren möchten.“ S. diefen Beſchluß nebft dem 
merkwürdigen Präfidial-Bertrage in v. Meyer's Staatsacten IL ©. 
246 ſ. Den Beſchluß allein in Klüber’s Quellen-Samml. ©. 321 
fe — 2) Der Bundesbeſchl. v. 28. Jun. 1832. Art. L. „Da nadı 
bem Art. 57 ber Wiener Schlußacte die gefammte Staatögewalt in 
dem Oberhaupte des Staates vereinigt bleiben muß unb ber Sou⸗ 
verain durch eine landſtändiſche Verfaſſung nur in der Aus- 
übung beflimmter Rechte an bie Mitwirkung der Stänbe gebunden 
werben kann, fo ift auch ein beutfcher Souverain, ald Mitglied bes 











V. Die landftändifche Verfaffung. ($. 109.) 563 


Die Bellimmungen der Schlußacte der Wiener Mini: 


fterial-Conferenzen von 1834, welche dad Verhältniß zwiſchen 
Regierung und Ständen betreffen, gehören in Feiner Weife zu 
dem geltenden Bundesrecht. Es find nur Wereinbarungen ber 
Regierungen über Befolgung gewiſſer Prinzipien, die der Landes: 
verfaflung gegenüber gar Feine rechtliche Bedeutung haben 35). 





35) 


Bundes, zur Verwerfung einer hiermit in Widerfpruch flehenden Peti⸗ 


tion ber. Stände nicht nur berechtigt, ſondern die Verpflich— 


tung zu diefer Verwerfung geht aus dem Zwede des 
Bundes hervor.“ Art. II. „Da gleichfalls nach dem Geifte des eben 
angeführten Art. 57 der Schlußacte und ber hieraus hervorgehenden 
Folgerung, welche der Art.58 ausfpricht, Feinem deutſchen Sou— 
verain durch bie Landſtände die zur Führung einer ben 
Bundespflihten unb der Landesverfaffung entfpredens 
den Regierung erfordberlihhen Mittel verweigert werden 
bürfen, fo werben Fälle, in welchen ftändifche Verfammlungen bie 
Bewilligung ber zur Führung der Regierung erforderlichen Steu- 
ern auf eine mittelbare oder unmittelbare Weife durch 
die Durhfegung andberweiter Wünſche und Anträge be: 
dingen wollten, unter diejenigen Bälle zu zählen feyn, auf welche 
die Art. 25 und 26 der Wiener Schlußacte in Anwendung gebracht 
werden müßten. Außerdem erklärt Art. II, daß die-innere Geſetz⸗ 
gebung ber einzelnen Bunbesftaaten nicht mit dem Zwecke des Bun⸗ 
des in Widerfprudy treten und an der Erfüllung bundeöverfaffungs- 
mäßiger Verbinblichkeiten nicht hindern dürfe. Art. IV. ordnet bie 
Niederfegung einer zur Ueberwachung ber ftändifchen Ver: 
bandlungen beflimmten Bunbestage-&Commiffion an und Art. 
V. verpflichtet die Bundesregierungen „zur Verhütung non Ans 
griffen auf den Bund in ben fländifchen Verfammlungen 
und zur Steuerung berfelben, jede nah Maaßgabe ihrer in 
nern Landesverfaflfung, die angemeffenen Anordnungen zu 
erlaffen und zu handhaben.“ Ob dieſe Beſchlüſſe u. wie weit 
fie zu den aufgehobenen „Ausnahmsgefegen“ zu rechnen feien? f. oben 
8.49. Note 9. und Altenburg. Verorbn. v. 7. Apr. 1848. 

Vergl. oben $. 50. Note 2. Gie betreffen bie Gränzen ftänbifcher 
Mitwirkung bei Ausübung Iandesherrlicher Rechte (Art. L— 3), die 
Beichlüffe der Ständeverfammlungen (Art. 15), ihre Einfprache gegen 


- Bundesbefchlüffe (Art. 16— 18), die Steuerbewilligung und Bera⸗ 


thung des Budjets (Art. 19—21), die Givillifte (Art. 22), den Ein⸗ 
tritt von Staatöbeamten in ftändifche Kammern (Art. %3), die Bes 
36* 
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NER. Gefeßlidhe Einridytung der ftändifchen Ber: 
faffung in den einzelnen Bundeöftaaten. 


Die äußere Seftaltung der Händifchen Berfaflung in den Ein- 
richtungen der einzelnen Bunbesflaaten bietet (befonders vor 1848) 
große Verſchiedenheiten und zahlreihe Modificationen dar, fowohl 
was die Zuſammenſetzung, ald die Rechte der Stände, ober 
ihr Verhältniß zur Regierung, betrifft. Einen gewiflen deutſch⸗ 
hiftorifchen Boden haben die meiften Einrichtungen zu wahren ge: 
ſucht. Als Mufterbild fchwebte aber bei einer Mehrzahl der franzo- 
fifche Gonftitutionalismus vor, welcher leßtere, an ſich ſchon Zäu- 
fhungen enthaltend, beim Mangel wefentlicher Vorausfegungen 
für eine erfprießliche Wirkſamkeit, und bei der Unmöglichkeit einer 
felbftftändigen politifhen Entwidelung der mittlern und kleinern 
Bundesftaaten dem anti=conftitutionellen Geifte der Bundedgewalt 
gegenüber, nur wenig befriedigende Refultate gewähren konnte, und 
insbefondere bei den fortwährenden Differenzen zwifchen Regierun: 
gen und Ständen, die Durch Die Geltendmachung ganz verfchiedener, 
nicht felten auf beiden Seiten unberechtigter oder extremer, Prin- 
zipien erzeugt wurden, Peine fegensreiche Früchte für dad Land er: 
zielen tonnte. — Was die Zeit der Entflehung der landſtän⸗ 
difhen Einrichtungen betrifft, die mit Rüdficht auf die Anforde: 
rungen eined ben Beitbebürfniffen mehr entfprechenden Repräfen- 
tativ⸗Syſtems theild blos Fraft Iandesherrlicher Gewalt, theils 
auf dem Wege der Vereinbarung mit den beftehenden ältern Or⸗ 
ganen der Zanbeövertretung ind Leben gerufen wurden, fo find, 
abgefehen von den Zuficherungen und Einrichtungen während des 
Rheinbundes, in einigen Bundesftaaten ſchon vor dem Wiener 
Congreffe oder während beffelben Edicte erlaffen und öffentliche 


eidigung bed Militaire auf bie Berfaffung (Art. 24), die Deffents 
lichkeit landſtaͤndiſcher Verhandlungen (Art. 25), den Mißbrauch bes 
Wortes, Bertagung und Auflöfung (Art. 26), geheime und öffents 
liche Sigungen (Art. 27), u. bad Verfahren beim Drud flänbifcher 
Protocolle (Art. 33. 34). S. biefelben vollfländig bei Welder, 
wichtige Urkund. 368 f. 
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Zuficherungen ertheilt worden. Die meiften neuern Einrichtungen 
find aber erft in Folge des Art. 13 der Bundesacte getroffen wor⸗ 
den. In foweit fie Theil der neuern Grundgeſetze oder Con: 
ftitutionen find, iſt in Betreff der einzelnen Länder auf die 
fhon oben $. 31. ©. 235 f. gegebenen Zufammenflellung zu vers 
weifen, und hier nur noch Kolgended hervorzuheben: 

1. In den zum deutſchen Bunde gehörigen Provinzen 
Defterreich8 wurde die hergebrachte Verfaffung der Provin⸗ 
zial-&Stände theild beibehalten, theild (wie z. B. in Tyrol) 
das alte Recht (aber nicht volftäandig) wieder hergeftellt I). 

I. In Preußen waren Repräfentanten der Provinzialftände 
bereits 1808 2) zu einer gewiflen Theilnahme an der Verwaltung 
berufen worden. Darauf erklärte der König im Edicte vom 27. 
Octbr. 1810, daß er „der Nation eine zwedmäßig eingerichtete 
Repräfentation, fowohl in den Provinzen, ald für daß 
Ganze zu geben beabfichtige.- Auch trat im Jahre 1811 unter 
Hardenberg’s Aufpicien wirklich eine interimiftifche Reprä- 
fentation, freilich erfolglos, zufammen. Die Zufage felbft wurde 
aber im Ediet vom 7. Septbr. 1811 wiederholt. Dann Tpra= 
chen verfchiedene Befigergreifungs - Patente und die von Wien 
aus erlaffene Königl. Verordnung über die zu bildende Reprä- 
fentation des Volks vom 22. Mai 1815 beftimmt aus, daß 
in den einzelnen Lanbeötheilen Provinzialftände hergeftellt 
oder angeordnet und zeitgemäß eingerichtet und aus ihnen eine 


1) &. Brendel, Die Geſch., das Wefen und der Werth der National: 
Nepräfentation. Bamb. 1817. I. S. 263 f. — I. ©. Bifinger, 
vergleich. Darftelung der Staatsverfaſfſ. Wien 1818 S. 467 f. — 
Klüber’s Staatsardiv. Bd. II. S. 237 f. — v. Rotted’s allges 
meine polit. Annalen. Bd. II. Hft.3. No. 1. — Ktlüber’s öffentl. 
Recht. $. 287. Not. a. $. 294. Not. f. — Vergl. Biftorifche Acten⸗ 
ftädte über das Ständewefen in Oeſterreich. Leipz. 1848. 6 Hfte. — 
Die ftänd. Verhältniffe der fterreidh. Monarchie in Urkunden barges 
ftelt v. Heinr. Simon. Iſtes ‚Hft. die ftänd. Verhältn. des Königr. 
Böhmen in 74 Ur. Leipz. 1848. Weber bie wieder befeitigte Reichs⸗ 
verfafl. v. 5. März 1849 f. oben ©. 235. 

Verorbnung wegen verbeflerter Einricht. der Provinz. Behörben v. 
26. Decbr. 180% $. 17 f. 


Nas 
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Berfammlung der Landesrepräfentanten (Reicheftände), 
welche zu Berlin ihren Sig: haben werde, gebildet werben folle. 
Die Wirkſamkeit biefer Landesrepräfentation follte fich uber alle 
Segenflände der Geſetzgebung ausdehnen, welche die perfün- 
lihen und Eigenthbumsrechte der Staatöbürger mit Ein: 
fhluß der Befteuerung beträfen. Zugleich wurde die Nieder: 
fegung einer Commiſſion angeordnet zum Zwecke der Organifa- 
tion der Provinzialftände und Landespräfentation und der Aus: 
arbeitung einer fchriftlichen Urkunde ald Verfaſſung (Eonflitution) 
des Preußifhen Staats 3). Später fprady noch die Verordn. v. 
17. San. 1820 einftweilen aus, „daß künftighin die Aufnahme 
eined neuen (Staats⸗) Darlehnd nur mit BZuziehung und unter 
Mitgarantie der künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung ge: 
fchehen folle.« Hierauf erfehlen das „Allgemeine Geſetz we: 
gen Anordnung der Propinzialftände» v. 5. Juni 1823 4). 


3) ©. Stein’s Lehen Bd. IV. S. 427 f.u. die Erflärung Preufßen’s beim 
Bundestag im- Jahre 1818. (Prot. der B. B. v. 1818. 8. 36.), in 
welcher zugleich die Einridhtung des Staatsraths (B. v. 20. März 
1817) als ein Anfang der allgemeinern Organifation bingeftellt- wurbe. 
Abgebr. audh in Simon’s Preuß. Staatör. Th. U. ©. 154 f. 

4) Gefegfammi. No. 13. ©. 129 f. Diefes Gefe lautet wörtlich folgen: 
bermaßen: 1. »Es follen Provinzialftände in Unferer Monars 
„hie iu Wirkſamkeit treten. IL. Das Grundeigenthum ift 
„Bedingung der Standfchaft. IM. Die Provinziatftände find das 
„gefegmäßige Organ der verfchiedenen Stände Unferer getreuen 
„Unterthanen in jeder Provinz. Diefer Beftimmung gemäß werben 
„Wir 1) die Gefegentwürfe, welche allein die Provinz angehen, zur 
„Berathung ‚an fie gelangen, ihnen audy 2) fo lange feine all 
„semeine fländifche Verſammlungen flatt finden, die Entwürfe 
„ſolcher allgemeinen Geſetze, welche Veränderungen in Perſonen— 
„und Eigenthbumsrehten und in ben Steuern zum Gegen=- 
„ftande haben, foweit fie bie Provinz betreffen, zur Berathung - 
„vorlegen laſſen; 3) Bitten und Beſchwerden, welche auf bas 
"„[pecielle Wohl und Intereffe ber ganzen Provinz oder eines 
„heile derfelben Beziehung habeh, von den Provinzialffänden an? 
„nehmen, ſolche prüfen und fie darauf befcheiden, und 4) die Kom— 
nmunalsängelegenheiten bes Provinz ihren Befchlüffen, unter 
„Borbehalt Unferer Genehmigung und Aufficht, überlaffen. Dem 
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Diefem allgemeinen Geſetze, find dann die darin zugelagten be; 
fondern Gefege über die Einrichtung der Provinzialftände in 
den einzelnen Landestheilen gefolgt 5). Auch‘ wurden durch 
verfchiedene Verordnungen von 1825, 1826 und 1827 ſ. g. Kreids 
verfammlungen und Eommunalstandtage angeordnet. — 
Die zugefiherte Bildung von Reichsſtänden erfolgte unter 
Friedrich Wilhelm IH nicht und auch fein Nachfolger Fried: 
rich Wilhelm IV zeigte fih nicht dazu geneigt 6). Doch erfchies 
nen fpäter, nachdem bereitd 1842 (21. Juni) die Verordnungen über 
die ftändifchen Ausſchüſſe ergangen und eine „Verſammlung 


„gegenwärtigen Geſetze, was jeboch auf Neuffchatel und Valen- 
„gin keine Anwendung findet, wollen Wir für jede Provinz eih 
"„befonderes ®efes, weldyes bie Korm und Gränzen ihres flän- 
»bifchen Verbandes beflimmt, nachfolgen Iaffen. Sollten wir künftig 
„in biefen befondern Gefegen Abänderungen als wohlthätig oder 
„nüglich erachtens fo werden Wir diefe nur nach vorhergegangenem 
„Beirath der Provinzialftände treffen. Wann eine Zufammenbe- 
„tufung der allgemeinen Landſtände erforderlich ſeyn wird, und 
„wie fie dann aus den Provinzialftändben hervorgehen follen, 
„darüber bleiben ‚die weitern Beflimmungen uUnferer lanbesväter: 
„lihen Kürforge vorbehalten.“ 

5) Nämlidy 1) drei Geſetze vom 1. Zuli 1823. a. für die Marl Bran: 
denburg und das Markgrafthum Niederlaufig, b. für das 
Königreich Preußen (Oftpreußen, Litthauen und Weftpreußen), 
und 'c. für das Herzogth. Pommern und Fürftenth. Rügen. 2) 
Fünf Sefege v. 27. März 1824: a. für Schlefien und die Ober: 
lauſitz; b. für die Provinz Sachſenz c. für die Rheinpropins 
‚zen (Niederrhein, Eleve, Jülich und Berg); d. für Weſtphalen; 
e. für das Großherzogth. Pofen. 

6) Auf dem am Tten Septbr. 1840 zu Königsberg eröffneten Huldigungs⸗ 
Landtage wurde von ben preußifchen Ständen um weitere Ausführung 
ber Verordnung vd. 22. Mai 1815 gebeten. In dem Landtags-Abfchiebe 
v. 9. Septbr. und ber, ihn in diefer Hinfiht erläuternden, Cabinete- 
Drdre v. 4. Octbr. deſſ. Jahres erfolgte aber eine ablehnende Er- 
Härung (wiederholt im Lanbt. Abſch. v. 30. Dechr. 1843)5 wogegen 
ben am 28. Febr. 1841 verfammelten Provinzial-Ständen durch das 
Eröffnungsdeeret vom 23. Febr. und die damit verbundenen Vorla⸗ 
gen eine Erweiterung ihrer Tchätigkeit, größere Yublicität ihrer Ver: 
bandlungen und die Anordnung von Ausfchäffen zugeftanden wurde. 
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der vereinigten flänbifchen Ausfchüfle berufen worden war, 
— unerwartet die merkwürdigen Edicte v. 3. Febr. 1847, durch 
welche eine Grundlage für die weitere Entwidelung reichsſtändi⸗ 
fher Verfaſſung im Preußen gelegt wurde, Leider wurbe aber 
der rubige Fortgang diefer Entwidelung durch dad Jahr 1848 
geſtört 7). 

Die octroiirte Berfaſſ. Urkunde v. Dechr. 1846 brachte bie, 
allerdings auf gar keiner ſtändiſchen Grundlage beruhenden beiden 
Kammern, und für die Bildung der erſten Kammer machte die 
revidirte Verf. Urk. v. Ian. 1850 Art. 65 neue Beſtimmungen, 
die mit dem 7. Aug. 1852 in Wirkſamkeit treten ſolten. Bald 
darauf wurde bad Geſetz v. 11. März 1850, die Kreis-⸗Bezirks— 
u. Provinzial-Ordnung für den preußiſchen Staat enthal⸗ 
tend 8), publicirt und ſchien Damit die Neubildung der Volksreprä⸗ 
fentation in ihren verfchiedenen Stufen abgefchloffen zu feyn. Dieß 
war aber nicht der Fall. Mit fieberifcher Haft ift inzwifchen die 
Reactivirung früherer Zuftände unternommen.” Durch Minifterial- 
Verordnung find die aufgehobenen Kreid: u. Provinzialftände zu— 
nachft interimiftifch wieder ind Leben gerufen, und nun foll es mit 
Zuflimmung der Kammern unter Aufhebung, des Geſetzes v. 11. 
März 1850, ohne alle durchaus nothwendige Modification, de: 
finitiv gefchehen. Auch der Art. 65 ift in fehr zweifelhafter 
verfaffungsmäßiger Weife und jedenfald nur unvollftändig in Be- 
treff der Beſtandtheile der erſten Kammer, nach vorher fruchtlos 


7) S. das weitere zur Entftehungsgefä,. der Verfaſſ. Urkunde v. 1850 
‚Gehörige oben ©. 236. Die Gefege und Verorbnungen über die 
fändifche Verfaffung in Preußen von 1840— 1847 f. in den Verfaſ⸗ 
fungen bes beutfh. Staatenbundes, fortgef. v. Bülau. Ite Abth. 
Leipz. 1847. ©. 10—38. — Es waren vier Königl. Edicte, vom 
3. Gebr. 1847 datiert: 1) Das Patent bie ftändifhen Einrichtungen 
betreffend; 2) Die Verordn. üb. die Bildung bes vereinigten Land⸗ 
tage. 3) Verordn. über die periodifche Bufammenberufung des ver= 
einigten ftändifchen Ausfchuffes und deffen Befugniſſe. 4) Verordn. 
über die Bildung einer. ſtändiſchen Deputation für bas Staateſchul⸗ 
denweſen. 

Abgedr. in Rauch's Archiv ſ. Geſetzgeb. Jahrg. 1850. 5. I. S. 
184 f. 


— 
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verfuchter Abänderung, zur. Ausführung gekommen und foll nun 
dur einen die Bildung bderfelben lediglih der. Krone über: 
laffenden Artikel erfegt werden. Wird damit die fo wünſchens⸗ 
werthe feſte Grundlage für ruhige Fortentwidelung des Preußis 
chen. Verfaſſungswerkes gewonnen und dad Erperimentiren zu 
Ende fen?! — — 

II. Die gegenwärtige fiändifche Verfaſſung des Königreichd 
Baiern beruht auf den Beitimmungen bed; Tit. VI. und VIL 


der Verfaſſ. Urkunde. und den fpäter (bef. 1848 u. 1849). dazu 


gefommenen Geſetzen. (Vergl. oben ©. 237.) 

IV. Im Königreich Sachſen beftimmt nun wieder ledig- 
lich die Verfaffungs: Urkunde vom. 4. Septbr: 1831 Zit. VII die 
in Wirkſamkeit befindliche ſtändiſche Verfaſſung. (Vergl. ober ©. 
238.) Die ProvinzialsVerfaffung der Oberlaufig wurde durch 
die Vereinbarung v. 17. Novbr. 1834 regulirt 9). 

v. Hannover. Die Hauptfladien ber mit dem Jahre 
1814 beginnenden Entwidelung der allgemeinen Stände ded 
Königreich, zu denen auch Dftfriesland und Hildesheim 
berufen wurden, find bereitd oben angegeben 10). Beftimmungen 
über neue Organifation und Rechte der (fieben) Provinzial: 
Landfchaften und ihr Verhältniß zu den allgemeinen Ständen 
gab dad Staatögrundgefeg von 1833 8. 73 f5 überließ abet bie 
Ausführung lediglich der Verhandlung mit den beftehenden Land⸗ 
ſchaften. Weber ihre Rechte, ohne die Nothwendigkeit einer neuen 
Organifation nach. gleichförmigen Grundfägen zu fanctioniren, be= 
flimmte dann wieder das Landesverfaſſ. Geſetz v. 1840 $. 80 f 


Das Verfaſſ. Geſetz v. 5. Septbr. 1848 fprad) aber im 8.33 aus: | 


9) Abgedr. in: Die Verfafſ. des teutfch. Staatenbundes, fortseſ. von 
Bülau. II. Abth. ©. 44 f. 

10) Vergl. oben S. 238 u. 239. ©. auch Stein’s Leben v.Perk IV. 
©. 313 f. Oppermann, Zur Geſchichte der Entwickelung u. Thätig⸗ 
keit der allgem. Stände des Slönigr. Hannover. Erfte Hälfte 1803 — 
1832. Leipz. 1842. — Beitfchr. für deutfches Recht Bd. IE. ©. 10 
f. 8b. II. ©. 298 f. — (Stüve) Vertheidig. bed Staatsgrundges 
feges, herausgeg. v. Dahlmann. Jena. 1838. Deutfches Staats: 
archiv Bd. 1. Bd. V. S. 140 f. 
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"Die Berhältniffe der Provinzial Landfchaften, deren Zufammen: 
fegung und Wirkungskreis follen nach vorgängiger. Verband: 
lung mit den befiehenden Provinzial Landfchaften Durch allge: 
meine Geſetzgebung geregelt werben. Bis zu folder Re 
gelung bleiben die Provinzial-Landfchaften in ihrer gegenwär⸗ 
tigen Einrichtung beftehen.« Die Regelung erfolgte, nach vor: 
gängiger, jedoch Feine Vereinbarung erzielender, Berhandlung mit 
den Provinzialstandfchaften durch dad in verfaflungsmäßiger Ferm 
erlaffene allgemeine Gefeß v. 1. Aug. 1851 11). 


11) Gegen die Ausführung diefes Geſetzes und folgeweife die Gültigkeit 
bes $. 33 des Verfaſſ. Geſetzes ift das Streben und die Beſchwerde 
der KRitterfchaften gerichtet. ©. für diefe das eben fo einfeitige als 
oberflähhlihe Product, weldyes ald »Rechtsgutachten ber Zuriften- 
facultät zu Berlin üb. die Verletz. ber verfaffungsmäß. Rechte ber 
Hrovinziallandfchaft, insbef. der NRitterfchaft der Fürſtenthümer Ca⸗ 
lenberg, Göttingen, Grubenhagen« Bannov. 1851 im Drud erſchie⸗ 
nen ift u. bie eben fo einfeitige, aber in der Ausführung wenigftene 
gründlidyere Schrift von ©. 2. v. Lenthe, das Recht in ber pros 
vinziallandſchaftl. Krage, mit befond. Beziehung auf — Bremen u. 
"Verben. Hannov. 18515 nebſt dem „Kerneren Beitrag» Hann. 1852. 
Dagegen: E. Lichtenberg, Zur Beurtheilung des Rechtspunktes 
in ber provinziallandfchaftt. Trage des Königreich Hannover. Hann. 
1851. u. & Herrmann, Zur provinciallandfchaftl. Frage. Gött. 
1851. — Die ritterfchaftlichen Anfprüce und Beſchwerden beruhen I) 
auf einer Regation des Rechts der allgemeinen Geſetzgebung die Pro⸗ 
vinzialverfaffung zu regeln, mithin auf einer Berneinung ber ſtaat s⸗ 
rechtlichen Eriftenz des Königreichs Hannover. 2) Auf einer völli: 
gen Verkennung bes hiftorifch begründeten Verhältniffes der Provin⸗ 
jialftände zum König und ber allgemeinen Ständeverfammlung, wie 
ed bie Verfaffungsentwidelung feit 1814 klar zu Zage legt. In bie- 
fer Beziehung ift neben dem, in der Lichtenberg’fchen Schrift gut 
zufammengeftellten und verarbeiteten, Material vorzüglich auch Die 
von Hannover bei der Bundesverfammlung über bie Erfüllung des 
Art. 13 der B. A. in Iahre 1818 abgegeßene Erklärung von befon= 
derer Bedeutung. (Protoc. der B. 3. v. 1818. Sitz. v. 6. April. $. 
79). » Sie zeigt a) ba man die Ordnung: ber ftänbifchen Berhältniffe 
im Königreich als ein durch Die alten, während ber Krembherrichaft völ⸗ 
lig befeitigten, provinzialftändifchen Rechte an ſich nicht befchränttes 
Recht der Krone, in der Weife, wie ed nachher Art.55 der Wiener 


©“ 
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VL. Was in Würtemberg, Baden und den beiden Hef- 


fen und den übrigen kleinern Staaten Deutfchlands zur Einrich- 
tung und weitern Entwidelung ber lanbftändifchen Verfaflung 
gefchah fallt größtentheils mit der Entftehung ihrer Verfaſſungs- 


Urkunden zufammen 12). 


12) 


Schlußacte definirte, von Anfang an betrachtet hats b) daß dabei 
die Einrichtung. dev allgemeinen Stände als bie Erfüllung bes 
Art. 13 der B. %. hingeftellt wurde, während der Provinzialftände 
nur nebenbei gedacht wirdz c) baß dabei bie nothwenbig zu gewin- 
nende ftaatlihhe Einheit (und nicht blos RealsUnion) ber vers 
fchiedenen Provinzen das leitende Prinzip war; d) baß bei der dem⸗ 
gemäß erforderlichen Bildung der allgemeinen Ständeverfammlung 
der Uebergang der vormaligen Stände der Provinzen in 
die allgemeine Berfammlung, oder ihre Verbindung zu einem 
vereinigten Landtag, als die Hiftorifche Baſis der Verfaffungsbildlung 
betradhtet- wurde, und daß demgemäß rechtlich die Einwilligung 
ber Provinzialftände zu einem allgemeinen Geſetze (alfo audy zu $. 
33 des Verf. Gefeges v. 1848) in ber Zuſtimmung ber allgemeinen 
Stände als enthalten zu betrachten iftz3 e) daß die Beſtimmung ber 
Competenz der allgemeinen und der daneben in fehr untergeorbneter 
Bedeutung zu erhaltenden Provinzialftände fomohl damals als fpäter 
als ein Recht des Königs feftgehalten- worden ift. Demgemäß beftimmte 
auch felbft das Landesverf. Gef. v. 1840, welches $.82 ben Provinzial: 
Landfchaften ihre Rechte allerbings in fo weit beläßt,. als „folche nicht 


“auf die allgemeine Ständeverfammlung übergegangen find», im$.112: 


„Bei darüber eintretenden Zweifeln, ob ein Gegenſtand zur Mitwir- 
fung ber allgemeinen Stände oder ber Provinzial standfchaften geeig- 
net fey, entfheidet ber König.» — Ueber die Gompetenz des 
Bundes für Befchwerden der Provinzialftände f. ſchon bie erſte Ausg. 
Th. II. (1845) $. 255. No. II. 

&. oben ©. 239 f. Weber Württemberg vergl. noch R. Mohi, 
die Geſchichte der Würtemb. Verfaſſung v. 1819, in der Zeitſchr. 
für die gef. Staatswiſſ. Bd. VI. No. 2. — Was Holftein betrifft, 
fo fand die Befchwerde von Prälaten und Mitterfchaft (die Städte 
waren ſchon feit 1712 nicht mehr zu ben, mit Schleswig gemeinfamen, 


Landtagen berufen worden) wegen Werlesung ihrer fortwährend ur⸗ , 


kundlich beflätigten Rechte u. ihre Bitte um Schub der Verfaffung 
in ihrer ganzen, namentlid) auch auf die Verbindung mit Schleswig 
bezüglichen, Ausdehnung bei der Bundesverſammlung keine befriedi⸗ 
gende Erledigung. Beſchluß der B. V. vom 27. Novbr. 1823, u. 


572 Staatör. d. Bundesflaaten. — Verfaſſungsrecht. ($. 111.) 


Die heutige laäandſtändiſche VBerfaffuug der Deut 
{deu Bundesftaaten. 


j $. 111. G. 88. 92.) 


JE. MHllgemeiner Character der landſtändiſchen Ber: 
faffungen und rechtliche Stellung der Stände im 
Allgemeinen. 


Durch die bundeöredhtlichen Beflimmungen (oben $. 109) ift 
nicht bloß die Nothwendigkeit einer landſtändiſchen Berfaflung 


Snpafiv-Belhluß vom 15. Ian. 1824. Vergl. Protoc. der Bundes⸗ 
verfammi. v. 1823. $. 108. Beil. 9. &. 302. 315. $. 129. Beil. 13 
—15. ©. 4155 479 -520. $. 153. ©. 627. Protoc. 1824. $. 3. 5. 
3. und bie bereite ©.31. u. S. 540 f. angeführten Schriften, fowie 
(Droyfen u. Samwer) bie Herzogthümer Schleswig: Holftein u. 
das Königr. Dänemark. Hamb. 1850. ©. 57 f. Gefeh wegen Anorbs 
nung von Provinzialfländen in den Herzogthämern Schleswig u. 
Holftein vom 28. Mai 1831, in weldher ausdrücklich erklärt war: 
„Durch die abgefonderte Berfammlung ber Stände wirb fowenig 
in dem Social-Nexus Unferer Schleswig: Holfleinfhen 
NRitterfhaft — (Beflätigung ber Refolution v. 27. Juni 1732) 
— als in ben fonftigen Berhältniffen, die unfere Herzog⸗ 
thümer Schleswig und Holftein verbinden, etwas geäns . 
dert.» ‚Hierauf bradyte bie Verordnung v. 15. Mai 1834. (f. die An⸗ 
- zeige im Protoc. der Bunbesverfammi. 1834. $. 281. &. 576.) die wirk⸗ 
lihe Einrichtung berathender Stände Dann, unter fortwähren- 
der Steigerung bes Mißverhältniffes ber Herzogthämer zu Dänemark 
wegen ber mehr und mehr. hervortretenden Angriffe bes Dänenthums 
auf die Selbſtſtändigkeit, Nationalität und politifhe Verbindung 
berfelben, der „Offene Brief» v. 8. Juli 18465 Beſchwerde ber Hol- 
ftein. Stände beim Bunde v. 2. Aug. und Bundesbeſchluß ſv. 17. 
- Septbr. 1846 (Protoc. $. 264), worin die Bunbesverfamml auf 
Grund: der vom Königs Herzog abgegebenen Erklärung v. 3. Septbr. 
„ſich in ihrer vertrauendvollen Erwartung beftärkt findet, baß Se. 
Majeffät bei endlicher Zeftftellung der in dem Öffenen Brief v. 8. 
Juli d. 3. befprocdhenen Berbhältniffe die Rechte Aller und Jeder, 
insbefondere aber bie bes deutfhen Bundes, erbbered 
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in allen deutſchen Bunbesftaaten,. fondern auch ihr allgemeiner 
Character wenigftend negativ db. h. das, was fie nicht enthalten 





tigter Agnaten und ber gefegmäßigen Landesvertretung 
Holſtein's beachten werbe.u Zugleich behält fi die B. V. valß, 
Organ des deutſchen Bundes die Geltendmachung ihrer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Competenz in vorkommenden Fällen“ "vor, und findet den 
Befehl v. 8. Juli, wonach keine weitere Petitionen in der Erbfolge: 
ſache entgegengenommen werben follen, in biefer Allgemeinheit nicht 
im Einklang mit dem Wortlaut des Geſetzes v. 28. Mai 1831... ©. 
diefen Beſchluß, den offenen Brief u.f. w. in Hermsdorf, Jahre: 
ber. üb. die deutfche Geſetzgeb. Bb. IL. S. 3 f. S. 16 f. ©. aud) 
Samml. von wichtigern Actenftüden, die gemeinfamen Angelegenhei: 
ten der Schlesw. Holftein. Prälaten u. Nitterfchaft u. f. mw. betr. 
Kiel 18475 u. Fortſetz. dieſer Samml. Hamb. 1847. Meine Schrift: 
Zur Schleswig=Holftein. Frage Gött. 1847. — Die in ihrem Korte 
u. Ausgang fo traurige Geſchichte des Kampfes der Herzogthümer 
. feit 1848 gehört nicht hierher. Wie ſich die deutſche Bundesverfamm- 
lung damals mit Entfchiedenheit der Rechte des Bundeslandes Hol: 
ftein insbefonbere auch feines „Rechtes auf immerwährende und unzer⸗ 
trennliche Verbindung mit Schleswig» annahm, läßt fich befonderg 
erkennen aus ben Berhandlungen und Beſchlüſſen v. 4. April 1848 
.EGrotoc. $. 228. ©. 340,) dann v. 12. April (Protoc. $. 267. ©. 
386.) v. 23 April (Protoc. $. 318, S 447.) dv. 29. April (Protoc. 
$.. 357. ©, 478. $. 365. ©. 496). Roth u. Merd, Quellenfammt. 
Bd. I. S. 209. 258. 318. 359. 363. — An dem von Hannover 
zuerft an Preußen und dann von biefem an Dänemark abgetres 
tenen Theile von Lauenburg (auf dem rechten Elbufer) garantirte 
ber Vertrag mit Preußen v. 29. Mai 1815, die Wiener Songreßacte 
Art. 29, und der Vertrag zwifchen Preußen und Dänemark, v. 4. 
Sun. 1815, die Hortdauer der, fländifchen Verfaffung, nach Inhalt des 
ProvinzialsReceffes v. 15. Septbr. 1702 und beffen Beflätigung vom 
21. Jun. 1765. Das Hannov. u. das Dänifche Patent f. in Kid: 
ber’s Staatsarchiv Bd. 1. ©.453 f. 457 f. S. aͤuch die Erflärung 
Dänemarks in den Protoc. der Bundesverſamml. 1818. $. 26. ©. 63 
f. u. den Beſchl. der Bundesverſamml. die Angelegenheiten bes Her⸗ 
sogthums Lauenburg betr. v. 16. Kun. 1848. (Protoc. g. 623. ©. 
687 f.) Roth u. Merd, Quellenfammi. I. ©. 531 f. — - In Bes 
treff Luremburgs f. die neue, oben ©. 243 überfehene vollftän- 
digere Verfaffungs. Url. v. 9. Juli 1848 in Schubert, die Verf. 
Url. u. Grundgefege der Staaten Europa’s Bd. II. S. 284 f. u. in. 
Rauch's parlam. Taſchenb. 7te Lief. S. 75 f. 


- 
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aber in jedem Bundesſtaate eine landſtändiſche Verfaſſung 
Statt finden, was fi auf bloße Provinzial: Berfaffungen 
nicht beziehen läßt. Auch hat man in mehrern deutfchen Staaten, 
wo Provinzial-Stände beftanden oder früher beflanden hatten, doch 
die Einrichtung allgemeiner Stände für nothwendig gehalten 
und ihre Herftelung felpft im Schooße der Bundedverfammlung ald 
Erfüllung einer, durch den Art. 13. übernommenen, Berpflid- 
tung zur Anzeige gebracht 3). 

4, Fragt man, worin der weientlihe Unterfchieb zwifchen 
ben alten und den neuern lanbflänbifchen Berfaflungen in 
Deutfchland beftehe, fo laßt fich derfelbe im Allgemeinen darauf 
zurüdführen, daß in jenen Alles mehr privatrecht.lich geflaltet 
ift, ſowohl was das Recht der Landſtandſchaft an fi, als das 
Verhältniß der Curien zu einander, und ber Stände zum Landes- 
- herren betrifft, während in diefen, in Folge der in das Bewußt⸗ 
fein der Fürften und Völker getretenen Idee des Staats, Alles mehr 
flaatörecdhtlich geworben ifl. In dem vorherrfchenden Einfluß 
bed Privatrechts liegen eben fo wohl gewiſſe eigenthümliche, wenig- 
ſtens vom fländifchen Standpunkt aus als foldhe zu betrachtende, 
Vorzüge ald die überwiegenden Mängel und die Gründe für die 
nothwendige Umgeftaltung der altfländifchen Verfaſſungen *). 

5. Sowie fhon die altern Landflände in gewifler Hinficht 
für Repräfentanten des Kandes gehalten werden konnten 5), fo ift 
ed. noch vielmehr eine wefentlidhe, in den Berfaflungen der 


3) ‚Bemerlenswerthe Yeußerungen über das Verhältniß der Provinzial⸗ 
Verfaſſungen zu den Bundesgeſetzen ſ. in dem Commiſſions- Gutach⸗ 
ten, betreffend die Beſchwerde der Oſtfrieſiſchen Stände in ben Pro⸗ 
toc. der Bundesverfammi. 1838. $. 306. ©. 867.f. Vergl. Lichten- 
berg a. a. O. & 12. 13. 

Eine in vieler Hinſicht ſehr treffende Vergleichuns des Weſens 
‚der ältern und neuern ſtändiſchen Verfaſſung giebt Dahlmann, 
Politit᷑ I. S. I00 - 121. ©. auch C. Hagen, Fragen der Zeit. Bd. 
I. Stuttg. 1843. ©. 277 .f. ADie glten landfländ. Verfaffungen u. 
das MRepräfentativsSpyftem«z ferner die Abhandl. v. Mohl u. andere 
Siteratur oben an ber Spike dieſes Kapitels. 

5) &. oben $. 108. No. IV. u. Moſer von der Reicheftände Landen 

&. 843. 


4 


N 
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neuern Beit auch ausdrücklich ausgeſprochene, Beſtimmung ber 
neuern Landſtaͤnde, ald dad gefegliche Organ der Landesrepräſen⸗ 
tation, nicht particuläre Rechte und Intereſſen zu vertreten, fonbern 
unter gewiffenhafter Berückſichtigung deffen, was das Allgemeine 
Bon! erheifht, mit Treue gegen den Landesheren und bie Ver⸗ 
feffung, Jeder als Repräfentaut des Ganzen zu handeln, die vers 
faffungsmäßigen Rechte bed Landes zu vertreten - und bei wider: 
rechtlichen Eingriffen in die perfönliche Freiheit .und das Eigen: 
thum Einzelner (Staatöbürger und Eorporationen) daB Recht der 
Bitte, Beſchwerde und gefeglichen Anklage geltend. zu machen 6). 
‚Eine nothwendige Folge jened Grundſatzes in den neuern Verfaſ⸗ 
‚fungen ift die Unabhängigkeit der Wahlmänner und Des 
putitten von ihren Bollmadhtgebern, und bie gänzliche 
Unzuläffigleitder Ertheilung und Annahme-von Inftructionen?). 

6. Die Stände bilden eine Corporation und find nur in 
ihrer Sefammtheit dab verfaffungsmäßige Organ zur Vertre⸗ 
tung des Volkes hinfichtlich feiner verfaffungsmäßigen Thettnahme 


6) Naffan. Pat: v; 1814. Sinleit. und $. 2: Schaumburg. Verordn. 
v. 15. Ian. 1816. $. 1. Waldeck. Landesvertrag v. 1816 $. 25. 
26. Nevid. Verf. Urk. v. 1852 $. 46. Baier. Verf. urk. Zit. 
VII. 8. 25. Badiſche Verf. Urt. $, 69. $. 67. giehtenftein. 
Berf. $. 13: Wärtemb. Verf. url. $. 124: $. 1683. Defiens 
Darmft. F. 88. Goburg. $. 37. Meining. Verf. rk $. 49. 

Kurheff. $. 74. Altenburg $. 162 8. 199. 600. Königt. 

Bäachſiſche Berf. Urk. $.-78:82. Braunſchweig. Landſch. Ordn. 

S. 57. 8. 94 - 96. $. 132. . Hannov. Grundgeſ. 5. 83. $. 90. §. 107. 

Landesverf. Geſetz. F. 111. 126. $. 181. Geſ. v. 5. Septbr. 1848. $. 

.50. Oldenburg. Verf. urk. Art. 144. Preuß. Verf. url. $ 833. 

Koburg:Both. Grundgef. v. 1852. $. 83. 84. 

Weimar Grundgef. $. 67. Revid. v. 1850. 8.17. Würtemberg. 

Berf. Urk. $. 155. Heſſ. Barmft. Berf. uf. $. 61. Goburg. $. 
37. Meining. Grunbgef. 8.79. Kurbeff. 8.U. 8.73. Alten 

burg. Grundgef= $. 199. $. 240. Sächſiſche Verf. url. $. 81, 
Braunfdyw. Landſch. Ordn. $ 133. Hannov. Grundgefet. $. 
107. Landesverf. Geſetz. $. 98. Gef. v. 5. Septbr, 1848. $. 50. OL 
- denburg Art. 146. Preuß. $. 83. Bergl. auch Butau. Jahrb 
der Geſch. u. Politik. 1844. Hft. I. S. 1-38: 
Zachariä's Staatsrecht. ir Bb. 2te Aufl. 37 


7 


Nur 
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an der Verwaltung der bffentlichen Angelegenheiten. Hieraus folgt: 
a. Den Staat repräfentiren fie nicht, weder in feinen innern 
noch in feinen äußern Berbältniffen, und haben daher auch Fein 
Recht ded unmittelbaren Verkehrs mit dritten Perfonen 3). Kein 
Regierungsact kann von ihnen ausgehen, fie haben keinerlei im- 
perjum (Befehl: und Iwangdgewalt) und können von feinem Ob: 
ject der öffentlihen Verwaltung die Regierung völlig audfchließen ?). 
b. So lange die Stände in ihrer verfaflungsmäßigen Wirkfamfeit 
vorhanden find, oder wenigſtens dad, für den Fall der factifchen 
Aufhebung der landftändifchen Verfaffung, anflatt der Stände zum 
Handeln berechtigte und verpflichtete Subject (der landſtändiſche 
Ausſchuß, das Schaprollegium, die Landesdeputation) noch eriftirt, 
tönnen - weder einzelne Landestheile mit ihren Provinzial⸗Stän⸗ 
den, noch einzelne Gemeinden oder. deren Vertreter, noch endlich 
einzelne Staatsbürger, follten fie auch Mitglieder der Stände: 
verfammlung fein, als Repräfentanten des Landes. und der Landes: 
verfaflung betsachtet werben. Hierdurch wirb aber natürlich die 
gefegliche Bertheidigung und Wahrung verlester flaatöbürgerlicher 
Rechte und befonderer Befugniffe der Einzelnen (Gorporationen ' 
und Individuen) Durch diefe felbft, nicht audgefchloffen 19). c. Ale 


8) Infofern erklärte im Beſch. v. 17. Septbr. 1846 bie B. |. ganz 
rihtig: „Daß fie in den Ständen bes Herzogthums Holftein dem’ 
Bunde gegenüber nicht die gefegl. Vertreter diefes Bundesftaats, 

“ fondern nur die Bertreter ihrer verfaffungsmäßigen Rechte erkennen 

" Inne“ Bergl. auch Wahlcapitul. Art. XXIX. $. 1—3..Kaifer!. 

-  Nefolufion v. 12. Febr. 1770. Oben $.- 60. Ro. I: u. Note 3. 

N-Wahlcapitul. Art. XV. $. 3. — Etwas ganz Anderes ift das 
was zum innern felbfifländigen Leben dev Stände, z. B. Wahl ihrer 
Präfibenten u. f. w., gehört. Eine Goncurrenz ber Regierung dabei 

ware ganz zwedhwibrig. 

16) Vergl. ben in der Hannov. Verf. Sache ergangenen Bunbesbefchl. 
v. 6. Septbr, 1838 (unten $. 255. No. M. ber Iften Aufl.), ber nur in 
ber Anwendung eines an ſich richtigen Prinzips auf den einzelnen Fall 
fehlte und ganz vergaß, daß wenn kein anderes Organ einer in ans 
erfannter Wirkſamkeit befindlichen Verfaffung da ift, die phyſiſchen 
und juriflifhen Perfonen, weldye verfaffungsmäßig das Recht ber 
Vertretung haben, befonbers in einer Berfaffung, bie die Wahlbezirke 
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allgemeinen ‚Landes » Angelegenheiten‘, welche zur verfaſſungsmäßi⸗ 
‚gen Mitwirtung der Stände geeignet find, können von ber Regie: 
rung nur mit ber Geſammtheit der Stände, bezüglich den alse 
meinen Ständen, verhandelt werden 11). 

7. Die ;Stände find binfichtlich ihrer Meinungsäußerung 
und Beichlußfaffung in ihrer Sphäre durchaus frei und unab: 
hängig von der Regierung und in diefer Beziehung weder nad) 
Oben noch nach Unten rechtlich verantwortlihd. Auch das ganze 
Corpus nimmt aber feinen Theil an der Souveränetät, ift und 
bleibt dem regierenden Fürften unterthan und ihm zur Treue und 
zum verfaffungsmäßigen Gehorfam verpflichtet 12). Ein Verbre⸗ 
chen Fönnen die Stände als ganzes Corpus fowenig wie eine an- 
dere Corporationen begehen. Ueberfchreiten fie aber ihre gefegliche 
Sphäre, fo firid die Einzelnen, ebenfo, wie wenn fie außerhalb 
ber ftändifchen Thätigkeit, wenn auch bezüglich auf diefelbe, delin: 
quiren, nach den beftehenden Gefegen zu beurtheilen. Auch läßt 
ſich, ohne eine pofitivrechtliche, in neuern Verfaſſungen ſich frei 
lih zur Sicherung der Freiheit und Unverleglichfeit der Stände - 
häufig findende Beſtimmung, nicht annehmen, daß Mitglieder 
der Ständeverfammlung resp. ftändifcher Ausſchüſſe, wegen ihrer, in 
der Verfammlung felbft gemachten, Aeußerungen, ‚wenn fie unter 


nicht blos nach. numeriichem Verhältniß ber Seelengahl bildet, die 

Semeinden u. andere Sorporationen jebenfalld zu ben „Betheiligten« 
im Sinne des Bundesrechts gehören. Hinfihtlid älterer, wirklid 
ald wohlerworbene Rechte Einzelner oder gewiffer. Claſſen von 
Untertbanen zu betrackhtender, landſtändiſcher Gerechtfame Tann bieß 
gar keinem Zweifel unterliegen, und bei ber neuern Repräſentativ⸗ 
Verfaſſung wird man zwar fefthalten müffen, daß ein Einzelner ein 
Berechtigter im privatrechtlichen Sinne ift, daß ihm aber. die 
Gigenichaft eines Betheiligten zukommt. Wiener Schlußacte Art. 
53. Art. 60. u. die Provifor. Competenz = Beftimm. v. 1817. Lit. C. 
% 5. No. Lu. 2. 

11) Berg. 3. B. Würtemb. Verf. url: $. 126. v. Mohl, würtemb. 
Staater. I. S. 536. Ebenfo Königl. Sähfifche Berf. url. $. 79. 
Hannov. Grundgeſetz. $. 84. Landesverf: Bere $. 112. Verf. Gef. 
v. 5. Septbr; 1848. $. 64. 

12) Leift, Staatsrecht $. 653. No. I, 
37* 
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den Begriff eines Verbrechens fallen, imöbefondere 3. B. wegen 
Hochverraths, wegen Majeſtaͤtsbeleidigung, Injurie und Verleum⸗ 
dung, dem: Staat oder Privatperfonen gegenüber nicht verant⸗ 
wortlich ſeien 13). 


>» 





13) Aus dem Weſen ber conftitutionellen Berfaffungen ſucht eine ſolche 
Unverantwortlichkeit abzuleiten und deshalb auch für deutſche Lander 
mit ſolcher Verfaſſung als ſich von ſelbſt verſtehend hinzuſtellen ©. 
S. Zachariä in. der beadhtungswerthen Abhandlung im ‚Archiv f. 
civilift. Praxis Bd. XVIL S. 173 f. Allein ein- foldhes jus singulare, 
die utilitas feiner Einführung mag noch fo dringend und einleudytend 

ſeyn, verſteht ſich niemals von ſelbſt. Die Beſtimmungen der deut⸗ 
ſchen Verfaſſungen find "perfchieden (Ueber die in England und 
Frankreich damals (1833) geltenden Prinzipien f. Bahariä a. a. 
D. &. 178 f.). Einige neuere Berfaffungen erkennen unfere Regel 
ausdrücklich an, indem fie bag Kammermitglieb wegen Aeußeruns 
gen welche „ein beſonderes Verbrechen ober eine perfönliche 
Beleidigung enthalten“ vor ben ordentlichen Richter belangen 
laſſen. 8. Sächſiſche Verf. url. $. 83 (mit einer formellen Be- 
Ihräntung). Braunſchw. Landſch. Ordn. v. 1832. 5. 134. (Nur 
eine indirecte Weftätigung enthält Bas Altenb. Grundgeſet $.- 245.) 
Andere Verf. urk. fchweigen ganz über bie Frage (3. B. die Ba⸗ 
diſche), u. da muß dann bad im Text Bemerkte gelten, jedoch mit 
dem’ die Verhaftung betreffenden Privileglum. Badiſche 8.1. 8.48. 

“ 49. Wieder andere entziehen die Keußerungen in der Kammer ohne 
Unterfchied aller gerichtlichen Werfolgung und unterwerfen fie le⸗ 
diglich ber Disciplin der Kammer felbft. Baier. Verf. ur: Tit. VII. 
$. 27. Meining. Grundgeſ. $. 99. Preuß: Berf. urk. 5. 84. 
Eine Mobification diefer Auffaffung ift es, wenn nur der Beſchluß 
der Kammer eine Aeußerung zur ftrafrechtlichen -Erlebigung an 
das Gericht verweifen fann. Oldenburg. Verf: Url. Art. 148 (mit 
dem Zuſatz: Wegen feiner Abftimmung darf Niemand zur Ber: 
antwortung gezogen werben). Ebenſo S ob. Both. ®. U. v. 1862. 
$.: 85. Die meiften Verfaffungsurkunden machen aber Xuönahmen. 
Einige nehmen nar Injurien und Verläumbungen Einzelner ‘von ber 
Unzuläffigkeit der gerichtlichen Rechtsverfolgung aus, wie die Def: 
: fensDdarmft. Verf. ur: $. 83 u. die Kurbeff. v. 1831 $.87 („der 
Fall der beleidigten Privatehre ausgenommen“). Andere fügen auch 
bie Aeußerungen hochverrätheriſchen Inhalts resp. Mujeftäts- u. an- 
dere Öffentliche Beleidigungen bei. Weimar Grunbgef. vd. 1816. 8. 
68 u. der Sache nad) völlig ebenfo das revib. Grögef. v. 185. $. 
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. 8 Bei. Streitigkeiten zwifchen Regierung. und Ständen 
Über Auslegung und Anwenbung der Werfaflung fordert es die 





18 („Werunglimpfung der böchften Perfon des Landesherren,, Belei: 
digung ber Regierung, des Landtags ob. Einzelner«). WE rtemb. 
Berf. urk. $. 185 („Beleidigungen ob. Verläumdungen der Regierung, 
‚der. Ständeverſammlung oder einzelner Perſonen⸗). Waldeck. Verf. 
urk. v. 1862. 5, 68 („ausgenommen bei Majeſtäts⸗Beleidigungen, 
bei Beleidigungen gegen den Bundestag oder bei Privatinjurien«). 
Zn diefe Claffe gehören auch die Hannov. Verf. Gefege: Staates 
grundgef. v. 1833 $. 110, weldyes erft Keußerungen „bochverrätheri- 
fchen Inhalts⸗ ausnimmt und weiter ſagt: »Außerbem verſteht 
esſ ih von felbft, daB, wenn beleibigende Aeußerungen ober ſchwere 
Befchuldigungen gegen irgend ein Individuum vorgebracht werben ſoll⸗ 
ten, dem Beleidigten der Weg Rechtens nicht verſperrt werden kann.“ 
Das Landesverf. Gef. 8.102.103 u. die Geſchaͤftsordn. v. 1840. z. 26 
beſtimmte: „Jede Aeußerung eines Mitgliedes in der Verſammlung 
über ſtändiſche Angelegenheiten ſoll immer die günſtigſte Auslegung er⸗ 
halten. Ein gerichtliches Berfahren gegen Mitglieder wegen der von 
ihnen in den. Sitzungen der Sammern, Commiſſionen ob. Conferenzen 
gemachten Aeußerungen ift nur dann zuläffig, wenn letztere hoſch⸗ 
verrätderifchen Inhalts find oder eine Weteibigung ober 
Berläumbung enthalten. In alten übrigen Fällen find bie 
Kammern — die alleinigen Richter —⸗. Dieß ift dann 1848 wie: 
. der in das Berfaffungss Gefeg (v. 5. Septbr.) als %..53 u. 54 
-aufgenommen.. — Das Prinzip bes obigen Textes ift übrigens auch 
anerkannt und ausgeführt. in bem Göttinger. Gutachten v. Mai 
1851, abgebr. in ‘ber Wertheibigungsfchrift: "Der permanente ‚Iand- 
ftänd. Ausfchuß in Kurheffen. Caſſel 1851. Ant. C. S.149f. ©. daf. 
auch Anl. A. üb. die flaatsrechtl. Stellung des permanent. landſtänd. 
Ausfhuffes-u. das Heidelb, Gutachten daf. 9. 7L f. — -Webrigens 
-tommen auch fchen bei ben Altern Landſtänden in ihren Privilegien, 
in SanbtagssAbfchieben u. ſ. w. gewiſſe, bierber ‚gehörige, Zuſiche⸗ 
rungen vor, 3. B. Sandersheim Lanbt. Abfch. v. 1601 $. 47: 
v — daß diejenigen ſo auf gemeinen — Landtagen oder andern — 
zugelaffenen Zuſammenkünften — ihre Nothdurft reden, mit feinen 
verdrießlichen Worten, viel weniger mit Ungnade-belegt 
- .. werben; jedoch ſie hinwieder guter Beſcheidenheit ſich zu gebrauchen 
und ©. J. Gn. als den regierenden Landesfirften und. derſelben Re⸗ 
gierung mit glimpflichen An⸗ u. Fürbringen zu vefpectiven ſchul⸗ 
dig. ſeyn follen.» $. 37: — daß S. F. Sn. ex causa oivili vei ob 
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Serehtigkeit, daß fih kein Theil zum Richter in eig: 
ner Sache made. Schon zur Zeit des Reichs war es freilich 
die Regel, daß der;&andesherr faft nie bei ben Reichögerichten 
Hagend auftrat, fondern ſich via facti in Beſitz desjenigen ſetzte, 
was er rechtlich in Anſpruch nehmen zu können meinte, waͤs auch 
die Reichsgeſetze indirect billigten 2%). Allein der Weg Rechtens, 
auf den auch die Landesverfaffungen zum Theil ausbrüdlich, wenn 
die Güte nicht Start fände, verweifen 15), war ben Landſtänden 
durch die Reichöverfaffung gefichert, und die Wahlcapitulation 
regulirte nur bad Verfahren einiger Maßen zu Gunften ver 
Landesherrn 16). Daß die Gerichte der einzelnen Ränder heut i⸗ 
ges Tages für ſolche Klagſachen niche competent find, iſt aus⸗ 
gemacht 17); die Competenz ded Bundestages für bergleichen 
Streitigkeiten ift aber eine fehr befchränkte 18), dergeftalt, daß in 
diefer Beziehung befonderd ber Mangel eined Bundesgerichts 


ieve allquod delietum bie Landſtände ober derfelben Diener inaudita 
causa nicht überfallen noch beſtricken, viel weniger rechtlicher Ord⸗ 
nung — zuwider prägraviren laſſen⸗ Kleinfhmibt’s Samml. 

Th. I. ©. 232. 219. — Braunfhw. Landfeh. Privileg. v. 1710. 

Art. 6. Privileg. der Landichaft von 1770. Art. 19. 20. Mofer 
von der Reichfl: Sanden &. 1510. derf. von ber Landfchaft!. Perſonen 
Sicherheit in den Ahhandl. verfchied. Rechtsmaterien. St. 5. No. 1. 
Schreiben der Salenberg. Landſch. an die E. Regierung. v. 10. Febr. 
1796. In Häbertin’s Staatsarhiv. Bd. II. ©. 88 f. 

Ein Beifpiel ſ. bei Cramer, observ. Tom. II. p. 222. f. auch 

-Mofer, von der Reichſt. Landen &. 901. Wahlcapitui. Art. 

XV. 5.8. Medlenburg. Erblandesvergleih v. 1755. 8.587. „Da 
“ Hingegen audy Und bilig unbenommen bleibt, gegen alle Gontravens 

tionen Uns, in Reichs⸗ unb Landes⸗Geſetzmäßiger Ordnung, bei die⸗ 
fem Vergleich felbft zu handhaben, und Uns zu dem baraus zufteben- 
den Haren Recht felbft zu verhelfen.“ - 

159) Vergl. > B. Braunfhweig. landfchaftt. Privilegien von 1770. 
Art. 8. 

36) Bon f. g. Landesbeſchwerden überhaupt u. über den Gang der 
bei den Reichsgerichten deshalb erhobenen Proceſſe: Moſer, von der 
Reichsſtände Landen. Bud) V. Kap. 1. 2. 3. befonders ©. 1321 f. 

1) Vergl. unten Th. IL. $. 153. No. Il. der Iſten Aufl. 

18) Bergi. unten Tb. N. $. 252 f. der Iften Aufl. 


14 


Nah, 
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empfunden wird. Dafür gewähren aber einige Landesverfaflungen 
einen Weg zur rechtlichen Erledigung folcher Streitigkeiten 29). 


6. 112. ($. 0.) 


° BDrganifche Zufammenfeßung der Bande 
‚repräfentation. 


A. Bie Grundlagen der landftändifchen Werfafung. Einfluß der 
- Standesunterfihiebe. 


Il. Im Gegenfaß zu ben altern ftändifchen Berfaffungen, i 
welchen nur die freien Grundbefiger und die ebenfall ur 
größern Grundbefig ausgezeichneten geiftlichen und weltlichen 
Gorporationen die Stände bildeten und ihre Rechte vertraten, 
ift bei den neuern ſtändiſchen Verfaſſungen mehr die Idee einer 
Repräfentation der Intereffen der ®efammtheit der Staats⸗ 
bürger die Bafid der ganzen Organifation.. Damit ift aber freis 
lich für die Art und Weife der Organifation, wenn man von 


. .. 


19) ©. 3..8. das Medlenb. Staatsgeſet v. 1817. Cine ähnliche Ber 
flimmung enthielt für Walde der Landesvertr. dv. 1816. $. 29, 
weldye aber in bie neue Verf. Ur. nicht Übergegungen iſt. Ueberall 
aber, wo die Stände wegen Berfaffungsverlegung bei dem Staats: 
gerichtshofe eine Anklage zu erheben befugt find, Tann dieß mittels 
bar zu einer Entfcheidung bes Streits führen. Kür den Fall, daß 

‚ Über den Sinn einzelner Beftimmungen ber Verfaffungs: 
urtunde ober der für Beftandtheile derfelben erklärten Geſetze 
zwiſchen Staatsregierung und Landſtänden Zweifel entflände, ordnet 
die Kurheff. Verf. url. $. 154 die Entfcheidung durch ein Com⸗ 
promißgericht an. Die neue Verf: Urk. $. 120 fest an deſſen Stelle 
bie Bundesverfammlung und fchließt dießfalls (d. h. für alle Fälle) 
das fländifche Anklagerecht, weldyes $. 78 figurirt, aus. Ein ſchieds⸗ 
tichterliches Verfahren ordnet auch an bas Altenburg. Grundgeſetz. 
$. 266 und die Braunſchw. Landſch. DOrbn. $. 231. Dem Staates 
gerichtshofe Überläßt die Entfcheibung Über bie ftreitige Auslegung 
einzelner Punkte der Verf. Urkunde die Königl. Sächſiſche Verf. 
urk. $. 153. Werner das Oldenburg. Grundgel. Art. 339 — 241. 
Für Hannover ſchlägt befonders hier ein ber $. 102 das Berf. 

Geſ. v. 5. Septbr. 1848, f. aber auch oben $. 59. No. IL. u. Rote 7. 
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der unbaltbaren Idee eined f. g. ‚allgemeinen und. gleichſam an- 
gebornen Wahlrehtd aller einzelnen Staatöglieder ald einer zu. 
fammenhanglofen Mafle von Individuen abftrahirt 1), nichtd ge 
wonnen. Für eine, die gegebenen foctalen Zuftände und die mehr 
oder weniger ſtreng verbundenen Kreife des bürgerlichen.Zebene 
berüdfichtigende, Drganifation laſſen fich die mannichfaltigften 
Mopdificationen denken und treten auch wirklic in ben verfchie- 
denen Berfaflungsbilbungen hervor. Natürlich war. ed, daß 
man für bie Theilnahme an der Bildung des Organs ber Landes⸗ 
vepräfentation eine gewiffe Bürgfhaft für eine dem Wohle ber 
Geſammtheit entfprechende Ausübung des politifchen Rechts durch 
Aufftelung gewiſſer Bedingungen der Mitwirkung zu gewinnen 
fuchte; natürlich. ferner‘, daß daffelbe von ber felbftftä ndigen Be: 
theiligung an ber allgemeinften.. politifchen Pflicht des Beitrags 
zu den Staatslaften, insbefondere der Steuerentrichtung abhän⸗ 
gig gemacht wurde; natürlich aber auch, daß man einer Seits, 
neben der beſondern Berückſichtigung des hauptſächlich für den 
Staat. belafteten und eine dauerndere Bürgſchaft gewährenden 
Grundbefiged 2), auch andern in lebendiger Bedeutung hervor: 
tretenden Intereffen- bei” der organifchen Zufammenfegung der 
Volksrepräſentation Rechnung trug, und anderer Seits von einer 
lediglich auf die nicht meht lebenskräftige „Gliederumg der Stän⸗ 
de⸗ baſirten Organifation abftrahirte 3). 


1) Allerdings ift dieß die ausfchließliche Repräfentations⸗Baſis mehrerer 
feit 1848 entftandenen Verfaffungen und Wahlgefege geworben. Wir 
können diefelbe aber nicht billigen und nicht für haltbar erlennen. 
In mehrern feit 1815 entftandenen Berfaffungen bildete dee Grunb- 
befig in Überwiegender Weiſe die Baſis der Drganifation, .- B. in 
Naffau, Weimar, Baiern, Hannover, Sachſen, Braun: 
Thweig.u. A., während 3.8: nad) den Berfaffungen von: Heffen= 
Davmftadt, Meiningen, Altenburg u. f. w. nur die. Entridh- 
tung birecter Steuern ald allgemeine Bedingungen: bingeftellt war. 
3) Eine ins Detail, eingehende ftatiftifche Vergleihung der einzelnen Ver⸗ 
“ faffungen fol hier nicht verfucht ‚werden. Gewiß unpaſſend ift es, 
- von eimer bejondern Vertretung der Interefien ber Wiffenfhaft 
und Intelligenz zu reden. Die Zuziehung von Abgeordneten oder 
.. ben Ganzlern der Univerfitäten, 3. 8. in Baiern, Baden, 


Nor 


"2 
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I. Obwohl‘ da, wo nicht die Altere landſtändiſche Verfaſ⸗ 


fung fortdauert; eine Scheidung der Stände in verfchiebene 
Gurien ober Körperfchaften bei ber Berfammlung ber Stände 
nicht mehr vorzulommen pflegt %), fo haben doc bie neueren vor 
1848 entftandenen Berfaffungen, abgefehen- von dem Zweikammer⸗ 
Spfieme, — bie Bedeutung des Unterſchieds der Stände 
nicht ganz verwifcht. Insbeſondere tritt noch die Ritterfchaft 
mit einer. gewiffen felbftftändigen Theilnahme an der ftändifchen 
Verfaſſung hervor und genießt nicht felten eine, im Verhältniß 
zu den übrigen Staatöbürgern, T ehrftarke Repräfentationd). . 





9 


5) 


Wictemberg, HeffensDarmftabt, Kurheſſen und Sadıfen, 
beruht mehr auf biftorifhen Gründen. — Behr problematifch ift 
aud) ber Werth einer befondern Vertretung bes Juriſtenſtandes, 
der Geiſtlichkeit und der Schullehrer. Viel natürlicher.und noth⸗ 
wendiger, wenn. auch nicht überall in gleicher Weiſe, iſt die Bexück⸗ 
fichtigung der eigenthümlichen Sntereffen des Gewerbes and Hans 
delsſtandes. Non einer Vertretung der Antereffen der Krone 


‘oder landesherrlichen Familie hat man bei ber Berufung der 


volljährigen Prinzen bes regierenden Hauſes, der Kronbeamten und 
der vom Landesherrn zu ernennenden Mitglieber geiprodyen. . Vergl. 
E. Hermsdorf, bie Prinzen der Regentenhäufer in den ftändifchen 
Kammern der teutich. Staaten mit Repräfentativ=Berfafk in Büs 
lau’s Zahrb. 1841. Auguftpeft. S. 129 f. “\ 
nn gippesDetmold bildeten nach der Berfaff. urk. v. 1836. 6.8. 
30 bie Landftände zwei getrennt abflimmende Curien, wovon bie 
ie bie Ritterfchaft, die 2te die Städte und Lanbbewohner. 
umfaßte. Dieß Drei-Stände- und Zwei⸗Gurien-Syſtem iff indeß 
1848 aufgegeben (Verkündigung v..9. März) und durch Geſet v. 16. 
Zan.- das Prinzip. allgemeiner Wahlen adaptirt worden. 
Ein Drittel, ja zuweilen felbft die Hälfte der Nepräfentanten 
ſtellt die Ritterfchaft inden Preuß. Provinzialſtänden. Auch in ben 
Verfaffungen von Weimar, Coburg, Meiningen, Altenburg, 
Nudsiftadt ftelte die Ritterfchaft ein Drittel der Abgeorhneten, 


ungefähr ein Viertel in Kurheſſen; zwei Künftel im..Rönigreich 


Sachſen; in Batern, Heffen:Darmftadt und Baden nidt 


mehr als ein Achtel, in Würtemberg nur ein Siebentel ber 


Abgeordneten. Am veinften war die Repräſentation nad) den .vers 


.= 


ſchiedenen Ständen erhalten in ben Verfaflungen von Rudolſtadt, 
Schaumburg, Lippe, Walded, Weimar, Altenburg, Son: 


! 
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Auch blidte die Rückſicht auf das ſtändiſche Prinzip mehr oder 
weniger in der Beſchränkung der Wähler auf die Wahl aus ihrem 
Stand oder ihrer Claſſe durch; fo wie auch in dem, unter ges 
wiffen Borausfegungen eintretenden Rechte einzelner Stände zur 
Abgabe eines die Wirkung des Majoritäts-Beſchluſſes fuspen- 
direnden Votum separatum®6). Alles dieß ift aber in den feit 1848 


— 


dershauſen und in den preußiſchen Provinzialſtänden. Auch 
trat die Unterfcheidung der drei Stände noch ſehr beſtimmt hervor 
in den Verfaſſungen von Sachfen, Hannover, Braunfchweig, 
Kurheſſenz etwas weniger in Würtemberg, Raffuu, Heſſen⸗ 
Darmftadt, Baden. Hinfidhtlidh der Zahl der Abgeorbneten war 
Bürger: und Bauernftand gewöhnlich gleich geftelit. 
Als Ausnahme von der Regel, wonach die Stände eine, das ganze 
Land repräfentirende Einheit bilden unb dem Wohle des San- 
zen ihre particularen Standesintereffen unterordnen follen, 
neftattete das Weimar. Grunbgefes. v. 1816.- $. 83—87 ben ſich be: 
{wert erahtenden Abgeorbneten Eines Standes oder Eines Kreifes 
ein Votum separatum und legte einem foldhen Curiat⸗- ober Provinz 
jialootum, wenn es. mit Einſtimmigkeit gefaßt war, eine bie 
Ausführung des Beſchluſſes der Mehrheit, bis zur landesherrlichen - 
Entſcheidung, hindernde Kraft bei. Auch bei den Preußiſchen 
Drovinzial-Ständen trat bie Beflimmung: ein, daß bei Gegenftänden, 
bei welchen das Intereſſe der Stände gegen einanber geſchieden fei, 
Sonderung der Einheit in Theile Statt finde, Tobalb zwei Dritt- 
theile der Stimmen eines Standes, welcher ſich durch einen Beſchluß 
- ber Mehrheit ſämmtlicher Stände verlegt „glaube, darauf bringe. | 
Faſt ebenfo ficherte die Kurheſſ. Verf. urk. $. 76. einzelne Stände 
und Bezirkez- ferner die Sächſiſche Verf. Url. 8.199 und das Al⸗ 
tenburg. Grunbgefeg. $. 244. Bergl. €: F. Georgii, ob und 
in wiefern ein jus eundi in partes auf beutfche Landes⸗ und Stän- 
deverfammlungen anwendbar fey? Stuttg. 1817. -— W. Seyffarth, 
Diss.‘ de finibus circa jus decidendi, quo vota majora in comitiis 
utuntur recte regundis. Lips. 1818. — Die Aufhebung diefer Be⸗ 
fimmungen über das Votum separatum erfolgte überall feit 1848; 
die revidirte Weimar. Verfafl. v. 1850 kennt es nicht mehr. Sn 
Kurheffen befeitigte es das Gele v. 5 April 1849; in Alten- 
burg das Geſetz v. 10. Apr. 1818. 5. 32.5 in Sachſen das provi- 
for. Gefeg vom 15. Novbr. 1848. $. XI. Wit der Befeitigung 
bes lestern ift aber die betreffende Beſtimmung in Sachſen wohl 


Sr 


n 
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entftandenen Berfaffungen gar nit mehr zu finden; auch ift in 
den Ländern, wo bie bisherige Verfaſſung im Ganzen beftehen 
blieb, durch tie, die Bildung der Ständeverfammlumg betreffens 
den, neuern Geſetze die Berüdfichtigung des Unterfchiebs der 
Stände gänzlich getilgt 7), und man ift felbft bei den feit 1831 

erfolgten neuen Reviflonen nicht zu ben frühern Grundlagen zu: 
rückgekehrt 8). 


$. 113. 6. 9) 
B. Ein- oder Bweikammer - Syſtem. 


‚Als eine Nachahmung englifcher und- franzöfifcher Einrichtun: 
gen, die bei einiger Mäßen größern Staaten allerdings ihre gu: 
ten Gründe für fich hat U), erfcheint Die im einer Mehrzahl der 
deutfchen conftitutionellen Stäaten, nämlih in Naſſau, Bais 
ern, Baden, Würtemberg, Heffen-Darmftadt, Königreich 


wieber gültig; ebenſo in Preußen mit ber Neaitivirung der aufges 
hobenen Provinzialftände v. 18235 in Rurheffen nad; ber Ver⸗ 
- fall. v. 1852. 
7) S. über die Aufhebung ber Standesvorrechte oben 8. 85. 102. Den un: 
. terfchieb zwifchen Stadt und Land Hält wenigftens noch das Hannov. 
WVerf. url. Geſ. v. 5. Septbr. $. 41 feſt. ©. auch Wahlgeſetz v. 26 
Octbr. 1848. In Baiern wurben die Prinzipien der Verf. urk. 
weſentlich geändert durch das Wahlgeſet v. 4. Juni 1848, wodurch 
$. 7-12 u. 14 bes Zit. VI. ur Abſchn. I. U. des Zit. I. der Beil. X. 
zur Verf. Urk. u. andere Geſetze aufgehoben worden find. Als Bei: 
fpiel zu dem in Betreff ber feit 1851 erfolgten Reviſionen Gefagten 
vergl. die Coburg⸗Gothaiſche Verf. urk. v. 1852 $ 69. $. 143 f. 
— Waldeck. Verf. Url. v. Aug. 1862. (Balls: Wahl der Wahl⸗ 
männer durch die Ortögemeinden). Braunſchweig Gef. über die 
Bufammenfegung der Landesverfammlung v. 22. Novbr. 1851, wos 
nad) die Stabtgemeinden 10, bie Landgemeinden 12, die Höchſtbe⸗ 
fteuerten 21 und die evangel. Kirche 3 Abgeordnete fenden. 
8) Bine Ausnahme macht das neue kurheſſ. Berfaff- Reglement v. 13. 
. April.1862. 
1) Vergl. C. &. Zachvriä, vierzig Bücher vom Staate. Th. m. S. 
248 f. Heidelb. 1839. — Dahlmann's Politik. J. ©. 123 f. v. 
Witzleben, über die Gränzen der Volksrepräſentation in der con⸗ 
ſitut. Monarchie. ©. 24 f. 
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Sachſen und Hannover, jet aub in Kurheifen und Preu- 
Ben fi findende Abtheilung der Landesverfammilung in 
zwei Kammern (Erſte und zweite Kammer; in Baiern 
Kammer der Reichöräthe und Kammer der Abgeordneten, in Naf- 
fau Herrenbank und Berfammlung der Lambeöbeputirten ge⸗ 
nannt). Ueber die Bildung ber erften Kammer, im- Gegenſatz 
zur zweiten, läßt ſich nichts Uebereinſtimmendes aufftellen und 
muß in biefer Hinficht lediglich auf die einzelnen Verfaſſungen 
verwiefen werden. Auch liegt ed nahe, daß biefelbe Idee, z. B. 
einer erblidyen Pairte als Hauptelementes ber erfien Kammer, wenn 
überhaupt irgendwo, nicht überall in ‚gleicher Weile. durchführbar 
if 2). Regel ifl, daß beide Kammern mit gleichen Befugniffen, 
getrennt von einander berathen und befchließen, aber doch in 
fofern eine Einheit bleiben, ald nur dDie®ereinigung ihres 
Willens zu demfelben Beſchluſſe ald . BWillensäußerung der 
Ständeverfammlung im Berhältniß zur Regierung und zum 
Lande gilt 3). Daher kann auch die Ablehnung einer Propofition 
durch die eine Kammer die Vorlage und Verhandlung -berfelben 
in ber andern nicht überflüſſ ig machen, obwohl nad gefaßtem 





2) GSelbſt hinſichtlich —* Auftretens. der Ritterchaft in der erſten 
Kammer herrſchte vor 1848 Teine nebereinſtimmung, wenn auch bie 
BGtandesherrn, wo es bergleihen gab, überall’ zur erfien Kammer 
gehbrten. In Hannover war bie Ritterſchaft ‘der verfchiedenen 
-  Yeovinzen das ‚Hauptelsment bes erflen Kammer.  Landesverfafl. Ge: 
— ſetz u. 1840. 5 84. Dieb. beburfte allerdings einer Moderation durch 
Ausdehnung ber Berechtigung überhaupt auf den großen Grundbeſitz. 
Das Verfafſ. Geſet v- 5. Septbr. 1848... 5. 36 reformirte aber in 
‚der Bufammenfegung ber-erften Kammer'etwas zu rvabical- Daß da⸗ 
durch. ein befriedigendes Product. gewonnen fei, dürfte ſich ſchwerlich 
 . behaupten Iaffen. Ueber Preußen f. oben $-51. Rote 10. Vergl. 
GE. Th. Saupp fiber die Bildung ber erſten Kammer in Preußen 
"u. bie Stellung bes Abels-in der Gegenwart überh. Breslau 1852; 
-ferner die etwas ercentrifhe Schrift von Hugo Eifenhart, Ueber 
den Beruf des Adels im Staate u. die Natur ber Pärieverfaffuung. 
Gin Beitrag zur Reviſion ber Rechtsbegriffe in Deutſchland. Stuttg. 
u. Tüb. 185% S. 45 f. Vergl. auch Witleben a.a. D &, ı12Y. 

3) v. Witzleben a. a. O. & 107 f.- °.- .. 
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Befchluffe beider Kammern das Veto der einen. genügt ®) Doc 
gibt ed von dem abigen Grundfage über die Rechte und. das Ver⸗ 

haͤltniß beider Kammern zu einander in den einzelnen Verfaſſun⸗ 
gen verſchiedene Ausnahmen, indem 1) zuweilen eine jebe ber 
beiden Kammern allein -gewiffe, der Beiſtimmung der andern 
nicht bebürfende, Befchlüffe zu faſſen, oder auch ſelbſtſtändig zu 
handeln’ befugt ift 5). 2) Es giebt Fälle; wo bie biffentivens 
ben Kammern gewiffermaßen zir einer Berfammlung ver: 
einigt werden, indem eine Durchzählung der Stimmen Statt 
findet 6). Auch kommt 3) vor,. daß, wenn die eine Kammer nicht. 





4) Raffau. Pat v..1814. 5.1.9.2. Ne. 2. Baler. Verf. rk. zit. 
VI. S. 1. §. 19. Zit. VI SS. 19.30. Badifche Verf. Url. $. 26. 
$.67. Würtemb. Verf. urk. $. 198. 5. 179. $. 18%. Hannov. 
Berf.. Patent v..1819. $. 1. $. 2. 5. 6. Grunbgef. v. 1833. 5. 84. 

93. $. 113. LandessWerfaff. Geſetz v. 1840. $. 83. $. 120. Verf. 
Geſ. v. 5. Septbr. 1848. 5. 40. 5. 70. Heſſen⸗Darm ſt. Verf. 
u 8. 51. 8. 79. $..95. $. 97. Konigl. sääriihe Verf. urk. 

- 61.9. 62. 8. 182. $. 141. 

-5) So entſcheidet 3. B. über Legitimation ober-flreitige Besten ihrer 
eigenem Mitglieder jede Kammer für ſich nad) der Badiſ hen Berk. 

Urk. $. AL, und der HeffenDarmftäbt.-$.. 875 was Manches für 
fid) „ "aber auch Vieles gegen fich hass.-ferner ebenfo- über bie an fie 
gelangten Petitionen und Beſchwerden nad der Baier. Verf. urk. 
Tit. vIE 5 21, der Heffen- Darmft. $.-82 und- -Preuf. Verf. 
Urt. 5. 81. Die Ausübung des. Rechts der Anlage wegen. verletz⸗ 
ter Verfaſſung, hat jede Kammer für ſich nach der Würtemb. Ber: 
foßung. $..179. $. 199. und nady ber. Preuß. Verf. Url. Art. 61. 
Jede ber beiden Kammern kann befonders Deputationen an’ ben Lan; 
desherrn GBadiſche Verf. Urt 8. 76.) oder einſeitig Addreſſen an 
ihn richten Preuß. Verf. uUrk. Art. 81. Hannov Geſ. v. 5. 
Septbr. 1848. 8. 70.) oder auch. für ſich dehufs ihrer Information 
Sommiffionen zur Unterfuhung von Thatfachen ernennen. (Preuß. 
Verf: Url. Art: 82.) Jeder ift geſtattet ſich felbfifländig auf kurze 
Zeit zu vertagen nah. dem Hannov. Grundgef: $..119. Landes⸗ 

:  verf. Gef. $. 108. Gef. v. 5. Septbr. 1848. $. @. .. 

6) Dies tritt ein: A) bei Steuerbemiligungs » Bragen nach ˖ dem Nafr 
fau. Pat. v. 1814. $. 2. Ro. 3, und, wenn bie erſte Kammer bas 
Finanzgefeb verworfen hat, auch nach der Badiſchen Verf. urk. $. 
61 und nach der Würtemberg. Verf. Urk. & 181. Eine wirkliche 
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vollſtändig zuſammenkömmt, fie ald einwilligend in die Beichläffe 
der andern angefehen wird 7). Endlich haben 4) einige Berfaf: 
fungen in Betreff der zur Befchlußfähigkeit erforderlichen Mit- 
gliederzahl, der Ausfheidung der Mitglieder, Ergänzung und 
Auflöfung abweichende Beflimmungen für beide Kammern ge: 
macht 8) und -enhalten auch bie Vorſchrift, daß gewiſſe Gegen⸗ 
ſtaͤnde zuerſt an die eine Kammer gebracht werben müſſen und 
daß die andere in biefer Hinficht eine beſchränkte Befugniß 
haben ſoll 9). 


7). 


8) 


9 


gemeinfhaftlihe Verſammlung ober Bereinigung zu einer 
Kammer unter dem Rorfige des Präfidenten der erften Kammer orb- 
net ſolchen Falls an die Heffen-Darmftädt. Verf. url. $. 67. 
— 2) Bei Sefegvorfählägen, welche blos von berieinen Kammer zum 
zweiten Male verworfen find, nach der HeffensDarmft. Verf. Urf. 
8. 75. — Auch Linhen zur Vornahme gewiffer anderer Gefchäfte 
(abgefehen von ber feierlihen Gröffnung und Schließung) gemein 
ſchaftliche Verſammlungen angeordnet fein, wie in Würtemberg 
(Verf. urk. 5.190. 191.193. 196) zur Wahl der Mitglieder des Aus: 
fchuffes, der ftändifchen Mitglieder des Staatögerichtöhofes, ber gemein- 


ſchaftlichen Beamten. und bei der Abl’egung des Rechenſchaftsberichts 


des Ausſchuſſes. Vergl. v. Mohl, Würtemb. Staatör. L S. 540 f. 
So nach der Würtemb. Berf. urk. $ 161 und der beſſen⸗ ⸗Darm⸗ 
ſtädt. Verf. urk. $. 94. 

So erfolgt nach der Badiſchen Verf Urk. a 38 bei bee zweiten 
Kammer die Erneuerung alle zwei Jahre um ein Viertel der Mit: 
glieder, während nach dem Hannov. Berf. Gel. u. 1848 8. 39 bie 
erfie Kammer je um das britte Jahr zur Hälfte erneuert wirb. 
Auch Tann nach biefem Geſet 5. 57 nur bie zweite Kammer auf: 
geiöft werben. Die f. g. LegislatursPeriode für die erfte 
Kammer ift eine andere als füridie zweite nach ber Preuß. Verf. 
Urk. Art. 67. 73. — Noch eine Abweichung Itegt barin, daß 
ber Präfident, der 'erflen Kammer vom Lanbesherrn ernannt, 
für den Präfidentenftuhl zweiter Kammer bagegen von ihr felbft 
gewählt wird. Badiſche Verf. Urk. $. 2. Bürtemb. $. 164. 
Sähfifhe 8. u. $. 67. 

Dazu gehört beſonders die Beftimmung, opt ber Finanzgefetz⸗ Ent- 
wurf zuerfi an die zweite Kammer gebracht werben muß und baß 
die erſte Kammer bann nur ben Beichluß der zweiten im Ganzen 


bejahen oder verneinen kann. Badifche Verf. urk. $. 60. 61. Heſ⸗ 


fen-Darmftäbt- $. 67.: Preuß. -Berf.. url. Art. 62: 
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$. 114. 6. 9): 
€. Die Sandftandfchaft als eigenes, oder als repräfentatives Wedht. 


I. Obwohl alle Mitglieder der Ständeverfammlung nur 
Repräfentanten ded ganzen Landes feyn follen (vergl. oben. ©. 
577), ſo zeigt fi ſich doch auch noch in den neuern Berfaflungen ein 
Unterfchied zwifchen den blofen (gewählten) Abgeordneten der 
verfaſſungsmäßig beftehenden Gorporationen oder Wahlfreife (resp. 
für, den Landtag ernannten Mitgliedern) und den für ihre Per: 
fon, fei ed nur auf die Lebensdauer eintretenden, oder erb: 
lich berechtigten Mitglicern. Wie weit dad Eine oder dad An 
bere ftattfinde, ift nach der Verfaffung ber einzelne Ländern zu 
beurtbeilen. Einen bundeögefeglich begründeten und in jedem 
Bundesſtaate zu gewährenden Anſpruch auf Standſchaft haben nur: 

A. die Häupter der f. g. mediatiſirten fürſtlichen und 
gräflichen Häufer, welche nach Art. 14. der Bundesacte die 
erften Standeöherren in dem Staate, zu bem fie gehören, 

fein follen )). | 

B. Die Mitglieder der frühern reihsunmittelbaren Rit— 
terfchaft ” 


1) Vergl. oben 8. 98. No. N. ©. 485... Daß die Ausübung bes 
- -Nechts burch die Landesverfaffung an gewiffe Bedingungen gebunden 
werden Eönne, 5.8. an ein gewifles Alter, unterliegt Eeinem Zweifel. 
Kurheff. Verf. Urt 5.63. No.-2. vergl. mit $. 671. — Wo zwei 
Kammern beftehen, haben fie jedenfalls das Recht in bie erfle- einzu: 
treten. Den Prinzen bed regierenden Hauſes flehen fie aber überall 
nach, ‚und in Baiern (Verf. Urk. Zit. VI. $. 2.) aud) den Kronbes 

ainten und den beiden Erzhifchöfen. Ä 

2) Durch den Ausdrud der Bundesacte Art. 14. „Antheil der Begü⸗ 
terten an der Landſtandſchaft⸗ iſt übrigens nicht jedem Begüterten 
unmittelbare ober -perfönliche Theilnahme- an ber Ständeverſammlung 
garantirt, fondern die Verfaſſung kann bei ihnen, wie bei der lanbs 
fälfigen Ritterſchaft, nur Abgeordnete berfelben zulaffen und fie 
mit jener auch zu einem Wahllörper vereinigen. Vergl. Naſſau 
Patent v. Nov. 1815. die Bildung der Herrenbant betr. — Weis 
mar. Grunägel.’ $. 10. Baier. Verf. url. zit. VI. $. 7. vergl. 
mit $. 2. Badiſche Verf. urk. 5. 27. No. 4. Würtemb. Verf. 


2 Gtaatör. d. Bunbeöflanten. — Berfaffungdrecht. ($. 114.) 


Die. unmittelbare, perfönliche. Berechtigung bildet in den 
älten Berfaflungen die Regel im ber Curie ber Standesherrn 
und Nitterfchaft, (zum Theil auch in der Gurie ber Prälaten), 
fo daß bei ihren Feine durch Wahl beflimmte Abgeorbnete vorzu: 
kommen pflegten. Die Frage, ob und in wie weit der perfönlich 
Berechtigte einen Stelvertreter zum Landtage fenden konnte, war 
ſchon in.den älteren Verfaffungen verjchieden beflimmt, oder zwei: 
feihaft. Wo Steltvertretung zuläffig war; legte man auch wohl 
dem Landesherrn das Recht bei, wegen ber in feinen’ Befiß‘ ge: 
tommenen Iandtagsfähigen Güter ſich durch Bevollmächtigte ver: 
trefen zu laffen. Die Städte konnten natürlich immer nur durch 
Sellvertreter erfcheinen, wobei indeß das Wahlrecht meiftens auf 
dad Gremium des Rathes der Stabt beſchränkt war, ober be: 
flimmte Mitglieder beffelben ein für ae Mal verfaflungs- 
mäßig zum Beſuch des Landtags dad Recht hatten. Gegenwär: 
tig ift dagegen mit der Durchführung des Repräfentativ Syſtems 
bie mittelbare Theilnahme durch gewählte Abgeoronete, wenn 
nicht: auöfchließlich in Geltung, doch (wenigftend bei der zweiten 
Kammer) bie-Regel. Ad perfönlide und unmittelbare 
(resp. geborne) Landſtände oder Mitglieder der. Ständeverfamm- 
lungen kommen noch vor: 

. Vermöge ihres hohen Standes oder großen Srundbe 

fißes:. die Prinzen. des regierenden Hauſes, bie f. .$e Stan⸗ 

desherrn und Mojoratsbeſitzer. 
- = b, Vermöge ihres geiſtlichen oder weltlichen Amtes: die Kron⸗ 
bbeamten, bie Schatzräthe, die durch die Verfaſſung berufenen 
. böbern proteſtantiſchen und katholiſchen Geiſtlichen, Präfiden- 
.. ‚ten ber Gonfiftorien, Kanzler der Landesuniverfität u. f. w. 
©. Die. verfaffungdmäßig dom Landesherrn lebenslänglich er⸗ 
nannten Mitglieder. 

Von dieſen perſönlich Berechtigten fonnen bie unter b. und 

c. genannten in der Regel audy nur petfoͤnlich (nicht durch Be- 


urk. 8. 30. 5.183. Ro. 1. 9.186 Hefſen⸗Darmſt. 6-83. Ro. 1 
Auch können fie mit verlangen, in die erſte Kaumer tinzutreten. 
Bergl. z. B. bie Darmftädt. Verf. Urk. a. a. ©. io. 


V. Die landftändifche Werfaffung. ($ 114) 593 


vollmächtigte) Antheil nehmen. Dagegen laflen einige neuere 
Berfaffungen für Die Standesherren auch Bevollmächtigte zu, 
wo dann eine Uebertragung der Stimme an andere Mitglieder 
nicht zuläſſig ift 3). | 

1. In älteren Zeiten hieng ed mehr oder weniger von der 
Willkühr oder: dem Bedürfniß der Landesherrn ab, wen fie zu 
ben Landeöverfammlungen berufen wollten 9). Dieß mußte aber 
mit dem feftern Zufammenfchluß der Stände in eine Eorpdration 
nothwendig ceffiren. Auch wußten ſich die meiften Landſtände 
gegen willtührliche Vermehrung ihrer Glieder Durch befondere Ver: 
briefungen zu ſichern, ſo daß nun ohne des Landesherrn und der 
Landfchaft Einwilligung Niemand Landftandfchaft erlangen konn⸗ 
te5). Sp wie ed aber Landfchaften gab, welche auch ohne Ein⸗ 


3). Vergl. Naffau. Pat. v 1814. 5.4. Kurheff. 8. u. 8.63. No. 2. 
Beſchränkter ift das Vertretungsrecht nach der Heffen-Darmft. 
Berf. url. $. 61 u. der Sächfifhen Berf. Url. $. 64. Nur eine 
Uebertragung der Stimme an ein anderes Mitglied der erften 
Kammer geftattet den erblichen Gliedern berfelben die Würtemb. 
Berf. url. $: 156. Gar keine Stellvertretung erlaubt die Baier. 
Verf. Url. $. 197. Badifche Verf. url. 8. 47. Auch bei mehrern 
andern Gliedern der erflen Kammer (nicht blos den. Standesherrn) 
geftattete eine Stellvertretung dag Hannov. Grundgeſ. $. 108 u. 
das Landesverf. Gef. $. 99. Das Verfaſſ. Gef. v. 5. Septbr. 1848. 
dagegen befeitigt dieß und beflimmt $. 5L: „Die Mitglieder der Stän- 
deverfammlung bürfen ihre Stimme nicht auf ein anderes Mitglied 
übertragen. Jedoch können bie im $. 36 No. 2 und 4 aufgeführten 
Mitglieder ber erften Kammer« (mit einem Wort: bie Standes: 
herren) ⸗durch ihre volljährigen älteften Söhne oder durch dazu be⸗ 
vollmächtigte Agnaten ihres Hauſes fich vertreten laſſen.“ 

4), Vergl. hinſichtlich der NReichsverfaffung oben $. 31, bef. Note 4. 

5) Hieraus erklärt fi zum Theil die oft fonderbare Vertheilung ber 
tandſtändiſchen Berechtfame, fo daß z. B. nicht gerade die bedeutenb- 
ftien, fonbern bie älteften Städte die Landſtandſchaft hatten. In 
Braunfcweig- Wolfenbüttel erlangte z DB. die Stabt Wolfenbüttel 
erft 1710 Antheil an der Landflandfchaft. Vergl. Landſchaftl. Privi- 
legien v.171Q.. Art. 108. — Ueber den Beweis bes ftreitigen Land» 
ftandfchaftsrechts f. Mofer, von der Reichsſtände Landen... Buch II. 
Kap. 8. " 

Zachariä's Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 38 
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willigung der Landeöherrfchaft neue. Mitglieder aufnehmen konn: 
ten, fo war in andern Ländern, 3. B. in der Niederlaufis 
und in Schlefien, die Ertheilung bed Rechts dem Landeöherrn 
fortwährend vorbehalten 6). — Auch unterliegt ed feinem Zwei: 
fel, daß da, wo ed auf Erfüllung bes Art. 13 der Bundesacte 
anlam, nad) dem Prinzipe ded Art 55 der Wiener Schlußacte, 
auch eine Erweiterung der Repräfentationsrechte vom 
Landeöherrn vorgenommen werden Tonnte 7). In den neuern 
Verfaffungen find die Gränzen der Repräfentation feft beflimmt, 
und Erweiterung wie Beſchränkung erfcheint ald eine nur auf 
dem verfaffungsmäßigen Wege zu bewirkende Aenderung 
der Verfaſſung. Doc ift in Beziehung auf die erſte Kammer 
in den neuern Verfaffungen, dem Landeöherın gewöhnlich das 
Recht der Verleihung erblicher ober lebenslänglicher Landftand- 
fchaftörechte innerhalb gewifler Gränzen zugeftanden 8). 


6) Vergl. Mofer, von ber Reichöftände Landen. ©. 532 f. Den Kur: 
fürften v. Sachſen fpricht diefes Recht nad dem Herkommen zu: v. 
Römer, hurfähf. Staatsr. Th. NL ©. 57. 

7) Vergl. Protoc. der Bundes= Verf. v. 1819. S. 624. 

8) Sehr ausgedehnt ift 3.8. die landesherrliche Befugniß in diefer Hin⸗ 
fihyt nad) dem Naffau. Patent v. 1814. $. 4. „Außer diefen vor- 
genannten werben wir noch andere Mitglieder der Herrenbank, auf 
Lebenszeit oder mit dem Rechte der Vererbung, nad Unferm Gut: 
finden und vorher eingeholtem Gutachten der fchon beftehenden 
Mitgliöder, ernennen.» Beſtimmtere Gränzen für die Verleihung 
eines erblichen Rechts und hinfichtlidh der Zah! ber auf Lebenszeit 
ernannten Mitglieder ftedt bie Baier. Berf. url. Zit. VI. $. 2. 
Ro. 6. $. 3. und $. 4. Badiſche Verf. Url. $. 27. No. 6. und 
$. 32. Würtemb. Berf. uUrk. 5. 129-132. Heffen-Darmft. 

- Berf. url. $. 52. 8.7. Sächſiſche Verf. urk. 5. 63. Ro. 14. u. 
6. 65. Hannov. Grundgeſetz. F. 94. No. 11. u. Ro. 13. $. 95. 

- Landesverf. Geſetz. $. 84. No. 11. 16. $. 85. 86. Jetzt gilt aber 
für Hannover das Verfaſſ. Gefes v. 5. Septbr. 1848. 8.36, weldyes 
nur noch vier vom Könige für ben einzelnen Landtag zu ernennenbe 
Mitglieder Tennt, wovon zwei Minifter fein follen. Früher war bie 
Vermehrung der ritterfchaftlihen Deputirten bei eintretender Ver⸗ 

großerung einer Provinzial Ritterikhaft ausbrädlid vorbehalten. 
Vergl. den: Schluß bes Hannov. Verfaſſ. Patentes v. 1819. — Das 


— 
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$. 115. 6. 9.) 


D. Bedingungen der Sheiliahnte an der Bildung und Wirkfamkeit 
der Sandesvertretung. 

A. Backer de varia ratione, qua in praecip. Germaniae civitatibus populi 
'eliguntur mandatarii. Amstel. 1813. — v. Witzleben, bie Grän- 
zen der Vollerepräf. ©. 47 f. u. befond. Kr. Bülau, Wahlrecht 
u. Wahloerfahren. Leipzig. 1849. ©. 56 f. 


I. Die Bedingungen "ber Zheilnahme an ber Landesvertre: 
tung beziehen fich theild auf die dazu erforderlichen Wahlen (Wahl: 
recht; active Wahlfähigkeit); theils auf die Fähigkeit, Mit: 
glied der Stände-Verſammlung zu fein (palfive Wahlfähig— 
‚ Zeit). In der Regel ift aber Daßjenige, was dad Wahlrecht 
bedingt, auch Bedingung der Wahlfähigkeit. Allein die leßtere 
hat gewöhnlich noch ihre befondern Bedingungen. Auch kann 
die Mitgliebfchaft erlöſchen, ohne daß die Wahlfähigkeit verloren 
geht, und es kann Jemand wahlfähig fein, ohne zu der Corpoͤ⸗ 
ration oder Abtheilung der Wahlberechtigten (zu dem beftimmten 
Wahlkreis) zu gehören N). 

I. Das Wahlrecht ift theild ein f. g. allgemeines, 
theil8 ein beſchränktes. Ein allgemeines Wahlreht im buch: 
ftäblichen Sinne giebt es nicht und kann ed nicht geben; d. h. 
nirgends nimmt die ganze Bevölkerung, auch nur in foweit als 


Meining. Grundgeſ. $. 67. und das Altenburg. $. 185 geftat- 
teten dem Landesherrn ausdrücklich, Rittergütern, die bis jest- nicht 
landtagsfähig waren, biefe Eigenfchaft zu verleihen. Davon kann bei 
ber veränderten Baſis nicht mehr die Rede fein. 

In biefer Hinficht sehen bie Beſtimmungen ber ältern und ı ne u⸗ 
ern ſtändiſchen Verfaſſungen, oder bie Conſequenzen bes ſtänd i⸗ 
ſchen Prinzips im engern Sinne und des Reprä ſentativ⸗Syſtems 
auseinander. Nach jenem war es natürlich, daß der Vertreter zu 
der vertretenen privilegirten Ständeclaffe gehören mußte, nad) 
diefem wäre es ein Widerſpruch mit der Grundidee, wenn ber Ge: 
wählte nothwenbig Mitglied der Wahlcorporation fein müßte. Bei 
ben Verfaffungen aber, welche zwifchen beiden Syſtemen in der Mitte 
ftehen, fo wie bei dem Zweikammer⸗Syſtem kommen aud in ben neu: 
ern Verfaffungen Beflimmungen vor, weldye man ale Gonfequenzen 
bes theilweife feftgehaltenen ftäudifchen Prinzips betrachten Kann. 

38* 


1 


— 


596 Etaatör. d. Bunbeöftaaten. — Verfaffungsrecht. (8. 115.) 


die Individuen zu einer Willensäußerung fähig find, an den Wah- 
len Theil. Auch giebt ed überhaupt auf Theilnahme am Wählen 
kein angeborned Recht. (Bergl. oben $. 24. No. I.) Der Be: 
griff des allgemeinen Wahlrechts, wie es befonders den Landes: 
wahlgefegen von 1848 und 1849 und dem von der National:Ber: 
fammlung befchloffenen, vom Reichöverwefer verfündigten, Reichs: 
wahlgefes vom 27. März 1849 zu Grunde liegt, neben welchem 
aber auch noch befonvere Wahlen gefeklich begränzter Claſſen vor: 
kommen können 2), ift eigentlich nur negativ beflimmbar, näm— 
lich dahin: daß das Wahlrecht von gewiſſen fonft vorfommenden 
äußern Bedingungen, namentlich einem gewiflen Vermögensbefitz, 

einem beftimmten Steuerquantum3), Standesverhältniffen u. f. w. 

nicht abhängig gemadt fE 
IE. Zu den Bedingungenaud des f.g. allgemeinen 

Wahlrechts gehört: 

"A. Daß man wenigftend die Qualität eines Landes-Ein- 
wohners habe, Staatsbürger im weitern Sinne oder 
Unterthan ded fraglichen Staates fei. Wo aber der Grund: 
beſitz als folcher berechtigt ift oder die Grundbefiger eine 





2 


— 


Dieß iſt in einer Mehrzahl von Wahlgeſetzen aus dieſer Zeit z. B. 
im kurheſſiſchen, holſteinſchen, braunſchweigſchen u. a. der Fall, inſofern 
darin neben den allgemeinen Wahlen bie höchſtbeſteuerten Grundbe⸗— 
figer u. f. w. eine befondere Wahlclaffe bilden. 

Aud die Bedingung, ber Wahlberechtigte müffe überhaupt zu den 
directen Steuern beitragen (Bannov. Berf. Gefeh v. 5. Septbr. 
1848, $. 42.), wird ſchon als eine Negation bed allgemeinen Wahl: 
rechts aufgefaßt. — Die fonderbarften Widerſprüche kommen übri- 
gens noch bei bem f. g. allgemeinen Wahlrecht vor. So erklären 3. 
3. ſolche Gefege auch jeden Proletarier, der gar Fein Vermögen hat, 
für wahlberedhtigt fchließen aber doch (wie das Reichswahlgeſetz. $. 
2) Perfonen, Über beren Bermögen Concurs eröffnet ift, woran fie 
wöglicdyer Weife ganz unfchuldig fein können, von der Berehhtigung 
zum Wählen aus. Oder: notoriſche Bettler find wahlberechtigt, aber 
verſchämte Arme, weiche eine Unterflüsung aus öffentlidhen oder Ge- 
meindemitteln beziehen, nichtz ober auch: Perfonen bie unter Bor- 
- :mundfchaft oder Euratel ftehen, find ausgefchlöffen, aber nicht dieje⸗ 
nigen, bie ſich noch unter väterlicher Gewalt befinden. 


3 


nr 





4) 


5) 
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befondere Wahlclaffe bilden, wird im Zweifel auf Wohn: 
fi im Lande nichts anfommen fünnend). Die Vereinigung 
verfchiedener Eigenfchaften in derfelben Perfon kann auch 
zur Theilnahme an den Wahlen verfchiedener (Standrs=) 
Glaffen berechtigen, nicht aber die mehrfache Qualification in 
Betreff derfelben Wahlclaffe ein mehrfaches Stimmrecht vers 
leihen 3). . 
Männliches Gefhleht und ein gewiſſes Alter. Ge: 
wöhnlich genügt hier die Volljährigkeit oder das Alter von 
25 Jahren. Nah manchen frühern Verfaffungen Tonnen 
zwar Weiber und Minorenne durch ihre Ehemänner, Be: 
vollmächtigte, oder Vormünder ihr Stimmrecht ausüben. 
Meiftens ift aber jegt jede Art von Stellvertrefung audge- 
ſchloſſen 9). 

Selbftftändigkeit, Unbefcholtenheit und Befig der 
allgemeinen bürgerlihen und politifhen Rechte. 


Nach den ältern Berfaffungen ift bieß in, Betreff bes ritterfchaftlichen 
Grunbbefiges faft Überall der all gewefen, auch abgefehen von dem 
gewöhnlich concurrirenden vafallitifhhen Verhältniß zum Landesherrn. 
Audj nad) den neuern Verfaſſ. Gefegen (vergl. 3. B. das Hannov. 
v. 5. Septbr. 1848 $. 36. No. 7.) kann ohne befondere Erklärung 


‚bed Gefeges bie Theilnahme an den Wahlen ber Grunbbefiger nicht 


durch den Wohnfis im Lande als bedingt betrachtet werden. Das 
angeführte Hannov. Gefeg hebt nur bei den Wahlen ber Stadt= und 
Landgemeinden die Eigenſchaft ald „Einwohner ber Gemeinde» bers 
vor und fagt in Betreff ber pafliven Mahlfähigkeit zwar im $. 45: 
Alle Mitglieder der Ständeverfammlung müffen im Königreidy woh- 
nen, macht aber dann fogleich hinfichtlic) der unter No. 2. 4. 7. im 
$. 36 aufgeführten Mitglieder, bei ben größern Grundbefigern zu 
Gunften der in einem andern deutſchen Lande wohnenden, unter vor⸗ 
ausfegung der Neciprocität, eine Ausnahme. 

©. z. B. Rudolftädt. Verf. Pat. v. 8. Jan. 1816. $. 6. Wür: 
temberg. Verf. Urk. $. 145. Anders nad) Badifcher Verf. Urk, 
8. 35. Vergl. aud) Heffen-Darmft. Verf. Url. $. 56. Coburg. 
Verf. url. 5. 43. Meining Grundgef. 8. 73. Braunfdw. 
Mahlgef. v. 1832. $. 7. 


6) Kyrbeff. Verf. Urk. 8.67. Würtemb. Verf. uk, $, 143. Säch⸗ 


fifche Verf. url. $. 74. Hannov. Verf. Gef. v. 1848. $. 42. 
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Daher finden wir 1) wegen mangelnder Selbſtſtändigkeit auöge: 
fchloffen: zuweilen die in väterlidher Gewalt, meiſtens die unter 
Guratel, oder in Koft und Lohn eines Andern fiehenden Perfonen; 
2) wegen Beicholtenheit, diejenigen, weldye wegen eines enteh- 
renden Berbrechens beftraft oder von der Anfchuldigung nicht vol- 
lig freigefprochen find; 3) wegen mangelnden vollen Befiges ber 
politifhen Rechte, 3. B. diejenigen, welche wegen ihres Reli: 
gionsbekenntniſſes deflelben nicht theilhaftig find”). 

IV. Hinfihtlih des f. g. beſchränkten, insbefondere von 
fländifcher Gliederung abhängigen oder durch ein Steuerquantum, 
Grundbeſitz, Gewerböbetrieb u. f. w. bedingten Wahlrechts läßt 
fih für die neuern Berfaflungen nichts feflftellen, was als Regel 
betrachtet werden Tonnte. Es ift deshalb hierbei die Entfcheidung 
lediglich aus der einzelnen Berfaflung zu entnehmen. 

V. Die allgemeinen Erforderniffe der paffiven Wahl: 
fähigfeit (ber Fähigkeit zum Bevollmädtigten, Wahl: 
mann oder Deputirten ber Zandeöverfammlung) und die noth- 
wendigen Eigenfchaften.der erblihen und fonft perfonlid 
berechtigten Mitglieder der Ständeverfammlung find zunächft 
die namlihen wie in Betreff des Wahlrechts 8). Ed kommen 


7) Vergl. jeboch oben $. 87. No. I. u. $. 104. 

8) Dazu gehört insbefondere audy die Beflimmung, baß Riemand Mit: 
glied ber Ständeverfammlung fein Tönne, fobalb er gerichtlich zu 
einer Griminalftrafe verurtheilt worben, ober fi wegen eines 
Verbredyens (oder Vergebene) in (Special)eunterfuhung be— 
funden habe, ohne völlig freigefprodhen zu fein. (Ueber den 
Einfluß der Verjährung bes Verbrechens vergl. meinen Auffag im 
Archiv des Griminalr. 18142. ©. 207 f.) Ein übler, die Willkühr för- 
dernder Umſtand dabei war aber, daß es an einer feften Gränzlinie 
jwifchen entehrenden und nicht entehrenden Verbrechen, peinlichen 
und nicht peinlihen Strafen, General- und Special: Unterfuhung 
faft überall fehlte. Auch trat babei eine fehr bedenkliche Seite des 
Inſtituts ber Absolutio ab instantia hervor. Vergl. meine Abhandl. 
im Archiv des Griminalredhts. Jahrg. 1840. S. 371 f.; befonders 
S. 390 f. und die (auch viel Verkehrtes enthaltende) Ausführung v. 
Kraus baf. Jahrg. 1846. ©. 478 f. Eine genauere Beflimmung 
darüber, welche Verbrechen oder Strafen, wenn eine Verurtheilung 
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bier aber mehr oder weniger befondere Erforderniffe vor, hinficht: 
lic welcher die befondere Berfaffung enticheidet 9). 


) 


erfolgt ift, ausfchließen, gab Thon die Würtemb. Verf. Urk. $. 
135. ©. aber audy v. Mohl, würtemb. Staatsr. Th. J. ©. 561, und 
das braunfchweig. Wahlgefeg v. 1832 $. 2. Am beften u. die Frei⸗ 
heit der Wahl mit den Rücfichten auf die Nothwendigkeit bürger- 
licher Unbefcholtenheit zwedmäßig vereinigend ift bie Beſtimmung, 
welche wir 3. B. fchon in ber Sächſiſchen Verf. Urk. v. 1831. $. 
74, und dem Braunfhmeig. Wahlgefes v. 1832. $. 34 finden, 
wonach die Ständeverfammlung felbft über die hierbei möglicher Weiſe 
entftehenden zweifelhaften Kragen „in erfter und letzter Inftanz«, 
resp. über bie Fähigkeit der Wahlmänner die Wahlverfammlungen 
zu entfcheiden haben. In übereinftimmenver Weife ift dieß dann 
in allen feit 1848 entflandenen ober revidirten Verfaffungen ange: 
nommen worben. Damit findet dann auch die in neuerer Zeit mehr- 
fach behandelte Controverſe ihre practifche Erledigung, ob durch 
Abolition oder volftändige Begnadigung bie fuspendirte polis 
tifche Rechtsfähigkeit wieder hergeftellt werde. Vergl. Reyſcher, 
publicift. Verſuche. &. 308 f.; v. Mohl, Staater. Th. I. ©. 561 f. 3 
ferner Deutſches Staatsarchiv. Jena. 1840 f. Bd. V. ©. 1-18. v. 
Zirkler üb. bie flaatsrechtl. Wahlrechte der Verurtheilten u. Bes 
gnadigten. — ©. aud) v. Klenke in dem Magazin für das han- 
nover. Recht. Bd. I. &. 74 f. Die Antwort wird’ verfihieden aus⸗ 
fallen, je nachdem man in ber Begnadigung blos einen Erlaß ber 
gefeglich verwirkten Strafe und in der Xbolition nur eine Ausſchlie⸗ 
fung oder Siftirung des Verfahrens, oder eine Zilgung bes Ver- 
brechens felbft und aller Folgen ber Anfhuldigung, wie durch ein 
freifprehenbdbes Erkenntniß, finde. Gemeinrechtlich wird fi) 
lesteres fchwerlicdy begründen laffen. Vergl. L. 3. Cod. de generali 
abolit. IX 43. „Indulgentia, Patres conscripti, quos liberat, notat: 
nec infamiam criminis lollit, sed poenae gratiam facit.“ ©. aud) 
L. 6. 7. Cod. de sent. pass. et restitut. IX. 51. — Nur bei ben 
Abgeordneten gebenten ber Ausfchliefung wegen Vermögene-G on: 
curfes das Hannov. Verf. Gef. $. 46. u. a. Nur ben wegen fchuld- 
haften Banquerots Beftraften fchließt nach beendigtem Goncurs- 
verfahren aus: bie Würtemb. Verf. url $ 135. 

In Betreff des Alters genügen nad) einigen Verfaffungen, 3. B. . 
dem Hannov. Berf. Gef. v. 1848 auch hier 25 Jahre; die Mehr- 
zahl fordert aber ein höheres Alter, gewöhnlich 30 Jahre. Defters ift 
auch Bedingung, daß der Abgeordnete feit mehrern Jahren (2, 3 ob. 
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Staatsdisner überhaupt, richterliche und abminiftrative 
Beamte, find ‚zwar nicht unfähig zu Abgeordneten gewählt zu 
werden 19); ausgefchloffen find aber zuweilen die Mitglieder 
deslandesfürftlihen Miniſteriums , während anderwärts 
dig Verfaffung gerade dafür Sorge trägt, daß fich in jeder Kam: 
mer einige Mitglieder ded Minifleriums befinden 12). 

Dinfihtlih der befonderd durch den Streit in Baden be= 
rühmt gewordenen f. g. Urlaubs frage ift die einfache Entfchei: 
dung die, daß einer Seitd zwar zur Annahme der Wahl an 
fi) Feine Erlaubniß der Regierung erforderlich fein Tann, daß 


5) Staatsangehäriger fei. Auch kommen in manchen frühern Ber: 
faffungen nody mandye andere finguläre Erforderniffe vor, z. B. Ge- 
burt von deutſchen und chriftlichen Eltern, Weimar. Grundgefes 
: 6.22, — Freiheit von Privarbienfi, Würtemb. Verf. urk $. 
135, — fowie von der Militair-Pflichtigkeit, Walded. Landes: 
vertr. 0.1816 $. 13. (Bier wurde auch verlangt, baß ein Repräfen- 
tant „Geſchriebenes lefen könne und feine Gedanken gehörig nieder⸗ 
zufchreiben vermögen»). Die noch geltende Fichtenftein. Verf. Urk. 
$. 4 verlangt fogar, daß ber Abgeorbnete „verträglicher Gemüthsart⸗ 
fei. Zuweilen ift auch beflimmt, daß nicht Water und Sohn zu 
gleich (oder auch nicht Brüder) zu berfelben Ständeverfammlung 
oder Sammer gehören Tönnen. Weimar. Grundgef. $. 29. Wür- 
temb. Berf. Urk. $. 148. Vergl. v. Mohl, würtemb. Staater. 
Th. I. S..668 f. Altenburg. Grundgef. $. 178. Braunfchw. 
Landſch. Drbn. $. 74. Lippefche Berf. Urk. v. 1836. $. 19. 

10) Eine Ausnahme machte der Waldeck. Landesvertrag v. 1816. $. 14. 

1) ©. 3.8. Altenburg. Grundgef. 5.1825 Braunſchweig. Landfdı. 
Ordn. $. 72. Auch Eönnen Iandesfürftlihe und ftandesherrliche Bes 
amte nach mehrern Verfaffungen nicht in dem Wahlbezirke gewählt 

- - werden, worin fie ihre amtlichen Bunctionen ausüben. Badiſche 
Verf. urk. $. 37. Würtemberg. $. 146. Kurheff. $. 66. Aus⸗ 
geſchloſſen find auch Perfonen, weldye im wirklichen Dienfte eines 
andern Staats fiehen, wenn nicht, wie zwifhen Hannover und 
Braunſchweig, eine reciproce Ausnghme Statt - findet. 

12) So beflimmt das Hannov. Verf. Gefek v. 1848. 5. 36 No. 5. daß 
von ben 4 vom König zur erften Kamnter zu ernennenden Mitglie- 
dern zwei Minifter fein müffen und $. 41, daß auch die beiden vom 
König zur zweiten Kammer zu ernennenden Mitglieder Minifter 
‚fein follen, . 
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aber anderer Seit, wenn zur Ausübung der Zunctionen eined 
Mitglieded der Ständeverfammlung eine Entfernung vom Auf: 
enthaltdorte des Staatödienerd von folcher Dauer nöthig iſt, für 
welche der Staatödiener eined Urlaubs bebarf, oder eine Dis: 
penfation von der Verwaltung des Dienfled ganz oder theilmeife 
von dem Gewählten in Anſpruch genommen wird, ed eben fo wie 
in andern Fällen bed Urlaubd oder der Dispenfation: der vorge: 
fegten Dienftbehörde, resp. ded Regenten oder der Regierung be: 
barf 13). Iſt aber da wo ed nothwendig iſt der erforderliche Ur⸗ 


23) Der richtige Geſichtspunkt war daher verfchoben, wenn in frühern 
Verfaſſungen (vor 1848) meiftens beſtimmt war, alle Givilbeamten, 
Active Militairperfonen, ober felbft Beiftliche und Schullehrer, müß- 
ten, bevor fie bie Mahl annähmen, dazu bie Erlaubniß der 
Regierung erhalten, und wenig konnte ber Zufaß befagen, daß 

dieſe Erlaubniß nur aus Rüdfidhten auf das Befte des Dienftes ver- 

fagt werben ſolle. Bergl. 3. B. bie Kurheſſ. Verf. Urk. $. 71. 

Meining. Grundgef. $. 2. (welches alle „öffentlidy Angeftellte, — 

-baher auch GBeiftliche, Aerzte und Advocaten⸗ nennt). Altenburg. 

Grundgef. $. 182. Sächſiſche Verf. urk. 6.75. Braunſchweig. 

Sandfch. Ordn. v. 1832. $. 73. Auch die Beftimmung bes 8.96 des 

Hannov. Landesverf. Geſetzes v. 1840 gieng noch zu weit, wenn 

es auch in einer Weife richtiger fagte: „Jeder Königliche Diener 

geiftlichen ober weltlichen Standes,« — (für Königliche Diener wur: _ 
den aber auch für diefen Zweck die Magiftrats- Mitglieder in den 

Städten erflärt,) — „— bedarf zur Theilnahbme an der all - 

gemeinen Stänbeverfammlung der Erlaubniß ber vorge- 

festen Oberbehörbe.n — Als das Richtige treffend, das Intereffe 
bes fländifchen Inftituts mit dem bes Staatsdienftes vereinigend und 

Willkühr ausfchließend erfcheint bie Beflimmung des Hannov. Verf. 

Gef. v. 5. Septbr. 1848 8. 48: „SKeinem in öffentlichem Dienfte 

Angeftellten, einfchließlidy) der Gemeindebeamten, darf der zur Theil⸗ 

nahme an der allgemeinen Ständeverfammlung erforderliche Urlaub 

verweigert werben, wenn für die Verfehung bes Dienftes von ihm 
auf eine angemeffene Weife geforgt wird.» Daß in ben Worten „ber 
zur Theilnahme — erforderliche Urlaub« nicht liege, daß überhanpt 
zu jeder Theilnahme ein Urlaub erforberlich fei, Tann nad) dem gan⸗ 
zen Aufammenhang und nad) ben Schlußworten wohl feinem Zweifel 
unterliegen. — Weniger gelungen ifl die Beflimmung des Olden- 
burg. Grundgef. .$. 137. und nicht zu billigen. ift auch die nad) der 
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laub oder die Genehmigung zum Eintritt in die Ständeverfamm- 
lung ohne ausdrückliche Beſchränkung ertheilt, fo muß fie auf die 
ganze Dauer ded Landtags bezogen und Tann nit willkührlich 
revocirt werben !%). 

Bon den Gründen der abfoluten Unfähigkeit (dauernden 
oder temporären) find bie relativen, db. h. fih nur auf den be: 
treffenden Wahlkörper oder eine gewille Wahlclaffe beziehenden, 
Unfähigkeitögründe zu unterfcheiden. Mehrfach haben nämlich die 
neuern Verf. Urkunden das fländifche Prinzip, im Gegenfaß zu 
den aus dem Repräfentativ-Spfteme ſich ergebenden Folge: 
rungen, feftgehalten und beftimmt, daß der zu Wählende aus ber 
Mitte der Wähler genommen werden müffe 15). - (Vergl. Note 1.) 


{ 


andern Eeite hinausfchreitende Kaflung der Preuß. Verf. urk. Art. 
78: „Beamte bebürfen keines Urlaubs zum Eintritt in bie Kammer;« 
eine Faſſung, bie wir auch in andern der neueften Verf. Urk. 5. B. 
in der Waldeckiſchen v.1852 8.50, finden. Das Coburg. Goth. 
Srundgef. v. 1852 $. 154 verpflichtet Civilſtaatsdiener nur zur An⸗ 
zeige der angenommenen Wahl, bie im activen Mitlitairdienft ftehen- 
den Perfonen dagegen zur Einholung des Urlaubs für den Eintritt 
in ben Landtag. „Ein denfelben einmal ertheilter Urlaub Tann ohne 
Genehmigung des Landtags nicht zurüdgenommen werben.“ 

14) Berge. Mohl, würtemb. Staatsr. Th. I. S. 580. 

15) Naſſau. Pat. v. 1814. 8.6. Rudolftädt. Nerorbn. v. 1816. 6. 
5. Schaumburg. $. 6. Walbed. Verf. $. 12. $. 15. Weimar. 
Grundgef. F. 24—28. Coburg. 8.43. Braunſchweig. Landſch. 
Orbn. $. 76-78. Auch war Überall beftimmt, daß die Ritter 
[haft oder der grundherrliche Adel feine Deputirten, (fei es, daß 
fie in die erfle, ober zweite Kammer eintreten), aus feiner Mitte 
wählen mäffe, | 3. B. Badiſche Verf. Urk. 8.29. Würtemberog. 
$. 136. Darmftädt. $. 53. No. 1. Meining. Grundgefee. $. 67. 
Altenburg. $. 184. Sächſiſche Verf. url. 8. 64. 70. Was da= 
gegen die Übrigen Stände betrifft, fo verlangte z. B. bie Baier. 
Berf. Urk. Zit. VI. 8. 12, daß der Deputirte in bemfelben Bezirke, 
wo er gewählt werben foll, mit dem erforderlichen Vermögen an: 
fäffig fein müffe Nur bei den bäuerlichen Deputirten ftellte 
das Hannov. Landes Verf. Gef. von 1840. 8. 90. das Requiſit auf, 
daß fie Grundbefiger in ber Provinz feien, aus welcher fie 
gewählt werden. Keine Beſchränkung enthalten: die Badiſche Verf. 
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Dagegen mußten die feit 1848 erfchienenen Verfaſſungen und bie 
feit diefer Zeit aufgeftelten Wahlgefege mit ber bisherigen Schei⸗ 
dung verfchiedener Ständeclaffen auch dieſe Befchränfungen der re⸗ 
lativen Wahlfähigkeit aufgeben 16). Nur ausnahmöweife findet 
fi noch die Beſtimmung, daß der Abgeordnete der Claſſe der 
Wähler angehören müſſe 7. 


16) 


17) 


url. 8. 197. und die Darmftäbt. Verf. Urk. 8. 55. Eine eigen 
thümliche Wereinigung beider Principe verfuchte das Meiningfche 
Grunbgef. $. 66, indem es verlangte, daß bei den Deputirten ber 
Bürger und Landleute bie Hälfte aus der Claſſe der Wähler fei. 
Eine ähnliche, aber noch complicirtere Beftimmung machte bie Kurs 
beff. Verf. Urk. $. 64 - 66. und verlangte babei jebenfals Wohn- 
fis in dem Strombezirte Auch die Braunſchweig. Lanbid. 
Ordn. $. 77—79 ſuchte beide Prinzipe mit einanber zu vereinigen. 

Bergl. Preuß Wahlgef. v. 6. Decbr. 1848. und Verordn. v. 30. 
Mai 1849. $. 29. Preuß. Verf. Url. Art. 74. Baier. Wahlgef. 
v. 4. Suni 1848. Art. 7. 14. Hannov. Verf. Gef. v. 5. Septbr. 
1818. 8.43. Kurbeff. Wahlgeſ. v. 5. April 1819. 8.7. Ol den⸗ 
burg. Wahlgef. $ 8. Cob. Goth. Grundgef. $. 153. Waldeck. 
Wahlgef. v. 17. Aug 1852. — Das neuere Eurfürftl. Verfall. Res 
alement v. 1852, welches vollftändig zur ſtändiſchen Gliederung zus 
rückgekehrt ift, beſtimmt $. 45 f. ganz confequent, daß bie verfchies 
benen Wahlkörper immer aus ihrer Mitte ben Abgeorbneten zu wähs 
len haben. 

Hierher gehört bie auf die erfle Kammer bezügliche Beftimmung bes 
Hannov. Verf. Gef. v.5. Septbr. 1848. 5.37: „Wählbar als Abges 
ordneter der größern Srundbefiger find nur Diejenigen, welche feldft, 
wenn gleich im einem andern Wahlbezirke oder in einer andern Pros 
vinz, als größere Grundbefiger wahlberedhtigt find. Das 
gegen brauchen die von den Gewerbtreibenben, den Geiftlichen, der 
Univerfität, den Lehrern und Redhtögelehrten, wenn fie überhaupt 
nur die Erforderniffe zur Wählbarkeit in bie erfte Kams 
mer befigen, bem befondbern Stande, von welchem fie gewählt 
werden, nicht anzugehören.» Der Sinn biefer Beftimmung ift, daß 
man überhaupt activ wahlberehtigt zur erflen Kammer fein 
muß, um die paffive Wahlfähigkeit zu bahen. 
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AIII. Bon den Mechten der Stände. 


A. Die Ucdhte der Ständeverfammlung als des verfaffungsmaßigen 
Organs der Wolksrepräicntation. 


Dahlmann's Politit Kap. VI. $. 171Lf. — v. Wigleben, über bie 
Gränzen der Voltörepräfentat. & 68 f. 


1. Wenn man zwildhen wefentlihen und nicht wefent: 
lichen Rechten der Stände unterfchieden hat, fo bezieht fich Diefe 
Eintheilung nur auf die Frage, welche Rechte die Stände haben 
müffen, wenn es eine dem wefentlichen Begriff einer landſtändi⸗ 
[hen Verfaſſung entfprechende, als eine Erfüllung des 13ten Art. 
der Bundesacte zu betrachtende Einrihtung fein fol. Was da: 
gegen verfaflungsmäßig ihnen wirklich an Rechten zufteht, ift 
ohne Unterfchied wefentlich in dem Sinne, daß ed ihnen nicht 
wintührlich entzogen werben kann. Vergl. oben $. 108. $. 109. 
$. 110. 

II. Schon für die ältere landſtändiſche Verfaſſung wurde 
die Negel aufgeftelt, daß die Landflände niht mehr Rechte 
in Anſpruch nehmen dürften, als fie nach der befondern Verfaſſung 
bergebracht oder verbrieft erhalten hätten, daß alfo im Zweifel 
die Vermuthung für die Unbefchränftheit der Landeshoheit fei !). 
Indeſſen mußte diefe dem ältern hiftorifchen Rechte eigentlich gar 
nicht entfprechende und nur durch romaniflifche Theorien von der 
Gewalt ded Princeps geſtützte Regel doch mit der Einſchränkung 
verftanden werben, daß dabei die befondere Befchaffenheit der Lan— 
deöverfaffung (dad Herkommen) nicht unberudfidhtigt bleiben dürfe, 
fo daß hiernach die Wermuthung auch für die Landflände fein 
konnte 2). Wo alfo durch das Herfommen oder durch die ur: 





— — — 


1) Vergl. Mofer, von ber Landeshoheit überhaupt. Kap. XIV. S. 278 
f. ©. aber audy Schnaubert, Beiträge zum, beutfch. Staats- u. 
Kirhenr. Ih. I. No. 10. Häberlin, Repertor. des deutſch. Staate- 
u. Lehnrechts Ih. II. ©. 12%. " 

2) Mofer, von ber Reicheftände Landen. Bud) IV. Kap. 7. 8. 6. ſagt 

mit Recht: „Welches iſt die Regel: die Landeshoheit, oder die Lan- 
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Eundlichen Privilegien, die Regel anerkannt war: »baß die Land: 
ftände als -Perpetui patriae consiliarii,in negotiis fam belli quam 
patis in consilium gezogen werden follten« 3), funnte die Vermu⸗ 
thung eher für, als gegen bie Landflände ſein. Mehrere der.neu: 
ern BerfaffungssUrkunden haben aber dann bie Regel aufgeftellt, 
die Stände könnten fich nur mit den im Grundgefeße ihnen zuge: 
wiefenen Gegenftänden befchäftigen %), — eine Beflimmung, bie 
fib natürlich nur auf den regelmäßigen Fortgang des 
Staatsorganismus, nicht aber auf außerordentliche daß 
Wohl des Landes bedrohende Ereigniffe, z. B. den Fall einer feind: 


3) 


4) 


"desfreiheiten? Antwort: Keines ohne das andere, fondern 


beide zufammen. — — Die Landeshoheit, wie felbige 
durd die Landesfreyheiten und Verträge gemäßiget ift, 
bleibt die Regel, und nach deren Analogie haben in denen 
durch die Verträge und das Herkommen nicht beftimmten Fällen bald 
die Herrfhaft, bald die Untertbanen bie rehhtlidye Ver: 
muthung für ober wider fidh.« 

So 3 8. in Braunfhweig-Wolfenbüttel ſchon nad) älteren 
Meceffen und nach den landfchaftlichen Privilegien von 1710. Art. 3. 
Vergl. Baier. Verf. Url, wo Zit. VIL. 8.1. gefagt wird: „Die bei- 
den Kammern können nur über jene Gegenſtände in Berathung treten, 
die in ihren Wirkungsfreis gehören, welcher in ben 88. 2—19 (def: 
felb. Zit.) näher bezeichnet iſt.“ Dabei ift aber überfehen, daß auch 
an andern Orten ber Verfaffungsurkunde, 3. B. Zit. II. 8. 11. von 
BZuftimmung der Stände bie Rede it. Badiſche Verf. Urk. $. 50. 


Heſſen-Darmſt. 8. 66. Coburg. $. 63. Königs. Sächſiſche 


Verf. Urk. $. 79. Braunſchw. Landſch. Ordn. $. 95. — In der 
Beflimmung des Art. 57. ber Wiener Scylußacte, weldye man aud) 
hierher gezogen hat, weil darin ausgefprochen ift, "baß die gefammte 
Staatsgewalt in dem Oberhaupte des Staats vereinigt bleiben mülffe, 
und der Souverain nur in ber Ausübung beflimmter Rechte an die 
Mitwirkung der Stände gebunden werben dürfe,» Liegt offenbar der 
Nachdruck mehr auf Ausübung, im Gegenfag zur Theilnahme 
an ber Staatsgewalt felbfi. Jedenfalls Tann man nicht fagen, daß 
eine Verfaffung, in welcher die Stände nicht auf beftimmte Gegen: 
fände eingefchräntt find, fondern Überhaupt zur Mitwirkung bei 
öffentlichen Angelegenheiten berufen weiden, gegen das monardhifche 
Prinzip verſtoße. Auch fpricht die Wiener Schlußacte von beſtimm⸗ 
ten Rechten und nicht von dem Object der ſtändiſchen Mitwirkung. 
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her werten Iphen 902; aehrigen Ent: das Sanbeöserf. Gef. 
v. 1509 feste 5 126. »Tie allgemeine Etimbeserjammiung ift be- 
ser, Uber Mifpräude und Mängel in ber Aechtspflege 
oder Berwaltung ihre Beſchwerden uns Bünde dem Könige 
Yerzutragen, Weiter darf ſie aber in bie Landes Berweltung ſich 
nit einmiihen.“ Das Verf. Bel. v. 5. Geptbr. 1848 $. 75 faßt aber 
hen 6. 126 des kandesverf. Geſetzes fo: „Die allgem. Stänbeverf. ift 
berechtigt, in Besichung auf alle Landesangelegenheis- 
ten, ,insbeſondere ber Mißbräuche und Mängel u.f.w. — Zn 
einigen ber neueflen Verfaffungen werben bie Verhältniffe des Lan⸗ 
des zum Bunde ausbrädtiih unter bie zur ftänbifchen Goncurrenz 
sehörigen allgemeinen Bandesangelegenheiten gerechnet; 3. B. Cob. 
n, Grundqgeſ. 8. 7). Waldeck. Verf. Url. 5. 103. Olden- 
Art. 189. ©, auch Preuß. Werf urk. Art. 118. Die gänz- 
Sefäpränkung der Stände auf bie inneren Angelegenheiten in 
urbeff, Wert, v. 1852. $. 70. 73. 77 ift weber hiftorifch noch 

ell begründet. oo. - 
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theild außerordentliche; ferner theild materieller, theild for: 
meller Natur 6). 


A. Ordentliche Rechte werben hier diejenigen genannt, 


welche auf den regelmäßigen Fortgang bed Staatdorganismus 
Beziehung haben, oder in einer Mitwirkung bei der fortwährend 
nothwendigen Ausübung der Staatögewalt 7), beftehen. Dazu 


6) Eine Zuſ ammenftellung der ftändifchen Rechte findet ſich theils 


7 


in älteren landfchaftlichen Privilegien und Vergleichen (3.8. Brauns 
ſchw. Wolfenbüttl. Privilegien v. 17705 Medlenburg. Erblandess 
vergleich v. 1755), theils in den neuern Verfaffungsurkunden. Naſ⸗ 
ſau. Patent v. 1814. $.2. Rudolſtädt. Verorbn. v. 1816. 8. 1. u. 
Landt. Abfch. v. 21. Apr. 1821. Schaumburg. Verordn. v. 1816. 8.2. 
Waldeck. Landesvertrag v. 1816. d. 25. Verf. Urk. v. 1852. 8.46f. u. 
8.103. Weimar. Grundgef. 8. 5. revid. Grundgef. v. 1850 8. 4 f. 
Baier. 8. u. Zit. VII. wozu verfchiedene neuere Zuſätze, 3 8. über 
die ftändifche Initiative, gehören. J. Pözl, Samml. ber baier. 
Verfaſſ. Gef. S.48 f. Badifche 8. 53-67. Lichtenftein. Verf. 
8. 11—16. Würtemb. Verf. url. 8. 85—123. HeffensDarmft. 
8.66 fe Coburg. 8.63 f. Gob. Bothaifch. Grundgef. 8. 69 
f. Meining. Grundgef. 8. 80-87. Kurbeff. Verf. urk. 8. 94 ff. 
Altenburg. Grundgef. 8. 199 ff. Sächfifche Verf. url. 8. 78 f. 
Braunſchweig. Landfch. Orbn. 8.94—117. Hannov. Grundgef. 
8. 83 f. Kandesverf. Gef. $. 1 f. Verf. Gef. v. 1848. 8. 63 f. 
Abweichend ift die Faſſung der Preuß. Verf. Urk. v. 1850 infofern, 
als hier der Krone die vollziehende Gewalt, dem König und ben 
Kammern bie gemeinfhaftlidhe Ausübung der gefeßgebenden Ges 
walt zugeſprochen wird und nur bei erfterer Art. 45 f. eine Auf—⸗ 
zählung einzelner Rechte erfolgt. Dabei ift aber nicht zu überſehen, 
daß nach Art. SL das Recht der Addreſſe in Betreff feines Gegens 
ftandes gar nicht eingefchräntt ifts daß bie Kammern nach Art. 82 
das Recht zur Ernennung von Sommiffionen zur Unterfuchung von 
Thatſachen haben und daß für bie fländifche Initiative (Art. 64) dem 


Obiecte nad) keine Schranke gezogen ift. 


a 


Dazu gehört zweifellos auh das Verhältniß des Staats zur 
Kirche oder das jus circa sacra. Eine andere, in ber hiſtor. Ent: 
wickelung ber Kicchenverfaffung, als Iheiles der Landesverfaflung pros . 
teftantifcher Länder, freilich früher kaum zu fcheibende Frage, ift bie 
Goncurrenz ber Lanbftände in Anfehung der Kirchenverfaſſung 
Jeibſt, Vergl. Buder de statuum provinc. consilio et consensu ot 
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gehört 1. in materieller Hinfiht: a. dad Mitwirkungsrecht 
der Stände bei Ausübung der gefeßgebenden Gewalt, bald 
ganz allgemein, bald auf gewiſſe Segenflände der Gefeßgebung 
beſchränkt. b. Das Recht die Staatsbepürfniffe in Gemein: 
fhaft mit der Regierung feftzuftellen und die zur: Beflreitung 
berfelben erforderlihen Steuern zu bewilligen, fo wir zur 
Gontrahirung von Staatöfhulden, und zur Veräußerung von 
Staatögütern zu confentiren. _c. Dad Recht in der verfaf: 
ſungsmäßig beflimmten Weife zu einzelnen Zweigen der er: 
waltung 8) zu concurriren, insbefondere: «. was bie innern 
Angelegenheiten betrifft, aa. die Verwaltung der f. g. Landes: 
caffe und des Staatsfhuldenwefens, entweder blos durch 
ftändifhe Beamte, unter Oberauflicht der Regierung, 
oder in Gemeinfhaft mit landbeöherrlichen Dienern. bb. Das 
Wahl: und Präfentationd:Reht zum Zwecke der Belebung 
gewiffer Stellen bei den höhern Landes: Zuftizcollegien 9); und 


concursu in causis religionem remque sacram concernentibus. In 
deffen Amoen, jur. publ. Jen. 1743. 

8) Die Lehre bes Gonftitutionaliemus, welche fid) auf die f. g. Zren: 
nung ber Gewalten fügt, wonad) die Kammern (vergl. v. Wißle- 
ben, die Gränzen der Vollsrepräf. ©. 136 f.) nur „Legislative Kör- 
per» fein follen, ganz ohne Antheil an der „Verwaltung ift dem 
Character der bdeutfchen Tandfländifchen Verfafſung durchaus nicht 
entſprechend. 

9) Es iſt hier zu unterſcheiden die altere Einrichtung, wonach die Hof: 
gerichte ſelbſt aus den Ständen gebildet oder Mitglieder der Stände 
dabei concurrirten, resp. eine eigene Bank bilbeten, — unb die viel- 
fad vorkommende Einrichtung, wonach den Ständen ein Präfen- 
tationsrecht in Betreff gewiffer Rathäftellen bei den landesherrl. Zu= 
ftizcollegien gebührt. D. G. Struben, Observationum juris et 
Histor. Germ. Decas. Hann. 1769. Ro. V. de Statib. provincialib. 
superiorum Dicasteriorum Assessoribus: u. 3. 3. Mofer, von 
der Landeshoh. in Juſtizſachen Kap. III. $. 6. 5.18. S. 81f. S. 115 f. 
In Medlenburg bezog fid) das fländifche Recht nur auf das ges 
meinfchaftliche Hof⸗ u. Landgericht. Vergl. Hagemeifler Meckienb. 
Staatsr. 8.865 u: findet jest nod) bei bem Oberappellations⸗Gericht 
flatt. — In den altbannoverfden Provinzen, fowie in Bremen 
und Verben und in Hildesheim trat das fländifche Recht bei den 
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bie Befugniß zur Wahl ber fländifchen Mitglieder f. g. des Staats: 
gerichtöhofes. A. Das, was in Beziehung auf die auswärtis 
gen Angelegenheiten, namentlich auf Krieg und Frieden, Han⸗ 
dels⸗ und Andere Staatöverträge, den Ständen verfaffungsmäßig 
an Rechten zufteht 19). d. Alles, was zum Corporationdredte 
ber Stände gehört, insbefondere dad Recht die nöthigen Gefchäfte 
durch eigne fländifhe Beamte, (Präfidenten, Secretaire, Land: 
fhaftöfyndicen, Mitglieder der -ftändifchen Ausfchuffes u. f. w.) 
verrichten zu laflen, auch Eigenthum. zu befigen, ein eigned Sie: 
gel zu führen, Eanzleien, Archive und Regiftraturen zu unterhal: 
ten; Sportelz, Poftfreiheit und dergl. 1). 2. Als formelles, 
überall anerkanntes, Recht der Stände erfcheint die Befugniß in 
Beziehung auf Mängel und Mißbräude bei der Staatöver: 
waltung, wegen Kränkung oder Gefährdung der verfaſſungs— 


Hofgerichten ein und ift fpäter auf die Suftizcanzleien übertragen wors 
-den. Bei der Einrichtung des DOberappellat.« Gerichts wurden ſechs 
Rathsſtellen ale ſtändiſche anerkannt; 1733 kam noch eine fiebente 
hinzu. Auch nad) Errichtung ber allgemeinen Stände verblieben bie 
Präfentationsredhte in Betreff der Juftizcanzleien und bes Oberapp.= 
Gerichts den ProvinzialsLandfchaften. Jetzt cefliren fie bei den 
neuen Öbergerichten; bauern aber beim Oberapp.sGericht, vermöge der 
Quspenfion des Gefeges Über die Provinzialstandfchaften v. 1. Aug. 
1851, nad) welchem letztere jenes Recht aud) beim Oberapp.⸗Gericht 
nit mehr haben follen, factifch noch fort. — In Kurheffen 
ergieng unterm 17. Zuni 1848 ein Gefeg über bie Beſetzung des 
DÄberapp. = Gerichts unter fländifcher Mitwirkung. Daffelbe ift aber 
1852 wie die Xerf. Urk. bofeitigt worden. — In Braunfdhweigs' 
Wolfenbüttel wurde das ſtändiſche Goneurrenz Recht ‘beim Hof⸗ 
gericht durch die Landesfreiheiten v. 1770 Art. 12 anertannt. Die 
erneuerte Landſch. Orbn. v. 1832 $. 104 ſpricht nur noch von einem 
fländifchen Präfentationsredht zu zwei Rathoſtellen beim Her: 
zogl. Landeögeriht. Durch Gef. v. 19. März 1850 $. 1. (Geſetz⸗ 
Samml. Ro. 19) ift diefes Recht auf das neue Obergericht bezogen 
worden. 

10) Das Nähere Über diefe Rechte, d. b. ob und inwieweit fie in 
den deutfchen Bunbesftaaten pofitiv begründet find, f. unten im Res 
Hierungsrechte bei den einzelnen Zweigen ber Stantögewalt. 

1) Vergl. Mofer, von ber Reichsſt. Landen. ©. 816 f. 

Bahariä’s Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 39 
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mäßigen Rechte bed Landes und des Rechtszuſtandes in 
Deutfhland überhaupt, fowie der flaatSbürgerlihen 
Rechte der Einzelnen, von denen die Stänbeverfammlung be: 
halb auch Bittfchriften annehmen darf, und hinſichtlich der Fort: 
bildung oder Reform der Staatöverfaffung unmittel 
bar beim Landesherrn mit Beſchwerden, Bitten und 
Wünſchen hbervorzutreten. (Recht ver Petition und Beſchwer⸗ 
deführung) 12). Im Zufammenhang hiermit fleht die Beſtim⸗ 
mung, wonad bie Stände (jebe Kammer) von der Regierung 
(Miniftern oder Regierungs:Bevollmädhtigten) Ausfunftsertheilung 
verlangen kann und anderer Seits die Minifter befugt find, auch 
ohne zu den gewählten Mitgliedern zu gehören, an den Bera- 
thungen Theil zu nehmen, resp. zu jeder Zeit — d. h. in übri⸗ 
gend geihäftsorbnungsmäßiger Weiſe — dad Wort zu nehmen IB). 


13) Vergl. Naffau. Pat. v. 1814. $. 2. Schaumburg. Berorbn. v. 
1816. $. 2. No. 4. Waldeck. Landesvertrag v. 1816. $. 25.’ lit. e. 
u. g. Verf. Url. v. 1852. 8. 46. 8. 65-67. Weimar. Grundgef. 
$. 5. No. 4. 5. vergl. mit $. 112—114. Revid. Grundgeſ. v. 1850. 
$. 4. 5: 45. 46. Baier. Verf. ur, Zit. VII. $. 19 —21. Zit. X. 
$. 5. Babifche Verf. url. 8. 67. Würtemberg, $. 124. 179. 
Mohl, würtemb. Staater. Th. I. ©. 691 fE Heffen-Darm- 
ſtädt. Verf. url. 5. 79-82. Coburg. $. 77-79. Gob. Both. 
von 1852. $. 69. $. 97. $. 132. 1338 Meining. Grundgefeg 
8. 86. 87. Kurheff. Verf. Url. 8.99. Berf. v. 1862. $. 72. 77. 
Altenburg. Grundgef. $. 214 f. Sächſiſche Verf. urk. $. 109f. 
Braunſchw. Landſch. Ordn. 8. 105—107. 8. 114 Reuß j. 2. 8 
70. 8. 33 f. Hannov. Verf. Geſ. v. 5. Septbr. 1848. $. 75. 8* 
vergl. oben Note 5. Oldenburg. Art. 144. 161. Preuß. Verf. 
urk. Art. 81. — Vergl. v. Witzleben, die Gränzen der Volks⸗ 
repräfentation S. 78 f. 

13) Hannov. Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1348. 8.52. — ‚Divenburg. 
Grundgef. Art. 145. 175. Preuß. Verf. url. Art.60. Waldeck. 
Verf. Url. v. 1852. 8. 63. 61. — Der in der Sannoverfchen und 
Preußiſchen Verfaffung etwas fharf ausgebrüdten Beſtimmung: »Jede 
Kammer kann bie Gegenwart von Miniftern verlangen,“ kann nicht 
ber Sinn unfergelegt werden, als hätten die Minifter wie der Be: 
tagte vor feinem Richter zu erfcheinenz fie bedeutet nur, daß bie 
Regierung erforderlichen Falls nicht unvertreten fein ſoll. 
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B. Außerordentliche Mechte. der Stände nennen wir 
diejenigen, welche nur unter ganz befondern Verhältniffen, oder im 
Fall eines wirklich geftörten verfaffungsmäßigen Zuſtandes wirkſam 
werben 19). - Dazu gehören: 1. Diejerigen fländifchen Befugniffe, 
welche im Falle eines Thronwechſels in Beziehung auf Hul⸗ 
digung und feierliche Anerkennung der Berfaffung durch den Ne: 
gierungönachfolger verfaffungsmäßig begründet find 19); 2. das 
Mitwirtungsrecht der Stände bei Eintritt einer Regentſchaft 
und in Betreff der Berwaltung der vormundfchaftlidhen Re: 
gierung 169); 3, das Recht der Einwilligung zu Landesver⸗ 
&ußerungen. und fürftlichen Erbverbrüberungen 17); 4. das Recht, 
bie Minifter und andere Staatödiener wegen Verlegung der Ver: 
fafjung anzuflagen und. im Falle verfaffungswibriger Aufhe: 
bung des Landesgrundgeſetzes daffelbe, entweder felbft ober durch - 
ben dazu beftimmten ftändifchen Ausfhuß (in Hannover dad 
Schagcollegium), auf dem gefeßlichen Wege zu vertreten oder 
zu vertheidigen 18). 


. LI7T. (8. 96.) 
3B. Das Recht der einzelnen Mitglieder. 


Erworben wird die Eigenſchaſt eines Mitgliedes der 
Stänbeverfammlung, abgefehen von den durch Geburt, Stand 
oder Amt Berechtigten, durch die gültige Wahl und Annahme ber 
Vollmacht. Zur Annahme, der Wahl ift der Gewählte im Zweifel 


14) Vergl.Mohl, würtemb, Staater, I. ©. 692 f. 

5) Rergl. oben 8. 56 u. den folg. 8. 117. 

16) Vergl. oben 8. 80. 81. 82. Den Antheil an ber Negentfchaft durch 

ſtändiſche Contutoren, wie ihn das Lippiſche Pgctum tutorium v. 
1667 feftftelte, erkennt auch bie Eippifche Verf. Urt. v. 1836. 8. 
5 u. 26 noch ausbrüdlihh an. 
-17) Vergl. unten das auswärtige Staatsr. Im der 1: Ausg. Th. J. g. 
55. 83. 

18) S. oben 8. 58. — Weimar. Grunbgef. $. 129. Kurheff. Verf. 
url. 8.89. Hannov. Lanbeöverf. Gefed. 8.181. Braunfchmeig. 
Landſch. Orbn. 8. 57. 
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Verluſt einer der Eigenfchaften, welche die paffive Wahlfähigkeit 
oder das perfünliche Recht der Standfchaft: bedingen (vergl. oben 
$. 115); e. durch freiwilligen Rücktritt, (Niederlegung ded Auf: 
trags) wo es erforderlich iſt (vergl. No. 1), unter Geltendma: 
chung eines. gefeßlihen Ercufationdgrundes 5); f. nach. den mei: 
ften neuern Verfaffungen durch Annahme eines (neuen, befoldeten) 
Staats: oder Hofamtes oder einer Befürberung im Staatödienfte, 
weichen Falls ftetd eine neue Wahl erfolgen muß, d. h. der Er: 
fagmann nicht einberufen werben Tann 6); g. durch gerichtlich er: 
Fannfe 7), oder von ber Stänbeverfammlung unter Buftimmung 
ber’ Regierung befchlofiene Ausfchließung eines Mitgliedes wegen 
ordnungswidrigen Verhaltens auf den Grund der Geſchäftsord⸗ 


len vorgenommen ſind. Braunſchw. Landſchaftsordn. 8. 86. No. 
2. Gef. üb. die Zuſammenſetz. der Landesverſamml. dv. 22. Novbr. 
1851. 8. 21. 
Der Nichtbeſuch der Berfammlung ohne Urlaub innerhalb einer 
gewiffen Zeit wird ats ftillfchweigender Rücktritt in einigen Geſchäfts⸗ 
ordnungen erklärt. Hannov. Geſchäftsordn. v. 4. Septbr. 1840. 8. 23, 
welche fieben Tage, Geſchäftsordn. v. 7. Febr. 1850. 8. 35, welche 
14 Tage feftfegt. — in ähnliches Präjudiz war nad) der churfäch- 
ſiſchen Landtags⸗Verfaſſung den, zwei Landtage ausbleibenden, Aus⸗ 
-  Shußs Mitgliedern gedroht. Vergl. Römer, churſächſ. Staatsr. III. 
©. 24. ©. auch Braunſchw. Sefchäftsorbn. u. 1832. $. 50. 
Vergl. Kurheff. Verf. Url 8. 70. Sächſiſche Verf. urk. 8. 71. 
Braunfchw. Landſch. Drb. 8.86. Gef. v. 1851. 8.21. No.4. — Im 
Hannov. Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848. 8. 49 lautet biefe Be- 
flimmung : „Abgeorbnete, die während der Dauer ihres Manbats 
ein beſoldetes Staatsamt oder eine Beförderung im Staatsdienſte an⸗ 
nehmen, geben ihren Sitz in der Ständeverſammlung auf; in ſolchem 
Falle wird nicht der Erfagmannı . (beffen Wahl überdieß in Hanno⸗ 
ver von dem Willen ber Wahllörper abhängt) „einberufen, fondern 
muß jedesmal eine neue Wahl flattfinden. — Oldenburg. Art. 
136. Preuß. Verf. urk. Art. 78. Reuß. j. L. Grundgef. 8. 102. 
Died Tann, abgefehben von ben Falgen einer Verurteilung wegen 
Verbrechens, da vorkommen, wo auch Ständemitglieber wegen Ver- 
- faffungsverlegung angeflagt werben können. Vergl. 8. 59. Note 13. 
S. au Soburg. Both. Verf. Url. 8. 85. u. in Betreff verleäter 
Pflicht der Verſchwiegenheit Walded. Lanbesvertr. v. 1816. 8. 31. 
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nung 8). Nach alten Berfaflungen find die Mitglieder, welche 
nicht wegen eingetretener Unfähigkeit ober Unwürdigkeit ausge⸗ 
ſchloſſen wurden, wieder wählbar. 

M. Die Mitglieder der Ständeverfammlung und des 
während ihrer Auflöfung und Vertagung fungirenden ſtändiſchen 
Ausfchuffes?) Haben — A.da8 Recht und die Pflicht in ben 
fländifchen Eigungen zu erſcheinen. Zwangsmittel find aber 
weder in ältern noch in neuern Berfaffungen geflattet 19). B. Sie 
find ‚berechtigt, nah eigner freier Ueberzeugung ihrem 
Eide gemäß die fländifchen Functionen auszuüben, insbeſondere 
theild Anträge zu machen und in gefeßlicher Form zu interpelliren, 
theils über die Propofitionen ber Regierung und Anträge anderer 
Ständemitglieder abzuflimmen. Eine Uebertragung der Stim: 
me an andere Mitglieder iſt unzuläffig 1). Zur Sicherung bie- 
fer Rechte dient: 1. der Grunbfaß, daß den Deputirten und 
Bevollmächtigten dad erhaltene Mandat vor Beendigung ber ge- 
feglihen Zeit niht gefündigt werben fann 12), und daß bie 
Abgeordneten von ihren Gewaltgebern niemals an Inftructionen 
gebunden werben dürfen 23). 2. Die» einzelnen Stände haben 


8) Dieß geftattet z. B. die Hannov. Gefehäftsorbn. v. 1850. 8.39. ©. 
auch das Meining. Grundgeſ. 8. 9. Sähfifhe Berf. url. S. 
83. Braunſchw. Landſch. Ordn. 8. 86. u. Gefeh üb. Zufammenfes. 
der Landesverfammti. v. 1851. 8. 21. 

Vergl. darüber das Göttinger Gutachten in: Deu permanente land⸗ 

ſtänd. Ausfhuß in Kurheffen vor dem Kriegsgerichte. Gaffel 1851. 
Anl. C. S. 149 f. 

10) Vergl. aber vorhin Note 5) und Mohl, Wärtemb. Staater. Th. 

I. &. 6595. | 

11) Hannov. Gel. v. 5. Septbr. 1851. 8.31. Schon in ältern landſchaftli⸗ 
chen Ordnungen ift die Mebertragung des Stimmrechts nicht geftattet. 

13) ©. jebod eine Ausnahme Hinfichtlich der Abgeorbneten der Stifter, 
ber Univerfität und Stanbesherrfchaften in der Sähfifhen Verf. 
Url. $. 66. , 

13) Vergl. oben ©. 89. &. 577. — Ron felbft verſteht es ſich übrigens, 
daß die Ausfchußmitglieber. infofern eine Ausnahme machen, als fie 
an die Vollmacht (Inftruction) ihrer Gewaltgeberin (dev Ständever- 
fammlung) gebunben find. 


— 
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das Mecht. der vollen freien Meinungs: Aeußerung und koͤnnen 
wegen Mißbrauch dieſes Rechts, abgefehen von den rechtlich be: 
fiehenden Ausnahmen, nur durd die Ständeverfammlung felbft 
zur Verantwortung. gezogen werben 14). Sie genießen ferner 3. 
zur Sicherung der fländifchen Unabhängigkeit während der Daus 
er der Verſammlung 15) das Vorrecht, daß fie, außer dem Falle 
ber Ergreifung auf frifcher That bei einem begangenen peinlichen 
Verbrechen 16), nur mit Zuflimmung der Ständeverfammlung ver: 
haftet werben können 17). Dieß Privilegium läßt ſich zwar, 
wenn es bie Berfaflung nicht ausfpricht (wie z. B. die Preußifche), 
nicht auf jede andere frafrechtliche (Polizeiz, Disciplinarz oder 
Sriminals)Unterfuhung ohne Verhaftung beziehen‘, als 
lein anderer Seitd wird man auch. zugeben müſſen, daß, wenn 
eine folche Unterfuchung die Folge der Suspenfion des ftändifchen 
Rechts oder der proviforifchen Ausfchließung eines Mitgliedes ber 
Ständeverfammlung haben fol, diefe Folge nicht ohne zuftim: 
mende Erklärung der Stände, resp. der betreffenden Kammer, ein: 
treten kann L — €. Die Mitglieder der Ständeverfammlung 


14) Versl. oben 8. 111. ©. 10 3 insbefondere Note 13. 

15) Das Hannov. Verf. Gel. v. 1848. 8. 55 fpricht in bebenklicher 
Weife nur von den „anweſenden« Mitgliebern. Andere. Verfafs 
fungen enthalten biefen Zuſatz nicht. Vergl. 5. B.Braunſchw. 
Landſchafts Orbn. 8. 185. Cob. ®oth. v. 1852. 8. 86. Preuß. 
Berf. Url Art. 84. 

16) Nach ber Braunfäweig. u und Sächfifhen Verf. Urk. ‚gehört 
auch Wechfelarreft zu der Ausnahme. — Das Hannov. Berf. Gef. 
v..5. Geptbr. 1848 8.55 fagt: „es fei denn, daß in bem Falle eines 
Sriminals®erbrehens eine [hleunige Verhaftung nothwen⸗ 
dig fein follte, welcher Kau jedoch ben Kammern ohne Aufſchub an⸗ 
zuzeigen ift.« 

17) Daß dieß kein Freibrief der Gerechtigkeit gegenüber fein kann 
‚und foll, verfteht fi) von ſelbſt. Der ſtändiſche Standpunkt kann 
‘aber bei der Frage Über die zu ertheilende Genehmigung nicht ber 
bes Richters, ober einer höhern Inſtanz fein, fonbern nur ber poli- 
tifche der Sicherung gegen Entziehung von Mitgliedern durch völlig 
grundlofe oder chicaneufe Verfolgung. 

18) Vergl. oben 8. 114 und unten das Recht ber Stände in Betreff 
der Legitimation der Mitglieder. — S. überhaupt noch über bie 
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erhalten nad) den neuern Verfaflungen Diaten und Erfaß der 
Reifeloften aus der Staatökafle. Doc fommen in Betreff ge 
wiffer, befonderd der erblichen, Mitglieder oder auch der Mit: 
glieder der erftien Kammer Ausnahmen vor 19). 


19) 


Rechte und Pflichten der einzelner Mitglieder: Walded. Landesvertr. 


v. 1816. $. 31. Verf. Url. von 1852. $. 62. 68. 70. Weimar. 
Brundgef.. $. 66-69. revid. v. 1850. $. 17 f. Baier. Verf. urk. 
zit. VIL $. 20. 26. 27. Badifhe 5. 48. 49. Württemberg. 
8.181. 185. Darmftäbt. $. 83. 84. Coburg. $. 82. Meining. 
8.99 f. Kurheff. $. 87. 88. Altenburg. $. 240. 245. Säch- 


fifhe 8. 83. 81. 109. Braunſchweig. 8. 133—135. Hannov. 


Grundgef. $. 108 — 111. Landesverf. Geſetz. —. 101 — 103. Berfaſſ. 
Gef. v..5. Septbr. 1848. 8. 50-55. - ı 

Die Natur des ältern fländifcdyen Rechts fchloß eigentlich und frü- 
ber aud) wirklidy dergleichen Erſatz der Reife: und Unterhaltungs- 
koſten während des Landtags aus. Vergl. Moſer von der Reichs⸗ 
ſtände Landen ©. 1512 f. Doch kömmt ſchon in ben ältern Verfaſ⸗ 
ſungen, abgeſehen von den Diäten ober auch Befoldungen des ſtän⸗ 
digen Ausfchuffes, eine Vergütung aus ber Sammer: ober Landſchafts⸗ 
Caſſe vor. &. 3. B. Über Kurfachfen : v. Römer, hurfädf. Staats 
reht Th. II. &. 46—57, wo die an bie Stelle gewifler Natural⸗ 
Präftationen (f. 9. Lieferung) tretende f. 9. Auslöſung anfangs 


‘von ber Gammercaffe beftritten, dann aber auf die Landeöfteuercafie 


übernommen wurbe. In Medlenburg giebt bes Landesherr nadı 
dem Erblandeövergl. v. 1755 Art. XI. 8. 221 f. einen beflimmten 


Beitrag zur Beftreitung ber Koften der landſchaftlichen Verfaſſung 


(der f. g. NReceffarien) Vergl. Mofer a. a. ©. ©. 865 f. ©. 1407. 
1419. — Was neuere Verfaffungen betrifft, vergl. in Betreff ber 
Diäten Weimar. Grundgef. 8. 70. vevid. v. 1850 8. 20 (gebraudyt 
auch noch den Ausdrud »Auslöfung«) Würtemb. Verf. urk. $. 
194. Kurheff. 8. 88. Altenburg. $. 246. Sädfifche $. 120. 
Goburg. Goth. $. 90. Geſchäftsordn. 8. 86. 87. Waldeck. $. 
70. Oldenburg. Art. 184. Nach der Preuß. Verf. Art. 85 er- 
halten nur bie Mitglieber ber zweiten Karımer Diäten. Ein Ber: 
zicht darauf fol nicht flattfinden können. Weber Köften bet Wahlen 
und Entſchädigung ber Wahlmänner f. Hannov. Wahlgef.-v. 1848. 
$. 16. Braunſchw. Wahlgef. v. 1851. $. 665. ° 
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$. 118. 6.9.) .. 
Von der Wahl der Übgeordneten. 


J. Wo in den Altern Berfaffungen Wahlen vorkommen, 
wird der Deputirte gewöhnlich durch eine einfache Wahlhand⸗ 
lung der Wahlberechtigten unmittelbar beflimmt 1). Nach ben 
neuern Berfaffungen find die Wahlen theils directe oder ein- 
fache, wie 3. B. zur erften Kammer, bei ben ritterfchaftlichen 
Wahlen und zumeilen auch bei Städten; theild indirecte, d.h. 
folche, wo der Abgeordnete auß einer Doppeltien oder aud wohl 
dreifachen Wahlhandlung hervorgeht 2). Die nähern Beſtim⸗ 
mungen über das Stimmrecht bei den Wahlen der Wahlmänner 
und Abgeordneten, fo wie über dad Verfahren bei ben Wahlen), . 


1) Ueber die Wahlen in Würtemberg f. 3.8. Häberlin's Staate- 
archiv. Bd. II. S. 159. 

3) Nämlich fo, daß entweder fogleich aus ben ſ. g. Urwahlen bie Wahl⸗ 
männer hervorgehen und von diefen der Deputirte ernannt wird, ober 
fo, daß in brei Stufen 1) Bevollmädtigte ob. Vorwähler, 
dann 2) von biefen die Wahlmänner u. 3) yon den Lebtern ber Des 
putirte erwählt wird. So fand 3.8. fchon früher in Braunfchweig 
bei der Wahl der gemeinfchaftlidhen Abgeorbneten aller Standesklaſ⸗ 
fen (nad) der Landſch. Ordn. v. 1832. 8: 69.), ferner in Heſſen⸗ 
Darmftadt bei ber Wahl ber Abgeordneten der Städte und Wahldis 
ftricte (Verf. url. $. 57.), und in Hannover bei den Deputirten der 
bäuerlichen Grundbefiger (Wahlgeſ. v. 6. Novbr. 1810. 8. 33—35.) 
eine breifadhe Wahlbanblung flatt. ©. auch jetzt dad. Braun: 
ſchw. Wahlgef. v. 1851. 8. 6. — Nach den meiften Wahlgefesen ift 
die indirecte Wahl, beren Vorzüge übrigens fehr problematifch 
find, die Regel. Nach dem Hannoverſchen Wahlgefeh v. 1848. 
$. 1. werden nur dig Abgeordneten der größern Grunbeigenthämer 
und der Univerfität Göttingen durch die Wahlberechtigten unmittel: 
bar, die Übrigen Abgeordneten durch Wahlmänner erwählt. 

3) Die beftrittene Frage über öffentliche ober geheime Abflimmung, na= 
mentlich bei ben Urwahlen, ift. keine Frage des Rechts ſondern der 

Politik. Erfahrungsmäßig find die herrſchen den Partheien immer 
für die öffentliche, die unterdrüdten für die geheime Abftimmung 
gewefen. Das hannov. Wahlgef. v. 1840. 8. 6 verlangte bei den 
Vorwahlen perfönliche Abgabe ber Stimme zuProtocoll. Das 
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find entweder fchon in den Verfaſſungsurkunden gegeben worden 9), 
oder «8 beftehen, was jest faft in allen Staaten der Fall if, 
neben der, vielleicht bloß die allgemeinen Bedingungen ber activen 
und paffiven Wahlfähigkeit feſtſtellenden, Berfaflungs: Urkunde 
befondere Wahlorbnungen oder Wahlgelege. Die Be 
flimmungen diefer Wahlorbnungen find gewöhnlich doppelter Art; 
nämlich theild allgemeine, theild befondere für die einzelnen 
CGaſſen der Wähler. 

H. Die Wahlverfammlungen (der Urwöhler un 
Bahlmänner) treten in ber Regel in Folge verfaffung®: 
mäßiger Berufung oder Aufforderung zufammen >), und 
werben entweder durch einen. landesherrlichen Wahlcommillair ge 
leitet 6), oder durch die ordentliche Ortsobrigkeit resp. bie geſetz⸗ 
lich dazu beftimmten Beamten 7), oder in der flatufenmäßigen 
Weife der wählenden Corporation, 3. B. der Univerfität, vollzo⸗ 
gen. Die Iheilnahme an ber Wahl ift nicht blos ein Recht dei 
einzelnen Wählers, fondern auch eine Pflicht gegen die Gefammt: 
heit. Ohne eine rechtfertigende gefegliche Beſtimmung - konnen 


jetige Wahlgefeb 8.6 läßt jebem Wähler frei, ob er mündlich ober 
fhriftlich feine Stimme in Perfon abgeben will. Mündliche Abgabe 
der Stimme zu Protocol verlangen aber auch Wahlgefehe ber neue⸗ 
ſten Beit: 3. B. Walded. Wahlgef. v. 1852. 8. 16. Braun 
ſchweig Wahlgef. v. 1851. $. 28. 
Wie 3. 8. in Württemberg, Berf. urk. 8. 136 f. (f. jebocd über 
die Unzulänglichleit diefer WBeflimmungen, v. Mohl, würtemb. 
Staatsr. Th. I. ©. 570 f.); früher in Waldeck, Landesvertr. v. 
1816: 8. 15 f.;5 in Weimar, Grundgefeß 8. 6 f.z in Coburg, 
Berf. urk. 8.38 f.5 in Meiningen, Grunbgefes 8.63 f.5 in Lippe, 
Berf. urk. Tit. IT. (8. 13 f.). 
5) Eine Ausnahme madhte die Kurheſſiſche Verf. urk. $. 78 in ber 
Beſtimmung, daß im 3ten Jahre der geſetzlichen Wahlperiode, ohne 
weitere Aufforderung von Seiten ber Staatsregierung, zu einer neuen 
Wahl gefchritten werben ſolle. Nach Braunfchw. Wahigeſetz v. 1851}. 
22. verfammeln ſich an dem allgemein zur Wahl angeſetzten Tage bie 
Wahlcollegien ohne weitere Aufforderung an dem Drte ber Wahl. 
6) ©. 3. B. Hannov. Wahlgel. v. 1848 $. 5. 
7) ©. 3. B. Oldenburg. Wahlgef. 8.19. Braunſchw. Wahlgeſ.6. 
30. 34. 38. 46. 
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aber keine Strafbefehle gegen bie Wähler: ergehen 8). Die 
vereinigten Wahlberechtigten bilden dad Wahlcollegium, welches bie 
verfaffungsmäßige Beftimmung’ hat, den Wahlmann oder Abges 
orbneten Zu ernennen. Hierdurch wird indeß ein, die Wahl we⸗ 
gen Ungefeglichkeit derfelben verweigernder Beſchluß der Majorität 
nicht ausgefchloffen?). Eine gültige Wahlhandlung ſetzt voraus, 
daß alle Wähler entweder fpecjell oder durch allgemeine öffentliche 
Berufung geladen waren. Nach einigen Geſetzen Tann bie 
Wahl nur dann gültig zu Stande fommen, wenn wenigftend zwei 
Drittel. oder die Hälfte der Mähler erfehienen find 19), Anz 


sl 


8) S. aber v. Mohl, wiürtemb. Staater. TH J. S. 673 fi Einige 
Geſetze beftimmen, baß die ohne gehörige Entſchulbigung nicht Er⸗ 
fhienenen bie Koflen bes vereitelten Wahltages zu tragen haben. 
Baier. Wahlgef. v. 1848. $. 17. Braunſchweig. Wahlgel. $. 
24. Dieß findet fich natürlich nur da, wo die Gegenwart einer bes. 
ftimmten Zahl der Wahlberechtigten zur Gültigkeit der Wahl erfor- 
derlich if. Präjudize und Strafen drohten ben ohne hinreichende 
Entfchulbigung nicht erfcheinenden Wählern: das Weimar. Grunds 
gef., die Coburg. Verf. Urk:, base Braunfchw. Wahlgeſ. $. 28. u. 
das Hannov. Wahlgefes. v. 1840 $. 4. ' 

9% Es beftimmen freilich manche Wahlgefege, 3. B. das Baierifche 
Bahlgef. Art. 27: „Die Wahlverhandlungen befchränten fich einzig 
auf den Gegenſtand der Wahlen und jede Einmengung anderer 
Gegenftände, von befondern Anträgen, Befchwerben oder Inſtru⸗ 
ctionen, auf was immer für eine Art, ſind von der Wahlcommifs 
fion ohne weiteres zurficlzumweifen.“ Aud) hier muß aber ber obige 

: Saß gelten. 

10) Württemberg. Verf. urk. $. 143. Weimar. Grundgefet. $. 40. 

44. (Anders jedoch bei den ritterſchaftlichen Wahlen nad) $. 37," wo 
„bie Mehrheit- der abgegebenen Stimmen entfcheidet; es mögen nun 

wviele oder wenige Stimmberechtigte erfchienen feyn-). Das Heffens 
Darmft. Wahlgefeh v. 20. März 1820 fordert bei der Wahl der Bes 
vollmächtigten die Gegenwart von 23, bei ber Wahl der Wahlmänner 
34 und bei ber Wahl ber Deputirten: Abflimmung von wenigftens 3/5 
ber Wahlberechtigten. Weiß heſſiſch. Staatsr. Ih. I..5.130: Das 
braunfchmw. Wahlgef. 0.1832 $. 28. u. v. 1851 5.24 verlängt, daß 
mindeftens die Hälfte ber Wahlberechtigten im Wahltermine erfchie: 
nen fei. Ebenfo Waldeck. Wahlgef. v. 1852 $. 14. u. das Baier. 
Wahlgef. Art. 17‘, aber nur bei ber Wahl des Abgeorbneten. 
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dere Geſetze fordern keine beftimmte Zahl von gegenwärtigen Wahl: 
berechtigten 11). Sie feßen aber doch immer eine Mehrheit von 
Erfchienenen auch dadurch voraus, daß fie eine Majorität der 
Stimmen (abfolute ober relative) zur Wahl verlangen 12) 
und verwerfen infoweit dann jebenfalld f. g. Minoritätss 
mahlen. Die Frage, ob und in wieweit Bahlmänner eine Ent: 
ſchädigung für Verſäumniß, Neifekoften und Diäter in Anfprud 
nehmen fünnen, läßt fih nur nach den Beflimmungen ber befon- 
dern Verfaſſung enticheiden 13). 

IH. Die Wahlcollegien haben ohne Zweifel das Recht, neben 
dem Deputirten ſogleich auch noch einen Erſatzmann oder Stell⸗ 
vertreter zu wählen. Eine Pflicht, dieß zu thun, läßt ſich jedoch 
nur da annehmen, wo die Wahlordnung ſie ausſpricht. Viel bedenk⸗ 
licher als dieß iſt aber die Beſtimmung, daß diejenigen, welche 
nach dem Gewählten die meiſten Stimmen erhalten haben, der 
Reihe nach als Erſatzmänner eintreten ſollen 14). 


11) Vergl. z. B. Naffau. Patent von 1814. $. 6.5 Hannov. Wahl⸗ 
geſetz. v. 1840 5.7. Das von 1818 fagt dieß zwar nicht ausbrüdtich, 
aber ſtillſchweigend. Vergl. auch Meining. Grundgeſetz. $. 75. 
eippe⸗Schaumburg. Berorbn. v. 1816. $. 9. In Ermangelung 
einer . befondern Beſtimmung, die gemeinrechtliche Vorſchrift über 
die Wahl eines Syndicus einer Univerfitas (L. 3. 4. Dig. Quod cu- 
jusc. univers. nom. agatur: HI. 4.) anzuwenden, hat doch wohl feine 
Bedenken. Was aher überhaupt aus dem Begriff eines Gollegiums 
. folgt, muß allerdings im Zweifel maßgebend fein. 

12) Rad) dem Hannov. Wahlgef. v. 1848. $. 9 entfcheidet bei den Ur⸗ 
wahlen zur zweiten Kammer relative, bei. den Übrigen Wahlen 
abfolute Stimmenmehrheit. — Vergl. auch z. B. Württemberg. 

Verf. urk. 5. 144. Oldenburg. Wahlgef. $.28. 41. 

13) Das Hannov. Wahlgef. v. 1848 $. 16 beflimmt: „Die Koften ber 
Wahlen find von ber Staatscaffe zu tragen. Für bie durch Aus⸗ 
übung des Wahlrechts entflandenen Koften findet eine Entſchädigung 
nicht flatt. Jedoch Zönnen die Wahlmänner Erfa ber ihnen 
erwachfenen nothwendigen Ausgaben von den Urwählern ihres Be: 
zirks verlangen. — — Ausnahmsweiſe erhalten die von ben Lehrern 
der Bürger- -und Volksſchulen erwählten Wahlmännet Diäten und 
Reiſekoſten aus Staatsmitteln.“ 

14) Dieß verfügte 3. B. die Seburs. Verf. urk. 5. 57. u. die Baier. 
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IV. Die Wahl der Deputirten gefchieht von Seiten ber 


Wähler unwiderruflich für Die 'gefeglich beftimmte. Zeit, welche 
(jedoch nicht überall) "mit der wrfaffungsmäßigen Dauer eines 
f. g. Landtages (Legislatur- Periode) zufammenfällt 15), 


15) 


Verf. Url. Tit. VI. $. 11. Vergl. auch die Würtemb. Verf. Urk. 
$. 153. v. Mohl, Staater. Th. I. ©. 582. Not. 21. Zur Wahl 
eines Erſatzmanns verpflichtete die Meining. Verf. Url. $. 65. 
Kurheffifhe $. 68. Altenburg. Grundgef. $. 168. 176. Säd; 
ſiſche Verf. url. 8. 69. Braunſchw. Landfch. Drdn. $. 80. 81. 
Hannov. Wahlgef. v. 1840. $. 10. Baier. Wahlgef. v. 1848. 8. 
10. Das jest geltende Hannov. Wahlgeſetz $. 11 üherläßt viel 
richtiger dem Befchluß der Wähler, ob ein Erfagmann zu wählen 
fei. Derfelbe tritt an bie Stelle des Abgeorbnneten, wenn biefer nach 
bem Schluffe des Wahltermins ausfällt, jedoch mit Ausnahme des 
im 8. 49 des Verf. Gef. v. Septbr. 1848 beſtimmten Falles. Vergl. 


oben $. 116. Note 6. 


Auf zwölf Jahre geſchah die Wahl in Altenburg, nach dem 
Grundgef. $. 1745 8 Jahre beftimmte für die Zukunft das Wahlgef.. 
v. 1848. $. 65 dann aber das Geſetz v. 21. Octbr. 1848 zwei Sahre. 
Auf acht Fahre’ fol gewählt werden nady ber Babifchen Verf. Urt 
8.385 auf fieben Zahre in Naffau (Pat. v.1814. 8. 6.). Auf 6 
Zahre in Rudolſtadt (Verordn. v. 1816. $.7.). Weimar (Grund- 
gef. $. 32.). Baiern (Verf. Urk. Zit. VI. 8.11.13.) Würtem⸗ 
berg (Verf. Url. $. 157). Heffen-Darmftadt (Verf. urk. 8. 59.). 
Coburg (Verf. url. $. 36. $. 80... Meiningen (Grundgef. $. 
77). Braunſchweig (Randfh. Orbn. $. 83. ©. aber jetzt über 
die Erneuerung der Landesverfammlung durch neue Wahlen zur 


- ‚Hälfte alle 3 Jahre, das Gef. v. 22. Novbr. 1851, $. 18. Hans 


nover. Grundgeſ. $. 116. Landeöverf. Gef. $. 105. Verf. Gef. v. 
1848. $. 57. Lippifche Verf. Url. $. 3. Auf vier Zahre nad 
Cob. Both. Verf. Url. $. 74. Nur auf 3 Jahre gilt die Wahl 
nach der Kurheſſ. Verf. Urt. $. 78. Waldeck MWahlaef. $.6. 11. . 
Dldenburg Grundgef. $. 139.. 166. Preuß. Verf. Urt. 73. 75. 
(die bisherige erfte Kammer dagegen hat nach Art. 67 eine fechejährige 
Legislatur-Periode). Nach dem Waldeck Landesvertrag v. [816 $.19. 
wurden die Deputirten bes Bauernftandes auf Lebenszeit erwählt. 
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V. Bon der Berufung und Berfammlung 
der Skande. 


Ueber einzelne Sragen bes ältern Rechts f. C. G. Buder, Amoenilates jur. 
publ. Jen. 1743 (de comitiis provinc. olim sub dio certoque loco 
habitisl. — 93. 3. Mofer Von der Landflände Conventen ohne 
Yandesherr!. Bewilligung. (Unten Note. 2) — G. A. Rudlioff, de 
literis convocatoriis ad comitia. Gott. 17267. — (v. Sted) Bon 
Zufammenberufimg der Reichſs⸗ u. Landflände; in den Ausführungen 


polit. und rechtlicher Materien. Berlin. 1767. S. 105 f. — ©. 
auch überh. Mofer von der Reicheftände Landen Buch VII. ©. 
1385 f. 


I. Befonders in den ältern landfländifchen Verfaffungen unter: 
fcheiden ſich als verfchiedene Arten der landfländifchen Zuſam⸗ 
mentünfte: Allgemeine und befondere Convente, wovon leg: 
tere. wieder in die Ausſchuß⸗Convente der gefammten Land: 
ftände und Particular-&onvente einzelner Glaffen der Stände, 
3. B. der Ritterfchaft, zerfallen. Auch in den neuern Berfaffun: 
gen laflen ſich, wo flänbifche Ausfchüffe vorfommen, die Landtage 
und die Ausfchußtage und überall die ordentlichen und bie 
außerorbentlichen Berfammlungen unterfcheiben. 

1. Die Regel ift, daß die Landflände fih nur auf lan— 
desherrliche Berufung verfammelnd). Dad Recht der Land⸗ 
fände, ſich willkührlich oder auch ohne landeöherrlihe Be: 
willigung zu verfammeln, wurde feit dem 16ten Sahrhundert in 
ben meiften Zerritorien eingefchränft und felbft von dem Kaifer 


1). Wo Gemeinfhaft der. Landeshoheit ftatt fand, oder wenigftens eine 
vereinigte Landfchaft eriftirte, wie in den Anhaltſchen, Medlen- 
burgſchen und Reußifchen Landen, erfolgte und erfolgt resp. nody 
jest die Ausfchreibung von den Regierungen gemeinfchaftlih. Vergl. 
überhaupt Mofer, von der Reichsſtände Landen. ©. 1496. Ueber 
die gemeinfchaftlichen heſſiſchen Landtage f. Marburg. Vergleich v. 
1627. Mofer a. a. O. ©. 1453 f. Daß es mit „Borwiffen und 
Vorberedung ber abgetheilten Herrn“ geſchehen müſſe, verordnete 
3. B. für. Lippe das Zeflammt bes Grafen Simon v. 1597 und 
der Erbvergleich v. 1616. Art. 2 Mofer a. a. O. ©. 1491 f. 
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mußte in der Wahlcapitul. Art. XV. $. 3. dad Verſprechen 
ertheilt werden, e8 nicht gutheißen zu wollen, daß die Landſtände 
"ohne des Landesfürften Vorwiſſen und Bewilligung, Convente 
anftellten» 2). — Wo aber verfaflungsmäßig zu beflimmten Zei: 
ten des Jahres Landtage angeordnet waren, wie 5. B. in ber 
Dber:Laufig, bedurfte ed natürlich Feiner befondern Iandesherr: 
lichen Bewilligung 3). Auch war in mehreren Verfäffungen aus: 
brüdlich beflimmt, daß der Landesherr auf Begehren. der&and: 
Thaft oder einzelner Stände, oder des ftändifchen Aus: 
fhuffes binnen beftimmter Friſt einen Landtag ausfchreiben 
müſſe, und daß fi) die Stände widrigenfalls eigenmächtig ver: 
fammeln dürften). In den meiften Zerritorien war auch das 
Recht des ftändifchen Ausfchuffes, ſich frei zu verfammeln, nicht 
unter dem Verbote begriffen und in manchen Ländern erhielt ſich 
fogar ungefcehmälert dad Recht der gefammten Stände, fi aud 


2) Vergl. indeß Leift, Staatsr. 8. 55. No. II, und Über biefe Frage 
überhaupt: Mofer, von der Lanbftände Sonventen ohne landesherrl. 
Bewilligung; in deffen 2ter Sammlung einiger neuen Abhandl. v. 
Staatsfachen. -(1765.) No. 3. ©. 105 f. S. auch defjelb. Neben: 
flunden Th. VI. No. 23. ©. 876—902. — Strube’s Nebenftun- 
den Th. II. No. 10. $. 31. — Pütter’s Rechtsfälle. Bd. II. Th. 
2. S. 289 f. Beifpiele, wie das Recht ſich in diefer Hinficht änder- 
te, aber auch verſchieden geftaltete, |. bei Mofer, von der Reichsſt. 
Zanden. S. 1389 f. und befonders Buch VIE Kap. 5. ©. 1519 f. 
Sn dem Erzftifte SCölln 3. B. mußte das Recht ber Stände, ſich 
auch gegen den Willen des Capitels zu verfammeln, noch in der 
Landeseinigung von 1550 anerlannt werben. Die Weftphäl. Lan- 
deseinigung v 1590 beftimmte dagegen, es folle hinfüro in Weft- 
phalen Fein Landtag ohne Wiffen und Willen des Domcapiteld aus- 
gefchrieben. werden“ und bie ſich dennoch Verfammelnden follten firaf- 
bar fein. Die Mährifche Landesordn. v. 1628 erklärte fogar bie= 
jenigen, welde eigenmädhtiger Berfammlung Üüberwiefen würden, 
„des Lafters der beleidigten höchſten Majeftät« für ſchuldig. 

3) Moſer a. a. D. ©. 1409. In Kurſachſen erhielt fi) das Recht 
der Stände fi) zu verfammeln bis 1728. Versi. Hausmann, 
Beitr. zur Kenntn. ber churſächſ. Landtags: Verfammi. Th. I. Ro 1. 

4 ©. 3. B. in -Oftfriesiand durch Kaiferl. Decret von 1688. Mofer 
0.0.08. S. 1417. 
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ohne landes fürſtliche Berufung, ſelbſt außerhalb Landes, zu 
verſammeln 5). 


5) So erklärten z. B. die Braunſchweig. Wolfenbütt. Landſchaftl. 
Privilegien von 1710. Art. 7. unter Berufung auf ältere Receſſe v. 
1614 und ſpätern Jahren: „Denen Ständen iſt die Freiheit gelaf- 
fen, ihre Mit: Stände absque nota conspirationis in= ober au 
Berhald Landes zu convociren.» Diefe «hergebrachte alte Kreiheit« 
der Wolfenbüttelfhen Stände, gegen weldye aber doch von Scheid 
in den Anmerf. zu Moſer's Br. Lüneburg. Staatsr. S. 362 Zweifel 
erhoben werben, beftätigten auch die landſchaftl. Privil. v. 1770 im 
Art. 18. Die Landfchaftsordn. v. 1820 $. 39 befeitigte fie für die 
Stände als Corpus, geftattete aber noch den einzelnen Mitgliedern 
„BZufammentretungen», um fidy über Gegenflände von gemeinfamem 
Sntereffe zu berathichlagen, mit der Verpflichtung, ber Regierung vor⸗ 
er Anzeige zu madıen. Die Landfch. Ordn. v. 1832 $. 113 bat in 
folgender Weife das alte fländifche Convocationsrecht wieder aner- 
fannt und nur auf beftimmte Fälle befchräntt: „Kraft altherge: 
brachten Redyts darf fih die Stänbeverfammlung in ben 
burd) das Gefeg ausdrückhich beſtimmten Fällen, aber aud) 
nur in biefen, auch ohne lanbesfürftlihe Berufung verfam- 
meln, berathen und Beichlüffe faffen. Diefes Convocationsredht fol 
Statt finden: 1) auf Veranlaffung einer plöglidyen allgemeinen Lanz 
Deögefahr; 2) wenn biefes Landesgrundgefeh verlegt wird 
und Anträge zu beffen Schuge zu machen find, insbefondere, wenn 
der Landtag nicht hinnen 3 Zahren berufen wird; 3) wenn ber ftän- 
difhe Ausfhuß zu ergänzen iſtz 4) wenn bei dem Landesge- 
richte von ber Lanbfchaft zu befesende Vacanzen zwifchen den 
Landtagen und zwar 4 Monate vor der Verfammlung bes nächften 
Landtages entftanden find; 5) wenn die Stelle des Landfynbicus 
erledigt if. Sn einer folchen Berfammlung darf nichts vorgenom- 
men werden, als ber Gegenftand, ber fie veranlaßt hat. Nach einer 
von dem Landesfürſten verfügten Auflöfung der Ständeverfamm- 
lung kann das Konvocationsrecht vor Eröffnung des Landtags nicht 
ausgeübt werden, ausgenommen in dem unter 1. aufgeführten 
Kalle.» — Für die Medlenburg. Lande beftätigte ber Erbver- 
gleich von 1755 das uneingefchräntte Recht der Ritterfhaft in den 
Kemtern Bufammenfünfte zu halten. Andere lanbftändifche Verfamm- 
Iungen follten aber jedesmal ber Zeit und dem Ort nach beim Zan- 
desfürften zur Anzeige gebracht, jedoch darauf „ohne weitere barüber 
zu erwartende ausdrückliche Iandesfürftliche Geftattung ing Wert ge 
fest werden können. S. den angef. Erbvergleidy. $. 201. 202. 
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Die neuern Verfaffungs Urkunden erflären dagegen der Re: 
gel nach alle landftändifchen Werfammlungen ohne Tandesherrliche 
Berufung für nichtig, oder felbft für ſtrafbar 6). Abgefehen von 
den erlaubten Verfammlungen des ftändifhen Ausfchuffes 
tommen aber auch hier für beftimmte File Ausnahmen vor”), 
und indbefondere haben einige feit 1848 erlaffene oder revidirte 
Srundgefege theild für ben Fall eined Regierungswechfels, 
theild nach einer Auflöfung des Landtags den Ständen, wenn 
fie nicht innerhalb der verfaffungdmäßigen Zeit berufen werben, 
dad Recht, aud ohne Berufung zufammenzutreten, zu: 
gleich mit Ausfchluß des landeöherrlichen Vertagungs⸗ und Auf: 
löſungsrechts während einer beflimmten Seit, beigelegt 8). 


6) Naffau. Verf. Patent v. 1814. $. 3 Weimar. Grundgef. $. 56. 
(unter Geftattung von Zufammenfünften der einzelnen Glieder ber 
verfchiedbenen Stände in den Kreifen). Baier. Verf. Urk. it. VIE 
$. 31. Badiſche $. 52. Lichtenftein. $. 10. (droht zur Strafe 
Verluft der Landftandichaft). Würtemberg. 8.127. v. Mohl, wür⸗ 
temb. Staatsredht. I. &. 592 f. &. 603. Heffen:Darmft. $. 63. 
Coburg. $. 81. Meining. 9.51. Kurheff. F. 80. Alten 
burg. $. 165. Sächſiſche $. 118. Hannov. Landesverf. Geſet. 
S. 109. Berfaff. Geſetz. v. 1848 $. 61. Auch die Lippifche Verf. 
urk. $. 26. verbietet eigenmächtige Landtage, läßt es aber „in Ab: 
fiht fonftiger Iandfländifcher Verfammlungen“ bei dem Herkommen. 

7) Bor 1848 war die Braunfchweig. Landſch. Ordnung die einzige 

neuere Verf. Urkunde, weldhe den Ständen ein Zufammentreten 

auch ohne Tandesherrliche Berufung in einer Mehrzahl von Fällen 

seftattete. Außerdem beftimmte noch bie Kurheff. Verf. Url. 5.82, 

daß die Landftände bei einem Regierungswechfel, ohne be: 

fondere Berufung am vierzehnten Tage nach eingetretener Re⸗ 
gierungs⸗ Veränderung zufammenlommen follten. — Weber das Ber: 
fammlungsrecht bes ſtändiſchen Ausſchuſſes ſ. z. B. Coburg: 

Goth. Verf. 8. 98. 

Auf den Fall des eingetretenen Thronwechſels beſchränkt ſich das 

Hannov. Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848 $. 109: „Im Kalle eines 

Thronwechſels wird der Koͤnig die Stände ſofort, ſpäteſtens binnen 

14 Tagen berufen. Solle dieß unterlaſſen werden, ſo ſind die zu⸗ 

letzt zuſammenberufen geweſenen Stände berechtigt und verpflich— 

tet, ſich ſebſt zu verfammeln, und die Rechte bes Landes wahr: 
zunehmen. In biefem Falle ann die Stänbeverfammlung innerhalb 

Bahariä’s Staatsrecht. Ir Bd. te Aufl. 40 


ur 
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I. Sowohl ältere ald neuere Berfaflungen beflimmen 
theild die Zeit, innerhalb welcher die Stände orbentlider 
Weiſe berufen werben müffen, theilö fchreiben fie auch gewiſſe 
außerordentliche Fälle einer nothwendigen Berufung vor. 

A Ordentlicher Weiſe traten nad den altern Berfaflun: 
gen häufig blos die weitern Ausfchüffe oder fländifchen Deputatio- 
nen (neben dem vielleicht vorhandenen permanenten engern Aus⸗ 
fhufle) zur Berathung zufammen, während die volle Verſamm⸗ 
lung nur bei wichtigern Gelegenheiten, zur Bewilligung neuer 
Steuern u. f. w., oder wenn die Bollmadıten des fländifchen 
Ausfchufles abgelaufen waren, berufen wurde). Doc brachten 
auch manche Berfaflungen, wonad die Steuern nur auf gewifle 
Jahre bewilligt wurden, die Haltung allgemeiner Landtage zu 
befliimmten Zeiten mit fih 1%. Auch fehlt e8 nicht an Bei: 
fptelen von jährlichen VBerfammlungen 1). — Was die neuern 
Verfaffungen betrifft, fo hängt die Zeitbeftimmung für die 
nothwendige ordentliche Berufung der Ständeverfammlungen in 


vier Wochen von Zeit bes Zufammentrittö ohne deren Antrag weber 

aufgelöfet noch vertagt werben. Sowohl für diefen Kal, ald den 

der Auflöfung (wenn bie Wahlen nicht fogleidy dusgefihrieben oder 
der Landtag nicht innerhalb zweier. Monate zufammenberufen wirb) 
fanctionirt die Verfammlung ohne Einberufung das Oldenburg. 

Grundgeſ. Art. 171. Art. 227. 

Bergl. Waldeck. Lanbesvertrag von 1816 $. 23. 24. Sothaifche 

Landesordn. Kap. IL Tit. 1. Reußiſcher Geſchlechts-Receß von 

1668. Mofer, von ber Reichöftände Landen. ©. 1493. 

10) Wie 3. 8. in Kurſachſen alle ſechs Jahre. Römer, hurfädi. 

Staatsr. Ih. IN. ©. 27 f. 

m) Wie von Alters ber in Medlenburg, allemal in ber Herbſtzeit, 
was ber Erblanbesvergl. v. 1755 $. 145. 149. beftätigt; ferner in 
mehreren Hannoverfchen Provinzen, 3. B. im. Fürſtenth. Calen⸗ 
berg, Srubenhagen und im Bisthum Osnabrück. In mans - 
hen Zerritorien, wie 3. 8. in ber Nieberlaufig, wurben fogar 
jährlich zweimal ordentliche Verſammlungen gehalten. v. Römer, 
churſächſ. Staatsr. Th. II. ©. 89. Ebenſo im Fürſtenthum Lline- 
burg, vergl. Mofer, von ber Reichsſtände Landen. S. 1437 und 
im Herzogth. Bremen Seitens ber Nittetfchaft. Mofer, ebenbaf. 

S. 1440. 


—R 














V. Die landfländifche Werfaflung. ($. 119.) 627. 


einigen Berfaffungen mit den f.g. Steuerperioden zufammen. 
In andern Berfaffungen iſt aber die Berufung auch innerhalb 
der Steuer: ober Legislatur Perioden vorgefchrieben 12). 


B. Außerordentlicher Weile kann ber Landesherr die 


Stände berufen, ſo oft er ed für nöthig hält, was auch in- den 


. 


12) Jedes Jahr mäflen die Stände berufen werben: in Raffau und 


zwar zwifchen bem.1. Ian. u. 1. April. Verfaſſ. Pat. v. 1814. $. 
2. No. 3. u. $. 3. Ebenfo mußten aud) in Hannover fhon nad) 
dem Reglement für’ die allgem. Stänbeverf. vom 14. Decbr. 1819. 
8, 49 und nad) dem Staatögrundgef. v. 1833. $. 118 die allgemeinen 
Stände jährlich berufen werden. Das Landesverf. Gef. v. 1840 
6. 105 feste zwei Jahre fell. Das Verf. Gef. v. 1848 hat aber 8. 
58 die frühere Beftimmung wieder bergeftellt und dabei noch ($. 59) 
feftgeiegt, daß die Eröffnung der ordentlichen Diät in der Regel 


bis zum 1. Febr. eines jeden Jahres ftattfinden ſoll. Die Preuß. 


V. U. Art. 76 fest die jährliche Berufung der Kammern im Monat 
November als Regel fell. Waldeck. Verf. urk. $. 55 (jedes Jahr 
im October). Nur alle zwei Jahre follen ordentlicher Weife Ver: 
fammlungen ber Stände Statt finden: in Baben nad der Verf. 
Urt. $. 46 vergl. mit $. 54. (auf drei Jahre abgeändert durch 
Geſetz von 14. April 1825). Wenigftens alle drei Jahre find bie 
Stände zu berufen: in Weintar, (in ber erften Woche des Januars), 
Grundgef. $. 54. vergl. mit 101.5 im Könige. Baiern, Verf. urk. 
Zit. VIE $. 22. vergl. mit $. 55 in Würtemberg, Verf. Urf. 8. 
127. vergl. $. 1125 in Braunfchweig, nad) der Lanbfch. Ordn. v. 
1820. $. 40 und der Landfch. Ordn. v. 1832. $. 128. vergl. mit $. 
1773 im Großherzogth, Heffen, Verf. Urk. $. 64. u. 67; in ©. 
Meiningen, Grundgef. $. 513 — in Kurheſſen, Verf. Ur. $. 
80. Verf. v. 1852. $.62 und im Königreih Sachſen Verf. url. $. 
115 vergl. mit 6. 98. Nach der Cob. Goth. Verf. Urk. v. 1852. 
$. 80 follen die Landtage regelmäßig in dem erften und legten Jahre 
der vierjährigen Wahlperiode berufen werden. Nach dem Dlden-: 
burg. Grundgef. v. 1849 Art. 166 follen in den erften drei Jahren 
jährlich, Tpäter alle drei Jahre ordentliche Kandtage flattfinden. Blos 
alle vier Jahre follte regelmäßig ein Landtag flattfinden in Alten: 


"burg, nad dem Grundgef. $. 165 vergl. mit $. 203. Da aber das 


Gef. v. 21. Octbr. 1848 eine zweijährige Finanzperiode beftimmt, 


. fo muß hiermit auch die Beflimmung bes $. 166 als abgeändert bes 


teachtet werben. Nur alle fechs Jahre ſollte ein orbentlicker Land: 
tag gehalten werden nad) der Coburg. Verf. Url. $. 80. 
40* 
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neuern Verfaſſungen - meiftend ausbrüdlich anerkannt ifl. Rad 
manchen Werfaflungen hat and) ber Ausfchuß ober der Landtags: 
Vorſtand die Befugniß, auf bie Berufung einer außerorbent: 
lichen Berfammlung der Stände anzutragen. Daneben haben aber 
neuere Verfaffungen auch Fälle bezeichnet, wo eine außerordent⸗ 
lihe Verſammlung berufen werben muß; 3. B. im Fall eine 
Statt gefundenen Regierungswecfels, oder wenn ſich die Anord⸗ 
nung einer Regentſchaft nothwendig madt 13). Auch Tann hier: 
ber die Vorfchrift gerechnet werben, daß im Hall einer flattge: 
fundenen Auflöfung der Stände, eine neue Verſammlung bis- 
nen beflimmter Zeit, 3. B. innerhalb 6 Monaten, berufen werben 
muß 14), fowie die aud noch vorfommende Beflimmung, zufolge 
welcher zur Ausübung bed flänbifchen Anklagerechts die Stänbe: 
verfammlung (auf Antrag des Ausſchuſſes) außerordentlich berufen 
werben muß 23). Die Zrage, ob fi) ein außerorbentlicher Land: 
tag nur mit dem Gegenſtande beſchäftigen bürfte, welcher bie 
Berufung veranlaßte, iſt wenigftend ba, wo nicht die Verfaffung 


3) Vergl. 3. B. Würtemb. Verf. url. $. 127. ©. auch v. Mohl, 
würtemb. Staatsr. Th. I. &. 593. Weimar. Grundgeſetz. $. 127. 
revid. 1850. $. 68. Baier. Berf. Url. Tit. I. $. 11. (vergl. jedoch 
auch Zit. X. $. 1.) Sächſiſche Verf. url. 6. 11. vergl, auch $. 
138. Kurheſſ. Verf. url. $.82. 9.6. u. 8. Meining. Grundgef. 
$. 107. Coburg. Berf. url. $. 120. Heffen-Darmft. $. 107. 
Preuß. Verf. Url. Art. 56. Lippefche Verf. url. $. 26. S. auch 
oben Note 7 u. 8. 


Würtemb. Verf. Url. 6. 186. Darmftädt. Verf. Url. S. 64. 
Braunfhw. Landſch. Ordn. 6. 147. Sächſiſche Verf. urk. $. 
116. Vergl. auch Cob. Both. $.79. Nur von ber Rothwenbigkeit 
einer neuen Wahl der Abgeorbneten binnen drei Monaten ſpricht 
die Baier. Verf. Url. Zit. VII. 6.23. Badiſche Verf. S. 44. 
Nach der Preuß. Verf. url. Art. 51 müſſen ſolchen Falls bie Wi äH- 
‚ler binnen 60 Zagen, die Kammern binnen 90 Tagen verfammelt 
werben. 


1) S. Würtemb. Verf. u. 6.18. v. Mohl a. a. O. L ©. 


193 f. Weimar. Geſetz über bie Minifters Anklage vom 22. Detbr. 
1850. $. 5. 


14 


ur 
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felbft folchen Falls die Stände auf den beflimmten Gegenſtand 
befchräntt, zu verneinen 16). 

IV. Der Ort für bie Verfammlung der Stände ift entwe: 
der verfaffungsmäßig beftimmt 17), oder die Beflimmung hängt 
vom Landesherrn ab 18), wobei aber in altern Receſſen zuweilen 
Refidenzen und Feflungen, um bie Zreiheit der Berathung 
nicht zu gefährden, auögenommen find 19). In der Regel haben 
bie Berfammlungen entweder in der Hauptſtadt der Provinz 
oder in der Refidenz des Fürſten Statt gefunden und bie neuern 
Berfaflungen nennen gewöhnlich die Reſidenzſtadt ald den regel: 
mäßigen Berfammlungsort 20). 

V. Bad die Art und Weife der Eonvocation betrifft, fo 
wird nad) ber Altern Verfaffung, wo die Landflandfchaft ein per: 
ſönliches Recht einzelner priviligirter Gorporationen oder Guts⸗ 
befiger war, von den Berechtigten gewöhnlich jeder: befonders bei 
Ausfohreibung eined Landtags eingeladen. Doc kam auch fchon 
eine Einberufung nad) Elaffen, oder »Strohmmeife,“ wie 
3 B. in Heffen, mit ber Auſſorderuns gewählte Deputirte zu 


16) Ueber Waͤrtemberg, -wo dieſe Frage in neuerer Zeit zur Sprache 
kam, ſ. v. Mohl a. a. O. S. 593. u. 603. 

17) Wie z. B. in Mecklenburg abwechſelnd in Sternberg u. Mal⸗ 
hin, Erblandesvergl. v. 1755. 8. 148. Nach ber Cob. Goth. Ber: 
faff. v. 1852 muß der gemeinfchaftliche Landtag in ber Regel abwech- 
felnd zn Gotha unb zu Coburg (ebenfo auch ber Ausfchuß) ver⸗ 
ſammelt werden. 

18) So z. B. nach der Sächſiſchen Verf. Urk. F. 115 u. dem revid. 

Weimar. Grogeſ. $. 7. 

19) Vergl. v. Römer, hurfädl. Staater. Th. IN. &. 28. Vergl. auch 
Mecdlenburg. Erblanbesvergt. v. 1755. $.189. Braunſchweig. 
Wolfenbütt. Landſchaftl. Privilegien v. 1710. Art. 40. 

20) In älterer Beit fand die Werfammlung öfter unter freiem Him⸗ 
mel Statt; wie noch im vorigen Jahrhundert bei den Ständen bes 
Eichefeldes. Vergl. Mofer, von der Neicheflände Landen. &. 1388. 
u. &. 1500 f. In Medienburg erfolgte, wenn der Landtag zu 
Sternberg gehalten wurbe, die Eröffnung vor der Stabt unter einem 
Gezelte auf dem Zubenberge. Erblandesvergl. $. 156. Hagemei⸗ 
fter, meckl. Staater. $. 64. 
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fenden, vor 2). Die Berufungsfhreiben, welche oft nah , 
Berfchiedenheit der einzurufenden Stände verfhiedene Formulare 
hatten, pflegten auch wohl die Claufel zu enthalten, daß bie 
Ausbleibenden ben Befchlüflen der geborfamlich Erfchienenen als 
beiftimmend betrachtet werben follten 22). Auch mußten bie Be 
rufungsfchreiben meiftend eine gewifle Zeit vor dem Landtage er: 
laffen und dabei die Capita proponenda bezeichnet werben, um bie 
Bevollmächtigten gehörig mit. Inftruction verfehen zu können 3). 
— In den neuern Berfaflungen geichieht die Berufung, wo es 
nöthig ift, unter Anorbnung neuer Wahlen, auf dem Wege öf: 
fentlicher Belanntmahung. Doch kommen daneben auch nod) 
befondere Einberufungsfchreiben vor 4). Der Gegenftand ber 
Verhandlung wird, wenn nit bei Berufung eined außerordent⸗ 
lihen Landtages .eine Ausnahme eintritt, in der Hegel nicht be: 
zeichnet 25). 


21) Mofer, von ber Reidyeflände Landen. &. 1459 f. 

22) S. z. B. Medlenburg. Erblandesvergl. 6.151. v. Römer, chur⸗ 
fähf. Staater. Th. IH. ©. 28. Gandersheim. Landt. Abi. v. 
1601, in fine. Mofer, von der Reichöftände Landen. ©. 1438 unb 
von den Ausfchreiben überhaupt dal. S. 1499. 

Medlenburg. Erblandesvergl. v. 1755. Doch war dieß nicht Über: 

all nothwendigz f. z. B. Über Bafel Mofer a. a. O. ©. 1443. 

4) ©. 3. 8. Coburg. Verf. Urk. $. 85. Sächſiſche $. 115. Alten: 
burg. $ 219. u. A Nach der Hannov. Geſchäftsordn. v. 1850 
$. 9 findet nur ein öffentliches Ausfchreiben auch in Betreff der pers 
ſönlich Berechtigten ftatt. 

235) Nach der Braunfhweig. Landſch. Drbn. $. 130 follen in der Bes 
rufung Verordnung in ber Regel bie den Ständen vorzulegenden 
Propsfitionen, infofern fie Gefegentwürfe betreffen, bezeichnet 
werden. Das Weimar. (revid.) Grundgef. $. 14, nach welchem dem 
aud) während ber Wertagung oder nach erfolgter Auflöfung in Wirk⸗ 

ſamkeit bleibenden Vorſtande (Präſident und Vicepräſident) die Zu⸗ 

ſammenberufung der Abgeordneten obliegt, beſtimmt, daß dem Vor⸗ 
ſtande hinlängliche Zeit vor der Eröffnung des Landtags die erfor⸗ 
derlichen Mittheilungen. über die zu behandelnden Gegenſtände re⸗ 
gierungsſeitig zu machen feien. 


2 


us 
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VI. Von den Landtagen und ihrer Gerhäfts: 
prönung. 


l. Die Eröffnung des Landtags geſchieht, wenn die 
geſetzlich erforderliche Zahl von vorläufig als legitimirt befundenen 
Mitgliedern beiſammen iſt, entweder vom Landesherrn in Perſon 
oder durch einen Stellvertreter 1. Was dabei für Solenni⸗ 
täten Statt finden, hängt in Ermangelung gefeglicher Beſtim⸗ 
mung 2) vom Herkommen und der Beftimmung des Landesherrn 
ab 3). Gewöhnlich gehört fchon zur Eröffnung der Verfamm: 
lung die Anweſenheit einer gewiflen Zahl von Mitgliedern, wel: 
che jedoch, ebenfo wie die zur Wahl der Prafidenten und zur 
Faſſung von Befchlüffen erforderliche Zahl, in den neuern Verfaf: 
fungen verfchieden beflimmt ift ®). - 


1) Gewöhnlich kömmt dabei auch in ben beutfhen Kammern eine f. 9. 

Zhronrede vor, worauf bann Seitens der Stände eine Antworte 

Abdbreffe erfolgen kann, deren Nutzen und Bebeutung freilich fehr 

problematiſch für die beutfchen Verhältniffe ift. Ob gemeinfchaftliche 

ober einfeitige Abdreffe beider Kammern? f. oben $. 113. Note 5. 

Hannov. Gefchäftsorbn. $. 13. „Der Sröfnung geht eine kirchliche 

Beier vorher.“ 

3) Beſchreibung älterer Eröffnungs⸗Geremonien in Böhmen u. Oeſter⸗ 
reich f. bei Mofer, von ber Neicheftände Landen. &. 1392. 1399. 
&. auch Hagemeifter, mecklenb. Staater. $. 64 u. kurſächſ. Land⸗ 
und Ausſchußtags⸗Ordn. von 1728. 8. 6. von Römer, churſächſ. 
Staater. Th. IT. &. 30 f. Weberhaupt noch Mofer a. a. D. ©. 
1503 f. und, was neuere Verfaffungen betrifft, Weimar. Grundgef. 
8. 77. Baier. Verf. url. zit. VIL 8. 22. Badiſche 8. 68. 
Würtemb. $. 160. Meining. Grunbgef. $. 92. Altenburg. $. 
221. 22. Braunſchweig. Landſch. Ordn. $. 131. Oldenburg. 

. Art. 172 u. %. 

4, Zn Baiern kann bie Rammer der Reichsrätbe nur mit der Hälfte, 
die Kammer der Abgeordneten nur mit zwei Drittel ber Mitglie⸗ 
der eröffnet werden, Verf. Urk. Lit. VI. $. 6. $. 15.3 ebenfo in 
Württemberg Verf. Url. $. 160. S. jeboch auch baf. $. 161. 
Nach der Sähfifhen Verf. Ur. $. 127 u. 128 gehört zu Bera⸗ 
tbungen bie Anwefenheit ber Hälfte, zu Beſchlüſſen in erfter 


2 


” — 


632 


Staatör. d. Bunbeöftaaten. — Verfaſſungsrecht. 6. 120.) 


1. Nah ſtattgefundener Beeidigung der Mitglieder 5) 


folgt die Prüfung der Vollmachten, wobei nad) den meiften 
Verf. Urkunden den Ständen felbft die endliche Entfcheidung 


über 


die flreitigen Wahlen und über die fernere Zulaffung der 


Mitglieber gebührt 6). 


5 


— 


6) 


Kammer bie Hälfte, in zweiter Kammer Anmwelenheit von zwei 
Drittthbeilen. In Baden gehören zur Gonftituirung ber erften 
Kammer wenigftens 10, zur zweiten Kammer wenigftene 35 Mit- 
glieder, Berf. urk. 8. 745 in Heffen-Darmft. zur erften Kam: 
mer bie Hälfte, in der zweiten wenigftens 27 Mitgl. Verf. Urt. $. 
85 86. In Hannover genügten nach ber Geſchäftsordn. von 1840 
in erfler Kammer 23, in zweiter 30 Mitglieber. Die Gefchäftsorbn. 
d. 1850 fordert zur Eröffnung, zu Wahlen und zur Abftimmung 
die Anwefenheit der Hälfte ber Kammermitglieber. Zur Bera⸗ 
thung gendat ein Biertel, zur Verlefung bed Protocall bie Ans 
wefenheit von 6 Mitgliedern außer dem Präfidenten und General- 
Secretair. Zwei Dritttheile ber Abgeorbneten fordert die Co⸗ 
burg. Verf. Urk. 8. 86, die Kurbeffifche $. 75. (Gefchäftsorbn. 
v. 1852 $. 2.) Braunfhm. Landſch. Drbn. 5.139. Dldenburg 
Grundgef. Art. 173. Waldeck. Verf. url. $. 57. — Bmwanzig 
Mitglieber verlangt das Meining. Grundgeſ. $. 91. Einundzwanzig 
das Weimar. Grundgeſ. $. 805 das revid. Grundgef. v. 1850 fchon 
bei der Wahl der Präfidenten zwei Drittel ber Mitglieder. 
Eidesformeln ſ. im Walbed. Landeövertr. $. 26. Verf. Urk. v. 
1852. $. 59. Baier. Ber. url. zit. VI. $. 25. Badiſche $. 
6. Würtemb. $. 163. Darmfläbt. $. 88... Meining. $. 78. 
Kurheſſ. $ 74. Braunfdw. $. 132. Altenburg. $. 200. 
Sächſiſche $. 82. Lippifche Verf. Url $. 27. Hannov. Ge: 
ſchäftsordn. v. 1850. $. 14. und Anhang No. 3. Die Beeibigung 
ber Mitglieder u. Präfidenten erfolgt in Hannover burd ben Erb: 
landesmarſchall. 

Baier. Verf. Urk. Tit. VE $ 14. Badiſche Verf. url. F. 41. 
Würtemb. $. 160. Heffen-Darmft. 8. 87. Kurheſſ. $. 68. 
Der Regierung war bie Entfcheibung zugefprochen in Coburg. Verf. 
urk. $. 59-62 und in ber Hannov. Geſchäftsordn. v. 1940 $. 18. 
©. dagegen Geſchäftsordn. v. 1850. $. 23—36 u. Braunfchw. 
Wahlgef. v. 1851. 5. 64. Waldeck. Berf. url. 5. 38. Olden- 
burg. Art. 141. Preuß. Verf. Url. Ark, 78. Bergl. Mohl, Gb. 
die Unterfuchung  beflrittener ftändifcher Wahlen in. der Zeitſchr. f. 
d. geſammte Staatswiſſenſchaft Bd. IV. No. 11. ©. auch über die 
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Al. Den Vorſitz in der Verſammlung führen nach den äl⸗ 
tern Verfaſſungen die Landſchaftsdirectoren, Landtags: 
Marfchalle u. f. w., deren Amt entweder ein lebenslängliches 
ober erbliched war”). Die neuern Verfaflungen dagegen Tennen 
nur gewählte resp. von dem Landesfürften ernannte Präfiden: 
ten 3). 


?) 


8) 


einfeitige oder gegenfeitige Prüfung ber Vollmachten bei zwei Kam⸗ 
mern oben $. 113. Note 5. 

Versi. Mofer, von der Reichsſtände Landen Buch II. Kap. 16. 
(Bon Erb= u. Land: Marfchhallen, Landichaftss Präfidenten u. Direcs 
toren, Erb =Landdroften u. f. w.) Erb⸗Landmarſchalle waren 3. B. 
in Rurfadfen bie von Löſer, in Heffen die Riedeſel, in 
Lauenburg bie von Bülow. In Hannover find die Grafen 
von Münfter Erblandmarfchalle des Königreichs. Vergl. Über 
das ErbmarfchallssAmt f. die Geſchäftsordn. v. 1850. $ 1 f. Mit 
dem Präftdium hat es nichts zu fhaffen. Ueber Kurheffen f. bie 
Verf. url. v. 1831 $. 63. No. 3. — — 

Die Ernennung gebührt entweder der Regierung, wie in den 
Preuß. Provinzialſtänden, und früher in Altenburg nach dem 
Grundgeſ. $. 224, abgeändert durch das Gef. v. 10. April 1848. 8. 
313 oder den Ständen, wie in Weimar, Grundgeſ. $- 58 f. revid. 
$. 8—125 in Waldeck, Landes-Vertr. $. 27. Verf. Url. v. 1862. 
$. 60. Vergl. aud) Coburg. Verf. Urk. $. 87 f. Cob. Goth. $. 
$. 82. Meining. Grundgef. $. 54. Braunſchw. Landſch. Ordn. 
$. 136. Die Präfidenten der erften Kammer werben nach ben neu⸗ 
ern Verfaffungen meiftens vom Landesherrn ernannt. In ber zweis 
ten Kammer werden dagegen gewöhnlich von den Stänben drei oder 
mehr Perfonen ber Regierung zur Auswahl präſentirt; fo 3. B. in 
Baden, Verf. url. $. 45 5 in Naffau, Verf. Pat. v. 1814. $. 
85 in Würtemberg, Ber. url. $. 1645 in HeffensDarmft. 
Berf. urk. 8. 85.86. Sächſiſche Verf. Urk. $. 67. 72. — Beide 
Kammern haben dad Recht ihre Präftbenten zu wählen nad) der 
Preuß. Verf. Url. Art. 78. Kurheſſ. Geh. Ordn. v. 1852. $. 
3. Auch in Baiern überließ das Verf. Geſetz Über den Gefchäfts- 
gang bes Landtages v. 25. Juli 1850 Art. 4 beiden Kammern bie 
Wahl ihrer Präfibenten. Nach dem Geſetz v. 28. Mai 1852 wird 
aber der erft.e Präfident der Kammer ber Reichsräthe vom König 
für bie Dayer eines jeden Landtags ernannt. Vergl. Pdz! Samml. 
ber bayerifch. Verf. Gefebe S. 197. 206. Beide Kammern wählen 


634 Staatsr. d. Bundesſtaaten. — Verfaſſungsrecht. ($. 120.) 


IV. Die Xheilnahme Ianbeöherrliher Eommiffarien an 
den Verhandlungen kömmt fchon in Altern Berfaflungen vor 9); 
ebenfo gewöhnlich in ben neuern Berfaflungen 1%). Nach ben neu- 
ern Verfaffungen haben auch die Minifter dad Recht, denſel⸗ 
ben beizumohnen, nehmen aber, ebenfo wie die Commiſſarien, 
wenn fie nicht felbft Mitglieder der Stänbeverfammlung find, an 
der Abftimmung keinen Theil 1). Als Repräfentanten der Re: 
gierung Tann weder dad Präſidium noch die Ständeverfamm: 
lung Richter ihres Verhaltens in der Werfammlung fein. Es 
kann baher auch Feine Rüge gegen fie auögefprochen ober be: 
fchloffen, fondern nur Beſchwerde wider fie beim Landesherrn 
geführt werben 12). 

V. Nah den Altern Berfaffungen halten die verfchiebenen 
Glaffen der Stände in ber Regel abgefonderte Sitzungen; ja bie 
verfchiedenen Beftandtheile derfelben Claſſe waren nicht immer 
vereinigt 13); während anderwärtd, z.B. in Würtemberg, nur 
gemeinfchaftliche Sigungen der Stände gehalten wurben 1%). In 


zur Präſidenten⸗ und Rice: ‚Präfdenten- Stelle drei Kanbibaten und 
pröfentiren fie bem König zur Auswahl in Hannover, ſchon nad 
ber Berfaff. v. 1819. Dabei: hat es auch die Gefchäftsorbn. v. 1850 
$. 15 u. 16 noch belaffen. 

9%) Mofer, von ber Reichsſtände Landen. &. 1502. 

10) Vergl. 3. 8. Hannov. Geſchäftsordn. v. 1850. $. 27—31. 

11) Mehrfach ift auch beftimmt, daß fie ſich bei ber Abftimmung folchen 
Falls entfernen müſſen. Weimar. Grundgef. $. 88. Badiſche 
Verf. Url. $. 76. Würtemb. $. 169. Heffen-Darmft. $. 62. 
Coburg. $. 94. Meining. $. 94.95. Kurheff. $. 92. Alten⸗ 
burg. $. 232—234. Sächſiſche. $. 134. Hannov. Grundgef. $. 
114. Gefhäftsorbn. v. 1840. $. 285 v. 1850. $. 31. 

22) S. 3. 8. Hannov. Gefchäftsorbn. v: 1850. $. 30. Cob. Goth. 
Geſchäftsordn. v. 1952. $. 83. Etwas Anderes ift Zabel oder Miß- 
billigung der von ben Miniftern zu vertretenden Regierungshanbluns 
"gen, Erklärung zu Protokoll über flattgefundene Berlesung der Ge⸗— 
feße, welche den Ständen gewiß frei ftehen muß, wenn auch bamit 
kein juriftifcher Effect verbunden ift. 

. 18) Vergl. 3. B. Über Kurfachfen: Römer, churſaͤchſ Staatsr. Th. 
m. ©. 33 - 35. 
1) Vergl. Moſer, von ber ReigeRände © Landen. ©. 1804. 
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jeder der Curien entfchied der Regel nach (auch gegen die Ab: 
wefenben) .die abfolute Mehrheit der Stimmen; ob aber 
auch zwifchen den Eurien Mehrheit ver Stimmen entfcheiden Eonnte, 
ob eine Durchzählung ber Stimmen Statt fand, oder bei ein 
tretender Stimmengleichheit der Landesherr resp das Roos den 
Ausſchlag gab, hieng von der befordern Landeöverfaffung ab 15). 
In zweifelhaften Fällen wollten Manche die Analogie der Reiche: 
verfaffung zu Hilfe nehmen und daraus auch z. B. bie Aus: 
nahmen zu beflimmen fuchen, in welchen die Mehrheit der 
Stimmen nicht den Ausfchlag geben könne 16). 

In den neuern Berfaflungen ift, mit der oben in Betreff 
f. 9. Separatvota bemerkten Ausnahme, überall die abfolute 
Majorität der Stimmenden zur Schlußfaffung genügend, wo 
nicht für einen befonbern Gegenftand, 3.3. für Abänderung Der 
Berfaffung, eine größere Majorität verlangt wird 17). Bei Stim- 
mengleichheit entfcheibet zuweilen die Stimme des Vorſitzen⸗ 
den 18), während’ nach: andern Beftimmungen folchen Falls der 
Antrag als abgelehnt gilt und der Präfident gar nicht mit: 
fimmt 19). Wo zwei Kamniern find, müffen fie fich zu demfel: 
ben Befchluffe vereinigen. (Vergl. oben $. 114). . Um diefe Ber: 
einigung herbeizuführen, tritt nöthigenfall8 eine gemeinfchaftliche 
Commiffion zufammen. (Conferenzen beider Kammern) 20). 


15) Vergl. Leift, Lehrb. bes Staater. $. 55. ©. 169. . 

16) Nach Instr, pac. Osnabr. Art. V. $. 52. Vergl. oben: $. 31. No. 
IV. Mofer, von der Neichsftände Landen. S. 1508.53 und daſ. ©. 
722 f. j 

17) W. Seyffarth, de finibus circa jus decidendi, quo vota 'majora 
in comitiis utuntur, reete regundis. Lips. 1818. Vergl. oben $. 54. 

18) ©. 5.8 Kurbeff. Verf. url. $. 75. Württemberg. $. 176. 

" Babdifhe. 74. Sächſiſche Verf. Urt. 5 128. - 

19) Hannov. Gefchäftsorbn. v. 1850. $. 49. Nach dem Meining. 
Grundgef. $. 95. ſollte der Landesherr entfcheidenz ebenfo nad) Wei⸗ 
mar. Grundgeſ. $. 82, Heffen-Darmft. $. 93. und Coburg. 
Verf. url. $. 995 nach ben beiden Testen Verfaffungen aber erft nad 
nochmaliger Abſtimmung; und mit einigen befondern Ausnahmen. 

20) ©. 5. B. Hannov. Geichäftsorbn. v. 1850. $. 76—79. cf. $. 52. 


— 
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ve Den Gegenſtand ber Berbandlung bilden, nad 


etweaiger Beratung und Annahme der f. g. Addreffe, d. h. 
der Erwieberung auf die landesherrliche Eröffnungsrede: 
A. Die lanbeöherrliden Propofitionen, welche nad 


ältern und neuern Berfaffungen zum Bortrage und zur 
Berathung fommen muüffen, und zwar vorzugöweife vor 
andern Gegenfländen 21). Wo zwei Kammern find, wer: 
ben biefe Propofitionen entweder an beide zugleidh, nad 
einander an bie eine und andere, Steuergeſetze aber nad) 
einigen Berfaflungen zuerfl an die zweite Kammer gebracht. 
Die felbfiftändigen Anträge (Usanträge) der einzelnen flän- 
diſchen Mitglieder 22). 

Die Beſchwerden, Vorſtellungen und Bittfchriften einzelner 
Corporationen und Individuen, infofern fie in gefeßlicher 
Weile eingegangen find, und nah dem Vortrag beö be: 
treffenden Ausfchufles zur Berathung gelangen. 


VO. Ueber Alles, was den Gegenfland, die Form ber Be- 


rathung und. Schlußfaflung betrifft, enthalten die landſtändiſchen 
Gefhäftsordnungen die nähern Beflimmungen 3). In der 


) 


22) 


Hannov. Lanbesverf. Gef. v. 5. Septbr. 1848: „Die allgemeinen 
Stände find verpflichtet, vorzugsweife die von der Regierung 
an fie gebrachten Anträge, namentlich das Budget und zwar, wenn 
es von ber Regierung verlangt wird, -jeberzeit zuerft in Berathung 
zu nehmen.“ KBergl. auch bie Hannov. Geſchäftsordn. v. 1850. 
5.63. Nah dem Medienburg. Erblanbesvergl. v. 1755. $. 156 
fol fogar alter Regel gemäß die landſchaftliche Antwort innerhalb 
drei Tagen abgegeben werden. Vergl. Mofer, von ber Reichs⸗ 
fände Landen. &. 1482. 1509. 

Dabei werben unterfchiedben: 1) Haupta uträge, d. b. welche bie 
Srundlage ber Berathung und Beichlußnahme bilden, und wozu 
auch die Propofitionen der Regierung, die Worfchläge ber. Ausſchüſſe 
und Gonferenzen, ber mitgetheilte Befchluß ber andern Kammer ge⸗ 
hörenz — 2) Berbefferungss und unterverbefferungs-Ans 


- träge; 8) eventuelle Anträge. 


Ne Gefhäftsordnungen beftehen jest in ber Regel abgefondert von 
er Berfaffung. Ihre Feſtſtellung ift in einigen ber neueften Verfaſ⸗ 
ingen den Ständen, resp. jeder der beiden Kammern für fi), über: 
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Regel durchläuft jeder Gegenftand flänbifcher Wirkſamkeit drei 
Stadien: 
A. Die Borbereitung zur Erörterung durch Wahl von 


Commiffionen oder Ausfhüffen zum Zwede gutacht⸗ 
licher Berichterſtattung. 

Die Debatte über die Haupt:Propofition und bie etwai⸗ 
gen Verbefferungd:Anträge oder Amendements, wobei meh⸗ 
rere Verfaffungdgefege, 3. B. die Badifhe, Würtem: 
berg. und andere Verf. Urk., nur den Miniften und lan: 
deöherrlihen Gommiflarien die Ablefung fchriftlicher 
Auffäge geftatten. 

Die Abſtimmung über die vom Präfidium geftellten, zur 
Bejahung oder. Verneinung geeigneten, Fragen iſt entwes 
ber eine offene oder geheime. Jene Tann mündlich 
oder durch Aufftehen und Sigenbleiben; dieſe durch Kus e⸗ 
lung oder Stimmzettel bewirkt werden. 


Zur Aufrechthaltung der Ordnung, zur Verhinderung von 


Mißbrauch der Redefreiheit iſt das Präſidium berechtigt und ver⸗ 
pflichtet, und kann zu dieſem Zweck theils zur Ordnung rufen, 
theils das Wort entziehen, theils auch die Sitzung auf der Stelle 
ſchließen. Ueber Remonſtrationen des zur Ordnung Gewieſenen 
entſcheidet die Verſammlung 29%. 


YoL Die Oeffentlichkeit der ſtändiſchen Verhand— 


lungen 25) in dem gewöhnlichen (engern) Sinne des Wortes war 


m 


3%) 


laſſen, Sie finden fih zum Theil in ben Sammlungen ber Ver⸗ 
faffungsgefege von Pölitz-Bülauſu. A. Die neue Hannov. Ges 
ſchäftsordn. v. 7. Bebr. 1850 ift auch abgedr. bei Rauch, Archiv 
f. d. Gefeggeb. 1850. Bd. I. &. 99 f. ©. auch bie neue Geſchäfts⸗ 
orbn. f. d. Braunſchweig. Landes⸗Verſamml. v. 19. April 1852 
(Bel. Sammi. No. 26.) Cob.⸗Gothaiſche Gefhäfts-Orbn. v. 
1862 im Anhang zum Grundgefege. Auf die Landfländ. Geſchäfts⸗ 
orbn. beziehen ſich auch einige bundesgeſetzl. Vorfchriften Schi. A. 
Art. 59. B. Bell. v. 16. Xug. 18245 oben &. 109. (©. 561 f). 

Ueber Ausfchließung eines Mitgliedes wegen orbnungswibrigen Ver⸗ 


haltens f. oben $. 117. Nr. II. 


Ueber England, wo geſetzlich keine Deffentlichkeit befteht und bie 
Bekanntmachung ber Verhandlungen fogar eine Verlegung ber Privi- 
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bereits früher geflattet durch die Verfaſſungen von Baiern, 
Würtemberg, Baden, Heffen:Darmftadt, Kurheſſen und 
Königreih Sahfen und (nah dem Staatögrundgef. v. 1833) 
auch in Hannover, wo fie aber im Jahre 1837 wieder hefeitigt 
wurbe. Gie fand entweder nur in der zweiten, oder in bei: 
den Kammern Statt, wie in Baden, Darmflabt und Sachſen 26). 
Hinfihtlih der Veröffentlichung ber Berhandlungen 
durch den Drud, welde in den meiflen übrigen Berfaflungen 
geftattet oder vorgefchrieben war, kamen wieder verfchiedere Modi⸗ 
ficationen vor, indem dem Publicum entweder nur eine Ueberficht 
der Refultate ded ganzen Landtages, ober auch der einzel: 
nen Verhandlungen mitgetheilt wurbe, oder der Drud ber voll: 
ftändigen Verhandlimgen, mit oder ohne Nennung der Na— 
men der Redner, und zwar entweder nur durch Veröffentlichung 
der fländifchen Protocolle, oder durch Mittheilung in öffentlichen 
Blättern erfolgte 27). Mit dem Jahre 1848 trat überall Deffent: 


legien des Haufes ift, f. &. S. Bakhariä im Arch. f. eiv. Prar. 
XVU. ©. 180. Auf Oeffentlichkeit ber fländifchen Verhandlungen in 
biefem Sinne, — die aber überall durch geheime oder vertrauliche 
Berathungen unterbrochen werben kann, — bezieht ſich hauptfächlich 
bie Beftimmung der Wiener Schlußacte. Art. 59 und der Bundes- 
befhlüffe v. 16. Aug. 1824. u. 28. Yun. 183%. ©. biefetben oben 
6. 109. 

3) Berg. Badiſche Verf. Url. 5. 78. Würtemb. $. 167. deiten 
Darmift. $. 100. Sächſiſche Verf. Urk. 8. 135. 

2) S. z. B. das Naſſau. Verfaſſ. Pat. v. 1814. $. 9., Eine ben $. 
9. der Eonftitution von 1814 abändernde Beflimmung, deren Klü- 
ber, öffentl. R. 5.300. Not. i., gedenkt, eriftirte fonft nicht. Erſt 
die Proclamation v. 5. März 1848 ſprach ben Grundſatz der Deffent- 
lichkeit aus. Die Braunſchweig. Landſch. Ordn. v. 19230 $. 76 
orbnete ausdrüdlih die Geheimhaltung ber Verhandlungen ber 
Landſchaft an. Durch $. 52 ber landfchaftl. Geſchäftsordnung v. 1832 
wurde bieß aber abgeändert und verfügt, baß die fländifchen Proto— 

colle und deren Anlagen, jedoch ohne Nennung von Namen, un ver⸗ 
zuglich durch den Druck bekannt gemacht werden ſollten. Coburg. 
Verf. urk. 5.83. Meining. Grundgeſ. 5.98. Altenburg. Grund⸗ 
gef. $. 147. Hannover. Landesverf. Gef. v. 1840. $. 104. und 
Geſchäftsordn. v. 1840. $. 53. 


Pe 
‘ 
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lichleit der lanbftändifchen oder Kammer: Verhandlungen ein und 
findet gegenwärtig in allen beutfchen Bundesſtaaten, wo land» 
ftändifche Werfaffungen beftehen und nicht eine vollftändige Res 
activirung früherer Zuftände eingetreten ift, Statt 28). 


$. 121. (6. 8) 


VII. Ständiſche Beamte und Husfchüffe. 


I. 3. Mofer, von ber Reichsftände Landen Buch I. Kap. 16. 17. 18. 19. 
— 9. Witzleben, bie Gränzen der Volksrepräſ. ©. 129 f. 


1. Sowohl in den ältern ald neuern fländifchen Verfaffun: 
gen kommen von den Landftänden gewählte, resp. von der Regie: 
rung beftätigte Iandfchaftlihe Beamte vor, welche entweder 
nur auf die Dauer des Landtags, oder auf Lebenszeit zur Wer: 
richtung beftimmter Functionen beftellt werben, ober auch mit erb- 
licher Berechtigung auftreten. Abgefehen von den ſchon erwähn⸗ 
ten Landmarſchallen, Landfhaftspräfidenten und Direc- 
toren V kömmt in den ältern landftändifchen Verfaſſungen faft 
überall dad Amt der rechtögelehrten Landfchafts-Confulenten 
oder Syndici vor, deren fich die Landfchaft zur juriftifchen Be: 
gutachtung ihrer Angelegenheiten, bei Führung von Proceffen und 
auch wohl zur Protocollirung ihrer Verhandlungen bediente. Auch 
hatte der Syndicus zumeilen das Gefchäft bie Vota zu colligi: 
ren« und die Regiſtratur-Geſchäfte binfichtli der landſchaftli⸗ 
chen Acten 2). 

Auch in.neuern Verfaffungen kommen noch fländifche oder 
Landfchafts:Syndici, resp. bloße Secretaire oder Protocol: 


28) Selbſt die Gefchäftsorbn. für bie-Eurheff. Kammern v. 1852 $. 17, 
18 geftattet der Regel nach bie Deffentlichkeit, erleichtert aber frei⸗ 
lich ihre Ausfchließung auf eine Weiſe, daß bie Regel ganz befeitigt. 
werben kann. Ueber Hannover f. die Gefchäftsorbn, v, 1830. $. 
88 f. J 

1) S. oben S. 633. Moſer, von der Reichsſtände Landen. Buch II. 
Kap. 16. ©. 725 f. Hagemeiſter, mecklenb. Staatsr. $. Sl f. 

2) Bergl. 3. B. Sothaifche Landesorbn. v. 1666. Tit. III. Eap. 1. 
und überhaupt Mofer, von der Reichsſtände Landen. Buch FL Kap. 
19. ©. 802 f. 


m 
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Führer vor. Was aber zu ihren Functionen gehöre, läßt fih nur 
nach den Beflimmungen der einzelnen-Berfaffungen ober fländi- 
fhen Gefhäfts= Ordnungen bemeifen 3). 


3) Vergl. 3. B. den Walded. Landesvertrag v. 1816. $. 27 u. 8. 28. 
Lippe⸗Detmold, Verf. urk. 5. 4. $. 39. Weimar. Grundgef. v. 
1816. $. 71 f. Revid. v.-1860. $. 21 f. wonach ber Syndieus zur 
Führung des ProtocoNs, zur Abfaffung von Schriften auf dem Land⸗ 
tage und zu Ausfertigungen in landfchaftlichen Angelegenheiten außer 
dem Landtage unter Leitung des Vorftandes beſtimmt ift. Auch konnte 
er nad) $. 116 des Grundgeſ. v. 1816 zur Verfolgung der Anklage 
gegen höhere Staatsbiener beim Ober: Appellations-Gerichte Auftrag 
erhalten. ©. dageg. das Gef. v. 22. Octbr. 1850. 8.7 f. Aehnliche 
Kunctionen hatte ber Landſchafts⸗Syndicus nad) der Braunfchw. 
Landfchafts-Orbn. v. 1820. $. 52. Auch die Landſchafts-Ordn. v. 
1832 behielt ihn bei. Seine Functionen beflimmte genauer die Ge— 
ſchäftsordn. v. 1832. $. 16—20; jest die Geſchäftsordn. v. 19. April 
1852. $. 16-22. — ©. auch Meining. Grunbgef. $. 53. 58. 98. 
Nach der Kurheſſ. Verf. urk. $. 103 follte der auf .Lebendzeit von 
ben Ständen gewählte Landfyndicus ber befländige Secretair und 
Archivar der Stände und Sonfulent bes landſtändiſchen Ausfchuffes 
fein. In dem Berf. Reglement v. 1852 ift er nebft dem permanen= 
ten landſtänd. Ausfchuß befeitigt worden. — Vergl. ferner Alten- 
burg. Grundgef. 8.2293. — In der Hannov. allgemeinen Stände: 
verfammlung. findet fi in jeder Cammer das mit jedem Landtage 
(nad) ber Gefhäftsorbn. von 1850: mit jeder Diät) ſich erneuernbe 
Amt der General⸗Syndicen, welde als befländige VBerichterftatter 
über Vollmachten und Gonferenz: Anträge fungiren, in den Con⸗ 
ferenzen ben Vorſiz haben u. f. w. Gefchäftsorbn. v. 1850. $. 17. 
22. 44. 50. 68. 77. Verſchieden davon find die von jeder Kammer 
auf Lebenszeit gewählten |. 9. General-Secretaire, welche das 
Protocol und die Tagesorbnung zu führen, bie ftändifche Canzlei, 
Archiv u. f. w. zu beauffichtigen (Geſchäftsordn. v. 1850. $. 4. 5. 40. 
50. 53. 74. 80.) und in Gemeinfchaft mit den ebenfalls auf Lebens- 
zeit erwählten ‚beiden fländifchen Gommifferien bie höchſt wichtigen- 
durch $..100 bes Gef. v. 5. Septbr. 1848 und $. 181 bes Landes⸗ 
verfafl. Geſedes von 1840 dem (aufgehobenen) Schascollegio beige⸗ 
legten Befugniffe auszuüben haben. — Blos Secretaire kennen 
die Verfaffungen von Würtemberg (Verf. urk. 8.164), Heffen- 
Darmſtadt (Verf. Url: 8. 86.), Coburg (Berf. urk. 8. 92.) — 
ueber Landſchaftscaſſirer f. z. B. Weimar. Grunbdgef. $. 122. 
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I. Zur Vermeidung ber Unbequemlichfeit und der Koften 
allgemeiner Eandeöverfammlungen und zum Zwecke fortdauernber 
Verwaltung der Iandfchaftlichen Caſſen bildete fich feif dem 16ten 
Sahrhundert nach und nad faft in allen landſchaftlichen Verfaf: 
fungen dad Inſtitut der fländigen Ausfchüffe oder Deputa- 
tionen: (Kandedalteften, Worfteher) aus, welche ald Repräſen—⸗ 
tanten des ganzen fländifhen Corpus, nad der ihnen 
ertheilten. Vollmacht (in Würtemberg “ber Staat genannt), die 
ftändifchen Rechte wahrnehmen und Wei den Taufenden Sefchäften 
ftatt der gefammten Landfchaft mit. dem Landesherrn verhandeln 
folten. Bier und da wurde bie Theilnahme an dem Ausſchuß 
ein unwandelbared Recht. beftimmter ‚Stande und meiftens ent: 
widelte fich noch ein Unterfchied zwifchen dem engern und wei: 
tern Ausfchuß, deren innere Organifation im Verlauf der Zeit 
auf beftimmte Weife feftgeftelt wurde 4) und wobei zum Theil 
auch wieder die Abfonderung in verfchigbene Stänbeclaffen ober 
Curien bervortrat. 

Meiftens wurden aber die Ausfchuffe, befonderd auch vermöge 
des ihnen nachgelaflenen Selbftergänzungsredhtes, zu einem Wurm, 
welcher die Wurzeln der fländifchen Verfaffung zernagte, die Ber 
deutung der gemeinen Landfchaft nach und nad) vernichtete, und 
Mißbräuche aller Art, ja zum Xheil den Untergang ber flänbi- 
ſchen Verfaſſung, herbeiführte). — Die hierüber gemachten Er: 


Soburg. Verf. Url. 8. 108.1 Meining. Grundgef. 9.61. — Weber 
ftänbifches Gehülfs⸗Perſonal ſ. z. B. Würtemb. Verf. url. $. 193. 
Braunfhw. Landſch. Ordn. 6. 137. Hannov. Geſchäftsordn. v. 
1850. $. 7. oo. 
4) ©. Nachrichten über bie einzelnen Verfaffungen bei Mofer, von 
der Reicheftände Landen. Bud II. Kap. 18. ©. 763 f. und über 
Kurfadhfen: v. Römer, hurfädf. Staater. Ih. HL. S. 18f. ©. 
auh Medlenburg. Erblandesvergl. v. 1755. $.176f. Hagemei: 
fter, mecklenb. Staater. $. 54 f. 
&. oben ©. 548. Beſonders belehrend ift in diefer Hinficht die Ge⸗ 
fchichte der Landſtände in Baiern von Rubharb. Th. II. ©. 293 f. 
©. auch Über Württemberg bie Abhandl. von Spittler, Entwurf 
einer Gefchichte des engern lanbfchaftl. Ausfchuffes, und von Mohl, 
würtemb. Staater. Ih. I. S. 12 f. ©. 18. | 
Bahariä’s Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 41 


5 


ar 
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fahrungen fcheinen der Grund geweien zu fein, weshalb man bei 
der Einrichtung einiger der. neuern fländifchen Berfaflungen Die 
Beibehaltung bed Inftituts der Ausſchũſſe gänzlich vermieden hat ©). 
Allein bei gehöriger Beſchränkung ihrer Vollmachten und mit 
Bermeidung der Fehler in ihrer Einrichtung, welche die eigent- 
liche Quelle der ältern Mißbräuche waren, können fie doch noch 
als eine heilfame Inſtitution betrachtet werben und find felbft 
nothwendig, weil ed ohne fländigen Ausſchuß den nicht verfam: 
melten Ständen und dem Lande ganz an einem zur Vertretung 
der fländifchen Rechte legitimirten Organe fehlt. Dazu gehört 
aber freilich wefentlich, daß bei einer Auflöfung der Stände bie 
fen noch geftattet fein müfle, ihren Auöfchuß zu wählen, ober Daß 
die ſchon gewählten Glieder dadurch nicht ihre Vollmachten ver: 
lieren 7). — 


6) Vergl. 3. B. v. Mohl, würtemb. Staatsr. Th. L ©. 736 f. Beſon⸗ 
ders war 1833 in Hannover bei der Errichtung des Staatögrund- 
gefehes dieſer Grund maafgebend. Bei ber Aufhebung bes Etaate- 
grundgefeges im Jahr 1837 wurde der Mangel eines fländigen Aus: 
ſchuſſes ober eines andern zur Vertretung ber Berfaffung legitimir- 
ten Organs ſchwer empfunden. | 
Mit verfchiedenen Mobdificationen findet fich das Inſtitut ber Aus- 
ſchüſſe oder fländifcher Deputationen in ben meiften neuern Berfaf- 
fungen. &o in Weimar, Grundgef. $.57—65. und $. 105 f. vergl. 
mit 8. 97. (Zept der Landtags-Vorſtand. Revib. Grundgeſ. v. 
1850. 8.11 f) Baden, Berf. uUrk. 8. 51. 8. 57. 63. Würtem- 
berg, ®. u. 8. 187—192. (Bergl. v. Mohl, wärtemb. Gtaatör. 
Th. 1. ©. 738-758.) Gob urg. Verf. url. 8. 104. Cob. Both. 
v. 1852. 8. 91 f. Kurbeffen, Berf. url. $. 102; befeitigt 1862. 
Altenburg, Grundgeſ. 8. 249 — 266. Braunfhweig, Landſch. 
Ordn. v. 1832. 8. 59. 8. 87-93. $. 118- 127. 8. 149— 151. Berf. 
Gef. v. 22. Novbr. 1851. $. 22 f. Lippes- Detmold Verf. Url. 8. 
3. 38. Mehr in alter Weife, und in ber Regel die Stelle ber ge⸗ 
fammten Stände vertretend, war das Inſtitut regulirt in dem Wals 
ded. Landesvertrag v. 1816. $. 21— 23. Died fällt jest gänzlich 
weg. Die Verf. v. 1852 Hat keinen ſolchen Ausfhuß. In Hannover 
hatte das f. 9. Schagcollegium nad der Verfaffung von 1819 
u. 1840 gewiffe Functionen eines fländigen Ausfchuffes, unterfchieb 
ſich aber Hinfihtlid) der Wahl, fowie durch bie lebenslänglicdye Dauer 
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$. 122. ($. 99.) 


VIII. Dauer der Landtage. Vertagung, Aufid: 
fung und Schluß. 


1. Außer ber durch bie Berfaffung beflimmten Dauer eines 
ganzen Landtages (vergl. oben $. 119. No. III.), ift in ben 


des Amtes und die fefte Beſoldung ber orbentlichen Glieder wefents 
lich von der Einrichtung anderer neuer Verfaffungen. Vergl. Lans 
desverf. Geſetz v. 1840. $. 159. 160. 8. 163— 167. $. 181. Durd) 
das Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848. 8. 100 ift aber dag Schagcols 
legium wieder aufgehoben und beflimmt: „Es follen von der 
allgemeinen Ständeverfammimg: zwei Sommiffarien auf Les 
benszeit ernannt werben, welche gemeinfchaftlich mit ben Generals 
Secretarien jeder Kammer, unter bem Vorſitze bes Präſiden⸗ 
ten ber oberften Steuerverwaltung, bie vorgebachten Rechnungen zu 
prüfen und ben Gang bes Staatshaushaltes zu Überwachen, an ber 
Verwaltung bes Staatsſchuldenweſens Theil zu nehmen und bei ber 
Berwaltung ber Steuern mitzuwirken haben. Außerbem haben bie 
Sommiffarien nebft ben Generals Secxetarien biejenigen Befugniffe 
auszuüben, welche durch den 8. 181 des Landesverf. Gefepes dem 
Schatcollegium beigelegt find. Die Commiſſarien follen als folche Mits 
glieder der Ständeverſammlung fein. Das bisherige Schagcollegium 
fou aufgehoben werben.« &. barüb. das Bef. v. 12. Septbr. 1848. — 

_ Ueber bie aus den Y reußifchenProvinzialsStänden (1842) gebildeten 
Ausfhüffe f. oben S. 567. Für die Kammern Eennt bie Preuß. 
- Verf. url. v. 1850 Feine folche Ausfchüffe. Dagegen hat 3. B. von 
den neueften Verfaffungen die Oldenburg. Verf. Url, Art. 185 f. 
- einen fländigen Ausſchuß. — Ueber die zum Theil auch zu ben flän- 
. digen Ausfchüffen gehörenden, zum Theil auch mit andern Func⸗ 
tionen beauftragten, zwifchen Tanbesherrlichen Dienern und landſchaft⸗ 
lichen Beamten gewiffermaßen in der Mitte ftehenden, in vielen Pro: 
vinzial-Berfaffungen vorkommenden (fländifchen) andräthe f. Mo: 
fer, von ber Reichsſtände Landen. Buch II. Kap. 17. ©. 741 f. 
Mecklenb. Erblandesvergi. $.166f. Hagemeifter, medlenburg. 
Staatsr. $. 51. H. Simon, preuß. Stastsreht Th. I. ©. 196 f. 
Eine mobifizirte Herftellung des Inftituts der Landräthe, welche eine 
Art von Abminiftrativs Mittelbehörbe bilden, erfolgte in Preußen, 
"nach der Einrihtung der Provinzialſtände. Simon a.a.D. ©. 196 f. 
— Die Stelle von Provinzials&tänden vertreten die Landräthe 
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neuern Berfaffungen öfters auch für die einzelnen Diäten, welde 
entweber jährlich, ober alle 2, 3 Jahre u. f. w. fattfinden fol= 
len, eine gewifle Zeit feftgefegt, über welche hinaus der Kegel 
nad die Verſammlung der Stämde fich nicht auöbehnen ſoll I). 

1. Schon in den Altern Verfaſſungen kömmt ein Unterſchied 
zwifhen Bertagung, Auflöfung und Schluß des Landtags 
vor. Vertagung, oder Prorogation nannte man bie Aus- 
fegung der Gefchäftsverhandlung für eine beftimmte Zeit. Die 
. Bertagung auf unbeftimmte Zeit, wobei neue Audfchreiben erfol- 
gen mußten, hieß Limitation. Von Diffolution (Zerrei- 
Bung) des Landtags wurde gefprochen, wenn Landesherr und Land⸗ 
ftände über die Gegenflände der Verhandlung nicht einig werben 
tonnten und ber Landtag entweder auf landesherrlichen Befehl, 
oder auch ohne diefen, umverrichteter Sache auseinandergieng 2). 
Eine Erlöfhung der Vollmachten von Deputirten der eigent: 
lich Berechtigten kam hierbei auhzfhon vor; im Ganzen Tonnte 
aber, der Natur der Altern landſtändiſchen Verfaffungen zufolge, 
das Iandftändifche Corpus nicht in der Weife vernichtet werben, 
wie dieß durch die Auflöfung in den neuern Berfaflungen be- 
wirft wird. Auf die Eriftenz der Ausfchüffe war eine folche 
Diffolution ohne Einfluß 3) 

Nach allen neuern Berfaffungen if die Bertagung und Auf— 


(KreisgemeindesBerfammlungen) in Baiern, eingeführt durch Gef. 
». 15. Aug. 1828. Wefentlicdy in den Grundlagen mobifizirt durch das 
Gef. n. 28. Mai 1852. Pözl, Lehrb. des bayer. Verfaffungsredhts 
©. 453 f. Deffelb. Samml. ber bayer. Verf. Geſetze S. 345 f. 
— Berol. au Schweiger, ff. R. des Großhth. Weimar I. $. 113, 

Ud) &o 3. B. in Baiern, nad der Verf. Urt. Tit. VII. $. 23 nicht 
über 2 Monate; in Kurheffen, Berf. ur. 5. 85 (jest $. 66.) 
nit über 3 Monate; ebenfo in Braunſchweig, Landſch. Ordn. 

.. 8.1465 in Hannover früher nad dem Landesverf. Gef. $. 107. 

2). Vergl. Mofer, von der Reichöftände Landen ©. 1510 f. 

3) Ganz zu verbieten ſcheint die Diffolution Medlenburg. Erblan- 
desvergleich v. 17255. $. 158, indem er verfügt, daß fo lange über 
die in Erörterung flehenden "Materien gehandelt werben fol, bis bie 

‚x . Landtagsfahhen überhaupt zur Reife eines föemlichen Landtagsfchluffes 
oder Abſchiedes gediehen ſeien. 
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löſung der Stände ein Recht des Landesherrn, von welchem er 
in der Regel zu jeder Zeit nach eigenem Ermeſſen Gebrauch 
machen Tann. Nur ausnabmöweife kommt für beflimmte Fälle 
eine Befchränfung dieſes Rechts vor, häufig eine gefeßliche Gränze 
der Vertagung und faft überall die Vorfchrift, daß gleichzeitig 
mit der Auflöfung oder innerhalb beflimmter Friſt nach derſel⸗ 
ben die Anordnung neuer Wahlen oder auch bie neue Berufung 
der Stände erfolgen muß). Die Stände dürfen dagegen nicht 
eigenmächtig ihre Thätigkeit unterbrechen oder beendigen. Nur. 
eine Vertagung auf einige Tage iſt ihnen gewöhnlich ohne 
Iandesherrliche Genehmigung geftattet. Auch müffen fie, wo nicht 
die Verfaflung ihnen noch eine Handlung, wie namentlich die 
Mahl des Ausfchuffes, geftattet5), auf der Stelle ihre Verband: 
lung beendigen, wenn bie Verfagung oder Auflöfung ihnen ver: 
Fünbigt if. Durch die Auflöfung verlieren alle gewählte oder 
nicht perfönlich berechtigte Mitglieder der Ständeverfammlung 
dieſe ihre Eigenfchaft, infoweit nicht eine Verfaffung etwas An⸗ 


4) Vergl. Über die regelmäßige Erneuerung (Ausloofung und neue 
Wahl) eines beftimmten Theiles der Ständeverfammlung, resp. nur 
‚ ber erften, oder ber zweiten Kammer: Badiſche Verf. Urk.: $. 38. 
Sächſiſche $. 71. Braunſchw. Landſch. Ordn. $. 38 u. Gef. v. 
22. Novbr. 1851. $. 18. Hannov. Gef. v. 5. Septbr. 1848. $. 
39. Ueber Vertagung, Auflöfung und Schluß bes Landtags: Weis 
mar. Grundgef. $. 95. 96. Baier. Verf. Mel. Tit. VIL $. 23. 31. 
Badiſche 8. 42 —44. Würtemb. $. 186. 192. Darmftäbdt. $. 
63—65. $. 101. Coburg. $. 80. 81. 83. Gob. Both. $..74. 
718. 79. Meining. $.51. 52. 101. Kurheff. $. 83. 84. 86. (jest 
$. 64. 65.) Altenburg. $. 248. 264. Sädfifde$. 116— 119. 
Braunfhmweig. Landſch. Ordn. $. 147. 148. Gef. v. 22. Novbr. 
1848. 8. 19. 21. 27. Hannov. Grundgeſ. 8. 116. 119. Landesverf. 
Gef. $. 105. 108. 109. Verf. Gef. v. 5. Septbr. 1848. $. 57. 60. 
Dlbenburg. Art. 169— 171. Preuß. Verf. Url. Art. 51. 62. 
Art. 75 — 77. 
Vergl. Würtemb. Verf. Url. $. 192. Kurheſſ. $. 102. Olden⸗ 
burg. Art. 186. Braunfchmweig. Gef. üb. bie Landesverfammt. 
v. 22. Novbr. 1851. $. 24. Vergl. auh Cob. Goth. Grundgef. 
$. 92. 


5 
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dere beſtimmt 6). Auch trifft die Wirkung der Auflöfung in der 
Regel beide Kammern. Es Tann aber nad einigen Berfaflun- 
gen der Landesherr beide zugleich ober nur eine Kammer auflö- 
fen ?), während nady andern Berfaflungen die erfie Kammer un: 
auflösbar ift 3). 

Geſchloſſen wurbe der Landtag bei den Altern Bandflän- 
den faft überall mit der urfundlihen Vollziehung bed Landtags⸗ 
Abſchiedes, worin die gefaßten Beſchlüſſe, die verglichenen und 
noch auögefeßten Punkte ausführlich zufammengeftellt wurben >). 
Auch bei den neuern Ständen kommen noh Landtags-Ab⸗ 
fchiede beim Schluffe des Landtags vor, worin die Regierung 
ihre Erklärungen über bie flattgefundenen Verhandlungen ab⸗ 
giebt 19). 


6% So ertifht nad ber Braunfhweig. Lanbfchaftsorbn. 8. 86 (Bei. 

9. 22. Rovbr. 1851. $. 21.) der Auftrag der Abgeorbneten durch 
Auflöfung ber Stänbeverfammlung erſt bann, wenn bie neue Wahl 
des betreffenden Wahlcollegiums beendigt if. Auch enthält das Wei- 
mar. Grundgefeg v. 1816 $. 96 u. das revib. v. 1850. $. 34 bie 
fihernde Beftimmung, daß, wenn bei einer Auflöfung die Anorbnung 
neuer Wahlen binnen dreimonatlidyer Friſt nicht erfolgt, die vorige 
Bereinigung der Stände von felbft wieber hergeftellt if. Vergl. auch 
Hannov. Verfaſſ. Gef. v. 5. Septbr. 1848. 5. 109. — Gelbft ber 
ſtändiſche Ausfchuß wird durch die Auflöfung aufgehoben nach der 
Badifhen Verf. urk. $. 51 u. dem Altenburg. Grundgef. $. 264. 

7) Preuß. Verf. url. Art. 51. 

8 So nah der Sächſiſchen Verf. Url. $. 116. Hannov. Verf. Gef. 
v. 1848. $. 57. 

9%) Vergl. Mofer, v. der Reicheftände ganden S. 1511. Vergl. oben 
8. 34. (©. 131.) | | 

10) Vergl. 3: B. die Verfaffungen von Baiern, Weimar, Heffen- 
Darmflabt, Coburg, Kurheffen, Königr. Sahfen, Braun 
Thweig, Oldenburg. 
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Sechstes Kapitel. 


Die republifanife Berfaffung der freien 
Städte. 


Das Geſchichtliche hinſichtlich der Unterwerfung der freien Reichsſtädte 
unter die Landeshoheit u. Souveränetät deutſcher Fürſten ſ. oben 
5. 36 u. 36. ©. auch G. W. Hugo, bie Mediatiſirung der deutſch. 
Reichsſtädte. Karlsr. 1838. 


Zur Kenntniß der Verfaſſung der freien Städte ſind zum Theil noch 
brauchbar bie von Putter, Litt. des Staatsr. Th. II. ©. 164 
f. und Klüber, Fortſetz. S. 193 f. angeführten Schriften fiber 
die Verfaffung ber Reichsſtädte, beſonders I. 3. Mofer, von ber 
reicheftädt. NRegimentsverfaffung. Frankf. u. Leipz. 1772. ©. auch 
(v. Abele) Vom Verhältn. des Magiftrats und ber Bürgerfchaft in 
den Reicheftäbten, bef. die Gerechtfamen ber Bürger in Anfeh. bes 
Stadtregiments und feiner Theile. Leipz. 1780. — dv. Sartori's 
auserlef. Beiträge in Reichsſtädt. Sachen. 2 Ih. Frkf. 1777. — — 
3. Br. Malblank, Abhandl. aus dem reichsſtädt Staatsrechte. 
Grlang. 1793. 

Ueber bie heutige Werfaffung der vier freien Stäbte f. Überhaupt Klü⸗ 
ber, öffentl. Recht. $. 240 f. Aler. Müller, Ginleit. zum Stu⸗ 
. bium ber Verfaſſungs-Geſchichte der vier freien Städte. Hamb. 
1826. — J. C. Bifinger’s vergleich. Darftelung der Staats⸗ 
verfaffungen ber europäifchen Monardien u. Republiten. Wien 
1818. ©. 286 f. ©. auch: Freimüthige Bemerkungen über bie 
neuen Gonftitutionen ber freien beutfch. Reichsſtädte. 3 -Lief. 1816. 

Ueber die Verfaffung der drei f.g. Hanfeftädte giebt eine Üüberfichtliche 
Darftellung (beutfh u. franzöfifh): Ch.de Villers, Constitutions 
des .trois villes libres ans6atiques, Lubeck, Bremen, Hambourg, 
avec un memoire etc. Leips. 1814. Vergl. auch Sechs Briefe 
üb. den Handel der Hanſeſtädte u. ſ. w. 1821. S. 83 f. — Wurm, 
Verfaſſungsſtizzen der freien und Hanſeſtädte, Lübeck, Bremen und 
Hamburg. Hamb. 1841. 


Literatur über das öffentliche Recht und bie Verfaſſungsge⸗ 
ſchichte der einzelnen Städte: 

1. Frankfurt: J. B. Lehnemann, de privilog. S. R. I. liberae rei- 
publicae Moeno-Francofurtanae. Lips. 1740. — 2. Gottfr. Mo: 
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gen’s Abhandl. vom Urfprunge, Yortgange und heut. Zuſtande ber 
Negimentsverfafl. in der Reichsſtadt Frankfurt. Gieſſ. 1754. — J. 
Fr. Moriz, BVerſuch einer Einleit. in die Staateverfafl. v. Frank⸗ 
furt. II Th. Frankf. 1785. 1786. (Auch unter dem oben ©. 32 an 
geführten allgem. Zitel). — 3. H. Faber, topograph., politifhe u. 
biftor. Beſchreibung der Reichs⸗, Wahl: und Hanbelsftabt Frankfurt 
a. M. U Ib. Frankf. 1788. — Gedrängte Darftelung und Inbe 
griff der wefentlidhen Beftandtheile der alten Verfaſſung der freien 
Stadt Frankfurt. Frankf. 1816. — Ferner die oben zu $. 105 an⸗ 
geführte Schrift von Fichard. 


U. Bremen. Brevis adumbratio status civitatis Bremensis ante, sub et 
post pacificalionem Osnabrugensem (in Ad. Cortreji Corp. jur. 
publ. Tom. IV. R0.2.) — v. Poſt, hiſtor. Nachr. von der Regiments⸗ 
verfafl. u. dem Rathe der Reichsſt. Bremen aus ungebr. Urkunden 
gefammelt — mit Anmerl. u. einem Anhange von Documenten ans 
Licht geftellt von 3. Phil. Caſſel. Bremen 1768. — Verhandlun⸗ 
gen über die Verfaffung der freien Hanfeftadt Bremen. Bremen 1818. 
— Donandt, Gefchichte des Brem. Stadtrechts. H Th. 1830. 


m. Hamburg. Nachricht von bem rechtlichen Zuſtande ber Reichsfreyheit 
und Immebietät ber Stadt Hamburg, in Kaber’s Staatscanzley. 
zb. 67. ©. 288 f. Ih. 68. ©. 233 f. — Stelzuner, Verfuh einer 
zuverläff. Nachricht von dem kirchl. u. politifchen Zuſtande ber Stabt 
Bamburg. VI 26. Hamb. 1731 f. — Bottfr. Schüpe, bie Se 
ſchichte v. Hamburg. SH. L 1775. Tb. II. 1784. — H. 8% Heff, 
unwiberrufl. Fundamentalgeſetz⸗Regimentsform od. Bauptreceß ber 
St. Hamburg. Hamb. u. Alton. 1782, — Hamburg, topographifch, 
politiſch und Hiftorifch befchrieben. I Th. 1789. — Lappenberg, 
Programm der britten SGäcularfeier ber bürgerfhaftl. Verfaſſung 
Hamburgs am 29. Septbr. 1828. — (Bartels) Abhandlungen Über 
Gegenftänbe der Hamburg. Berfaffung. — Befonders zu empfehlen 
ift das umfaflende und gründliche neuere Werl von N. A. Weft- 
phalen, Hamburgs Verfaffung und Verwaltung in ihrer allmäh- 
ligen Gntwidelung bis auf die neueſte Zeit. Hamb. 1841. TI Bbe. 
2te Aufl. 1846. (Eine weitere Ausführung der frühern Schrift 
beffelb. Verfaffers: Verſuch einer georbn. Zufammenftelung der Nach⸗ 
weifungen über fämmtl. Hamburg. Staatsverwaltungsbehärben. Hamb. 


1828.) 
IV. beck. Siebrand, jura publica urbis Lubecae, et civitatum An- 
seaticarum et Imperialium. — 93. v. Melle, gruͤndl. Nachricht 


. von der Faifer! freyen und des H. R. Reiche Stadt Lübeck. Ste Aufl. 
- (vn 3. H. Schnobel.) Lübel 1787. Kap. V—VII. Kap. XXXVIII. 
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— & auch Joach. Luc. Steine gründl. Abhandl. bes lübſchen 
Rechts. Theil I. Leipz. 1738. ©. 17 f. ©. 58 f. 


8.123. ($. 102.) 


I. Die Grundgefete der freien Städte, ihre Abän⸗ 
derung und Aufbebung. | 
©. die ältern Grundgefege in 3. 3. Mofer’s Neichsftätt. Handbuch. Tü⸗ 
bingen 1732. II Bde. und in Lünig’s Reichsarchiv Part. spec. 
Contin. IV. 


l. Was die Grundgefege ber freien Städte betrifft, fo 
beruhte | 

A. die frühere Verfaffung der freien Stadt Frankfurt 
auf Kaiferlichen Privilegien und Refolutionen, auf Verträgen 
zwifchen Rath und Bürgerfchaft, befonderd dem Bürgervertrag 
von 1613, Herfommen und reichögerichtlichen Entfcheidungen 1). 
Bei der Stiftung des Rheinbundes wurde die Stadt und ihr 
Territorium dem Fürſten Primas überwiefen 2). Bon ihm erhielt 
die Stabt eine neue Organifation vom 10. Octbr. 1806 3), und 
nahm dann an der Conftitution für dad Großherzogthum 
Frankfurt vom 16. Aug. 1810 Theil H. 

Auf dem Wiener Eongreffe wurde die Freiheit der, zum 
Sig der deutfihen Bundedverfammlung beflimmten, Stadt mit 
der Feſtſetzung völliger Rechtögleichheit der hriftlichen Einwoh— 
ner 5) und mit der Beflimmung anerkannt, daß etwaige Verfaf: 
fungs:Streitigkeiten allein durch bie Bundeöverfammlung entfchies 


1) Vergl. überh, oben $. 34. I. B. — Den: Bürgervertrag v. 1613 f. 
ine® S. Müller, vollftländige Sammlung ber in ©. Franff. c. 
Frankf. ergangenen Refolutionen und dahin einfchlagenden Stadtver- 
waltungs= Grundgefege. II Abth. Frkf. 1785. Kol. Abth. I. ©. 18f. 

2) Rheinb. Acte Art. XXII. „Son Altesse Eminentissime le Prince- 
Primat röunira à Ses Etats et possedera en toute proprieid et 
souverasneie la ville et le territoire de Francfort.“ 

3) &. bief. bei Pölitz, Europ. Verfafl. Bd. I. Abth. I. S. 1125. 

9) Pöolitz. a. a. O. B. J. 8.43 f. 

5) Wiener Congr. Acten Art. 46. — Vergl. auch Klüber's Staats: 
archiv Hft. II. S. 290 f. 
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ben werden follten 6). Unter Befeitigung eine durdhgreifenbern 
Conſtitutions⸗Entwurfes v. 19. Zuli 1814, wurde, mit den ⸗durch 
Art. 6 der Wiener Gongreßacte nöthig gewordenen und von 
dem Zeitgeifte gebotenen Veränderungen und Zuſätzen⸗, die frü⸗ 
here Berfaflung in allen ihren Xheilen wieder hergeſtellt durch 
die (18. Juli 1816) von ber fehr großen Mehrzahl der gefamm- 
ten Bürgerfchaft angenommene, aus 52 Artikeln beſtehende, ſ. g. 
Conſtitutions- Ergänzungsacte der freien Stadt Frankfurt; 
vom Senat und Bürgerſchaft beſchworen am 18. Octbr. deſſ. 
Sahres 7). Die feit 1848 gemachten Verfuche zur Begründung 
einer neuen (resp. Reform der biöherigen) Berfaflung haben bis jest 
zu feinem Refultate geführt. Auch dad auf allgemeines Wahl: 
recht nicht blos der chriftlihen Bürgerſchaft bafirte Wahlgeſetz v. 
1848 ift in Folge Befchlufles der Bundesverfammlung durch Ber: 
ordnung des Raths v. 5. Octbr. 1852 wieder befeitigt worden 8). 


6) Wiener EongreßsXcte. Art. 46: „La ville de Francfort, avec son 
terrsloire, tel qu'il se trouvait en 1803, est declaree libre, et 
fera partie de la ligue Germanique. Ses institutions seront base&es 
sur le principe d’une parfaste égatité des drosts entre les diffi- 
rens culies de la religion chrelienne. Cette égalité des droits 
setendra & tous les droits civils et politiques, et sera observee 
dans tous les rapports du gouvernement et de l’administration. — 
Les discusssons qui pourront s’elever, soit sur l’dtablissement de 
la constilulion, soil sur son mainlien, seront du ressort de la 
Didte Germanique, et ne pourront être decidees que par elle. 
Vergl darüber Nachträgl. Actenſtücke der deutſch. B. V. Bd. IV. ©. 
186. (Oben $. 104. Note 10.) Alex. Müller, Einleit. S. 61f. ©. 
auch die Wiener Schlußacte v. 1820. Art. 61. Bundesbeſchl. v. 30. 
Octbr. 1834. Art. 11. (Unten Rote 21.) 

7) S. dieſ. in ber Geſetz- und Statuten= Samml. ber fr. St. Frankf. 
Bd. I. 1817. S. 1-70 u: mit dem Gonflitutions= Entwurf. v. 19. 
Juli 1814 bei Polis, Europ. Verf. Bd. I. Abth. 1. ©. 1131 f. 

8). Vergl. oben $. 104. Rote 15. Die im Jahre 1848 "berufene con- 
flituirende Berfammlung, welche eine neue Verfaffung für den Frei⸗ 
flaat Krankfurt berathen hatte, wurde Ende 1849 aufgelöft und ihre 
Verfaſſung bei Seite gelegt. Nun berieth der wieder ins Leben tre- 
tende gefeggebende Körper eine andere Berfaffung und nahm fie 
(11. Octbr. 1850) durch Majoritätsbefchluß an. Auch dieſe Berfaf- 
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B. Die Hauptgrundlagen der ältern Verfaſſung ber freien 
und Hanfefladt Bremen, beffen Freiheit der Weftphälifche Friebe 
(Instr. Pac. Osnabr. Art.X. $. 8) garantirte, bildet die f. 9. Tafel 
von 1433, die neue Eintracht von 1534 und als Polizeigeſetz, 
bie (verbeſſerte) kündige Rolle 9) von 1489 10), — Nach ‘der 
Befreiung von der franzöfifcehen Herrfchaft und von felbft wieber 
erlangter Unabhängigkeit im Jahre 1813 11) wurde die alte Ver: 
faffung wieberhergeftellt und nur in einzelnen Beziehungen modi⸗ 
ficirt, befonders durch das Statut über die Rathswahlen v. 20. 
März 1816 und über die Bürger-Convente v. 11, Dechr. 181812). 
Die Bewegung bed Jahres 1848 führte aber für Bremen eine 
totale Verfaſſungs⸗Aenderung herbei. - Das Refultat war bie 
zwifchen Rath und Bürgerfchaft vereinbarte, am 5. März 1849 
ihrem ganzen Inhalt nach angenommenen VBerfaffung des 
Bremifhen Staats, welche den 8. März 1849 in gemein: 
fchaftlicher Verſammlung ded Senats und der Bürgerfchaft vol: 
zogen wurde 13). Diefelbe ift aber inzwifchen in den weſentlich⸗ 
fien Punkten ihrer zu demofratifchen Beftändtheile entkleidet, und, 


fung wusde aber der Bürgerfchaft nicht zur Abfiimmung norgelegt. 
Dem neuen gefeßgebenden Körper wurbe dann wieber ein Verfaſſ.⸗ 
. Entwurf zus Berathung übergeben u. von dieſem am 28. April 1852 
mit einigen Mobificationen angenommen, ift aber ebenfalls Project 
geblieben, Jetzt gilt noch Yebiglich bie Eonft. Erg. Acte v. 1816. 
9) Die ältere ift von 14505 bie neuefte Rebaction v. 1756. 

10) S. Grundgeſetze der Kaiferl. und Reichsfreien Stabt Bremen; — 
aus ber nieberfächl. Urfchrift überſezt — — von Chrift. Nic. Rol⸗ 
ler. Bremen 1798. -(Dafelbft auch in einem hiſtor. Vorbericht die 
Geſchichte der Entftehung diefer Grundgeſetze). &. auch G. Delrichs 
Samml. alter und neuer Gefegbücher der Stadt Bremen. Bremen 
1771. und die Ueberſicht der Werfaffung bei de Villers, constitu- 
tions etc. p. 26. 8. 

1) Vergl. Alex. Müller, Ginleit. ©. 56 f. f. bef. ©. 60 f. 

13) &, die Sammlung ber VBerorbnungen u. f. w. ber freien Hanfeftabt 
Bremen; v. 1816. ©. 14 f. v. 1818. ©. 136. und bie ſchon ©. 
648 angeführten »Berhandlungen“ u. f. w. ©. 53 f. 

38) Abgebr. findet ſich dieſelbe in Rauch' 8 parlamentar. Zaſchenbuch 
Hft 4. S. 18 f. 
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obwohl nur mit Hülfe der Bundeöverfammlung und nicht auf 
verfaffungdmäßigem Wege, proviforifch abgeändert worben M). 


14) Schon am 238. Jan. 1851 wurbe vom Senat eine Revifion des Wahl- 
gefehes bei ber Bürgerfchaft beantragt, von diefer aber (11. Febr.) 
abgelehnt. Ein neuer Antrag bes Senats v. 19. April hatte im 
Ganzen baffelbe Schidfal. Doch verftand ſich die Bürgerfchaft (17. 
Septbr. 1851) zur Ernennung von Deputations-Mitgliedern für 
Revifion bes Wahlgeſezes. Inzwiſchen hatte ber Senat (28 Zuni 
1851) auch eine Abänderung ber Beftimmungen über die Wahl ber 
Senatoren proponirt. Die Bürgerfchaft erblidte aber darin eine Ber: 
faffungs-Aenderung (17. Septbr.) und wollte auf die Beratbung der 
Beftimmung ber Berfafjung gemäß (?) nicht eingeben. Run wurbe 
am 27. Geptbr. ber Bundesbeſchl. v. 23. Aug. 1851 (oben $. 51. 
Rote 2.) durdy den Senat mit zwei fertigen Gefegentwürfen über 
die obigen Gegenſtände publicirt und zugleidy die wenigftens provi⸗ 
forifhye Abänderung des Geſetzes, die Deputationen betr. fowie ber 
$$. 6. 25. 26. 116. 117. 118. 125. 152. 190 der Berfaffung, als 
mit den Grundgeſetzen bes Bundes im Widerſpruch flehend (?), mit 
Hinwegſetzung Über bie verfaffungsmäßige Korm, verlangt. Die Bär 
gerſchaft lehnte durch Beſchl. v. 8. Dctbr. 1851 das vorgefchlagene 
Verfahren als verfaffungswiebrig ab, erklärte ſich aber zur Rieber- 
fegung einer Deputation zur Berathung ber abzuändernden Punkte 
bereit. Der Senat, welcher ſich lediglich durdy das Videant Consules 
etc. leiten ließ, entichloffen dem ultrademokratifchen Wefen ein Ende 
zu madyen, erklärte ſich hierdurch nicht befriedigt, und ertrahirte 
nun ben Bundesbeſchl. v. 6. März 1852, bie Verfafl. Angelegenheit 
von Bremen betr., weldher am 19. März publicirt wurde. Nachdem 
dann die Bürgerfchaft (20. März) mit Rüdfiht auf bie verfafjungs- 
mäßig nothwendige, vom Senat aber verweigerte Wahl eines Senats- 
mitgliebes erklärt hatte, daß fie mit ihm nicht mehr als dem ver- 
foffungsmäßigen Senat verhandeln” könne, wurbe die Bürgerfchaft 
durch Verordn. v. 24. März 1852 aufgelöft und unter Mitwirkung 
eines Bunbescommiffairs bie im Bundesbeſchluß v. 6. März bezeich⸗ 
nete Verfaſſungs-Aenderung proviforifh in Kraft gefeht. Weitere 
Vebergangs: Beflimmungen im Sinne biefes Bundesbefchluffes wur⸗ 
den „im Einvernehmen mit dem Bundescommiffair und Namens bes 
Bundes» unter Aufhebung einer ganzen Reihe von Verfaſſungs-Be⸗ 
flimmungen ($. 6. 116. 117. 118 152. 186-198) für ben Zweck be= 
finitiver Verfaſſungsreviſion durch Rathöverorbnung v. 3. Mai 1852 
publicirt. Die hier erwähnten Actenftüde (bis März 1852) finden 
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C. Die Berfaffung Hamburgs, insbefondere das Verhält⸗ 
niß des Rathes zur Bürgerfchaft, erhielt die erfte und fefle ge⸗ 
feglihe Grundlage durch den Receß v. 1410, revidirt und erwei⸗ 
tert 1458 und 1483. Bon Bedeutung find dann die Receſſe v. 
1529, 1603, 1633 und 1663 und der Unions⸗Receß des Raths 
v. 1570, erneuert 1674. Nach den bürgerlichen Unruhen zu An⸗ 
fang des 18ten Jahrhunderts kam es dann zur Revifion bes 
Unions-⸗Receſſes des Rathes v. 17. Noobr. 1710 und, unter 
Vermittlung einer wiederholt einfchreitenden Faiferlichen Commif: 
fion, zur Errichtung und Vollziehung des von Rath und erbge: 
feflener Bürgerfchaft angenommenen Hauptreceffes der Stabt 
Hamburg vom 15. Octbr. 1712, welchem ald Anlagen beigefügt 
wurden: Das Reglement der Hamburg. Rath: und Bür- 
ger:Convente v. 8. Aug. 1710, approbirt. den 22. Septbr. 
1712, und der Unions-Receß der bürgerl. Gollegien von 5. 
Octbr. 1712 15). — Nach der Befreiung von dem franzöfifchen 
Zoche wurde die alte Verfaflung durch Rath und Bürgerſchl. v. 


fih in der Schrift: Die Bremifche Verfaffungstrifis nad ihrer Ents 
ftehung und ihrem Ausgange. Bon H. W. A. Kotzen berg (biöher. 
Präfidenten der aufgelöften Bürgerfchaft.) Bremen 1852. Eine im 
Ganzen unpartheiifche Darftelung der neuern Verfaſſungs-Geſchichte 
feit 1848 ſ. in der bei Brockhaus erfcheinenden Zeitfehrift: die Ges 
genwart. Bb. VIIL ©. 235—251. 

15) S. biefe Grundgefege (in incorrectem' Abbrud) in Lünig deutſch. 
Reichsarchiv. Part. spec. Cont. IV. S. 921—1247. Neuer Abbrud 
der vier Haupt- Grundgefege ber Hamburg, Verfaſſung (nämlich des 
Hauptreceffed, bes NReglements und ber beiden Unions-Receſſe), mit 
vorausgeſchickter erläuternder Weberfiht. Hamb. 1823. (Mit einem 
Nachtrage,. enthaltend die Altern Neceffe v. 1410 bis zum Anfange 
des 1Sten Jahrhunderts, die Buhrſprache und Zuſätze. Hamb. 1825.) 
Ueber die Gefchichte der Entftehung d. Grundgefege |. (Bartels) Abs 
banblungen. S. 1—60. — Weftphalen. Th. J. S. If. — Das 
ausführlichfie Werk Über Hamburg ift: (KKlefeker) Samml. ber 
Hamb. Gefege u. Verfaffungen. Hamb. 1765 — 1773. XI Th. (mit 
ausführlichen hiſtoriſchen Einleitungen bei ben einzelnen Abfchnitten). 
Vergl. Über Sammt. ber Hamburg. Gefege Weftphalen a. a. O. 
zb. I. Borrede. ©. IV f. 
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27. Mai 1814 wieder hergeftelt 16). Auch Hamburg konnte von 
der Bewegung bed Jahres 1838 nicht unberührt bleiben; der 
Gebante, eine neue, auf mehr demokratifcher Srundlage beruhende 
Berfaflung ind Leben treten zu laflen, ergriff die Gemüther. Durch 
Kath und Bürgerfhluß v. 7. Septbr. 1848 wurbe eine con: 
flituirende Berfammlung berufen, von welder am 11. Zuli 
1849 eine „Verfaſſung des Freiftaates Hamburg“ beſchloſſen 
wurde 17). Ein neued Berfaffungs-Project, von der ſ. g. Reu: 
ner:Commiffion entworfen, wurde am 23. Mai 1850 fammt 
dem tranfitorifhen Wahlgefeg und den Uebergangsgeſetzen durch 
Rath: und Bürgerfhluß angenommen und bie thatfächlicy 
fhon längſt befeitigte conflituirende Verfammlung am 13. Zuni 
1850 für aufgelöft erklärt. Diefe f. g. Neuner:Verfaffung 
die ind Leben zu führen der Rath ernftlid den Willen zu haben 
fhien, gegen welche aber auch durch den politifchen Ausfchuß der 
Bundeöverfammlung verſchiedene Ausſtellungen gemacht worden 
find, ift bis jegt noch nicht in Wirkſamkeit getreten. 

D. Lübed. Die Hauptgrundgefege ber ältern Werfaflung 
bilden, nächft den kaiſerlichen Privilegien, die Concordate zwifchen 
Rath und Bürgerfhaft von 1416, 1534, 1535, der Receß von 
1665 und der Hauptreceß v. 9. Juli 1669 18), Auch Lübecks 
alte Verfaffung wurde nad der Befreiung von franzöfifcher 
Herrſchaft in Jahre 1813 wieder hergeftellt 19). Eine gänzliche 
Reformation der Grundverfaſſung wurde fchon 1844 in Angriff 
genommen und von ber dazu nieber gefegten Revifions-Commif- 
fion (Zuni1844) Verfaſſungs⸗Vorſchläge audgearbeitet. Beiftim- 


16) Ueber Kortbildung der Verfaffung feit 1712 uud in neuerer Zeit f. 
Weſtphalen a.a. O. Th. J. S. ı1 f. &. auch die Meberficht bei 
de Villers p. 54 s. 

17) Abgedr. in Rauch's parlam. Zafchenb. Heft V. ©. 209 f. 

18) Bergl, de Villers, a. a. O. p. 2. s. u. J. €. 9. Dreyer, Ein- 
leit. zue Kenntniß ber — von der Reichsſtadt Lübeck ergang. Ber: 
ordnungen. - Lübed 1769. ©. 36 f. ©. 63 f. 

19) ©. bie deshalb ergangenen VerfaffungssBeflimmungen.in ber Samml. 
ber Lübeck. Werorbnungen und Bekanntmachungen. Bd. I. (1813. | 
1813.). über! 1821. Bd. II. (1815—1819.). übel! 1822. | 
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mende Erflärungen in Betreff der Grundlagen des einen Entwurfs 
einer Repräfentativ:Berfaffung, im Gegenfag zu der bisheri⸗ 
gen Kollegial-Verfaflung, erfolgten von Seiten des Raths am 
8. Aug. und von Seiten ber Kollegien ber Bürgerfchaft am 2. 
Dctbr. 1846 20), So wurde bei längft vorbereiteter Verfaſſungs⸗ 
reviſion Lübel vom Sturme des Jahres 1848 nicht -überrafcht 
und es konnte die auf folider Grundlage beruhende, die Stätig- 
keit und Kraft ber Regierung fichernde Verfaſſungs-Urkunde 
für die freie und Hanfeftadt Lübed» mit dem 8. April 1848 
in gefegliche Kraft treten. 

II. Ueber Aenderung und Aufhebung der Verfaffung 
der freien Städte gelten die allgemeinen Grundſätze des deutfchen 
Staatsrechtd (Oben $. 54.) Indbefondere muß das Prinzip, daß 
jede Aenderung, wenn fie auf rechtliche Gültigkeit Anfpruch ma: 
chen fol, auf verfaffungsmäßigen Wege gefchehen müfle, 
auch auf die Verfaffungen der freien Städte bezogen werben 21). 


20) Bergl. Hermsdorf, Zahrsberichte Über bie deutfche Geſetgeb. 1844. 
&. 7. 1845. ©. 16. 1846. &. 26 f. . 
21) Die Wiener Schlußacte v. 1820. Art. 62 erltärt ausdrücklich: 
„Die vorftehenden Beftimmungen in Bezug auf den breizehnten Ars 
titel der Bundesacte (Art. 54—62 alfo auch Art. 56) find auf bie 
freien Städte in fo weit anwendbar, als die befondern Verfaffungen 
und Verhältniſſe es zulaffen.« S. auch Bundesbeſchl. v. 30. Octbr. 
1834. Art. 11: „Das in ben vorftehenden Artikeln I—10 näher bes 
zeihnete Schiedesgericht findet auch zur Schlichtung der, in den 
freien Städten zwifchen ben Senaten und verfaffungsmäßigen bürs 
gerlichen Behörden berfelben fich etwa ergebenden, Irrungen und 
Streitigkeiten analoge Anwendung. — Der 46. Art. der Wiener 
Gongreßacte vom Sabre 1815 in Betreff ber freien Stadt Brankfurt 
(f. oben &. 441.) erhält jeboch Hierdurch keine Abänderung. &. 
aber binfihtlih Hamburgs: Weftphalen a. a. O. Th. I. &.169. 
170 und die Schrift: Iſt eine analoge Anwendung bes neuen Bun⸗ 
besichiebögerichts auf Hamburg, fo lange befien Werfaffung befteht, 
gebentbar? Hamb. 1835. Vergl. auch in Betreff Lübeck's die neue 
Verf. Url. $. 89-101. — Für Bremen gehörten früher die Be: 
fimmungen ber Verfaſſ. v. 1849 8. 115—118. 8.152 und das Geſetz, 
die Erledigung von MeinungssBerfchiedenheiten zwifchen dem Senat 
u. der Bürgerſchaft betr. hierher. Es find aber 1852 die 88. 7—23 
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Eine Unabänderlichkeit kann natürlich auch hier nicht flatt: 
finden 22). Erfhhwerende Formen für die Abänderung ber 
Berfaffung finden ſich auch in den Grundgefegen ber freien 
Städte 3). 


$. 124. G. 103.) . 


IE. Solitifche Unabhängigkeit der freien Städte. — 
Werbältnif ald Bundeöglieder. — Subject der 
bödhften Gewalt. 


I. Die, mit der Befreiung von der Fremdherrſchaft einge⸗ 
tretene, politiſche Unabhängigkeit der freien Städte), und 
zwar in dem Umfange der monardifhen Staaten des deutſchen 


diefes Gefeßes u. die $$. 116— 128. $. 152 fuspenbirt u. die Ber: 
orbn. v. 3. Mai 1852 hat vorläufig Alles auf die gerichtliche Ent: 
fheidung geſtellt. 

22) 9. oben $. 54. Die Erflärung bes Hamburg Haupfreceff. von 
1712 Art. 1, es folle bieß wein ewiges unveränderliches und unwider⸗ 
rufliches Zundamental= Gefes“ fein, ift eine in ſich nichtige Be⸗ 
ſtimmung. 

3) So ſoll nach der Frankfurt Conſtitut. Ergänz. Acte Art. 50 die 
Zuläſſigkeit der Abänderung erſt von zwei Dritteln des Se⸗ 

nats und des geſetzgebenden Körpers bejaht werden, dann, 
nach erfolgter Deliberation in Legterem bie Annahme von 23 der 
Stimmenden ausgefprodyen werben, aud) die Beiflimmung von zwei 
Abtheilungen ber Bürgerfhaft nothwendig fein. Hamb. 8. 
Entw. v. 1849. Art. 180 f, In ber Verfaſſung Bremen’s v. 8. 
April 1849 gehörten hierher die Art. 95—97, die aber 1862 befei- 
tigt worben find. Die Lübeder Verf. Urk. enthält Feine erſchweren⸗ 
den Formen. Vergl. Übrigens baf. $. 51. 91. 

1) Zn Betreff der drei Hanfeftädte war biefelbe ganz von ſelbſt einge= 
treten und fchon im Dctbr. 1813 factifch von den Alliirten anerkannt. 
Etwas anders war das Verhältniß von Frankfurt a. M., weil 
deſſen Mebdiatifirung auf nicht wegzuleugnenden Verträgen berußte. 
Deshalb wurde auch Frankfurts ausbrüdliche Freiheits⸗Erklärung 
in ber Wiener Congreß⸗Acte für nöthig erachtet. Aler. Müller, 
Einleit. &. 62. In der Bundesacte Art. 4 u. 6 treten bie freien 
Städte in folgender unpräjubicirlichen Reihenfolge auf: Lübeck, 
Srantfurt, Bremen, Hamburg. 
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Bundes, beruht zugleich auf den Anerfenntniffen der euro: 
päifhen Mächte und der übrigen deutfchen Staaten, insbefondere 
in den Xcten bed Wiener Congreſſes, an deffen, den deutſchen 
Bund betreffenden, Verhandlungen fie durch Bevollmächtigte Theil 
genommen haben 2). — Die weſentlichen Eigenfchaften ber 
Staatögewalt und Die materiellen und formellen Beftandtheile 
berfelben find in den freien Städten ganz Die nämlichen: wie in 
den Monarchieen. 

I. Als Mitglieder des deutſchen Bundes haben fie dieſel⸗ 
ben Rechte und Pflichten, wie die fouveränen Fürſten ber. mo: 
narchiſchen Staaten. (Bundedacte Art. 3.) Die Bundedgefege 
finden daher auch auf die freien Städte Anwendung, infoweit fie 
fi nicht blos auf die monarchifehen Staaten beziehen 3). 


2). Vergl. Klüber’s Acten bes Wiener Congr. Bd. U. ©. 80. (wo ihre 
unabhängigkeit noch in Zweifel geftelt wird) mit ebendaſ. S. 129; 
fowie das Protocol v. 29. Dctbr. 1814, daſelbſt S. 135—138; 
und dann bie beutiche Bundesacte Art. 1. 4. 6. 12. und bie Wie: 
ner Songrefßacte Art. 46: 53. 56. 58. 

3) Bon felbft fällt daher Alles weg, was fi) auf bie Wahrung bes 
monarchiſchen Princips in ben Bunbesgefegen bezieht. Wiener 
Schl. A. Art. 57. — Der Art. 58 der Wiener Schl. X. dagegen findet 
zweifellos Anwenbung, ohne baß damit freilich die in neuerer Zeit 
von dem politifchen Ausſchuß der Bundesverfammlung gemachten Theo 
rieen gerechtfertigt werben. Der Bund’ hat jedenfalls in Betreff ber 
freien Städte, Einmiſchung in die innern Angelegenheiten u. f. w. 
niht mehr Rechte, als in Betreff anderer Bundesſtaaten. Auch 
dem Art. 58 cit. kann nicht bie Deutung gegeben werben, baß ber 
Bund hiernach ein, blos nad Doctrinen zu bemeffendes, Recht 
babe, den freien Städten Vorſchriften zu madyen, was in ihrer Ver: 
faffung nicht zuläffig fei. Erſt dann, wenn fich hinfichtlich ber Nicht⸗ 
erfüllung ihrer Bundespflichten eine Stabt auf ihre Verfaffung be⸗ 
rufen wollte, würde bie Bundes-Verſammlung ein Recht haben, dem 
entgegenzutreten. — Die Bundesacte gebraudht allerdings nur ben 
Ausdbrud freie Stäbte. Daraus aber zu folgern, daß bie Stadt 
im Gegenfag zum Lande eben nothwendig bas herrſchende Subject 
bleiben müſſe, ift eine eben fo gewagte Schlußfolgerung, als bie 
aus dem Ausbrud „feuveräne Fürſten- gezogene. — Zur Zeit bes 
Reichs gieng in Betreff der freien Reichsſtädte freilich die Praxis 

Bathariä’s Staatsrecht. Ir Bd. 2te Aufl. 42 
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IL Was dad Subject der höchſten Gewalt in den 


freien Stäpten betrifft, fo zeigt fi eine Verſchiedenheit darin, 
daß entweder der Senat ober Rath der Stadt nur als beauf- 
tragter Erecutor des Rechts ber GSefammtheit erfcheint 
(Demokratie), oder als felbftberehtigter Theilhaber ber 
höchſten Gewalt neben und mit der Bürgerfchaft auftritt. 
(Mifhung von Ariftofratie und Demokratie). Dad Erftere ift, 
jedoch ohne die bedenklihen Conſequenzen, der Fall in Frank—⸗ 
furt 9; Letzteres Tann man als dad bis auf bie neuere Zeit der 
Berfaffung der drei Hanfeflädte zu Grunde liegende Prinzip 
betrachten 5); wogegen bie neueften Verfaſſungen von Ham: 





4 


a 


nr 


hinfichtlich der Rechte des Kaifers weiter als bei andern Reichs⸗ 
ftänden. Weftphal, bas t. Staatör. Abb. XIV. ©. 131 f. Mo: 
fer, von den t. Reichsſtänden S. 1191 f. Derf. von der Reidje- 
ftätt. Regiments Berfaff. S. 55 und Deif. Staatsreht Ih. 42. 
S. WI. Vergl. übrigens die auch von Reichsſtädten für fi) ange- 
zogenen Stellen (Art. XV. 8.4. 8. Art. XIX. 5. 6 u. 7) ber Wahl- 
capitulation. Der lepte Paragraph erwähnt ausdrücklich ben Fall, 
da „in den Reichsſtädten die Bürger oder deren Ausſchüſſe 
wider ihre Obrigkeit Klage führen. ©. die Stelle oben $. 32. 


Note 9. 


Gonftit. Ergänzungs=%Acte. Art. 5. „Alle der — Stadt Frankfurt 
— zuſtehenden Hoheits⸗ und Selbſtverwaltungs-Rechte beruhen in 
ihrem weiteſten Umfange auf der Geſammtheit der chriſtlichen 
Bürgerſchaft.“ Art. 8. „Die hieſige chriſtliche Bürgerſchaft kann 
die, aus der ihr zuſtehenden Hoheit fließenden Rechte in ihrer 
Geſammtheit nicht ſelbſt ausüben. Sie überträgt daher deren 
Ausübung auf die — aus ihrer Mitte und Autorität ausge⸗ 
henden Behörden — .“ 

Sehr beftimmt ift baffelbe hervorgehoben in dem Hamburg. Haupt⸗ 
receß v. 1712. Art. 1: „Weilen bie Fläglihe Erfahrung bezeuget, 
daß — friebhäffige und unruhige Gemüther — die Frage, bei wem 
in diefer Stadt das Kugsov ober bie höchſte Herrfchaft ſey? zu re⸗ 
gen, und zu ihrem Bortheil zu beuten und zu entfcheiden fich erküh⸗ 


net: fo.wird hiemit ale ewiges, unveränberliched und unwiberrufli- 


ches Kunbamentalgefes feftgeftellet und bekräftiget, daß ſolch zo 
Kvgwor oder das höchſte Recht und Gewalt bei E. €. Rath und 
der Erbgefeffenen Bürgerſchaft inseparabili nexu, conjunctim 
und zufammen, nicht aber bei einem ober bem andern Theil 
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burg und Bremen dad Prinzip der reinen Demokratie mit 
feinen Confequenzen zu verwirklichen gefucht haben 6). 


6 


privalive beftehe, und daß bannenhero, fo lange Rath und Bür- 
gerfchaft nicht zu einem einmüthigen und freiwilligen Schluß ge: 
tommen, bed einen Theils Refolution und Entfchließung 
für feinen gültigen, weder €. E. Rath nod bie Erbgeſeſſene 
Bürgerſchaft verbindenden Schluß geahtet — werben folle.“ 
Bergl. Weftphalen a. a. O. Th. 1. ©. 56 f. — Mehr zur reis 
nen Ariſtocratie neigte fi) Hin die ältere Verfaffung von Bremen, 
f. insbefondere Art. 19 ber neuen Eintracht v. 1534 (bei Roller 
a. a. O. S. 221. f. aud de Villers a. a. O. p. 41.) obwohl ber 
gemeine Bürgereid (Roller a. a. O. ©. 287) verpflichtet, „bem Na: 
the, auch gemeiner Stadt und Bürgerfchaft treu und hold zu feyn.« 
— Auch in Lübed ſchreibt die höchſte Sewalt dem Rathe und ber 


 Bürgerfhaft gemeinfhaftlid zu: de Villers a. a. ©. p. 2. 


ed 


Bergl. auch 3. &. Steins, gründ!. Abhandl. des Lübſchen Nechte. 
Th. I. ©. 58 f. . 

Bremiſche Verfall. v. März 1849. Art. 2. ($. 3.) "Alle Staats: 
gewalt geht von der Gefammtheit der Staatöbärger aus — Mit 
Ausübung ber Staatsgewalt find beauftragt: der Senat, die Bür- 
gerfhaft, die richterlichen Behörden.“ — Art. 3. ($. 6.) „Können 


- der Senat u. die Bürgerfchaft bei Ausübung ihrer gemeinfchafttichen 


Wirkſamkeit Hinfichtlicdy ber Zweckmäßigkeit einer das öffentliche Wohl 
betreffenden Maaßregel zu einem übereinftimmenden Befchluffe nicht 
gelangen, fo wird biefer Gegenftand nad) Maafgabe der Beſtim⸗ 
mungen ber Verfaffung und des Geſetzes an die Gefammtheit 
der Staatsbürger zur Entfheibung verwiefen“ Diele 
für das Wohl des Freiftaates höchft bedenkliche Conſequenz ift jedoch 
mit den dazu gehörigen Artikeln ($. 116 f.) fuspenbirt. (S. $. 123. 
Mr. 1. B) — Für Hamburg beflimmte bie von ber conflituir. - 
Berfammi. befchloffene Verfaffung: Art. 7. „Die Verfaſſ. bes Staats 
ift die dvemoktratifhe. Alle Staatsgewalt wird von ben Staates 
bürgern entweder unmittelbar, ob. mittelbar durch verfaffungs- 
mäßig gewählte Vertreter ausgeübt. Die gefeggebende Gewalt 
ift ber Bürgerfchaft, bie vollziehende dem Rath, bie rich 
terliche ben Gerichten Übertragen.“ Gonfequenzen davon ents 
halten befonbers bie Art. 75 f. Art. 181 f. — Die neue Lübeder 
Berfaff. von 1848 hat ganz vermieden ſich Über das Prinzip auszu⸗ 
fprehen. Sie hält aber offenbar zweckmäßig bas Ältere Verfaffungs- 
Prinzip (Note 5) feft, was fchon aus dem einen Ausbrud bes $. 5E 
folgt: „Die Mitgenehbmigung der Bürgerfchhaft ift erforberlid).“ 
42* 


660 Staatör. d. Bundesflaatn. — Verfaſſungsrecht. ($. 125.) 
$. 125. ($. 104.) 


HIL. Der Senat oder Nath der freien Städte. 


I. In allen vier freien Städten ift der Senat oder Rath 
das Organ ber vollziehenden Gewalt, und vertritt den Freiſtaat 
in feinen auswärtigen Beziehungen I). Es verfteht fich aber von 
felbft, daß dieſes Vertretungsrecht nicht die Folge haben Tann, 
daß die für Aenderungen der Verfaflung, Gefeßgebung und für 
Belaftung der Staatöbürger verfaflungsmäßig erforderliche Ge: 
nehmigung der Bürgerfchaft dadurch umgangen werben könnte; 
ein Prinzip, was auch in Betreff der Ausführung der Bundes⸗ 


befchlüffe feſtzuhalten ifl 2). 
1. Die Zufammenfegung bed Raths iſt ebenfo ver: 
fhieden 3), wie die Wahl und Amtsdauer feiner Mitglie: 


1) Bergl. Frankfurter Conſt. Ergänz. Acte. Art.25. Hamburg. 
Hauptreceß v. 1712. Art. 5. Weſtphalen a. a. O. Th. 1. ©.62f. 
de Villers p.9s. u. p. 35 8. 

2) Bergl. 5. B. Lübeder Verf. v. 1848. $. 53 No. X. 

3) An Frankfurt befleht er nad der Gonft. Ergänz. Acte Art. 18 aus 
42 Perfonen, welche wieder 3 Orbnungen ober Bänke bilden. Die 
erfte Bank, zu welcher nach dem Dienflalter fortgerückt wird, be⸗ 
ſteht aus 14 „ältern Senatoren ober Schöffen“, die zweite aus 14 
„jüngern Senatoren“, bie dritte aus 14 „Rathöverwanbten britter 
Bank.u Aus ihnen gehen die beiden Bürgermeifter hervor, von 
welchen ber Aeltere aus der erſten Drbnung, der Jüngere aus 
der zweiten Ordnung gewählt wird. — In Bamburg wirb nad ber 
bisherigen Verfaſſung das Rathscollegium durch vier Bürgermeis 
fter und vierundzmwanzig Rathsherrn gebildet (Weſtphalen a. a. 
O. Th. I. ©. 36.)3 ebenſo früher if Bremen, während in Lü⸗ 
bed nur fechözehn Senatoren und vier Bürgermeifler waren. de 
Villers p. 3. 277. — v. Melle, gründl. Radır. von Lübeck. ©. 
30 f. Nach der Brem. Verf. v. 1849 Art. 19 f. befteht ber Senat 
aus 16 auf Lebenszeit gewählten Mitgliedern, von welchen 8 dem 
GSelehrtenflande (darunter wenigftens 5 Rechtögelehrte) und von ben 
übrigen 8 wenigftens 5 dem Kaufmannsftande angehören mülfen. 
Der Senat wählt aus fi) 2 Mitgl. auf 4 Zahre zu Bürgermeiftern. 
Nach der Elibed. Berf. v. 1848 5.1. ‚befteht der Senat aus 20 auf 
Lebenszeit gewählten Mitgliedern. Der Senat wählt ($. 18.) auf 


—R 
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burg und Bremen das Prinzip der reinen Demokratie mit 
feinen Confequenzen zu verwirklichen gefucht haben 6). 


6) 


privalive beftehe, und daß bannenhero, fo lange Rath und Bür- 
gerfchaft nicht zu einem einmüthigen und freiwilligen Schluß ge⸗ 
tommen, des einen Theils Refolution und Entfchließung 
für feinen gültigen, weder ©. E. Rath noch bie Erdgefeffene 
Bürgerſchaft verbindenden Schluß geachtet — werben folle.“ 
Vergl. Weftphalen a. a. O. Th. 1. ©. 56 fe. — Wehr zur reis 
nen Ariftocratie neigte ſich hin die ältere Verfaffung von Bremen, 
f. insbefondere Art. 19 der neuen Eintracht v. 1534 (bei Roller 
a. a. O. S. 221. f. auch de Villers a. a. O. p. 41.) obwohl der 
gemeine Bürgereid (Roller a. a. O. &. 287) verpflichtet, „bem Na: 
the, auch gemeiner Stadt und Bürgerfchaft treu und hold zu feyn.« 
— Auch in Lübed fchreibt die höchſte Sewalt dem Rathe und der 
Bürgerfhaft gemeinfhaftlidy zu: de Villers a. a. O. p. % 
Vergl. auch 3. &. Steins, gründl. Abhandi. des Kübfchen Rechte. 
Th. I. ©. 58 f. . 

Bremifthe Verfaſſ. v. März 1849. Art. 2. ($. 3.) „Alle Staats: 
gewalt geht von der Gefammtheit der Staatöbärger aus — Mit 
Ausübung der Staatögewalt find beauftragt: der Senat, die Bür- 
gerfchaft, die richterlihen Behörden. — Art. 3. ($. 6.) "Können 


. ber Senat u. die Bürgerfchaft bei Ausübung ihrer gemeinfchaftkichen 


Wirkfamkeit hinſichtlich der Zweckmäßigkeit einer das Öffentliche Wohl 
betreffenden Maaßregel zu einem übereinftimmenden Beſchluſſe nicht 
gelangen, To wirb biefer Gegenftand nad) Maaßgabe der Beſtim⸗ 
mungen ber Verfaffung und bes Gefeges an bie GBefammtheit 
der Staatsbürger zur Entſcheidung verwiefen“ Diele 
für dad Wohl des Freiftantes höchft bedenkliche Gonfequenz ift jeboch 
mit den dazu gehörigen Artikeln ($. 116 f.) fuspendirt. (S. $. 123. 
Mr. J. B) — Für Hamburg beflimmte die von ber conflituir. - 
Verſamml. befchloffene Verfaſſung: Art. 7. „Die Verfaſſ. des Staats 
ift die demokratiſche. Alle Staatögewalt wird von den Staats⸗ 
bürgern entweder unmittelbar, ob. mittelbar durch verfaflunge- 
mäßig gewählte Vertreter ausgeübt. Die gefeggebende Gewalt 
ift der Bürgerfchaft, die vollzgiehende dem Rath, bie rich- 
terliche den Gerihten Übertragen.“ Gonfequenzen davon ent⸗ 
halten befonders die Art. 75 f. Art. 181 f. — Die neue Lübecker 
Berfaff. von 1848 hat ganz vermieden fich Über das Prinzip auszu⸗ 
ſprechen. Sie hält aber offenbar zweckmäßig das Ältere Verfaſſungs⸗ 
Prinzip (Note 5) feſt, was ſchon aus dem einen Ausbrud bes $. 51 


. folgt: „Die Mitgenehmigung der Bürgerfchaft ift erforderlich.“ 


42* 
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wöhnlich gehören zum Rathe zwei oder mehr rechtögelehrte Syn- 
dick, welche vom Senate gewählt, theils ald Referenten, theils 
als Protocolführer fungiren, aber, mit Ausnahme von Frankfurt, 
fein Votum decisivum haben 6). 

II. Die Attribute ober Rechte bed Senats ober Ra: 
thed ergeben ſich theild aus feiner allgemeinen Beflimmung resp. 
der verfaflungsmäßigen Vertheilung der Gewalten; theild find fie 
durch bie gefchriebene Werfaffung der einzelnen Städte genauer 
regulirt, wobei zugleich feflgefegt: ift, in welchen Fällen der Senat 
an die Mitwirkung oder Einwilligung der Bürgerfchaft oder der 
bürgerlichen Colegien gebunden ift 7). 


— 


1848. $. 3. Rad) der Bremer Verfaſſ. v. 1849 $. 44 findet eine 
Verpflichtung zur Annahme der Wahl nicht Statt. 


6) Sie find in Senatu aber nicht de Senatu. de Villers a. a. O. 
‚p- 5. 29. 57. — Meftphalen a. a. O. ©. 36 f. 49f. — Frankf. 
Konft. Erg. Acte. Art. 18.21. — Die Bremer Verf. v. 1849 (Art. 
33.) ſpricht von einigen zur Protocollführung im Senate und: Wahr: 
nehbmung der Ganzleis Gefchäfte beflimmten Regierungs » Secretairen. 
— Die Lübeder Verf. v. 1848 fagt $.21:. Dem Senate zur Seite, 
mit berathender Stimme und im Range nach den Bürgermeiftern, 
ftehen zwei Syndici. — Die Wahl fteht dem Senate zu. — Hamb. 
Verf. v. 1849. Art. 105 f. 


Vergl. Frankfurt. Conſt. Ergänz. Acte, Art. 17. 25. Hamburg. 
Hauptreceß. Art. 5. Weftphalen a. a. O. Th. J. S. 62 f. — 
de Villers p. 9s. p. 35 s. p. 658. — Brem. Verf. v. 1849. Art. 
54. 8. 101 f. Art. 65. $. 120 f. Was hierin bie nothwendige Kraft 
und Autorität des Senats, nad) deſſen Anficht, zu fehr beeinträd- 
tigte, ift 1852 befeitigt worden. In Lübeck flellt die Verfafſ. v. 
1848 $. 21 die dem Senate fehr günftige Regel auf: Dem Senate 
allein tft die Leitung ſämmtlicher Staatsangelegenheiten anvertraut, 
infoweit nicht die nachfolgenden Beftimmungen eine Mitwirkung ober 
Zuftimmung der Bürgerfchhaft ($. 51—53) oder des Bürgeraugsfchuffes 
($. 73) ausdrüdlich vorfchreiben.»« In einzelnen Beziehungen ift aber 
die Kegel nach dieſen 85. auch wieder umgekehrt, 3. B. bei allen 
"Ausgaben aus ber öffentlichen Gaffe ift die Bewilligung dev Bürgers 
ſchaft erforderlich, infoweit nicht ausnahmaweife dem Senate ($. 52. 
No. 4.) die Verwendung verfaffungsmäßig geftattet- ift. 


7 


Nut 
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$. 126. (6. 106.) 


IV. Die Organifation der Bürgerfchaft. 


Die Bürgerfchaft befteht nach dem frühern Verfaſſungsrecht 


aus der Verfammlung aller, dad volle Bürgerrecht genießen: 
den, flimmfähigen Einwohner der Stadt. In dem neuern 
Berfaflungsrecht dagegen wird mit dem Ausdrud Bürgerfchaft 
dad die Gefammtheit der Staatöbürger oder Bürger des Freiſtaa— 
tes, Dem Rathe gegenüber, repräfentirende Organ verftanden I). 

A. In Lübeck war die Bürgerfchaft außer den Graduirten, Kir: 
chen⸗ und Schulbedienten, in zwölf Gollegien abgetheilt, wo: 
‚von dad Erfte aus Patriziern, die ſechs folgenden aus Societäten 
der en gros handelnden Kaufleute, zwei aus Detailhäandlern und 
bie drei Letzten aus den Brauern, Sciffern und Handwerkern 
beftanden. Jedes Collegium war aus Aelteften und Brüdern zu: 
fammengefegt, berathichlagte und befchloß für ſich und hatte eine 
Stimme in den zur Mitberathung der Bürgerfchaft gehörenden 
offentlihen Angelegenheiten. Nur die 7 erften Collegien waren 
rathöfähig 2). Nach der Werfaffung von 1848 befteht die Bür— 
gerfchaft aus 120 Mitgliedern (Vertretern), welche von fämmtli; 


chen Bewohnern des Lübedifchen Freiſtaates gewählt werben, 


die das Bürgerrecht befigen und den Bürgereid geleiftet haben. 
Die Bedingungen der activen und pafliven Wahlfähigkeit find 
diefelben. Die zur Wahl berechtigten Bürger theilen ſich aber 
zum Behuf der Wahl in fünf Stände. Diejenigen, welche in: 
nerhalb der Stadt ihren orbentlihen Wohnfig haben, fondern 
fih in die Stände der Gelehrten, der Kaufleute, der Krä— 
mer und der Gewerbtreibenden; diejenigen dagegen, welche 
außerhalb der Stadt ihren ordentlichen Wohnſitz haben, bil: 
den den Stand ber Landleute. Die Gelehrten wählen 12, die 
Kaufleute 40, die Krämer 12, die Gewerbtreibenden (in vier 
> 
I) Vergl. Lübecker Verf. v. 1818. $.25. Hamburg. Verf. Entw. 
Art. 47. Bremer Berf. v. 1819. Art. 35. 
2) v. Mellea. a. O. ©, 120 f. 
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abgefonderten Quartieren) 30, die Zandleute (in fünf Landwehr⸗ 
bezirfen) 16 Vertreter zur Bürgerfchaft 3). — 

B. In Bremen beliberirte die Bürgerfchaft in ben kirchſpiels⸗ 
weife berufenen Bürgerconventen. Nad früherer Berfaflung 
hieng ed vom Ermeſſen des Senatd ab, wen er dazu berufen 
wollte 9). Obfervanzmäßig wurden dann die Gelehrten, die Al⸗ 
termänner der Kaufleute und diejenigen, welche dad größere Bür- 
gerrecht mit der Handelöfreiheit befaßen und an ber Entrichtung 
des Schoffed Theil nahmen, eingeladen. Die Verordnung über 
die Bürgerconvente v. 11. Dechr. 1818 beflimmte nur, welche 
Perfonen zum Erfcheinen verpflichtet feien, und wieviel wenig- 
ftend gegenwärtig fein müßten. Die Verfaſſ. v. 8. März 1849 
machte Alles zu einer unterfchieblofen Maffe. Die Bürgerfchaft 
beftand hiernach (Art. 35 f.) aus dreihundert Vertretern der 
Staatöbürger, welche durch unmittelbare Wahl in den blos auf 
dem Kopfzahl-Syftem beruhenden Berfammlungen der Wahlbe: 
zirfe gewählt wurden. Im Sahre 1852. ift man aber zu der ge: 
wiß nothwendigen Scheidung nach Beruföcaffen, Die zweifels- 
ohne auch die definitive Verfaſſungs-Regulirung beibehalten wird, 
zurüdgefehrt. Nur ift jede perfonliche Berechtigung befeitigt 
geblieben. Nach den im März 1852 octroiirten Borfchriften be⸗ 
flieht die Bürgerfchaft oder der Bürgerconvent aus 150 gewähl: 
ten Mitgliedern, von denen 16 ber Selehrtenftand, 48 der Kauf: 
manndftand, 24 der Handwerkerftand (Gemwerbeconvent), 30 der 
übrige Theil der ftädtifchen Bevölkerung in drei Steuerclaffen, 
6 Bremerhafen, 6 Vegefad und 20 die Bauern wählen. 

C. Die bisherige Verfaffung Hamburgs verfteht unter „Erb: 
gefeffener Bürgerſchaft⸗ ben Inbegriff der in den bürger: 
lichen Sonventen zum Erfcheinen berechtigten Bürger. Urſprüng— 
lich bezeichnet „erbgefeffen« ſoviel als mit unbeweglichem Gute 


3) Lübeck. Verfafl. &25f. Die Vertreter werden ($. 3% auf 8 Jahre 
gewählt; alle 2 Zahre treten diejenigen aus, weldye 8 Jahre in ber 
Bürgerichaft gefeffen haben. Der Gewählte muß die Wahl anneh: 
"en, felbft wenn er nach 8 Zahren zum' 2tenmal gewählt wird. 

ue- Eintracht dv. 1534. Art. 18. Rollera. a. O. ©.- 221. 
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angefeffen. Das neue Reglem. der Hamburg. Rath: und Bür: 
gerconvente vom 22. Septbr. 1712. Zit. I. Art. 6. erklärte aber 
für »Erbgefeffen« nur diejenigen Bürger, welche wenigftend 1000 
Rthlr. freien Geldes in Stadtgrunbflüden oder 2000 Rthlr. in 
Srundflüden außerhalb der Stadt auf Hamburg. Gebiete befigen?). 

D. In Frankfurt find fümmtliche hriftlihe Bürger zum 
Zwecke der Abftimmung über Wahlen und andere, zum Befchluffe 
der ganzen Bürgerfchaft geeignete, Segenftände, nach Stand und 
Gewerbe, in drei Abtheilungen gefchieden 6). 


$. 127. (6. 106.) 


V. Die bürgerlichen Eollegien oder Ausſchüſſe der 
Bürgerfchaft. 


Schon nah dem Altern Verfaffungdrecht ber freien Städte 
befteht, zum Zwecke der Theilnahme der Bürgerfchaft an ber Ver: 
waltung der öffentlichen Angelegenheiten, infofern fie nicht vor 
die Verfammlung ber gefammten Bürgerfchaft gehören, gegen: 
über dem Mathe, ein, den Ständen in monardifchen Staaten 
ähnliches, Repräfentatives Organ der Bürgerfchaft, f. 
g. bürgerlihe Collegien, Deputationen ober Ausſchüſſe. 


5) Das Legitimationg-Werfahren regulirte ber Rath und Bürgerfchluß 
v. 11. Octbr. 1832. Die Beſchränkung auf Bürger Lutherifcher 
Religion, welche dad Reglem. v. 1712 Tit. J. Art.5 feftfeate, mußte 
mit Art. 16 der Bunbesacte wegfallen; bagegen find bie übrigen 
Ausfchließungsgründe jenes Reglements (Krt.5) — namentlich Aller, 
die in fremden Dienften ftehen, aller ftäbtifchen Bedienten (aud) 
Schul- und Kircdhendiener), der Kalliten, Pfufcher oder Bönhafen, 
— noch in Kraft. Auch ift wefentliche Wohnung in der Stadt, ober 
in ber Vorſtadt, erforderlich. Weber die nach Tit. I. Art. 2 u. 3 des 
Reglem. v. 1712 außerdem zum Erfcheinen in den Bürgerconven- 
ten berechtigten Werkmeifter ber Aemter, Verordnete der Gämmerei, 
Bürger: Sapitains, WBörfenalten und die resp. dazu verpflichteten 
Oberalten, Glieber ber bürger!. Collegien u.f.w. ©. üherh. Werft: 
pbhalena. a. O. ©. 77.82f. ©. 85. ©.89 f. 

Gonftit. Ergänz. Acte, Art. 11. Weber die repräfentativen Körper 
f. den folg. $phen. 


6 


— 
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als ein aus Senat und Bürgerfchaft gemifchtes Organ, welches 
die „Geſammheit chriftlicher Bürgerfchaft im weitern und republi: 
kaniſchen Sinne d. h. mit Einfluß des Senats und des Bürger: 
auöfchuffes» repräfentirt, die gefeßgebende Verſammlung, 
oder der gefeßgebende Körper, zufammengefest aus 20 Mit: 
gliedern des Senats, 20 Mitgliedern des ftändigen Bürger : Aus: 
fchuffed und 45 andern Mitgliedern, welche aus der Mitte der 
übrigen Bürgerfchaft durch ein von den drei Abtheilungen der 
hriftlihen Bürgerfchaft gewähltes, aus 75 Perfonen beftebendes 
Wahlcollegium gewählt werben. Derfelbe wird vom Senate, nad 
Statt gefundener Wahl der Mitglieder, aljährlih im November 
berufen, »fonft er fi aus eigenem Rechte conflituirt.» Zum Wir: 
kungskreiſe deſſelben gehören die Geſetzgebung überhaupt, die Be: 
fleuerung, Anordnung ber bewaffneten Macht, Sanction ber 
Staatöverftäge, Prüfung des Staatshbaushaltes, Entfcheidung der 
Differenzen zwifchen Senat und Bürger: Ausfhuß, Einwilligung 
zur Veräußerung von größern Staatögütern, Mitwirkung bei Wie⸗ 
derbefegung vakanter Stellen im Senat und in dem fländigen 
Bürger-Ausfhuß, Bewahrung und Erhaltung der Berfaf: 
fung, nebft Einleitung ded Verfahrens und Serbeiführung ge: 
richtlicher Entſcheidung über Verfaſſungs-Verletzung einzelner 
Staatöbeamten 6). Als Repräfentation der Bürgerfchaft. im en⸗ 
- gern Sinne, dem Senate gegenüber, fungirt der fländige Bür- 
ger-Ausſchuß, wie früher das veichöftädtifche Bürgercollegium 
aus 51 Mitgliedern beftehend, welche aus allen Ständen der 
hriftlihen Bürgerfchaft „mit Berudfichtigung der drei Gonfeffio- 
nen“ (vergl. oben $. 87. Note 9.) auf Lebenszeit gewählt werben. 
Die Wahl für die erledigten Pläge erfolgt aber nicht durch die 
Bürgerfchaft unmittelbar, fondern durch 12 Wahlheren, von wel: 
chen je fech8 vom Bürgerausfhuß und den 45 gewählten Gliedern 
des gefeßgebenden Körpers gewählt werben. Diefe wählen brei 
Gandidaten, unter welchen dann die Kugelung entfcheidet”?). Der 


6 Frankf. Conſt. Ergänz. Acte Art. 9-17. 
7) Conſt. Ergänz. Acte Art. 46. Der Gewählte iſt nach Art. 47 ver: 


pflichtet zuc Annahme der Wahl. Doch giebt ed auch hier Excusa- 
tiones necessariae und voluntariae. 
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Wirkungskreis defjelben ift der nämliche, wie er fchon durch bie 
reichöftädtifche Werfaffung beflimmt war, in fo weit nicht das 
neue Grundgeſetz durch Einrichtung des gefebgebenden Körpers 
u. f. w. Abänderungen gemacht hat). 


8.128. ($. 107) 


VE Die Bewohner des Landgebietes der freien 
Städte. 


Die Bewohner ded Landgebieted der freien Städte haben 
zwar zum Theil eine den Verhältniffen der Gemeinden in ben 
monarchiſchen Staaten ähnliche, einiger Maßen felbftftändige Ge: 
meinbe-Berfaflung ). Sowohl ihr, ald früher auch der Bewohner 
der Vorſtädte flaatsrechtlihes Verhältniß unterfchiedb fich 
aber von dem der Sefammtheit der Bürger der freien Stadt 
dadurch, daß fie überall nicht als Theilhaber der der Stabt ge⸗ 


8, Gonftit. Ergänz. Acte Art. 48. Weber das frühere Collegium ber 
Siger und das davon getrennte, jest aber mit dem Bürgerausſchuß 
verbundene Neuner-Collegium f. Mofer, von der reicheft. Re⸗ 
giments:Berf. ©. 98 f. 


1) ©. 3.8. die fehr ausführliche Frankfurter Gemeinde: Ordnung 
auf den Land=Dorffchaften v. 17. Zul. (public. 20. Aug.) 1824. Frankf. 
Gefed= und Statut. Samml. von 1820—1824. ©. 263 f. Bon ben 
neuern feit 1848 entflandenen Verfaffungen enthält die Bremifche 
einen befondern Abfchnitt (den 5ten, Art. 84 f) „Won ben Gemein: 
ben bed Bremiſchen Staats, durch weldyen zugleich die bisher herr⸗ 
fhende Stadt zu einer „Gemeinde des Bremifchen Staats« gemacht 
und die Abſicht ausgefprocdyen wird, die Verwaltung „ber ftädtifchen 
Gemeinbeangelegenheiten” von „ber Staatöverwaltuug«» zu trennen. 
Daffelbe intendirten die neuern Frankfurter Conſtitutions-Pro⸗ 
jecte. Auch der Hamburger Verfaffungs-Entwurf verfolgt daffelbe 
Biel. Er behandelt im 10ten Abfchnitt „bie Gemeinden» und erklärt 
an ber Spige beffelben (Art.167): "Die Stadt Hamburg bildet mit 
ber jegigen Vorſtadt St. Georg eine Gemeinde.» Dabei wird dann 
das Verhältniß der Gemeinden Überhaupt den herrfchenden Prinzis 
pien gemäß (f. oben $. 106. 107.) regulirt. 


670 Staatsr. d. Bundeöftaaten. — Berfaffungsrecht. ($. 128.) 


bubrenden Staatögewalt ober Souverainetät zu betrachten, fon: 
dern Untertbanen der Stadtgemeinde waren 2). Die Abthei: 
„lung des Gebiets in Gerichts- und Berwaltungs: Bezirke kömmt 
auch bier vor. Ihre Beamte (Landherren, Vögte, Amtmänner) 
werben von dem Senat oder Rath beftellt 9. | 

Schon vermöge der Beftimmung der Wiener Schlußacte 
Art. 62 mußte den Bewohnern der Städte und Dörfer bed Land⸗ 
gebieted der freien Städte eine, ber ftändifchen Verfaſſung in den 
monarchiſchen Staaten analoge, Repräfentation zum Zwecke 
der Mitwirkung bei der fie betreffenden Geſetzgebung und Be- 
fleuerung eingeräumt werden. Bid auf die neuere Zeit war 
aber diefem rvechtöbegründeten Anfpruh nur in Frankfurt Se: 
nüge geichehen ). Durch die neuern Verfaffungen von Lübed 
und Bremen find die Landbewohner den Bürgern in der Stadt 
in politifcher Hinficht fogar völig gleichgeftelt, dergeftalt, daß fie 
mit diefen zufammen das herrfchende Subject des Freiftaates 


2) Zu unterfcheiden hierbei ift dag privative, von dem zwifchen zwei 
freien Städten gemeinfhaftlicdyen Gebiet, wie zwifchen Hamburg 
und Lübeck noch jett bie Landeshoheit über Amt unb Städtchen Ber: 
gedorf nach dem Receſſe v. 4. Dctbr. 1620 gemeinfchaftlich ifl. Wie 
e8 damit in Zukunft werben follte, beftimmt weder bie neue Lübecker 
Berfoffung von 1848 nod die Berfaflung des Kreiftaates Hamburg 
von 1849. 

3) Bergl. Über das Lanbamt in Frankfurt die Conſt. Ergänz. Acte 
Art. 325 Über bie bisherige Verfaffung von Hamburg: Weft- 
phalen a. a. O. Th. IL ©. 339 f. ©. 374 f. S. 388 f. ©. aud) 
über Lübed und Bremen de Villers p. 25. p. 5ls. Bremi- 
The Verf. Urk. v. 1849. F. 121. Hamburg. v. 1849. Art. 117. 

4) Schon die Gonft. Ergänz. Acte v. 1816 ftellte im Art. 7 „bie Eman- 
cipation der Landbewohner auf den Dorfichaften« und eine Vertre⸗ 

- tung berfelben im gefeggebenden Körper in Ausficht. Realiſirt wur: 
de diefelbe aber erft burch Geſetz v. 31. Mai (public. 3. Zun.) 1823, 
wonach bei allen das Intereffe dev Kandbewohner berührenden, Ber: 
bandlungen bed geſezgebenden Körpers, nad) vorgängigem 
Rathſchluſſe, durdy den ältern Bürgermeifter neun, jährlich wech⸗ 
feinde, gewählte Abgeordnete der Gemeinden einberufen werben 
müſſen. 
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bilden. Daffelbe würde auch in Hamburg der Fall fein, wenn 
die neue Verfaſſung ind Leben treten follte 5). 


5) 


Die Lübed. Verf. fagt $. 26: „Zur Wahl der Vertreter find in der 
Negel alle Bewhner bes Lübeckiſchen Freiſtaates berechtigt, 
weldye das Bürgerrecht befiten und den Bürgereid geleiftet haben.« 
Nach $. 29 bilden diejenigen, welche außerhalb der Stabt ihren ors 
dentlichen Wohnfig haben, den Stand ber Lanbleute, welder 


16 Bertreter in ber Bürgerfhaft hat, und nah $. 2 ift zum 
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Mitgliede bes Senates jeder Bürger bes Lübeder Freiftaates 
ohne Rüdficht auf feinen Stand wählbar. Nach der Rerfaffung 
Bremens ($. 1) find Genoffen bes Bremifhen Staats Alle, 
welche vermöge bes Heimathsrechts demfelben angehören. Bürger 
bes Staats ift ($. 2) jeder Genoſſe derfelben, welcher den Staats: 
bürgereid geleiftet hat. In den Senat ift ($. 40) wählbar jeder 
Bremifhe Staatsbürger, bei dem kein gefegliches Hinderniß 
eintritt. Doch folen ($. 48) die Senats-Mitglieder in einem ber 
Gemeindebe zirke der Stadt Bremen ihren Wohnſitz haben ober 
binnen 6 Mon. dafelbft nehmen müffen. An den Wahlen zur Bür- 
gerfhaft nehmen in gleicher Berechtigung auch die Landbewohner 
Zheil. S. aud) oben Note 1. 


Berichtigungen und Zufäße: 


Zur Litt. vor $. 1 add. C. 5. Gerber, über öffentl, Rechte. Tü⸗ 
bingen 1852. 


lies octroiirte ft. octroirte. 


zur Litt. üb. Hannover: b. giebhaber, Beiträge zur Erört. 
der Staatsverfaff. der Braunfchw. Lüneb. Churlande. Gotha. 1793. 
3. 13. I. die Souveränetät nur ft. die nur Souveränetät 
unten I. über dem König. 

in der Eitt. ift der Name von VBollgraff u. Zarde unridtig 
gedrudt; auch ift am Schluß zuzufügen: (x ottgraff) Kritik und 
Reform der Staatsverfaflungen. Marb. 1851 


unten Note 3 1. Gen ft. Genz. Add. Das Memoire von Gen& üb. 
den Unterfchied dv. landſtändiſch u. repräfentativ f. bei Welder, 
wicht. Urt. für den Rechtszufland ber deutfch. Nation ©. 220f. . 


135.add. über den Baſeler Frieden: ©. 8. Klofe, Leben Karl Aus 


auft’8 v. Hardenberg. Halle 1851. ©. 83 f. 


©. 144 3. 6. fehlt bei Kranffurt die Zahl der Rote 11). 


— 187 Zur kitt. vor $. 43 gehört nody (betrifft aber auch die frühern Bei- 
ten): Die beutfchen Ginheitsbeftrebungen in ihrem geſchichtl. Zu— 
fammenbange, dargeftellt von Karl Klüpfel. Leipzig 1852. 


— 305 Note 9. add. Reihard, üb. das Verhältn. zw. Gentralgewalt u. 
Rear. der Einzelftaaten, in der Beitfchr. f. gef. Staatswifl. Bd. 
V. Nr. 10. . 


— 2223 muß es flott IV. heißen: V. Quellen u. f. w. 


— 240 Note 20 add. R. Mohl, Geſch. der Würtemb. Berfaflung v. 
1819, in der Zeitſchr. f. v. gef. Staat—zw. Bd. -VL No. 


— 243 fehlt bei LZuremburg bie neuefle Berfaffung v. 9. Juli 1048, ab- 
gedr. in der Samml. v. Schubert, Bb. I. ©. 284 f. Rauch's 
parl. Zafchenb. Lief. 1. ©. 75 f. 


— 439 add. zu Note 4: Mohl, Beitr. zur eehre v. Petitionsrecht in ber 
Zeitſchr. f. gef. Staatew. Bd. IV. No. 


— 505 muß bie Rubrit von $. 103 bie Ziffer y ſtatt IV erhalten. 
— 524 fehlt bei $. 106 die Angabe bes alten $phen: ($. 101.) 
— 543 3. 3 lies: begründeten Rechte . 


— 544 3. 21 ift in ben Worten: „vielmehr das aus den hiſtoriſchen⸗ bas 
Wort raus“ zu ſtreichen. 


Drud der Univ. -Buchdruderei von E. A. Huth in Göttingen. 
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